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I. Beceilsionen. 

Die römiscben Tribas in administrativer Beziehung. Von 
Theod. MommseB» Dp. d, R, Altona^ Hammericb, 1844 
X tk 232 S. a. (li Thlp.> 

Rerensir-t 

ron 

Herrn Professor XHr^ Hasehke zu Breslau» 

Der Verfasser,, der sieli erst karzlick durck seine Abhandlung 
aber die colkgia et sodalicia und seine Entdeckung oder vielmehr 
Wiederentdeckung, dass die s. g. Uiv de scrihis eine von den leges 
Comeliae ist, rfibmlicbst bekannt gemacht hat, tritt hier mit einer 
neuen Untersuchung auf demselben Gebiete hervor ^ die Diesesmal 
<ßine8 der wichtigsten Probleme der Römischen Staatsverfassung he« 
trifft und die, wenn sie auch nicht in dem Umfange neue sichere 
Resultate geliefert ' haben sollte,, wie der Verf. mit einer oft die 
Energie der Forschung bekundenden und dem angehenden Schrift- 
steller stets verzeihlichen Zuversicht zu glauben seheint, doch jeden- 
falls unsere Kcnntniss der Römischen Verfassungsgeschichte fordert 
und die günstige Meinung, welche wir von dem Scharfsinn des Verfs. 
nach seinen frühem Versuchen hegen mussten, bestätigt. 

Wenn Recensent nun die Anzeige dieser Schrift unternimmt, so 
muss er von vornherein bekennea, dass dieses theilweise in einer 
persönlichen Stellung zu der letzteren seinen Grund hat. Dfimit 
meine ich nicht die nach der einen oder andern Seite und wahrschein- 
tich nach beyden der Nachsicht bedfirfende Art, wie der Verf. S. 67. 
von meiner Schrift über die Servianische Verfassung und deren Tad- 
ktrn spricht; denn ich liebe die Windmühlengefeebte nicht, noch 
die Rolle eines Interpreten, der selbst nur hebrttisch redend, dem 
Andern dieser Sprache Unkundigen eine hebrüiscbe Rede verdoll- 
metschen will, und habe deshalb nicht erst jetzt beschlossen, allem 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. VII. 37 
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582 Mommtefi^ Die Rom. Tribus in administrativer Beziehung. 

Missverstande dieser Art ein beharrliches Schweigen entgegenzu- 
setzen. Auch meine ich nicht die in dieser, wie in andern Schriften 
öfter gemachte Erfahrung^ dass Sätze darin als neue und eigene hin- 
gestellt werden, welche nur aus meinem Buche entlehnt sind; denn 
abgesehen davon, dass auch das sich Nehmenlassen immer noch se- 
liger ist als das Nehmen, so v^ient dergleichen auch nur dann 
Rüge, wenn es aus Unredlichkeit geschehen ist, welche hier anzu- 
nehmen ich durchaus keinen Grund habe. Was ich meine, ist^ dass 
der Verf. die wichtigsten Resultate meiner SchrN^, die ich als eine 
sichere, wenn auch im Einzelnen der manniehfacbslen BerichtigUBgen 
fähige und bedürftige Errungenschaft fttr die Verfkssangsgesehichte 
des Römischen Rechts betrachten zu dürfen glaubte, zwar nicht 
direct zu widerlegen — an einer «olchen Berücksichtigung scheint 
ihn eine gewisse Vornehmheit gehindert zu haben, die seiner Schrift 
nicht zur Zierde gereicht — aber dadurch folgeweise umzustossen 
versucht hat, dass er ihnen gegenüber eine andere Ansicht aufstellte, 
die jene von selbst ausschliesst. Aehnliches ist nun zwar auch schon 
vonAndern geschehen, aber, wie mir scheint, auf eine solche Weise, 
dass man es ruhig der Zeil überlassen konnte, an den opinionum 
commenta zu verrichten, was ihres Amtes ist. Der Verf. dagegen 
hat seine Meinung mit einem so grossen Aufwände von Scharfsinn 
und Gelehrsamkeit zu begründen versucht und sie so ernst und con- 
sequent durchgeführt, dass ich bekennen muss, auf den ersten Bllj^ 
selbst von ihr geblendet worden zu seyn. Noch mehr wird es denen 
so ergehen, die mit dem ganzen Gegenstande weniger vertraut sind, 
und so liegt die Gefahr nahe, dass die Ansicht des Verfs. eine Gel- 
tung erlange, die ihr nicht gebührf. Da mich nun die Abhandlung des 
Verfs. nach gründlicherer Prüfung in meiner Ueberzeogung nur be- 
stärkt, zugleich aber auch auf einige Berichtigungen geführt hat, auf 
die ein Anderer nach seinem Ideenkreise nicht leicht kommen würde, 
so halte ich es für Pflicht, aus diesem Anlass die richtige Ansicht 
gegen eine neue nur scheinbare wiederholt in Schutz zu nehmen. 

Die vorliegende Schrift zerfallt in drey Capitel. Das erste han- 
delt von den Verfassung der TribiM» mit näherer Rücksicht auf Steuer 
und Sold. Das zweyte betrachtet sie als die Grundlage der mili- 
^rjßchen nnd politischen Centurre^. Das dritte endlich beschäftigt 
siqh mU iea Tribus der Kaiserzeit qh, stä4ti«cben Corporationen* 

Zu einer scharfen Prüfung fordert gleich der erste §. des ersten 
Capitefs auf. Nachdem nehmlich der Verf. von der localcn Natur 
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iler Trilms gidi»Bde1t hat, wendet er sich zo der Zahl derselhea «ad 
ntnrait Bwar f&r Sefvins Zeit richtig nur Tier Tribvs aa; weicht aber 
darin von der f^ewöbnlichen Darstelhnig wesentlich ah, data im J. d. 
Sl.259. nicht nach Liv.2,^%V. ein und zwansig, sondern nur zwanzig 
Tribos gemicht seyn sollen, eine festgeschlesseae Zahl, zu der erst 
später, ab aaa sich geo9thigt gesehen, neäe Tribns binzuzufttgen, 
die ein ood zwanzigste hinzugekommen sey. Da die HinzafUgung 
einer einzelnen Trthus etwas lonat UaerfaOrtes ist und gewiss nicht 
zufällig alle sonstigen Creirungep neuer Trihus in der Mehrzahl 
und zwar in 4er geraden Mehrzahl erfolgen, so wird man begierig 
seyn, die Graide des Verfo. zu erfahre«. Zuerst nun sucht er sich 
des wichtige« positiven Zengnisses fkir die gewöbaliche Aasicht LiV.S., 
21. Botnäe ifibus una et viginit fiutae zu entledigen. Dort, sagt 
er, haben die meisten und besten Handschriften una et trigenta^ ein 
offenbarer Fehler, der aber nicht, wie man bisher allgemein ange- 
nommen, a«s der Lesart der übrigen HSS. Romae tribus una et vi* 
gmti faeiae^ sondern aus der trockenen, von Liviiis einem alten 
AnaaKften nachgeschriebenen Notiz: Homae tribus faeiae entstanden 
ift. Beweis: bey Liy. 6«, 5. iribus quatuor ex novis eivibus ad- 
4i'Uie • • . ea^ue viginii fuinque numerum explevere hat die Floren« 
einer HS. eaequt qmnque triginta XXF iribuum nutnerum explevere, 
was (naeh dem Verf.) ohne Zweifel daher entstanden ist, dass der 
bekannte ibterpol&tor Nikomacbns nach Liv. 1«, 43. post expieium 
numerum f ei XXX tribuum in der Meinung, dass dieser expletus 
mtmerus hier gemeint sey, zu XX f^ tribuum quinque triginta an 
den Rand setzte, was nachmals io- denTezt mit aufgenommen wurde. 
Offenbar hat nun derselbe Gorrector, indem er meinte, dass 367. 
darch Hinzufüguog von vier Tribns die Zahl von 35 erfüllt worden 
sey, angenommen, vor diesem Jahr müssten 31 Tribus bestanden 
hdben, und foiglieh ist bey Liv. 2,^ 21. diese Zahl nicht aus üna et 
viginli verschrieben, sondern von dem Interpolator herausgerecbnet 
und zu tilgen. — Aber aoch einen Beweis für seine 20 Tribus bringt 
der Verf. bey, die bekannte Stelle iie% Dionys, 7«, 64. von dem vier 
Jahr spater füllenden Processe des Goriolan, die man bisher irrig 
als einen Beweis für die 21 Tribus betrachtet bat: p>iag yoQ nai etkoai 
tote q)vXiSv oi(m9, aig 17 'ij^cpog afe&iOtf, titg anoXifOfictig icyfev o 
MuQittog iffea, wri ei dvo fr^^l^ov avt^ fvXal, dla t^p iaei%l)ri(pUiv 
aneXvito &Vj wm^Q o fofiog ^|^t;. Da steht freylich mit einfachen 
Worten von 21 Tribus, aber auf Kosten der mathematischen Wahr- 
heit. Denn wenn Goriolan mit 2 Stimmen Majorität verurtheilt 

37* 
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584 Mommienj Die Rem. Tribiu in administrativer Beziehung. 

wurde oiid 9 absolvierte», so mfissen 11 gegen 9 Terurtlieitt haben 
und felglich 20 Tribes gewesen seya, unter wefeber Voraassetanag 
auch allein durch Hiazutritt zwey^er Tribns (nicht ans den 11, son- 
dern zwey neuer) eine hey 21 Tribns gar nicht mUgliche Isopsephie 
sich denken lässt. So weit des Verfe. Beweis. 

Was nun zuerst die Stelle des Livius betri|Ft, so geben wir 
gern zu, was auch wohl allgemeine Meinung ist, dasstna et triginia 
nicht durch Verschreibnng von una ei viginti, sondern dnreh Inter- 
polatien enti^aoden ist, ohne Übrigens mit solcher Sicherheit gerade 
den Nikomachus für den loterpolator und den angeeommenen Za- 
sammenhang der Interpolationen in 2., 21. und 6«, 5. mit 1., 43. fftr 
nothwendig zu halten; denn das natürlichste ist doch wehl, dass der 
oder die mehreren Interpolatoren von der allbekannten Notiz aus« 
gehend, dass es in Rom 35 Tribns gegeben habe, 6m 5. diese Zahl 
gesetzt und 2., 21. durch Hinzurechnung der triginta et une, zu den 
vier Servianischen sie zu Grunde gelegt haben. Doch dem sey, wie 
ihm wolle; unbegreiflich bleibt es uns, wie hieraus folgen soll, dass 
der Interpolator 2*9 21. nicht viginä et una tribus factee^ sondern 
bios tribus factae vor Augen gehabt haben soll. Viel wahrschein- 
licher, wir möchten sagen gewiss, so weit sich in solchen Dingen 
von Gewissheit sprechen Usst, ist das GegenlheiL Denn erstens hat 
keine HS. hier und in der Epit. Hb, 2m wo auch alle bessern HSS. 
viginti una lesen, blos tribus^ sondern alle eine bestimmte Zahl und 
2., 21- steht auch in der trefflichen Florentiner HS. nach Draken- 
borch nicht ÄXX {yiie der Verf. behauptet), sondern XÄ. Ferner 
pflegen Interpolationen von Zahlen nur da vorzukommen, wo eine 
dem Interpolator falsch scheinende Zahl zu einer Veränderung auf- 
fordert, wie denn auch die Interpolation in 6., 5. so veranlasst ist, 
nicht aber, wo noch gar keine Zahl steht und es folglich keinen 
offenbaren Irrthum zu verbessern gibt. Endlich konnte auch Livius 
gar nicht blos schreiben Aomae tribus factae ; er hätte, wenn er die 
Zahl auslassen wollte, wofür wir ihm doch gar keinen irgend wahr- 
scheinlichen Grund unterschieben können, wenigstens tribus novae 
faetae oder dergl. schreiben müssen, da er selbst berichtet hatte, 
dass schon früher 4 Tribus in Rom bestanden haben, und da er 6.« 5. 
sagt, dass damals durch HinzufÖgung von 4 neuen 25 Tribus gewor- 
den seyen, inmittelst aber von keiner Greirung neuer Tribus etwas 
berichtet, so musste er, der alle übrigen Vermebruiigen der Tribus 
sorgfällig mit der Zahl angegeben hat, auch hier sagen, es seyen 
21 Tribus gemacht. Während also alles Urkuodliche und alle innere 
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WabrselieiDlichkeit der ABsahme des Verls« widerspriclily spricht 
befdes lür die gewdholiehe Lesart. 

Dasselbe gilt aber auch tob der Stelle des Dionysins. Der 
Verf. deutet die HoflauDg an, dass die HSS. setner Ansiebt tob der- 
selben zu Httlfe kommen würden. Allein nachdem mein College 
Ambrosch die Güte gehabt, mir die Einsicht seines Apparats znm 
Dionysias zd verstatten, kann ich yersichern, dass sowohl der CAt- 
stanus wie der Fatieanus dea Text der Aasgaben bestätigen. Und 
eben daraof führt aach eine richtige Erklärung der Stelle. Ftfr diese 
ist voraus zu bemerken, dass Plutarch CarwL 20. sagt, Goriolan 
sey durch eine Majorität von drey Stimmen verurtheilt worden (tcO; 
(pvXou& tjjg il}ij^)(w do&siaijg, cU Ha&miQoiaai tQüa iyifovto). Dieser 
Bericht, den der Verf. als widersprechend betrachtet, stimmt mit dem 
des Dionysius aufs schönste überein. Wenn nehmlieh nach der 
Stelle des letztern feststeht, dass 21 Tribus waren und 9 freyspra- 
cheo, so lässt^sich eine doppelte Auffassung denken; i) man kann 
nach gewöhnlicher Ausdrncksweise sagen, Goriolan worde durch 
drey Stimmen Majorität (12 gegen 9) verurtheilt, und dieses sagt 
Plutarch. 2) Eben so wahr sagt man aber auch, dass nur zwey 
Stimaien ihn verurtheilt haben, wie Dionys 8., 6*24* sich ausdruckt 
und in unserer Stelle näher erläutert; denn wenn von den 12 widri- 
gen Stimmen 2 zu seinen 9 absolvierend^i hinzugetreten wflren, so 
glichen sich die Stimmen gegeneinander aus (natürlich insoweit dieses 
bey einer ungeraden Gesamnitzabl überhaupt rtiöglich ist), indem nun 
gegen 10 verurtbeilende 11 freyspreehende wurden, und nach dem 
von Dionysius auch sonst öfter hervorgehobenen Recfatssatze (4., 
20. 7., 59.) entschied dann ^e eine Stimme Mehrheit, welche hier 
auf der freyspreehenden Seite stand. So erklären sich die Ausdrücke 
dta liit uTOiptiqticw und mauiSQ 6 fOfioq ^^iov sehr einfach, ohne dass 
man nöthig hätte, was soast das leichteste Auskunftsmittel wäre, statt 
anoXvtto af zu lesen oTioXisto f*ujl, wogegen der Auslegung des Verfs., 
ganz abgesehen von der Noth wendigkeit, in die er sich versetzt sieht, 
den urkundlichen Text zu verändern, und einen Widerspruch zwi- 
schen den beyden Berichterstattern anzunehmen, zwey wichtige Ein- 
wände entgegenstehen: die Seltsamkeit (um nichts Schlimmeres zu 
sagen) des Gedankens, den er dem Dionysius unterschieben muss, 
dass die zwey hinzutretenden Tribus nicht zwey der vorhandenen, 
sondern eingebildete seyn sollen, und dass Dionysius sonst nirgends 
etwas von dem Rechtssatze erwähnt, wonach im Falle der Stimmen- 
gleichheit der Angeklagte für freygesprochen gilt. — Hiernach kann 
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•8 BDn wohl nicht länger bezweifelt werden , dast im J. 259« wirk- 
lich 21 Tribus gemacht worden sind und des Yerfs. 30 Tribas so 
wenig wie die von Niebuhr eiosi er^ninenen jemals exbtSrt beben '*^). 
Wie wichl% aber diese Tbatsaebe Bit die gansi) Anfiassung^ des.Ver« 
bältnisses der Tribus in den Centuries sey^ wird sich spiter zetgen. 
Der Verf. fiEHirt freylich noch einen innem Grand ftLr seine Meinnng 
an: da sechssehn der nenen Tribns gentiUcisehe Namen haben nnd 
nnr. eine, die CrustuminBf eben so wie die seit 367. b&izngefiglettt 
vom Ort benannt sey, so müsse noch diese spätem Ursprungs seyn* 
Aber diese Verschiedenheit erklärt sich weit besser bey der Annahme 
eines gleichzeitigen Entstehens der Crustumma mit den seehszeha 
gentiiicischen, U9d zwar daraus, dass, wie ich (Ser. Tüll. S. 629. 
^B.60(K) gezeigt habe, die neuen 17 ländlichen Tribus auf dieSer- 
Tianischen 170 Glassencenturien kamen ^ wonach, da diese abs 100 
eigentlichen Glassencenturien und noch 10 cenluriae aceensum veki' 
fyiiHf der geringsten Ackerbesitzer, bestanden $ die nur anhsmgswetse 
noch zur Bürgerschaft der Glassen gerechnet waren, und im Kriegs* 
dienst und allen Verfassungsrcchten zurückstanden, auch die auf sie 
kommende Tribus keinen gentilicischen Namen führen konnte, son- 
dern auf ähnliche Weise wie in der ältesten Verfassung die Loeeres 
neben den von Romulns und Tatius benannten Hauptstämmen blos 
vom Ort benannt werden aiusste (Ser.Tull. S. 31. f«)* Aufo schönste 
stimmt mit diesem Zusammenhange Überein, dass die Plebs bey ihrer 
ersten Secession, d. fa. im folgenden Jahre nach der Greimng der 
17 ländlichen Tribus, sich nach Grustumerium wandte (Varr, de L. 
L, 5., §. 81. in stcessione CruBtumina). Diese die Häupter der un- 
tersten Plebs enthaltende Tribus, deren Genturien Servius Tuliins 
eine ähnliche Stellnng angelesen hatte, wie sie später die Brultier 
(Gell. 10., 3.) einnal^men, war der natürliche Stützpunkt der Unzu- 
friedenen. Dass aber 'schon Servius Tullius ihnen als Römischen 
Bürgern einen Platz in seiner Gentnrienverfassiing anweisen kennte, 
bestätigt auch die Geschichte» Denn nach Lw.l.^ 11.38. Dionys,2.t 
36. 3.^49. hatten die truslumerier schon vor Tarqninius Priscus 
das Bürgerrecht, der es ihnen nach ihrer Empörung liess. Servius 
Tullius wird ihnen also Land in kleinen Loosen (Uv, 42.) 34.) aa- 



^*) Noch eine HiDdeataiig daraof, dass im J. 337. 2t Tribag waren, liegt In 
der Nachricht des Liv. 4., 46., dass damals 10 Tribus durchs Loos bestimmt wur- 
den, aus denen ausgehoben werden sollte. Man wollte nicht das Volk als sol- 
ches heransiehen, sondern die minor parg populi, die jetat denn eben so aus 
10 Tribus bestand, wie später, als 35 Tribus waren, bey der Wahl der Priester 
nach der lex Domitia aus i1 Tribns. Verfassung ^n Sttv, Tüll. S. 640. 
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gewiesen und Aas Stimnreeht verliehen \mk^. Aoeh ihr aberMliger 
Abfall im J. 255. (Lio. 2.» IQ.)» «^aeb weichem ihr Terriioriom ateU 
alsTfaeil des äger Romanus ^wnehMi (Lrp.2.,64. Diönys. ILy^S.«;*) 
wird ans ihrer gedraekten Steihrag im Ronmehen Suat erklUrlieli. 

Eine nene Ansicht flnssert der Verf. aueh ttber das Stinnrecht 
der Italiker nach dem finndesgenossenkriege) w<avon Afpiün* i.,49» 
sagt, die Römer hatten sie nitht in die 96 Tribos verlheill) iXXa 
diaatsvovttg aniqyijvaf kfQU^, ip ak ixüQotofOVf tfpiatoi* Moi iroliUiNac 
etinm 17 1^90^ ^tq^iog ^r, or« t&v nifu Htüi tQtAnwfa fffotffoip ti 
xaXovfjiirMf aal oifödSv vni^ ^fiufv, während nach FeiM* t», tO» iV« 
eivitas Itäiiae data esset^ nt in aeto trihts conitihuarantmr nevt 
etves. Des Verfs. Bemerkong nnn, dass dixttttvetf nicht, wie man 
es gewöhnlich erklärt, in zehnTheile (Tribns) theilen, heissen könne^ 
erkenne ich als richtig an und nehme daher da«, was ich a«f diese 
gewöhnliche Erkläning gesldtzt ib der Verf. des S. T. S. 678. ver- 
mnthet hatte, zaröck. Die eigene Inlerpretation des Verfs. dexa^ 
TBVHP '=^ deeurtare^ in Zehnerschaften einibeilen, ist aber ^en so 
spracbwidng; denn dexceteveif heisst d&cimape^ ein Zehntes nehmen, 
fliernach scheint es nmi, dass Aian mit Rüchsieht auf die grosse Masse 
der Neuhtirger nnr dem je Zehnten ein Stimmrecht verlieh «^ wahr- 
scheinlich so, dass zwar die fihrigen nend anob in die Tribus einge« 
schriehen worden , aber nor das Recht hatten , sieh mit jenem Stimm* 
berechtigten Aber die eine Stimme zu berathen — und dieses scheint 
durch die Einrichtung des Angnstns bestätigt zo werden, von dem 
Sueton, 46. erzählt : Italiäm . . . etiam iwre ac dignatione itrbi quo* 
dtttnmodo pro parte aliqua adaequavk: eweogitüio genare suffNt* 
giorum^ quat dt magistratihus urbteis deewiones colonidi in sua 
quisque colonia ferrent^ et sub diem cemiti&ntm ohsignata Romam 
tnitterent, wenn man damit die — i^enn auch nnrichtige — Ablei- 
tung der decuriones vergleicirt L. 299. D. de F. S. (50.> 16.) .... 
quod inUlo eoloniae cum deducerentur^ decima pars eorutn^ qui 
dedueerentur, consiln publici gratia conscribi solila sit. So waren 
nnr die Notabelen io den Montcipien und neuen Colonlen — *- die De- 
curionen und wer ihnen im.Gensus gleichstand — eigentlich stimm*- 
berechtigt und die Veränderung des AugU'stus bestand blos darin, 
dass er den Colonial-Decurionen gestaltete, in ihren Städten selbst, 
so als wären diese ein Theil der urbs selbst, ihre Stimmen abzu* 
geben. Mit Velleius wird aber Appian so zu vereinigen seyn, 
dass für dieNeubCrger 8 neneNebentribns, vielleicht mit besenderen 
Namen, auf die sich die ausser den 35 vorkommenden Tribosnamen 
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beziehe mögen, nni j.e4enfall< mit den ihnen entsprechenden Gen^ 
tarien geschaffen wnrdeo, die abet nicht seihststtfodtge Tribns,. son- 
dern 8 alten nnd zwar den 8 Fetzten dergestalt nebengeordnet waren, 
(was tn oeto tribus tomtribui eigentlieh heisst, im Gegensatz von 
distribm)^ dass in den Gomitien jene zuerst stimmten,, die Stimme 
jeder Tribns oder Centarie aber erst galt, wenn auch ihre tribtu vei 
centuria gemima aus den Neubfirgern abgestimmt hatte und nur aus 
der zusammeogerechneten Zahl der Tribnien oder Centnrialen beyder 
verbundenen Stimmkörper sich eine Stimmenmehrheit ergab« Es war 
also ganz dieselbe Einrichtung, die seit Tarquinius Priscus in der 
Gurienverfassung bestand, indem auch da nach der VerdoppelhiDg 
der Ramnes^ Tilies^ Luceres nur 3 Tribus und 30 Gurien blieben, 
jede Gurie aber durch die posteriores gleichsam eine Zwillingscurie 
neben sich hatte. Dass aber gerade 8 Tribus diese Gemination er- 
fuhren, bestätigt wieder trefflich meine Darstellung der Geschichte 
der Tribus und Genturienverfassnng, nach welcher (Ser. TuIl. S*6tö* 
675.) so viele Tribns, nemlich die vier ländlichen, welche im J. 367« 
für die alten Proletarier bis zu einem Geosus von 1000 Assen herab 
hinzugekommen waren, und die vier urbanae^ welche seit der Er- 
füllung der Zahl von 35 Tribus Antheil an der Genturienverfassung 
erbalten hatten, gleichsam die sechste und letzte G lasse des eentu^ 
riatus maximus bildeten und in einem bestimmten Gegensatz gegen 
die fünf eigentlichen Glassen der B&rger besten Rechts standen« Es 
war natürlich, dass der alte Staat den Neubürgem nur diese letzte 
Stelle gleichsam ausser seinem eigentlichen Körper einräumen wollte 
und es erklärt sich daraus, dass wir in den folgenden Kämpfen die 
Italiker und Freygelassenen, welche letzteren auch nur in den vier 
städtischen Tribus standen, stets gemeinschaftliche Sache machen 
sehen in der Forderung ut per omnes tribus distribuerentur, Liv. 
ep, 77. 84. Appian, 1,, 55. 64. Ascon» in CorneL p. 64. OrelL 
Cic. Phil. 8., 2. §. 7. SchoL Gron. in Catil. 2,, 10. §. 24. p. 410. 
Orell 

In §. 2« führt derVerfl die Bemerkung aus, dass die Tribus und 
folglich auch deren Vorsteher eine rein politische, keine sacrale Be- 
deutung gehabt, was ihm Gelegenheit gibt, auch über die Aegeer 
eine neue Gonjectur zu äussern, die wir als problematisch auf sich 
beruhen lassen. Von jener Behauptung hätten übrigens die ältesten 
drey Stammtribus ausgenommen werden sollen (Ser. Tull. S. 722.), 
freylich nur insofern als sie nicht als locale, sondern eben als Stamm- 
tribus aufgefasst wurden. 
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Diese politisehe Bedeutmig war aber naeh §• 8.> als Gmdlage 
der Staatsverwaltang zu dieaen/ iadem GoDSas, Biosaniniloog des 
Schosses und Aoshebmig tribnsweise gesehab. lo wie weit dieses 
ricbtig sey, wird sieb später zeigen. -Von den Vorstebem derTrtbas 
meint der Verf«, dass ihr Terfassangsniftssiger Name euratores trihus 
erst später an die Stelle des arsprflnglieben iribuni getreten ley, was 
uns bedeoklich scheint, da tribunm in der ihesten Zeit darchgSngig 
eine fie^iehnn^ anf die Tribos als Personen bat, wie namentlich bei 
den Vorstehern der alten Ramnes, Tities nnd Loceras und dem tri" 
hunus celerum, den tribuni mlitum nnd den aus diesen hervorge- 
gangenen tribuni plebis und sodann auch wohl bey den tribumi aerariu 
Gewiss also unterschied man schon von Anfang an die Vorsteher der 
Oertlichkeit unter dem Namen euratores trtbus von den alten Tri- 
bunen als Vorstehern der Stamme. Auch haben ja die anderen Be- 
hördenansdrficke ans der Servianischen Verfassung sich nicht getfndert. 
Mit noch wenigerem Recht aber schliesst der Verf. bvls Dtonys. 4.^ 14* 
^ysfiofctg i<p hiounffg anodil^ag cvfiftOQÜzgj dass Servius Tullius in 
jeder Tribus nacb den fünf Glassen mitbin föaf Vorsteher eingesetzt 
habe. Dfirfte man hier unter cviAfioqia ciassü verstehen, so würde 
Dionysius doch vielmehr sagen, dass in jeder G lasse mehrere Vor« 
Steher gesetzt seyea. Aber er kann mit evfifuoQia nicht die Glassen 
gemeint haben, da er tbeils die Eintbeilnng jeder Tribus in Glassen 
gar nicht kennt, tbeils von der Eiaricbtong der Glassen erst später 
4., 16. spricht und sie dort meistens avnd^iig nennt, wogegen er 
das Wort <TVfifWQia erst in den spätem Theilen seines Werks wie 
einen Kunstausdruck für c/o^^ gebraucht Offenbar versteht er hier 
anter öVfMfAo^ia. dasselbe, was er vorher i^otga genannt hat, die Tribus, 
ebenso wie er auch 4., 15. von den ganz entsprechenden ländlichen 
Regionen sagt, «s^^rcg di xal towmf ijüav* Richtiger werden wir 
also annehmen, dass jede Tribus zwey Guratoren hatte, wie ja Ober« 
haupt von dieser Zeit an die ZweyzabI in den Behörden die regei- 
massige wird. 

Vom tributttm in §• 4. die jetzt wobl ziemlicb allgemein aner- 
kannten Grundsätze ; nw will der Verf. die Vei^cbidenheit des tn* 
butum in eapitä von dem ex censu nicht gölten lassen, indem er die 
Stelle des Festus v« Tribii&rum mit einer doeb zu wHlkäbrlicben 
Kritik. so Kost: Tributorum conlaiio (^sUtt comlaHonem) quum $it 
alias in capita id e$t (st. ak'a in eapite miiud} ex eenm^ (iieiitir 
etiam quoddam temerarium u. s. m Der bescheidene Kritiker wird 
Tributerum amlationum qtfum $it alia in ^ita aHa ex eensu u. s. w. 
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^iet Ba6k ifteiQem Vorschlage' id S» T. S« 4M. laae«. Auch isl nichts 
znr Widerlegmig de« von mir aofg^stelUep Begriffs daa ir. in eapil^ 
is seiner Ver6efaie4eDb)nl vea dem ex C0n$u vorgehraeht luid der Verf. 
unterstutat jenen aelbst noch durch die gewiss richtige ans jenem Be- 
griff selbst folgende Bemerkung, dass den aerani — eben so aber 
auch allen 9 welche ein irikitium im c^ifita zahlten — dieses nicht so, 
wie das ex eemu^ zifflchhezabk wurde. Eine andere Stelle des 
Festus r. Fectigml at$ Mppeliutur, quod ob tributum et 4tipmdiwn 
...p&pulo debeiur eriddrt der Verf. so, dass ob tribuiwn heis3e: 
wegen des zurficksvzahlenden tributum: gewiss scharbinnig, aber 
doch uowahrscheinlieh» da das iribulum selbst um dea stipeudium 
willen eingefordert wurde. Mir scheint jetat ultro vor tributum aus- 
gefallen zu seyn; denn ultro tributum und Sold sind die beyden 
regelmässigen Ausgaben des Staats. 

Vom tributum kommt der Verf. in §.5. auf den Sold^ wohl eine 
der gelungensten Partien setner Schrift. Auf schöne Weise vereinigt 
er die Nachrichten der Alien ttber die Einfilbrung der öfientUchen 
Soidzahlung seit der Belagerung von Veji mit den Stellen, wonach 
schon früher für den Sold tributum aufgebracht werden muMte^ durch 
die Attnahme^ dass die tributi coUaÜo für den Sold, djsr damals, wo 
man blos noch Sommerfeldsilge kanatoi auch nur ein sechsmonat^ 
lieber war, blosse IVtratsaehe der Tribus gewesen sey, wiegen jetzt 
diats publicum (aerarium) den Tribut einnahm und den Soldaten je 
nach jährigen oder halbjährigen FeUzttgen ein st^eudium annuupi 
oder semestre durch die Quasloren auszahlen liess. Auch zeigt er, 
däss bis ins sechste Jahrhundert der Sold regebnassig erst nach Been- 
digung de& Feldzttgs und stets fiir. das ganze Jahr resp. Semester ge- 
zahlt worden sey. Nur hätte er d^em Sal^e au Liebe nicht auch 
hey Liv* 9«, 4d. §. 6. triginta dierum ifiduciui . . . pacti 9UHt bimestri 
stipendio frumeutoque -^ bimestri m FI mestri tfndem sollen, wie 
gewiss nicht leicht ein Abischreiber für semestri geschrieben haben 
wird« Ein bimestre frumentum ist eben so gewöhnlich fttr einen 
bedungenen Waffenstillstand wie ein semestre oitt ammium stipen- 
4iumi v^JNouys.B»f 6S..9., 17.3^. Und da das lei9$tere doch jedea- 
falis theilbar ial^ ae Usst sinh nicht absehen, wMrum, nicht, nament- 
lich nach einem so schnellea nnd leichten Siege^ auch eiamal em 
blos zweypnnatUeher Sold vom Feinde gefordert .werden aeyUr spfl. 
Weni) der Vert sidi doich auf Pän, M, N* $4k^ 6« §. 11. hemfti, der 
von demselhen geschiehtlieheh Vorgänge sagen, aoU; Tremukßs Sam- 
nites bis dwieerät eaptäqueAttügnia populum.siiptndiQ Ubenmraf^ 
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80 li^t er fibersehen, dass diese Worte vielmehr auf das gebn, was 
Ui). 9., 48« §. 21^ erzUhlt: Tum trium menthtm frtantnto mperalo 
et annuo stipendio .,. ad senatum pacis oratores tnüsi. 

Den folgeDdea §. Hber die Hohe des Slip«adiQBi tibergeben wir, 
weil das, was wir dagegen zb sagen hätten, nns nOtbigen wOrde, 
weiter, als es der Ort erlaubt, in die Geschichte des Römischen 
Geldwesens einzagehen, und wenden uns sogleich zu §.7. n. 8. Ober 
iie triimni aerwrii^ von denen, wie wir aus der Vorrede erbbren, 
die gaoze Untersuchong des Verfs. ausgegangen ist. Die Ansicht 
des Verfs. geht kurz dahin; die trihuni aerarii seyen identisch mit 
den curatores tribuum^ eine civile Behörde hätten sie seyn mOssen, 
weil das Geld für den Sold ^^egelmilssig erst nach der Heimkehr und 
Exaiictoration des Heers disponibel gewesen sey: noch bringe es die 
Natur der Sache mit sieh, dass die Tribosvorsteher, denen nach 
Dionysius die Einsammlung des fttr den Sold bestimmten Tribals 
obgeliegen, es auch wieder den Soldaten gezahlt hatten. Im sechsten 
Jahrhundert sey A\ß militärische Soldzahlnng durch den Qnästor die 
alleinige geworden^ weil man nan die Heere oft mehrere Jahre hin- 
tereinander im Felde hehalt^i habe, npd nun seyen die ,curatoreB 
tribuum antibre äbrigen Geschäfte beschränkt gewesen, his die lex 
Aurelia sie auch zum Richteramt bemfen habe. Mir scheint diese 
Ansiebt, die ich selbst einmal gehegt, aber zugleich mit der, dass 
die Miiitär-Tribune aus den Tribosvorstefaero hervorgegangen seyen, 
wieder verworfen habe (S. Toll. S. 473. 507. Zus. S. 727.) nach 
allen Seiten sehr anwahrsebeinlich. Ich habe schon bemerkt, dass 
der Ausdruck iribuni stete Vorsteher einer Abtheilung von I^rsoneA 
bezeiehnet. Dieses aliein schon lässt schliessen, dass die tr. aerarti 
nichts mit den Tribnsvorstehem zu scbaiTen hatten, von denen auch 
Dtonysitts das wichtige Amt der Soldzahhing nicht unerwähnt lassen 
konnte, wenn es bestanden bätfte. Die tribuni aer0rt*i konnten aber 
auch keine GivilbehOrde daheim seyn. Schon das Recht ier pignorfs 
eapio gegen den trtdunut aerarius deutet auf ein Kriegsverhältniss 
faki; nur dem Soldaten, der angenbliokfieh des Soldes bedurfte, um 
sich im Felde erhalten zu können , konnte ein s6 ausserordentliches 
Recht, welches sonst nnr noch hvf Priestern und Pbblieanen ver- 
kommt, zustehen, niehtimch einekn gewdhnltcben priwatusy und der 
VerL widerspricht dem aiisdrteUiehe»Zeng«iss des Gate bey Getl. 7., 
10. und des Gau 4.^ 27., wenn er es-deitf eäauotoratusi nicht dem 
miiet zasehretbt« Uoglanblieh eher ist es, dasä ween die tr. aerapü 
mit den eunüares tribuum identisefa gewesen wären, die /e^ ^ar«to 
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sie nieht auch bey dem letsteren Nanen, soniem bey einen langst 
bedeutangslos gewordenen genannt beben sollte, sa gesehweigen, dats 
ein solcher Doppelname derselben Bebörde eo derselben Zeit über- 
baopt sebr unwabrscbeialicb ist Um nun nocb meine eigene jetzige 
Ansicht binzoznfiigen , so waren die tr. aermrü eine mit den irihuni 
miUtum in Verbindnng zn denkende miliiMriscbe Behörde — - wahr- 
scheiplieb also bey jeder Legion sechs — die unter den letzten 
Königen oder za Anfang des Freystaais ihnen eben so fiir das Finan« 
zielle und Verpflegnngswesen der Legion beygesellt wurden, wie zu 
derselben Zeit die Quästoren den Prätorea. Wie jene trihuni militumy 
biessen sie tr. aerarii von dem wichtigsten Theil ihrer Besorgung, 
der Soldzahlnng an die miUtes^ aerarii (Farr. de L, L. 5., 181.). 
Wie aber jene die Soldaten zn befehligen hatten, so dienten ihnen 
diese Intendantorbeamten in einer caraiio mit der Zahlung des Sol- 
ides, den sie von den euraiores tribunnty splter vom Qnislor zuge- 
tbeilt erhielten^ daher die den Soldaten gegen sie zuständige pignorts 
capto gar nichts Auffälliges hat. Der primanus (secundanuSf ter- 
Hanns n. s.w.) tribunus (erat gut primae legioni tributum teribebat 
— Fest. s. V.) war vermuthlich der erste unter ihnen, der zugleich 
das Amt hatte, der Legion den tributus zu schreiben (denn schwer- 
lich richtig denkt Hadvig hier an das tributum) d. h. die Liste, auf 
der verzeichnet war, was jeder Soldat nach seinem Range oder in 
Folge einer Belohnung (z.B. als duplicarius) oder Bestrafung (z.B. 
als aere dirutus) an Sold und Rationen zu empfangen habe. Die 
sechs wechselten aber in der Amlsfiihrung wahrscheinlich eben so je 
zwey alle zwey Monate, wie die tribuni militum, woraus sich das so 
of^ Bushtiungene frumentum bimestre erklärt« Schon zu Gato^s Zeit 
(GelL L €,) hatten die /r. aerarii die Soldzahlung nicht mehr. Als 
nehmlicb um die Zeit der" Aufbebung der legis aetiones auch dieees 
rohe Recht der pignoris eapio unpassend erschien, das doch häufig 
nicht den gewOnschten Zweck errei<:ht haben mochte, nahm man die 
Soldzahlnng den tr* aerarii ab, die nun ohne alle Garantie in ihren 
Händen gewesen wäre, und übertrug sie den angesehenem und nn- 
verlässigeren Quästoren, die damals schön längst die Heerführer ins 
Feld begleiteten, und die tr. aerarii behielten nun blos noch das 
ihnen wahrscheinlich durch hcatio von den Quästoren äbertragene 
*NaturalienUeferungs- und Zutheilungsgesebäft, welches fast eben so 
reiche Leute voraussetzte und maehte, wie die von den Rittet« fiber- 
nommenenSUatspaehte, und meistens werden auch Ritter zu tr* aerarii^ 
wie ja später entschieden zu tr. mititum^ oder umgekehrt tr. aerarii 
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za Rittern befördert worden seyn. (Daher SchoL Bob. p. 229* tri" 
buni aerarii et equites Romanik eiusdem sciUcet ordinis viri.) Kein 
Wunder also, wenn Aurelias Gotta darauf verfiel, ausser den Rit- 
tern auch die tr, aerarü (deren damalige Existenz im Staat der Verf. 
S. 54. gegen M advig gut nachweist) zum Richieramt zu berufen. 
Dass wir ausserdem keine Unterbehörde kennen, welche zur Zeit der 
Republik diese Intendantur- oder Lieferungsgeschäfte besorgte, und 
dass die /e^es iudiciariae ausser den Senatoren stets nur militärbche 
Stände (Ritter, tr. aerarii und Genturionen) zum Richteramt berech- 
tigten, scheint mir üicht wenig zur Bestätigung dieser ganzen An- 
sicht zu dienen. Auch konnte es bey der grossen Zahl der Legionen 
in jener Zeit und bey dem jährlichen Wechsel der tr. aerarii nicht 
an 4er nöthigen Zahl der letzteren für eine Richterdecurie fehlen« 
Doch ist noch nach Analogie des damaligen Ritterstandes anzuneh- 
men — woraus sich auch erst erklärt, wie die tr. aerarü einen ordo 
bilden konnten (Ctc. CatiLJi,^ 7. §. 15. pro Babir. 9. §. 27. pro Planc.%. 
§. 21.) — dass nicht blos diejenigen, welche wirklich za diesen Amte 
gelangt waren, wozu man ohne Zweifel wegen der dazu erforderlichen 
Sicherheit des Mannes einen bestimmten Gensus verlangte, sondern 
auch die, wekhe denselben Gensus hatten, unter diesen Namen be- 
griffen wnrden, zumal da solche Lieferungsgeschäfle nicht auf die 
Legionen beschränkt waren, sondern auch für die socii und die Flotte 
älinliche Lieferanten eintreten mussten. Ohne Zweifel hat auch hey 
den Rittern deren Beschäftigung mit Staatspachtungen besonders mit- 
gewirkt, dass die Gensoren bey ihnen einen dem späteren Umfange 
dieser Geschäfte «ntsprech enden neuen Gensus aufstellten. 

Der Verf. will nun ferner zeigen, dass aus den Tribns aueh ^ 
Stimmheer derGenluriat-Gomitien und das militärische Heer, weiches 
nach ihm ein und dasselbe gewesen seyn soll, hervorgegangen sey, 
und wendet sich deshalb im zweyten Gapitel zu dem Verhältniss dw 
Tribus zu den Genturien/ 

Er beginnt mit der famosen Stelle des Cicero über die Cen- 
turienverfassung und bringt, nachdem erblos die Pete rasche Behand- 
lung derselben, wonach Gicero von der reformierten Geoturien- 
verfassung reden soll*), einer allerdings gründlichen VViderlegung 



*) Weil unter den — merkwürdig genug •— von philologischer Seite' 
mir gemachten Einwendungen immer noch die Behauptung eine Hauptrolle ipielt, 
daai Nunc zu Anfang einer Periode stets auf die Jetztzeit gehe, und niemals die 
von mir (S. Tull. S. 10. Anm.) angenommene logisch -adversative Bedeatuiig 
von „Nun aber** habe, so bitte ich -diese Herren Philologen nur Cie, Tuse, 3^ 1. 
§. 2. nachzulesen, wo diese Bedeutung gleich in zwey Beyspielen vorkommt. 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. VU. 38 
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gewfirdigt bat, abermals eine neue €onjectnr Über dieselbe bey. Nach 
ibm schrieb Cicero: Nunc rattonem videtts eise talem, ttt equitum 
eenturtae cum VI suffragiis et prima ciussiSj addita centuria, quae 
ad summum usunt urhis fabris tignariis est data, LÄÄJ^[X]FIIII 
eentarias kaheat^ quihus^ [cum X] CIF centuriii, — tot enim reli- 
quae sunt -i— [//] söhie a^ccsserunt, confecta est vis populi universa 
reliquaque multo maior multitudo FI et XC ceaturiarum neqne ex» 
cluderetttr suffragiis, ne super bum esset, nee valeret nimis^ ne esset 
periculosum^ Man muss den Verf. selbst nacbleien, um sieb von 
dem unkngbaren Scharfsinn zu überzeugen, mil dem er seine Con- 
jectur TOD der diplomatischen Seite rechtfertigt: wiewohl sich doch 
das nicht verdecken lässt, dass er an drey Stellen ändert, ohne dass 
die HS« es genügend motivirt. Aber das beruhe auf sich. Was 
gewinnt der Verf. mit seinen Aenderungen? Cicero sagt nun: durch 
welche 99 Centurien der ersten Classe, wenn den übrigen 94 uur 
zwey hinzugetreten sind, der Gesammtwiile des Volks ausgedrückt ist. 
Die Rechnung steht richtig. Aber ist dieses eine Cicero^s würdige 
AuflHissung und Ausdrucksweise? Das wird Niemand dem Verf. zu- 
geben« Wie unnatürlich ist zuerst der Ausdruck accesserunt, da ja 
die erste Classe voranstimmte und schon deshalb von ihr den spätem 
Centurien, die noch nicht gestimmt halten, keine bey treten konn- 
ten, zumal in dem von Cicero gesetzten Falle, dass bey ihr die 
Stimmenmehrheit schon entschieden war, wo die übrigen meistens 
gar nicht mehr zum Stimmen aufgerufen wurden. Ferner ist diese 
ganze Aoffassungsart seltsam , da es ja nun viel näher gelegen hatte, 
einfach darauf hinzuweisen, dass die erste Classe allein mehr Stimmen 
gehabt habe, als die übrigten zusammengenommen. Gibt man sie 
aber einmal zu, so hätte Cicero doch wenigstens statt cum u. s. w. 
etianjai ex iis und dann duntaxat non plures quam duae sagen müssen. 
Endlich entsteht auch ein völliger Widerspruch mit dem Satze reii" 
quaque multo maior etc.; denn wenn die anfongs aufgezählten zur 
ersten Classe gehörigen Centurien einig waren, so schlössen sie 
allerdings die Übrige grössere Menge des Volks vom Stimmen aus *). 
Gegen solche untrügliche Kennzeichen der Verfehltheit schützt es 

*) Der r^esart der HS. kann man diesen Vorwurf nicht machen, wie e» 
Jemanden auf den ersten Blick scheinen mochte^ denn Cicero versteht unter 
den 96 Centurien nicht die 96 letzten, unter den 8, welche der ei^sten Classe 
aus den 104 öbrigen beytrateh, nicht die eisten 8 der 104 übrigen Cenlarieft, 
sondern unter den 8 unbestimtnte aus der ganzen Zahl der 104 übrigen ukid folg- 
lich auch unter den 96 eben so unbestimmte unter diesen 104, Ao daiis di^s^ 96 
doch jedenfalls mitstimmen müssen, damit sich eine Stimmenmehrheit hcraoii- 
stellen kann. 
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von aOdi Mcbty wenn der Vtrf. zar Etnpfebloo^ Mifter Coojtctttr 
bekaopOet, es sey aolateiniseh nadi dem Toxi der HS. c#i|/dell(i 
e«^ w popuU unweria ohne e{«eii lostruaieBtileD Ablativ (fW- 
^ttf^ zu setasen (^as wit widerlegea wQrden, weail er es im Breet 
gemeint beben kdente) ubd dass dureb sebe E«leitdtti#ft erst in 
Cicere'fl Worte gelegt wetie^ was siobt feblea ksene, dass toebm- 
lieb die eirste Clas^e eiBstiniinig sey; denn dieses li«gt ja a«cb nacb 
dem bands^brifllkheb Teilte ia des Worten ^mm * » • a€ees$mnmt. 

Der Verf. bat sich aber aitcb bey der Grundlegung iBr seine 
EfflendutioD von den Febier mebt freygebaltsa« slaH nacb der Wnbr- 
bett> nneb deol za ^rreicbonden Zweebe den Wertb der nrbandlkben 
CeberliefernageQ und der SohrilUteUer zo biestinunetti Wer mit 
fttcbterner Kritik Cicero'« Ben^bl mit deii des Li vi ns und des 
Dionysius vergleicbt, bann^ wie.iob scbon Grlhnr (& Tnll. S* 3*) 
.gezeigt babe, nicht bezweifeln, dass Cicero eine aodiMre uad genauere 
Darstellftn^ der Sache ipibt^ als jeat spätem, und eben so wird er 
aneb zugebe, dass der fierieht eines Staatamanoes, der aus prak» 
tisebem Interesse die Serviaiisebe Verfassung hatte studieren misaen 
and ans den Vom Staat* selbst «rOffneten, mitbin antbentisebra Qneüen 
hatte stodifere» kennen (denn zm setn^ Zelt hätbe SnHa, wie der 
Verf. S« 112* selbst zeigte dio Servianische GenturienverCÜssm^ auf 
eisige iabre wieder ins Leben gerufen), da«s ein solcher Bericht 
demeiv von spätem Gesishichtschfeibem vecznziehen sey, welche sdbst 
ihre uoMcbere Kenntniss^der Sadi« dunch Kirze und aUarloy Ab«- 
Miamigketten' vterratben. 

Was meioB fimdndatien der:eioeroniacbeaSitdfe:lMlrifty so muss 
ich sowohl deüi Verf. als auch anderen, welobO s^tdea diese Materie 
b^asdeft baben, dankbar da&r seyn, dass sie mith, . grttsstentbails 
durch Einwenduai^ edek Aufstellung aadecer Ansiditen, üe za 
einer strengeren Prüfung nöthigten, immer vollständiger von der 
Richtigkeit dersdhen na^h Form und Inhalt Ohdrzeugt bab^n. « Hin- 
sichtlicb der Form hat man gegen meine Coiyectur tii efuitum ^en^ 
tariäe hinae cum Fl suffragifs etc. eingewandt, es mflsste duae 
heissen, was aUerdiags diplomatisch bey weitem ai<:bt so gut zu 
rechtfertigen ^Ir6. Aber dieser Einwand rfihrt aus ünkentitniss der 
lateinischen Spracbe her., Bim steht^ sagt Ramshorn Lat. Oramm. 
§• 157« Anm. 3. e), bey selchen Gegenstanden, die jedesmal in der 
geaanatea Zahl beysammea sind, zusammeng^httren^ wie ein Paa^ 
odvr doch als zusatomengehdrend betrachtet werden. Cic. Vetr. 4. 14. 
P^mpkilus Hnos hu6eiai scyf^&os, — de i^gg^ 3., 3. Censares^hitu 

38* 
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gunto. — ad Attic. 6*9 !• med. De rebus a me gestit per hmos ta- 
hellaries mm Romam liHerms pmhiiee. Genau dieser Fall tritt nun 
hier ein; deon so wie aack IU)fliisclter Verfasraog dorckgäDgig aaf 
je 10 pedites ein eques gerechnet wurde (S. TnlU S. 18. f. 703.), so 
andi in der Serviaaischen Verfassung , und da nun in dieser die erste 
Ciasse ausser den 60 Genturien, die mit den ihnen entsprechenden 
F/ suffragia auf die verdoppelten palricischen Tribus und Gurien 
kamen, ans 20 Gentnrien und ekenso auch jede der folgenden aus 
-20 Gentarten plebejischer Fussgänger (nebst dem Anfange von 10 ceni. 
nee. veL hinter der fünften Glasse) bestanden, so hatte jede der f&nf 
üiaues zwey plebejische Rtttercenturien nnben sich, die eben so zu- 
sammen gehörten, wie die 20 eent. peditum der Glasse. Gicero 
musste also büuie, nicht duae^ sagen, um auszudrücken, dass er die 
beyden neben den iF7 suffragia znr ersten Glasse gehdrigen Rttter- 
^centurien meine ^. 

In Betreff der Sache besteht die Abweichung der rich^gen Dar- 
steHung des Gicero von der upgenauen und Späteres mit Früherem 
vermengenden der beyden Historiker darin, dass diese die samnt» 
üehen Rittereenturien, bey denen sie selbst den Unterschied zwisck^m 
den palricischen und plebejischen ignorieren, der ersten Glasse voran«- 
stimmen lassen, wogegen nach Gicero nur die sex suffragia und 
die binae centuriae equitum znr ersten Glasse gehörten. Wit innere 
Wahrscheinlichkeit des letzteren Begriffs för die ältere Zeit, wo das 
verschiedene nationale £iement in den Volksabtheilungen noch vor** 
herrschte und von dem ursprünglichen Verhältniss der Fussgänger, 
als eines blossen Gefolges der Ritter, sich noch starice Nachwirkun- 
gen erhalten hatten, habe ich bereits gezeigt (S. Tüll. S. 22. f. 28. 
360* )• ^^ lassen sich aber auch noch äussere Gründe dafür an- 
führen. Zuerst die merkwürdige Wahl der Volkstribunen bini ex 



^) Marqaardt Hi$tor. equii. Rom, p, 6. fuhrt all einen entscheidenden 
Grund gegen meine Emendatioh an: aus den Worten Cicero's Deinde equitum 
magno numero ex omni populi tumma sepatato , reHquum popuium äiitribttii 
in quinque clastes folge unzweydeotig, dass die Ritter nicht in 5 Classen zer- 
fallen seyen. Aber ein solches Zerfallen der Ritter in 5 Classen wird von mir 
nicht behauptet und folgt auch nicht aus meiner Lesart in de rep, 2., 22. Denn 
ein Anderes ist es, den 5 Classen vor- oder beygeordnet seyn und selbst in solche 
Classen zerfallen. Der Ausdruck classic bezieht sich überhaupt nur auf die 
pediteB^ von denen die Ritter geaerisch verschieden sind, etwa so wie die 
10 Volkstribunen von den 5 Classen der Plebejer, auf die sie auch kamen und 
aus denen sie hervorgingen, ohne dass darum ihr CoUegium selbst in Classen 
eingetheilt gewesen wäre. Die omnit populi tumma deutet aber eben so, wie 
das ex omni ordine der Lex Ooinia auf alle Theile des Volks hin, aus denen die 
Vornehmsten, ihr ins Burgerrecht mit aufgenommener Adel (Dionys, 4., 18. 
Liv. 1., 43.) als Ritter ausgeschieden wurden. 
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sikgulü clässihus (Ltv. 3., 3!. Ascon. in CorneLp.l^. OrtH)^ die» 
obgleich fifeerbaupt eto Gollcgiiim bildend, decb «neb je zwey nr- 
sprfinglicb der€las8e, ans der sie bervotgegan^en waren, znr besen* 
deren ScbntzbebOrde dienten (ZonaL 7., 15. V «Zer atfrotj; xorcb 
cvfifioqtav ßo^&oi td xat 'Himoqol). Hier haben wir gans dasselbe 
Verhältnisse wie bey den Rütem. In der iUeren Zeit, wo die Na- 
Htfaalitai der einzelnen Classen fiberwog, hatte jede Glasse, wie die 
ihr zugehörigen Ritter, so aneh ihre bini trihtm\ welche den Ple» 
bejern dieser Classe anf Appellation Hülle leistcrten. In der späteren 
Zeit nach ausgeglichener yerstiiiedener Nationalität der Classen kannte 
man dagegen nnr noch IQ Tribunen, welche de«» gesammten Volke 
▼erstanden, wie auch nur 12 Rittercenturien, die dem ganzen Volke 
Toranstimmten. Ohne Zweifel gingen aber anch die vornebmen VoUu» 
Iribnnen frtther stets ans den binae cen^riae equitwm der G lasse 
hervor. Femer, der Verf., wie friher schon Peter (Epochen des 
R. G. Sw 193. f.), sind darauf aufnterksam geworden, dass eile die 
eenturia praerogatwu ans den Tribuscenturien gefoost wurde, die 
Rftfercenturien die centttnse praerogatwae gewesen und darauf die 
Stellen zu beziehen seyen, wo von praerogatwae in Plural die Rede 
ist. Hierauf deutet meines Brachteos schon Liv. 1., 43. hin: Equite$ 
V0cabantur primi; LXXX inde primae chssit centuriae primum 
pedttum vocabantur. Dieser hanilsehrifiliche Text ist freylich nicht 
richtig, wie man allgemein zugibt, weil das doppelte vecataniur der 
Livtanischen fileganz widerstreitet. Statt aber die letzten drey Worte 
zu streichen, wie fast alle Heransgeber gethan haben, ist vielmehr 
nur das erste vocabantur m rogabantur zu ändern. Livius deutet 
mit diesem prind rogabantur darauf hin, dass die Ritter die eenturiae 
praerogativae waren , wie mit dem feigenden primum peditum voea^ 
bantur auf den veriPassuogsmässigen Ausdruck prima vocatae für die 
Gentarien der ersten Glasse. Aber nicht alle 18 Rittercenturien 
waren praerogativae^ sondern wie sich schon an sich erwarten lässT^ 
blos die »ex suffragia^ ixe man eben deshalb suffragia nennt, weil 
sie niicht sowohl erst zum Stimmen aufgerufen, (wie denn das vocare 
•der kalare sich überhaupt eigentlich nur auf die ela^ses peditum 
bezog), als vielmehr, als die von den Göttern dazu berufenen Ur- 
birger des Staats, um ihre Stimmen regiert wurden. Fest, v. Prae- 
rogativae centuriae s dicuntur, ut docet Varro rerum humanarum 
/. Fi., quo rustici Romanik qui ignorarent petitore», faeilius eos 
animadvertere possent. Hier haben die Herausgeber das erst durch 
0. Müller bekannt gewordene s hinter centuriae weggelassen, ohne 
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zu abneB, das$ e$ nkhu als das verzogene bekumle Zeiebeii S ftr 
Flui. Erst 80 erhält die Stelle einen Siea als Artikel eines Lesdeona, 
ifidein der Granaliker nun das Wort praerogafwae erkllrt* Prue^ 
regaiivae (im Unterschied von der spateren praerogmiwa) sagt er, 
werden die sechs Ce*tiirien genannt (vgU Iw. f., 86* fvei mwte, 
quia geminatae $unt^ sex voettnt ttnktriash Diese- patrielschen 
Ritter wohnten aber sXmiitlteh in der Stadt «der waren deeh die 
eigentlichen mit allen poliUachen Verhältnissen nnd den Famiiien, 
welche sidi um die Aeaiter bewarben, genan bekannten as$iäuif da« 
her Varro sie mit Beeht ab diejentgen anfVasste, welche das danii 
nnbekannte Landvolk bcy der AksUnMrang leiten selken. Die Be« 
handlang dieser SteUe bey nnserem Verf. S, 65^» wonneh «^ gegen 
alle Regeln der abgehfirzten Schreibart — eenturiAe q. gesehrieben 
gestanden haben nnd dieses centuriae eqmtwn bedenten soU, wird 
nnn nicht weiter in Beiracbt kennien. 

Dech es gibt noch dae andere Stelle» welche eben so in den 
HSS. nieht sowohl fabeh geschrieben, als von 4en Heraasgebem nur 
falsch gelesen werden ist nnd in Folge dessen grosse Verwirrang in 
die €esebichte der Gentnrienverfassong gebracht hat, während ein 
richtig gelesen dasselbe sagt, was Festos, nnd allen bisherigen kri- 
tischen Mflhen (aach der des Verfs. S« 70. f.) ein Eo^ macht. Von 
der Wahl der Militärtribitnen mft eonsnlarischer Gewalt für das J« 359. 
sagt lÄv. 5., 18. Haud inviiis Pütribus P. Licinium Caivum praero* 
gfUiva iribunum miUium cremit . . , , Amne$que deinetpt ew collegi9 
eiusdem anni refiei appareint • . • • gm priuMquam rerm/fciarentur 
iure voeatis tribukus permissu interregis P. Lhimus Cmhus ita verba 
feciL Dass hier nicht von TributcomiCten die Rede seyn kIMtne, folgt 
aas Liv, 5>9 13*, wonach solche Wahlen stets \m Centuriat-Gomitien 
geschehen 9 und aas der richtigen Bemerkung unseres Verfii. S« 70*, 
dass die voranstimniende Tribos in Tribatcomitien nicht praerogaiiva^ 
sondern principium beisst Aach hat derselbe wegen ereant mit 
Recht die Aenderang praerogatwae verlangt. Was sollen aber die 
iure voeatae tribus? Gottling's vom Verf. gebilligte Gonjectur iis 
revöcaiis mit Streichung von tribubus lässt sieh weder kriliscb neck 
exegetisch rechlferligeD, wiewohl revocatis ausZtv. 26.» %2' vgl. 24., 
7*ßn. %.fin. richtig erkannt ist. Aber bekanntlich läset sich In den 
HSS« VI nnd lü kaum unterscheiden; man lese das erstere, Fl re- 
vocaiis tribubuSf und alle Schwierigkeit ist gehoben* Dass Livius 
hier die sex suffragia tribus nennt, ist freilich uneigentlich geredet, 
rechtfertigt sich aber dadurch, dass er selbst, der sonst (f., 13., 3& 
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43«) nur centufW Ramnensium TUietmum iJteerensium ktanl» sie 
auch anderwärts (10.» 6.) tribus neont, das^ naa Obarbaopt, da sie 
a^cb centurioe bies^ea, mit dem ihnen statt des einzigen ofGciellen, 
aber Mhleppenden R. T. L priores tt pef/i^rior^ beyzalegeoden Gar- 
poratioosnani^p in Verlegenheit war, weshalb Cic. %^ 2Q. «nd F^t. 
Vp S€x Fß$tac Uos partes p^puU sagt» und dass dieselben endlich 
auch als Ritter gedacht, doch stets die Häupier und ReprUsentanten 
i$T glejchnavigen Tribus waren > dte auch in denCuriea» da hier ex 
gewsrzbus ahgestinmt wurde , stets ihren Clie&ten verangestimnit und 
die Stimmen der Cnrien entschieden haben müssen, daher denn auch 
oft, was die eine Nachricht v<^ den Tribus sagt, van den ai^dern i^f 
die Ritter ia ihneu bezogen wird ujid umgekehrt (Ser. TuU. $. 30« 
Aam* d*)* Wenn Uign^s. 6., 13. die Ritter bey ihrem festlichen Auf- 
zage }iata ^Xptg u nal Aojgotv Hma^iWif wie aus dem K^ynpfe zu* 
rHekhebrend erscheinen Uisst, so ist es auch noch die Frage, ob nicht 
die Tribus a^f die ^x suffragin^ die Cenlurien auf die plQUcjiscben 
Ritter gehen solUen — wiewohl wir selbst die von Marquardt /). 68. 
g^egebene Auslegung dieser Stelle für richtiger halten. Jedenfalls 
aber wird die richtige l^esung der Stelle des I^iviifs bes|ätjj;t durch 
folgende mit Unrecht bisher verilchtUeh behandelte Stelle i(i&Aus0np 
grat. 0ct,p. 720*. ToiL Faleie classes populi, et urbanarmn tribuum, 
praerqgatwae^ ei ceniunae iure vocatae^ Dies^ späteren Panegy- 
riker aus der gelehrten Gallischen Schule feilten und wogen ihre 
Werte, zumal wenn $\e altertbOmUche Gelehrsamkeit eipmischteOj, 
die sie >us guten Quellen schöpften und wofür sie dieselbe Autorität 
in Anspruch nehmen kttnnen, wie die gleichzeitigen Grammatiker. 
00*0 pbar meint er mit den urbanarum tribuum praerogativae eben- 
falls die sex suffragia* Die praerQgaliva^ welche es in der ihm 
ü^chststehenden Zeit der späteren Republik und der ersten Kaiser 
allein gab und von welcher er eigentlich hätte reden sollen, kannte 
er wahrscheinlich nicht; ihre Kenntniss hätte er nur ails einer leben* 
digeo Anschauung der Literatur jener Zeit schöpfen ktfnpen; aber 
die praerogativae der Servianischen Verfassung waren ihm bekannt, 
denn davon allein handelten, wie Festus zeigt, die Bücher über Al- 
ürtbQmer, die man damals studierte, und der Ausdruck urbanae macht 
es wahrscheinlich 9 dass er Varro^s Stelle, die Varrius Flaccus 
bey Festus citirt hatte, oder eine ähnliche Ausejnai^derietzung vor 
Augen gehabt habe., Ob nicht au,ch die tribus praerogativae bey 
dem elenden SckoL JLuca». $., 394. und dem ScAoL ia Ferr. 1«, 9* 
§• 26. p. 139. Grell, einen solchen Ursprung habe;a> lassen wir dahinr 
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gestellt, da das Gesagte jedenfalls genflgt, diese Tribns in den CeB- 
tariatcomitieo zn rechtfertigen« 

Bemerken mQssen wir aber noch, dass sich nnn aaeh die schetn« 
bare Sonderbarkeit vollständig erklärt, weshalb die sex suffragia 
allein später hinter der ersten Classe stimmten. Denn wenn sie allein 
nrsprthigltch die Bedeutung von Prärogattvstimmen hatten, so rnnsslen 
sie, als das Recht der Prärogative in der refermirten demokratischen 
Centurienverfassung anf die pedttes (Iherging, von selbst hinter die 
erste Classe znräcktreten , die einmal verfassungsmassig die primo 
vocaia war, weil sie als classis schlechthin At ursprChigliche Volks- 
versammlung darstellte. 

Man steht nun, wie sehr die Cicerontsche Darstellung der Ser- 
vianischen Centurienverfassung gegen die des Dionysios und Li v ins 
dadurch bestätigt wird, dass nicht die Rittercenturien ttberhanpt, son- 
dern die sex suffragia prärogativ waren. Zu Servius Zeit war ^ms 
genokratische Princip von dem timokratisehen noch nicht so weit 
überwunden, wie später, wo die Ritter vermOge ihres Reichlhums 
sämmtlich mit der ersten Classe (und zwar ihr voran £tv. 4$', 16.) 
stimmten. Wie in den bisherigen Curlatcomitien die tunt&res Patrum 
d« h. die Ritter in den 10 seit Tarquinias verdoppelten Cnrien jeder 
(Doppel) -Tribus, die materiell zugleich Centarten waren, den dienten 
vorangestimmt halten, so eröffneten auch jetzt noch in jeder Classe 
die eine eben solche Doppeltribus von 20 Cenlnrien darstellte, die 
ihnen zugehörigen zwey nicht patricischen Rittercenturien die Ab- 
stimmung. Indem aber wieder die ganze Versammlung des Ser- 
vianischen Volks (comitiatus maximus) theils aus der alten vorser« 
vianischen c/a^^i> schlechthin d. h. der jetzt nur timokratisch aofge- 
fhssten Curienversammlung und den übrigen Classen der Neubürger 
bestand, so hatten die sex suffragia das Vorstimmrecht vor der elassts 
schlechthin und damit vor der ganzen Centurienversammlung. Sehr 
fein deutet dieses Cicero, dem es eigentlich nicht hierauf, sondern 
auf die Zusammenzählung der Stimmen bis zum Schluss der ersten 
Classe ankommt, damit an, dass er nicht sagt sex suffragia et binae 
equitum centuriae et prima classis^ sondern binae equitum centuriae 
cum sex suffr. et prima classis. Die eigentliche zuerst aufzurufende 
Stimm roasse waren die zwey cent. equitum und 80 cent. equitum der 
ersten Classe; die sex suffragia gehörten als praerogativa der ganzen 
Volksversammlung nicht dazu; sie werden daher mit cum bey dem- 
jenigen Theile jener Hauptmasse, mit dem sie materiell gleichartig 
waren, in die Berechnung eingefüigt. 
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Es gibt aber auch Doch einige Stelfeo ^ welcbe Cieero^s Bericht 
unmittelbar bestätigen. Vom J. 458. erzählt Liv. 10., 22. Nem%ni 
dubium erat, quin Q, Fahius omnium eonsensu desHnarttur^ enmque 
et praerogattvae et primo vocatae omnes centuriae eomulem cum 
jL. Volumnio dtcebant. ÜDmittelbar darauf habe Fabios eine Rede 
an das Volk gebaHeo, nm P. Da eins zum CoUegeo zu verltBgen; 
damit sey der Tag hingegangen nnd am folgenden Tage die Wahl 
nach dem Wunsche des Fabins vollzogen worden« Dass nnn damals 
noch die Serviantschen Gentnriatcomttien gegolten haben, bat der 
Verf. selbst ans der ErwäbnuDg der praerogatwae richtig geseUoMen. 
Dicebant mnss nach dem gewöhnlichen Sprachgebranch von der dorth 
die Rennnciation schon vollendeten Abstimmung jener Gentnrten nm 
so mehr verslanden werden, als es von den praeregatwae nnd primo 
vocatse zusammen gesagt ist nnd die Stimmen der erstem erst rennn- 
citrt seyn mussten, bevor die erste Claase bemfen werden komite 
(de, Phil. 2., 28.). Hätten nnn alle Ritter mit der ersten Classe 
gestimmt, m wäre die Stimmenmehrheit für Q. Fabins nnd L* Vo* 
Inmnius schon entschieden, die Volksversammlung zu Ende gewesen 
und die Rede des Fabins zn spät gekommen. Zum wenigsten wirde 
dieser eine unbegreifliche Tactlesigkeit begangen haben, das Volk sn 
weit abstimmen zu lassen, dass durch seinen Einwand das materielle 
JUS quaentum eines Andern verletzt wnrde, bevor er mit seinem 
Wunsche einer andern Wahl hervortrat. Dieses ist aber um so nh- 
glauMidier, als auch kurz vorher in einem andern Falle (Liv. 10«, 
15.)^ wo ebenfalls die erste Classe einstimmig gewählt hatte, erst 
dann eine Unterbrechung des Wabigescbäfts durch einen Einwurf des 
Gewühlten erfolgte, mithin diese Zeit der Einwendungen, um noch 
eine andere Wahl herbeyzufuhren, eine gewöhnlich gewählte gewesen 
zn seyn scheint. Wie nun aber diese Stellen mit der gewöhnlichen 
Ansicht nnverträglich sind, so passen sie trefflich zn der Darstellung 
des Cicero, nach welcher, wenn die erste Classe einhellig gestimmt 
hatte, es gerade die höchste Zeit war, noch eine Umstimmung des 
Volks zu versuchen, weil es nur noch des Hinzukommens von SStim* 
men bedurfte, damit eine Stimmenmehrheit entstände*). 



^ Liviat hat tich alio darch seine mangelhafte JKeniitBiM der Serviani- 
•chen Verfassong nicht verleiten lassen, die Geschichte sn entstellen; dieses 
zeigen die eben behandelten Stellen und die, worin er die sex tribut oder 
9uffrogia aliein als prarogativ erwähnt. Anders der pragmatisch seyn wollende 
Bionysius. Er erzahlt 10., 17. dass als im J. 296. die 18 Rittercenturien und 
die 86 Centarien erster Glasse einstimmig den L. Quintias zum Consul gewählt 
hätten and keine weitere Classe mehr gerufen sey, weil der Gewählte schon eine 
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Wir gehgD za der refbnnieriea Ce«tiirieQverfa«s«9g Ober. Der 
Verf. hat darttber keine wesentlich neue Ansicht. Es ist die des 
PaDtegathpSf welche in neuerer Zeit bekanntlich auch v. Savigny 
«nd seitdem mehrere Andere ansgeführt haben, dass nach firfiUbuig 
der 35 Tnbns jede Tribos nach den ftnf Classen, die nna zngleiek 
eine ÜQterabtheiInng jeder Tribns gf werden seya sollen» in zehn 
Ceninrien.» fünf ißniorum nnd fknf umiorumt jede der Alnf Cli^ssen, 
nach denen noch immer ahgestimml wurde, in 70 Centweat zu- 
fallen ney und es also insgesammt 350 Clasitncentiiriev gegefcea 
habe, wozu noch die i$ Ritter- und etwa 5 ZnsaUeeaterien ans der 
allem Vär£issung her zu rechnen $eye«« Binsichilich der Classen* 
sitze hegt er im Ganzen die vo« mir bereits bewiesene richtige Mei« 
nungy dass sie in der sf äteren Ge^urienverfassnng unverftndert ge- 
blieben sey; er adoptirt auch von mir den Salz, daas sie als Ans- 
draek eines entsprechenden Grundbesitzes nach dem Nonnalaasatz 
5000 Asse •>• 1 wgerum agri, zn fassen seyeii» wiewohl ihm daneben 
auch Bockh unwiderlegUch bewiesen zn haben scheint, dass die von 
den Alten dem Servius TuUius zugeaebriebenen Glassensommen 
fünfmal zu hoch angesetzt seyOn, nnd sucht dann noch einige den 
ftnf eigentlichen binzugefögte Classen zn bogfQnden, die ans den 
ehemaligen Protetariem gebildet worden, nehmitch eine sechste Ab^ 
theilang mit einem Vermögen bis zu 4000 Assen (letzte Legionarier 
nach Paiyb. 6., 19. meine Verf. des S. T« S. 600»), eine siebente bis 
zu 1500 Assen, deren Besitzer als Classiarier dienten, und eine achte 
der jetzigen Proletarier bis zu 375 Asaen, die man nnr ansseror« 
deutlicher Weise hewalbete, woran sich dann noch die vOllig dienst- 

Majorität von drey Stimmen gehabt hatte, die PlebR ihr Geschick beklagend, 
itünn lie einen herrlichen Conial haben wfir4e, weggegangen scy. £10. 2., 19. 
sagt davon blos tumuto patrum studio catuul creatur — - ptrcuisa erat plebet^ 
contulem habitura iratum. Auch widerspricht DionysiiiS Darstellung der 
bekannten Sitte, bey Magiitratswahlen auch nach tchon entachicattner Melir- 
heit, Eur grösseren Ehre det Gewählten, völlig durcbstimraen zu lassen (L4v, 5., 
13. 10., 9. 11. 13. Cic. agrar. 2., 2. §. 4., was auch wohl bey wichtigen Gesetzes- 
vorschlägen geschah, um dem VeHre seine Einheit mehr zum Bvwutstseyn la 
briitgea. La'o, 4., 30.). Was er aber in seinen Quellen roissversfanderi haben 
mag, kann man aus Ltp. 2., 64. sehen: Irata plebs (weil sie in der Wahlver- 
sammlung doch nichts ausrichten konnte) int€res$e c»n$mimribu9 eomUüt naitiit. 
Eben so 7., 18. und Dionysins selbst 9., 43. In solchen Fällen erschienen 
denn ausser der ersten Classe blos die Rittercenturien und stimmten unmittelbar 
refp. vor und nach ihr ah ani xwar iai Sume des Senats, weil die Ritter gewöhn- 
lich dem f ropalsc d«r Aristokratie folgten. Da nun in den AmuUen saldi« aaf- 
fallende Abstimmungen allein genauer und zwar so beschrieben worden, dieser 
Consut «ey von den Rittern nnd der ersten Classe alleUi gewählt worden, so wer- 
den sie haoptsächlich lor Erzeugung der irrigen Vorstellung beigetragen haben, 
dass schon in den älteren Zeiten alle Rittercenturien mit der ersten Classe 
gestimmt hätten. 
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frejren e^i^iu censi aoseUeiMii, Wir kOQ»^« ^•lii Vmrf. qmIiI i» das 
ganze Detail seiner B^iipimigen, HyptitolfD qo4 ComiHii«U»iie« 
folg«», UaerwSdiiit bl«ib«i darf ^p mobi dw wfitif »lein d«r Aiw- 
fahmag nadi aigevüicb Noo# saiMv Qewflianihniiil fftr iaa SyOMt 
des PanUgaibuts, ma.antb «An« Zw^ifti i« Um» Hlbsi die Zoveiw 
siebl erweckt, balt die ec in derVeirede »eMpriekt, dies es ibü eftd^ 
Ueb gelongeB sey, die wahre SesebaflbAheii dir rebrnier^eB CenUi* 
rieoverAUsueg ze Entdecken. 

Ein grames fievieht legt nebtilieb der VeH, ttit diese geme 
Dniersneluteg ael die ecken ree Paalagaibaa aegefArlee lascbrif*^ 
teil auf gneas^n Ba$eB, irekbe die tuHioi^t der Mims Stt^Bsamu den 
y espasias zy Ebreo bakon aetzeii lassen (Smet. /«^ft-^. LL LII^ !«)• 
Attf etaer derselben eraebeinmi flQnf und aesaerdeai an eiwer beaen* 
dem Seite noeb dreyCeniarienaeicbenniit Angabe desfienens^ dessen 
die centuriu sey (z. B. C» Ccmeä Saeee»$i)^ woranf in alpbnbetiseber 
Ordnung die Genlnriaien folgen , wahpscbeifliicb je 130 NanMn, wie 
der Verf. ans der aaf eiaer andern kbnlicben lasebrKt der PaiAtitm 
ewrp. ümi0t. (OtbIL 1006.) verkennenden Zabt yen 948 h0mm0S 
(r=s% etni^riae von 120 Mann nebst den 8 CenmHooen) hdcbst seberf-- 
sinnig fdgeri. Aaf eiaer zweyten lasebrifl der Smwüna werden 
acbt Namen, worunter der ^bente ein Freygelassener, mit dem Zn- 
satz euratores trib, Sue. lunior, s(ua) p(ecuma) d. d. angefflbrt. Ans 
diesen Inschriften scbliesst nun der Verf, 1) dass die Caratoren der 
Tribos anch zagleicb die Geatariooen der zu ibr gebdrigen Geatnrien 
seyen, was auch die von ihm angerührte Stelle aus der dritten Lob- 
rede des Kaisers Julian, auf die Eusebia tm (ffvkü^ foii imötotMoX^ 
aal ixatonaQxctig anaQi&ftrjöaa&at bestätigen soll, in der That aber 
nicht bestätigt; denn sobald man nur tcov tpvhSp zugleich von iir<<* 
aratatg und ixatovraQiaig abhängig denkt, kann letzteres, auch wenn 
nicht wieder ein Artikel daivorsteht, eine selbständige Behiirde be«. 
zeichnen, wie wenn wir sagen: die Präsidenten und Räthe des Ge« 
richts. 2) Dass nach der reforraiertm Gentarieowerfassuag jede Halbf 
tribus aus 5 und ausserdem noch ans 3 Gentnrien (die ganze also aus 
10 und 6 Genturien) bestanden habe — wovon die 5 offenbar aaf 
die alt^n ftlnf Servianischen Classen, die sechste bis achte aber auf 
die oben gedachten drey binzagefögten Quasi*- G lassen der armem 
Bürger zn rechnen seyen. 3) Da nun aber blos fünf Glassen auch in 
der späteren . Genturienverfassang «timmberechtigt waren, so ergibt 
sieb, dass in dieser nicht mehr, wfe in der Servianischen, die Siimm- 
berecbtiguog alle Legtonarier unfasttte. 
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Hieran kafipft der Verf. eine Untersneliong Aber die Gescbiclile* 
nnd Organisation der altem Legten naeh Lw. 8.« 8. oad PolylK 6.^ 
20. seq., -^ anf die wir nftber eingehen würden , vm unsere gressen 
Bedenken dagegen zn äassern, wenn sie dorch allseitige Betrachtang 
des Gegenstandes einen gered»ten Aasproeh daran! naehen könnte- 
nnd nieht offienhar an wtllkabrlieb wäre ^ — nnd wirft, nachdem er 
die trihoswetse geschehene Anshehnng der regehnässig am 4200 Man» 
bestehenden Legion ans den bekannten Stellen bewiesen Bat, die 
Frage anf: wie sieh nnir das Stknmhecr zu dem militflrtschea Heere 
yerfaaltea habe? Die Antwort ist: beide sind derKopleahl nach und 
nach der Art, wie sie ans den Genturien henrorgehn, identisch. Der 
Vert behauptet nehmlich^ und sieht es als durch die angeföhrten 
BasenioschrifteB bewiesen an, dass die Stimmcentarien geschlossene 
Körper gewesen seyen,' anfänglich und normal ans 100 Mann beste- 
hend, denen sich die Nenbärger nur angeschlossen hätten. So be- 
stand also das Stimmheer der 170 Gentorien ans 17,000 Mann; das 
d^r beyden Legionen aber, welche regelmässig ausgehoben wurden 
und das Lager bildeten, aus 8400« nnd da diese durch die Senioren 
verdoppelt wurden, aus 16,800w Also diesdbeZahl bis auf 200» die 
aber der Verf. diircb das Streichen einiger Zeilen bey Ltv* 8», 8. und 
die weitere Hypothese, dass diese 200 als zwey ctni. eceensarum ia 



*) So gtreicht der Verf. z. B. bey Livius mehrere Zeilen als iiiterpolirl, 
ti»rieht von Phalanx, wo LiviuB phalattges nennt, nimnitauf Dionysiua Dar^ 
Stellung der Servianischen Phalangen, die freylieh der seinigen durchweg wider- 
spricht, so gut wie gar keine Aücksicht, lasst die regelmädsige Legion von 
4^0 oder 4200 Mann einmal und zwar als Regel aus 10 Manipeln der Schwer- 
bewaffneten und der entsprechenden Zahl von Leichtbewaffneten, anderwärts 
aber bey der nach ihm ausnahmweise um die Hälfte derlVIanipelzahl verstärkten 
Legion von SOOO bios aus 4200 Schwerbewaffneten, wobey die Leichtbewaffneten 
gar nicht berechnet werden, bestehen u. s. w. — Dass die Stelle des Livius 
an Corruptelen leidet, gestehen Alle zu; aber die Kritik muss besonnen ver- 
fahren und stets die ganze Entwickelungsgeschichte des RoMiicIien Volks unä 
Heers in allen Einzelheiten im Auge behalten. Meine Auseiandersetzung in 
Cap. 8. des Ser. Tüll, scheint mir immer noch in allen Grundzugen das Richtige 
zu geben, auch nach Alschefski's Oeniuhnngen fOr den Text von Lip, 8., 8» 
(der übrigens meine Conjectur vexilla III statt veTtilum angenommen hat) und 
der Rec. desselben von Weissenborn Neue Jahrb. f. Philol. Jahrg. 13. S. 270. 
Doch mochte ich jetzt statt Pottremo auf die in S. TuU. S. 455. angegeben« 
Weise zu erklären, lieber pottretna (nehmlich aciesj und dann mit mehreren 
Handschriften instruebatur mit demselben Sinne lesen. Livius will offenbar 
mit dem in ordine$ instrm das vorherige manipulaUm strueta beschränken , da 
man von den Triariern nicht manipulut sagte. Die Abschreiber bezogen da- 
' gegen diesen Satz auf das vorhergehende poitea, als solle eine der Zeit nach 
dritte Aenderung angegeben werden und schrieben daher pottremo und imttrue- 
hantur, — Für richtig halte ich übrigens in der Auseinandersetzung des Verfs. 
die Annahme, dass die Legion von 5000 auf einer Verstärkung der principe^ 
und^ff»/a/f jede uro die Hälfte ihrer Manipelzahl oder um je 600 Mann beruhte. 
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den 170 GlassencenUriea mit JkegftflTea gewesen, dagegen hty der 
Legien von 4200 Mann als adteripiwi nielit mit gerechnet worden 
seyen, auch noch nniecMngt. Beyde ZaUen gingen aber offenW 
ans den Trihos hervor, inden diese dassenweise ehen so zn jeder 
Geninrie des Stimmheers ihren gleichen Betirag lieferte, wie das 
Kriegsheer trihasweise aasgehoben wurde, wobey den Verf. beson- 
ders darin eioe Bestätigmig seiner Ansichten zn liegen scheint, dais 
die Tribaszahien 4, 20, 25 und 3t5, weldie er nach der früher gege^ 
benen Geschichte der Tribns als geschbtsene betrachtet, saamtiicfa 
in jene Gontinge^e zam Stimm- und Kriegsheer gerade aufgeben. 

' Für ^e reforairte Gentorienyerfasaang kann aber diese £inheit 
des Stimm- und Kriegsheers nicht mehr angenommen werden, weil 
jetat in den 4200 Mann der militärischen Legi^ aueh die leichten 
Truppen der sechsten Glasse enthalten, von den politischen Legionen 
aber ausgeschlossen sind. Allein aneh jetzt behiellen die Gentnriair 
comitien ihre militärische Orgaaisatioo. Ba nehmlich in den fftuf 
Glassen 350 Genturieo, jede jetzt 120 Mann stark, enthalten waren, 
so bestand das Stimm beer aus 42,000 Mann oder 10 politischen Le- 
gionen, iie nichts Anderes sind als die 10Halb*Glatsen der Jüngeren 
nnd Aelteren, die jede 3^5 Genturien d. h. 35X120''^4200 enU 
lialtcn. Zur Krtegslegion von 4200 Mann, stellte dagegen jede der 
sechs Halbclassen der Jfingem 700^ jede der 85 Halbtribus 120 Mann, 
indem auf jede Genturie 20 Mann kamen. Dass auch hier alle Zak- 
len genau anfgehn, erscheint dem Verf. als Scblossstein und Probe 
seiner ganzen Untersncfaung, wozu noch kommt, dass nach ihr 
12 militärische Legionen (wegen der angezogenen sechsten GUsse 
zwey mehr als beym Stimmheer) oder, da die Senioren nicht aus- 
rückten, 6 hgiones ütmorum sich ergeben, und wirklich nicht mehr 
als sechs in dieser Zeit jährlich ausgehoben wurden, welche sechs 
also, nicht vier, wie Polybius sagt, als die jetzige Normalzahl an^ 
zusehen sind. 

Hier wollen wjr einstweilen stehen Ueiben. Sollen wir nun, 
wie wir müssen, unsere Ansicht über die Theorie des Verfe. au^ 
sprechen, so thut es uns zwar leid, einen mit »o viel Sehar£uon anf- 
und ausgeführten Bau zerstören zu müssen;« aber die völlige Unhalt- 
barkeit des Grundes, worauf er ruht,, aülhigt dazu, damit nicht wei- 
terer Schaden geschehe. Um mit dem Militärischen zu beginnen, — 
was bereehtigt den Verf* und Wie ist es überhaupt auch m^licb, an- 
zunehmen, dass die Genturien dtor Servianischen Verfassung sämmtr 
lieh aas 100 Mann bestanden haben — gleich viel, ob vdn der ersten 
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oder ktztm Chsse die Rede itfT Cicero Mgt iümnuk tmum $ex 
et nona^inta eenturiürim in uns edmturfa imm qnidtm pkirw een- 
Behantmr^ quam patne in prima classe tota^ mid diote Aoiickl roa 
der VersebiedtAkeit der Kopfzey ift do« GenUiriee ist jedenfalls die 
allein Temflafli^e, wenn auch Cicero in der bMaamtea Angabe des 
«ngefeliren Verbftltaisses flbertrtebea baben sollte. Ancb beatanden 
doch die Proletarier, die ebeli so gut wie die fibrigen eeniuria 
beisseiii ans mehr als 100 und die menten Rittereenlnrien nach den 
^wahrscheinlichsten Angaben der Alten ana je 200 Kepfen. Der Verf. 
hat elfbahar ganz vergessen, dass die Serviaobcbe Verfassnng nicht 
in den Anfang des Römischen Staats Cillt, wo allein eioo IdenthAt 
von eeniuria mit einer Zahl von 100 Männern angenommen werden 
kann and auch besangt wird, sondern die Bntwickelnng einer altera 
Verfbssong ist, wo ideale nnd reale Bedentang der VcrCMSongsans« 
dröcke schon aoseinanier traten« 

Eben so willkflbrli^h ond nnglaablieh ist eher aocfa die weitere 
Hypothese 9 dass die Stimndtörper Qberhanpt oben so in einer festen 
verfassangsmttisigen Zahl geschlossen gewesen wären , wie die mili* 
tarischen Abtheiinngen. Die Alten wissen wohl von einem extr^Uta 
der CentnriatcomitieD, weil diese naeh Classen nnd Centmien mili*- 
täriseh geordnet waren, nicht aber auch yam Stinunlegionon und diese 
eind adoh gane undenkbar. Denn der Zweck der Cenlnriatcomltien 
ist Abstimmung des Volks, wobey es daranf ankommt, dass kein 
Bffrger von dem ihm als Staatsgliede zukommenden Antheile an der 
AeusserOng des VolkswilUns ausgeschlossen nnd demnach jeder ia 
den naeh Alter und Vermögen sich richtenden Stimmabtheiluogen 
zugelassen werde« StimmkOrper mit einer geschlossenen Kopfzahl 
wären hier sinnlos* Das Heer soll dagegen wider den Feind wirken, 
wozu einerseits nicht das ganze Volk erforderlich, und was nicht so«> 
wohl ein Recht als eine Pflicht ist, andererseits aber derjenige Theil, 
der dazu aufgeboten wird, in einer bestimmten militärischeFn Ordnung 
auftreten muss, wozn vor Allem eine mathema tisch genaa bestimmte 
Zahl der Abtheilungen in Reihen und Gliedern gehört. Nur wieder 
im ersten Ursprünge des Staats, wo das Volk nnmittelbar zugleich 
das Heer ist^ lässt sich die Ansicht des Verfr. einigermaseen reebt* 
fertigen, obgleich doch auch z. B. das RonMtlisebe Heer mit seinen 
iurmae eehrum nnd seiner /egio keineswegs ganz mit der Curten« 
versammhing znsammenftel. — Sonach bedarf es gar nicht erift den 
Nachweises der weiteren Wilikfihrlichkeiten in den Annahmen des 
Verls., z. B. dass er nur zwey Legionen als NonnalEabt setzt, da 
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chrch id^r ans so viel Legionen bestefaendö eöceircitus tontuhtrü Bio«« 
Gonsuhs titi diiB trtrrigen NftcfaHclkteit itft Aften anf vi^r Legiontn 
ftthren, der falschen Voraassetznng von 20 Ttibos, der Nitfalberflck- 
sichtigntig des dionysiscliien Zeugnisses, dass die Anshebnng nicht 
tribus- sond^eim classen weise nnd hinsiehtlieh dts OerlÜieheD eben 
soteohl ans den ISndtichen Regionen wie ahs den städtischen THbns 
geschah, der Undelikbarkfeit, dass die pfaktisehen Rotner so vieb 
Jahre hindurch zu ihrer ganzen Verfassung nicht passende Tribns- 
zahldn angenommen haben sollten, der UnerhebKchkeit der spätem 
Aushebung von höchstens ^ Legionen, da die unter den Waffen be- 
haltenen ja offenbar eben so gut, wie neu ansgehobene sind n. s. w., 
— wir sagen, altes dessen bedarf es triebt, um die ganze Gon- 
struetion des Verfs. als eine vOHig trögerische zu erkennen. 

Mit dersdß)en ^ewissheit dürfen wir aber auch behaupten, dass 
die Ansicht des Pantagathns über die reformierte Genturienverfas- 
sung auch in der Gestalt, wie sie der Verf. entwickelt hat, irrig ist. 

Wir wollen uns nicht darauf bemÄsn, dass die wenigen World, 
womit der Verf. diese grosse Veränderung moti\iert: S.74.: „Wenn 
eine .trmokratiscbe ßintfaeilung in 10 Ordnungen mit einer locaten in 
85 Districte verschmolzen werden soihe, so w^ar es das Einfachste, 
die zehn Ordnungen, die bis jetzt eine Eintheilung des ganzen 
Volks gewesen waren, z^ einer Erntheüung jedes einzelnen Districts zn 
machen'^, doch eigeuHich gar nichts mötfiierett nn4 dass sich diese 
Ansieht im Zusammenhange mit der ganzen EntwickelnngsgesChichte 
der Römischen Verfassung atrch gar nicht motivieren lässt; denn da- 
bey konnte auch die Widerlegung Viel Sobjectives einzumischen 
scheinen. Aber wir haben äussere Zengnisse, die jed^ Ansicht als 
Probe ihrer Richtigkeit anerkennen muss und die, wenn man sie nicht 
Willkäbrlich wegdeuteln will, dem System des Pantagathns, so wie 
allen andern ausser dem in meiner Vbrfassnng des S.T. aufgestellten 
den Stab brechen. ' ' 

Zuerst diä Abstimmung in den Comitien des Doiabefla bey Cid. 
Philipp. 2'^ 32.» von der zum voraus zugegeben werden soll, dass 
bey der damaligen i^st königlichen Gewalt Gäsar's sein Gandidat 
alle Summen, welcbe überhaupt abgegeben wurden, für sich halte. 
(Vgl. €¥e?. /. c. Pr&nHrn cum Cnesat bstendisstt, se prittsquam pr^ 
ficüceretur^ IhlabeUam consulem eßse iussurum (quem neganl regem, 
quietfiieeret semper eiusmodi qtiM et d(teret) ett.) Hier hatte onn 
aehon die praerogativa , die erste CUsse mit den sex svffiMigiu und 
die zweyte Glasse gestittMtv als wiö Gieero sagt, confeeto negotii 
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d. h. offenbar, nachdem die Stinmenmehrheit für Dolabella bereiis 
entschieden war und n«r neeh — worauf aich An ton ins mit gutem 
Grunde berief — die Rennnliation der zweiten Glasse fehlte*), der 
letztere mit seinem aagoralen Jiio dh dazwischen trat« Nach dieser 
Stelle muss also die damalige Genturienverfassung jedenfalls so be- 
schaffen gewesen seyn, dass wenn die praerogativa^ die erste and 
die zweyte Classe einig waren, sie schon die Slimmenmehrheii bil- 
deten« Dieses kommt aber nach A%s Verfs« Ansicht keine%wegs heraus. 
Indem danach jede Classe 70 Tribuscenturien, die ganze Volksver- 
aammlang mit Einschluss der 18 Ritler- und etwa 5 Zusatzcentarien 
373 Gentarien zAhlt, kommen aaf die Abstimmung bis zur zweyten 
Classe ittcL nur IGOCenturien (nehmlich 1 praerog. 70 erster Classe, 
18 Rittercenlurien, 1 fabr. tign*^ 70 zweyter CK), wozu, um die 
Stimmenmehrheit herauszubringen, noch 27 Centurien fehlen« 

Nach des Verfs. Ansicht ist femer eine Tribuscenturie der zehnte 
Theil einer Tribus. Wie ist dieses mit folgender Stelle des Cicero 
vereinbar: pro Plane. 20. §.49« aedilem tu Plancium factum miraris, 
in quo non exigua pars populi sed universus populus voluntatem 
suam declaravit? cuius in honore non unius tribus pars, sed eomilia 
toia comitiis fuerint praerogativa? Hier hilft es bey gewissenhafter 
Exegese nichts, zu sagen, auch i^, y^ ist ein Theil. Es ist be- 
kannt und selbst eine juristische Interpretationsregel, dass ein Theil 
schlechthin in gewöhnlicher Rede, wenn der Zusanunenhang nichts 
Anderes ergibt, die Hälfte bezeichnet Das muss aber pars auch 
hier bedealen, weil sonst schon ein schlechter Schriftsteller, ge- 
schweige denn der Redner Cicero einen gemeinten kleineren 
Theil als solchen hätte bezeichnen müssen; das forderte schon der 
Parallelismns zu exigua pars populi, das forderte eben so sehr sein 
Interesse, den Gegensatz gegen comitia tota möglichst zu beben. — 
Wäre die Tribuscenturie nicht eigentlich nur eine einzige, blos nach 
dem Alter verdoppelte, so würde auch Q» Cie, de petit* eons. 5. §. 18. 
nicht haben schreiben können : Qui abs le tribum aut centuriam aut 



^) Dau die ReBQDtiation noch fehlt«, ist daraug abzunehmen, dais Cicero, 
der sie bey ^ev praerogativa und der ersten Clatie erwähnt hatte , nicht unter- 
lassen haben wurde, sie auch bey der zweyten Classe anzuführen, wenn sie 
schon geschehen gewesen wäre. Mit Recht aber legte Antonius darauf, dast 
sie noch nicht geschehen war, grosses Gewicht; denn vor der Renuntiation war 
die Abstimmung noch unvollendet, wie man daraus ersieht, dass bis dahin die 
abstimmende Centurie noch freyeMatht hatte, ihre Stimme zu ändern (Ldt^, 5., 
18. 26., 22. 24., 7.) j mithin war auch noch keine Stimmenmehrheit abgegeben 
und konnte folglich die ganze Abstimmung durch die verfassungsmässigen Mittel 
der lAterceitioa oder Nuotiation noch gehindert werden. 
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eliquod beneßcium aut habe ant aui habere gptrent^ eo$,..ean/lrmu^ 
es hätte centuriBs heissen müssen. Eben so könnte i\t praeregmiivm 
nicht so constant (Uv. 24., 7. 26., 22. 27., 6.) als Tribas scJileeia- 
hin ohne Angabe der Classen bezeichnet werden, z. B. jimentii w- 
niorunty wenn jede Trihus nach den finf C lassen fünf toldie Ge»- 
turien enthalten hätte; die Hypothese, dass die /»raero^oliW n«r ««• 
der ersten Classe gelost worden sey, ist ein wiflkOhrlicber Notln 
heheff. Ein neuer Nothbehelf, die Annahme, data in der Kaiaeneit 
die fänf Glassen einer Trihus in Eine Corporation verschmolzen seyen, 
wird nothwendig, um die aus dieser Zeil btrrabrenden Infcfartiten 
zu erklären, die in jeder Trihus nnr voa iuniores unil seniarte 
(corpus iuniorum, seniorum) wissen. Dabei wollen wir gelegeotlicb 
bemerken, dass der Verf. ohne Grand behauptet, in dem obigen 
Ausdruck dürfe man nicht AnientU iribus verstehen und mOase 
suppliren ^niensis centuria iuniorum; vielmehr zeigen eben jene 
Inschriften aus der Kaiserzeit, so wie Liv, 26., 22. §• 11« Citaüe 
Veiuriae senioribus nnd Lucan. 5, 3^5. von der sartiih praer^gM'^ 
tivae: Decantatque tnbus ei vuna vermt in urna (vgl. aock Cie* 
agr, 2'<t 2. §. 4. und Liv. 1., 43.), dass zu verstehen ist Jfniemm 
tribus centuriae iuniemm^ oder Aniensis tribus (Genitiv) eemturia 
iun.^ oder noch besser beides als Nominativ Aniensis tribus y een- 
turia iuniorum (wie man sagte popuius Romanut Quiritiwn nnd Qui^ 
rites). Genug bey dem Tribusnameo dachte man auch immer an die 
Tribus. 

Aber auch die eben angeßihrte Stelleies Livias, im Zusammen- 
hange mit Aufmerksamkeit gelesen und verstanden, widerlegt die 
Ansicht, dass es mehr ats zwey Centurten in jeder Tribvs gegeben 
habe, obgleich der Verf. S. 76. sie als einen nnwiderleglichen Be- 
weis für dieselbe anführt. Livius hat vorher gesagt, in den Gen» 
toriatcomilien des Servins Tullius seyen die Centurien der Ritter 
nnd die Glassen , von denen jede in eine grosse Zahl von Genturien 
zerfielen, berufen worden. Nun begegnet er dem Anstoss, dass ja 
zn seiner Zeit in den Genturiatcomitien nicht so verfahren werde, 
die damalige Ordnung der Abstimmung mit* der von Servins Tullins 
eingerichteten Menge von 193 Genturien nicht übereinstimme. Woher 
dieses? Weil die neue Ordnung auf den Tribas beroJite, die jetzt 
die Zahl der Genturien bestimmte, wogegen die von Servins Tul- 
lias eingeführten Tribus weder die Dislribolion der centuriae in sen. 
und 1«;}., noch die Zahl derselben bestimmt hatten (Quadrifariam 
enim divisa urbe • • . » • Iribus eas appeUavit^ neque hae tribus ad 
Krit./ahrb.f.O.RW. /ahrg.IX. H. Vif. 39 
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c€miftrmrum iiitrikuthmem mtmerumque quidquam perimuere) . Nack 
di«M«i GedaokeiMEOsanineDliaDge will er nun in de« Satie, -der des 
Autots zofleick anfökreny deoUich machea und kitterUcb beaeitigea 
a*ll (Nee mirMri opertei^ humc ordimem^ qui nunc posl txpletas V 
ei ÄXÄ trihms dupUeelo earum nuwtero ceaturiis iuniorum seniorum^ 
fve eety ad inetituiam a Ser, Tuiiie swnmnm non eonvenirej^ die 
B«oe ZaU der Centurieo xugleicfa mit ihrer EoUtebaogsweise der 
ServiaaiacbeB summa gegenüber angebeo. Dieses gesehieht, wenn 
er sagt: die jetzige Ordaang (bey der AbttinunuDg) nod zugleich 
ZaU der Ceatariea ealsteht (aiehl mehr sowohl durch Eintheilung 
der CUssen in Geatariea nnmiltelbar, sondern dareh EiDtheilong der 
Tribas in GenUirien, nehmlich) durch Verdoppelung der Zahl der 35 
Tribos durch die centunae tun. eisen. — worin denn oifenbarzweyer- 
ley liegty 1) dass jetzt nach einer gewissen Ordnung der Tribus ab- 
gestimmt und 2) die Zahl der Genturien durch Verdoppelung der Zahl 
der 35 Tribos mittelst der ceuL iuniorum et seniorum bewirkt wird, 
also 70 betragt. Wäre dagegen die neue Summe auch noch durch 
Eiatkeiiung jeder Tribus in fünf Glassen hervorgebracht worden, so 
würde Lii^ius gerade das Wichtigste, was zur Verstand lichmachung 
der «enen Genturienzahl gehörte, die Uebertragung der Glassen- 
eintheilung vom ganzen Volke auf die localen Tribus, weggelassen 
haben, was man einem solchen Schriftsteller nicht aufbürden kann. 
Der Verf. wendet nach Andern gegen die richtige Erklärung ein, 
ihr widerspreche die nothwcndige Beziehung von earum auf tribus. 
Aber Livius sagt ja nicht, dass die Tribus selbst (zu s. g. Halbtribus, 
wie der Verf. sagt — ein den Alten fremder Gedanke), sondern dass 
die Zahl derselben durch die Genturien der Jungen und Alten ver- 
doppelt (doppelt dargestelk) sey — wozu? ergiebt der Zusammen- 
luuig, nehmlieh zu Genturien, deren jetzige Zahl ja allein erkUrt 
wi^dea ^U. Anch hier begreift sich aber die vollkommene Richtig- 
keit des Livianischen Ausdrucks nur, wenn man später dachte: 
Aniensis tribus centuria iuniorum ^ An. ir. cenU seniorum. Beyde, 
iuniores und seniores hatten die Tribus in solidum lune-y nach dem 
AUer aber, als Genturien,* stellten sie dieselbe doppelt dar. Dasselbe 
gilt von der Stelle des Cic. agrar. 2., 2. §. 4. Me non extrema tri- 
bus sujfragierum sed primi ilU vesiri eoncursus^ neque singulae voees 
praecanum sed unä voce universus populus Rom. consulem declara- 
Vit — die zugleich ein selbststäudiges Argument gegen die irrige 
ind für die richtige Ansicht darbietet. Suffragiorum ist so viel als 
eeniuriarum^ wie die sex suffragia zeigen: mithin stimmte die letzte 
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Trlbas, jedoch als suffragia d. h. zweymal als ctnU iunhrmm nod 
seniorum. Da aber der Ausdraek extreiML tr, iujfr. m GegeiMls 
mit primi eoneursus nar bo viel als die vollendele AbsUmataiig be« 
deuten kann, so passt er offenbar eben so trefflich eii der riebtig^ 
Ansicht, uach welcher jede Glasse ans einer Anzahl von Tribns und 
deren jedesmaligen beyden Centorten bestand, und die lettte Tribni 
mit ihren beyden Centurien wirklich den Bescbloss der Abstammnuf 
nachte, wie er nach der Ansicht des Pantagetbns völlig verkehrt 
seyn würde; denn alsdann kam die letzte Tribns nicht erst am Ead« 
der ganzen Abstimniung, sondern fQnfmal, am Ende jeder Classe, 
vor, und Cicero hätte dann vielmehr sagen missen : extremne ehufü 
extrema ceniuria. 

Gegen solche Gründe vermag nun auch der Beweis nicht anf* 
znkommen, den der Verf. aus den Baseninsehriften zu fuhren ver- 
sucht. Diese rühren sämmtlich aus einer Zeit her — die ftlteste isl 
a«s Vespasians Regierung — wo 4ie alte Tribusverfassong jeden- 
falls eine grosse Veränderung erlitten und, wie der Verf. selbst 
zeigte der Hauptsache nach nur noch für den Antheil des plebt 
urhana an den Spenden und Spieleu oine lebendige Bedeutung hatte. 
Auf sie also eine Ansicht über die. Einricbtnflg der alten C«Dtariat- 
Gomitien stützen zu wollen, ist sehon an sich nnzulüssig» Dasa 
kommt, dass die erwfthnten Centurien jedenfalls keine Stimmcentv* 
rien seyn können, denn dieses verbietet eben sowohl die geringe 
und, wie es scheint, gleicbmüssige und geschlossene KopfeaM in den 
einzelnen Centurien, als auch die Zahl von acht, vom Verf. Unf die 
acht Classen bezogenen Centurien, da das unter allen Urostftnden 
feststeht, dass beim Abstimmen stets nur fünf Classen waren* End^ 
lieb aber hätte derselbe gegen seine Beziehung dieser Centurien auf 
die der Centuriatcomitien um so vorsichtiger seyn sollen, als «r 
selbst recht gut weiss^ dass in der Kaiserzeit die Zerfälinng grösserer 
Gollegien jeder Art in Centurien und Decurien etwas ganz Gewöhn- 
liches war. Vgl. Fahren. 78., 72. Marin. JUi p. 174. Mnrat. 
518«, 4. Dass diese. Collegien von iuniores nnd seniores mit den 
alten Tribascenturien und die aeht euratoret irikut derselben In- 
schriften mit «den alten curatores tribus in einer htsterisehen Ver» 
binduog stehen, ist nicht zu bezweifeln; wie aber, bleibt noch zu 
zu erklären, und es soll ein Versuch dazu später mitgetheilt werden. 
Mag man aber eine Erklärung versuchen, welche man will, so darf sie 
jedenfalls nicht so ausfallen, dass um ihretwillen den übrigen Nächriob- 
ten über die Centuriateomitien selbst Gewalt angethan werden «ins». 

39* 
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Der Verf. hal fflr Miae Attsieht noch eioea looereD Grand ao- 
gefüirty nehmlicli dea Salz, dass die Servianiscben GeDsussommea 
als Aosdroek eioea eatsprecbeoden Groadbesitzes za nehmea und 
daber die Tribalea oder Gentartalen als in der Tribus aatlssige 
Gmadeigealhflnier (leeupietes) zq deakeo sind. Er bat aber nicht 
bedacht, dass gerade diese Belracbtang seine ganze Ansiebt wider- 
legt. Nach dieser würde man nebmiich annehmen müssen, das die 
Hemer bey der Stiftaog der ersten ländlichen Tribus oder, was nan 
dasselbe sagen will, bey der Assignation von Ländern an politische 
Gesammtheiten, fttnferley verschiedene Maasse von Grondeigenthom 
aotgelheilt hätten, so dass in derselben Gemarkung regelmässig Höfe 
zu 20, 15, 10, 5 und 2^ Jiicberten vorgekommen wären. Diese 
Voraussetzung ist aber entschieden falsch, indem wir zahlreiche Be- 
weise dafir haben, dass eben so wie bey den neuern Germaoischen 
oder Slavisehen Dorfanlagen auch bey den Römern von jeher ent- 
weder nar ein und dasselbe Maass, oder doch nur zweierley Maasse 
an alle Betheiligte einer Colonte oder eines tHriUm au assignirenden 
Ackers vertheilt wurden. 

Allerdings aber bedarf die Entwickelang der Tribus- und Gen- 
turienverfassuog voa diesem ungemein wichtigen Gesichtspunct aus 
neeh einer begründeteren, flbersichtlicherenand im Einzelnen be- 
rtebtiglen Darstellung, als ihr in meiner Verfassung des Ser. 
Tu II ins zu Tbeil geworden ist, zumal da Böckh in seinen metro- 
legiscfaea Untersuchungen (S. 429 — 446.) die Zuverlässigkeit der 
Berichte der Alten über die Servianischen • Glassensätze, wie es 
seheint, mit fast allgemeinem Beyfalle, angegriffen hat, und wrr 
benutzen dazu die hier uns dargebotene Gelegenheit um so lieber, 
als der Verf. uns in eiaem Puncto, dass nehmlich die reformierte 
Genturienverfassang erst seit Vollendung der^35 Tribus eingetreten 
sey, gegen unsere bisherige Darstellung Recht zu haben scheint, 
obgleicfa, wie sich zeigen wird, das wesentlich Richtige auch hier 
schon in unserer Schrift vorgetragen war. 

Böckh glaubt, dass die GlassensStze von 100,000, 75,000 u.s.w. 
Assen, welche die Alten für die Servianische Ver&ssung angeben, 
vielmehr die des sechsten Jahrhunderts gewesen seyen und zu Ser- 
vt US Zeit nur ein Fönftheil dieser Summen betragen haben. Seine 
Gründe sind jedoch nicht ausreichend, um das einstimmige Zeugniss 
von SchrifUtellem zu überwinden, die, wenn sie auch nicht aus der 
ersten Quelle, den commentarn Servii Tullii selbst, doch ohne 
Zweifel aus solchen älteren Historikern geschöpft hatten, denen diese 
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noch vorlagen und in Betreff deren sie bey so äossertt wiehligeD, 
das Princip der ganzen Verfassung bildenden Pestsetsongen keiM 
Anhistorosie begehen konnten. Um nns, wie billig, nnf die ans 
Roms eigenen Verhältnissen hergenommenen Gründe zn besebrinken, 
so hat der an der Ritterausstattang mit 10,000 Assen nnd dem ««# 
hordearium von angeblieh 2000, richtiger aber 1000 Asten ge- 
nommene Anstoss schon frfiber (Serv. Tnll. S. 308. 372.) seine 
Erledigung gefunden*), und wir wollen hier nnr noch beaierken« 
dass wenn man consequent seyn will, man doch auch diese 10^000 
Asse fQr die im sechsten Jahrhundert fttr ein Ritterpferd gezahlte 
Summe annehmen mOsste, wo sie aber (=4000 HS.) eben so absurd 
seyn würde, wie für Servius Zeit. Das zweite Argument wird ans 
Liv. 4., 45. entnommen: indicihus dena milia gravis «env, guae 
tum divitiae habebantur^ ex aerario numerata* Aber sagt dena 
Livius maximae divitiae? und ist nicht der Begriff Aen Reiehthnms 
ein durchaus relativer nach den verschiedenen Ständen? Lassen wir 
Livius sich selbst erklären 2.» 9.: Portoriisque et tribut^ pMes 
liberata, ut divites conferrent, gut oneri ferenda essentt püuperti 
satis stipendü pendere^ si liberos educarent. Damals wurde die 
Servianische Gensusverfassung wiederhergestellt (Dionys, 5, 20» Serv. 
Tüll. 8. 493.), mithin sind unter den Reichen die locupletes oder 
asstdui, unter dem armen Volk die proletarii und e^pite eensi zn 
verstehen, wie dieser eigentliche Gegensatz zwischen Reich und 
Arm auch in den zwölf Tafeln noch hervortritt. Einen andern Be* 
griff kann aber Livius auch an der ersten Stelle mit divitiae nicht 
verbmnden haben, wenn man bedenkt, dass es gleichzeitig fttr frey 
erklärte Sciaven waren, die diese Belohnung erhielten, nadförsokha 
aberbanpt diese mitunter nnr verdoppelte Belohnung der Anzeigen 
galt (Liv. 22., 23. 26., 27. vgl. mit 4., 61. und dazu Ser. Toll. 



*) El erweckt kein Vertraaen zu der eutgegeugesetsten Ansicht, wenn man 
die Stelle des Varro 8., 71. equum publicum mite assariüm esse, auf die ich mich 
für die Annahme, dais die 10,000 Asse auf die ganze zehnjährige Dauer des 
Ritterdienstes zu beziehn and durchschnittlich ein Pferd für jedes Jahr oder jeden 
Feldzug gerechnet worden sey, berufen habe, so erklärt (Bö ckh. S. 428.), dasi 
damit die Hälfte des Futtergeldes bezeichnet sey, indem man diese auf die 
Brnähning des Ritterpferdes, die andere Hälfte aber auf den Knecht gerechnet 
habe. Auch bleibt der Preis von 2000 Assen für ein Ross, den man nach dieser 
Ansicht für Servias Zeit annimmt, immer noch enorm. Zur Unterstützung 
meiner Erklärung dient noch, dass Liv ins, der von dem aes hordearium aus- 
drucklich bemerkt, es sey in annum gegeben worden, diesen Zusatz beim aes 
equesire nicht macht, and dass die Natur des eques eqno publieo , dass er nicht 
blos auf je ein Jahr, sondern ein für alle Male, so lange er es Oberhaupt seyn 
kann, data erhoben wird, von selbst eine solche einmalige Dotirung so m Ritter 
mit sich bringt. 
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S. %4kS» Ann. 58»» *^ wie 4ie Analogie, dass ein SoMat sn beson* 
4erer Aoszeiebniing ein dupUcarius^ ein RtUer in denselben Faife 
mil Mei puranum ausgestaUet wurde) *), wogegen ein Freygeborener 
filr ein gleiebea nm 4en Staat erworbenes Verdienst lOO^OOO Amc 
erbielt (Dhn^s. 5., 57. Lw. 32., 26. Ser. Tüll. S. 111. 148.). 
Offenbar sollte der freygelassene Seiev, der an sieb cc^itt etnsus 
ist, doreh dieses Gescbenk zu einem reichen prelelarius^ der Frey- 
geborene zo. einen reicben aasiduus gemacht, jener and dieser zur 
hdcbsten Stufe unter seines Gleichen (ordo L proltt. clatsis /. amd.J 
erhoben werden. So bestätigen denn diese Belohnungen, von denen 
snr die wildeste Willktihr behaupten konnte, dass sie ebeti Falls aus 
dem Gebrauch des sechsten Jahrhunderts auf die ältere Zeit fiber- 
tmgen worden wttren, die von Livius, Dionysius und Plintas 
ffir die ServianiscnS^Verfassung angegebenen Sätze, wie sie anderer- 
seits auch einen neuen Beleg dafür enthalten, dass dieselben Sätze 
■oeh in sechsten und im Anfange des siebenten Jahrhunderts galten 
(Ser. T«ll. S. 81.). Eine weitere Bestätigung meiner frOher 
(S. TttU. S. 192.) nur auf innere Gründe gestützten Annahme des 
höchsten ProleUriercensos von 10,000 Assen liegt in der Nachricht 
des Valerius Maximos 4.« 4. §. 11., dass dieselbe Summe in alter 
Zmt als höchste Dos galt. Frauen waren von allen politischen Rech* 
len ausgeschlossen, gleichsam un des Geschlechts willen Proletarier; 
die ihoen zurKiadererzeugung, wodurch sie allein dem Staat dienten, 
nitgegebene res uxoria konnte also normal auch eia höchstes pro- 
l^arisebes VennOgea nicht flbersteigen. 4 

Wenn wir nun unsere Zeit nicht mit der von Nie buh r zuerst 
Mifgebraehten Frage verderben wollen, wie viel Pfand Erz die Sena- 
torea im J. S48t auf jeden Karren geladen haben, als sie ihre Steuer 
dem Aerarium Übermächten, so bleibt kein weiterer Grun^ für die 
vermeintliche Unglaubwürdigkeit der berichteten Servianischen Glas- 
sensätze übrig, als dass das Beybehalten von 100,000 Assen höch- 
ster Census aus so alter Zeit noch im sechsten Jahrhundert, wo der 
Reichthum so sehr gestiegen und der Ass auf ein Sechstheil seines 
frühern Werths herabgegangen sey, aller Wahrscheinlichkeit ent- 
behre. Aber auch hier führen die richtig erwogenen Verhältnisse 



*) In einem Falle (Xiv. 32.,26.) warden einem aervttt index ausBabnsweise 
als besondere Auszeichnung 25,000 Asse decreMrt, offenbar um ibn selbst xu 
einem Bürger der drey obern Classen nächit der e/assi« su machen. Es ist eine 
ähnliche Ausseicbnupg, wie die des Claudius, der^statt , der gewohnlichen 
ia,00# Asse 2& Jnchsrte erhielt, weil er amgleich zum Patricier unter den Rammet 
gemacht warde. Plutarch, Poplic. 25. Ser. Tull. S. 164. 
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auf eine eotgegengeseUte Ansiebt. Die Verfassung wurde iminer 
demokratischer; dem entspricht es vollkomoieny dass nun in Folge 
der Geldreduction und des steigenden Reicbthunis mehr Borger in 
den oberen Glassen standen, als Servius beabsichtigt hatte, uAd es 
wäre umgekehrt unglauMich, dass darch spätere Steigerangea der 
Glassensätxe Bürger ihres Stinmrechts beraubt worden wirei. Dasu 
kommt, aber noch ein Argument, welches auch die BOckhsche Hypo- 
these, die verschiedenen Angaben von 100,000» 110,000» 120,000 
und 125,000 Assen fUr die erste Classe und von 11,000 und 12>500 
för die fünfte Classe seyen aus einer allmühligea Steigerung des 
Ceasus der ersten und letzten Ciasse im Laufe des siebenten Jahr- 
hunderts zu erklären, widerlegt. Die Servianiscben Institute ge- 
hörten, wie die zwölf Tafeln, dem alten tus cimie an, welches man« 
wie die ganze Rechtsgescbichte beweist, als ein unantastbares Heilig- 
thum auch dann wenigstens formell bewahrte, als die Verhältnisse 
sich völlig umgestaltet hatten. Mochte L. Veratius auf dem Forum 
seine Ohrfeigen austheilen, die Zwölftafelstrafe von 25 Assen wurde 
darum dorch kein neues Gesetz abgescbaift und erhöht. Und zwar 
hlieh die fiechtsbildung in der Zeit der legis acUomes überhaupt neck 
eben so starr, wie die damaligen Verhältnisse selbst es waren» Alle 
Aenderongen beschränkten sich auf das, was die Plebs in den bär» 
testen Kämpfen den Patriciern abtrotzte, und dahin gehörte doch 
wohl eine Erhöhung der Classensätze gewiss nicht. Umgekehrt 
wurzle die Stimmberechtigung noch erweitert, indem man den Pror 
letariern bis zu 4000 Assen herab eigene Tribus einräumte. Eine 
ganz andere Physiognomie erhielten aber alle Staats- Und Rechts- 
verhältnisse seit dem Anfange des sechsten Jahrhunderts» und wir 
finden nun auch eine immer mehr wachsende Regsamkeit in der Ge- 
setzgebung. Dabei ist aber zweierlei zu bemerken. Hingichtlich 
ihres Gegenstandes bezogen sich die damaligen Aenderungen im 
Staatsrecht nur auf die publicistischen Interessen, welche in jener 
Zeit ans den früheren sich neu entwickelten, wogegen diejenigen 
Institute, in denen die vergangene Zeit gelebt und die sie aU ihre 
eigenthömlicbe Aufgabe vollständig entwickelt der Jetztzeit überliefert 
hatte, in sich unverändert blieben. In Betreif der Art und Weise 
der Veränderungen aber wurden jetzt die Obrigkeiten (unter ihnen 
auch die Censur Farr. de L. L, 6«, §• 70.) von der bisherigen Be- 
fangenheit in Gesetz und Sitte frey und lösten durch ihre Edicte die 
Volksgesetze als rechtsbildende Macht ab, wobei sie auch, wenn es 
Festsetzungen von Geldsummen galt, von dem neuern Münzfusse, 
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dem Silbergeide 9 aosgiageD, und wenn sie späleff besonders seit 
dem siebentea Jahrbundert, ihre Neaerang^n aucb oft darcb das 
Volk genehmigen liessen^ so hatten doch auch diese Gesetze einen 
ganz andern Charakter als die alten Volksgesetze. Das ius suffra^ 
gii et mititHie gehört non unläugbar zu den politischen Berechtigun- 
gen der alten aaf dem Gegensatz von patricii und plebeü beruhenden 
eivitas, die schon in der mittleren Zeit ihre volle Ausbildung er- 
halten hatten. Wie aber diese die Rechte des alten ßargerthums 
yoB einem gewissen Census abhSngig gemacht hatte, so geschah 
dieses auch wieder mit dem aus ihr hervorgehenden neuen fiürger- 
thum, welches auf dem Gegensatz der Stände (ordo ttnatorius^ 
equester n. s. w.) beruhte. FOr diese stellten also allerdings die 
Gensoren neue, den jetzigen Verhältnissen entsprechende und in 
Sesterzen ausgedrnckte Censussummen auf (vgl. Liv. 45» 15.)* Dass 
dieses aber aucb für das ius suffragn und munus militiae geschehen 
sey, und zwar in der Münzwäbrung des alten Givilrechts, widerspricht 
der ganzen Bildungsgeschicbte des Staats. Wie kann man auch un- 
mittelbar vorher, ehe Mar ius den Kriegsdienst 'auf die capüe censi 
fibertrug^ und in den Volksversammlungen immer mehr der Aermste 
mit dem Reichsten gleiche Rechte erlangte, noch eine entgegen- 
gesetzte Strömung des politischen Lebens annehmen? Und wie will- 
kfthrlich wären jene Aenderungen Mos bey der ersten und letzten 
Classe, und wie unentsprechend jene geringen Steigerungen den in 
ganz andern Progressionen veränderten Vermögensverhältnissen? 
Vgl. Liv. 24, 11. 

Meine Annahme, dass jene verschiedenen Angaben sich auf spe- 
cielle Unterabtheilungen in der ersten und fünften Glasse beziehen, 
ist zwar auch nur Hypothese; aber eine an sich wohl begründete. 
Jede 20 Centurien haben sonst in der Servianischen Verfassung einen 
besondern Gensus; sollte für die viermal 20 der ersten Glasse nickt 
dasselbe gegolten haben? Ist es nicht vielmehr wahrscheinlich, dass 
jene 4 Summen eben die verschiedenen Sätze jener viermal 20 Gen- 
tnrieo sind, zumal da diese offenbar auf die drei Doppeltribus der 
alten Ramnes, Tities und Luceres (Palaiina, Collina^ Suburuna)^ die 
in der ältesten Verfassung verschiedene Rechte hatten, und auf die 
ton Servius Tallins zum Senat berechtigten £squiliner gingen?*) 

*) In der Verf. des Ser. Tulliui hatte ich die 125,000 Asse auf die Ramne$, 
7. L. priores, die 110,000 anf die Ramnes^ T. L.poMteriores^ die 120,000 aaf die 
JUtter bezogen. Diese Veunuthung erscheint mir jetzt weniger wahrscheinlich, 
als die so eben geäusserte, mit der übrigens der Rittercensus von 120,000 Assen 
ebenfalls vereinbar bleibt. 
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und dass die Schriftsteller, mit dem Detail der Servianiscben Ver- 
fassung nicht genaa bekannt, zufällig der eine diese« der andere jene 
als den Gensus der ersten Classe angegeben haben? Erklirep sich 
doch auf dieselbe Weise auch die verschiedenen Satze Ton 12,500 
und 11,000 bey der fünften Classe aufs einfachste, indem auch sie 
durch ihre Zusammensetzung aus 20 und 10 Genturien auf die bey- 
den Bestandtheile hinweist, die ich schon fräher nachgewiesen habe. 
£$ kann nicht zufällig seyn, dass bey den übrigen Classen, die jede 
hios 20 Genturien haben, auch blos ein und dieselbe Gensussnmme, 
nur bey der ersten und letzten, den einzigen, die diese Menge von 
Genturien mehrmals enthalten, eben so viele verschiedene Gensus- 
Sätze vorkommen. 

Nachdem nun die Glassensummen als wirklich Servianisch wie- 
derholt festgestellt sind, will ich die Hauptsätze für das Verständniss 
der Servianiscben Verfassung und deren späterer Entwickelung im 
Folgenden kurz zusammenstellen, wegen der Begründung auf meine 
frühere Schrift verweisend und nur da weiter eingehend, wo Berich- 
tigungen oder Bestätigungen mitzutheilen sind. 

1. Die assidui oder itfcupletes sind als Grundeigenthümer auf- 
zufassen. 

2* Der Servianische Gensus beruht nicht auf einer ahstracten 
wilJkührlichen Schätzung der verschiedenen Sachen, welche Jemand 
im Vermögen haben kann, sondern auf dem Grundvermögen und 
zwar, da um jene Zeit der Ackerbau statt der Viehzucht Haupt- 
nahruogszweig des Volks wurde, auf dem productiven Grundver- 
mögen dergestalt, dass im Gensus ein^zugerum agri censui censendo 
(d. h. der einem Römer als Bürger im eigentlichen ager Romanus 
eigenthümlich assignirt war) zu 5000 Assen angenommen wurde. 
(Ser. Tttll. S. 111. 164. 644. 672.) Dieser Anschlag ist desshalb 
micht zu hoch, weil darin zugleich alles persönliche Vermögen, be- 
grifieo war, indem man dieses beym Landmann nach der alten Regel, 
dass die Betrieiiskräfte des Eigenlhümers der Grösse des Grundbesitzes 
entsprechen mussten (Plin. H. N. IZ.» 7. §. 3. ColumelL 1., 3. §. 8. 9.), 
gleichsam nur als das notb wendige, aber auch bei einem vorhandenen 
bestimmten Grundeigenthum vorauszusetzende Betriebscapital auf- 
fasste. Der Gensus war also zwar ein Vermögenscensus; er richtete 
sich aber nach dem Maasse des Grundeigeothums als seiner Norm. 
Dieses bestätigte die Solonische Verfassung mit ihren Pentakosio- 
medimnen und den übrigen eben so bestimmten Giassen. Nor nahm 
der Römische König mit mehr politischer Weisheit Geld zum Maass- 
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Stabe, weil dieses absoluter eivilrecbtlicher Maassstab ist und auch 
die EioreibuDg der Übrigen BUrger, welche nicht Grundbesitzer 
waren, in dieselbe Verfassung, so wie die Rflcksichtnahme anf ander- 
weitigen Reichthum, wenn Jemand weniger ager censui eensendo^ 
aber z. B. grosse Hecrden nut pascua pubiica besass, mOglich machte. 
So können nun die fOnf Classen auch durch folgende Abstufungen 
des Grundbesitzes ausgedrückt werden. I. n. 125 »000 Asse »= 25 
iugera; b. 120,000 Asse — 24 lugera; c. 110,000 Asse = 22 
iugera; d, 100,000 Asse == 20 iugera. 11. 75,000 Asse = 15 t«- 
gera. Hl. 50,000 Asse = 1 iugera. IV. 25,000 A sse = 5 iugera, 
V. Ä. 12,500 Asse«=2i iugera; b. 11,000 Asse = 2^ iugera. 
Daran schlössen sich die vornehmsten Proletarier mit 10,000 Assen 
=3 2 iugera, 

3. Wie die alten Germanen die Acker, welche sie einnahmen, 
secundum dignationem unter sich austheilten (TaciU Germ. 26.^» 
80 fand auch bey den Assignationen an die Ansiedelungen, aus denen 
der Römische Staat zusammenwuchs, eine der Dignität der Anbauer 
entsprechende Verschiedenheit der Landloose Statt, und zwar in 
doppelter Beziehung; denn 1) bestand jede Ansiedelung aus Vor- 
nehmen und deren Clieuten, wie noch zu Anfang der Republik das 
Beyspiel des Ap. Claudius zeigt, der selbst 25 iugera erhielt, 
wahrend das alte Clientenloos normal 2 iugera war. Das Normal- 
verhällniss der Dignität eines Vornehmen zu seinen dienten war 
aber nach Römischer Verfassung das von 10 zu 1, so dass er auch 
so viel Land erhielt wie zehn dienten. 2) Die ursprünglichen Bür- 
ger hatten eine grössere Dignität, als die später angesiedelten, die 
daher auch ein entsprechend geringeres Ackermaass erhielten, in- 
soweit sie nicht ausnahmsweise zu völliger Rechtsgleichheit auf- 
genommen wurden, wie die Bürger von Roms Multerstadt Alba Longa, 
die späteren Ramnes, T. L. posteriores, 

4. Die Ansiedelungen, wodurch der Römische Staat sich all- 
mählich vergrösserle, geschahen stets tribusweise, wobey man nur 
in der ältesten Zeit, wo das nationale und genokratische Element 
noch völlig überwog, mehr die Menschen, die eine gewisse Gemar- 
kung angewiesen erhalten hatten, späterhin, wo der abstract politi- 
sche Verband und der Ackerbau hervortrat, mehr die Gemarkung 
selbst Trihus nannte. Eine Trihus war aber ein normal in einer be- 
stimmten Zahl von Geschlechterverbänden und deren weiteren Ab- 
theilungen gegliederter Slaatsgrundbestandtheil. Eine Tribns bestand 
nehmlich nach der ursprünglichen genokratischen Verfassung aus 
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10 euriae, jede curia wieder aus 10 Decurien (nach Dionysios ^i- 
xadsg) oder gentes, da ursprünglich eine Oecurie gewiss nur eine 
gens oder Familie eines Vornehmen enthalten haben wird, wie die 
200 Patres aus den beyden herrschenden Stämmen Beigen. Bodlich 
wurden auf jede gens wieder zehn Glientenfamilien gerechnet, da 
der älteste Staat in seinen drey Tribus aus einer Legion von 3000 
Mann als Gefofge der 300 vornehmen celeres bestand. So war jede 
Curie zugleich eine decuria celerum und hatte eine centuria peditum 
4ils Gefolge. Die Landassignation an die Tribus geschah aber ebea- 
falls centurien weise, indem jedem dienten 2 Jucherte, jedem Vor- 
nehmen das Zehnfache zugetbeilt wurden. Wenigstens betrachteten 
die Spütern 200 Jucbarte als die Normaicenturie Landes, wiewohl 
auch andere Centurien z. B. von 240 Jucharten (also 24 Jucharlo 
auf einen Vornehmen, 2^ auf einen dienten) erwähnt werden. Dem- 
nach bestand eine Tribus aus zehn Centurien Landes für die zehn 
Vornehmen, welche allein die politischen Verfassungsrecbte hatten, 
und ebensoviel ^fiir ihre Clienten, denen sie, wie Väter ihren Kio- 
dern, das ihnen wahrscheinlich iusgesammt vom Staat angewiesene 
Gebiet zur Hälfte attribuirten, jeder also seinen zehn dienten eise 
Decurie, wie sie zehn selbst (als decuria hominum) fOr sich eine 
Centurie behielten. (Paul, ex Fest, v, Patres senatares ideo ap' 
peilaii sunt, quia agrorum partes attriBuerant tenuioribus ae si 
Uheris propriis — was nicht auf ager possessuSy sondern vor Allem 
auf ager assignatus et divisus zu beziehen ist, vgl. Dionys. 5, 40.). 
Es wird nehmlich von den Agrimensoren als eine feststehende Regel 
betrachtet, dass die Assignationen nach Zehnschaften (decuriae) 
geschehen. Hygin. p. 204. Goes, Mensura peracta sorte (viell. 
sortes) dividi dehent et inscribi nomina per decurias (per homines 
denos.) sed (lies sed et) in formas sectari (viell. in formis secabis) 
denum hominum acceptas, ut quod singuli accipere debent decem^ 
in unttm coniungantur (lies coniungatur) et in sortem inscribisi 
Sors prima DDL et IL et IIL et IF, et cardinem illum^ quousque 
mensura expleri decem hominum debebii, id est in quot centurüs, 
Similiter omnium decuvarium nomina in so'rtibus inscripta et qua 
parte quae et quota sors modum habeaty utrum ultra et dextra^ 
utrum sinistra et ultra aut eitra. Hierdurch dürfte sich ein Räthsel 
lüseu, welches bisher (auch unserem Verf. S. 12.) unlösbar schien, 
was nehmlich unter den decuriae zu verstehen sey, die nach Ver-» 
rios Flaccus bey Gell, 18., 7. eben so wie tribus et pro loco et 
pro iure et pro hominibus dicuntur und noch spät a» vielen Stelion 
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mit den Tribus zosammen als Corporalionen erwähnt werden (Taeit 
Jnn. 13., 27. Suet Jug. 57. Fragm, Fat §. 272. Tertull. apoL 
37.' 39.)* Während nehmlich trtbus den Inbegriff der ganzen An- 
siedelung — Vornehme ond Geringe — bezeichnete, bildeten in ihr 
die Zentschaften der Geringen, welche arsprflnglich zu dem Hofe 
eines Vornehmen, ihres Patrons, gehörten, wieder engere Corpora- 
lionen, deren Genossen wegen ihres blos proletarischen Vermögens 
von den Centuriatcomilien ausgeschlossen, blos in den Tribuscomitien 
eine politische Bedeutung hatten. An sie schlössen sich ohne Zweifel 
in den spätem Zeiten, wo sie in ihrem ursprünglichen corporatirea 
Sinne schon in Verfall gekommen seyn mögen, jene decuriationes 
tribulium an, die zu dem Bestecbungssystem des ambitus gehörten 
(Cic. pro Plane. 18. §. 45.). 

5- Zu den drey unsprönglichen Tribus des Römischen Staats 
kamen als spätere eben solche Ansiedelungen, die sämmtlich histo- 
risch beglaubigt sind, bis zu Ser. Tullius hinzu a. die Albaner, 
durch welche jene Tribus innerlich verdoppelt, mithin aus dreymal 
10 in den GuHen zugleich liegenden Centurien dreymal 20 Centurien, 
aus drey ländlichen Tribus sechs dergleichen Gemarkungen wurden. 
b. Die Esquiliner, für welche nachmals die tribus Esquilina in der 
Stadt gemacht wurde, c. Die Cälianer unter Tarquinius Priscus, 
welche wieder dem ganzen Staat der nach a. bereits verdoppelten 
Ramnes Tities Luceres als Verdoppelung gegenübertreten, d. Wie 
oben schon erwähnt, die Crusluminer unter Tarquinius Priscus 
und Servius Tullius. Alle diese erhielten also ausser Wohnsitzen 
in der von Ser. Tullius vollendeten Siebenhügelstadt eben solche 
Assignationen von Land in Roms Feldmark, wie die ursprünglichen 
Tribus. Dabey wurde für die folgende Verfassung jene innere Ver- 
doppelung der alten Tribus entscheidend, welche im Princip bey allen 
ähnlichen Vergrösserungen der Bürgerschaft in den folgenden Perio- 
den festgehalten und, wie oben gezeigt, auch noch bey der Auf- 
nahme der Italiker ins Bürgerrecht beobachtet wurde. Danach be- 
stand nehmlich nun eine alte Geschleehterlribus fortan aus zweymal 
10 Centurien in zwei lusammengehörigen Landtribus, die man aber 
bey dem noch zu übermächtigen genokratischen Prinzipe nicht als 
zwey Tribus, sondern ^enoVvdXxsch unv 9\% primi et secundi Ramnes 
T, L. bezeichnete, und wonach nun alles auf jene Tribus Bezügliche 
sich verdoppelte, z. B. sechs statt drey Vestaliniten, sechs tribuni 
militum, zweymal 30 statt der alten 30 Triarier in einem ordo und 
eben so zwey centuriae in einem manipuhts u. s. w. Weil aber die 
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übrigen Aosiedetuogen nach ihrem Master eiogerichtel waren, §o 
enthielten sie ebenfalls je 20 centuriae bis auf die unter d, erwähnte, 
die wegen ihres schle^chteren Rechts nieht als ein ursprünglich gleich- 
artiger Hauptbestandtheil der ganzen Bürgerschaft galt, sondern ■ 
blos Zusatzweise (als acccnsi) und auch bloss einfach der übrigen 
Bürgerschaft hinzutrat. 

6. Als nun Ser. TuIIius, um die vorgefundenen Staatsbestand- 
theile, von denen nach der bisherigen genokratischen Tribus- und 
Curien Verfassung blos die verdoppelten R. T. L. primt et seeundi 
stimmberechtigt waren, s^mmtlich politisch zu berechtigen, seine 
Genturienverfassung und die darauf beruhenden Genturiatcomitien 
einrichtete, tbat er weiter nichts, als dass er nach den Heeresbanfen 
(classes) der vorhandenen verschiedenen Ansiedelungen und nach 
der Abstufung des ihnen assignirten Landmaasses eben so viele durch 
einen entsprechenden Geldcensus ausgedrückte Glassen aufstellte, 
deren jede demnach von selbst aus 20 centuriae bestand und zwey 
zusammengehörige Landtribus inne hatte. Servius nannte .diese nur 
noch nicht Tribus, vermuthlich weil nach dem damals noch nicht 
völlig überwundenen genokratischen Principe zum Begriffe der tribus 
auch das gehörte, dass das Areal derselben im Umfange des von 
den Uransiedlerh eingenommenen, durch die Aegeer geheiligten 
Stadtgebiets liege. Darum stiftete er blos die vier städtischen Tribus 
um der allein zum Senat und vielleicht auch zu den Gurien zu be- 
rechtigenden Esquiliner willen*), welche die schon von Numa mit- 
gegründete vierte Region inne hallen, und mit Recht sagt Livius 
1., 43.) dass diese Tribus mit der lediglich auf Landeigenthum und 
Kriegsdienst basirten Genturienverfassung gar nichts zu thun gehabt 
haben. Weil nun aber diese Verfassung auf Kriegsdienst beruhte, 
so traf Servius auch die Einrichtung, dass jene je 20 Genturien 
jeder Glasse nach dem Alter und nicht mehr, wie in den bisherigen 
genokratischen R. T, L. primi et seeundi ^ nach den Geschlechtern 
unterschieden wurden. Dieses hatte zur Folge, dass die verfassungs- 



*} Die Nachricht des Festui (PauL ex Fe$t, v* Calabra curia) ^ dass später 
zu den 30 Curien noch 5 hinzugekommen seyen, zu verwerfen, ist kein Grund 
vorhanden. Für die Esquiliner konnte recht wohl eben so gleichsam eine halbe 
Tribus in 5 Curien und blos aacrorum causa (vielleicht auch noch den letzten 
5 Curien der Luceres für die Volksversammlung contribuirt, wie später die Itali- 
ker den 8 Römischen Tribus) hinzugefugt werden, wie zu den Servianiscben fünf 
Classen in je 20 Centurien noch die accemi in 10 Centurien kommen. Jedenfalls 
hängt die Curienverfassung mit den alten und darum auch mit den vier städtischen 
Tribns zusammen und hat mit jenen ein sacrales Moment in lichy welches den 
ländlichen Tribai fremd ist. Vgl. Dionys, 2., 64. 
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nilsMgeii 10 eeniuriae iuniörttm aod 10 eenturiae semorum der beyden 
ihnen angewiesenen Gemarkungen (Tribus) nur unter der Voraus* 
Setzung hergestellt werden konnten, dass jedesmal zwei Trilins vor- 
handen waren und zur Herstellung jener Centurien zusammenwirkten. 
Denn wenn 10 Centurien eine Tribus bilden, nun aber 10 etnturiae 
iuniorum (resp. seniorum) in der Volksversammlung zusammentreten 
sollen, so ist dieses, da doch dieselben EigenthUmer derLandloose in 
einer Tribus aus Jungen einmal Alte werden und an der Stelle der 
gestorbenen Alten wieder einmal Junge treten, nur so möglich, dass 
5 Centurien Jonge ans der einen Tribus mit 5 aus der andern zu- 
sammen und eben so 5 Centurien Alte aus der einen Tribus mit 5 ans 
der andern zusammen sich mit einander verbinden. Hieraus erklärt 
sich, was bisher wieder ein unlösbares Rälhsel schien, weshalb die 
Aufnahmen neuer Tribus in der folgenden Periode stets in derZwey. 
zahl erfolgte. Ohne das hätten die Neubürger in die Centurien- 
verfassung nach deren Princip nicht hineingepasst. 

7. Der eben erörterte Zusammenhang führt mit Nothwendigkeit 
darauf, dass so wie die classis schlechthin aus dreimal 20 Centurien 
(fÖr^ die /?. T. L. primi et secundi) und infra classem die erste (Es- 
qoiliner), zweite, dritte und vierte (Cälianer) ebenfalls jede aus 20 
Centurien bestand, auch die fünfte eigentlich nur 20 Centurien ent- 
halten haben könne, und damit der Census der Vollbürger eigentlich 
abgeschlossen war, alles Uebrige von Centurien aber, was noch zu 
berücksichtigen war, nur zusatzweise, übrigens auch mit dem Bestre- 
ben, ein letztes Zwanzig von eben solchen Abtheilungen herauszu- 
bringen, damit das System des Ganzen festgehalten würde, nach- 
getragen werden konnte. Damit rechtfertigen sich denn die blos 10 
Centurien der accensi veiati als Anhang zur fünften Classe, die 
sonst als selbständiger Centuriencomplex dem System eben so wider« 
sprechen würden, wie eine fünfte Classe mit 30 gleichbereehtigteo 
Centurien, die 4 Centurien der Handwerker und Spielleute, und die 
1 eenturia proletarium^ welche aber zugleich quintana classis war*) 



*) Meine Aaseinandersetzang über die quintana classis (S. Tull. 6. 194.) 
halte ich im Wesentlichen noch fär richtig; nur widerspricht die frühere RrkliU 
rong des Worts quintana dem, was ich selbst ober die so gebildeten Zahiadjectiva 
bemerkt habe. Quintana classis ist die an der fünften Stelle gebildete Clasie, 
wie quintana via der am fünften limes gebildete Weg, und es sollte damit ausge- 
drückt werden, dass sie keine eigentliche selbst mitzählende Classe sey. Aus 
ihrer schon Servianischen Benennung classis rechtfertigt sich aber Dionysins 
Darstellung, dass die Proletarier die sechste Classe gebildet. £ine andere Er- 
klärung und naeh ihr eine ingeniöse Ergänzung des Festni gibt unser Verf. - 
S. 219. flg. Mit ihr stimmen wir darin Oberein, dass diese Stelle zu lückenhaft 



Digitized by VjOOQ IC 



Reo. vou Hrn. Professor Dr. HuBckke zu Breslau« 623 

und, da sie die GlteotenansiedelaDgen der MfiV/«i in ibreii je20CeB* 
turien der fünf Glassen enthielten, ebenfalls in i'ünf Abtheilongen be- 
stehen mussten — so dass man auf alles dieses zusArameogenomuiea 
auch wieder wenigstens ein Aequivalent von 20 Genturien rechnen 
konnte, und da nun neunmal 20 Genturien Fussvolks dies ganze Volk 
ausmachten, auch neunmal 2 Genlurien Ritter gebildet werden ronssten. 
Uebrigens wird das Maass von 2 Jucherten für einen Gemeinen von 
den Schriftstellern so einstimmig als alt Römisch dargestellt, dass 
man bei dem eben so constanten Gesetze: der Adlige bat die zehn- 
fache Dignität des Gemeinen, annehmen möchte, die Männer der 
classis haben anfangs auch blos 2 Jucharle erhalten, welches Maass 
aber bei späteren Assignationen an Neubürger erhöht worden sey, 
um sie vor diesen auszuzeichnen, wie ja öfter solche Assignationen 
von ager viritamis an schon beiheiligte Bürger geschah. Dennoch 
aber halte ich die Ansicht für richtiger, dass die ältesten Patricier 
sofort 25 und ihre GUenten 2^ Jucherte assignirt erhielten, woraus 
folgt, dass die tezteren, vermulhlich mit Latinern zusammen, denen 
ServiuS eben so viel Land austheilte, die 20 Genturien der fünften 
Glasse bildeten. Nur so erklärt sich einfach, wie die patricischen 
Glienten mit den Patriciern zusammen in den Genturiatcomitien von 
Einfluss seyn konnten. JLiV. 2«, 64. Irata plebs Interesse consula^ 
ribus comiliis noluiL Per patres clientesque patrum consules creati; 
vgl. 7., 18. Es waren die erste und die fünfte Glasse, während die 
Plebs, d. h. die Gälianer (Ser. Tull. S. 51., 13^7. 145. flg.) die drey 
mittleren Glassen inne hatten. Den Glienten der Ramnes mit 2^ Jucher- 
ten standen aber gewiss auch die der Tities mit dem zehnten Theil 
vou 24 Jucharten = 2f Jucharten gleich, wofür der Gensnssatz von 
12,000 Assen nun verloren gegangen seyn mag. Die Glienten der 
Lnceres aber mit 2^ Jocharten oder 11,000 Assen gehörten schon 
mit zu den accenst. So mnss denn die Nachricht von den 2 Jucharten 
far einen dienten daraus erklärt werden, dass dieses eben so das 
regelmässige, später allein noch angewandte Maass fQr einen Glienten 
war, welches seit Anfang der Republik selbst den Glienten des unter 
die Ramnes versetzten Glandins ansgetbeilt wurde (PlutarcA. Popl. 



«rhalten ist, als dass man auf sie irgend eine Meinung stützen konnte. Da aber 
Fei tat diese Olasso mit Beziehung auf die ea/i«7ee0ii«t'erklärt und Dien ysiui 
aus diesen eine sechste Classe macht, so ist es doch wahrscheinlicher, dass man 
alle Proletarier quintana cl. genannt habe, als, wie der Verf. will, Ate aceensf 
aus den Proletariern. Jedenfalls bezeichnet elas$i$ in der Servianischen Ver- 
fassung eine lo grosse Menge , das» waa nicht wohl iwey Centuiien au 100 Man» 
eine Classe nennen konnte. 
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21 ') nnd wovon man ans jener und spfttererZeit aaeh eine zablreicbe 
Menge anderer einzelner Anwendungen kannte , wie lOO^OOO Asse 
oder 20 Joebarte das regelmässige Maass der ersten G lasse. — Öey 
don unteren Ahtbeilangen der Proletarier wird der Besitz von Rin- 
dern oderScbafen, die sie auf die Offentlicbe Weide treiben durften, 
den Mangel an Acker fttr den Gensus erselzt haben ^ und mag der 
Ansatz von 100 resp. 10 Assen fttr jeneTfaiere bey den Mniten eine 
blosse Ueberlragung des herkömmlichen Gensussalzes auf die Molten 
gewesen seyn. 

8. Hinsichtlich der Ordnung der Centurien in jeder Giasse halte 
ich jetzt die frOher angenommene Abstufung derselben nach dem ver- 
schiedenen Reichthum für irrig. Wie die Assignation ihnen gleiche 
Loose gegeben hatte, so galten sie auch alle für gleich reich, und 
das omnes in aequo esse (Hygin. p, 204. Goes») für Genossen der- 
selben Körperschaft oder Thätigkeit ist ein allgemeiner Grundsatz im 
Römischen Wesen, der in manchen Anwendungen bis ins Lächerliche 
getrieben wurde. Hier trat er darin hervor, dass alle Genlurien 
einer Giasse gleichzeitig zum Stimmen schritten. 

9. Mit der Abschaffung des Königthums verlor auch die patri- 
archalische Beschlossenheit des Römischen Wesens in der ursprüng- 
lichen Stadt ihre Hauptstütze. Der an die Stelle tretenden Aristo- 
kratie entsprachen Staatsgrundhestandtheile, die sich auf die Quelle 
ihres Ansehens, den ländlichen Grundbesitz und den Ackerbau be- 
zogen. Im J. 259 wurden nun 21 Tribus gemacht, oder zu den vier 
städtischen 17 neue ländliche Tribus hinzugefügt. Da nach den Grunde 
principien des Römischen Staats eine Tribus zehn Genturien enthält, 
da die Servianischen Glassencenturien aus den locuptetes bestanden, 
da ihrer gerade 170 waren und von einer inzwischen eingetretenen 
bedeutenden Veränderung in den Bestandtbeilen der Bürgerschaft 
nichts bekannt ist, kann es da zweifelhaft seyn, dass jetzt eben nur 
jene 170 Genturien zu Tribus erhoben wurden? Zum Ueberfluss be- 
stätigen dieses noch die uns bekannten Namen der ersten und letzten 
dieser Tribus, indem die erste, Romilia^ offenbar auf die Ramne$ 
(==: Romines von Romus^ Romulus)^ denen die ersten 20 Genturien 
der classts zugewiesen waren, hindeutet*), die letzte, Crustumina, 
aber den schon oben erörterten Zusammenhang mit den 10 letzten 



*) Dass die tribus Ramnium^ Titium et Lucerum auf dem ager Romanus 
aatterhalb der vier tribus urbanae^ welche dai Areal der Stadt einnahmen, lagen, 
geht klar aas Varr. de Lj L. 5., 45 — 56. hervor. 



Digitized by VjOOQ IC 



Rec. von Hrn. Professor Dr. Hm$ehke zu Bfotlan. 6S5 

CentarieD der füfiften Classe verrfttk'^. — So waren abo Dim iNe 
Tribas mit den Centnrien in Verbfodang getreten. Aber, wie dieee 
Verbindung eigentlich schon von jeher gegolten hatte, so wölke dta 
jetzige Veränderung auch umetter nichts sagen» als dass die Genar- 
knngen, welche die Oassencentnrten bereits längst inne hatten, Bvn 
aHch den Namen und das Recht der Trihns erhalten hatten. Es lag 
darin mebr eine Anerkennung des nunaehrigen aristokratischen Ver- 
fassuogsprincips als irgend eine praktische Veränderang in Atr Cen* 
tanenverfassung, weshalb Livins mit Recht sieh auf die Neda 
beschränkte Romae tribus viginti et una faetae. Aber auch DionDr- 
81 ns 4., 21. hat vollkommen Recht, wenn er sagt, dass die Sorviaai- 
sehen Gentunatcorailien viele Mensehenalter hindurch unverändert fori* 
bestanden haben. Von den Stellen bei Li vi us, die mich wie andere 
Forscher froher zn der Annahme verleitet hatten, dass die reformierla 
Genturienverfassung schon aus dem AnCange der freyen Republik lur* 
zuleiten sey, ist die blendendste 5., 18. oben so erklärt worden, 
dass sie das Gegentheil bestätigt. Wenn aber Lw^ 3.> 71. 72* ein 



*') Cic.pro Balh. 25. sagt: Obieetum e$t eiiam, quod in tribum Cruituminam 
pervenerit: quod hie assecutus est legis de ambitu praemioy minui invidioso, 
fuam gut legum praemiii praetorium sententiam et prttetertttm tßgam eon» 
sequuntur. Die gesetzliche Wohlthat beiitand wahrscheiDlich nteht darin, daia 
der siegreiche Ankläger in die Tribus des Angeklagten einrücken sollte, welche 
liier zufällig die Crustumina gewesen wäre, sondern wahrscheinlich war di« 
Crustumina schlechthin genannt für den Fall, dass er bisher einer der städtischen 
oder der vier im J. 368. hinzugefügten Tribus angehört hatte, wie wahrscheinlich 
der nichts weniger als vornehme, einzeln ins Bärgerrecht aufgenommenoGadU 
taner Bai b u s, wogegen ein Ankläger, der in einer der alten Classentribus stand, 
in ein« höhere Classe proniovirt worden seyn wird. Ohne Zweifel war diese Be~ 
ttimn»ung der Cruutumina zur Aufnahme verdienter Ausländer oder Sciaven auch 
sehr »lt. Denn wenn ehemals den nervi indices die Römische Freyheit und 10,000 
Asse g^egeben wurden, so hatte dieses ohne Zweifei auch die Bedeutung, ihnen 
mittel st Begründung eines ordentlichen Hausstandes beym nächsten Censos durch 
einen^/tM&' guinguemnis die Aufnahme in die untersten Classeneenturien der Crac* 
itumina möglich zu machen, indem sie dann nur nochlüOO Asse hinzuzuerwerben 
und die ganze Summe in einem Grundstücke anzulegen brauchten. Dasselbe gilt 
von den mit 2 Jucharten betheilten dienten, die das Burgerreciit erhielten. Man 
kann dieses mit der spätem Maxime, blos zum Lalinus freyzulassen, äer sich 
noch durch Wohlverhalten das volle Bürgerrecht verdienen moiiste, -Vergleichen. 
Einzelnen verdienten freygeborenen Ausländern aber wird man bey ihrer AuC« 
nähme ins Bürgerrecht in jener Zeit geradezu diese Mischtribus angewiesei^ 
haben, natürlich unter der sich von selbst verstehenden Bedingung, dass sie in 
derselben sich ankaufteri. Demnach möchte ich auch die Lex, »ervil, v. TC^. also 
ergänzen: tum is^ guei ex hae lege alterei nomen de pecunia capta 
toa^ta ablata eoneiliata averaave detulerit, eeivig Romanus ^stu9 
t»to^ itemgue uxor et filii eiui, guei cefvii Bomanus ex ha^ Ugeßei^ 
nepbtetque^ dum eieifilio gnatei aCuntJ^ ceivis iiomanei iustei sunto, inque 
eeiB filieii nepotibu$pe pütestas eei estOy munerisqne poplicei 
eapiendei eeis iut e$tOy $uffragium in tribum Cru9tuminamferint0 
inque eam tribum censento, militiaeque eeis vacatio estOf aera slip^'^'^'^ß^^ 
ümnia merita tunto, 

Krit Jahrb. f. D. KW. Jahrg. IX. H. VII. 40 
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▼•ID papmku inkmiim geluillaaet Gerichl Mber eivea Aeker, 6m 21. 
eMea irikutim gefaMtes Kriegtbefdihiss «od 7.^ tO* eine vom GobmI 
IM Lager irikuUm r#gierte Lex erwftk»!» 4ie der Seaal nacbher darcii 
•eiae atte/#rite# bealfttigt kabe^ so iai ia alles dieaen Stelka aar aa 
wabre TribasrenaainilaBgea sa deakea» die aber deshalb eicht cea- 
eUia piebii^ aoodera dea GeBtariateonilien gleicbgelteaile und daran 
aaeb aosserbalb geballeae emuiiü fpuü tribuia waren , weil eia 
mmgüträius pfmä^ attbt eia Voikstribon, sie hielt; deaa da die 
Tribos Slaatsgraadbestaadtheile waren , so konnte naeb ihnen obae 
Zweifei anch der popmiui versammell werden und rechtsgültig be« 
seblioiten, wenn dann nnr das Imperium eomulare und der Senat 
verfassaagsmässig mitwirkten. Wegen dieser Comitien nnd der 
TriboBversemnilangen fiberhaapt war denn auch die Greirong der land* 
Heben Tribos von grtfsster Bedentong. Sie werden dadurch erst 
■Oglieby da die alten städtischen Tribos, die nicht aof Ackerbesitz 
bembten , för sich niemals die Grondlage einer neuen Art von Volke« 
vereamttildAgen ausser den aof den alten Slammtrihos hernfaendea 
eomtita curiaia hätten werden können. 

10. Was die innere Verfassung der ländÜGhen Tribus betrifft, 
so werden nun die Vorsteher, weiche sie schon unter Servius als 
Regionen hatten (Dionys, 4., 15.)> auch euratores tribus geworden 
seyn. Ihre Zahl war aber hier, wo Alles aof dem Eigenthum und 
dem Ceoturienpriacip beruhte, wahrscheinlich eine andere, nicht 
zwey, sondern nach den fünf Genturien der Alten und Jungen zwey- 
mat fOnf, oder wenn auch Anfangs zwey nach den Alten und Jungen 
überhaupt, doch bald fünf und dann zehn, eben so wie zuerst zwey 
trihuni plebii, dann fünf und dann zehn creirt wurden. Eine Iden- 
tität dieser euratores tribus mit den Genturionen der zehn Genturien 
jeder Tribus ist nicht wahrscheinlich, da jene sich auf das Areal, 
diese auf die Personen bezogen» 

11. Die ferneren Stiftungen neuer Tribos geschahen offenbar 
auch wieder nach dem Princip der Verdoppelung oder der Gontribu- 
tion der Neuberger tu den alten Glassentribus, welches wir früher 
in der ROnigszeit und später bei der Aufnahme der Italiker wahr- 
nehmen und welches überhaupt eine Grundbildungsform der Römi- 
schen Verfassung ist (vgl. z. B. die Verdoppelung der Priesterthümer 
aus der Plebs, der alten 30 Latinischen Städte in den 30 Laliniscben 
Golonien u. s. w.). Dieses zeigt die unmöglich zufällige nur fönf- 
malige AnsetKung von je zw^i Tribus bis zum J. 513. tind der datnit 
erfolgte Abschluss dieser Entwickelung. Doch ist von diesen Hinau- 
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Algtafen vm je cn^i Trikw die «rgt«aljg^ voo i^r« deir ßlallitiM« 
TronenttMiy Sabattafe und AmiMtt» aortatdiiiitoki. Dm ZlMMfem«»« 
treffen ^r üdMütaide^ dass ikrer tmt sind, daM L^viea vee ikeeii 
aagt JT:^^ ir^attm ntmerum -expUtwrJts deaa die Areieaaif mmk 
nach ErfttUang der 35 Trik» stet» die letete TriUt war^ deM die 
SiifluDg der 17 Tribes Decb iddK alle. firaadbetHsfer Aer Setviaen 
«thee CenCorieaverfMsoDg xnr Repräseataties dareli aclbillidiga 
Tribo» befördert hitle, dast sfiter die each ieaTrtbM fieh ricbteade 
Mrlitirverfiicbtvtog eiebi eiabry wie uater S^rviAt« bi» «o ll»OMl| 
soadent bis m 40#0 Aseea b«rabcetcbte^ «ad dsss der Sla^t dkeiab 
<M80 der Erweiterong des vollen Büegerreohts dnagead bednrAe*^ 
alles Dieses tnsamaMiigenenniett recfatSerligt die im S« TuU« &.666«A||i 
weiter entwickelte Vemetbang, dass diese vier Tribns aef die oben 
unter 7. bervergehobenea ausser den eigeatUebea Glasiee stebeade* 
letaten angeMr 20 Geatnrien der Servianisobea Verlusakig bereohr 
eet warea, vea deaea im J. 2d#w aar die xefati eptten derch BrrieiH 
Inag der Graetumiaa ihre Befriedigung erbaNen batteat. Die THbeke 
dieser neuen TVtbos waren also Proletarier TennatbKeb bis snm B^ 
sitz von einem Juchart herab, das man deabalb bor auMMAssea-*-«- 
dem noch in der Kaiserseit geltenden norniaieii Werfb eiaee Jucliarts — 
aagesetat beben wird« weil der nun scbeA iu grosserer Entferamg 
von Ron gelegene Grjindbesits daiMls biebt mebr so beeh iai Weribe 
stand, wie bey der AbsebfttBimg dl^s Servianisobee eget ihmanw. 
Eigentlich waren aber aaf die bisher vernaehltfssigtea AiHmseben 
Proletarier wohl aar zwei Triiws bereebbet; die fibrifea beydee, 
aacta Livius aas Ueberlänfeni gebildeten, berubtea sehon inf. der 
Idei^ der Contribotion zu jeäen zwey uiid. waren so der Adugaegli- 
fuoet für die ferneren Gentribotioaee vee. j^ zw#y Tribas» die nee 
auob zu den eigentficben Glassentribes himtutralen. Ob nan abicff die 
se beförderten Proietavier blee in den Tribdscomitiea oder eneh.Mi 
den OentariateoBiitien ein neues selbstäediges: Stiaiaireebt erbiebea, 
ist schwer zu sagen. Dagegen scbeiel ztt sprecben, dassDiony^sine 
die unveränderte Fortdauer der Serviamsehen Ver&ssaag auf Jabf- 
hoaderte zu beseugea aeheiat; dafttr, dais waitrsoheialieli «leb jetat 
Beben aas diesen Trttus eusgeiieben wurde, l^tamil man das- letfolare 
an^ se wiren nto ze den iW eocb 20i od^, wenn awey IVibts 
bk>s contribuirt worden ^ nar 10 GentiiHea hinzugetreten ^ 

12. Indem die folgenden zu fUi^f Malen hinzugefügten je zwei 
Tribuö den je zwei altUn Tribus voft C^. L Ui V. cotitHbttiM wurden 
(die CUu$i$ seblei^hthin blieb natOvikb imverdeppeltf weil ^^ ^cbon 

40* 
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6iS M^mm$€m<, Die Rom. Tribat in adnimtlrattrer Beziehang. 

vom Tarqniaittf Pritea« re$p. Serviat Tallias ihre V er Jey pe " 
Img ADreh CLII.—Jß^. erlnileD baUe) «Bfi dank aoeh Antheil ae itm 
Ceatariateomtieli erliieUeB'*)» werde xwar die Getamtsahi der CUs* 
leeeeDtariea aielU geändert, aber jede tO eemtuntie nurtertim nad 10 
eemi. semormm eiaer Clasie battea eiae eben so grosse Menge von eeut, 
Um. etsem. aas den ihr eoniribairtea beiden neuen Tribos neben sieb, 
adl denen znsamnien sie doeh nor 10 suffragia tun. and 10 sen. in der 
VotfcsTersamnhnigaiisHiachten — eine nnnalflriiche Zusaanoenspannong 
vea Alt- nad Nenbargem aas gana versebiedenen Gegenden, deren 
Drflckendes in den Centnriateomitien beiden om so f&hlbarer werden 
arasste, als ia den Tribosrersammlnngen , die mit steigender Deaw- 
kratte ianner mehr die HaoptTersammlangen worden, jede Tribus för 
sieh stimoite. Die ähnlichen Gontribotionen onter Tarqninius 
Prisens and spater nach dem ktUum sociale f&hrien den Verfall 
dort der Coriatcomitien, hier der Centariat- ond Tribat*Gomitien 
berbey. unter den hier gegebenen Verbaltnissen nuissten sie z« 
einer Reform der Centarienverfasiang führen, worin die Tribas sieb 
SU Grande legten und die Centorien nach sich aogen, Hierza kam 
noch ein wichtiger Umstand. 

IS. Diese neoen Triinis waren nicht mehr Ansiedelangen von 
Neabtirgern in Roms Nähe, denen ein gewisses gleiches Ackermaass 
ansgetheiit werde, sondern Latinisehe Städte, deren Bfirger in das 
Römische Rflrgerrecht mit dem Grandbesitz, welchen sie hatten, auf- 
genommen werden. An jene Gleichmtfssigkeit des Grundbesitzes, wie 
sie ooter den Tribalen der Servianischen Verfassung vom J. 259. 
Statt fand, war also bey diesen neaen Tribalen nicht zu denken: als 
Rom ahnliche Sudte enthielten sie ohne Zweifel Bttrger von eben 
so vielen oder mehr Abstofangen des Grandbesitzes and Vermögens 
in sieh, wie die Römischen Borger in sämmUichen Classen. Aber 
«fach in den alten Tribas war im Laafe der Zeit das arsprflnglich 
genaue Entsprechen der Gentarien mit ihrem GlassenTcrmögen nod 
des Grandbesitzes in den Tribas, die sie inne hatten, mannichfach 
gestört. Manche Bürger hatten durch Erbschaft oder Kauf n. s. w. 
Grandstacke in andern Tribas als den ihrigen hinzuerworben, andere 
betten unter ihre Kinder gietheitt oder waren in der Noth am einen 
Theil ihres arsprengüchen Looses gekommen. Aach hatten neue 
Assigoationen an die TribnsbOrger Statt gefonden, welche das or- 



*) Zum Ueberflati bescagt dieses auch noch Diofragm, Vau 31. ox* dp&v^ 
nayofitvo* tovq Aatlvaq tlq tvvotav oi'P€itf*aiot trjv noUteia* avroK l(^xay, 
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spriDglicbe Verhältniss slörten, wie die des agm* regnu sa AnCinf 
der Repoblik, die teptena iugera LieimMa o.a. w., ind to «nttle« 
anch in den alten Tribns Grnndbbsitser der verteliiedeBStett Arl tot« 
können, deren Landmaass dem Giassentati der Gentnriea dieser 
Tribns nicbt mehr eatspraeb. Bey diesem Anseiaandergebea des 
Gmadbesitzes in der Tribns and des Clasflenvermdgeas der Gealnrialea 
konnte nehmlieh im Census natürlich nicbt das letstere zer Basis 
gemacht und z. B, jeder in der Tribns einer Glasse, der dnrcb aeae 
Assignationen oder wie sonst das Vermögen eines Bürgen bi h erof 
Glasse erworben hatte, dessbalb sogleich in eine Tribns dieser bOlM» 
ren Glasse, in der er keine Scholle Landes besass, erhoben, oder 
die Sohne nnd Erben eines Borgers dritter Glasse, welebe dessen 
keredium gleich unter sich getheiity desshalb in eine Tribns der vierten 
Glasse Verstössen werden. Blieb aber die Tribns onverftadert, so 
konnte eine VerraOgensveränderung anch keine Versetzung in eine 
andere Glasse und Gentnrie nach sich ziehn, sondern nur zur Folge 
haben, dass. der Verarmte nicht mehr in der Glassencentnrie dieser 
Trihus, sondern blas noch in den Tribusversammlnngen miCstimmte. 
Dieses folgt mit Notbwendigkeit daraus , dass die Gentnrien eigentlich 
von jeher Unterabtbeilnngen der Tribus gewesen waren, und wird 
dadurch beslitigt, dass wir nirgends ein eenturtam mutare iubere 
erwShnt finden, nnd dass das schon vor der reformierten Gentnrien- 
fassung vorkommende triku movere (Liv. 4., 24.) oder in Caemium 
tühulas referre (Ser. Tüll. S. 533.) auch den Verlost der Geatnrie 
zur Folge hatte (Pseudo ^scon. in Divin. 3«). Wollte aber ein 
Verarmter sich sein Genturienstimmrecht retten, so brauchte ersieh 
ebne Zweifel nur in einer niedrigem Tribns anzukanfoo, in welcher 
sein Vermögen dem dortigen Glassenaatz entsprach, und eben so wird 
anch ein reich Gewordener durch Erwerb von Grondatücken in einer 
hohem Tribos sieh das Stimmrecht einer hObern Glasse haben ver- 
sckaffen kOnnen. Dieser Besitz eines Grundstücks in der betreffenden 
Tribns war nun dasselbe Erforderniss, welches zu dem erforderiicbea 
G lassen vermögen eines pedes hinzukommen musste, um zur centuria 
eiassis zn geboren, wie beym eques die Assignation eines equus public 
cusj um Mitglied der centuriae equitum zu werden, und so wie es 
hierauf beruhend schon in vierten Jahrhundert einen Unterschied gak 
zwischen equites equo publieo und equites, welche blos den census 
equesier hatten und suis equis tnerebant, ohne in den Stimmcenturieo 
der equites zn stehen (Ser. Tnll. S. 375. Marquardt p. 13. sqq-)* 
so auch zwischen denen, welche z. B. nach der Lex Thoria classis 
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pnmm^ #t>ii/, vidi iew&n, weloke Mcb itr Le» Fi^oomm cemimm mäk 
mens eemm mmi*). Moeblea bbb betwidert sfiterlun liie Cemorti 
««cb niebl Mtbip darauf betlebmi, d«M Jemncl das gaoae erforder- 
Ntbe€laM6iv«ni0fMi m GfwidstOcbM dar m diaaer Claasa gabOrigaa 
Trtbos baaatä, um iba in daran Centorie aiMmiabratbea, n# hing dack 
dabey obne Zweifel eben so wia bay Baaatsang dar iüMercanliiriea 
viel von ihrer Goast ab, wozu noeb bam, dass die Grandalficka dar 
Tribna 6w bdbem Claasen wegen der mit ibnea verkandenen paK- 
Inrben Bereebtigang gewias sebr bacb im Preise gahaitnn wnrdea, 
nnd io gab es gewiat immer viele Btirger, die swar daa Verndgei 
einer Glaiae batten, aber doch niobt in ibr, weil nicfct in einer li 
ibr g^Mgen Tribes, ceosirk waren. 

t4. Waran non also je zwey Tribns keineawegft mehr mk «laa 
je zebn 4>ent, hm. und 10 ten, idenliseh, waren aie aua innigst ver* 
bnndenen Bürgerabtheilortgen einas Valbs gleiehaam selbst zwey var- 
acbiedeae Volker von ganz selbständigem Interesse geworden aad 
balta man sieb darch die TribasTersamaihiDgan gewohnt, dass die 
Tribnien jeder Tribas für steh ihre pälitiscben in4er«ssen in der Volks- 
verwimmlaag wabroahmen, so dräagte Alles darauf bin, die bisberigt 
ZosamniankoppalaDg der difme tribm für die Centurtenverfassang vd* 
snklaen, s^^wohl die nasdar ServiaaischeD Zeit herriubrende der je 
zwey allen Tribna, um die zweymat zehn cenU 4un^ et sen, eiaar 
Glasse faersustellen» als aueb ^ie nach del* Milte des vierten Jahr- 
bondarts enlslaadene der neuen Tribus jeder Glasse mit den allea. 
Dnd dieses gesehab ohne Zweifel bald nachdem die Verdoppelung der 
Tribos in den € lassen vollendet war, d. h. glei«b nach der Hinait- 
ffiguhg der beyden letzten neuen Tribns im J. ÖI8.9 der Vetina aad 
Quirina, von welcher letzleren der Verf. S. 106. sehr schOa und 
ricblig bemerkt, dass man ale ohae Zweifel mit Rlieksicbt auf die 
Romilia als die ersle lHadliche Tribns und mitlHn im vollen Bewusst- 
seyn des nun erfolgten Absehlasses der Tribuszahl des p^pulus R^w» 
ifuirüium so gaoanat hake. Bis dsktn hielt sieh die alte Formation 
wenigstens noch in einer Glasse; jetzt war das ganze alte Volk ii 



*) Auch hier muss gegen eine willkuhrliche Behandlung der QueUen pro- 
t«ttirt werden. Die Lejt Voconia gftgte nicht guiprimete efanfs oder ciaitt'eaij 
sondern nach allen Xeugnissea qut e^mtum miUa aert's (woraus spätere EäiQ^ 
in Gemässheit der Grundsätze des Augustischen Reichscensus Sestertien mach- 
ten) eensitt erit oÄer verband dieses'doch wenigstens alternativ mit dem ersten 
Ausdruck. Dass C*to Uay semer Si^asion de» ^etetae« Moii karswcg 4«« Am^ 
drucks classiqi für Bezeichnung d,er vom Qesetz zu Beschränkenden bedient 
hatte, steht damit natürlich nicht iu Widerspruch. 
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alleo Clatsen verdoppelt nad damit ZBoichtl giagea aoa die 5 eemi» 
mm. and 5 eeut, 9tn. etaer Tribas ia je eiaa imm. aad #0«. aataauiea. 
Deaa abgeaehea voa eiaem aachher aa arttrieradea palitiiokea Graade 
kaaatea sie sich ia ihrer jelatgen ItoUrwaf van der wetfiinaifiwaerig 
arglUiaeadea HlUte der aaeaainMagebOrigea Trihas ateht «ehr ab 
•iazelae i and 5 Geatariea ia ^r Voiksvananiialaag hallea aad wie 
alao ia den TribatcomlUea, auf die üe Geatariatconitian jelai aMIg» 
liebst znröckgeführt wnrdea, das gaaze Volk darlVibaa ohee weilare 
UnlerabtbeiloBgea stienate« so aan aach ia dea GeatariatooaHtieaii 
oor Biit Beybebaltang de« Uotersckiedee von Jaagea und AUaa ihtr» 
banpt, ohne den die miiilärisobe Geatariea verfassaag niehl heelehea 
konnte. Aach sagte man jetzt geradezo, die (irikm) Fttaia faMK 
/iirtu) iuniorum oder die semiores Feiuriae werdea gerafea, stim* 
BMa n. s. w. Doch erfaieltea sich fi3r die inaera latereaeea der Tribas 
die eiazelaen fSof Geatariea der Jupgea aad Altea aut ibraa Gas* 
iarioaea ebenso als besondere Abtheilaagen , wie die dMCurime der 
geriagerea Tribulen, welehe niebt Geaiarialen warea, aad sie iiad 
es, die aaf dea oben erwähnlea lascbriflaa AttSuetUüMa arsehaiaaa« 
Wenn die loscfarift ( Mttrat. 308., a. Orell. 3098.)» aal der liidri 
tr(ibuiium} tribui Claudiae vorkommea, fleht ist, wofUhr die äha- 
iichea Flmi bey jeder kirmti dtr equites equo.puUieQ (Matquarii 
küt. eqm'i, p. 68.) sprechen, so gebea sie ohae Zweifei aof die bey- 
dea Geatariea der Trihas und hatten aoch bey der Abeti m m aa g, viel» 
leiclit als rogatores^ zvl thaa (Ser^ TuJI. S. 648.). Aaf iihaltche 
Weise erhieltea sich auch die oecensi vekui^ derea ehemalige Gea* 
tarien ia der Voiksyersammlaog jetzt Crustumina kmiorum e/joaienrai 
hiesäsen, als eine Gorporatiea aater dem Naaiea der eenturia aee. vtL 
(Ser. Toll. S. 1810* I)>^ Slimmcentarien der Handwerker und 
Spielleate^ die non bey den Abstimmangen aach nicht mehr erwähnt 
werden, fielen wahrscheinlich ganz weg, da es sehr oabiUig gewesen 
wJtre^ ihnen, die obendrein in dem jetzigen Staat bey weitem nicht 
mehr die Wichtigkeit hatten, wie in dem Servianischen, nater dea 
auf ein Fünftheil reducierten Glassencenlarien ihre besonderen Gen- 
lariea zu lassea. Sie waren nach jetzigen Umständea aufs vollsUn* 
digste bedacht, wenn ihren Mitgliedern (denn als Gollegien erhieltea 
auch sie sich) ohne Rücksicht auf ihren Gensus, ein Mitstimmrecht 
in den centiiriüe seniorum oder iuniorum der Glasse eingeräumt 
wurde, zu der sie bisher gehört hatten. Auch die centuria prole^ 
tariorum fiel weg; aber sie waren es gerade, denen die reformierte 
Ceaturiaaverfassttag, der fortgescbritteaen Demokratie und dem Prin- 
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cip der ZarflekfUniag der CeatiirisIcoBilien aef die der TriJbas tmt» 
sprechead, am neieteB za Gate jLan« Bisber haUen Defamlich I) die 
voreebmerea Preletarier mit einem Vermdgea zwischen tl,OW and 
4000 Affen, d. h. die Tribonea der Termeoliaa, Sletiatina, Sabnüaa 
ond Arnieasia zwar an den Tribatversammlangen vollen Aalbeil, in 
dea GenlariatcoBulien aber wabrscbeinlicb nar noeb ein nomineUea 
Stimmreebt in der eent. proietarierum gebabt (vgl. jedoch oben unter 
10. a. E.)- Durch die neue GenterienverfaMaag erhielt jede dieser 
Tribas jedenfalls eben so, wie die fibrigen ihre cenL iuutorum et 
semorum. 2) Die übrigen geringeren, oder doch nicht ländlich aa- 
gesiedeltea Proletarier^ die capite censi und die Freygelasse nen, 
welche slmmllicb seit der Censur des Q. Pabius Maximus und P* 
Dallas im J. 449. in den städtischen Tribus standen (Ser. Tuil« 
S.552. fOi befanden sich in derselben Lage: sie stimmten vollkem* 
men berechtig! in den Tribut-, nur als Theil der eeniuria proleia^ 
riaruM in den Genlnriat-Comitien. Sie nun nicht auch so zu behau* 
dein 9 wie die in den eben gedachten ländlichen Tribus, war um so 
weniger ein Grund vorhanden, als jetzt Handel und stadtisches Ge- 
werbe als Erwerbsquelle zu dem Ackerbau mit gleichem Rechte hin- 
zutrat, und unter diesen nicht ländlich angesiedelten Tribulen es 
mitunter reiche Leute gab, wie Handel uod Gewerbe Treibende und 
Besitzer städtischer Grundstficke, die nicht zugleich Ackerbesiizer 
waren, und Freygelassene, die, wenn sie nicht einen über fünf Jahre 
alten leiblichen Sohn hatten, selbst das grösste Grundeigenthum nicht 
in der Tribus, wo es gelegen war, censireq durften, bis dieses später 
wenigstens denen gestattet wurde, die ein Vermögen zweyter Glasse 
besiissen '*^). So ging denn nun ohne Zweifel auch die innere Ver- 



*) Lt'v. 45., 15. in quatuor urhanai tn'bui descHpti erant ifbertini , praeter 
eo8y quibutßNus guinguemni maior ex te natui et$ety eo$ übt proximo bt$tr9 
centi estentj censeri iusterunt; et eo$ (L, eis) gut praedium praediave rustica 
plures sestertium triginta milium haberent^ centendi ius factum est. Sie cen- 
sirtea also nicht blos ihr Vermögen and darin die Grandstäcke mit, sondern 
auch die Grundstöcke selbständig in der Tribus, wo sie gelegen waren, wo- 
durch sie denn auch Centurialen der betreffenden Classe wurden. (8er. TuII. 
S. 554. Anm. 56.) Demnach war dieses nicht noth wendig die zweyte, sondern 
eben die Classe, zu der die betreffende Tribas gehörte; nur das lag in jenem 
Limitum von 30,000 Sestertien, dass wenn sie auch über 100,000 Asse censirt 
und mit Grundstöcken in der ersten Classe angesessen wären, sie doch nicht fn 
die erste Classe kommen dürften (denn diese hatte manche verfassungsmässige, 
Libertinen jedenfalls nicht einzuräumendeVorrecbte, z.B. als classici testeSy libri- 
pendes, Richter). Die übrigen Vorstellungen vom Verhältniss der Centarien 
und Tribusverfassung konneU auch diese Vorschrift nicht erklären. Uebrigens 
bemerke iph noch als früher übersehen 1) dass auch dieses Maximum der Berech- 
tigung der Freygelattenen , bis zur zweyten Classe aufsteigen zu können, ein 
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ÜMsoDg der ländHehoB Tribas mit Zerftlliug i#r slidtbelieB in eise 
eeni, tun, und eine eent. sen. auf die lelzlereo Ober, Mveeilieh für 
diejenigen, welche eiu Vermitgen ven weeigstent 4000 Afseii halUa 
und folglich avch noch miliUlrpflichlig waren, die Zerftrilaog einer 
jeden in fCkof Centarien mit deren Centnrionen «nd den eurai9res 
tribus^ wie sie in der öfler erwflhnten Inschrift der Sucusmmü vor- 
kommen. Daneben mnssten sie aber auch noeh etwas Eigealhta- 
üefaes haben, was gewissermassen den äecuHa^ welche in den Und- 
Jichen Tribus nach unserer oben gegebenen Erklimng bestanden, 
entsprach; denn ausser jenen angeseheneren Bürgern mit mehr als 
4000 Assen enthielten sie ja als in der alten centuria pr%letariorum 
gleichberechtigte auch noch die übrigen freygeborenen Proletarier 
bis zu 1100 Assen '^) herab, die im Nothfall vom Staat bewaffnet zn 
werden pflegten, die Freygelassenen, welchen wegen ihrer Standes- 
makel auch bey einem grösseren Vermögen keine Waffen anvertraut 
wurden, anster dass man sie jetzt zu dem verachteten Flottendienst 
aushob, und die capUe eenst, die schlechthin von allem Waffendienst 
ausgeschlossen waren. Natürlich raussten nun diese ja schon früher 
gleichberechtigte auch jetzt besondere drey Ceaturien einnehmen 
und so erklären sich von selbst jene übrigen drey, wegen ihres 
schlechteren Rechts aber besonders geschriebenen Genturien und die 
aelit curatores tribus auf den beyden Inschriften der Sucusana. Ja 
auch die immumtas sex centunarum, welche nach einer unzweifel« 
hafi flehten Inschrift das corpus Julianum und nach einer Ligorianischen 
das corpus iunius der Sucusana verdienten Mitgliedern decretierten 
(Oreii. 3097.3098.), finden nun ihre ungesuchte Deutung. Der Verf. 
berichtigt meine frühere irrige Beziehung derselben auf die Staats* 
lasten mit der Bemerkung, dass sie offenbar von den auf sechs Gen- 
turien der Gorporation repartierten Gorporationskosten zu verstehen 
My. Bedenkt man nun, dass blos sechs Genturien der Proletarier in 

Beweis ift, wie aelhut noch in spaterer Zeit der Unterichied zwischen den drey 
Haupttheilen der Centurienverfassurig, der ersten, den drey folgenden und der ~ 
letzten Classe, festgehalten wurde (Ser. TuII. S. 145 — 161.). 2) Die Tilgung 
der Standesroakel durch einen fünfjährigen Sohn oder einen' Census von mehr als 
30,000 Sestertien bestätigt auch Col/at. 4., 5., wonach ein solcher Libcrtine 
ohne Zweifel nach der Lear Julia zur Accusation seiner uxor inimta wegen Ehe- 
bruchs ausnahmsweise zugelassen wurde. 

*) Ich sehe noch keinen Grund von der Annalime dieser Summe nach der 
prima manut bey Cic. de rep, 2., 22. abzugehen (Ser. TuIl. S. 198.). Doch 
wäre es denkbar, wiewohl nicht wahrscheinlich, dass die von Gellius und 
Nonias erwähnte Summe von 1500 Assen um dieselbe Zeit, als die Proletarier 
bis SU 4000 Assen In ländliche Tribus au^enommen wurden, statt der Ser- 
vianitchen fettgetetst worden wäre. 
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iarCorponiii^B tUBdlM, uiiA dast diaFreygelatMiieny weil sie m%ak 
fcey ihreo PatroaaB «m der ^perme »illea sieh aafliiekeo, die capiU 
eensi weg^ea IWer ralHgea VenBOgeaileelgkeit voo der Repartilioi 
ehae Zweifel eehea an fiob aatgeediJoMea warea, ee begreift sieb, 
weshalb för die umnana aar 6 Cealarien gereebaet worden *)• 

15. Eiee eben so wicblige VerioderoDg wie mit den peüki 
niasste aaa aber aocb nil den Rittereentnriea for «leb geben« Di« 
nationale ZogehOrigkoit Toa Je zwey RlUereentarien z« Je 20 Pntseeata- 
rien einer Classe war groMeniheils sebon ftk* die allen Trünia selbtt, — 
da man die Ritter gewiss langst, wie 0S hg9 Ovtnia äle Senatoren, 
ex omni ördkie naeh dem Reiebtham wlblte — noeh entsebledeser 
aber nach der AoAiabaio der Latioisehen Stldte ins BUrgerreebt, au 
denen man keineswegs aaeb den nun sehen dareh die Staatspaebta»* 
gen bevorrechtigten Rittersland verdoppelt, haben wird, ond paeh Aw 
Contribntfon Von je swey Tribas eq den ältei^n Tribos, eine Unwahr- 
heit und der allgeroeine timokratisebe Slandesvorzag der Ritter als 
solcher vor den Plehejem im jetzigen Sinee, jedenfalls Ober jene 
nationale Zageh5rigkeit fibermaebtig geworden. Mit Recht verlaogtee 
also alle RittercoBlorieo mit 4ef ersten Classe in stimmen, zo der 
sie dem Gensus nach geharten, und zwar mit den binae eenturiw 
primae, ehssis selbst noch vor derselben, weil »fi stets aus den 
reichsten und angesehensten Familien hervorgingen. Hiermit stand 
noeh in Verbindang — ob als Ursache oder Wirkung, bleibe dahin 
gestellt, vielleicht als beydes zugleich — dass, da jetzt die eqtdtes 
tquo publico der Stimmcenturien keineswegs mehr mit den equites 



**) Der Verf. S. 77. bestreitet die Aechtheit der zweyten von Orelli sehr 
felilerhaft auf Mural, 308., 3. abgedruckten Intchrift, an der ich frOher mit 
Marin i keinen Anatosi gefunden hatte. Auch jetat uberseugen mich seine 

Gründe nicht. Der Schluss t. g. p. d. d. cui populus eins cor ßcio 

immunit. perpet jr centurum decrevit I&B8t sich leichi und passend er- 
gänzen eiu9 cor, pro heneficio egregio immunit, perpetuam munerut» 
sex centur(iar)um decrevit. Nur cni ist, da fünf Curatoren vorher genannt 
sind, statt guib. ebenso wie centurum verschrieben, und das i vor »(ua) pCeeunia) 
dfederunt) d(ediceßverunt) störend, wenn es nicht tV oder ipsi bedeuten oder der 
Endbuchstabe von gut seyn soll, was beydes ungewöhnlich wäre. UebrJgen« 
hatten jene fünf Curatoren (also nicht alle acht) aus eigenen Mitteln das Monu- 
ment bezahlt, wofür ihnen die Corporation die Immunität bewilligte und auf 
diese Weise selbst auch zu dem Monument beytrug; der Senat hatte die Dedi- 
cation des Monuments zur Ehre des Kaisers getiehmigt, die Uviri der Tribus 
Claudia, die Setzung selbst — wozu das von den Curatoren gegebene Geld nicht 
mehr ausreichte — besorgt. Da nun diese Inschrift mit der, worauf die 8 Cen- 
turien der Sucusnna iuniorum vorkommen, aus demselben Jahre herrührt und 
die Namen jener fünf Curatoren mit denen der acht Centurionen nicht iiberetn' 
kommen, mg dient dieses zum Beweise, dass die Curatoren von den Centurionen 
verichieden waren , wai auch an sich wahrscheinlich ist. Vgl. oben Nr. lU. 
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mäiiares idea^ch w«ren, diei orsttreB aiui aaeli ak i€miorß$ 3tf 
Pferd regpelmftsMg belassen wordk und somil »««11 alle ßenatom «ad 
kfthereii Beamte, ako die Etile der Birger erster Clasie a« de« 
RiUercenUirien gekiHeft "*")« Aoieverseil* verlas^ eler die DesM» 
kraiie, dass aock das leUte paincische Verreclit, die aafebareaa 
PrJlrogatlre der jesr suffragnä ihr zam Opfer ftiHe nad ttatl deteaa« 
a*€b wieder oaefc Aaalegie der TriiatcemiUee, eiae eenturia prae** 
rogafwa aas dta inniöpes der Tribascentoriea gelost werde: ja et 
ist nitbt oDwakrg^lieinlleb, dass gerade dtaset Verlaagea ala das 
letcte in der laegea Kette von Kämpfen der Plebs um dfe Varrecbte 
der Gebortsarislokratie, den wicbtiggten Aaslosf aa der gaaiea Ra* 
Ibrm 'gab« Deck war dieser Verhiet bey der bekaaatea Maakt dar 
Prärogative so gross , dass er darck die Stellang saamtlioker Rlltar* 
eenlarfen aar ersten Claste nicht aafgewogen wurde« Ala Ae^faira* 
lenl dafür wurde als« akae Zweifel vor Alle« die Zasammenaiekaag 
von je finf frttkeren eenturiae peditum in eine gefordert aad doreh« 
gesetzt, wodareh die aafarandert bleibenden 18 Ritterceatariea mehr 
als ^ statt wie weniger als -^ des ganzen Stiaimgewiebts erhiellaa« 
8a entsprach denn die ganze Refom dnrehau« der damaligen Bai» 
wickefang der Yerfassang. Die Gebartsarislafc ratio allein verlor aad 
wurde nur, insofern sie si^h mit der jetzigen Nobiiität ideatificirte, 
einiger Massen entocbadigt. 

i%. Das Resultat war also folgende». Die Voihfversammluug 
der Centarien bestand, wie £iv. 1., 49. sagt, ausser den 18 Ritler« 
ceaturien — unter denen die sex suffragia nur aoeh eiae Ihalicke 
Anezeiehaaug genossen, wie der rex sacrorum vor dem Pontifex 
mttximus — aus 70 Tribusceaturien der Jaogea und Altea. Davon 
kaflien auf €1. 1. 20 c^nU (aebraücb der 8 alten and der 2 aeuea Tribas) 
mit 12 €ent. equüum and den angescklossenen ntffragm zusammen 
88 eent.; auf Ct. II. 8 e^nt. (der 2 alten aad % neuen Tribos); aof 



*) Marqaardt hitt. eguit. Rom, p. 6. meint, dass schon von Serviai 
X^it^uo di# Senatoren 4ie BiUeryfer4e iteti bebalfen liaUeii, und wirft mir CY<r, 
de rep, 4., 2. ein, den ich S. 6^3. ebenfalle angeführt hatte. Aber Scipio 
Spricht dort ja nicht von der Servianischen, gondern offenbar von der zu seiner 
Zeit gelleodea VerfaMong^» I» jener waren die Ritter eine niilitirisehe Ein« 
richtung, wie die pedites^ und so wie man nur für die Jugendzeit pedes blieb, 
eben so auch nur für zehn Jahr equet. Nur das kann man zugeben, dass, da 
anch die B^nicret amnahainve«»« für den Sta.iHdienst aufgeboten worden, aus- 
nahmsweise auch den ritterniäst^igen seniores dann ein eguut puhlicus mife asia* 
riontm fQr dieses Jahr angewiesen wurde und dass mit Rucksicht darauf schon 
früher den tmtiores es erlaubt war, den eguu9 pubtKtut zo bebaltea, wovor 
aber nur selten Gebrauch gemacht worden seyn wird, weil mau ihn dann aus 
eigenen Mitteln anschaffen und unterhalten musste. 
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CLHL 8 e9ni. (ier t alles nmi 2 aeeeo Tribut); asfCLIV. 8 eetU. 
(der 2 alten aad 2 oevea Tribut); aof Gl. V. 20 eent (der 2 alten 
■ad der 2 aeitea Tribat, der Cruttmmima «ad der anf die qmintumm 
t lmiii a« recbaesdea beydea Aabaage der 4 leiten lladHebea aai 
der 4 ttadtitebea Tribvt). Wie naa tiebt, warea die drey Haopt- 
OMttea der cettL pedihim ia der lltereo CentarieaverfiittoBg (Gl. !• 
80.« Gl. IL — IV. 60., Gl. V. 80. cetU.) fettgebaltea, aber aaa oul 
eiaem eben toleben Debergewicbt der Demokratie, wie ihn frtber die 

Aristokratie gehabt hatte (GLI. 20., GI.II IV. 24., GI.V.26.eejir.>. 

Dietet debergewicbt schien zwar dorch dat Stininea der Riiter mit 
Gl. I. (20+ IS ««38 eemt.) wieder aofgehoben; aber daftr war die 
artprfiaglich viel wichtigere Auctorült der Anfdhroag der bÜMe eemt. 
epaium ia jeder Glatte weggefallen and die noch wichtigere der 
frmer^gativae der ganzen Gomitien an die pmerogaüva peätium 
yerleren worden. — Halt nun aber diete Zutaramentetzuag der Gea- 
turiatcoaritien auch die Probe der eben alt tolche gerechtfertigten, 
von Gicero Mt/. 2., 23. referieHen AbstinniHag? Allerdings. Dean 
wenn jetzt die praerogativa ^ die erste Glatse und die sex iuffragia 
md die zweyte Glasse abgettioinit hatten , so war im Fall der Stiai- 
■enetnheHigfceit eben Stimmenmehrheit eiogetreten (l-f-20-f-12 + 
6-f-8*»*"47 gegen 41, oder, wenn die praerogatwa aus einer der 
beyden ersten Glassen war, 46 gegen 42) und das Stimmverhältnita 
auch jetzt noch to, wie in der altern Verfassnag, datt telbst im gQn- 
ttigtten FaUe die zweyte Glasse hinznkommen musste, um die Stim* 
menmehrheit herzustellen. 

17. Eine weitere Begiostigung der Demokratie lagjioch darin, 
dats um jene Zeit auch der As herabgesetzt und die Silberwährung 
eingeführt wurde, nach welcher nun die Gensoren schätzten (Ltv> 45., 
15.) und zwar, wie Böckh metrol. Unters. S. 434. bewiesen hat, der- 
gestalt , dass f)Qr den Geasus ebenso wie für den Sold die bey £ia« 
fübrung der Sextentarasse festgestellte Rechnung von 10 Assen auf 
den Denar 2^ auf den Sesterz stets beybehalten wurde. Im Uebrigen 
blieben die Servianischen Glassensätze, mithin fQr Gl. I. in den ersten 
vier Genturien 125,000 Asse (50,000 HS.); in den folgenden vier 
120,000 Asse (48,000 HS.); in den dritten vier 110,000 Asse 
(44,000 HS.); in den vierten vier und deren Verdoppelung 100,000 
Asse (40,000 HS.) ; für Gl. II. 75,000 Asse (30,000 HS.); fär Gl. III. 
50,000 Asse (20,000 HS.); für Gl. IV. 25,000 Asse (10,000 HS.); 
far Gl. V. in den ersten acht Genturien 12,500 Asse (5000 HS.); in 
den folgenden zwey 11,000 Asse (4400 HS.); in den darauf folgen- 
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den seht 4000 Asse (1600 HS.); ui dea sti4üseliea adbl bis u 
iiOO (440 HS.) and 375 Asse (150 HS.) herab. In dea Gealarita 
ftUMidan sowohl ßliifamiUai als pmtreifmmlUu (deaa Moiae frahera 
ealgegeagetelate Aasiehl teheat mir dareh das, was der VerU S. I50. 
dagegen einwendet, und durch lito. 26.» 22. wideriegt), ia deaea dar 
llndlkhea Tribos aber aaeh dem unter 12. Beaierklea aar diajeaigaa^ 
welehe dort mit Grnndstfickan aagesesiea waren und ia solchaa (oder 
■ doeh daneben in andern geriogem Tribos — wenn der Ceasor dieses 
aoaabm) das Glassenvermdgen hatten» mochte dieses auch aaeh so 
weit in eine höhere Glasse hinaufreichen. Dieses bewirkte, das« die 
nur ein geringes Areal enthaltenden alten ländlichen Tribos» Bameat* 
lieh die der hOh^rn Classen» cäne verhiltaissmSssig sehr geriage 
RopÜEahl von Stimmberechtigten battea. Allein auch dieser Uebei^- 
rest von Aristokratie mosste weichen, indem aan die weiter anfgo» 
nommeoen NenbOrger gerade vorzugsweise in diese Tribas (wiewohl 
nicht ausschliesslich Fe$t ti. Ouf$ntina) eiagcscbriebea wardea ( Ser* 
Tüll. S. 676. £)* Doch behielten die Centoriatcomitien immer aodi 
eiaen aristokralischea Charakter im VerhSltaiss zu dea Tributcomitiea ; 
denn theils waren in diesen alle, selbst die fcleiasten, Grundbesitzer 
der ländlichen Tribus stimmberechtigt,, und die Ritter hatten daria 
heine Art von Einfluss» theils stimmten in ihnen die städtischea Tribos 
mit der nicht aagesesseaen turha forensi$ voran, während sie in dea 
CoBturiatcomitien den Beschluss machten (Cie. ogrwr. 2«, 20. Ser. 
TttU. S. 680.), und die Abstimmung hier Qberbsopt nach der Abstu- 
fang des Vermögens geschah. Auch in dieser Hinsicht beabsichtigte 
C» Gracchus die Geaturialcomilien noch weiter zu demokratisiren» 
indem er sie auf die Regel der Tributcomitiea zurfickbräcbte. Zwar 
wolUe er nicht geradezu den ord» trihuum der Triboteomitien bey 
ihnon eiofttbren: es wäre Hohn gegen ihr Princip gewesen, in ihnen 
die städiischea Armen anfangen zu lassen; aber die Geaturien sollten 
mit Auflösung der Glassenordnuag auch hintereinaader abstimmea, 
wie die Tribus, indem sie tribusweise (je 2 cent. tun. et $en.) nach 
dem Loose aufgerufen wurden (ul ex eonfu$i$ V cla$$ibu* sorti een^ 
iuriae voearentur — Pseudo Saiiust. de ord. rep. 2., 8., welche 
Stelle nach jedem anderen System, namentlich dem des Verf. S. 97. 
auch nur mittels künstlicher Suppositionen gedeutet werden kann). 
Denn, meint der Vertheidiger dieser Maassregel, ita eoaequmii digni' 
iaie e peeunia (so ist statt äignitate^ pecunia offenbar zu lesen, — > 
diess gegen Ser. Tüll. S. 683.) virtuie amteire aUu9 alium pro^ 
P9rabit, und vielleicht hätte der alsdann sehr erschwerte Ambitus 
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i\t ÜAtiragel noch Mehr OBffebtoa« Ak«f sie gittg WMJer dtonlt 
■och spiler dnreh. 

18. Mm BiiM sieil w*lil fcHles, ^09. dkr VoraosMisMg «mmh 
g«hi, dlaw diä« StiiMiiFtfeht la dea CMtoriatcMiitiMi »»d dl# Lmtt»» 

g«tt aa d«n Staat, 11 ÜMärdieost ond Stauer, sMi elaaoder geaa« est« 
•firaeliett and naaentUek ganc deaaetbea PortiMMM sageatav^aa nad 
ebgelegea blltea. Beyde berabtea swar aaf daai Caasaiy gingea aber 
aHt der Zeil vOHig aaaetaaaden In der Serviaaisebea VerOisaaBg 
ist es ttocb gans wabr, was Livias and Dieayftias aagea, daaa aaab 
dea Glassea und Cenlorien aad nithl nach den Tribns aasgehobea 
warde« Denn nach den Clafsen richteten aich die Pbalaagea aad 
leiehtea Truppeagaltaagen mk ihrer verscbledeaea BewaiViaDg, aad 
die damaligen vier Tribos standen mit deai Geasaa der ioettpUUHi 
die allein dienten, ta gar keiaer eigen tlicbea aad darcbgreifiendea 
Relation*), ausser dasa damak die iocaplit^ grosseatheila noch in 
der^Stadl wohnten and daan aadi ron den dortigen Tribasrorstebera 
deren Gestellong ca veraiiltehi war* Seit der Binrichlung der llaJ» 
liehen Tribaa aber wurden die lötupht^s ex trihu rti9/i>a - ceasirly 
wiewohl sie als €sndut auch noch eine geraume Zeit ihre stidtlaeba 
Tribos beybebalten haben mögen, da es selbst in späterer Zeit na^ 
hftafig vorkam y dass Jemand in mehreren Tribas eagleicb stand, aad 
aaa fielen Ceatarien und (ländliche) Tribas zusammea. Off^nbaf 
konnte aber eine damalige ROmiscbe Legion mit ifafea /rtitrti, •pFiw'- 
vipes, hastati und leichten Trappen anr aus allen ländlichen Tribos 
coascribirt werden. Wenn daher nach Z>iV. 4^ 46* im J. 387* , wa 
unheilbare Eifersucht die drey Römischen ttihuni mlitmfn €»$^ p^, 
entzweyte, Über die aa^h der Senat nicht Herr werden konnte, 4e^ 
leetum Aiaheri höh e^o töio pässim popUh pineuit. deetm trihu Mrit 
duclae sunt, e^ kis sertptos iuniores duo ttibuni ad Mium dts»er^ 
so kann aos dieser ausserordentlichen Maassregel, deren gewfss ebea 
so ausserordentKche Veranlassung die Annalen nicht berichteiea, heia 
eigentlicher vx^erettm, keine regelmässige leffi& hervorgegangea aeya, 
wie diese Ausdrficke denn auch in derBraählung vermieden werden, aoa^ 



*^ Allerdings war auch damals schon eine Relation zwischen Tribus und 
Centntien ; aber jtfie Tribns, fOr welch« diese Relation behauptet werden lattH, 
waren noch die aUea p^i^tiliclien, insoweit sie cugleicli ^ie SO C<9«4iirieB ^r 
Ramnes, Tth'es und Lucerei ausmachten, und nur für die Esquiliner, woraus 
die prf'/tct>^> hervorgingen, noch die EiquiUna^ wiewohl die Esqüilfnet doch 
aiicli nichts w«U sie sa dieser Tribus gehörten) si^ndtrn weil eie landlichas 
Grundeigenthum hatten, dienstpflichtig waren. Classis II. bis V. aber hatten 
damals noch keine Tilbas. 
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^en nur eia üustorMrientiidier B^erhoile, wie üe io jeatf Zeil Bielit 
Hnerb^t waren (man denke nar an die Pabier). -^ Nvf lUa also kaaa 
man ans dMeeta Vorgange bowaiaea^ wat aber aaab kaiaet BeweiMa 
bedarf» dasa> weil am den Geniorien, a&ek ans deaTrtbne angabobea, 
and da ans den leizlaren die Manascbaftea doreb die Trib nav at eteb ag 
zvMBimengebracht wafden, die Tribns tcbon gewöbalicb gaaaaal 
wnrden. — Zu Polf bios Zeit (Pohfb. 6m 20.) und bia Mariaa 
berab (Seiütsi. J«g. 86.)^ aber aocb schon satt der isweylea Hillla 
des fQaften Jabrhnnde^ (Fttier. Mtuc. 6.« 3» §« 4* Nom^ tK N^hm* 
lones vom J. 479.) werde dagegen zwar immer aocb aacb demCeasaa 
and den Classen^ aber docb adeh dei^^tall aasgebobea, daas aaa 
einerseits niebt mebr alle^ welebe in den versebtedenea Trappen- 
gatlnngen e. B. als A«9la/i dienten , aacb den nrspriaglicbea Censoa 
derselbea, soadem oft aaeb einen behera (e» B. ontar daa AmitUi 
den der ersteaCiasse oderTriarier) betten (Pofff^.^.jM;)^ aaderer* 
seits ans allen Tribas^ mooblen sie für die Volksversammlang aor er- 
sten oder letzten €lasse gebOriga Gaatariea aatbaiien, Boldaten aNor 
Waffeagattongen von den Triariem b» an daa veliies berab gesloHt 
warden. Von diesen VertfodeTongea erUfirt sieb aaa die erstare 
ans dem milttürisehea Bedirfoiss ttberbaapt and insbesondere ans dem 
sptftereo üebergange von ier Phalangea- znr Manipalarordauag nad 
der damit verbnndeaen überwiegenden Rfleksicbt aaf Alter und kOr« 
perliehe Ticbtigkeit, die zweyte aber daraas^ dass die Tribas sal 
ihrer Erweitemng Bflrger des verschiedensten Ceasns enthielten, die 
zwar binsiebllich des sußragium nur zn der ihrer Tribnscentnrie ent* 
sprechenden Classe gehörten^ aber für das munus nach ihrem wirk* 
lieben Vermdgen in Anspruch genommen wurden, so dass naa jede 
Tribns ßfbig war, nach dem Ceiisns /riarci, prmc9pes^ AastaW nnd 
veitUs zn stellen. — Ganz Abnlich mit dorn tributum. Die Befreyaog 
dar Anfieo von demselbaa aacb Vertreibnng der Könige flitml^^, 9^.) 
ging ohne Zweifel hanptsacblicb auf die. städtischen Th'balen and 
Proletarier und stelite den Grundsatz fest^ dass aar dte AckeHiOrger 
den trihuUtm ejf censu zahlen seilten, Womit es' dann auch auf die 
l^odlicbea Tribus übertragen warde* in diesen und nach dem ersten , 
Punisohen Kriege auch in dea stttdtiscben, wurde es aber spater aiebl 
mebr nach dem zum m^agtam berechtigten GlassenvermOgen^ soa» 
dem von dem wtrklichea Vermögen der Tribnlai erhobea^ so dass 
ia Jader Trtbos verscfaiedeae Borger nach allen Glassea be^ieaert 
seira konnten. Doch ging man nach dem so sebr gestiegenen Aeich-» 
tbum aaeb von daa SerriaAiteban GfossevsStMii ab. 
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it. Wie gegea Bade der efetea nad zwejrten Periode dordi 
die Verdoppeloog des Staats ans der Preoida «ine grosse Umwände* 
long der Tribiis- «ad GeiitnrtaB?erCMStt»g harbeygeftihrt worden war, 
so geschalt dieses aach gegen Bade der driUea Periode in Folge der 
Belheilaag der Italiker und spiter aach der cisalpiaisehen Gallier 
■it deoi Bflrgerrecht. Ihre Aafaahme in die Tribns* uad. Geatariea- 
yerfassaag ist wegen Mangels aa Nachrichten die dankeiste anter 
allen y dass sie aber aach wieder aof deai Wege der Coatrihntion zo 
vorhaadeaeaTribas wenigstens anfangs bewirkt warde, Ist oben gezeigt 
werden. Wenn Adolph Schmidt (Zeitschr. f. Gesduchtsw. Bd.l. 
Heft 1.) die Stelle ans Sitemna kist. i.IIL bey Nonias unter senBli: 
L. CalpumiuM ex $enati eonsuUo duas novas trihus mit Recht aaf 
die Italiker bezogen htttte, (vgl. jedoch nnseren Verf. S. 210. f.)» so 
wären nasser dea ersten acht ßUr weiter au%enomaieBe Italiker noek 
zwey aeae contrihaierte Tribns gestiftet worden. Tbeilte dann der alte 
Staat rielleicht am Bade der Republik, wo aach aoch die Gallier als 
dritter HaapttfaetI hinzukaaien, so mit den Neab&rgern, dass er die 
zeha vornehmsten Tribas fttr sich behielt, jedem der andern beydea 
Theile aber auch zehn Tribns eröffnete? Als gewiss kann angenom^ 
mea werdea, dass endlich mit dem Wegfallen der Servianischea 
Cb»sea die Centarienversammlungen ganz nnd gar auf die Trtbotp 
comitien zorflckgebracht wurden, so dass einestheils alle, welche z« 
den letztern berechtigt waren, auch an jenen Tbeil nahmen, anderer- 
seits die Tribns nur noch als Gentnrien von iuniores und seniores 
ezisiirten, wie sie ans die Inschriften zeigen. Wenn aber in dea 
Städten nur noch die Decurionen oder die ihnen gleichstehenden 
Bfirger, d. h. die eentenarn^ wirkliches Stimmrecht hatten, (vgl. 
oben S. 587.), so mass diese Einrichtung auch auf die orsprQog- 
liehen Trtbus fibertragen worden seyn, weil sonst das Stimmrecht der 
Decurionen neben dem der Masse armer älterer Borger eine Lächer- 
keit gewesen wäre, und eine solche Beschränkung des Sttmmrecfals 
scheint auch der beschränkte Raum der septa Juh'a, so wie Angustos 
Purification des Senats zu bestätigen. Ausserdem scheinen die vier 
städtischen Trihus nebst der aua ohne Zweifel auch von der Stadt 
eingenommenen Romilia von den äbrigen dreyssig unterschieden wor« 
den zu seyn (Farr. de £.£.5., 56. vgl. 5«tffo«. iVer. 44.), vielleicht 
so , dass man sie auf Rom als MunicipaUtadt rechnete und die dreyssig 
als den jetzigen populus Rom. Italiens enthaltend allein in den Comitien 
erschieoen; denn ia der Reichsverfassung, welche Augnstus ein- 
fahrte, ging Alles wieder vom Grundbesitz aus uad namentlieh voo 
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d«ni Caput oder iu^um von lOd^OOO HS. Aoöb wSrte tich so die 
bey 35 Tribns so rätbselliafle Zdbl der nongerHi ex ommkus (eqwi* 
tibus) selecU ad cnstodiemUts ciHas suffragwrum im emnitiü bey 
Pim. S3., 2. erklären. 

In einer andern Beziehung danerlen aber die S5 Tribas fort umi 
davon bandet der Verf. in dem dritten Kapitel seiner Sebfill anf 
eine im Ganzen sehr befriedtgeode Weise. 

Die zur Sichemng des Uebergewiehts der Aekerbfirger getroffene 
EiDrichtnng, ailo übrigen in den vier stfldtiseben Tnbss zu eensierettf 
hatte die gegen Ende der Republik viel gefihrliebere Foige, dnss 
nun aHe Armen verftissongsniässtg in dem Sitz der Staatsregiemng 
zusammengedrängt wurden. Für sie kamen — regelmässig znerst 
nnter den Graccben — die Getreidespeiklen auf und diese vereinigten 
mit den ttbrigen Vortheilen , welche die Hanptstadt und das. poKtitehe 
Parteywesen der iurba foremts darboten, ihre Anziehiingskraft fUr 
alle Aermern, welehe daheim nichts zu verlieren hatten, so dass 
gegen Ende der Republik ein grosser Tbeil der Armen ans ganz 
Italien nnd folglich auch aus allen Tribus — denn das lange later« 
mittleren des Censas bewahrte dem Verarmten aneb nach dem Verlust 
seines kleinen Ackerbesil%es die ländliebe THbus — in Rom zusam- 
raenfioss und dort eine phbs w^kana oder Humana im engem Sinne 
bildete. 

Der Verfasser zeigt nun, dass die Getreidespenden , eigeatlieb 
nur eine Lieferung des Getreides für geringe Preise» und die sich 
daran anknüpfenden kaiserlicben Gesefaenke und Legate an das Rä- 
mische Volk an sich zwar jedem Bewohner der Hauptstadt, der 
Romischer Bürger war, zustanden, schon im Anfange der Kaiserzeit 
aber auf den dritten Stand beschränkt wurden nnd mit den denselben 
Personen eingeräumten Plätzen bey den Oienlliehen Spielen das ein- 
zige Interesse bUeben, welches in der Kaiserzeit die 35 Tribus noch zu* 
sammenhielt — wobey nur der eben gegebene Nachweis vermisst wird, 
wie sich Lepte aus allen Tribus in Rom zusammenfinden konnten und 
warnm die ländlichen Tribus weniger Glieder zählten als die städtischen 
(Gruter. 201*» 10.), was sieh nun von selbst erklärt. Guter diesen 
Tribnlen — belehrt uns der Verf. weiter — wurden aber wieder den 
Aermern tesserae tnimmariae d, h; völlige Frey marken (die zugleich 
für das bey der Abholung des Getreides zu zahlende Geld galten)^ 
verliehen und diese bildeten später die Tribus im engsten Sinnen 
Auf sie bezieht sich das emere tribum oder tesseram^ wodurch man 
sieh in der mittleren Kaiserzeit die VoHheile eines Tribnlen ver- 
Krit. Jatirb. f. D. RW. Jahrg. IX. H, VII. 4 1 
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•ebefeft komiUy ialea Bao tolcke SteHea tlJmlhUg eben to wie ^ 
MiViWtft ebenriefea^ voa prif atreeliiliebea GeiiebUpiiBele aoflassU. 
A»f sie geben aber aiicb die mebitfedachleB leacbriflea der Kaker- 
xeitt welche ant sngleicli eineB Blick io das cerpentive Wesea dsr- 
selben Iboa lassea. Sebr nalirlieb bebiehea sie ibre alle innere 0^ 
gnnisatiea bey; sie diente in ibrer Verfaerrliebong dnrcb die Erisis- 
rang an die alle Macht des Röniscben Velks. Doch worden ik 
eprpora iumiontm und #e«ienMi in der Folge eben weiter nichts als 
CorpomlionsnaBien, indem « wie d^r Verf. leigly nneb de« ErUicIi- 
werden der te§$€rae Lenle jedes Allers in heydea stehen konalei« 
Alle piegten sich dienten des Kaisers » nennen, yreil sie von seiMO 
Wobltbalen lebten. Es bildeten sich aber in manchen yolkreielieo 
Trihns anch noch besondere Gorporationen ausser jenen berge- 
brachien iuniorum «ad $enierum^ wie kuitr Suhurama ^^^^JmUtnm 
(Or^ü. 8097.), naeh des Verls. (S.. 85.) gelehrter VergMchaag voo 
Cie. pro CarmeL bey A$eon. p. 74. aas den Freygelassenen des ksi^ 
serüchee Hanses besiebend , and das corpus fe^dertUorum hoyOreli^ 
3096m wo der Verf. S. 88., wie ans scheint» irrig, dieselben hefdeo 
Corpora iuniorum ei seniorum^ die sieh hier nur (sa diesem Zweck 
der Errichtong eines DenkaMlsT) verbandet gehab t, versteht, wüh- 
jrend ein Theil der Suburana iuniorum et eeniorum sieh zu diet^r 
besonderen Corporation zusaramengethan haben wird. In den weniger 
starken trUu* rueticfie (vgl. Gruter. 20i.» 10-) sckeinen dagegen die 
ieniores and iunioref ausaaimen nur ein corpus ausgempqht au babfS) 
wie in der Claudia (areil, 3062. Der Verf. & 87.)- 

In V^biadang mit dem Interesse der nnentgelllichen Gefreid«- 
vertbeiloeg nnd der mehreren Corporeti^nea, welche jetzt in de* 
iribus urb0Mae vorkommen » lassen sich npn nach die gesehlossesi* 
Zahlen aaf den InschriAea erklttreoy die d^ Verf. za so fo)gear«i- 
eben Irrthttmem aber die ältere Trihns- aad Centarieaverfassang ver- 
leitet haben. Es versteht sich von seihst» dass die. Zahl der Frey- 
stelleo in den Trihus der Armen eiae geschlosfl^ene seyn masste (vgl* 
Suetonf ^ug, 41« tesserasque nummarias dapiicavit), TVaf disss 
bestimmte Zahl mit fesserae n$mmariae hegaüidigler Tribalea ^i^* 
hen sieh nnr die 8 cen$uriae ai^f der eipen und die 968 homim9 aitf 
der andern Inschrift der Subvrßuß corp. iun. Verstand man Qshio- 
licb, wie es von der sich inaerhfilb der alten repablicenischen Ver« 
fassqag halteadea Einrichtaag der Tribiis nicht anders erwartet wer- 
den kano, QDter einer centuri^ solcher TrihaleB 60 Mann» wie is 
der repahUcdMiischea Legiea (Ser. Tnll. S. 4660 1 «o wurde sie v<»» 
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Aognstos nach Soeton L c, auf 120 Mtan gebraekt, welcho Zahl 
der Verf. in den beyden eben gedaehtea Ingebrülea ei^amt bat. 
Damit ktfaoten denn aacb die2abtea in der IoftebHft4^rti/err201.,iO« 
in Verbindung stehen, die sieb, wie der Verf. S. IM. tehr wabr- 
sebeiptieb gemaebt, ebenfalls auf die nnentgelt^dMa fietreideeM- 
pHlnger in der Tribat beziebn. Nacb ibaen batle z. B. die FmimHtHi 
4193, Aie.Suburana 4068 homines. Wissen wir noa, dass x.B. die 
Letztere aas vier corpara bestand, dem iumorrnm, »eni^rum^ fo^ie^ 
raMrum uad JuUanum^ deren jedes 8 Centnrien nn IfO Mann oad 
8 Centurionea entbielt, so wäre der eigeotliebe Bestaod iw ganiea 
Tribas 3872 gewesen, ttber weiebe -biaais ^t nocb nbrige« IM g«r 
wohl durch Legate oder Geschenke gesliftete Stellen gewesen seyn 
könnten, wie sie auch bey andern Corporationen vorkomaien (OrelL 
2417. ZeiUchr. f. gesch. R.-W. Bd. 12. S. 184.)- 

" So wäre denn ziemlieh Alles, was auf den Tribusinscbriften 
der Kaiserzeit vorkommt, nach der richtigen Auffassung der älteren 
Geschichte der Tribas noch vollständiger erklärt und in einen bes- 
seren historischen Zusammenhang gebracht, als nacb dem Systeai 
des Verfs., der jene Gesebiebto naab diesen Inschriften za con- 
stmiren- unternommen hat. 

Obgleich wir dem Verf. bis zum Ende seines interessanten Gegen- 
Standes gefolgt sind, so haben doch noch viele einzelne neue und 
treffende Bemerkungen desselben, wi^ z. B. der Nachweis, dass die 
unehelichen Kinder meist in der Coliina eensirt wurden, seine Widern 
leguDg von Höcks nur grOodlich seheinender Untersuchung über die 
Bevölkerung Roms u. s.w. eben so unberQhrt bleiben mfissen, wie 
wir nicht Raum gefunden haben. Alles anzuzeigen, was uns entschie« 
den irrig scheint. Wir erwähnen dieses aasdr&cklich, damit unsere 
Anzeige nicht durch ihre AusfOhrlichkeit den Schein annehme, auch 
erschnpfend seyn zu wollen, und nicht der Schrift des Verfs. Leser 
entziehe statt sie ihr zuzuführen. 

Was aber den Verf. betrifft, so schliessen wir mit dem Wunsche, 
den uns die Ueberzeugung von seinem schönen Talent eingibt, er 
möchte aas unserer Beurtheilung besonders das entnehmen können, 
dass es nicht fromme, eine nur aus der Gesammtent Wickelung des 
Staatslebens zu begreifende Institution und deren Geschichte von 
einem einzelnen mittels einer von mehreren möglichen Vermuthuogen 
gedeuteten Zeugniss aus zu bestimmen und dass es nur ein täuschen- 
der Schein von kritischem Verfahren sey, der von vornhereia za 
einem Labyrinth von nnbegröndeten Hypothesen verfahrt und auf 

41* 
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falsche Wege ahftthrt, wen man die Nachrichlen der Alten Ober 
die llleslea ReaifcheB Eiarichtaagea, so weit eicht die augcnblick* 
liehe Neigaeg einige Aatnahmen ttatniert, fttr mythisch erklärend und 
die AasfUhmng eiaes dorchgreifeaden Zasammeahaags ia der Rd- 
miachen Verfatsaagsgeschichte voa vorahereio verschmähead, die 
letztera ans ihrer Mitte oder gar aus ihrem Eade zo erklaren unter- 
nimmt. Je mehr sich der Blick auf diesem Gebiete Qbt, desto mehr 
wird maa iaae werdea, dass das Fetthalten aa dea positivea Ueber- 
fiefemagen det Alterthams nod eine streage Betchranknag der Dtvi« 
natton nad Combinatioa auf Probleme, welche nach Voranssetzaag 
dieser festea Batii der Forschaag abrig bleiben, allein zam Ziele 
lUirt. 

Breslan im December 1844. 
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a. Anzeige m. 

Die Praedikatsfrage. Eine AbhaDdlong ans den Gebiete des deal- 
scfaeo Staatsrechu. Giessen^ Heyer*s Verlag, 1845. IV o. 54 S. 
gr. 8. (geh. -^ Thlr.) 

Die vorliegeode kleine Schrift, die ehea soviel lateresse dar« 
bietet 9 als sie es ihrem GegensUode nach kaso, zerßlllt ia drei Ab- 
schnitte. Der erste enthalt historische Notizen Ober das Praedicats* 
und Titel wesen der forstlichen HSnser und stellt zusammen , was aa« 
sonst erst mit Mfihe zosammenzosocben bitte. Das Resultat dieses 
Abschnittes ist, dass freilich jedem Hause die Wahl eines Titels 
freisteht, dass es dabei aber docji immer anf Anerkennung der libri* 
' gen fQrstlichen Häuser ankommt und dass nach und nach die Titel 
sich immer mebr erhöbet haben. Ehedem gab man dem römischen 
Kaiser allein den MajestStstitel, Russtand bekam ihn erst allgemeia 
nach dem Nystädter Frieden im J. 1721. England erhielt ihn im 
Jahr« 1710. vom Kaiser noch nicht. Erst unter Carl VI. erlangten 
alle Könige den Majestütslilel, der nun an die Stelle der jiUeise^ 
Celse'tudo^ königlichen Hoheit, trat. Die KurfOrsten legten sich das 
Prae^icat ^^ altesse ilectorale*^ mit dem Znsaize sMnissime^ wenn 
sie aus forstlichem Geblöte stammten, bei. y^Jltesse*^ war nach dem 
dama^ligen Gebrauche geringer als ^^aitesse sirinissime^* ; dieses fiel 
den altfürstlichen Geschlechtem, jenes den neuen Porsten, den Ver- 
wandten regierender Herren aus altfSrstlichen HSosem und selbst 
iandsSssigen Ftfrsten zu. Was den deutschen Ausdruck betriflFt, so 
glaubt der Vf., dass das Praedicat Hoheit weder m\i altesse ^ noch 
mit allesse ducale, noch mit altesse ducale sirinissime tibersetzt 
werden kann, wenn man auch herzogliche Hoheit darunter verstanden 
wissen will. Altesse ducale würde: herzogliche Gnaden, heissen, 
und sagte man altesse ducale sirinissime , so hiesse es „herzogliche 
Dnrchlaucht^S welches ja eben aufgegeben werden soll. Der Bundes* 
beschluss vom 16. August v.Js. spricht dabei nur die Erwartung aus, 
dass keine Bezeichnung in deutscher oder fremder Sprache angewendet 
werde, welche einen Zweifei ergebe, dass durch das Praedicat „Ho- 
heit*^ ein anderes als „herzogliche Hoheit^' gemeint sei. Hierdurch 
scheint denn altesse royale ausgeschlossen zu sein. Der zweite Ab- 
schnitt der Schrift zeigt historisch, wie die Sächsischen Herzoge 
vermöge ihrer Abstammung aus kurftirstlichem Geschlechte allerdings 
zu vorzOglicbem Range berechtigt sind, und äussert sich mit einiger 
Bitterkeit theils Ober die verzögerte AnerkeDOiing der vorgenommenen 
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TitelerliOkaiig, theiU Qb«r die ImpieUt dereri welche die gaoze An- 
gelegenheit verspottet. Der dritte Absebnilt baodelt von der Stel- 
lung des Bandestags za dieser Angelegenheit, and erörtert, dass der 
Bund zu einer eigentliehen Bntsebeidang daraber nicht competent 
sei. Der Vf. zweifelt daher, wie es scheint, S. 49«, ob der Baoi 
sich Oberhaupt damit befassen werde. Wir müssen also annebmeD, 
dass dem Vf. der Bnndesbescblnss vom 16. August v. Js., obgleieb 
die Schrift das Ja]» 1845. auf dem Titel führt, nicht bekannt gewesen, 
was möglich erscheinl, da die Vorrede vom 15. August v. Js. da- 
tirt ist. 



Brachstäcke über Gegenstände der Strafkunde^ besonders 
eher das Eremitensystem, von Franc Iilelier, Prof. in d. Ver- 
einigten Staaten. Hamburg, Agentur des Rauhen Hauses, 1845' 
48 S. gr. 8. (geb. ^\ Thir.) 

Der Zweck dieser mit Sachkenntniss und vieler Wärme ge- 
icbriebneD Schrift ist die Vertheidigung des pennsylvaniscben Geßfog- 
nisssystems, von dem Verf. auch E^emitensystem genannt. Viel 
Neues ist in derselben nicht enthalten. Aufmerksamkeit verdient die 
Bemerkung des Verfs. im Vorworte, dass er durch eine Veranlassung 
seltner und bedeutender Art wiederholt sich mit den EinwQrfen gege* 
die Strafweise beschäftigt habe, welche er nach jahrelanger Be- 
obachtung qnd ämsigem Studium fOr die unserm Bildungsgrade bei 
weitem angemessenste halte, und dass er einer der wenigen, viel« 
leicht der einzige lebende Pönologe sei, der nicht ohne persönliche 
Erfahrung über diese Gegenstände schreibe. Der Ideengang des 
Verfs. in den hier mitgetheilten zwanzig kleinen Abhandlungen ist 
kürzlich folgender: I. Fflr Menschenaugen gibt es kein absolutes 
Veiirecben, und der Verbrecher ist als gefaliner Mensch zu be- 
handeln; . — der Staat ladet durcli seine jetzigen Strafanstalten die 
grosse Schuld auf sich, dass der Verbrecher dieselben entarteter und 
gef^rlicher für die irürgerlicbe Gesellschaft verjässt, als er sie be- 
treten hat; diese Entartung ist insbesondere Folge des Zusammen« 
leins mit andern Verbrechern; während der Staat ^'enigstens ver- 
pflichtet ist, thunlicbst Verbrechen zu verhüten. Die Strafen io 
ihrer jetzigen Gestalt können den Verbrecher nicht zum Gesetze 
zurückfiibren und nehmen keine Rücksicht auf die Individualität des 
Verbrechers. II. Eine gute Str<afe soll aber gerechf, sittlich, weise 
und ernst sein, (was recht gut durchgeführt wird). Ili. Die zeit- 
herigen Versuche der Classification der Verbrecher in den Straf* 
anstalten sind werlhlos. Ref. macht dabei die Bemerkung, dass die 
bestraften Verbrecher, welche in der That nach ihrer Entlassung aus 
der Strafanstalt ein geregeltes, thäliges Leben zu führen entschlossen 
sind, oft dadurch wieder auf die Bahn des Verbrechens gezogen 
werden, dass. verhärtete Verbrecher sie in der Strafanstalt gesehen 
haben und aus Neid, Uass u. dgU allenthalben die Nachricht vea .d«r 
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Betlr«fuBg ihrer reaiDttihigeo Mitslraflioga verbreite!, iltdarcb aber 
die DnigeboDg der lelztero veraslessen, sie alt Verbreeber vom eteb 
za stosseB. IV. Dag Eremitensystem leigl aich iRsbeteiidre wobU 
tbÄtig bei jogeodlicben Verbrecbera aod ttberbaapt desen, die lom 
«rsteamal das Gesetz verletzl baben. V. Der Verwerft «^ ob et 
eine robe Aafiassiiog der mensehlicben Nator rerrailie, wenn man voa 
etwas so reia Meehaoiscbem, wie die vier eiascbliesteaden Manera« 
etwas so rein Geistiges, wie die Besseraag eines Measeben erwarte 
und in der EinzeNHaft ein Uaiversalmittel zn besitzen glaabe» dae 
gegen alle Verbrecher ohne unterschied der Nationalitit nnd derNator 
des Verbrechens gleich heilsam sein soll, wird beseitigt. Vi. Ebenso 
der Vorwarf, als ob die Vereiazeiang unnatfirlich w nnd Vif. so« 
Wahnsinn führe, (wobei die Angaben Tellkampf^s auf Grund der 
vieljtthrigen Erfahrungen des Verfs. gradezu widerlegt werden); 
VIIl. als ob sie den Gefangnen gemüthlich aufreibe; IX. X. insbe« 
soudre, dass sie fOr den teutschen Character nicht passe (vgl. d. Note 
bei VII.). XI. Es ist unpassend, beide Systeme zugleich einzuführen; 
etwa das pennsylvanische fQr die schweren Verbrecher oder für die 
erste Zeit der Gefangensch9ft9 und das auhurnsche für leichtere oder 
die spätere Zeit. XII* Es sind höhere Beamten mit einem gewissen 
Range und besonderer Intelligenz als Geßingnissdirectoren, wie in 
Frankreich, anzustellen. XIII. XIV. XV. XVI. Andere «balicbe 
Vorschläge. XVII. Vorscblifge wegen körperlicher Uebungen der 
Gefangnen. XVIII. Das Eremitensystera ist nicht als ein trilbes, 
raelaaeboliscbes zu betrachten; der Erfinder des aubarn^scben Sy*- 
slens hat es, als er Director zn Singsing gewesen, dem Verf. mit* 
getbeilt, dass er gelbst um die Einführung des Eremitensystems fiBr 
die Frauen angebalten habe. XIX. XX. Nur das Eremitensystem 
fasst den Menseben nicht mechaniseb, sondern ethisch und intellectiiell 
naeh seiner Individualilüt auf. Der Beruf des Directors end Predi^ 
gers ist einer der wichtigsten und edelsten; hei ihrer Wahl ist mit 
groscer Sorgfalt za verfahren. 



Die Rettenbergscbe Landesordnnng vom Jalire 1538.9 ein im 
Bezirke des k. b. Landesgerichtes Sonlbofen gehendes Localstatut. 
Mit allerhöchster Genehmigung in Ursprache und Uehersetzung 
herausgegeben. Kempten, Kdsersche Buchh., 1842. 38 S. 8« 
Diese, wie es sebeint, erst in jOngster Zeit durch den Buch- 
handel verbreitete, Landesordnung ist eine Art Weisthum unter lan» 
desherrlicher (fürstbischöflich aogsburger) Auetori tat aofgezeichnet. 
Der ungenannte Heraosgeber hat ihr eine unterricbtende Einleitvag 
nnd eine s. g. Uebersetanng beigegeben , die wir, da die Schrift zu* 
niebst zum Gebranch des Volkes bestimmt ist, nicht fttr ttberflassig 
erkllren wollen. Doch es ist um so mehr zu bedauern, dass wir sie 
nicht ttberall den wirklichen Sinn der Rechtsqnelle wiedergehend 
finden köanen. So ist §. 22. dnrcb das DeberteUen der Wirrte: 
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,,•4 er abor^ der Sioa verfeUt. §. 25* ist wenigsteoft die Ueber- 
Mbrifi ooriobligy da io dem §. selbst von der Bestellung eines Zin- 
ses o. s. w. die Rede ist, sieht aber, wie es dort heisst, von Gfiter- 
Hypotbekiroag. S. 34. heisst es: „Wenn ein Menseb freie , lie- 
gende Guter mitbringt/« Hier Kegt es doch aber auf der Hand, 
dass „ freigelegcae Gfiter*« nicht liegende sein können. Die Laadei- 
ordnnag verbreitet sieb nun zonlchst Ober das Familien recht, besos- 
ders, wie so bXufig dies von «bnlicben Quellen geaebiebt, ober die 
Güterreehle der Bhegalten; Aber ReH*acte n. s. w. Von allgemeiaereB 
Interesse sind die §§. 20. ff. über Uebergaben. Dann folgen polizei- 
liebe und äbniicbe Bestimmongen, die gleichfalls Manches nicht uoiii« 
teressante enthalten. 



OieliDinediat-Einsasscn des Colin- und Micbelausclien Kreises 
und des Landgebiels der Stadt Tborn, eine Kritik aus dem Gebiete 
des Preussischen Privat- und öiTenlllcben Rechts. Von Iiudw« 
WLnmrw» Justiz- Kommissar u. Notar in Culm. Thorn» Lambeck, 
1843. 20 S. 8. (geb. J Thlr.) 

Zum Culm- und Micbelauscben Kreise geboren die im Regie- 
rungsbezirke Marienwerder belegenen ^ landrälblichen Kreise von 
Culm, Strassburg, Lobau und Graudenz, mit Ausschluss der Stadt 
Graadenz. Diese Landeslbeile fielen durch den Tilsiter Frieden znn 
Herzogtb. Warschau und wurden erst in Folge des Wiener Congresses 
durch das Patent v. 15. Mai 1816. (G. S. f. d. J. 1815. S. 45.) dea 
Preussischen Staaten wieder einverleibt. Durch die Verordnung voai 
27. Joli 1808. (vgl. Rabe, Sammlung u. s. w. Bd. 9. S.235.) wurde 
nun den Immedtat-Einsassen in den Domainen von Ostprenssen, Lit- 
tbauen nnd Westpi^eussen , welclie ihre Grundstöcke bereits zu erb- 
lieben Rechten besassen,' das volle uneingeschränkte Eigenthum ihrer 
Grundst&eke dergestalt verliehen, dass dasselbe sogleich und obae 
Weiteres vom Tage der Verordnung ab auf die Einsassen überging. 
Als die^e Verordnung erlassen wurde, gehörte bereits der Gulm- und 
und Michelausche Kreis nebst dem Landgebiet der Stadt Thorn zam 
Herzogtb. Warschau, und da es nun das Patent v. 9. Nov. 1816. — 
welches die Preussischen Gesetzbücher in diese Territorien einführte 
— zweifelhaft liess, ob die Verordn. v. 27. Juli 1808. mit eingeföhrt 
worden, so erging am 13. Nov. 1820. eine Kabinetsordre an dea 
Finan^minister, welche den betbeiligten Behörden und namentlich 
den Gerichten milgetbeilt, indess nicht anderweitig pablizirt wurde. 
Diese Kab.- Ordre bestimmte wörtlich, dass die Verordn. v. 27* J^^'' 
180^. wegen Verleihung des Eigentbums von den Grnndstticken der 
Immediat-Einsassen in den Domainen von Ostpreussen, Lilthauen und 
Westpreussen mit den im Verfolg derselben ergangenen Bestiroroaa' 
gen auf alle Immediat-Einsassen in den Domainen angewendet werden 
solle, welche gegenwärtig zu den Regierungsbezirken von Danzigund 
Marienwerder geborten. Der §. 15. des Patents v. 9. Nov. 1816« 
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hatte ferner den Erlass eines Gesetzes wegen Regnlirang der gots- 
berrlioben und bauerlichen Verhältnisse im Gherzogthom Posen, m 
Culm- und Michelaasehea Kreise und in dem Landgebiet der Stadt 
Thorn vorbehalten. Dieses Gesetz erging am 8. April 1828. (6. S. 
f. d.J. 1823. S.4^.) nnd dasselbe stellte folgenden Hanptgrandsatz an 
die Spitze: 

„Die bisher za Eigenthami^, Erbzini- oder Erbpachtirechten noeh nicht 
verliehenen banerlicben Ackeruahrangen tollen de» Wirthen, weicht die- 
selben bei Verkündigung dieses Gesetzes als Zeitpächter oder Zeittm- 
phy(eu(en mit oder ohne Befugniss, nach Ablauf der im Contracte be- 
stimmten Frist die neue Vergleichung zu fordern, oder als Lassbesitzer 
im Sinne des §. 626. ff. Tit. 3t. Th. I. des Allgem. Landrechts, sei es ta 
erblichen oder nicht erblichen Rechten, rechtmässig beibitsea, to Eigen» 
thumsrecbten verliehen und die auf den Stellen haftenden Dienste und an- 
dern gutsherrlichen Leistungen und Abgaben abgelö'set werden. Dies soll 
sowohl in Unsern Domainen und den Gutern der Stadtgemeinen, der Kir- 
chengesellschaften-, frommen und milden Stiftungen u. s. w., als auch In 
den PrivatgQtem stattfinden.*^ 

Der weseotliche Unterschied dieses und des Gesetzes v. 27. Joli 1808* 
beruht hauptsächlich darauf, dass die Immediat-Einsassen durch das 
Letztere das Eigenthum ihrer Grundstöcke unentgeltlich und 
ohne Weiteres durch das Gesetz acquirirtea, wahrend das Ge- 
setz V. 8. April 1823. nur ein Recht auf Eigenthnms-Verlei- 
hong gegen vollständige Entschädigung des Gutsherrn sta* 
tnirte, woraus sich von selbst ergiebt, dass dieses Gesetz fOr die 
Einsassen ungänsliger ist, als das v. 27. Juli 1808. und die Kab.-Ordre 
V. 13. Nov. 1820. Unter Nichtbeachtung dieser Kab.-Ord. wurde nun 
das Gesetz v. 8. April 1823. auf sämnitliche Imniediat-Einsassen des 
Culm* und Michelaoschen Kreises und des Land geh i eis der Stadt Thorn 
angewendet und auf Grund desselben schloss die Regierung zu Marien* 
werder mit den Immediat- Einsassen Regulirungsrezesse ab, durch 
welche den Einsassen da« Eigenthaai ihrer Grundstücke bauptsllehlich 
gegen Uebernahmo von Renten verliehen wurde. Obwohl nun die 
HypothekeabehÖrden die Regierung auf die Kab.^^Ord. V.-13. Nov. 
1820. und darauf aufmerksam machten, dass das Gesetz v. 8. April 
1823. auf diejenigen Immediat •Einsassen, welche dnreh die alleg. 
Kabk-Ordre das Eigenthum ihrer Grundstücke acquirirt, keine Anwen* 
dang leide, so wurden sie dennoch von dem O.-L.-Gcricht zu Marien- 
werder mit Ihren Bedenken zur Rohe und angewiesen, bei Reg^tirung 
des Hypothekenwesens das Gesetz v. 8. April 1823. auf alle immedhit- 
bffncrtichen Grundstacke anzuwenden. Die Gründe, worauf man dies 
Verfahren stdtzte, waren im Wesenilichen folgende: 1) Der Kab.-Ord. 
V. 13. Nov. 1820. könne, da dieselbe auf verfassungsmässigem Wege 
nicht publizirt worden, die Wirkung eines Gesetzes um so^ weniger 
beigelegt werden, als sie als solches nickt beantragt worden; die- 
selbe enthalte vielmehr nur eine Ermächtigung fOr die Regierung, 
danach bei der Bigeatbumsverleihnng im Wege, des Vergleichs zu 
verfahren 5 Rechte daraus bitten die Immediat -Einsassen noch nicht 
erworben, weil das Versprechen der Kab.-Ord. von ihnen giltig noeh 
nicht angenommen worden; 2) verordne das auch fttr den Culm- und 
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llidielAMclieo Kreis erUiMae Getels v. 8. April 1823. assdiHIcklkk» 
dasft daMelbe avcli ia des DoMaineB sor AoweBdqag konaeB soUa 
Bad es Bifisse daher aogeaoBiBieB werden » dass dardi dieses Gesell 
die BestiaiBivBgeB der erwibnteB Kab.-Ord. Bafgebobea wordea sei.— 
Das ebeo aagedealele Reehtsverhallniss , welches eiaea priTatliebca 
wie OfleotlicbeD Cbaracler ia sieb Irlgt, ist non Gegeaslaad desobigea 
Scbrificbens. Ia pragaaaler KOrze und ia freisinaiger Rede bat sich 
der Verf. der Prfifoag der Sacbe and der Widerlegaag der uater 1. 
aad 2* angeführten Argumente unterzogen. Er hebt mit Recht her- 
vor, dass, wenn auch die Kab.-Ord. v. 13. Nov. 1820. nicht verfai- 
snngsnifissig publizirt worden, aus ihr doch die Absicht des Ktfni|;s» 
die Verordn. v. 27. Jali 1808. ia allen Doaiainen der Regierungsbe- 
zirke von Marienwerder und Danzig anzuwenden, hervorgehe. Dess- 
halb und weil in Staaten, wie der Preussische, die MachtvollkommeD- 
heit des Regenten nur durch die Schranken begrenzt werde, die er 
sich selbst setze, müsse auch dieser Befehl von denjenigen', an die 
er gerichtet, so lange befolgt werden, als er nicht widerrufen wor- 
dea, uad zwar um so mehr, als die alleg. Kab. -Ordre weder bestimme, 
dass es dea Behörden tiberlassen sein solle, sie anzuweadea, noch 
aadeute, dass danach nur im Wege des Vergleichs bei der Eigea- 
thunsverleibung an die Immediat^Einsassen verfahren werden solle. 

„Rehdr^en einer unbetcbränkten Monarcliie — fahrt der Verf. fort — 
welche et nicht dolden wollen, dati an Anordnongen der Staatsgewalt der 
Maanitab einer betchraakten Unterthanen - Einsicht angelegt werde, steht 
et nicht got an, wenn sie an den Befehl auch ihrea höchitcn Gebieten 
auf Erden — den Maaiastab ihrer Einiicht zu dem Ende legen, um demgelben 
den Gehortam zu verweigern, weil der Befehl — an sich klar — nicht in 
dieier oder jener Form eröffnef ist und wenn sie in denselben zu Gunsten 
ihrer Befugniate Beitimmungen hineindeuteln , von dentn lieh nicht datf 
Mindeste darin entdecken lässt." 

Dem Eiawaade, dass die Immediat-Binsassen aus der Kab.-Ord. 
V* 13. Nov. 1820. dessbalb keine Rechte herleiten könnten, weil es 
an einer Annahme des darin enthaltenen Versprechens von Seiten 
derselben- fehle,, begegnet der Verf. mit der richtigen Bemerkung, 
dass die Verordn* v. 27. iuli 1808., auf welche die Kab.-Ordre rekurrire, 
dea Uebergang des. Eigentbums nicht von einer Annahme der Ein- 
sassen abhängig mache, vielmehr das Eigenthum mit dem Tage der 
Verordnung ohne Weiteres eintreten lasse, öberdies auch hei einer 
vom Könige ausgehenden Verleihung von einer entsprechenden Aa- 
nähme derselben gar nicht die Rede sein könne. Sodann gebt der 
Verf. auf die Frage über, ob die Verleihung der Kab.-Ord. v. 13. Nov. 
1820. vom Könige zuröckgenommen worden und ob dies namentlich 
durch das Gesetz v. 8. April 1823. geschehen sei? Er beantwortet 
dieselbe, negativ. Hiebei legt er mit Recht auf die Eintheilung i^^ 
Gesetzes v« S.April 1823. Gewicht; es zerfÜUl nttmitch in drei Titel: 
der (erste handelt ;,von Bauergülern, die zeitpachtweise, oder als 
Zeitempbjrteasea oder Lassgöter besessen werden''; der zweite 
„von Banergötera, die zuEigentbums-Erbzins oder Erbpachtsrecbtea 
besessen werden*'; der dritte eadlicb setzt nur fest» dass^die Ab-^ 
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lOfiiD^ordnirog v. 7. Jutti V%t\* aueh in dea LsudetUieileo , fir welche 
das Gesets gegeben worden, zur Anwendaag kommen golle. Neeli 
dieser Eintheilung k&itne es nicht zweifelhaft sein, dass blos der 
zweite Titel aaf die Gmndsttfcke der Immediat-Einsassen Aawen** 
dang leide y welche das Eigenthnro ihrer Stellen durch die Kah.-Ord. 
T. 13. Nov. 18^0. ond die Verordn. v.!l7. Juli 1808. erworben hatten, 
besonders da der §. 1. des ersten Titels ein Recht auf Eigtnthams* 
verlethong aasdrficklich aar denjenigen Besitzern beilege, welche 
ihre Stellen his dabin noch nicht za Eigenthnmr-, Erbzias- oder 
Erbpachlsreebten besessen, wie sieh dies aneh von selbst verstehe, 
da ein Recht aaf Eigeatharasverleibong nicht demjenigen gegeben 
werden kOnne, der das Eigenthnm schon habe. Jeden etwaaigea 
Zweifel sacht endlich der Verfasser durch die Einleitung des Gesetzes 
v. 8. April 1823« za beseitigen, welche wörtlich dahin lautet: 

„Wir u. t.w. haben in Untern Patenten vom 9. Nor. 1816. wegen Wieder- 
einführung des AUgem. Lapdrecht« in das Gheraogth. Poien, den Calm- 
und Michelauschen Kreis Und die Stadt Thorn mit ihrem Gebiete eine 
besondere Verordnung über die Art und Weise vorbehalten, 
wie in diesen Landestheilen das Edict wegen Regulitung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse v. i4.Sept. 1811* 
und dessen Declaration v. 29. Mai 1816. mit Beachtung der 
Gereclitsame alier Betheiligten in Anwendung su bringen, 
sei " u. s. w. 

Mit Recht setzt der Verf. voraas, dnss sich hiernach das Gesetz 
V. 8. April 1823. mir als eine modiGcirle Einfübrung des Gesetzes 
V. 14. Sept. 1811. und dessen Declaration v. 29. Mai 1816. ankün- 
dige und dass mitbin jenes erstere Gesetz, insofern ein Andres nicht 
deutlich bestimmt worden, nar aaf diejenigen Verhältnisse auszudehnen, 
welche das letztere Gesetz and die gedachte Declaration zum Inhalte 
habe. Da nun Artikel 2. dieser Declaration (6. S. f. d. J. 1816. S. 154.) 
bestimme: 

„dass das Edict v. 14. Sept, 1811. und die in Folgendem ertheilten nähereu 
Bestimmungen desselben auf Immediat-Einsassen in den Domainen von 
Ostpreussen, Litthauen und Westpreussen, denen bereits durch die Verord- 
nung V. 27. Juli 1808« das Eigenthum ihrer Hdfe verliehen worden, nicht 
Anwendung finde 'S 

SO folge consequenter Weise^ die Annahme, dass das Gesetz vom 
8. April 1823. nicht auf diejenigen Immediat-Einsassen bezogen wer- 
den kOnne, denen das Eigeatbom ihrer Stellen bereits dareh die 
Kab*-Ord. v. 13. Nov. 1820. verliehen worden sei. — Die Praxis der 
Gerichte in judicando bat sich nach des Verfs. Bericht für diese 
Interpretation erklärt, und namentiich soll das Tribunal za Königs- 
berg den Grnndsa.tz adoptiri haben, dass die Immediat-Ein- 
sassen, welchen die Kah.-Ord. v. 13. Nov. das Eigenthnm 
ihrerGrundstticke verliehen habe, eben durch dieselbe be- 
reits deren Eigenthflmer geworden, and dass daher auf sie 
das Gesetz v. 8. April 1823. keine Ahwendang leide. Um so 
mehr ist es zu bedauern , dass die HypothekenbehOrden so wenig Vita« 
litttt gezeigt« dasr sie unterlassen haben» dem zwischen ihnen und 
den VerwallangsbehOrdeii enlstandenen» darch das ihnen vorgesetzte 
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Obergerieht freilich ibgescIuiitleaeB Streit cor höclistea Betscbeidssg 
za briogen, besonders de aeter dem obwaltenden Verblltnissen nnr 
eine unglQoklicbe Recblsverwirmng enUteben kann» letztere ancb 
bereits nach des Verfs. Relation insofern eingetreten ist» als Grund- 
stöcke, die bereits mebrere Jabre als nnbesebrftnktes Ei* 
gentfaum besessen und demgemiss im gericfatlicben und 
aassergericbtiicben Verkebr bebandelt worden, plotzlicb 
in ibr früheres Verfaftitniss znrflkgestossen «ind. Jedenfalls 
mbss man es dem Verf. Dank wissen, dass er im Interesse der gnten 
Sache die Bahn zur Kritik des prekären Zustandes der Immediat* 
Einsassen des Guim- u. Micbelanscben Kreises, sowie des Land- 
gebietes der Stadt Tborn gebrochen hat! 



Vollständige Acten in der wider den Herrn Dr. Ednard 
Julias Hitzig anf Dennnciation des Criminalgerichts zn 
Berlin eingeleiteten fiscalischen Untersacbang wegen an- 
geblicher Beleidigung dieses Gerichts durch öffentliche Kritik einer 
von ihm in der Schelling-Paulus^schen Aogelegenheil erlassenen 
Verfügung. Drittes Heft. Das Urtheil der ersten und die Ver- 
bandlangen der zweiten Instanz. Leipzig, Weher. 1845. 52 S. 8. 
(geh. \ Thir.) 

In der S. 934. ff. dieser Jahrb. 1844. erstatteten Anzeige ist 
bereits ausführlich mitgetheilt worden, aus welchen Gründen das 
Berliner Criminalgericht sich bewogen gefunden hatte, gegen den 
Dr, Hitzig wegen angeblicher Verletzung der Amtsehre des ge- 
nannten Gerichts in der öffentlichen Besprechung einer Resolution 
desselben auf Einleitung der fiscalischen Untersuchung anzutragen, 
und aus welchen Gründen Dr. Hitzig, so wie später Dr. Sehe IN* 
witz, die StatthaHigkeit dieser Dennnciation bestritten hatte. Das 
yorliegende dritte Heft enthält nun zunächst das Urtheil des Griminal- 
senats des Kammergerichts zu Berlin vom 12. September 1844, in 
welchem erkannt worden, dass Denunciat von der Anschuldigung, 
durch öffentlich verbreitete Aufsitze dem Griminalgeriehte zu Berlin 
in Ausübung seines Amtes schwere Beleidigungen zugefügt zu haben, 
völlig freizusprechen and die Untersuchnngskosten niederzu- 
schlagen. In den Entscheidnngsgründen ist .nach vorausgeschickter 
Geschichtserzählung davon ausgegangen, dass in der Regel der Vor- 
satz der Ehrenkränknng nicht zu vermuthen und insbesondere dieses 
bei öffentlichen Urtheilen ober Werke oder Handlungen des Geistes 
gelte, insofern sie blo^ auf den Werth oderUnwerth des beurtheilten 
Gegenstandes eingeschränkt werden, nun aber dip Kritik Hitziges 
lediglich gegen die der mehrgedachten Resolution des Criminalgerichts 
untergelegten Grfinde, welche allerdings zu den Werken des Geistes 
gehörten, gerichtet und in den incrimiuirten Worten kein persön- 
licher Angriff auf das Criminalgericht und dessen Mitglieder zu finden 
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sei. — Ref. ist, so sehr er aach' mit dem Endergebnitse dieser 
Gründe übereinstimmt, dorch selbige nicht völlig befriedigt wordeo, 
da sie ihm weder erschöpfend genag in juristischer Beziehung er- 
scheinen (weshalb er auf seine Andeutungen in der erwfihnten An* 
zeige verweist), noch auch sämrotliche Beschwerdepunkte des Criminal- 
gerichts erledigen (hierher gehört insbesondere, dass Hitzig seinen 
Aufsatz in der Vossischen Zeitung abdrucken fassen, da letztere, ob- 
sehoD nicht an sich zu solchen Erörterungen geeignet, grade in 
Berlin und sonach von vielen Gerichtsnntertfaanen des Griminal- 
gerichts gelesen werde , — worauf auch in dem Ministerialrescfipte 
vom 4. März 1844 vorzugsweise mit B^zug genommen worden). 
Das Criminalgericht hat gegen diese Entscheidung das Rechtsmittel 
der' Aggravation ergriffen und dasselbe weiter anszonihren versoebt. 
Diese Deduction wird im vorliegenden Hefte ebenfalls mitgetheilt. 
Auch hier kommt das Gericht immer darauf zurück, dass es seine 
Resolution nach reiflicher Erwägung gefasst habe — was Niemand be- 
zweifelt und vorauszusetzen war — und der Ton, in welcher Mie 
Kritik abgefasst worden, und die Zeitung, wo sie publicirt worden, 
deutlich auf eine beleidigende Absicht hinwiesen. Seltsam ist es, 
wenn das Gericht am Schlüsse die Anwendbarkeit des im Erkenntnisse 
angezognen §. 562. Tit. XX. Tbl. II. des A. L. R. auf vorliegenden 
Fall bestreitet, obscbon es ihn selbst in seiner Bescbwerdescbrift 
angezogen, indem es sich bei näherer Erwägung überseugt habe, 
dass derselbe von einem andern Fall handle. In dieser Erklärung 
liegt eigentlich die Kritik des ganzen Verfahrens des Gerichts. 
Wie denn, wenn ein Dritter sich früher erhoben und auseinander- 
gesetzt hätte, dass die Ansicht des Gerichts, dass §. 562. hier an- 
zuwenden seiy eine völlig irrige sei? Würde das Gericht, obschon 
es gewiss auch die erste Resolution allseitig erwogen, gegen diesen 
Dritten mit der Beschuldigung aufgetreten sein, dass er es durch die 
Beschuldigung ein^s starken Irrthums verletzt habe, da es doch selbst 
später zogibt, sich geirrt zu haben? Eine Verschiedenheit und ein 
Wechsel der Ansichten ist nicht zu vermeiden, und ihr häufiges Er- 
scheinen liegt oft mehr an den, eine verschiedene Erklärung zulassen- 
den Gesetzen, ats an den Richtern, -ihrer Einsicht^ und ihrem Pflicht- 
eifer. — Dr. Hitzig hat nun in seiner Entgegnung die Gründe des 
Gnminalgericbts nochmals geprüft und insbesondere naellzuweisen 
gesucht, dass die Aggravationsscbrift uoricblige Tfaatsacben enthalte 
und eine völlig willkürliche Verbindung verschiedner Theile in den 
eiozeloen Aufsätzen vornehme , welche allerdings ein ungünstiges 
Lfcht auf dieselben werfen könne. Die juristische Deduction ist als 
sehr gelungen und meisterhaft zu bezeichnen und lässt in der That 
keinen Zweifel an der Unrichtigkeit der, der Denundation unter- 
liegenden Gründe zu. 
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Sammlang Bämmtlicber PleDar-BescbKsse des Oberappella- 
tionsgerichts des Königr. Bayern in bürgerliclien Recbts- 
streitigkeiten. Besonderer Anhang o. Beylageo-Band zu Dr, H. 
A. Moritz Novellen zur Bayer. GeridiUordnung. Zweites Heft. 
(Nro. XVIII. bis XXXIII incl.) München, Franz. XIII — XVI n. 
113-174 S. gr. 8. (geh. \ Thir.) 

Ref. b«i bereits bei der Anzeige des erstes Hefts dieser SaBoi- 
loBg (S. 555. ff. dieeer Jabrb. 1844) sieh Ober die Zwecknissigkeit 
deroelben «iisgeif roehen und kan« deber gegenwärtig in der Hsepl- 
saobe auf jeee sieb bezieben. Die hier mitgetbeilten 16 Plenar- 
beseblttsse betreffen meistens das baierisebe Partieularreebt, las* 
besondre den CivilproceM. Von allgemeinerm Interesse sind ; XVIII. 
,,Bei Attwenduttg des Anastasianiseben Gesetzes auf eine nach ge- 
Meinen Reehte «a entsebeidande Streitfrage ist der Beweis hinsiebt* 
lieb des Betrags der PXt die cedirte Ferdrung geleisteten Zahlung 
dem K^läger (Cessienar) aufzuerlegen.^' XXVII. ,,Wena die Klage 
in erster Instanz unbedingt, in zweiter aber in angebrachter Art ab<- 
gewiasea wurde, ae liegen rQoksicbilieb des Klägers ungleichförmige' 
Erkenetttiise vor.^^ Uebrigens bat, wie aus der Mittbeihng ia den 
Blättern far RecbUanwendg. Jahrg. 1844« S. 168. hervorgeht, das 
Ober-App.^Gericbt in Mflndien neuerlich entsebieden» das» ein Er* 
kenntniss desselben niebl scben desshaib als nichtig angefochten wer* 
den keeee^ weil ip einer aadern Reeblasaebe dieselbe Reehtsfrage 
früher pberstriekterKob auf andere Art entschieden worden sei, und 
diensowenig einer Partei das Recht luatehe, zu verlsngon» dass eiae 
Sache in pleno entschiedeo werde, selbst dann nicht, wenn dem 
betr. Senate eine frOhare «einem Beschlüsse entgegeq|esetate KnI* 
scbeidnag nicht bekannt gewesen sein sollte, vielmehr darüber« eb 
eiae Frage zur Eaiscbeidung an das ple»um zu verweisea sei, aar 
dem betr, Senate die Gatsebliesaung bekomme. 



1) Beiträge zu de^ im k, b* E^ierongsbezirke Scbwabea 
XL, Nmbpi^ wx Anwendang komn)e«deii ^bentrecbten. 
Voa JtHn. V. Mclm^r, k» b. ApH^.-R% jaNenb^rgf A.eg«bergt 
I^oUrna««» IMift. 20 8. gr. 8. <6eh. i Th|r.) 

2) lieber Zebent bei Verwendang von Getreidefeldern znra 
Anbän kleiner Frücbte. Von Jl. lirienet, Advok, in Vils- 
hofen. Pgssau, Pustet, 1844. 68 S. gr. 8. (Geh. | ThIr.) 

Zu de«Reebtainstiteten, auf welebe sieb die grosso Partjcqlai^ 
des Privatrechtes in Baiern erstreckt, gehört a^eb der Zehenl. Der 
Verf. von Nr. 1. hat es deshalb unternommen, die in dem Kreise 
Schwaben u. Neuburg geltenden Zehentrechte zusammenzustellen, 
und hei Controversen die vorhandenen PräJudicien anzudeuten. Voll* 
ständigkeit bat er selbst nicht erstrebt, aberdankenswerthe Beiträge 



Digitized by LjOOQ IC 



Scbrifken über Bayarsehe Zeheilreehia. 655 

für folgende Pnnkte geliefert: Ufitersehied von Gross« oad Kleinekeaty 
Zebotpflichligkeit o. Freiheit, Bereebligaog lom Bezage, Kollarvefw 
äDderuDg, ErheboDg. Am ausfiihrlicbstta ist die Frage behandelt, 
wem der Novalzehnt gebQhre, und gemeinrechtlich fOr iJenJenfgea 
^^entschieden, der in der betreffenden Flor «ine Galtvng von Zehatea 
hergebracht hat. Dagegen ist die sehr' wichtige Streitfrage, md 
welche sich die Schrift Nr. 2. bezieht, übergangen. 

Unter den vielen Strmtfragen, welche in der Theorie QndPraxia> 
des bairischeo Zehntrechtes bestehen, ist eine der wichtigsten, ob, 
wenn in zehntbare Brach- «• Getreidefelder kleine Früchte gebant 
werden , der Zehnt von diesen statt des *GetreideielMits gefordert 
werden kl^one. Der Verf. von Nr. 2. hat ftir die Bejabaog dieser 
Frage schon in drei Abbandlungen gekamplt, welche in dtesea Jahrb. 
1842. S. 1042. f. angezeigt sind. Seine Ansicht ist inswischen in 
einer Schrift «9 das Zehntrecht in Bayern aas den Quellen entwickelt** 
namentlich durch geschichtliche Uniersochnng wieder bestritten wer- 
den, und hieraaf antwortet er jetzt ebenfalls durch geschichtliche, mit 
der Landesordoung von 1553. 'beginnende Erörterung. Sie ist kisr 
and überzeugend , und schliesst mit der Hinweisung darauf, dass aneh 
das gemeine Recht mit diesem Satze fibereinstimme, und dass ihn 
der Richter nicht deshalb weginterpretiren dürfe, weil er der Gnltnr 
oacbtbeilig aey, £s mag hier nochmals darauf hingedeutet werden, 
dass diese Streitfrage auch in der wttrttembergischen Praxis im Sinne 
des Verfs. entschieden worden ist. VgL diese Jahrb. 1848. S. 1014. f. 



D^ Strafgesetzbuclt für das Königreich Wurtteinberff, mit 
erläuternden Anmerkungen, vornehmlich aus der Praxis oer Ge- 
richte, von JDr. C» F. t. Hufnagelf Directqr des K. Kreis- 
gerichtshofs, Ritter d. 0. d. W. K, Erstes Heft. Tübingen, Osiander*'- 
sche Buchh., 1845. XVI u. 240. S. gr. 8. 

Der Verf. bemerkt in der Vorrede, wie er schon während der 
Abfassung des Commentars zum Straf.«G.-B, eingesehen habe^ da«0 
derselbe, zumal nachdem die Anhüoge hinzugekommen, ohne eili anst- 
führliches Register nur mit grosser Unbequemlichkeit zu gebiraucben 
sei, ein vollständiges Reairegister aber, in welchem jeder Sats einen 
Sinn gebe« ihm als Register z« viel und zu aoderm Gebranehe an 
wenig erschienen «ei. Er habe daher die vorb'egenden Anmerkungen 
yerabfesst, welche, da sie von den eigenen Erürternngen des Verfs. 
nnd von den Prüjudicien der Gerichte alles Wesentlii^e enthalten 
und in den Noten stets auf den Commentar verweisen , zun&chst ein 
vollständiges Register desselben vertreten, sodann aber für den Practi- 
ker ein Manual sein sollen , welches er wahrend seiner Praxis mit 
geringer Mühe selbst fortsetzen k^nne. Die Einrichtnng des Buehs 
selbst ist kürzlich diese: Zu jedem (wieder abgedruckten) Artikel 
werden unter fortlaufenden Ziffern die wichtigsten Erlttuterobgoa 
kürzlich resumirt, dabei anf die einschlagenden Stellen des Com* 
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f 
MesUfft tow^lil alg die btzflglieheo VorschrifleB des Poli2ei$trafgesetz- 
^cbs ond des Gesetxet Ober die privatreebti. Folgen der Verbrecben 
«■d Strafen verwiesen und einige, in dem Comnientar nocb niebt 
BitgetheiUe literarische Notizen und Prfljndicien in den Noten bei- 
gegeben. Es kann nun wobi nicbt bezweifelt werden, dass der Ge« 
brancb des Conmentars wesentlich durch ein Realregister erleichtert 
und damit befördert werden wird, zumal nicht selten, insbesondre 
in Folge der verscbiednen Anhänge und Nachtrage, die z« einem 
Artikel gehörigen Eriluterungen nicbt simmilich vereinigt auf dem- 
selben Orte zu finden, sondern zerstreut sind, und insbesondere ^ie 
reichhaltige Zugabe der PrSjudicien in ihrem Nutzen nicht unbedeu- 
tend verringert werden wfirde, wenn nicbt ein (so zu s»gen) sofort 
bereiter und verständlicher Fährer dem Suchenden sich darböte. 
Ebenso ist es f&r den Pracliker gewiss sebr wUnschenswerth, in diesen. 
Anmerkungen gleichsam ein fOr ihn schon angelegtes Gollectaneum 
Behufs der gehörigen Verzeicbming späterer, in seiner Praxis ge- 
■lachter Erfahrungen, gefundener Zweifel and Bedenken, etwaiger 
ErlänleningeB und der Ergehnisse 'interessanter doctrineller For- 
sehnngen zu erhallen und dadurch einen leichten und doch erschöpfen* 
den Gehranch des G.-Buchs sich zu sichern, sowie eine recht zweck- 
mässige Anleitung zu gründlicher Auffassung und Prttfnng desselben 
im Ganzen -und in seinen einzelnen Bestimmungen zu erlangen. Es 
find dieses Alles Vorzflge, die allerdings mit einem, nach gewöhn- 
licher Weise eingerichteten, blossen Realregister nicbt verbunden 
sein würden, und doch von sehr grosser Bedeutung sind. — Dem 
Verf. gebührt daher für dieses neue Werk, gleichsam den Schiass- 
stein des Commentars, der besondre Dank aller, die sich für die 
neuen Gesetzgebungen interessireo. 

In der Vorrede spricht der Verf. nbch von dem Werlh von Prä- 
judicien im Allgemeinen und von ihrer Bedeutung fUr die collegialen 
Berathungen desselben Gerichts oder andrer Gerichte über dieselbe 
(etwa wieder mit neuen Gründen und Zweifeln vorgebrachte) Frage, 
so wie über das Verhällniss, wenn ein untergeordnetes RichtercoUe- 
gium in Betreff einzelner Sätze von der Ansicht des hohern Gerichts 
sieh lossagt und die von dem letztem zur Rechtfertigung seiner An- 
si^ vorgebrachten Gründe nicht für überzeugend ansiebt, um seine 
entgegengesetzte Meinung aufzugeben. Wie in einem solchen Falle 
das hObere^Gericht niemals etwas andres 4hun, als seine Gründe ent- 
wickeln und die Gründe des andern Gerichts widerlegen, kann, um 
seiner Meinung den Sieg zu verschafTen, so spricht sich doch auch 
der Verf. mit Recht dafür aus, dass, wenn die Ansicht des Ober- 
gerichts die mildere sei, das demselben untergeordnete Gericht 
seine strengere Ansicht, wen« schon gegen seine rechtliche Ueber- 
zeugung aufgeben solle, um hier einen — unnOthigen — Wechsel 
der Entscheidungen zu vermeiden. Der Verf. spricht sich dabei mit 
Recht für die Zweckmässigkeit der Mitlbeilung der PräJudicien ans, ' 
und bemerkt, dass wie Niemand in dem Aufgeben eines Präjudizes 
etwas, dem richjtorlichen Ansehen Nachtheiliges finden werde und 
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ktfnne, diese PrSjii4icieD auch die riehterliebe EotseheidaaiP . »icbt 
norrairen« soudero blos die richterliche Mediiatioa aarsgen und auf 
ihn als die Summe frtiherer Erfahrung und Erörterung wirken sollen. 
Der Verf. entwickelt in der Vorrede seine schon früher in der 
Vorrede zu den Präjudicien aber die künftige Geltung des seitheri- 
gen gemeinen Rechts aufgestellte Ansieht (vgl. diese Jahrb. 1844. 
S« 1026. ff.) weiter. Iniiem der Verf. wiederholt, data das zeit- 
herige teutsche Griroinalrrcht, welches als Jus scriptum schon durch 
die Auflösung des teutsehen Reichs seine Geltung verloren habe, 
Mmmehr in Folge der particulären Gesetzgebnngea der Rechtsgt- 
aehichle anheimgefallen sei, spricht er sich zugleich dabin ans, wie 
die Doctrin weder berufen noch im Stande sein würde, ans dem ge- 
meinen Rechte ein neues positives, verbiadlichee. Recht zu scbaflea 
und ^ur Geltung im Staate zu bringen und dem alten RechtskOrper 
ein neues Fundament seiner Geltung zu unterschieben. Der Verf., 
welcher dabei auf die UnzulMnglicbkeit des zeilfaerigeu acaderoiseheB 
Unterrichts im gemeinen Strafrechle für das pracd.scbe Leben in 
Hinblick auf den Zustand des letztern aufmerksam macht, IhejU nicht 
die Befürchtung einer bei der jetzigen particulüren Gesetzgebung 
und der Beschränkung des Studiums auf letztres.in Aussiebt geslelllen 
Unwissenschaftlichkeit und gefährdeten Rechtsbildung, indem es künf- 
tig, wenn schon kein gemeines, doch allgemeines, philo9opbisches 
Strafrecht, welches allen juristischen Faciiltüten, wie allen teutsehen 
Ländern gemein sei, geben und der in diesem allgemeinen Straf» 
rechte unterrichtete junge Mann eine ebenso gute Vorbildung, wie 
seither, in das practiscbe Leben mitbringen werde. Die aeademi* 
scbe Disciplin habe bereits die Exegese unsrer Criminalgeselze in 
ihre Aufgabe aufgenommen, und es werde der Geist, den die teut- 
sehen Facnltäten in dem von ihnen gepflegten allgemeinen Strafrechte 
und rergleichenden teutsehen Strafrechte im ganzen Vaterlande ver- 
breiten, zu einem neuen gemeinen teutsehen Rechte früher fähren, 
als eine Bundesgesetzgebuag, auch die teutsehen Stämme mindestens 
ebenso verbinden , als das nun bald versenkte gemeine teutsche Slraf- 
recht sie verbunden habe. — Ref. kann dagegen voa den a. a. 0« 
bereits ausgesprochenen, wenigstens theilweise abweichenden An- 
sichten nicht ab^hea und behält sich deren nähere Motivirung, die 
hier zu weit führen würde, für einen andern Ort noch vor. -^ 



Die Geisteskrankheiten in Bes^iehnng ssnr Rechtspflege^ von 
C. C. Marc» Leibärzte des Königs der Franzosen etc. Deutsch 
bearbeitet u. mit Anmerkungen begleitet von Prof. Karl ITIlb« 
Ideler« Ein Handbuch f. Gerichtsärzte u. Juristen. Erster Bd. 
Berlin, Voss'sche Buchb. 1843. LXXII u. 375 S. gr. 8. (geh. 
2 Thlr.) 

Es ist nicht die Absicht des Ref.^ hier nochmals die bereits 
genügend anerkannte Vortrefflichkeit des Marc>chea Werkes näher 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. VII. 42 
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■aekcoweise«, vielnelir gaflgt et, auf dasseN^ «eftaerksain zu aiaeben 
eadl dem Herausgeber destelbea für seine Arbeil se dankea, so wie 
eine kurze lahattsaazeige daran zu knüpfen. Prof. Ideler bat sieb 
nicbt damit begnügt, das Werk des am 12. Januar 1840. verstorbe- 
nen Dr. Mare in nnsre Spracbe zu Qbersetzen und es bierdareb in 
die tenisehe Literatur zu verpflanzen, sondern allentbatben die Go- 
legenbeti benutzt — ebne jedocb die Binbeit des Werkes zu veN 
stflmmeln oder dessen Originalität zu verletzen ^ — in Anmerkungen 
unter dem Texte und besondern Naebtrigen seine eigenen Ansiebten 
darzulegen, die Untersucbaogen Marens au beieuehten und ind^ 
sondre die Controversen allgemeinerer Natur näher zu erOrtem. Es 
ist dadareb das Werk selbst vollständiger u. interessanter geworden 
und bat — was sieb nicbt verkennen lässt — aucb an seinem innera 
Werihe bedeutend noch gewonnen. Es wird gewiss der Leser den 
geistreieben Erörterungen des Heraasgebers mit grossem lateresse 
folgen und insbesondre dabei nicbt nur dem Scbarfkinne desselben, 
sondern aucb dem edlen Sinne fUr Gerechligkett und dem Wnnscbe 
nacb einer Reform unsrer Strafanstalten, den er in der Einleitung 
näher bespricht, seine Anerkennung nicht versagen. Es wird hoffen t* 
lieh doch der Tag nicht mehr fern sein, an welchem die geläuterten 
Ansiebten der Zeit und die Gerechtigkeit, welche wir auch den ge- 
fallenen Menschen noch schuldig sind, den Sieg fiber verjährtes Vor« 
urtheil, die Reste derStrafVechtstheorien vorigerZetten und financielle 
Bedenken erlangen und dahin fähren werden, dass wir in unsere 
Strafanstalten auf die Besserung des Gefallenen Rücksicht nehmen 
und uns bestreben , In ihm jenen sittlichen Zustand und jene Kraft 
zu erwecken und zu stärken , welche ihn fähig macht, in der bürger-^ 
liehen Gesellschaft ein thätiges und ebrenwerthes Mitglied zu werden, 
während wir jetzt nicht darauf bedacht, den vorhandenen Krankheits- 
stoff in ihm zu verbannen, denselben durch die Strafe noch erhöhen 
und ihm die Räckkehr in die bOrgerliche Gesellschaft rodglichst er- 
schweren. Jedenfalls wird hier die Psychologie und deren Vervoll- 
kommnung viel thun; — wir werden nach und nach erkennen, wie 
fein oft die Grenzlinie zwischen der höchsten Leidenschaft und der 
Verstandesverwirrung ist und dass auch hier der Grundsalz zu be-* 
herzigen sei: si duo idem facinnty non est idem. Möge insbesondre 
auch die Stimme und das beredte Wort des Herausgebers nicht un^ 
gehört verschallen und zum Siege der guten Sache mit beitragen. — 
Was nun den, dem Ref. jetzt vorliegenden ersten Band anlangt, so 
ist der Inhalt desselben nach seinen Hauptrubriken kürzlich folgender: 
Erster Theil; Entwickcluag der Allgemeiobegriffe, welche bei der 
Peststellung der Beziehungen der Geisteskrankheiten vorausgesetzt 
werden müssen. Erster Abschnitt: Ueber die Coropetenz der Aerzte 
bei den gerichtlichen Verhandlungen über Geisteskrankheiten (die 
Ansicht des Verfs. geht im Hauptwerke dahin: die Competenx bei 
Untersuchungen über Geisteskrankheiten gebührt den Aerzten, wenn 
schon auch die Juristen dem allgemeinen Studium derselben nicht 
fk'emd bleiben dürfen. — Von besonderm hteresse sind hier so wie 
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bei dem folgenden Abschnitte die geistreichen Znsfltze des Heransg.). 
Zweiter Abschnitt: üeber die sittliche Freiheit. Dritter Abschnitt; 
Von den Hallueinationen und lllasionen. Vierter Abschnitt: Von 
den verschiedenen Formen der Geisleskrankheiten n. zwar: 1) lieber 
den Idiotismus n. den Blddsinn in engerer Bedeutung; 2) Tobsucht; 
3) Monomanie; 4) Verwirrtheit, J^Onfter Abschnitt: Deber die Be- 
weismittel der Realität des Wahnsinns im Allgemeinen. — Zweiter 
T heilt Ueher die specieße üntersochang der Gelsttikrankkeitea in 
ihrer Beziehung zur Rechtspflege. Setter Abschnitt: Ueber den 
Idiotismus u. den Blödsinn. Siebenter Abschnitt: Von der gesetz- 
lichen Analogie zwischen der Verstandesschwäche und der Taub« 
stammheit. Achter Abschnitt: Von der Tobsucht. — Die vorgetra- 
genen SMtze sind allenthalben durch practische Fülle erläutert. 



42 '^ 
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WEM. Belichte üher akademische 
Schriften. 

De Donatione Praesumtu^ Bis», inaugur,, quam ad smmmas 
in u, j\ honores rite persequendos scripsit Caroi» Pitnnier» 

Servestanus. Heidelbergae , typ. Osswald, 1841. 74 S. gr. 8. 

In dieier gut und fleissig gearbeiteten Disiertation beipricht der Verf. in 
Gap. I. prmeipia generalia de donatione praetun/ta und in Cap. II. tinguli dona^ 
Hom't praetumtae eatut. Nach einigen Remerknngen Ober Begriff und Wesen 
Ton Schenkung und ron Vermutbung andrerieitt erklart lich der Verf. sunächit 
gegen den Sats donatio nou praesumitur^ da sie weder in uniern Quellen 
irgendwo aufgestellt werde und iusbesoudre dafür fr, 25. pr, />. de probat, et 
praes, und fr, 15. §. 4. loe, cond, sich nicht anfuhren liesseUf noch in jenen all- 
gemeinen Gründen, welche aus der Natur der 3ache folgen sollen, etwas weiteres 
hegrfindet sei, als dass man nicht sagen könne: donatio praetumitmr» Nur 
in dem Falle werde eine Ausnahme gemacht, wenn eine Mutter ihrem Kinde 
Alimente verabreicht bat, indem hier der animus repetendi nachzuweisen sei, 
wenn die Alimente zurückgefordert würden. Die Frage trete insbesondre in den 
Fällen vor, in welchen zwischen melirern Personen darüber, ob eine Sache 
geschenkt worden, ein Process obschwebe, wobei so unterscheiden sei, ob der 
Klager eine Sache unter dem Anführen , dass er sie nicht schenken wollen , vom 
Beklagten zurückfordert oder ob er die Uebergabe einer Sache,. weil sie ihm 
geschenkt worden, fordert, im erstem Falle müsse der Kläger beweisen, dass 
er nicht schenken wollen, und zwar ebendeshalb, weil weder eine Schenkung 
noch das Gegentheil zu vermuthen sei, und nach allgemeinen, hier Platz er- 
greifenden Regeln der Kläger den Grund seiner Klage beweisen mause, zumal die 
Vermutbung für den Besitzer streite. (Einige Ausnahmen werden in §.8. an- 
gegeben.) Ebenso habe der Kläger im zweiten Falle den Grund seiner Klage — 
die Schenkung — zu beweisen. — In Cap. II. werden verschiedene Fälle referirt, 
In welchen nach ausdrücklicher Vorschrift der Gesetze eine Schenkung vermuthet 
wird (z. B. bei wissentlicher Zahlung einer Nichtschuld — Geständniss einer 
Schuldverbindlichkeit unter gleichen Verhältnissen — Ruckgabe der Schuldur- 
kunde vor'Bezahlung der Schuld — ) und dann auf Prüfung verschiedener Ver- 
hältnisse, in denen stets die Vermutbung der Schenkung bei Verwendungen 
liege, übergegangen (insbesondre hier Verwandtschaft n.s. w.). 



De suspectis tutoribus et curatoribus. Diss. inaugur, quam 
t//. JCtorum ordinis in univ, Fridericiana Halensi aucloritate ad 
summos in u. j\ Sonores rite adipiscendos d. XÄFI. m. JuL a. 
MDCCCXLL h. X. publice defendet Caroi. Xm^U» Mertel» 
Magdeburgensis. Magdeburgi typ. Baenschianis. 67 S. gr. 8. 

Eine recht fleissige, wohlgerathene Arbelt, in welcher der Verf. an der 
Hand der Quellen die auf dem Titel angegebene Lehre entwickelt. Er giebt in 
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ier Regel den lahalt der Quellen wieder, oImm tiek in weitlikiftige l/niertoeli«»- 
gen einiolaiten, nur hier und da beiprieht er zweifelhafte Leiarten und Streit- 
fragen meistens kura, antführlieher iaibeaondere die ControFerte, ob der Vor- 
Binnd, welcher removirt wird, nur dann Infamie erleidet, wenn die Remotioa 
wegen tfo/tf ff , oder auch dann , wenn sie wegen cM/p«i/ala eingetreten iat, wobei 
er lieh für die letztere strengere Ansicht entscheidet (S. 56. (I.). Die Quellea- 
belege sind mit ziemlicher Vollständiglteit zusammengebracht, ein Verdienst, 
welches jedoch bei so guten Vorarbeiten, wie sie gerade in dieser Lehre vor- 
lagen, nicht so hoch angeschlagen werden kann. Die DartteUnng ist üessend 
und klar, die Latinitat gut 



Antiqua canonum coUectiö, qua in libris detynodaNbus eatnü 
compilandis usus est Regino Prumiensis. Ex apographo Cod, Ms. 
Fat, 1347. brevi adnotatione critica instructam edidit jäeu^* 
Mäud» Michter» /• V, D. Marburgi Cattorum » typ. Elwerti 
academ., 1844. 54 S. 4. 

Durch obige Schrift hat der Herausgeber sich ein neues Verdienst um die 
Geschichte der Kirchenrechtsquellen erworben. Die hier zum ersten Male ver- 
öffentlichte, in den „Beitragen" des Unterzeichneten ausführlich beschriebene, 
Kanonensammlung bildet das 4te Buch einer, früher mit Unrecht dem Erzbiychof 
Egbert von York zugeschriebenen, Kompilation fränkischen Ursprungs aus 
dem Ende des 8ten oder Anfange des 9ten Jahrb., findet sich aber in einigen Hand- 
schriften der sog. CoÜeclio d'AcJitriana auch dieser als 4ter Theil angehängt 
(z. B. in Cod, Fat, 1347. und Caain. 552.). Sie ist besonders desshalb interes- 
sant, weil Regino sie für sein Werk: De cauiit tynodalibu* €t ditefplimig 
eeciegiasticis vielfach benutzt hat und mit ihrer Hilfe Text und Inicriptionen 
nicht weniger Kapitel der letztern, und mittelbar auch späterer Sammlungen, 
wie Burchard's, Leo's, ja selbwt Gratian's, emendirt und vervollständigt 
werden können. Das Verdienst, den Zusammenhang zwischen dieser „CoZ/^rlM 
OHtiqua^^ und Regino, sowie die besondere Wichtigkeit der erntern zuerst 
erkannt zu haben, gebührt den Gebr. Ballerini, deren Absicht, eine Ausgabe 
derselben zu besorgen, unausgeführt blieb. — Dem vorliegenden Abdrucke liegt 
zum Grunde der Cod. Fat. 1347., derselbe, welchen auch die Balle riui benutzt 
haben. Voran stehen die Vorreden zu den ersten 3 Büchern der Sammlung au« 
einer Handschrift der Trierseben Stadibibliothek, welche leider defekt ist Es 
wäre in der Tbat wünschenswerth, das Werk vollständig gedruckt zu besitzen, 
wie es in dem von Spei manu benutzten Oxforder Cod. und im Cod, Fat. 1352. 
enthalten ist. — In den Anmerkungen stehen theils die abweichenden Lesarten 
aus dem Cod, Vat. 1352., theils sehr dankenswerthe Quellenangaben für einzelne 
Kapitel, und Parallelstellen aus devCoflectio d'Acheriana^ Regino und Gratian. 

Wasserte hieben. 



Beitrag zur LeLre von den Regalien^ insbesondre als Beschrän- 
koogen des GruodcigeDthumes, nach deatschem Rechte. InaagoraU 
abhandlang von jDr« A« Oemeiner. Mönchen, gedr. h. Hfibsch- 
mann, 1842. 91 S. gr. 8. 

Diese Abhandlung zerfällt in einen allgemeinen und besondern Theil. In . 
dem ersten (S. 1<— 64.) wird ausgeführt, um die in der l^ehre von den Regalien 
herrscliende Verwirrung au Hisen, müsse man vor Allem die staatsrechtlichen und 
privairechtlichen Regalien sondern, und auch von de» letztem wieder diejenigen 
Recht« ausKhciden, welche keine privatrechiUche Kigentlniflilichkeiten an sich 
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4ragen) ■••deni iimIi des RfcfelM tmi Eifeftlham, Gtartitnletl , lUalkut«» n.%^m, 
•Uk genügcad trklftren Utien. Alt «oldie w«rdea die sog« Oeick-, Wan«r-, 
IjMidstraiMD*^ Font- «ad Oewierb«» Regal* kes^ielinet, ood als cigentMai» 
Uek iNir dat Jagd- and Berg «-Regal anerkannt, wehet anter deta enten daa 
Fiaekerei- Regal, anter dem aweilen dat ftaki^Bagal mitbegrlffea wird. Zar 
Beatimaiung ihrer Nator wird von dem deaUcbreektIfeken Begriffe einet Grand» 
ttftckei ali einet darek hettimale Graatea in tloh abgetchtotaeaea Ganten ao»- 
gegangen, nad vea dem Umfange dea dentaeken Grandeigentkama, weichet 
nickt Uot die Okerücke, tondem aack allea dafnaier beltidUcke Brdniek aUt 
den Mineralien , nnd die tick darQber erkebende Lufttaale^ keinetwega aber 
alle auf derObernäche oder in der Lufttäule tick belndenden beweglicben Sachen 
all Zubehör det Grund und Bodene a iw fa tte^ tondem nur einige, *naroentlich 
die fiberhangenden Aette ond überfallenden Früchte, die durch dat Watter an 
dat Ufer getriebnen Gegenttände, dat Wild und die Vögel. Da demnach die 
Gegeatiande det iagd-* ukd Bei^-Regalt alt Theile dea 'Gnmdvt^aka «nsaleben 
lereri, to liege in der Regalität ein Reckt an fremden Sacken » wat aber ilicht alt 
Servitut aufgefattt werden könne; weil et weder an dat fiedurfniii det berech- 
tigten noth kn eine bettimmte l^eit gebunden tey. St falle Vielmekf unter den 
Geiicktipunkt det aog. Nntzeigenthamt, weichet auch etn }h% in r€ mUemm tef, 
jedock unter keinet der tpeciellen dahin gehörigen Verbältnltte det rdmitehen 
Rechti. Et tey von der Superficies vertchieden, weil deren Gegenitand immer 
ein Gebinde oder doch auf derOberlK&ckennd mit derErde verbunden teyn mütse, 
und von der Emphyteuiit, dem Lehen, Ri1>pacht u. t. w., weil es tick nur auf 
bettimmte einzelne Nutzongen erttrecke und unentgeltlich auigefibt werde. 
Damach wird dann S. 64. ein Regal definirt als dat an keine Keit gebandene 
Recht dei Fiskui, bettimmte Erträgnisse der Grunditdcke Anderer tick aa»- 
ickliesslich und ohne Kntgellnng anzueignen. — Im tpeciellen Theile werden 
falgende Sätze auigefdhrt. Die Regalien tind ein gemeinrechtlichei Institut, 
nicht in dem ISinne, dast et überall vorkäme, tondem nur dats die Grundtatse 
deiselben in Deutschland überhaupt vorkommen, und der Nator det Inttitnta 
tind teiner getckichtlicfien Entwicklung enttptechen. üine Vermuthnng betteht 
aber für die Regalien nicht, vielmehr in Folge der rdmischen Praesuration für die 
Freikeit des Eigenthums gegen sie, and sieschliessen jede analoge Autdehnong 
ant, ond tind in tich strikte zu interpretitcn. Dat Eigenthum an den tegaleti 
Thieren oder Mineralien erwirbt der Fiskus oder sein Stellvertreter, wie der Em- 
phyteuta durch Separation, Weshalb auch die Diebstahlsklage ihm, nicht dem 
Grundeigenthumer zusteht. Zu den Erwerb- und Verlostarten der Regalien 
gehören nicht staatsrechtliche Veränderungen , wie Erobemng, Tod des Regen- 
ten, sondern nur VeHfag, Testament, Gesetz, Verjährung, jedoch nur unvof^ 
denkliche. Privatpersonen können zwar Regalien nur vom Fiskus übertragen 
erhalten, aber vollständig auch dem Rechte nicht blos der Ausübung nach , und 
können sie dann wieder 'weiter übertragen; die Aeusserungen der oberaufsehen- 
den und getetzgebenden Gewalt bleiben naturlich dem Staalsoberliaupte, gehören 
aber an tich nicht zum Regale; dem Bergregal elgenthfimlich ist die Belehnung. 
DerFisfcüs hat eine dingliche Klage, die weder vindicatio noch confettoritt itt, 
und keine« betondern Namens bedarf, und alle possessorischen Rechtsmittel; 
dieselben Rechtsmittel haben Privatpersonen, und zwar auch die Interdikte 
gegen den Fiskus selbst. — Diese Inhaltsangabe zeigt, dast die Ansicht det 
Verft. tehr einfach ist; aber offenbar enttpricht sie der sehr mannich faltigen 
Entwicklung der Regalien nicht, die geschichtlich statt gefunden hat. Sie i^ 
hur eine Folgerung aus dem Grundgedanken, dass das deutsche Grundeigemthuih 
aack alle Mineralien, dat Wild und die Vögel umfkiat habe and noch amfasse. 
Ffir die Mineralien mag dat zogegeben werden; becugltck det Wildes ist et tehr 
zweifelhaft, nnd wird dutch die Annahme einet Wilddiebatahl« in den Rechtt- 
bdckern keinetwegt bewieten, da dem deuttchen Diebstahle bekanntlich die 
'Verletzn*g der Gewere an Grunde H^t, nicht der römische Eigenthunnbegriff; 
'' rficksicktUdi der Vogel kat der VerC telbtt keinen Beweit seiner Bekauptang 
gtfiukrt, tmd et kt tchleoktkin aadenkbar, 4aa8 eta dber eia Grundttddc weg*- 
IKegaaKkr V«gel alt Zabekar dettriben •« fiigentkaaie ateke. ledea teilt aber 
iiad tf äter di« rteUtckea GrondaiUxe <ibcr Herrenloiigkeit det WUdea and der 
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Vof el die JÜlgemeia lierr»f]i«Bdeii fewordc». Ueber die 6eli«Qg det r^oiiKliea 
lUcbto in Detttachland hat der Verl fiberhaaipt oAricIttige oder doeh onklare An- 
•iekten, indem er ea nur ala ein •obiidiiüret Recbt «aCCtMt Naeh dem Maet- 
■tabe, der an Inaugaralabbandlaagen gelegt werden mnae, iet die Arbeit dee 
Verff. aber immerhin lobenewerth, und die beatimrote Sonderung dea ataala> 
rechtlichen und privatrechtlichen Elementa in den Regalien gewiaa richtig and 
mehr, ala biaher geachehen , za beachten. 



IT. Berichte ttlier Zeltsclirifteii, 

Nene Jalirbacher für sächsisches StraCrecIit. Heraosgeg. vom 
nr. «110t. Füledr* HeM, K. S. Oberappcll.-R., JH-. em«. 
iUli««elMlMi« K. S. Ober«|ipell-R. und »r. Vriedr. ••k»r 
lieliwane) Beisitzer d. R. S. AppelL-Ger* zu Dresden. 2terBil. 
(Heft 2. B. 4.] Dresden n. Leipzig, Arnold^sche Baehh., 1844. 
145— 486S. gr.8. (Jedes Heft | ThJr.) [Vgl. Jahrb. 1844. S. 278.f,] 

VIII. WefcAe verhrecherxtcJie Handlungen gehören vor dat^ für einen 
Bankerott begründet* Criminalf^mm? Vsm Ade, Br, Geo, Edu. Schmidt 
am Dretden* *- Nach einer in der «ächa. Zeilachr. f. Rechtapfl. ^Neae Felge. 
Bd. III. S. 563. f. aufgestellten Aneteht «ollen in dieaem Forinm tiberhaupt alle 
Handlangen an onteraiicheo sein, welche ein ^emeinachnldner bei beveratehen- 
dem oder auagebrochnem Coacurse zur Bevortheilang aeiner Gläubiger unter« 
nimmt, auch wenn dieaeiben an und fär aich beaondre Verbrechen enthalten, 
fibenao hattedaaSäcba. Justiaminiateriura entachiedent daaa nicht eine einzelne 
betriigeriache Handh»^ in Beruck'aichtigung kommen koBoe, die Competeo« 
vielmehr nach dem Orte zu beatimmea aei, an welchem der betrugeriache 
Banqaerott aelbat, zn welchem die einzelne beirugertache Hanilung eben£alla 
gebdre, atattgefnnden habe. — Gegen beide Aiuichten erklärt aich der Verf. 
a«§ aebr guten Grinden. <& 145 — 154.) 

IX. Depotitum irreguläre und Feruntramtng, Von dem Aji^.-Cer.'Bet- 
wituer \jet%t KommiMtiiant^Ratbe'] Dr^ H-eynm au Dr esden , — An der civU* 
rechtlichen Beatimmung, daaa der Depoaitar beim depoHlo irreguiari £ig«n- 
thumer der deponirten nnmmi werde und nur tantundem zu präatiren habe, 
wird die Unanwendbarkeit der gewöhnlichen Begriifgliestimmung der Verun- 
traaung auf dieae Art dea Depoaiti gezeigt. (S. 155—170.) 

X. Abhandiamg üb. da» Sehmer»em»geid, Vom Viceaetuar [Jetzt App,- 
Ger.'Seeretär] van EU er lein zu Zwickmu* Be$fiudrer TheiL £a werden 
nHt Beaiehang auf die im Allgemeiaen Theile ^Heftl.) vorauageachickten ge- 
Mhiditlichen Anafukriuigea mehrere practiach wichtige Fragen über daa Schmer- 
sonageld erörtert {&. 171— 195.) 

X C. Die in der Untertut fh t mg wider C» G. Riohier am SeAandtm geepro^men 
Erkenntniiie. — Der genannte Incnipat war wegen ihm beigeneaanerFälachMig 
eine« Weehael8«ndfal«oh«rDcii«iiclation «ar Unier a o ch irt n g gteaogwi , im eraten 
Bf%eiMitiii«ae fftr acdaMig «raehtet und an 'föii^Sähr^^r Arbeitahaaaatrafe vetmr^ 
theilt, in zweiter Inatanz aber in Mangel mehreren Verladita loageaprooben 
werden. JEa enr««le dioaeir FjüI In Folga mehrerer öfCentUcher £jrklarunjB^n B.'a, 
•• wlo der in vevaehledmin Zeit«ehri£ten gemachten Mittheilangen vielea Auf- 
■ehen. Doth bietet d«eter Fall — ahgeaehw von dieaem momentanen Tag>- 
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intereue — aach In Hiniicfit auf Ae Lehre rom Indidenbeweii manclMa ht- 
tereieante. Ei sind die Erkenntnltte nnd die Reaoltate renicliiedner neuer, 
swischen dem eriten and zweiten Erkenntniiie aof R.*a Antrag angestellt ge- 
wetner Erörterungen hier mitgetheilt. ( S. 196 — 228.) 

XII. Beitrüge zur Interpretation des Art. 304. des Sachs, Crim.'G.-B, 
Vom Ado, Dr, Gaudlitz in Leipzig, — Dieser Art. betrifft daa Verbrechen 
dei Mitibraucht 2ur Unzucht. Der Verf. weist insbesondre nach, dass dieses 
Verbrechen nur erst durch den Beischlaf consumirt werde, keineswegs aber 
andre unzüchtige Handlungen allein ausreichen. (8.229 — 241.) 

XIU. Veber den Ersatz als Strafmilderungsgrund ^ besonders zur Erläu- 
terung des Art. 65. des Sachs. Crim.-G.- Buchs. Von Held, — Der Raum 
gestattet nicht, einen genugenden Auszug aus dieser, an trefflichen Erörte- 
rungen und Bemerkungen reichen Abhandlung zu geben. (S. 257 — 297.) 

XIV. Beitrag zur Lehre von der falschen Denuneiation und der Verleum- 
dung. Vom Amts-Aetuar V. Bo9e zu Milgeln, — Ein Rechtsfall, in welchem 
die Aniichten der Spruchbehorden verschieden waren. (S. 298 — Sil.) 

XV« Ist bei dem bewaffneten Diebstahle zur Anwendung des zweiten Satzes 
des Art, 234. der Nachweis erforderlich ^ dass der Dieb sich in der Absieht mit 
Waffen versehen ^ um von ihnen nöthigenfalls Gebrauch zu machen f Vom 
Baee.jur. Hm hie zu Dresden. — Wird bejaht. (S. SU-* 316.) 

XVt. Ueber die Entwendting der von dem städiisehen eiilgemeimen JLeikmn- 
italtem ausgestellten Pfanfhtheitke, Von demselben, — Es wird gezeigt, 4as8 
wenn schon die Pfandscheine gewissermassen auj^or^^if r lauten, doch weder der 
Werth der versetzten Sachen, welche gegen Ruckgabe des Pfandscheins extradirt 
werden, noch auch der Betrag des Pfandschillings ohne Weitres nnd stets als 
Unterlage fdr die Strafabmessung angenommen werden könne. (S< 317 — 320.) 

XVIL U^er Theilnmftme Mehrerer am Versuche eines Verbrechens und 
über VerMtuttg, Bemerkungen zu einem Reehtsfalle, Vom Bace, d. ML [jetzt 
AdvoA.] Pesehel zu Dresden. (S. 821 — 341.) 

XVIII. Praktische Bemerkungen, 1) Kann der Meineid als Misshrauch 
der Religion angesehn werden? — Wird gegen die Ansicht des O.-A.-G. ver- 
neint. 2) lieber das Vergehen des Handgelobnissbruchs. — Die Bestimmungen 
des Sachs. Rechts geben zu mannichfachen Zweifeln Veranlassung, vofi denen 
einige erörtert werden. 3) üeber die Concurrenz von Forst- und andern Dieb* 
dtählen. — Die Frage wegen Znsammen rechnung derselben ist nicht ohne 
Zweifel. Der Verf. erklärt sich gegen solche ohne Unterschied des Falles. — 
4) Zu §. 27. des Forststrafgesetzes. Diese Erörterung betrifft die Modalität 
der Vi^erthsermittelung von entwendetem Holze. — 5) Zu Art. 307. Die Ver- 
leitung unbescholtner Personen zu fleiachlichen Vergehungen. Unter den letz- 
tem ist auch das straflose Stuprum zu verstehen. Der Begriff „ unbescholtne 
Person'' wird erörtert. (S. 342— 356.) 

XIX. Beiträge zur Erklärung einiger Artikel des Criminalgesützbuchs. 
Von Schwarze, III, W^urderungseid — Meineid. — Die gewöhnliche An- 
sicht, dass bei dem Würderungseide in Civilsachen Untersuchung und Bestra- 
fung wegen Meineids nicht stattfinde, wird sowohl nach gemeinem Rechte als 
aus der Natur dieses Eides widerlegt. — IV. Art. 53. Dieser Artikel betrifft die 
Verwandlung mehrerer zusammentreffender zeitlicher Freiheitsstrafen ver- 
schiedner Art. -— Die Restimmungen dieses Artikels werden geprüft und das 
Unzureichende derselben nachgewiesen. — V. Art. 287. Verwandtendiebstahle. 
Der Verf. ist der Ansicht, dass der Verwandt«ndiebtitahl in zu grosser Ausdeh- 
nnng angenommen und gegen die übrigen Diebstahlsgattungen zu sehr privilegirt 
worden, indem erauf da«RömistheR«cht, die CarolinA, das frühei'e sachsische 
Recht und die neuem CtoteUBgebmigen loivohl als auf die ratio legis näher ein- 
geht. (S. 373 — 896.) 

XX. Beleuchtung einiger prattischer Fragen (h$ Crim^Uilrechts y zur 
Antlegttng einiger Artikel des K, 8. Criittinalgesetzbu^hs, Vom Adv, Bliide zu 
Dresden. — IV. Kann gegen denjenigen, wekHer das gesetsli^h« Alter der 
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£ld«niiandigk6ii no^h Hiebt emiekt hat, «in« gtnilb w«f«ii ileiatUla «der Iticlit- 
■iimigeB Eides ierlcftimt werien? (Ein« etdeiBnmiilidige Perto», welch« «ach 
irrthömUch ffir eidetmöndig ausgegeben , hatte einen faJtehen Eid geleistet. ) 
Das A.-6. 2a D. hat die Frage bejaht, — - der Verf. yemeiAt sie. —* V. Ist anek 
beim Versnche der im Art. 80. des C.-0.>*K. beseichneten Verbrechen die Ver- 
jahrang auageschloisen? Es sollen nach diesem Artikel Verbrechen, welch« 
mit Todes- oder lebenslängl. Zachthansatrafe bedroht sind, von der Verjäh rang 
ansgeschlossen sein. Der Verf. verneint die aufgestellte Frage. ( S. 197 — 109.} 

XXI. Prahtiiehe Bemerkungen. — 6) Art. 63. Mildernng wegen onver- 
scholdeter Haft. — Es werden mehrere hierher bezügliche sweifelbafte Fragen 
erörtert. — 7) Art. 305. Unzucht als Gewerbe. Die einzelnen Restimmangen 
dieses Artikels werden erklärt. — 8) Beitrag zur Lehre vom Geständnisse. Es 
wird hier die interessante Frage erörtert: Ob der Incolpat, welcher im Besitze 
gestoblner Sachen betroffen, dieselben gefunden zn haben behauptet, und der 
Entwendung derselben dringend verdächtig, aber nicht fdr überfuhrt anzusehen 
ist, wegen Funddiebstahls bestraft und wegen Diebstahls abaolvirt werden 
könne, obschon der Richter die moraliache Ueberzeugung habe, dass diese« 
A'orgehen des loculpaten eine J^üge sei. — Die Frage wird im Allgemeinen 
bejaht. (S. 410— 426.) 

XXII. Rechttfall mit erläuternden Bemühungen am Art, 125. de* Süehi, 
Cr.^G.'B, Von Heid, — Ein ebenso interessanter als Mitleid erregender 
Fall, in welchem eine Mutter sich und ihren 13jährigen Knaben auf des letztern 
Verlangen und zwar um sich beide zu tödten, ins Wasser stürzt, sie selbst 
aber bei dessen Seichtigkeit gerettet wird, während der Knabe, der an ihr mit 
schwärmerischer Liebe hing, ertrinkt. Die näheren Umstände dieses Falles 
sind in der That ebenso erschütternd als psychologisch merkwürdig. Die Mutter 
wurde wegen Tödtung eines Einwilligenden zu Sjähriger Arbeitshauistrafe 
verurtheilt. Auf die nähere Feststellung des Thatbestands dieses Verbrechens 
beziehen sich die erläuternden Bemerkungen. (S. 426 — 441.) 

XXIII. Ueber griffe in dat Gebiet der Wmhrseheinliehkeitn'eehnung, Von 
Siebdrat. Es wird hier mit einem, bei einem Juristen wohl seltenen und hier 
in überraschender Masse grossen Aufwände von mathematischen Regeln and 
Zahlenexempeln die Lehre von der Beweiskraft der Indicien in ihrem Zusam- 
mentreffen auf eine rein mathematische Weise dargestellt und erläutert. 
(S. 442—463.) 

Einschliesslich der PräJudicien im ersten Hefte sind überhaupt in diesem 
Bande 17 Erkenntnisse sächsischer oberer Spruchbehörden, so wie mehrere 
Miscellen und literarische Notizen ifiitgetheiit. Ebenso sind in den Heften 2. 
3. 4. von Schwarze neunzehn Mittheilungen aus der Straf-Gesetzgebung und 
Spruchpraxis anderer Länder Behufs einer vergleichenden Criminaljurisprudeni 
geliefert worden. 



Arcliiv fdr die Praxis des gesammten im Gherzogtli, Olden* 
borg geltenden Reclits. Herausgeg« von JH** CF. C Chross- 
kopffy Obergericlftsadv. X2. Rulistrat, Landger.-Assessor und 
R* v.SNieuii^LaDdger.-Assessor. 2terßd, Oldenburg, Schuize'sche 
Bucbh., 1845. IV u. 389 S. gr. 8. (geb. 1^ Thir.) [Vgl. Jahrb. 
1844. S. 183. ff.] 

I. Ueber uneer Hi^pot^ekenweietf u^ desten etwaige Verbeeeerung durch 
Einführung eine$ dem Preuse. Landrechte naehgebildeUu Systemee, Vom Geh. 
He/r. Sehlo ifer im Oldenburg. H. 1. S. 1 — 43. Schluss der im dritten Hefte 
fk« ersten Bandes abgebroehcnen Abhandlung. Der Verf. bespricht hier nocl^ 
▼«rschiedene einzelue Bestimmongen der gegenwärtigen Oldenburg. Hirpothefcen- 
•fdii«tag in BeiielMUig auf deren Beibehaltung und Anwendung. 
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d$r€ Siammerif0^ Hmtrittf Vmm H^ft. C. D. «« ButUl^ MitgL 4. JmBÜm^ 
KmmaM in OUemkmrg. H. t. S.44*-^94. Der V«r& geht ron dtr aUgtfmeiiicA 
Frage •«■: Wie kenmea Staiiiai«^ nmd Erbgflter in nrtKSnglicl^tn Deattckea 
Reckte Verl wobei er Bekanntea vertrigt and «ue den Qoellea belegt y «b4 
denn «ntenilekt er, ob dai Wahrder Reckt Stamm- oder Erbgfiter mit einer 
bestimmten Eilbfolge anerkenne, in welekem Mfatae und wieweit dieiea Reckt 
neck gegenwärtig in Kräften tef • Diese Untertockong bietet Aebr riel Interes- 
santes dar, namentlick dnrck einen vom Verf. mitgetkeilten Recktsfall. Dem 
Studiam der Germanisten ist der Aufimts zn empfeblen. 

ni. IMer einigt gegen die unbedingte OeffentUchttit dee Verfah^eni in 
Criminahaehen erhobene Einwendungen. Vom Qeh. Hofr, Sehioifer in Ot^ 
denburg, H. 1. H. 95 — 105. Diese Abbandlang ist kaopts&cklick gegen die von 
Lern an in s. Schrift: Ueb. OeffentKchk. n. MOndKchk. des Strafverfahrens (vgl. 
diese Jahrb. 1842. S. 652. IT.) aufgestellten Bedenken wider eine onbedingte 
Oeffentlichkeit gerichtet. 

IV. ErbtchafU- Anfall für VencltoUene. Vom Geh, Ä. t#. O.-A.^G,' 
Präiid, Dr, Runde in Oldenburg. S. 106 — 128. Ist einem Abwesenden oder 
Verschollenen eine Erbschaft deferirt worden und will diese Jemand an der Stelle 
desselben In Ansprach nehmen , so hat er zu beweisen , dass der Abwesende den 
£rbla8ser fiberlebt habe. In Gemässheit der bekannten Präsumtion wird nun, 
wenn seit der Gebart des Abwesenden 70 Jahre verflossen sind , der iTod desselben 
anzunehmen and er zur Erbfolge in den Nackfass einer später verstorbenen 
Fersen nicht zu lassen seyn. Deswegen kann er aber doch nicht kis zu jenem 
Zeitpuncte als lebend präsumirt werden, wo eS zur Begründung der Delation 
einer Erbschaft darauf ankommt, einen bestimmten Zeitpunct des Lebens, über 
die Zeit des Todes' des Erblassers hinaus , zu beweisen. Eine allgemeine Be* 
tftimmung über diesen Gegenstand muss einem Gesetz Ober die Rechtsverhält- 
nisse der Verschollenen überlassen werden. In dessen Ermanglung lässt sich 
weder für das Leben noch für den Tod eine allgemeine Präsamtion annehmen. — 
An diese and andere Bemerkungen des Verfs. über den obigen Gegensiani 
sekliesst sich die Mittkeilong einer aof die von ihm entwickelten Grundsätze 
gebauten Oldenburg. Verordnung v. 16. Febr. ( 5. März) 1844. 

V. lieber die Zulastigheit detBewei$et durch denEid in Eh escheidungg Sachen 
nach dem im Fürstenth, Birkenfeld geltenden Landrechte (Code civil), GerichtL 
Enttcheidungtgrfinde , mitgeth. vom Regier.' An. Dr, Runde in Birkenfeld, 
S. 129 — 136. Gegen die Eidesdelation und selbst den nothwendigen Eid in Ehe- 
scheidungsproceisen nach Gemeinem und Franzis. Recht, mit besonderer Rück- 
sicht auf Üih leiii's Abhandlung im Archiv f. d. Civ. Prax. Bd. 12. (Entsekeidang^ 
erster und zweiter Instanz.) 

VI. Beleidigungen von Unterbedienten öffentlicher Behörden fallen nicht 
unter da$ Strafgetetz gegen öffentliche Injurie (Arnttehrenbeleidigung). Vom 
Hofr. Wihel in Oldenburg. S. 137—143. Nach dem Oldenburg. St.-G.-B., 
welches mit der von Web er, Ueb. Injurien ThI. 3. S. 197. ausgesprochenen An- 
sicht übereinstimmt. Vgl. ufiten Nr. VUI. a. XIX. 

VII. Haften Verbrechensgenossen mit ungetheilter Verbindlichkeit für die 
Kostender Untersuchung? Vom Hof rath v, Büttel. S. 144— 154. Der Verf. 
betrachtet den Grundsatz einer solchen ungetheilten Verbindlichkeit als einen 
in sich ungerechten und durch keine Politik zu rechtfertigenden, billigt es aber 
auch nicht, ^ss je nach der Zahl der Verurtkeüten jene unbedingte Theilung 
eintrete, vielmehr unterscheidet er mehrere Fälle, je nach der Selbstverschul- 
dung der einzelnen Genossen. 

VIII. Ueber Widereetxung gegen die Obrigkeit und AnUsehrenbeieidigung 
nach dem Oldenburg. Si.^G.-B. Vmn Regier.» As*, ßr. Runde in BirkenfeU. 
S. 155 — 184. Der Vert sucht zuerst die Begriffs v«a Okrigkeik, StAatsamt, 
obrigkeitlSoker Person, Staatsbeamten zu bestioMuieii, sowohl im AUgemeinett 
als insbesondere na«^ Oldenlmrg. Recbt. Er untenocfat 4aiM annächst 4ae 
Wesen der einfackesi Widerseteang gegen die Obrigkeit^ voa welcher Art 330*— 
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Aroliiv L i. Praxis d. ges. im Gli^nogtlL OMeoborg gelt R«cliU. MjJ 

m. 439. 44a. ^AH OHehhwtg, St-G.-l. WildtlD^ todatn die Mtfeolfliig der 
Antsekrtnbtltldigang. D&e mil StthavfiiiliB aiMg«Cilwteil Br6ft«r«iif«B 6m 
Vera». ^ wtHthe licli ftuch auf dai § eneiDe «üd, wie lieh in iHiwielit aaf die Qvelle 
dee Oldenbatg. StraCrecitte vcfn ielbsl v^Nüekt, auf dai BafereelM StraAreeht 
eratrecken , laseen bei ibrer ReichhaltigkeU eiacA karsen Avemg nicht so« Vgl. 
oben Nr. VL und unter Nr. XIX. 

IX. General ^ConvoeaHon der Glmubigmr eine* nnwewendtn SehmUmer; 
S. 185. f. Diete gei tattet die Praxie in Oldet^barg dann, wenn erkeblictie Grflnde 
«Bgeffilurt werden kf^nnen, %, B. in de« eraaUfen Falle der Verluet akMinUicker 
•Papiere bei etnem Brande. 

X. Fernere Bigründttmg der Einrede der mehrtten BefftMäfff^ deren 
Beweit u,e. w. Vom Hofr^ C, D, v. Buttei, S. 186 — IJT. Der Verf. rer* 
tkeidigt die Znlftiilgkeit der Einrede und liefert einen Naclif rag ta leiner frühem 
Abhmidlnng im Bd. 1. S.€3.!f. (vgl. dieie Jahrb. 1843. S, 578.). 

XL Gelegentliches aus der riehterf. Praxie. Von Demselben, S. 198— 
237. Fort«etzungvonBd.1. S. 308. ff. (vgl. diese Jahrb. 1844. S. 185.). ^ 15. Zor 
Vornahme einer gSltigen Rcgentenhandlung gehört Betitx der Sourerainltit. ^^ 
16. lieber die Aufhebung beitehender Familien -Pideikommiise. — 17. Ueber 
Ürkundenweien. — 18. Der Fiskus all Kläger wider den Bürgen eines Amttein- 
nehmeri. — 19. Ein Vertrag, der in Person abgeschlossen wird, gilt dafflr, 
dass er in eigenem Namen abgeschloiien sei. — 20. Die frühere« g. Konsilto- 
rialfnraxis in Ehesachen. -^ 21. Welche Sachen fallen unter die ^Gerichtsbarkeit 
der Ehegerichte? — 22. Entschädigung pro deßomtione, -— 23. Richterlicher 
Takt. — 24. Gilt die Auesage ein^ Zeugen der That, oder das auiseigerleht- 
liche Geetindniss als gleichseitige oder als nachfolgende Anaeigongl Der Verf. 
ist dafür, dass jenen Anzeigen vorsugeweise die Bedeutung der Gleiehaeitigkeft 
beigelegt werden müsse, — 25. GesetsHchee ROatseog) um Gestftndniaie her^ 
bcizufuhren. «^ 26. Die Schlange im Akten« Paradiese. -^ 27» Die lehfifl^ 
liehen Akten. 

XU. Ueöer ein im Kreise Ovelg&nne beim Viehhandel Aerrwehendee Oe- 
wehnheUsrecht, Vom Imndger.'Jss, n, Bemuiien^Marüonnay in Jeeer, 
S. 238 — 266. Dieses Gewohnheitsrecht besteht darin, dass, wenn gekaofte« 
Vieh nicht an dem bestimmten Tage geliefert wird, und auch deshalb nicht 
geliefert werden kann, weil es vorher gestorben ist, der Käufer das Kautigeld 
nicht zu bezahlen braucht, sondern der Verkäufer das pen'cuhttn interiius tragen 
rauM. Der Verf. berichtet über den Process, m welchem dieses Gewohnheits- 
recht zum Beweis ausgesetzt und bewiesen wurde, und theilt über die Lehren 
vom Uebergang der Gefahr beim Kaufe und von dem Gewohnheitsrecht und 
dessen Beweis Manches mit, was recht durchdacht und ein Zeugnis« der £ii|- 
sieht des Verfs. ist. 

XII. Noch etwas zur Lehre von der exceptio reijudicatae, Entscheid ungs^ 
gründe des Gherzogl. O.-A.-G, in Oldenburg vom Canzlei-Ats, Driver in Vechta 
mitgetheilt, S. 267 — 270. Nachtrag zu der im Bde. 1. S. l33.fr. mltgetlieüten 
Relation ( %'gl. Jahrb. 1844. S. 183.); in dritter Instanz wurde die exceptio reijud. 
für begründet angesehen. 

XIV, Ist der Gläubiger dem Bürgen für Nachlässigkeit verantioortlichy 
in Folge deren er vom Hauptschuldner keine Befriedigung erlangen kannf Vom 
Landger,-Secretair Becker in Oldenburg. S, 271 — 298. Der Verf. vertheidigt 
den Satz, dass der Gläubiger dem Bürgfen, wenn dieser nicht ßdejussor in- 
demnitatis sey, dafür nicht verantwortlich sey, dass er seine Nichlbefriedigung 
durch den Hauptschuldner verschuldet hat. Die Abhandlung ist recht gut gear- 
beitet. Sie beschäftigt sich hauptsächlich mit Widerlegung der allerdings zum 
Theil sehr schwachen Argumente, auf welche die entgegengesetzte Ansicht in 
den Gründen einer Entscheidung der Oldenl». Justiz- Kanzlei gestutzt war. Aber 
«ie enthält auch eine selbststandige Begründung Jenes Satzes ans den Quellen, 
welche der Verf. mit vieler Einsicht behandelt, weshalb der Aufsatz der allge- 
meinen Aufmerksamkeit zu empfehlen ist. In den Namen der angef. Schriftsteller 
kommen einige Irrthfimer vor; so schreibt der Verf. z. B. stets Wangcrow und 
S.289.Z.1. FabriciuH statt Schmidt. 
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Q68 Archiv f. d. Praxb d. ges« im Gherzoglh. Oldenburg gelt Rechts. 

XV. Zmm Art. it5. des Otdtmk, St.^G,^B. Nmeh gn-iehH. BmiMeiMimmgM^ 
gründen mätgetheiU vem CmnaOei^Seer, Ruhetrmt, S. 399 — 889. Der VerC. 
betpricht den lohalt dei ängef. ArtUrel« in nefcrfAclMr Beziehung und eiklärt ilch 
gegen die FeeUtellung einet gesetsliehen Begrifft det fortgetet^en Verbrecheat. 

XVI. Ueher Zulattung verspäteter Zeugen- Beweis-Einreden. Von Dem^ 
selben. S. 310 — 316. Nach dem nentten Oldenburg. Procettreglenient itt an- 
innehmen, data die Beweit -Einreden noch sugelatten werden mfitten, wenn 
der Prodact beweitt, datt er vor Einretcbang der Gegenbewettantretung oder 
der dietfiUligen Anseige, keine Kunde ron dertelben gehabt habe. Auaterdem 
itt auch aut den gemeinrechtlichen Granden Rettitution gegen den Versieht zo^ 
lattig 9 welcher nach dem Procvttrcglenent in der venpäteten Einwendung 
jener Einreden liegt. 

XVII. Die Aufhebnng von PrivÜegien. Vom Amts-Auditor Ruhst rett 
in Zwischenahn. S. 317 — 829. Nachdem der Veirf. die Verwirrung, welche in 
der Lehre von den Privilegien herracht, an einigen Beitpielen gezeigt hat, be- 
merkt er, datt man ihren Urtprung hauptiäohlich in der Verwechtiuog det 
ttaatirechtlichen Standpunctt mit dem privatrech Hieben zu tuchen habe. Er 
enttcbeidet lich für die Auffastung aut dem erttern Gesichtspunct. Dem- 
gemätt bejaht er die Frage, ob Privilegien des Staattwohis wegen aufgehoben 
werden können, unbedingt. Einen Enttchadigungsantpruch erkennt er nur 
dann an, wenn für dat Privilegium Etwat gezahlt worden ist. 

XVIU. OeffentHchkeit u. Mündiiehteit des SirafoerfaArens im Fürsienth. 
Birkenfeid. Vom Reg.^Assessor Dr. Runde in Birkenfeld. S. 330 --348. Der 
Verf. theilt mit, wie man in neuerer Zeit die Vortchrift det im Ffinitenth. Bir- 
kenfeld durch dat Organitationtpatent v. 2. Sept. 1817. §. 7. eingeführten Oldenb. 
St.-G.-B. Art. 831., nach welcher, wenn die Untersuchung beendigt ist, auf 
den Grund der Acten mit der sweckmättigen OeffentHchkeit verfahren werden 
aoU, von Seiten des Justizsenatt der Regierung zu Birkenfeld wieder in einer 
der Abticht det Getetzgebert und den Anforderungen der Zeit entsprechenden 
Weite zur Anwendung gebracht habe. Er verbindet damit theilt eine vollstän- 
dige Reehtferügung dietet Verfahrent, theilt tehr beachtentwerthe Vorachläge 
au einer Erweiterung und Verbetterung dettelben. 

XIX. Ueber Widersetzung u. Beleidigung der Amtsehre, Vom Hofr. 
Schmedes, Vorstand d. Justiz -Canzlei in Eutin. S. 349 — 383. Gegenden 
in der oben unter Nr. VI. erwähnten Abhandlung aufgestellten Satz, dass hin- 
sichtlich der ihnen widerfahrenen Beleidigungen die Diener öffentlicher Behörden 
diesen Behörden nicht gleichgestellt seyn sollen, fuhrt der Verf. aus, dast di« 
Art. 320. ff. 439. 436. u. 433. det Oldenb. St.-G..B. auf alle obrigkeitl. Personen 
resp. Staatsbeamten, einschliesslich der Unferbedienten öffentlicher Behörden 
Anwendung finden, mithin wider alle eine Widersetzung und Amtsehrenbelet- 
digung begangen werden könne. 

XX. Unterliegen die freien Bauerstellen in den Kreisen Vechta u. Clop^ 
penburg einem Zerstückelungsverbotel Vom Landger.-Ass, v. Steun in Vecftta. 
S. 384 — 389. Wird bejaht. 

Aus dieser Inhaltsübersicht wird der Leser sich überzeugen können, dasa 
auch dieser Band viele interessante Abhandlungen enthalte und somit geeignet 
tey, das früher Ober diese Zeitschrift in den Jahrbuchern ausgesprochene Lob 
zu bestätigen. Es gehört dieselbe unbedingt zu den besten partikularrecht- 
lichen Zeitschriften, welche nicht blos für das Land, für welches sie zunächst 
bestimmt ist, von grosser Wichtigkeit ist, sondern die Beachtung aller Deut« 
sehen Juristen in hohem Grade verdient. 
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Personal-Notizen. 
Beförderungen und KIirenbezeiKunnen. Der ord. Prof. 

an d. Univ. Berlin Dr. C. G. Homeyer ist zum auiserord. Mitgltede dei Geh. 
Ober -Tribunals unter Beilegung des Charactert eines Geh. Ober- Tribunal* 
Rathes ernannt worden, der ord. Prof. an der Univ. Ööllingen Dr, Wilh. 
Theod. Kraut bat von dem König v. Hannover den Titel eines Hofraths und 
der ord. Prof. an der Univ. Jena, Hof- u. Justiz R. 7>r. A. L. J. Mich eisen von 
dem Grossherzog v. Sachsen Weimar den eines Geh. Justiz*Raths erhalten, der 
ord. Prof. an der letztern Univ. Dr, Heinr. Luden und der ord. Prof. an d. Univ. 
Kiel Dr. Geo. Christ. Burchardi sind zu Räthen bei den O.-A.-Gerichten zu 
Jena und bez. zu Kiel und der Privatdoc. an der Univ. Gottingen, Supernumerar- 
Amts-Assessor />r. Friedr. Wilh. Unger ist zum Secretair an der K. Biblio- 
thek zu Hannover befördert worden. — In Preussen sind der Geb. Ober^Jutiz-R. 
Dr, Karl Friedr. Goschel zilm Präsidenten des Consistoriums der Prov. 
Sachsen mit dem Range eines Ober-Präsidenten, der Kammerger.-Prasident o. 
Präsid. d. Instructions -Senats d. Kammergerichts v. Bülow zum wirkt Geh. 
Ober- Justiz -R., der Kammerger.-Präsid., Geh. Ober-Justiz-R. v. Kleist zum 
Präsidenten des Oberappellations- Senats desselben Gerichts, der O.-L.-G.-R. 
Dr. V. Schlieckmahn zu Stettin zum Vice-Präsidenten des O.-L.-G. zu Naum- 
burg, sowie der O.-L.-G.-R. Pabst v. Ohain' daselbst und der Geh.- Justiz- 
u. O.-A.-G.-R. Dr, v. Seeckt zu Greifswald zu Geh. Ober-TribunaURäthen er- 
nannt worden; auch hat der O.-L.-G.-R. Kindermann zu Naumburg den Cha- 
racter eines Geh. Justiz -Rathi erhalten. — In Bayern Ist der A.-R. Freih. 
V. Pfetten ziTAschaffenburg zum O.-A.-R. befördert worden. — In Sachsen ist 
der O.-A.-R. Dr. Gnst. Samuel Baumgarten-Crusius zum Vice-Präsi- 
denten des O.-A.-G. ernannt und mit der Direction des Criminalsenats dieses 
Gerichts beauftragt worden. — In Hannover ist der Landdrost zu Osnabrück 
Graf V. Wedel! (1826 — 37. Director der dasigen Justizkanzlei) zum Director 
der Jostizkanzlei zu Hannover und der Director der Justizkanzlei zu Göltingen 
Stromeyer zum a. o. Regierungs-Bevollmächtigten an d. dasigen Univ. ernannt 
worden. — Der Geh. Rath n. O.^A.-G.-Präsident Friedr. Karl v. Stromheck 
zu Wolfenbüttel hat bei seinem Jubiläum 50jähr. Amtsffihrung das Prädikat 
Excellenz erhalten. — Das Kommandeurkreuz 2ter Classe des K. Hannov. 
Guelphen- Ordens haben der Director der Justizkanzlei zu Hildesheim v. Ave- 
mann und der O.-A.-G.rVice-Präsident v. Schlepegrell zu Celle, das Kom- 
mandcurkreoz 2ter Classe des Kurfuntl. Hess. Haosordens V. gold. Löwen der 
Oberger.-Präsident v. Warnidorf, daiTRitferkreuz des Hera. Brauuschweig. 
Ordens Heinrichs d. Löwen der Gberz. Hess. Legations-R« Ph. Friedr. Wilh. 
Freih. v. Leonhardi, das Grosskreuz des K. Portugies. OrdeBs des heil. Jacob 
T. Schwerte der Gherz. Sachsen -Weimar. Staats -Minister Christ. Beruh. 
T. Watzdorf, das Kommandenrkreuz Ister Classe des K. Portugies. Christus- 
Ordeni der Gherz. Sachsen- Weimar. Geh. Legations-R. u. Kammerherr Karl 
Freih. v. Martens und das Ritterkreuz des K. Dan. Danebrogs- Ordens die 
Räthe b. O.-A.-G. zu Kiel Dr. Heinr. Rud. Brinckmann, A. F. W. Dreyer, 
Etaatsrath C. B. v. Schirach und A. F. W. Preusser erhalten. 

TenetBUnip im Dienst* Der Vice- Präsident des O..L.-6. s» 
Naumburg Heinr. Leop. v. Strampff ist in gleicher Eigenscb«ft an da 
Kammergericht versetzt worden. 
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CSBtUMHillBg* Der «. o. Prof. an der Univ. Heidelberg Dr, Karl Eda. 
Zachariä v. Lingenthal igt auf lein Anmchen aai demGhers. Bad. Staati- 
dienit entlauen worden und lebt gegenwartig auf aeinem Rittergote Groii- 
kmehlen bei Ortrand. 

TenetsuBseit in den Rnhestond« Der o.-A.-R. Spdek. 
niaier zu Manchen itt nach 40jähriger Dienttteit, der Vice- Pragident des O.- 
A.-6. IQ Dresden Karl Christian v. Zedtwits nach 47jähriger Dienst- 
leit und der HofgerNDireelor Thilo sn lUilatt, jeder auf sein Ansnchen, in 
den Ruhestand venetit worden. 

Todesf&lle* Am 7. Mai starb in Darmstadt der 0.-A.-G..R. u. Kam- 
merherr Freih. v. Stein. — > Am 7\, Mal i« Sohloss Oelkofen in Bayern der 
Staats -R. Jos. v. Hassi, geb. d. 12. Febr. 1768. so Abensberg, früher Fiskal- 
rath in Manchen, 1792. Kammerrath u. Gen.- Landes -Directions-R., 1799. 
Marsch -Kommissair, 1806. in Fransds. Diensten unter Murat, 1807. Bergischer 
Staatsrath, seit 1813. wieder in Bayern, später geadelt, Vorstand der Bau- 
Kommission u. Rath b. d. Central- Staatsschulden -Liqnidatlons- Kommission, 
sodann in den Ruhestand versetzt, n. A.Verfasser der Schriften : Ueb. d.Jlecht- 
liche u. GemeinnOtiige b. Kultur u. Abtheilung der Weiden und Gemelnwaldnn- 
gen in Baiem (Mönchen, 1802.), Katechismus der baier. Land-Cultorgesetze 
(2Thle., ebendas., 1804. 1806.). — An demselben Tage zu Gdttipgen der Assessor 
der dasigen Juristen - Fakultät Dr, Karl Jul. Meno Valett, Verfasser der 
Schriften: Comment. ad Ulpiani fragm, TU, VI. §. 9 — 17. teu de retentionibuB 
ex dote faciendi* (Göttingen, 1818.); Pract. - Theoret. Abhandlungen a. d. Ge- 
biete d. Rom. Privatrechts (Bd. 1., ebendas., 1824.^; Das Recht d. nothwend. 
teütamentar. Berucksicht. gewisser Verwandten (ebendas., 1826.); Ausfuhrt 
Lehrb. d. prakt. Pandecten-Rechtes (3 Bde., Leipzig, 1828. f.). — In der Nacht 
vom 21. zum 22. Juni zu Darmstadt der O.-A.- u. Cassations-G.-R. Dr^ Ernst 
H5 p fner , geb. zu Giessen d. 5. Oct. 1780. — Im Juni zu Hannover der Director 
der dasigen Jnstizkanzlei v. Hinüber. — Am 12, Juli zu Freiburg imBreisgau 
der Privatdoc. an der das. Univ. Dr, Herrmann v. Rotteck, Verfasser der 
Schrift: Ueb. Concarrenz der Verbrechen (Freiburg, 1840.), im SOsten Jahre. 
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Nen erschienene Scbrifien. 

212. Alle er ^ H., Land- u, Stadtgeriehttretth^ --^ Handbuch snr Vorbereitung 
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I. Becemsionen. 

Abhandlnngen aus dem Strafreclite und dem Strafprocesse^ 
TOD JDr. Anton Bauer. Zweiter Band. GöttiogeD , Dietrich*- 
sche BuchhaDdl., 1842. VI n. 400 S. gr. 8. (2 Thir.) 

Recensirt 

von 

Herrn Professor JMr. Abegg zo Breslau. 

Den ersten Band der Abhandlnngen des Verfassers habe ich in 
diesen Jahrbfichern 1843. S. 385. ff. angezeigt. Indem ich daran 
gehe , dem übernommenen Auftrage zn Folge von dem zweiten einen 
kritischen Bericht zn erstatten , vermag ich nicht die Gefühle abzu- 
weisen, die sich mir bei dem Gedanken aafdrängen, dass der für 
unsere Wissenschaft fast vierzig Jahre lang nnermüdet thätig ge* 
wesene und vielfach hochverdiente Verfasser nicht mehr am Leben 
ist. Zwar kommen die Gef&hle, die Empfindungen des Beurtheilers 
einer Leistung, der sich an das Gegebene, Objektive zu halten hat, 
nicht in Betracht, und ich bin weit entfernt, über dieselben hier zn 
sprechen, oder ihnen irgend einen Einflnss auf die nachfolgende Dar- 
stellung zn gestatten. Und eben so wenig kann es für die Sache, 
für ein Werk, das noch lange stndirt und als eine beachtenswerthe 
Erscheinung im Gebiete der Literatur anerkannt werden wird, einen 
Unterschied machen, ob der Verfasser am Leben sey, oder nicht. 
Wenn wir, wie billig, überall das Vertrauen hegen, dass ein Schrift- 
steller ernstlich die Wahrheit gesucht, und, was er für solche nach 
gründlicher Prü^ng gehallen, öffentlich vorgelegt habe, wenn der 
Beurlheiler in Betreff der Mittheilung und Würdigung des Geleisteten, 
so wie dessen, was er zustimmend, bezweifelnd, entgegenstellend, 
bemerken zu müssen glaubt, in gleicher Gesinnung verfährt, so fallen 
gegenüber der richtig erkannten Aufgabe und der dadurch bedingten 
Pflicht alle andre Rücksichten hinweg, die sich sonst etwa geltend 
Krit. Jahrh.tD.RW. Jahrg. IX. H.VIII. 43 
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machen könnten. Und dennoch möge es mir erlaubt sein, zu be- 
kennen — worin gewiss wohlgesinnte Leser, solche, die zur Wissen- 
schaft nicht blos Verstand, Geist und Kenntniss, sondern auch ein 
Herz haben und mitbringen, fibereinstimmen» — dass jene ErwSgang, 
jene auf ihr berohende subjektive Stimmung auch fdr den Gegenstand 
nicht ganz ohne Berechtigung sey. Das Streben nach Wahrheit wird 
so wenig hindern, auch dem Verstorbenen die gebührende Anerken- 
nung fttr seine ihn Oberlebenden Werke zu widmen, als es abhalten 
darf, da wo es die Sache fordert, grade so entgegenzutreten, wie 
wenn der Verf. selbst im Stande wäre, von den Einwendungen Rennt- 
niss zu erhalten. Letzteres ist es vornehmlich, was ich meine. Bei 
den kritischen Anzeigen, die ich stets mit Nennung meines Namens 
liefere, habe ich vor Allem die Wissenschaft, das Aligemeine vor 
Augen, ich suche ihnen eine Form und einen lobait zu geben, die sie, wo 
möglich, auch einer selbstständigen Beobachtung wOrdig erscheinen 
lassen. Aber diess schliesst nicht aus, dass ich im Geiste meine Rede 
auch an den Verf. selbst richte. Ich denke, er erlange Kenntniss 
von meinen Erinnerungen, und ich wünsche es. Es ist gestattet zu 
hoffen, durch dieselben jenen, wo er unser Gegner ist, auf unsere « 
Seite durch Gründe, die auf seine Ueberzeognng wirkon, zu bringen, 
oder durch ihn eines Bessern belehrt zu werden, oidem er die ihm 
gebotene Gelegenheit ergreifen kann, seine Ansichten gegen die vor- 
gebrachten Bedenken und Einwendungen weiter zu begründen, gegen 
mögliches Missverständniss zu sichern und somit den Benrtheiler ßlr 
die erlangten befriedigenden Ergebnisse zu gewinnen. Und selbst, 
wenn weder auf die eine, noch die andere Weise eine völlige Ver- 
ständigung erfolgt — die Erfahrung zeigt, wie selten diess geschiebt — 
so hat doch der rein wisscnschafUicbe gute Streit für die Betbeiligien» 
wie für Andere, ein Interesse und wird für die Wissenschaft nieht 
ohne Nutzen seyn. Das gestaltet sich nothweadig anders, wenn der 
Verf. des zu beurtheilenden Werkes nicht mehr am Lebe« ist. Ick 
will nicht von der Unwürdigkeit sprechen, auf eine Weise an^ngreifen, 
wo eine Vcrtheidigung nicht möglich ist: d. h. den Angriff, der der 
Sache gelten sollte, gegen die Person zu richten; das seilte auch 
gegenüber dem Lebeaden vermieden werden, wo es nur immer bei 
der objektiven Auffassung geschehen kann. Aber dort scheint nur 
ein Unterschied einzutreten. Für gewisse Ansichten, die wir miss- 
billigen, wird sich irgend ein Anderer, der Wissenschaft Ergebener 
als Vertreter stellen, er wird die Vcrtheidigung derselben auch für 
den Hingeschiedenen übernehmen, wenn gleich nicht immer in desse« 
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SiApe und so wie dieser selbst sie gefttkrt haben wttrde. Für andere, 
und das würden dann die eigentlich indiTidnellsten seyn^ die weniger 
in dem System und der Methode der Wissenschaft gegründet sind, 
wird möglieh erweise Niemand mehr sprechen, nnd sie werden, nach 
dem Tode des Urhebers, keine Antoritäi mehr behaupten; es wird 
minder BedQrfnissseyn, ihnen entgegenzutreten, wenn man annehmen 
dflrfle, dasi sie nur durch die Persünlichkeit eine Bedeutung erlangen 
konnlfn, die bedeaküch erscheinen mochte. Es wird, wie einleochtet, 
oft schwer halten, hier eine Grenze zu bestimmen und mit völliger 
Unpartheilichkeit von dem Standpunkt des Berichterstatters aus das 
Gebiet des einen und andern gehörig zu sondern: doch will ich den 
Versuch machen, es zu thun, indem ich möglichst ^das hinweglasse, 
wotiiher mir mit dem Verf. in mehr persöoHehem Sinne zu verhandeln 
Veranlassung gewesen seyn würde, und mich in der nachfolgenden 
Betrachtung lediglich an das halte, was, von jener Rücksicht nnab- 
hilngig, die Theilnahme in Anspruch nimmt nnd der Aufmerksamkeit 
empfohlen werden muss. 

Unter Nr. I. ist die Rede T,von dem Zusammenflüsse der 
Verbreehen^S ein Ausdruck, den der Verf. nicht nnr für besser 
hält, als das Fremdwort Goncurrenz — nnd er hat Recht, dass 
wir die Fremdwörter mÖgKehst vermeiden seilten, wo unsere reiche 
Sprache hinütnglieb bezeichnende Ausdrücke darbietet, — • sondern 
auch fftr bezeichnender, als Zusammentreffen, was mit seiner An*- 
«ieht zusammenhängt, aber wohl bezweifelt werden kann, da Zu- 
sammenfless ein keineswegs für alle Fälle passendes Bi4d ist, ja, im 
Gegentheil zn unrichtigen Vorstellungen führen kann. In §. 2. wird 
der Begriff des Zusammeninsses, nach der bekannten Methode des 
Verfs., durch Aufzälnng der einzelnen Merkmale nnd Beseitigvng 
der mit Unrecht für solche ausgegebenen bestimmt. EHi« Methode, 
hei der, was die Sache sey, die definirt werden soll, bereits voraus- 
gesetzt wird, indem weder eine rechts- noch dogmengeschichtliche 
finlwieklung zn Hülfe kommt, sondern — was hier freilich nicht ganz 
zu vermeiden ist, vom Standpunkte des Prozesses ausgegangen wird. 
Es ist dann einerlei, oh aus der bereit gehaltenen De6nition dasjenige 
in der weitern Erläuterung herausgenommen werde, was zuvor hinein- 
gelegt war^ oder umgekehrt, ans den dafür erklärten Merkmalen die 
Deinition zusammengefasst werde '^). Damit ist nicht ausgeschlossen, 
dass fQr alles die erforderlichen Beweise beigebracht werden; nur 



*) VgI.S.5. u.S:14. 
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darf man nicht jeaer Methode selbst die Bedeotang eioer Beweis- 
f&hroDg und begriffsfliissigen Eotwieklong beilegeo« la der That ist 
das Ergebaiss eben se formell ^ wie die ao die Spitze des §. 2. ge* 
stellte, fihrigeos ziemlich ühereiastimmend in neaereo Werken und 
Gesetzgebungen anerkannte Definifion, die als selche noch alle die 
Hauptpunkte uaentschieden Hlsst, auf die es ankommt. ,yEin Zn- 
saramenfloss von Verbrechen (eomcursus delietorum^ Doncurrens, 
Häufung) ist vorhanden 9 wenn mehrere noch ungetilgte Verbrechea 
der nebmiichen Person dergestalt zusammentreffen , dass dartiber von 
demselben Gerichte in Einem Urtheile zu erkennen ist'^ Ein Vor- 
wurf soll damit nieht ausgesprochen werden. Diese formelle Seite 
liegt, wie ich eben erinnert ^ in dem Verfahren vornehmlieh, im 
Princip des Untersuchungs-Prozesses, wo nomittelbar und von Adits- 
wegen regelmassig dafür zu sorgen ist, dass keiae noch zu ahndende 
Uebelthat unbestraft bleibe. So ist denn, was jetzt Goncurrenz heissty 
zunächst nicht in der Sache gegründet, sondern wird als Folge einer 
Prozessvorscbrift angesehen, die bei einem andern Verfahren, ins- 
besondere dem römischen accasatorischea in dieser Weise nicht vor- 
kommen kann. Demnach muss es doch fUr diese im Prozesse und 
bei der Untersuchung und Beurtheilung zu beobachtende Forderung 
einen rechtfertigenden Grund geben, der ausserhalb der Form ies 
Prozesses, in der Handlang selbst, in der Schuld des zu Richtenden, 
in dem ganzen Umfange dessen liegt, was er zu verantworten hat; 
es muss als durch die Gerechtigkeit geboten, — nicht blos dmrclr 
eine politische Rflcksicbt, wie etwa nach der Wämungstheorie, be- 
dingt — nachgewiesen und se erst auch fQr den Prozess um so mehr 
in seiner wahrhaflen Bedeutung dargestellt werden, als dieser, wie 
ich gezeigt habe, nicht blosse äussere Form für die Sache ist, son- 
dern auf einem Princip beruht und einen Zweck hat, welcher nicht 
minder wie fttr das Strafrecht — die Gerechtigkeit ist, in der sich 
beide nothwendig begegnen '^). Würde die Aufj^^be so gefasst, so 
zweifle ich nicht, dass die richtigen Ergebnisse zugleich auf eine dem 
Gegenstande mehr innertich angehörige Weise und organischer dar- 
gestellt werden könnten, als es hier, im Wege einer Menge von Ab- 
straktionen, Distinktienen und Verbindungen geschieht, die mit dem 
Scharfblick gemacht sind, der dem Verßisser eigen war, wofür mau 
allenfalls das scboa frfih^r von mir bezeichnete Skelettarlige dieser 



*) In der Zeitschrift für deutsches Strafverfahren u.s.w. Karlsruhe 1841. 
Band I.Nr. XIV. S. 291. f. 
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veraltQteo Form sich gefallen ISsst. Somit ist denn, wcdd man dio 
§« 2. angegebenen Ergebnisse zugesteht, nach §• 3. ,»der Begrift 
bestimmt nnd begränzt, bierdnreh alles Fremdartige ansge« 
schieden und die Verwechftlung mit ähnliehen VerbMltnisaen 
und Vorkommenheiten verhület'^ Zu letzteren, „wo es immer an 
einem jener Merkmale feblt^S geboren I. das ZosammentrefTen meh- 
rerer Streifen, welches zwar in der Regel beim Zusammenflnss von 
Verbrechen statt findet und mit diesem in ursächlichem Zusammen- 
hange stehet, jedoch wesentlich davon verschieden ist und auch bei 
einem Verbrechen eintreten kann, z. B. C. C, C, Art« 107* beim 
Heineide, Ehrlosigkeit nnd Verstfimmelong, Art. 122. — kfa mUcbte 
sagen, es sind mehrere Strafarten, die hier aber verbunden, tt«r 
eine Strafe, die Strafe dieses Verbrechens ausmachen, wofQr sich 
aus den neueren Gesetzgebungen eine Menge von Beispielen anf&bren 
Hessen, wenn gewisse Uebel, die zur Strafe eintreten und meist gleich 
als Folge einer f^wissen Strafart, z.B.ZuehthaoSy Festung, bestimmt 
sind, selbstständig neben dieser Strafe benannt werden, wie sich diess . 
auch fiir die Vollstreckung praktisch erweiset. 2. Alle (§. 2. /• ^.) 
angegebenen Fälle einer scheinbaren Mehrheit von Verbrechen. 
3. Der Rückfall. 4. Wenn „über das eine Verbrechen derselben 
Person bereits ein vollstreckbares, aber noch unvollzogenes Straf- 
nrtheil vorliegt, und also in der That nnr noch über das andere Ver- 
brechen zu erkennen ist/^ 

Die weitere Abbandlnng §. 4' „Arten des Zusammenflössest' 
beginnt mit einer Einleitung Ober die Verschiedenheit der Darstel« 
Inng und die anffallende Verwirrung in dieser Lehre, die, furchten 
wir, theilwekse nicht beseitigt, sondern vermehrt wird. An die Stelle 
der von Andern gebrauchten Bezeichnungen soll (§. 5.) die Einthei* 
limg in ein- und mehrartigen Zusammenfluss treten, je nachdem 
mehrere üeberlretäng^n eines und desselben Strafgesetzes, mithin 
Verbrechen einer Art, oder verschiedene Strafgesetze vorliegen, fer^ 
ner (§. 6.) in einthl]tiichen und mehrtbüt liehen Zusammenfluss, 
indem die concurrirenden Verbrechen entweder durch eine und die- 
selbe Handlung verübt sind., welche in mehrfacher Hinsicht als 
Uebertretung des Strafgesetzes erscheint, oder dnrch mehrere 
Handlun gen, der^n jede f&r sich eine IJeberb^etong des Strafgesetzes 
ist. Beide Eintheilungen sind als selbstständsge zn unterscheiden, 
aber in ihr gegenseitiges Verhältniss zu setzen und mit einander zu 
vergleichen: die einartige Goncurrenz kann ein** oder mehrihätlicb, 
nnd auch die mehrartige das eine oder andere seyn, was man, wie 
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hier selbst zvgegeben wird, oft ascli omgekebrt aosdrdckea k&nDte, 
weno es nicht, zur Vermeiduag tob VerweohslangeD, ratbsam wäre, 
sich an die Eintbeilnng, als die baoptsaehlichste, ze halten, weMe—- 
freilich willkOhrlich — als die erste aofgestellt ist. Bei der ein* 
artigen mebrtbatliehen Concurrenz, and aar bei dieser, kann ein 
späteres Verbrechen, mit dem frflheren verglichen, entweder eine 
Wiederhoinng oder eine Fortsetzung dcMelbeii seyn. Um aber 
das fortgesetzte Verbrechen von dem wiederkolten za nnterscheiden, 
ist die Einheit der Person nnd die Gleichartigkeit der Verbrechen 
nicht hinreichend -^ da beides schon in den Gattongsbegriffe des 
mehrthatlichen einartigen Znsammenflnsses, zo welchem das fort- 
gesetzte Verbrechen als Art gehart, enthalten ist Der Verf. be* 
merkt richtig, „es bedfirfe eines andern besonderen Merkmales, durch 
welches die mehreren stra%esetzwidrigen Handiangen znr Einheit 
verbanden werden ^S oder vielmehr die innerlich vorhaadone Einheit 
mass nachgewiesen werden : das Merkmal ist dämm ntcbt eigenüich 
ein besonderes; und an wenigsten sind (wie S. SS. zugegeben za 
werden scheint), die äussern Kennzeichen selbst schon /das, was nnr 
ans ihnen wahrgenommen werden soll. Ich bin damit einverstanden, 
dan von den hier angefahrten und erlanterten Merkmalen — Einheit 
der Zeit, des Orts und der Gelegenheit der Begehnag mehrerer Ver- 
brechen, Gleichheit der Begehnngsart, Einheit des Mittels zur Aas* 
fiihrung, Einheit des Gegenstandes der concurrirenden Verbrechen, 
die zasammenhangende Reihenfolge (Gontinuität) der einzelnen straf- 
gesetzwidrigen Handlangen, Einheit des besondem nnd dauernden 
persönlichen Verhältnisses, ip Beziehung auf welches die mehreren 
Verbrecbenshandlungen begangen wurden, Einheit der Triebfeder and 
Richtung, des Zweckes, des Entschlusses, denen sich bei der grossen 
Haniiichfaltigkeit der thatsttchlichen Verhältnisse noch viele andere 
beifQgen liesseni ohne dass es möglich wXre, ein erschöpfendes 
Verzeichniss zn geben — keins allgemein zatre(£md nnd durch- 
greifend sey, eins allein nar selten hinreichen werde, um mehrere 
Verbrechen bestimmt ^-^ als eine That darzostellen. ,^Ein jedes 
derselben könne aber nach Umständen mit dazu beitragen , den er- 
forderlichen Zasammeahaag zwischen den einzelnen strafgeselzwidri« 
gen Handlangen zn begründen oder zu verstärken 'S wessbalb sie sänml» 
lieh als Anhaltangspnnkt fär das richterliche Ermessen au^EUStellen 
seyeo; demselbeo aber io jedem einzelnen Falle ttberiassen bleibe« 
müsse, zn beurtheilen, „ob und in wie fern durch eios oder das andere 
jener Merkmale, sey es allein oder in Verbindung mehrerer, die ein« 
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zelaen HaadluDgen als BesUodtheile Einer That dargestellt wer- 
den.»'*) (S. 39.) 

Za4en praktischen Folgen „der Bestrafung zusamroenfliessender 
Verbreehen" wird §. 8. übergegangen nnd als Regel: „StrafhSufung«' 
aufgestellt, die hier als allgemeine begründet werden soll. Diese 
Regel „der Zusammenrecbnung der verdienten Strafen»' (damit ist 
schon Alles gesagt, denn es ist eben die Frage, was nnd wie viel in 
jedem Falle verdient sey) oder: singula delkta singulas poenas me^ 
rentuTf totpaenae, quot delicta^ ist aus der höheren: „Kein Ver- 
brechen ohne die verwirkte Strafe»» abgeleitet, welche ,,eine richtige 
Siraftheorie aufstellt»', wonach, wenn diess so ist — und es findet 
hierüber ohneraehtet der Verschiedenheit der Theorie kaum eine 
Streitfi*age statt, jedenfalls liegt die Regel im Grundsätze der Gerech- 
tigkeit — es gar nicht erforderlich ist, zu bemerken, dass sie aus 
dem Berufe des Strafriehters folge, welcher ein anderer wäre, wenn 
die Theorie, die in der ihm zur Norm dienenden Gesetzgebung sieh 
ausgesprochen findet, eine andere wäre, wie z. B. der Verf. selbst 
(s. Band I. Nr. h^^) das ganze Strafreeht als Polizetmassregel be- 
zeichnet, weshalb denn wenig Gewicht auf das hier (S. 42.) noch 
geltend gemachte^ von ihm ab ziemlieh untergeordnet betrachtete 
„Wesen der Strafgereehtigkettspflege^' zu legen ist; diess in seiner 
Wahrheit ist mit der richtigen Theorie eins und hätte an die Spitze 
gestellt werden sollen. Jene Regel Aet Strafhäufung wird nun für 
die Anwendung näher dahin bestimmt, dass sie nicht durch ein blosses 
Addiren, sondern ein Abwägen der Strafen — also intensiv, 
stattfinden solle, was allerdings wieder „theils aus Rechtsgrfladen, 
theils ans Noth wendigkeit, theils der Strafpolitik gemäss dareh mclt- 
rere Aosnahmen und Modificationen in der Anwendung beschränkt 
w^den müsse*'. (S. 44.) Diess und was nun ferner gegen einige 
Zweifel und Bedenken erinnert wiril, kann zwar im Ganzen zugege- 
ben, sollte aber anders begründet werden. Wo die Regel auf das 
Reeht gegründet ist, da mnss auch die, sefbst auf Reehtsgränden 
beruhende s. g. Ausnahme sich nieht als solche, sondern als die wahr- 
hafte Anwendung der Regel erzeigen, Indem das, was sie bedingt» 
entweder in den Voraussetzungen, der Handlung, der zu würdigenden 
Sehuld liegt, folglich in der Regel selbst gegründet seyn muis, oder 



*) leh wdrde magcktkrt sagtn : «e eincelnenTliitSgkeaen den Begriff »nd 
Thatbestand einer Handlung begründen. 

**) Vgl. meine kritiiche Betrachtung über die erste Abhandlung de« ersten 
Bandet, in dieien Jahrbechern 1843. S. 385. 403. 
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in den Strafeinrichtangen und positiven BeiUmmongen Aber diese, 
deren gesetzliche Befolgung, wo sie wörtlich genommen, den Grund- 
satz der Gerechtigkeit und der richtigen Forderung, dass nicht mehr 
und nicht weniger, als die verdiente Strafe den Schuldigen treffe, 
verletzen würde und die also fUr die Anwendung mit diesen in Ueber- 
eiostimmuog gebracht werden müssen. Diess führt allerdings, n« 
nicht durch das blosse Zusammenrechnen übrigens oft heterogener 
Strafarten eine unverdiente Härte bervorzubringeot zn der AbkQrsuiig, 
deren Sinn ein anderer ist, als wo solche sonst wie eine Milderung 
vorkommt, denn zu dieser bietet der Umstand, dass mehrere Ver- 
brechen verübt sind^ keinen Grund — also zu einer, wir wollen nicht 
läugnen — oft künstlichen Berechnung, mit zu Grnndelegung der 
Vorschriften der Ge^setzgebung über das Maximum der besondern 
Arten der Freiheitsstrafen, deren Schärfungea so wie die durch Zu- 
sammenrechnung und Verwandlung hervorzubringende höchste Daoer 
der Gesammtstrafe, wobei — wenn dadurch — was nicht stets he« 
dingt ist — eine unverhältnissmässige Härte entstände, die Begna- 
digung (S. 48.) nachfolgen müsste. Richtig : denn hier ist ein Haupt- 
gebiet für sie, wo die richterliche, dem Gesetze entsprechende Beur- 
theilung es nicht vermag, das wahrhaft Rechte zu verwirklichen — id^er 
weder sind auch hier überall die Voraussetzungen vorhanden, wenn die 
Sache gleich im Princip auf den rechten Standpunkt zurückgeführt 
wird, noch darf dem Zufalle, ob dieJGnade statt findet, ein so grosser 
Einfluss auf das Recht eingeräumt werden. In §• 9* wird der Satz: 
^^poena maior absorbet minorem*^ widerlegt — der, wie sehr 
ihn auch die Praxis festgehalten hat, doch an sich, nach allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen, wie nach dem positiven Recht, unrichtig und ge- 
wiss nicht aus Art. 163. und 108* der C, C, C. — die beide von ganz, 
auch unter einander verschiedenen Fällen handeln und etwas nur 
scheinbar hierher zu Beziehendes verordnen, erwiesen werden. kann, 
wie er auch einer wahrhaften Rechtspolitik widerspricht. Dann 
werden die „Einschränkungen des Grundsatzes der Strafhäufung'^ 
1) „durch die besondere Natur einiger Arten das Zusammenflusses^^ 
(§. 10.)) 2) „durch die besondre Natur der verwirkten Strafen'^ 
(§. 11.) und 3) „durch die Rücksicht auf Erleichterung und Abkür- 
zung der Untersuchungen'' (§. 12*) in einer Weise erörtert, wie sie, 
wenn man des Verfs. obersten Grundsatz und die Arten der Concur- 
renz, wie er sie bezeichnet und unterscheidet, erwägt, wohl zu- 
gegeben werden kann. Manches ist auch, davon abgesehen und 
von einem andern und allgemeinern Standpunkt aus, richtig, obschon 
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ntebt überall erschöpfend dargesleUt. Recht lehrreieh ist die Z«« 
sammenstellung der ^yBesliminiiagen neuerer StrafgeseUbOcher über 
die Bestrafung ziisamnienfliessender Verbrechen ^< (§. 130 9 ^'^^ ^^ 
Verbindung mit dem Schlüsse ,, Anhang, Versuch eines Entwurfes ge- 
setzlicher Vorschriften Ober die Bestrafung «Mammenftiessender Ver^ 
brechen^^ (§. 14.) für die, welche bei der Abfassung netter EntwUrfe, 
deinen Begutachtung u. s. w. betheiligt sind, ein guter Bettrag zu 
den übrigens reichen Materialien ist, welche die neuere Zeit geiie* 
fert hat. 

Nr. II. handelt ,,von dem Rttckfalle^^ Die Verwandschaft 
mit der GoncurrenZy deren einzelne Arten, Fortsetzung und Wieder* 
holnng, mit jenem verwandt, oft auch verwechselt sind, rechtfertigt 
eine Nebeneinanderstelinng, um mit A%r nähern Erörterung des Gegen« 
Standes auch den Unterschied von der Co»cttrrenz näher zu zeigea* 
Eine Vorerinnerung über die grössere Gefährlichkeit -und Strafbar- 
keit des rückfälligen Verbrechers, nebst der Bemerkung, dass auch 
diese Lehre, liir welche einzelne schätzbare Beiträge (die in der 
Note namhaft gemacht werden) g^iefert sind, dennoch, bei der 
grossen Meinungsverschiedenheit über viele Fragen besonders vom 
Standpunkte der Strafpoiitik^ius, einer Revision bedürfe, eröffnet (§.!•) 
die Abhandlung, bei der dieselbe Methode, die sich gleich (§. 2.) in 
Betreff des „Begriffs des Rüekfalis'S äussert, wie in den vorher- 
gegangenen Abbandlungen befolgt ist. Diesen Begriff sucht man je- 
doch hier vergebens, vielmehr wird nur §. 1 — 4. das vorbereitet, 
was §• 5. als „Definition des Rückfalls ^^ aufgestellt ist. Wenn 
§• 1. erinnert ist, dass der Begriff Aea Rückfalls bald durch wilikühr* 
iiche Aufnahme unwesentlicher Merkmale zu sehr beschränkt, bald 
durch Weglassung wesentlicher Kennzeichen über seine natürlichen 
Grenzen ausgedehnt werde, und als Beispiel für ersteres angeführt 
wird, dass die frühere Bestrafung von einem inländischen Richter 
verhängt worden, oder dass das neue Verbrechen qin gleichartiges 
aayn müsse, so kann man zwar darüber, ob dieses richtig sey,. ver- 
schiedene Meinungen hegen, aber es ohne Beweis sofort für unwesent- 
lich erklären, ist nicht minder wülkührlich. Es ist hier — wo nach 
dem Grunde der grössern Strafbarkeit des Räekfäliigen gefragt wird — 
die grosse subjective Gefährlichkeit genannt, welche allerdings im All- 
gemeinen auch dann vorhanden ist, wenn auch das neue Verbrechen 
nicht ein gleichartiges war. Auch mag es zugegeben werden, da es 
sich hier nickt um die reBhlliche Begründung der Warnnogstfaeorie 
handelt, sendem um ihre Anwendung, was S. 104. angcfiihrt wird. 
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aber eigeatliek gegen jene Theorie tpricht, dass die erste Ueber« 
tretang die Unwirksamkeit der Waraiwgy 4%e folgende aoeh die der 
Strafvollstreckung beweise — womit natfirliob um so weniger einer 
tiefem Begrfindung vom Standpunkte der Gerechtigkeit aus genögt 
wird, je bedenklicher nnter andern die. Übrigens nach einer gewissen 
Seile bin nicht za ISngnende Folgerung aus der Erfahrung erscheint) 
„dass mitunter durch Erduldong der frühem Strafe des Verbrechers 
Ehrgefühl geschwächt, oder die Empßinglichkeil fUr das StrafÖbel 
abgestumpft, folglich die Scheu vor Strafe gemindert sey'S Gewöhn* 
heitsverbrecher sind unverkennbar geflhrlicher fOr die Rechtsord« 
nuttg, — doch kommen wir zu diesem Ergebniss auf einem andern 
Wege, als dem jener unhaltbaren Theorie. Einverstanden bin ich 
damit, dass bereits frfibere Bestrafung und nicht blos Verartheilung 
des Uebertreters erforderlich sey (§• 3.) — uni dass die ws irgend 
einer Ursache eingetretene Straflosigkeit der vorher begangene« 
Uebelthaty — Begnadigung, VerjAfarung, nicht hinreiche; wiewohl 
auch hier der Vertheidiger der Warnungstheorie gefragt werden 
könnte, warum er so viel Gewicht auf ein, jener Theorie an sieh 
fremdes Moment lege? Es ist, fttr uns, richtig, dass jene andern 
Umstände nur bei den allgemeinen Strafsumessungsgrinden in Be* 
tracht kommen; nicht consequent aber, wenn (S. ili.) der Begriff 
des RflckfiUs zunächst von dem „Erleiden der zuerkannten Strafe^' 
abhängig gemacht und dann sofort bemerkt wird, es komme auf die 
Erstehung der ganzen Strafe nicht an. Denn obgleich auch dann 
die grössere Gefltthrltchkeit und Unverbesserlichkeit des Sehuldigen 
erhellt, so wird doch nach der Gesetzespolitik jene Behauptung nicht 
gerechtfertigt, und so wie es richtig ist, dass man ohne Willktthr 
nicht bestimmte Quoten der StraCdauer angeben könne, von deren 
Erstehung der Begriff des Rückfalls abhängen solle, so wird auch 
wieder, wenn dem Erforderniss der Strafe durch ein Minimum ge- 
nügt wird, die ganze hier aufgestellte Bedingung entfernt. In den 
Ergebniss zwar tritt der Verf. auch wieder in so fem bei, als er 
jedenfalls — wenn nur der Begriff des Rückfolls feststehe -* bei der 
[Jätern Zumessung auf die Grösse der wirklich erlittenen Strafe 
Rücksicht genommen wissen will* Es ist wohl nur dem Mangel des 
festen Princips überhaupt zuzuschreiben, wenn' dann zwei einander 
entgegengesetzte Erfahrangen einen Grand härterer Ahndung des 
spätem Veriirechens darbieten — einmal die vergeblich zugefügte 
frühere Strafe, und ferner die UnbestrafUieit und die daraus hervor* 
gehende Hofrnang, nach dem Ciceroniaoischen: muxima illecebra 
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peecanii est impunttatis spes^. Ueber die Frsf«, die ich ia 
der vom Verf. S. 102. angefükrten Abbaodlang erörtert bsbe, ob 
aoeb einer s. g. ausserordentlicfaeD Strafe der Einflatf, einen Rfiekfall 
för das weitere Verbreeben zu begründen, zugestanden werden k^nne, 
ist kurz, indem dieselbe bejabet wird, mit der Bemerkung hinweg* 
gegangen, dass diese fiberall als rechtlich unstatthaft anerkannte 
Strafe — - ,, ein Flecken der Prenssischen Gesetzgebung, bei der Re» 
Vision biflwegiaHen werde ^% — was allerdings der Fall seyn wird. 
In Betreff des Erfordernisses eines neuen Verbrechens (§. 4*) soll es 
auf ein solches nur im Allgemeinen, nicht auf die Gleichartigkeiti 
Vorsatzlichkeit, Leichtigkeit sich gewisse üebertretungea zur Gewöhn* 
beit zu machen, Urheberschaft und Vollendung und von Amtswegen 
zu rfigende Uebelthaten ankomnien. Die Gesetzgebungen sind hier* 
über nicht übereinstimmend, — doch wird meist nur Gleichartigkeit) 
nicht grade Gleichheit, jene aber mindestens erfordert, indem alles 
Andre mehr ittr die Zumessung nach allgemeinen Grundsätzen, als für 
ded Begriff in Betracht kommt. Auf die Triebfeder ist dabei doch mehr 
Gewicht zu legen, als S. 119« behauptet wird, zumal wenn die Straf* 
anstaltea auf das Besserungssystem gegründet sind, obwohl es richtig 
ist, dass nicht stets dasselbe Verbrechen aus der nehmlicfaen Trieb- 
feder wie zuvor hervorgeht, und dass^ dieselbe Triebfeder zu ver* 
schiedenen Verbrechen fahren kann. Gute Bemerkungen Ober die 
Würdigung der Geßlbriichkeit und Strafbarkett nach den verschiede* 
nen hier au%estellten Gesicbtspnnkten, die der VtrL auf den wahren 
Grand zurOckzofiihren sucht, finden sieb S. 120. f. Hiernach ergiebt 
sieh denn die allerdings abweichend von der gemeinen Ansicht §. 5« 
mitgetheilte „Definition des Röckfalls: wenn derselbe Ueber* 
treter, nachdem er die ihm wegep eines frühem Verbrechens zn* 
erkannte Strafe ganz oder zum Theil erlitten hatte, steh von Neuem 
eines Verbrechens schuldig macht.^ Immer ist derselbe von dem Zu- 
sammenflnsse, insbesondere dem »*f^. mehrthätlichen, unterschieden» 
Nocbnmls wiederholt der VtrL den Inhalt seiner frfihecp Darstellung, 
iadam er bemerkt, wie die Aufnahme aawesentlicberMeriuaale u.s.w» 
in aeaeren Gesetzen diesen Begriff (d. b. seinen) nicht zu ändern 
vermöge. In Betreff des Kunstansdrucks, wobei Riekfall gewiss 
besser ist, als Wiederholnng — da di^s znr Verwechslung mit der 
Concurrenz führt — erinnert der Verf., dass das Rom. R. keine 
eigene Bezeiehanng habe, das Wort reiapsus im Canon. R. nur 
als Adjectiv, nicht als Substantiv voriiomme, und, wie bekannt, ein 
neuerer Schriftsteller (v. Wen dt) seine dem Gegenstand gewidmete 
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Abbandlirag beülelt bab«: de delictis reeidivis. — Mit Rfiaksiebt 
darauf^ ob das neae Verbrechen im Verbfiltniss zu dem friiber be- 
straften ein gleicbartiges oder verschiedenartiges sey, soll der Rück- 
fall besonderer oder allgemeiner genannt werden (§. 6.)f wogegen 
der Verf. seine frfihere Bezeichnung: eigentlicher und aneigentlicber 
Räckfall aufgibt. Die jetzige ist aber nicht viel besser und für die 
gar nicht brauchbar, die den Rückfall bei einer Verschiedenartigkeit 
der Uefaertretungen nicht annehmen. Uebrigens kommt es auf die 
Worte nicht an^ wenn man von dem Princip der Gerechtigkeit aus- 
geht, demzufolge beide Fälle, wie man sie aneb nennen mdge, auf 
die spätere Beurtheiluog Einfluss haben müssen. Hat die Gesetz- 
gebung den Begriff des Rückfalls beschränkter aufgestellt, so wird 
die neue Begebung eines verschiedenen Verbrechens doch stets bei 
dei* Zumessung in Betracht kommen. Auch der Verf. legt der Gleich- 
artigkeit — das grössere Gewicht bei. Es ist Aufgabe der Gesetz-* 
gebungy dafür zu sorgen , dass nicht an eine Begrenzung desBegril^ 
sich Folgen für die Strafbemesming knüpfen, welche der Gerechtig-* 
keit widersprechen. Diess führt auf §. 7., wo von der Strafe die 
Rede ist. Denn es wäre nicht zu billigen, dem RficklaU aecb nur 
in der engern Bedentunff eine absolut bestimmte Strafe oder über- 
haupt eine solche zu drohen, deren Maass nicht nach der jetzt zu 
beurtheilenden Verwirkung, sondern naeb der früber «r littenen Ahn- 
dung allein sich bestimmte ; wogegen öfters gefehlt worden ist. Die 
allgemeinen Gründe, die sich für den Richter bei dem zwmten, dem 
s. g. Rückfall im weitem Sinne wirksam erzeigen, müssen auch an- 
erkannt werden y um den Rückfall an sich, dessen Strafbarkeit und 
das Verhältniss zu den verwandten, aber diesem Begriffe nicht mehr 
unterzustellenden Fällen zu würdigen, wie es recht ist. Im Ganzen 
wird diess auch in dem Entwurf eines Gesetzes (§. 9*) erkannt, wo 
jedoch Einiges bei Bestimmnng von Bruchtbeilen willkübrlich er- 
scheint, wiewobl nicht zu verkennen, ist, dass eine positive Fest- 
setzung und ^n Anhaltspunkt für den Richter, in Betreff des zulässi- 
gen Maximums der StraferbökuDg, für die G»esetzgebung, die dessen 
nicht wohl entbehren kann, sich empfehle. In einer „ Einleitung ^^ 
wird mit Rücksicht auf die verschiedenen Theorien -^ sowobl die 
s. g. Androhnngs- als ^e Zofügnngs-Theerien — die erhöhte Straf- 
barkeit des Rückfalls ausgeführt und gehörig beschränkt, wobei dann 
der freilich dürftigen Bestimmungen des positiven gemeinen Ekchts 
und deren Ausdehnung durch die Doktrin und Praxis gedacht wird; 
was denn die Grundlage der neuereli Gesetzgebungen geworden ist, 
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die aber oicht Dur in Ansehung der Frage, was zum Rfickfatt gehOre, 
sondern auch der andern, ivie derselbe strafreehtjieh zu behandeln 
sey, erheblich unter einander abweichen. Einige legen demselben, 
wie der Verf. glaubt (S. 142. f.)» ®"* *^ geringes Gewicht bei, in- 
dem sie ihn blos für einen besondem Erschwerangsgrund erklären 
und ihm also blos die Wirkung beilegen, dass der Richter denselben 
bei Zumessung der Strafe innerhalb der gesetzlich beitimmten Grenzen 
mit zu beachten habe. Andere lassen ihm einen zu grossen Einfluss, 
indem sie ihm allgemein die Eigenschaft eines Schfirfungsgrundes bei- 
legen und, wenigstens för den besondern RaekfatI, sehr strenge Straf* 
Satzungen aufstellen. Diess zeigt sich so, dass entweder der Rück- 
fall/ gleich als ob er ein besonderes Verbrechen wSre, mit eigenen 
harten Strafen bedroht, oder dass gleich zu dner höhern Strafart 
aufgestiegen, oder, was der Verf. mit Grund ein System, das zur 
Grausamkeit führt, nennt , — es wird die fk'öher erlittene Strafe (Vor« 
strafe) zum Maassstabe der jetzt zu erkennenden Strafe genommen, 
indem eine Quote derselben als Zusatz zu dieser bestimmt, oder der 
ganze Betrag der Vorstrafe zu der Hauptstrafe hinzugef&gt, oder gar 
die Vorstrafe verdoppelt und bei wiederholten Rilckfllllen nach arith- 
metischer Progression gesteigert wird; oder endlich es wird die 
durch das neue Verbrechen verwirkte Strafe nach gewissen Quoten 
ihres Betrages erhöhet, z.B. beim ersten Rückfall um ^, beim zweiten 
um 1^, beim dritten um -|; oder es wird solche wohl gar verdoppelt. 
Was der Verf. gegen diese Behandlungs weise erinnert, wird meist 
auf Zustimmung rechnen dfirfen, wie diess auch in Betreff der Be- 
merkung gilt, welche den andern vorausgeschickt ist, dass die neue- 
sten deutschen StrafgesetzbOcher von jenen Einseitigkeiten sich mehr 
oder weniger frei gehalten haben; nehrolich: „Alle Versuche, die 
unendliche Manniehfaltigkeit der möglichen Filte, die zahllosen Ab- 
stufungen der Strafbarkeit rttckfitlliger Verbrecher unter feste gesetz- 
liche Bestimmungen zu bringen, werden und müssen misslingen. Die 
Gesetzgebung hat sieh also vielmehr darauf zu bescbräiiken, dem 
Richter bestimmte Anhaltspunkte zu geben und die zur Verhütung zn 
grosser Härte erforderliehen positiven Schranken Zu ziehen.^' 

Diess versucht der Verf. darzuthun §. 8. durch Aufstellung „All- 
geroeiner Grundsätze von Bestrafung des Rückfalls ^' und §. 9. aus- 
zufahren durch den schon erwähnten Gesetzesvorscblag. In beider 
Hinsicht geht der Verf. von seinem Begriffe und seiner Terminologie 
aus — die hier nochmals wiederholt werden, was doch kaum Be- 
dOrfniss ist, z. B. dass bei dem Rückfalle stets wenigstCBs zwei Ver- 
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bredien voraasg eselzt werden , ein fraher (in seinen Sinne) bestraftes 
und ein neues, jetzt zu bestrafendes; dass man jenes das Vorver- 
brechen nennen könne, dass die Strafe hierbei in dreifacher Bezie-* 
hung vorkomnie, als Vorstrafe des frtthern, als Haa^tstrafe des neuem 
Verbrechens, und als Znsatt, der nicht stets schärfender, oder eine 
Schirfung sey, und daher auch nicht so bezeichnet werden dfirfe* 
Letztere beide sind zusammen die Strafe des Rfickfallsy d. b. die dem 
rackfälligen Verbrecher zuzoerkennende Strafe. Wogegen mit der 
Sache auch der Ausdruck der Rttckfallsstrafen im engern Sinne, d.h. 
der besondern Strafen, womit manche Gesetze den ROekfall gleich 
einem eigenen Verbrechen bedrohen, z. B. Verdoppelang der Vor* 
strafe, gemissbiüigt wird« Als oberster und ausnahmsloser Grundsatz 
wird aufgestellt, dass in dem Rückfall stets die subjektive Strafbarkeit 
mehr oder weniger erhöhet werde, dass, da das frohere Verbrechen 
durch die erlittene Strafe getilgt sey, nicht dieses, sondern das neue, 
als welches allein zu beurtheilen ist], den Maassstab fdr die Slraf- 
bestimmong darbieten mSsse, worauf dann erst zu erwigen sey, in 
welcher Maasse die subjektive Strafharkeit dardi den Bückfall erhöht 
werde. Als Anhaltspunkt hierbei sind zu betrachten die Gleiebarl^^^ 
kelt der Verbrechen — je mehr diese statt 6ndet, um so geföhriieher 
zeigt sich der Rückfällige,, « die Grös&e der bereits erlittenen Strafe, 
die Dauer des Zwischenraumes zwischen dieser und dem neuen Ver^ 
brechen, die Zahl der erlittenen Bestrafungen, der Lebenswandel 
wahrend der Zwischenzeit. Ich übergehe, um nicht zu ausfthrltch 
zu werden, die weitere Ausfiibrung, worin diese wohl richtig auf- 
gestellten Regeln auf besondere Falle und mit Rücksicht auf die Arten 
der, hier meist allein, in Betracht kommenden Freiheitsstrafen an* 
gewendet werden, so dass bald nur Erhöhung bei der Strafzumessung, 
bald Schflrfiing hinsichtlich des Maximams der sonst gesetzlichen 
Strafen, bald der Strafart, bald Aufsteigen zu einer höhern Strafort^ 
statt findet. Die ganze Darstellung ist lichtvoll und zu leben, und 
es mag nur als ein günstiges Ergebniss der bisherigen Bemühungen 
im Gebiete der Wissenschaft nnd der GesetzgebnngspoHtik angesehen 
werden, wenn es dem Verf. nidit möglich war, hier irgend etwas 
vorzubringen , was als neu und bisher noch von Niemand bemerkt 
angegeben werden könnte.*) 

Die nun folgenden vier Abhandlnngen , von denen ich kürzlich 



*) Vgl. meine kritische Betrachtnngen über den Entwurf des Strafgesetz- 
baclies für die Preusthchen Staaten Th. I. S. 941 . f. 
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lierichU, haben Lehren des Strafprozesses zeit Gegenstände. 
Es handelt nehmlich 

Nr. in. „Von der Vor- und Haapt-Uatersnchnng.«« Die 
hier und aherall befolgte Methode, die znmThtil, aber nicht doreh- 
gängig angemessen erscheint, ist diese: Den Anfang nacht jederzeit 
die Klage über die herrschenden Missverstän^isse, Verwechsinn» 
gen O.S.W. Dann wird diesen zn begegnen gesucht durch eine meist 
von legislativ - praktischen Gesichtspunkt ausgehende Betrachtong, 
wobei nicht selten die Sprach weise bald znr Untersitftzong, bald zsr 
Berichtigung einer Behauptung gehraucht, auch eine, immer nicht 
£n verwerfende, obschon in der Form veraltete Logik zu Httife ge- 
nommen wird, was sich in einer unendüfhen Menge von Ober* nad 
Uttter-Abtheilungen bekondel, welche allen Abhandinngen eine fluMor- 
lieh gleiche schemaliscbe Gestalt verleiht. Das Ergehniss wird mit 
m^Hchster Vermeidnng alles tiefern Eingehens in die geschichtliche 
und organische Bildung — anf dem Wege dessen, was dem Verf. 
praktifebes Bedärfniss scheint, zn erreichen gedreht und dann zum 
SchUiss io wenige Sfltze znsaroraengefasst, in weicher ^%^ was als 
richtiges^ hereits geltendes Recht unserer Zeit hat begründet werden 
aollen, mehr oder minder in der Form eines Gesetzesvorsehlages her- 
vortritt. Es Iksse sich» da jeder Standpunkt, jede Methode sich in 
ihrer Sphäre behaupten dirfen, hiergegen weniger erinnern, wenn 
n«r der Verf. diese einseitige und als solche dem wissenschaftlichen 
Standpunkte der Zeit nicht entsprechende Methode irgendwie zn recht- 
fertigen g^uicht und nicht vielmehr sie als eine sich von selbst ver- 
stehende ohne weitere Begründung angenommen häUe. Denn ffir 
eine .solche kann man doch nicht die Behauptung gelten lassen, die 
er an einem andern Orte an&tellt^ dass die (doch gemiss nothwendige) 
Anerkennong aller in dem Begriff der Sache nnd dessen Entwicklung 
gegründeten Momente, insbesondre des geschichtlichen, eine gemischte 
Methode sey , woraus dann erst durch die Trennung nad ausschliessende 
Hervorheb«*g der einen Seite der Betrachtung eine wahrhafte Me- 
thode entstehen soll; man sieht nioht recht wie? nnd welches dann 
das Schicksal der andern seyn solle, die, obschon h%\ Seite gesetzt, 
dodi zufolge der Gonseftesz eben dieses. Princips eine nicht gerin- 
gere Berechtigung haben. 

Es liegt ausser dem Plane dieser Anzeige, in eine aosftihrliche 
Darstellung der Ansichten des Verfassers einzngehen, der sich eine 
Entwkkelung ansehliessen und welche zum grOssten Theile von ganz 
anderm Standpunkte aus und nach einer vielfach abweichenden M«- 
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thode statt findea mtfsste. FQr die , wekbe mit der bei solchen Lebren 
anzuwendeDden und mit der Weise bekannt sind^ die der Verf. -^ 
und so weit sie berecbtigt ist, meist mit Geschiek und Erfolg ge- 
branebt, — ratfge die Bemerkong genigen, daks es etwas wesentlicb 
Versebiedenes sey, aaeb dem Gesiebtspunkte der Zweekmässigkeit, 
der sieb bei dem gereebten Verfabren bewflbrea darf und soll -» 
jene Untersebeidnng in Vor« and Hanpt-Untersuebang, der noeb ein 
vorbereitendes oder Informativ -Verfabren vorausgeben soll, als eine 
für den in^nisitertscben Prozess notbwendige darzutbon und zu reebl- 
fertigen; und eine Lebre entweder naeb den QaeHen, darch Ans- 
legong und gesebiebtlicbe Entwicklung, darzustellen, um sie fttr die 
Anwendung brancbbar zu niacben, dieser die richtige Grundlage zu 
geben und verjährte Irrtbfimer zu entfernen, oder, %o fem sie, wie 
die vorliegende, nicht lediglich, ja, zum geringsten Tbeile, wenig- 
stens fSr das gemeine Recht, aus Gesetzen geschöpft werden kann, 
dieselbe, wie sie sieb durch die Praxis vomebmiicfa, und dann durch 
die Wissenschaft ansgebtldet hat, als dasjenige vor die Augen zu 
fibren, was sie wahrhaft ist und wie sie sich als Ergebniss einer der 
Dogmengescbicbte aogebnrigen Ausbildung herausgestellt hat. Der 
Gesetzgeber und der ihm vorarbeitende Recbtsgelehrte und Recbts- 
Pofitiker mag den vorhandenen Stoff benutzen und mit Rücksicht auf 
das Bedfirfniss, wie es ffer den Untersuchungsprozess unserer Zeit 
erkannt wird, gestalten; er wird nicht uabistorisch verfahren, wenn 
er, immer den Zweck — die "Gerechtigkeit vor Augen habend, auf 
Grundlage dessen, was die Geschichte und die Erfahrung gelehrt 
haben, die verbessernde Thätigkeit anwendet. Manches, was bisher 
fiir eine passende Norm galt, abAndernd| oder aufhebend, und wie 
es nunmehr im Gesammt-Organismus des Verfahrens bedingt erscheint, 
in neuer oder verjüngter Gestalt einführend. Was solcbergestalt in 
Vorschlag gebracht wird, unterliegt allerdings auch der notbwendigen 
Prüfung, aber nacb einer andern Seite. Dagegen lässt sich für eine 
dogmatische Darstellung der Vor- und Haupt-Untersuchung und ihrer 
Grenzen, — also für etwas Gegebenes, wie viel auch dabei wieder 
nicht nur theoretisch bestritten, sondern auch in der Anwendung und 
in einzelnen Landesgesetzgebungen abweiebend bestimmt erscheinen 
mOge» — keineswegs etwas erfinden, oder durch die Rücksicht der 
Zweckmässigkeit rechtfertigen, vollends, indem man den Maassstab 
unserer Bedürfnisse und der mehr oder minder zur allgemeinen An- 
erkennung gelangten Forderungen an eine Lehre anlegt, die man 
schon längst für das, was man gemeines Rechts und Gerichtsgebrauch 
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noDot, als eine fertige betracbten mass. Der Verf. Iiat fkst oor dfe 
mersk erwähnte A{i%abe verfolgt; seine Arbeit behalt, wie viel areh 
aoeh gegen Einzelnes und seine oft OBgegrfindete Poieinlk eriBBeni 
tassty einen nicht zu verkennenden Werth f&r die Gesetzgeboag. So 
kann mftQ d«&» aiteh^ da der Unterschied, den er aufstellt, seiaen 
tiefen Grand hat und durch die Natur des Untersaehnngs-ProzeMei 
bedingt ist, mit den Goroliarien, die er am Schlosse (S. 249.f*) er- 
wähnty sich im Ganzen einverstanden erklaren. Passend werden 
General* und Special- Untersuchung nicht nur äberhaupt, sondern 
b^timmter durch ein gerichtliches Erkenntniss auch angenfSHig bo- 
grenzrt. Es ist diess, wie ich bei anderer Gelegenheit gezeigt habe*), 
nicht eine blosse Form, sondern eine wesentliche ßestinmnng f&r die 
Wahrung des Rechts und der Freiheit, wie denn auch eine ähnliche 
und f&r den gleichen Zweck berechnete Einrichtung im Anklage* 
Prozesft der Englander und Franzosen sich findet, wo die Versetzung 
in den Anklagestand nach der Voruntersnchnog, mit welcher erst der 
eigentliche Griminal -> Prozess' beginnt, durch ein Urtheil der s. f;, 
grossen Jury oder der Anklage -Kammer beschlossen wird. 

Anders, als in der eben berflhrten Lehre musste die wissen- 
schaftliche Erörterung „von Einreden und von dem s. g. f[aa- 
lificirten Geständnisse im Strafprocesse^* geführt werden, 
«welcher der Verf. die Abhandlung Nr. IV. (S. 257. ff.) gewidmet hat, 
Hier wird nur das Materielle der Einreden zum Thetl den Rechts- 
fuellen entlehnt; was die Behandlung im Prozesse betrifft, so beruht 
dieselbe vornehmlich auf Gericbtsgebrauch und bei dem s. g. be- 
schränkten Bekenntniss auf der Theorie. Dass man bei dem frfihem 
Vorherrschen der Anklage-Form, welches noch in der C. C, C. sich 
ausspricht, bei dem gegenseitigen Verhandeln des Anklägers und des 
Angeklagten die Grundsätze über Behauptung, Zugeständniss, Ein- 
reden n. s. w. mit den verschiedenen Gestaltungen und demzufolge 
aber die Beweislast theils unmittelbar, theils nach Analogie des bflr- 
gerlichen Prozesses, zur Anwendung zu bringen, und an denselben 
bei dem allmähligen Hervortreten des Untersucbungs- und amtlichen 
Verfahrens, so weit als di<(glich festzuhalten suchte, ist erklärlich. 
Ob aber, was die C. C. C. als praktische Bestimmung und iils Sprach- 
gebrauch für die erste Voraussetzung aufstellt, auch als geltend für 
die andere betrachtet worden dürfe, z. B. die Beweislast dessen, der 
eine Einrede behauptet (Art. 141. 151.), mnss bezweifelt werden. In 

*) Meine Beiträge zur Kritik dei Entwurfes einer Strafprocess-Ordnang für 
aat Konigreieh Württemberg 1839. Einleitung S. 20. f. 

Krit. Jahrb.! D. RW. Jahrg. IX. H. Vfll. 44 
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ior Tbat ist eben difsüs, d.h. bestimuter es ist das GegensiaDd d«r 
fielen, durch die verUndarte Richtung des Slrafjprozeaida lierTorge«- 
ri^eAea Streitfragen > die Frag«: wie fern die eigenthümliche Stelloog, 
weich« der UaUrsnqfaiugsrichter nuBttefar« im Gegeasate su. dem 
Richter im Anklage »Prozess,' einnimmt», ihm seihst ai»cJk beaender« 
Pflichten in Ansehung der Ermittehiag der ganzen Wahrheit und in 
betreff dessen auferlege, wo ohnedem und nach den Worten deu 
Gesetzes den Behauptenden eine Beweislast traf* Es war eio prak- 
jtisehes Bedörfoissi welches die verschiedenen neuem Theorien hep- 
beiführle, durch die — man kann es nicht iengnen -^ vicfl Verwirrimg 
und Willkfihr in eine Lehre gebracht wurde, die, wenn man von dem 
wahrhaften, dem Untersuchungs- Verfahren nothwendigen Princip aus^ 
ging und sich nicht durch Vorurtheiie und unpassende Ueberlragnngen 
solcher Bestimmungen leiten liess, weiche anderen Formen des VerCab^ 
rens angehören, leicht auf einfache Regeln zuröckgefäbrt wc»rden konnte 
-^ Regeln, welche ihre Rechtfertigung in steh tragen und auf gleiche 
Weise der Gerechtigkeit und dem praktischen Bedörlaisse entsprachen. 
Hiefür liefert der Verf. — der jedoch auch diesesmal nicht für gat 
^hait^n hat, dieDogmengeschichte zu geben — eine beachienswerthe 
.VorarbeiU Man kann, ohne übrigens, den ganzen Inhalt seiner Dar- 
stellung und alles Einzelne zu verlretea, wohl dem Scklusse bei- 
stimmen: „es dürfte nicht blps rathsam, sondern auch notbwendig 
seyn, die ganze Idee und den Namen des qualificirten Gestttadnisses 
aus der Theorie des Strafp rocesses und aus dem jurittiicbea Sprach 
gebrauche völlig zu verbannen, und jede Art der Erklärung des An- 
geschuldigten mit der ihrem Inhalte entsprechenden Benennung zu 
bezeichnen'S indem ),jede ihre eigenthümlichen Folgen, sowohl hin- 
sichtlich der Fragen von der Beweislast und deren Bedeutung, als in 
Ansehung des Einflnsses auf die rechtliche Beurtheilong des Falles hat.'^ 
Die Abhandlung Nr. V. (S. 299* ff.) betrifft „dieLossprechnng 
von der Instanz^S welche der Verf« nach politischen und rechw 
liehen Rücksiebten zu verlheidigen, und als nothwenilig zu begründen 
gesucht bat. Bekanntlich haben sich gegen dieses, übrigens in 
Theorie und Anwendung selbst sehr verscbiedenartig aufgefasste, nicht 
in den Quellen des gemeinen Rechts, sondern in dem Gerickls- 
gebrauebe beruhende Institut in der neusten Zeit viele Stimmen er- 
hoben. Die Gegner sind iheils von der unserm Jetzigen Verfahren 
entgegengesetzten Form und Weise des Strafprozesses ausgegangen, 
theils haben sie vom Standpunkte des Untersuchungs* Prozesses aus 
die Entbehrlichkeit, Schädlichkeit und Dnrechtmässigkeit der s» §• 
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Enikimimaf; tm 4ep Instans darstibiin skk benObt. Beides ist so 
UUigeii. DewB weeo a^eh zanächsl die sweite MetJiede des ftr siek 
kat, dese sie eleht yoii eisern frendeo» mser» jelxl gebrlediliekee 
DiftersndiBnga-Prosesie nichl angelKMigeB GeskhlepMikt aas, soa* 
dera auf dewen e^pealkiiailicber GmiMiage ikte Eiftweadtuigea vor* 
bringt, to darf dosk der WisseneiBbaft die Befegsiss nicbi sireilig 
gemaekl werden , alsdaan voa eiiieai weitero Gesiehtspooki aeaxa- 
geben sad die besendern Graadlagen aozogreifeti, weaa diess dareb 
die Besefaaffenbeit des Gegeastaades oiid darcb das la erreiebeade 
Ziel der Gereehtigkeit geboten wird, Seboa weaa man vea deai 
praktischen (weaigsteas bekaapteten) Bedörfniss im Unlersoekuags- 
Prezesse aasgekt, wo maa, besonders seit Abscbaffang der Poller, 
aber aiebt erst desbalb, sieb veranlasst Ciblen keaalOy dem Zweifel 
avisckea Sekald und Nicbtscbold, Strafbarkeit aad Straflosigkeit, also 
deai weder zar Gewissbett saeb der eiaea, aoeh der andern Seilet 
aafj^lüsten Verdaehte, eine gleicbfbUs in der MitCe siebende e»!* 
aprecbeade Urtfaeilsformel vorzabeballea und eiaaiiliQhren, -^ scbea 
dann kann maa begreiflicberweiBe aiebt bles die Lehre vom ricbler- 
iiefaen ErkenaUiu ak den Miflelpaiikt belraebtea, yea welchem aas 
diese abioluli^ ab instantia (deaa der AnsArvek «mfasst niaeb 
Wortsiaa aad Geriebtsgebranch noch andere PaHe, aad jeae Abso- 
lution kommt als melar gereebtferligt noch aaier aadera Veranao 
aeianngen vor, als der eiaes Hatigeis des znr Verartbeilaarg erfer* 
derileben Beweises)^ verUieidigi öder angefofcbten werden kOaate* 
Man ist geaetbigt aaf die Lehre vom Beweise^ vea 'der Reebtakraft 
dbr 8tra%erichtlichea Ertesatnisse, >a der Bediagungen der Bao|^ 
Vntersaebang, im Gegeaailtze. der Vor*Uniersaebang, eiasagebeh, 
wo man sich dann solbrt in eil Gebiet Von Streitfragen versetzt sieht, 
iFelebe nicht ttberall erschffpfbai behandeil z« aeben ^ bei dieser Ab* 
handlang desVerfs. vielleicht deshalb weiuger bedaaert werdea mag, 
weil er jeae Lehre ia eigaea AbSiaadldagen (Nr. III. VI.) ausföhr- 
lieber darsteUt. Alleiai je a^ebr derVerC aiebt anden als vom reia 
prakttsebea, iM>litischen and legislativen Gesichtspunkte die Nothi^en* 
digkeit dieses Zwischen* nad ZwiUer«firkenatnisf es zu zeigen beslr ebt 
ist -^ welches er selbst in seiner obneliin seltnen Bewfihrang nar iHr 
ela Jahr wirkea Lassen wiU« nin so mehr mäss er sieh gefaUeta laasea» 
daas man aoeb die Biowendaagen gegi^n diese spaeielU Lehre engere 
Prozesses gebraiichey welche dem ganzen Verfahren, so weit dessen 
Eigenfhfimlichkeit fttr unsere Frage in Betracht kommt, eotgegenge- 
stelU werden ktfanen. 

44* 
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In derThat lassea sicb^ welcher yoa beiden Metlrodeii nwn ancb 
den Vorzag geben ndge, wenn man nicht beide anwenden will, was 
ohne Widersprach geschehen kann, erhebliche Grfinde gegen die 
rorläafige FreiKprechong anflQhren. Wo nicht der znm Strafartheä 
erforderliehe Beweis hergestelll ist, wo also erkannt wird, dais man 
kein Recht, keine Pflicht nnd keine Veranlassang hat za strafen, da 
sollte dieses auch in dem entsprechenden Erkenntniss erklart werden. 
Mehr liegt nicht darin, am wenigsten eine Unschnlds^Erklärang, and 
es hindert diess aach nicht eine spätere Wiederaufnahme der Unter- 
suchung, — , wenn man nur, was der Verf. selbst in der folgenden 
Abhandlung gut ausfahrt, sich Ober den Begriff und die Bedeiutung 
der Rechtskraft strafgerichtlicher Urtheile gehörige Rechenschaft giebt» 
Aber der Rechtspflege sollte nicht zogemnthet werden, für die Falle 
eines subjektiven Zweifels eines Verdachts, der als solcher auch nach 
der Haapt*üntersnchung stehen geblieben und weder entkräftet, noch 
zur Gewissheit der Scheid erhoben werden konnte — das Geschäft 
der Polizei in Ansehung verdächtij^er Individuen zu tibemefamen. 
Wie selten die Wiederaufnahme der Dntersuchuag zufolge jenes Vor^ 
behaltes sey, und wie wenig befriedigend solche ausfalle, ist bekannt 
und von dem Verf. selbst nicht in Abrede gestellt worden. Ich will 
ittdess über diese Lehre und die ihr gewidmete Abhandlang auch 
darum hier nicht ausfOhrlicher mich äussern, da ohnlängst eine hikihst 
lehrreiche und bei weitem tiefer eingehende, mit besonderer Berttek* 
sichtiguDg der Bäuerischen und durchgängig gegen diese gerichtete 
Erörterung von dem 0.-A.*>6.-Rath Dr. Httller zu Darmstadt er- 
schienen ist'^), die sich Keiner entgehen lassen darf, dem es um 
eine gröndliche Belehrung zu thun ist. Dieser, auch theihreise gegen 
Angriffe des Verfs. sich vertheidigende Gegner zeigt mit fiberwie- 
genden Gründen, worin die schwache Seite jener Darstellung liegCi 
welcher übrigens auch er ihren relativen Werth zugesteht. 

Es folgt Nr. VI. „lieber die Unanwendbarkeit des Be- 
griffs der Rechtskraft auf strafrechtliche Erkenntnisse 
und die Statthaftigkeit der Abänderung der Erkenntnisse 
zum Nachtheil des sie anfechtenden Angeschuldigten^^ 
(S. 356*ff.). Dass die Rechtskraft (res judicata) im Strafprozesse 
eine andere Bedeutung als im Civilrecht und Civilprozesse, nnd nicht 
alle die praktischen Folgen habe, welche in dem letztern an dieselbe 



*) Zeitschrift für Deatiche§ Strafverfahren von Dr. v. Jage mann, Dr, 
Noliner u. Temme. Neue Folge. Darm itadt, 1844. IrBd. Is Heft. Nr.I. 
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geknüpft sind, wird jetzt wobl von Niemand verkannt. Schon dib Ver- 
sebiedenbeit der Grundsätze, auf denen das bOrgerliche and das straf- 
rechtliche Verfahren beruht, musszii der Anerkennung dessen f&hren, 
was der Verf. in dem ersten Satze der Ueberscfarift aussagt. Treffend 
erinnert derselbe mit Bezugnahme von J. H. Boebmer, dem Viele 
gefolgt sind, dass die Vollstreckbarkeit nicht mit der Rechts- 
kraft der Griminal-Urtbeile verwechselt werden dürfe, wiewohl der 
Grand, weshalb dies ofll und zuweilen ohne praktischen Nachtheil ge- 
^chiebl, nahe genug liegt. Der Verf. haf die ganze Lehre^ welche 
wiederum am wenigsten aas positiven RechtsqueJIen za schöpfen ist« 
da was diese, und im reichen Maasse bieten, vorzugsweise dem Pri* 
vatrecbte angehört, in seiner Weise übersichtlich dargestellt, and 
mehrere Streitfragen > z.B. über die angeblich anbedingte nod sofort 
mit der Verkündigung eintretende Rechtskraft lossprechender Erkennt« 
msse, welche vornehmlich Klien vertheidigt hat, etaer nähern Erör- 
terung unterworfen. Nar scheint aoeb hier und im Verlauf der wei- 
tem Darstellung der dogmatisch-praktische Gesichtsponkt nicht genü- 
gend von dem legislativen getrennt zu seyn. Dem letztern, dem 
Princip der Zweckmässigkeit, durch das sich der Verf. fast überall 
leiten läast, ist, in der einmiti gewählten Form, zu viel eingeräomt. 
Es wäre weniger zu -erinnern, wenn die Aufgabe seyn sollte, Bei- 
träge für die Slrafprozess-Geselzgebung auf Grundlage des bisherigen 
Untersucbungs- Verfahrens zu liefern. Dass strafgerichtliche Erkennt- 
atsse auch zum Nachtheil des Angeschuldigten nicht blos dann ab- 
gefindert werden können, wernn eine Gegenparthet, z. B. ein hierzu 
bestellter, die Staatsbehörde vertretender Beamter, eine Bmrnftng 
einlegt^ sondern auch selbst, wenn jener sieb eines Rechtsmittels be- 
iital, oder, wenn in der Folge sich rechtliche Gründe zur Wieder- 
aufiiabme der Untersuchung ergeben, ist in der Forderung, s. g. ma- 
terielles Recht und wahre Gerechtigkeit walten zu lassen und zu ver- 
wtrklicben, gegründet, and dieBescbränkaogen, die man in der einen 
and andern Hinsiebt aufstellt and wonach man insbesondere bei der 
Einwendung eines Rechtsmittels von Seiten des verurtheilten , oder 
niehl völlig losgesprochenen Angeschuldigten, eine s. g. reformatio 
in pejus nicht zulassen will, beroben mehr auf politischen Rück- 
sichten» die aber . allerdings von nicht zu vei^ennender Bedeutung 
sind. Solchen muss zuletzt auch der Verf. — der jede Rechtskraft 
bestreitet — eine gewisse Anerkennung gewähren. Ja er sieht sich 
genötbigt, diese Rechtskraft, selbst in dem^ Sinne, in welchem er 
deren Möglichkeit im Strafverfahren gelengnet hat — wenn gleich 
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Bsr als Ansnahme — zuKageilebeii. Dsrch diese wird die von ibm 
am Seblusse (S. 887.) Nr. I. aufgestellte „allgemeiBe Rechtsregel, 
dass strafgerichtlicbe Urtbeile überbaopt oiebt io Recbtskraft über- 
geben ^S so gol wie aufgehoben, „wöbet es \9l\^\^ winkihrüeb er** 
scbeiot, wenn A. binsicbtlich der Asfeeklang von Seiten der Staats-* 
bebörde und zwar 1) der lossprocbenden Drtbeüe hestimmt werden 
soll, dass sie durch Ablanf einer gewissen Zeit, etwa der halben 
Verjährungsfrist, rechtskräftig werden. Nicht minder (obscbon 
nnd nicht blos nach rechtspolitiscben Rücksichten eher zu bilKgen)^ 
dass 2) in Ansehung der verurtheilenden Erkenntnisse festzitetzen 
sey» dass selche a) aus dem Grande , weil eine höhere Zumessunf 
der Strafe innerhalb der Grenzen des richterlichen Ermessens hätte 
geschehen müssen, gar nicht angefochten werden künnen^ mithin 
alsbald in Rechtskraft übergehen, hingegen h) wenn imr Grund der 
Anfechtung darin liegt, dass die That ein Verbrechen schwereper Art, 
oder ein gesetzlich ausgezeichnetes, oder ein besonderer Erschwer 
rungsgrund vorhanden ist, das Erkenntniss mit dem Abflüsse der zur 
Einlegnng von Rechtsmitteln bestimmten Nothfrist in Rechtskraft 
ühergehe.*' B. „Für den Fall einer von Seiten des AogeschuMtgten 
geschehenen Anfeehtung eines strafgeriehtlicben Erkenntnisses sey 
die Ausnahme von obiger Reg<^l dahin zu bestimmen, dass das Ur« 
theil niemals zum Nachtheile des Angeschuldigten abgeändert wer«* 
den dürfe/^ (8.388.) Diess Alles ist meist angenommen* Insbe« 
sondre widerspricht es dem Begriff der Appellation oder der s. g» 
weitern Vertbeidigung, wenn statt der im schlimmsten Falle gerecht« 
fertigten Zurückweisung noch eine reformnlio in durius erfolgt. 
Wo diese im Interesse der Gerechtigkeit bedingt ist^ muss sie durch 
ein hiefOr bestimmtes Organ, nicht durch den VemrtheiHen selbst 
herbeigeführt werden, lieber das Verhältniss der Rechtskraft zu der, 
nsrcb vollstrecktem Urtbeile, möglichen oder geforderten Wiederauf- 
nahme der Uniersuehong, über die Wiedereinsetzung, die Bersteilung 
der Ehre des Unschuldigen, die Nichtigkeitsbeschwerde hat der Verf. 
nichts bemerkt. 

Die Reihe dieser Abhandlungen, bei denen keine höhere Idee, 
kein tieferes Eingehen die Prosa der praktischen Handgreiflichkeit stört, 
sohKesst Nr. VII. „Zur Beförderung einer bessern und gleich- 
förmigem Kunstsprache imStrafrechte undStrafprozesse^S 
ein Thema, was der Verf. schon an einem andern Ort ^)\behandeit, 
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der dort, wie hier (S. 4^3 — 406.) eine Anzahl FVemdwörter ange* 
fftbrt bat, denen entspi^echende dentsehe an dieSeite gesetet werden. 
Ith wfis&te kaum eines, dessen sich nicht Itingst Mt neuem Schrift* 
steMer unseres Faches bedienten, wenn sie anch, wie der Verf. gleieh«> 
falls in ^inen Werken gelhan bat, znweilen den fremden Ansdraek 
gebrauchen , sey es der Abweclislnng wegen oder weil nicht sehen 
mit dem einmal allgemein bekannten und gebräacblithen Fremdwort 
sich mit grösserer Bestimmtheit der Begriff verbindet, und der mög* 
liehen Missdeutung vorgebeugt wird, der eine einheimische minder 
gangbare Bezeichnung ausgesetzt ist. Wichtiger als diese kleine 
Probe eines Wörterbaches, ist di&Erörterung über mangelhafte Kunst- 
wörter und Bezeichnungen, oder unpassenden Gebrauch (S. 395.0.), 
z.B. qualificirt, direkt und indirekt u. s. w., Qualität, Quan- 
tität u. s:w., indirekt-mittelbarer Urheber u.s.w. Allerdings 
ist es wünschenswerth, dass wir uns möglichst die gangbaren Begriffe 
unserer Wissenschaft und Zeit in der entsprechenden Weise auszu- 
drücken bemühen, wozu unsere reiche, bildsame und herrliche Sprache 
alle Mittel darbietet. Nor möge auf diess, was sich von selbst ver- 
steht, nicht zu viel Werlh gelegt werden. So lange das fremde 
Recht und das, was man die classische Bildung, nennt, mit ihren 
Voraussetzungen, den Mittel- und Ausgangs- Punkt unserer Studien 
machen — und sie werden auch durch ganz neue einheimische Ge- 
setzgebungen nicht aufhören, diese Eigenschaft für uns zu behalten, 
sollte auch die Anwendbarkeit mit dem Begriffe des s. g. gemeinen 
Rechts ganz wegfallen, so lange wir genöthigt bleiben, einen 
grossen Tbeil der erforderlichen Belehrung aus Werken zu schöpfen, 
die in lateinischer Sprache geschrieben sind, — und auf solchen 
beruht, bis zu dem Anfange dieses Jahrhunderts, doch fast ausschliess- 
lich das Beste, was die Praxis darbietet, so lange wird es auch uner- 
lässlicb, selbst in neuern Werken, die bekannten Begriffe wenigstens 
nebenher, und zur Erleichterung des Verständnisses der altern 
Werke, mit den dort gebrauchten Kunstbenennangen zu bezeichnen. 
Nor die eigentliche Gerichtssprache, die sich an das Volk richtet, 
moss eine auch diesem verständliehe seyn; was für den Ausdruck 
und den Styl gilt, wo Manches zu wünschen übrig bleibt. Sonst er* 
scheinen dergleichen Abhandlungen kleinlich, besonders neben wich- 
tigem, wenn nicht zugleich letztere eben ein Zeugniss geben, dass 
der, welcher solche lieferte, sich ohne Gefahr gestatten durfte, anch 
einmal Untergeordnetes mit einem Ernste zu behandeln, der fast im 
Missverhältnisse zu dem Gegenstande steht. Doch ich muss darauf 
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zsrQekkonmeo, dast ich nicht zugleich mit dem Verf. selbst mich 
unterhalten könne, und will darum auch hier ein Eingehen in den 
ganzen Inhalt dessen, wovon die Kritik Rechenschaft za geben hfttu, 
vermeiden. Das nach dem Tode des Verfs* herausgegebene Buch 
Qber den Aazeigenbeweis wird mir aber, wie ich hoffe, nochsals 
Veranlassong geben, seiner Bemühungen fiOr unsere Wissenschaft zu 
gedenken, deren Werth nicht unbedingt von dem Gelingen abhängig 
erscheint 
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1) üeberRechflosigkeit^ Ehrlosigkeit und Echflosigkeit. Eine 
Abhandlung aas dem deutschen Rechte von JDr« Jfoh. Friedr« 
Badde» Privatdoc. [jetzt a. o. Prof.] an d. Univ. Bonn. Bonn, 
Marcus, 1842. X n. 166 S, gr. 8. (geh. | Thlr.) 

2) lieber die gänzliclie und theilweise Entziehung der bür- 
gerlichen Ehre nach den deutschen Rechtsbachern des 
Mittdalters. IsaDguraldissertattoa ven Jlr^ Jhd« MIllelraraBd. 

Gienen, 1844. 46 S. 8. 

Recensirt 

von 

Herrn JDr« Jur. Gerlier» Privatdocenteo za Jena. 

Nachdem v. Savigny durch seine lichtvolle DartteUnog das in 
der Praxis schon längat angewandte, aber dui'ch eineii alten Lrrthom 
der Theoretiker noch hia dahin gemisshiHigte Besidtat eadlich zur 
aHgemeuieo Anerkennang gebracht hatte, dais in der Lehre von der 
giozlichen oder theüweisett Schmälernag der Ehre die römischcB 
Grundsätze Über lafaiBie flheraü nicht mehr anwendbar sein ktfaafen, 
so wurde von Neuem Veranlastang gegeben, zu untersuchen» oh nicht 
die Gmndsfitze und Quellen des deutschen Rechts in dieser Lehre 
maßgebend seien« Nur das Eine bleibt dabei wunderbar» data maa 
erst jetzt begaun, das Gebiet di<ises Instituts dem deutschen Rechte 
za viudicirenf denn wenn irgend eine Rechtslehre mit den natio- 
nalen und lokale» Aasiehteu über Sitte zasammenhluf^, wenn ir- 
gend ein Rechtsinstitut den Anspruch hat» frei erhalten z« werden 
von der Einmischung fremder» vergangenen Zeiten und Sitten aage- 
b^riger Rechtsstoffe, so ist es die Lehre von der Veniichtnug oder 
Sehmttlerung der bürgerlichen Ehre, als des höchsten nud durch die 
Auerkettuuug der Zeitgenossen bedingteu Gutes. Denn der Be- 
griff von Ehre lässt sich nicht objektiv und für aUe Zeiten gültig defi- 
nireu» soudern er wechiek» so oft die Bildung» die geistigen An- 
sprftehe uud Bedürfnisse eiaes Volkes sich verändern. So war die 
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exisHmatio der ROmer sicher etwas ganz Anderes, als unsere Ehre, 
welche unter den Einflössen der Fendalzeit sich beraasgebildet hat; 
während jene eine ganz objektive Basis hat nnd sicli als Vollgenuss 
aller bargerlicheb Freiheitsrechte charakterisiren lässt, ist diese nicht 
mehr durch die Angabe äusserer Grflnzen zu umschreiben, sondern 
erscheint in «ublimirter Gestalt als die subjektive Empfindung aber 
die Achtung^ die wir in der Meinung Anderer geniessen; während 
jene den Anspruch auf einzelne Rechte enthält, welche allen übrigen 
Rechten ganz gleich stehen, welche, wenn sie verloren werden, pur 
einen äusserlich begränzten Verlust herbeiführen, so sind die An- 
sprüche, die in unserer Ehre liegen, viel höherer und geistigerer 
Art, so ist der Verlost, den filr uns eine Ehrenmlnderung herbeige- 
flilirt, Ofn viel grosserer» unersetBlieherer, seitdem die Ronmntik des 
germanischen Mittelalters jenen sublimem Regriff erschaS^o, uad der- 
selbe vielleicht als das beste Erbtheil jener Zeit von den spätem 
Jahrhunderten angenommen und wohl für immer als eine schätzbare 
Errungenschaft dem Geiste der spätem Zeit eingeimpft wurde. 

Das Bewusstsein dieses gänzlich veränderten Begriffes, welches 
bei unsem Theoretikern niemals ganz verwischt war, wenn es sich 
auch nur unklar geltend machte, und die Einsicht, dass die Vor- 
sefariften der römischen Infamie mit ihm in einem unauflöslichen Wi- 
derspruche ständen, ier ümltapd ferner, dass selbst die Reichsge- 
setze:, deren Benriher sich freilieh eben so woiiig über die irrtbüm- 
ttdie Anstiiattung der Iirfami^ erhoben hatten, so oft auf die rOffiiscIi« 
iofhmie verwiesen, wozu noeh bis auf die neoer-e Zeit eine gänzlieh^ 
Uokiarbeil über den iniiait der deutschen Reehisquellen in Bezog auf 
jenis Lehre hti»«kam, -* alle diese Umstände bewirkten; dass bei 
der Beantwortdnf der Frage über die praktische Gültigkeil der In- 
famie eine 'solehe Sohwanfcuiig und Verwirrung entiftand, dass Eich- 
born nicht üit Unrecht diese Lehre als eine der verworrensten d«s 
Privatreehts a»erkeiint. Der nächste und zwar bedeutendste Schritt 
zur Aufhelimig ^eses Halbdunkels wurde durch v. $avlg»y*s De- 
duktion gethai, luden nun, wenigstens nach desRec. Dafürhallen, ein 
Vüftdex der veroächteten romischen Infamie schwerlich einen Pro- 
selyten zu machen im Stande sein mochte. Es ist deshalb dem deut- 
schen Rechte überlassen, die Grundsätze zu geben, nach welchen 
die Lehre von der Schmälerang und EntziehuDg der birgerlichen 
Ehre künftig beurtheilt werden wird^ 

Mit wahrer Freude begrüsst deshalb Rec. dte^ beiden oben go- 
namiten Versuche, welche einen Beitrag zur >AttsflElhnnsg «oseres 
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Tbema^s tiefem sollen. Beide besehftfiigen nck fiist iustebtteislieh 
mit der Derste4laDg der GrandsCIlze aber BhreaseboUiieraog, wie sie 
zor Zeit der Reebubficber des MiUelaUers gälte«» also zu der Zeit^ 
in welcher das denlscbe Recbt nicht blos rein nad angetf fibi Toa dem 
EioflosBe fremder Elemente war, sondern ancb TOrmage der Eigen- 
t^tmliehkeit seiner damaligen Quellen die MOgllehkeit vorhanden ist, 
Institute in ihrem systematisehen Zusammenhange als wisseasehafW 
liehe Ganze zu eonstrairen. Prerlieh ist damit noch keineswegs Alles 
giHhan, sondern auch dann, wenn die verzeichneten Schriften ihr 
eigen thflmliches Thema wirklich genügend gelOst haben , so bleibt et 
immer noch zar klaren dogmatischen Entwickeluog der heutzutage 
geltenden Grundsätze nOthig, die Geschichte der Lebro von der 
Ehrensehmälemng auch aus der Zeit darznstelten) welche aaf die 
Reehtsbdcher folgt, insbesondere die ßinflisse dM eindringenden 
rDmisehen Rechtes und die Resultate zu ontwiehetn, welche aus einer 
irrigen Vereinigung des letztern mit dem deutschen Recht für unsere 
Zeit hervorgingen. Dieses Thema lag jedoch fQr die zweite SehHH 
ginzlich ausser dem Pliuie des Verfaesers, wahrend der Verf. der 
erstem allerdings einige Andeutungen darüber gegeben hat. Prttfen 
wir jedoch jetzt die beiden Schriften einzeln. 

f ) Die erste der beiden angezeigten Schriften, die von Bndde, 
vertheilt den ganzen Stoff in die drei Ab^hoitte: Rechtlosigkeit, Ehr« 
losigkeit und Echtlosigkeit. Der Reehtlosigkoit ist der grossere Theil 
ies Ruches gewidmet, während die Ehrlosigkeit and Echtlosigkeit 
nur in kleineren Räumen behandelt werden. Auf wenigen Seiten ist 
hierauf eine Darstellung der Fortbildung ie8 Instituts in ihren Gmnd«- 
zttgen und zuletzt eine knrze dognatisobe Entwicklang gegeben. Ak 
Zugabe hat der Verf. in einem Anhange die meisten Stellen der Reefata* 
bacher und verwandten Quellen sMracken lassen, in denen Jene Ane- 
drficke: rechtlos, eehtfos und ehrlos vorkommen. 

Soll ich zunächst ein Gesammturtheii aber die ganze Schrift ab^ 
geben, so muss ich freilich erklaren, dass ich die neu versachte Be« 
grOndung des Begriffes rechtlos, welche den bauptsäehKchstea Theil 
der Forschung desVerfo. ausmacht, för mkslongea erachte; dagegen 
hat die Schrift, als ein Versuch zor Erklämng der hierbei vorkom«^ 
menden Schwierigkeiten immer ihren bleibenden Werth, zumal, da 
viele einsehlagende Qnellenstellen rei^iit gewandt und scharfiiinnig 
behandelt werden und die Stellung des deutschen Privatrechts ^r 
diese Lehre im Allgemeinen richtig erkannte ist. Auch die S(>raehe 
ist zu loben; sie^tst rein und klar. 
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D^ «fste Absckud des Bndie«, iretehec iber die RecbUostg- 
beit handelt, b^ginot mi einer knrsen Krtf^L (§« 1.) der bisherigen 
Ansichten, in welcher der Verf. die Meiungen von Eichhorn, 
Harezoll and Phillips verwirft* Oh die Grtbide, welche der 
Verf. namentlich z«r BektopAmi; der Ansieht des Letztem ge- 
braucht, das« die Rechtlosigkeit eine Aefhebnng der wesenUiehea 
processoaliscben Rechte enthalte, stichhaltig sind, oder nicht, wird 
Rec. erst dann entscheiden, wemt er die eigne Ansicht des Verfs. 
zerlegt und beurih9ilt hat^ der Begrttndong derselben sind nSmüch 
die §§, 2—5. gewidmet end sie ist im We$entlieben folgende: 

Der VefL findet in dem Worte Recht hanptsächlich die iech* 
nische Bezeichanng fär Stand. (S. 5. f.) nnd beraft sieh deshalb auf 
die öfter im Sa^sen^iegel nnd in den verwandten Rechtshttchern vor* 
kommenden Redensarten; na vrien manmes rechte^ femer: svar^i 
kind ü vri unde eeki^ dar Dekali it smes vader recht; sodann auf 
die Stelle (Ssfl. I,,45., 1.): -^^ ^^ *^ ^» ^^^ ^<^« ^^ nicht epeu' 
bttrdiehj he ü doch ire VQrmünde^ tmd sc is sin geno^nc unde 
irUt in sin recht, svenne se in sin hedde gat; endlich den Passus: 
«leoiaii ne mach irwemen ander rechte wan als im un geboren is 
(Spsl. I., 16. 1.). Diese Entdeeka^g ist far den Verf. die Folie fBr 
ßetne giinze i^fttere Unter^uehuag, indem er demgemäss den Zestand 
des Rechtlosen als eine Negation der a«s dem besondern Stande 
Jemandes hervorgehenden Re<;Me erUtfKt. Die Pilifang dieser Idee 
selbst solLnni weiter tt«ten weinJäofiiger beschttftigen. Für jet^ 
wollen wir zneltcbst die l^ragQ bjeantworten, ob die Richtigkeit jener 
Tc^rpinoilogie ^ucb wirklich .bewiesen se|. Recw kann sich dorchana 
nicht. .9b0rzengen, das« ,di<se Bedeutung von Reeht,ausjeii«3o Stellen 
hervor|;Qht> >onderp gUubt vi^lpnebrr dass diess Wort in Jenen Stellen 
knilie von ^iaer jjstzig^n RedeutMUg vefißchiedene habe. Das^ Wort 
Recht ist ein allgemeiner Begriff und bedeutet (sobjectlv aufgelasst) - 
die Zpsiftndigheit von unbestimmten Befugnissen ; welcher Art jedoch 
diese letzteren seien, das wird erst durch die Zusammensetzung klar, 
in welcher jenes Wort erscheint. Es kann nun vorkommen, . dass 
das Wort Recht mit einem Substaativum in der Art verbunden wird» 
dass es dessen ganze Rechtssphäre bezeichnet, z, B. das Recht des 
Adeb, das Recht des freien Mannes (im Gegensatz m dem Rechte 
des Unfreien als solchen); in diesem Falle, laufen die Worte Stand 
und Recht allerdings in einander^ weil man einen Znstand auf eine 
4appplte A(t charakterisiren kann: 1) dadurch, dass man zur Bezeich- 
nung desselben sich des Wortes b^die^t, mit weichem der Spraeh- 
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gebraüh t\%% ganze CJasse von VevhaltniMM za beneaseB P^^^g^ 
c. B. Slao^ des Adete, der Freiheit, oder j^) dadorch, dasa nai die 
äasseren Gränzen der fyrakliseheii Wirkoag eines Verfaalloiaseg ai*» 
giebt, ;i* B« das Beclit d^ Ad0l$, das Recbl dea freieo ManMt, alt 
selehen* Wenn nnn aneh das Wort Reefat in der letolarn ZMaouilea* 
eelzang praktisi;h mit de« Worte Stand identiieh Ist (indem et wm 
einem Resultate fuhrt^ ob man den. abttraklen Bagrtff Stand »elbtt 
gel^raaclit, oder dessen äussere Eraehenrangen aagiebt und so zu 
einem nothwendigen Sehlnsse auf das Vorhandensein derjenigen Merk- 
male nöthigt, durch welehe die Existenz des abstrakten BegriflTs be- 
dingt ist), so würde man doch irren, wenn man, wie der Verf. thut, 
in dieser Anwendung des Wortes Recht eine eigenthUmUche, der ur- 
sprünglichen Bedeutung des Wortes fremde ei^ennen wollte ; denn 
Stand und Recht Jemandes bleiben stets verschiedene BegrHTe, aber 
dadurch, dass man von den Rechten einer Glasse von Personen redet, 
kann man die Merkmale angeben, welche einen Stand charakterisiren, 
and so ist es mdglicb, dass beide Begriffe endlich zusammentreffen. 
Nor so erklärt es sich, warum in dea angeführten Beisptelen das Wort 
Recht mit dem Worte Stand vertauscht werden kann; es geht aus 
dieser Betrachtung aber auch hervor, dass hier von einem technischen 
nnd abusiven Gebranche des Wortes Recht keine Rede sein kOnne, 
indem dasselbe ja in seiner eigentlichen Bedeutung angewandt wird 
alt collektive Bezeichnung des Inbegriffii von genvissen Befvgnissen, 
ans deren Dasein anf A\e Existenz des abstrakten Begriffes, Stand, 
geschlossen werden mnss. Dieser Gebrauch « der auch uns nicht 
fremd ist, mnss für die Zeit des Sachsenspiegels um so erklärlicher 
erscheinen, je weniger man in einer Zeit, v^ie die der Abfassung 
jenes Reebtsbacbes ist, die Anwendung abstrakter Begriffe erwarten 
darf, nnd je natürlicher es ist, dass der Mensch auf dar Stufe der 
Kindheit statt dieser eine Bezeichnung wählt, wekhe von der ausser« 
lieh erkennbaren Erscbeinang der Verhältniese entnonfmen tat. Est ^ 
diest richtig, so folgt daraus, dass man die Rechtlosigkeit nkkt ah 
eine Negation ein^ Standes, wie es der Verf. thnl, aifCsases kann, 
nad zam Beweise dieser Negative Ist es nicht einmal nothwendig, 
den Umstand zu Hülfe zu nehmen, dass das Wort Recht in den 
Rechttbflehern des Mittelalters eben so häufig auch' zur Bezeiebnung 
noch anderer Verhältnisse gebraucht werde. Vgl. das Register zo 
Homeyer's Ausgabe des Sachsenspiegels SvS64. 

Diese ganze Betrachtung hat jedoch nur dan Zweck, die Uini«- 
läitighelt des B^weisftiittelt daasothna, \i^kitos der Vebf. für sein« 
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BefcMpliig ia itr Tirmittologi« ier RecklaMcliar «n faden f^mhte. 
Alleia 4er Veri tnelit seiae Aottohl ftoeh «af Mui^tt FandAMente za 
«liUen, walcbe naa oäher bttiproohaft wierdtD Missen» 

Uai die Aasi^bt dee Verft. rieMg wirdigea sa k^naea, ist es 
Dolhweadig, die eignen Werte desselben Mi der Stelle «oznfBiwen, 
wekbe reeht eigentlieii aar GliarakterisiniBg s^erAuffaesttag iieaen 
lell. Er äussert sich daHlber S. 6« n» 7« also i 

„Die «bente wd wiclitigile Blatlieilnig der Ferwasn Üt dacdt dl« Vcr- 
■ehiedeahtU der Sünde l»ediiig^ Bislier «Aterssbied num in dieser Vesie* 
hang drei Hanptclatien, Adel, gemeine Freiheit, Unfreiheit; hierza wur- 
den nun die standeilosen Perionen all vierte und unterste Stufe treten. Dai 
Verhältniii der letztem hätte man sich aber lo zu denken : ei glebt gewiiie 
Rechte, welche nur den Mitgliedern eines beitimmten Standei snstehen, 
andere, welehe swer von JedernMuin gefibt werden kdasen, aber doch wir 
im Verkehr mit SUndevenosse», also innerhalb des Standes, welchem der 
Einzelne von Gebart angehört. Die Standeilosen wurden sich nun dadurch 
kenntlich macheu, daii ihnen nicht bleu die Rechte. der eriten, londern 
auch die der zweiten Art gänzlich nnzugänglich blieben. Die letzteren 
haben ja keine weitere Voraaiaefznng, alt Standeigleichheit vnd Ebenbart; 
and sa arJUde tieh dami mit Notborendigkeit der Sdiloss ergehe«, daei der» 
jtfufe, weither solehe Rechte Niemaedem eefj^ndher gslteed maeheii kaea, 
gana aaiierhalb allei itändiichen Verbaodei stehen rouiie. 

Im Uebrigen könnten die Standeiloien periönlich frei oder anfrei lein. 
El iit möglich, daii Jemand vollkommen unabhängig lei, und dennoch die 
Rechte der freien Stände entbehrt. Aber auch die Unfreien bilden 
etnea Stand mid haben in demtelhen gegenteitige Reekte. Hier kann idso 
ein gana gleiches Verh&lteisa eiatretea« Es kann Jemand peraoiilieh unfrei 
sein, ohne an den Standesrechten der Unfreien Theil zu nehmen. Jener 
Freie und dieser Unfreie lind alsdann itandesloi. 

Indem wir nun diese Stellung der völligen Standeslosigkeit nhd Uneben- 
bfirtigkeh von Rechtlosen erweisen. Regt uns aonächst der Beweis ob, 
dass die Reebtlosigkeit ia Ihren WMrangen dem so eben gesehOdertea Zo» 
Stande 8|Ma entspreche.'' 

Befrackten wir diese aeoe Idee znaäehet nnebblSagig von irgend 
einer teraaeblen BeweisCtiining von deai Standpunkte aas» aaf wel* 
dbeai vir die Frage aafwerfen, eb ein selebes VerbAltnisSy wie dae 
ee eben besebriebeae, überhaupt als m^giieh geiaeht werden kann» 
se drüagea sich uns folgende Gedanken auf. Zanlobst ersebeint ea 
als unlogiBcby den drei Classen ven Personen, welche ais Stäadn 
erscheiaen, einen vierten Staad aazureihen« dessen Mitglieder die- 
jenigen sind, welche eben gar keinen Stand haben; denn wenn dßesn 
unterste Glasse von. Perlenen, weiebe der Rechte der Stände beraabi 
sind, abermals als ein Staad aufzufassea ist, eo kann man ein deeli 
aamaglich als staadealos beseiehnea, was ja aaeb des Verb. Aa- 
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flicht nur «ine Paraphn»e des Wortes rcehtUs ist. Bben fo btoiht 
ts «nerUttrlteh, ^e es mOgUeh sein lUtaiie« tos Mhrere PiersMMo, 
«eiche «rsprtoglieh ve<rsc^iedeneD SUhidea, z. B. ietn der Prete« 
4iiid der üofreien, aogeMrlee^ «ber ddreb einea die RechtiMifkeft 
Jb«wurkeDden Ak\ der Reehüe ätrestStaadits heraabt werde« siad, «im 
4b eioen neueD Stand ver^ioigt #l|rdeD, ia welehem sieh diese ver- 
aefaiedeneai Pensönea wieder gimeh gebellt wfirea ; demi der Freie 
4»leiht, aaeh wean er rechtlos wird, iauaer frei, aad der Uafk^ie 
hJeiht auch ia diesem Zostaa^le natürh'ch anfrei. Betnehtet man 
femer dea Inhalt der Reehte, welche durch die Rechtlosigkeit ven- 
ioren werden, z* B. Mangel äes Wehrgelds, Unfähigkeit zn geriehi* 
Heben Haadkingea n. s. w», so findet maa, dass diese Rechte keines^ 
wegs einen besondern Stand roranssetzea, sondern die einer jeden 
rechtsfähigen Person als solcher, nicht als Mitglied eines Sftandes, 
zustehenden Befugnisse siiid; der, weicher dieser Rechte haar wird, 
erscheint aber nicht als aas einem Stande ausgestossen, soadem nnr 
ala eni29^er allgemeiner Ret echtigongen beraubt. Denn Jenes wOrde 
nur dann der FaU sein, wenn ein rechtiosOT Freier in den Stand der 
Unfroen herabstiege, was aber dach des Verfs. eignem Gestandnisse 
nieht der Fall ist, upd es bembt wohl auf einer Unklarheit der Vor- 
stellang, wenn derV^f. auch für die Unfreien die Maglichkeit einer 
Standeslosigkeit annimmt. Mit einem Worte : es kann dadurch, dass 
Mehrern gewisse allgemeine Berechtigungen versagt werden, ohne 
dass 2sugleich die ganze Bechtsspbäre derselhen verändert wird, nicht 
ein neuer Stand gesiehaffen werden, destien Begriff dem der übrigen 
Stande homogen ist. 

Schon diese €rediini(en, welche sich beim ersten Anblld: der 
Denen Lehre dem Leser aufdrängen, sind im Stande, ein Misstrauen 
gegen die Solidität dersislben zu erwecken. Prüfen wir jetzt die 
weiten! Beweise, wetebe der Verf. zur Unlerstütsung seiner Ansiebt 
versucht hat» ' ' 

(Dw Verf. sucht namiich in den nächsten Paragraphen seine An- 
siclil, dass die Reebtlosigkett eine Standeslosigkeit bewirke, durch 
^e Wirkungen der erstem zu begfinden. Er beginnt jm §* 3. da- 
mit, den Mangel des Wehrgelds, wielcber eine Folge der Rechtlosig- 
keit ist, zur Unterstötznng seiner Lehre zu gebrauchen, und seine 
Argumentation ist im Wesentlichen folgende. Das Webrgeld, wel- 
ches zar Zeit des Sachsenspiegels sdne eigentliche Bedeutung ver- 
loren habe, sei in den allen Volksrechten nach der Habe des Stan« 
des deqenigen, welcher anf j^ies Anspruch gehabt habe, veHheÜt 
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worden y 90 das« maa nmgekelHt durch eiaea Riekscblass aas daa 
versehtedeaea Berediligaagea xiiai Webrgelde die gradaette Verw 
•chiedealieit der SUnde erkeaaen k#aae« Dar Saeäaeatpiegei eat- 
h»\U aaa, wean aoeh die alte Bedeataag des Wehrgeldea verseliwa»- 
dea sei, in Art. 45. des drillea Badras eine «osCabrMelie BestiaiaHMif 
iber die VerlheiiuDg des WebrgeMes, bei weieber aagleieb ewe 
geaaae Claasifikalion dtr Stiade Terkomiae. Bei der yerfchiedeaea 
Vertbeiloag des Wehrgeldes habe naa der Spiegel dieseiben Biek'- 
siebten verfolgt^ welche den Bestimmoagen derVelksrechte zu Grande 
lagen. Wenn ann ,ydas höhere oder geringere Wehrgeld wirklieh 
Kriterium des hdbern oder geringern Standes sei, und die Taxe der 
Persönlichkeit lediglich vom Stande abhänge, so wfirden die Perw 
soaen, welche Qberall kein Wehrgeld hüten ^ als standeslose zu 
betrachten sein/^ — Ehe ich «ich Ober die Richtigkeit des letztem 
Schlusses erkläre, sehe ich mich genöthigt, die allgemeine Soppo- 
silion, auf welche der Verf. sein Gebäude stOtzt, in Zweifei zu 
ziehen. Es fragt sich nämlich, ob die Verschiedenheit der Wehr^ 
geldsitze der alten Volksrechle arsprfinglich wiiklieh auf eige sohhe 
gradaeUe Verschiedenheit der Geburtsstände deutet, wie ne der 
Verf. im Sinne hat, und ob nicht vielmehr zum Theil ganz andere 
Gründe, z. B. Criminal- und Staatspolitik, oder, wie bei den frän- 
kischen Atttrustionen und Sagibaronen, der höhere Friede, den ge- 
wisse PersotBcn in Folge ihrer Verbindung mit dem Könige oder ver- 
möge besonderer Ertheilung genossen, die Veranlassung zur Erhöhung 
des Webrgeldes gaben. Diese Frage ist jedoch bei der gänzlichen 
Verschiedenheit der einzelnen Volksrechte über diesen Ponkt nur 
durch ein genaues Eingehen in die einzelnen Bestimmungen zu lösen, 
so dass die Gräozen dieser Arbeit för ein solches Unternehmen zu 
eng sind. Jedenfalls glaubt Rec., dass der Räckschluss des Verft. 
aus der Verschiedenheit des Wehrgelds auf Verschiedenheit des 
Standes nicht so sicher und harmlos angewandt werden dUrfte, wie 
es vom Verf. geschehen ist. Allein gesetzt auch, diese Sopposition 
anteriiege keinem Zweifel, so irrt derselbe doch, wenn er glaubt, 
das Dasein eines Wehrgeldes iiesse auf die Existenz, und um- 
gekehrt der Mangel eines solchen auf die Ntchtexistenz eines 
Standes schliessen; denn. das Wefargeld ist in seiner urspranglichea 
Bedeutung, als ein Mittel, den Verletzten oder dessen Familie zur 
Entsagung der Blutrache zu bewegen, nicht ein Recht besonderer 
Stände, sondern ein Recht jeder rechtsfähigen Persönlich- 
keit; die Verschiedenheit desWebrgelds giebt (probüiis pn^handis) 
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Mehalmts %m^ ^uMmAuf; 40r v«rMlii#4fBett Gr«4e i%t RedUi* 
Mi%kf^t flMhrefer PersöDlkMieUaB, so 4asft ans 4em ÜMiUidlo» diMf 
gewUsmi P#rse«eii 4«« Wefitfold g«RZ vertfigt ist» keinoMregt nil 
4ofei Veif« zü MhUess^A.ist, e& $ei keU SUm4 vorhuiideii, 4o«dArai 
mr, A9M^ dieaea kdividtt^ii gwwUM Tk^il.e d«r.Mii»t Mieo Pfnoat« 
»Ulebeod^ AQchtaßlliigk^t abge^ehnit^QQ «ipd; Auf 9ia»« Arfanta- 
Ufti#B kma ako 4l«r Verf# s^ioe mu» TiuiMie adiwf rlidi sKUsta* 
Prftfen wir ieAüh die woilerea Btwau#. 

Im §^ 4.. vorMicIit aH^li^b 4er. Verf. die vi^a ihm ai^aiKMmnaa» 
Bedeutong ehr Rechtlosigkeit aus der WirkoDg.derselkeOy dass #!• 
wMk&% mache zu epeiiebriicMn Ha«4^jMig9Dy ;in IrngnOndaii. Er geht 
hier jisalcbst 4avon aua, 4asa je4er aieh( RecWose. ftbig aei, ala 
Sehöppe uod ürtheilsMer im (kdichl au6itUet«ai, so iedoch» daaa 
die VierMkiedoiibeit 4er Sttfade JkakanHiich Biaflii^ habe aaf die 
FttblgkoU des Sehl^ppea entweder im Xaericbt qnter KiMii^shana, oder 
ek*e KiteigA»iii>/ oder bWs« in I)ofigeriebte zii.enHiliffneii; 4a nwi 
der Reehlleae in k etilem iSeri^bte als Uriheiiafi»4er geUet kttofio« 
so Mg^9 dasa er.filr ßtandeslos gehiilten werde« mjliite* Oija#er 
Sfklflss ult im der Tbat etwii^ mehr ak origiaoU; deim da die 3tiad# 
ttkht auf du FAbigdeiti S^hOppe aa 8eiiii| «berbaapt,. aonderpi wt 
anf die BefiigDias> in. einem hesondern Geeichte ale Sehüppe . auf- 
treten za dürfen, iaEiarteo, so kano. man natürlMh den gäpzlichen 
Mangel der SdM^ppeaqaaUtHtnkbt. mit einem Mangel des Stande in 
Verhindiiiig brinfen^ , Ji)^r8$dihe TmgeoUass. liegt ae^Qb . itt folgenden 
Af^gsn^nlatien 9« ßraade, in welcher der yel;f*.daraw^4 ,4aaa dio. 
Reebltosea k^ voUgfkltigea Z^j^fftm vor Gericht ablegen k^Miana«^ 
daühnn will» ifm dias£i in der Standealojiigkeil der eratera 9ein«n 
Gmnd bebe. Eine BrvräbmKig verdient dabei nnr noch da^.Argji-? 
mnni, welches der Vepf« Mt se^ Ansicht in. den Werten der. 
Cetutn pmis von 12W. (v^.:J|feiH«$i. Germ. M^. IF.p. 316*): t»4>i» 
omnibMt turne» camk memaraiU sU: omi» Mü iiyr% i»iegß^i 
simtme^-.et bmße fam0e eUi^^^.&t^n wUl I^ mit den Wcfrlun 
„miegri^Muf^*^ dio. ReflbtloscfD ^meitt^>si»dY gftht ays der. (i. <r/ 
fi. 482*9 436« n. A4&.) »pUtem wdrtUcben Wied^rb^mW de^Gea^Müit 
in 4nataober Sprache, bei vor, . worin jen0 >Vojie ab6i:ßnlat iver4«il^ 
„An aUen diesen eechen^ di^Jiie vur geserieMeu eiuU fMieh eiejeUeh, 
stMlbere vrimen^ der sin ,reckt hat bebalien^Ku. s- w.,'^). . Per. 



*'\ El iit nicht nöthig, mit HiJIebrand in der oben bezeichneten Schrift 
S. 16. N. 20. die Worte: „rf^r «iVi recht behalten hat** auf die Worte der Con$t, : 
y^mm9fimtm§^S an beaiditn. 
KHt. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. VIII. 45 
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Verß Hbertetzt mmu inüBgri $$üm$ mit: ^ier m4wmi Simi4 Mnihni 
IhH«« ttii4 Bifeiail M, ditfs mit jese» Wortett tof tfe Uttt^Hetitiieit 
J«i SiümI«* Besage genoMiMB w^rdes sei. Off^ar bepkX d«r Verf» 
Mer eine aagenscIielBlidie pHkh prike^u^ dtnii sehMi 4«rr9niMlM 
AM^miek y^Biäiu» pefmmtäHo^ biUe ibm tagen aoll«i, data #M)Ma 
Bidit yyOebiirtaalftnd^*) soadera ,,Reeliti»utaBd«* faeisae« — ^ ^^ 
keiner WideHegoBg bedNlifeB endliek die dcbn^eheii ArgBoMft^ 
welebe zuletzt der Verf. ib dteiem PaMgr^Aem dar«Ba «u entMaeii 
tieh M6be giebl, dasa der Rechtlose Bieht Riciiter VBd Vortfreeher 
bei Gericht seia dtkfa, 

Dea lefzten att« dea WiitottgeB 4er Reebltesigkeit ettthibatM 
Bewaiagraad f&r 4ie fieliattpt«Bg, dasa die Recblloeigkeit glifefa aet 
der Staadeateslgke^, tedet der Verf. ia den Dttalavde, ^ma der 
Reebtlese aieht Voraiand seitt k^hme, aad fleine ArgaBieBtatieii ist iai 
WeaeBtUeheB felgeade. Die reckte Vermaadsehaft (d» b. die legt-- 
Umk iai GegeaaatB der Dattrtutel) setzt StaadeagleieblMit awisebe» 
Vorftuni vod Glieatea veraas; da aber der Recktli^ae keiae* 
Stand heb«) se ailsse er aacb von dieaer Vamundschafl 
a^BSgeaebUss^n seia!! Hieraas wird aan van dem VerAwsti^ 
^ftfd^mni der Salat gefolgert > dasa der Rechtlaae keinen Stand 
b«be. -* Abgeaeben aber von der UaiüeMtfasigkeit dieses Arga^ 
aients vermißt nuin name^lkh aacb hier etn nmfisBOBlereS) lle* 
fMre» Bt^geben tn die QnelltB. So iHrd man, vei^geben^ nach sjaer 
LdMMfg der Prag« siM^n, ^ie aMi müt de« Vetfk« TbeoHe n« Bt 
SH«ll«n vereinigen, wie GMi. $tat. (Glkehen p* ^,)\ „^ r^d^$tfit^ 
BUMi n0 mmek nemanitw rnft/mmh wesieü^ d^ne äinwt «M'iea imd 
Mmp ki%Wer4.*'' — JednnCatts muss skbRec* wttnd«m, dass sieh ^t 
Verf. niebt wenfgmns hier überseagt bat) daaa seine BeweisfiibnMig 
Afsslnngen sei; denn die Pdbigkeit tut Vormnads^baft ist niebt etwn 
eine von besondem SiandesverbaltnIsdeB Wdtngla Berecbtigmigf «en- 
dem ^n alten Personen glefichttktfssig nustebende^ Piiv*trecbt> nnd 
init Recht sagt deabalb Kraut (Vorttondsebaft S. 51.): m^ ^^ 
Reebtlosea nnd Ehrlosen die wiehtigsten Preibeltareeble enfr- 
bebren, so bäa|;t damit ohae Zweifei aueb zaaammen^ dasa sie k^neii 
Vominnd haben kdfinon.*^ (Es ist aa verwundern» dass dar Verf* diean 
aefner Theorie ^derspreebende Steile an eiaem Orte eitirt {$. 35»}i 
ätt welobeal er Bo eben seine Lehre von der Standeslos^ail ver- 
theidigt hat.) ^ 

Wenn Rec. hier die Kritik der Beweisfübrüiig beendet^ welche 
der Verf. für die Theorie, dass der Rechtloae «ick als stttndealea 
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düriktvfbift* totsiMIiI hal^ s» Umt ^ dies nk dar Oebtnevgisfi 
tes iclMA diese wenigen Bewerkmgeti ^ w«idM wegts der engMi 
CMnie» einer Recentlon wUkl woU crw«kert wvrdm ktaiest iiis- 
reldien w^erden, «in d» BiaflUifkeit der B«dde'ieli#n ArgMMnie 
danmUMUu Badie tiedbst fllliH sidi jedeth nielil gans titber« wd 
gM>t sich viele K&he, «elgegetistelieBdb ScbwterigiEaiteB) m^wn eaeli 
aft in Mlir gexinwgee«* Art, wm keteitigeD. Diese gilt s« B* Mber 
die ErUlroag, weiche er S. 4S. f» Fin der JieiDmetmi SaeHe des Reoht»' 
taeliB Badi DisUniitiene« i^erseelit (IIL, 17., 3.): >>4/«r Ju4e 4oi nhk$ 
Utn vartproekm üUen id$ rmwierm und dib9n^ l»9ker dem MM 
ktimeHek und wwd dmke adir remiSM gvi mndd* im irfimden dmi 
mu er ledig wedir g^n mitffemette^ d^raxu wird ker re^kie^ 
ims umder Juden und under €kti9Un''. DitSe SteHe stellt »il 
dbrTbe^e desVerHi. i« effenen Widerspr w c ie . Denn die Jaden stelrt 
ja da» deutaelie fteci^ als Fremde na^ die Ihre fteclite der Gnade des 
Kaieers verdanken and sielier aik den ChlisleB in keiwr Seaadea^. 
ge*em€haflt stehen^ wenn, aber Aeciilivsigkeit der Stondealoiigk^it 
gieiohetdirt, so miis^n d^ laden aaeh dieser Stelle der Dislia kti e^e a 
etwas rertierea, was sin gar nkkt haben, -^ ninlteb einen Staad« 
Der Verf« evcki sieh deshalb dantt an keifen^ dass er dem Worte 
rercktles IM^ense andere, eis die ron ikn angenemnienn teehnisohe 
Bedentang nnlerlegt, und behanptel, mk Hinweisang nnfBuHneÜo 4* 
iesnelken Cafiitels; ^ss reebtiee kier die Bedentnog büke, die Joden 
eetiOren im ihnen darek den Kaiser verstetteleii Mvii^pem^ nUein 
a«ek In dieeer Attffiuaattg siehe die Steile eeiner Ansiekt niekt enU 
g«gen, wei nHm dieaen 6«mibteein aller jidtseken PHrüegien ge* 
wiasermassen ekenlalls als ein Anseeheiden ans der jidisdken Slnmnm 
gwte ss ena e kaft nnaeben kMne. DaaGenwungene der £rk4iruag lenobtei 
ew. Die riehtige Indei^elatien dieser Stelle ergiekt sick ven nelkst, 
eeMd man aksiekt von der wülkfiheiieken Anndune B»dde's, dnss 
«e Reektloitgkeit e«e Slaaderiosigkek im; dean wie aaek Hil(e<* 
^rand in der cngleick ek^ veraekkneAen fickrift 8. IS/gaaa iieh% 
fcem e rk t, die Joden katlea dorek kaieeriick^ Privilegien efa^n Ikek 
1er aRgemeinett GetiektsfahiglBek orlaagt, deren fintaeknng nnek 
den sogleiek am ersnemden» wie dem Ree« eiekeinty riebtigen Prw»- 
^Sf0 als «in ReckHesigltek erzeogetodei^ Uiistand^ aa%efasst werden 
hima. — Dieees riehtige Priaeif ist näailicfcf naek des Aee. DiMf^ 
heken, das ron Pkiiltps in ^bssen Gmndsitten des gen. denisei. 
PHvmredili (2. Anft.) Tk. L S* 072. a«%eateHte, liasa ninUiek Ree k t- 
leaigkeit «Be Bndiieknng der weaentUeken ppoeeasnaliscken 

46* 
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ftecitt« sei. Diess IWralUI ^dit theili «us dea WifiMmgefl ^erAeelap* 
IfMtgiwH lierver, w«ldie sieb, wie wir sofaon oben nesebei babeiv 
stelnUieh tfnf M gmcbtHeben V^bÜtutMi benebeey tbeil« ea^nMil 
es Mseb ^m besonder urtprüigliebeB »ad »war techilch— B e de»! 
teig vMiRtdH, nariiiieh Prbeesi, Geriebt. DerBeiveis, daai dUtt^ 
ktjrter« Bedeetiraf vea Reebt wiriilteb iedumcb iBBr, -fieiMe: sich.iM» 
sebiter dnrdit AUegation tob Qeefleaxeogiifisseft-flbteft^'weftlrjedoiiib 
ia dieier fe^wirl%eii Arbdit ktiih Rena ist Dea^^iswHrf^ dtfB 
der Verf. diesem Principe S. 5. nacbl^ daas es siab nicbl lerbttre« 
•«d in das^ S^i^steoi der gerMautebea Volksreeble eiwreibeB dasee^ 
kaBDs Rec. nicbc für gegrfiadel aasebea; des« die Befiigniase. jeydfi 
nnbescbolteoen MaBoes, in GeriebCe als Sebife, alt FdrspreeJiei^- 
alsZcioge^D ersebeioeB, siadfibreiireebte, iBde« et bei Aiiilibut 
sekber FaBklMueB auf eine Wirksamkeit aakMiQ^ weidwr da^üffeiil^ 
Hebe Vertrauen VerinkMSiiBg oad Gebalt giebl; werdea diese ^€4 
fogiiisse JeaMBdem zur Strafe eatz«§eBt sa liegt derGraad ia aiaem 
das efeaiUebe Vertraaea vertoicbteiidea Varbrochen; feUea sie aber 
ieaMiodem wegen smer Gebart, so liegi -der Graad in .der im 
Volkibewasstaein begrfladeteB Ansiebt, welcba jenes tfeiiliidia'Veüf 
tränen aar gerecbiferttgt nebt, sobald es einem aas rocbtmdesiger 
Bboiuad voa aabMeholteaen Ellern geborenen Me as c b e a gesehe^i 
wird. 

Diess. mdge genflgen anr Be^eebang and GbarakterisifBag 
des PrinoipSf welcbeiB der Verf. zur Eatsebeidaagssorm ä^f ahoa 
ReeMosigketÜ erbeben will. Bec. bediaert,* dass ia dem^rorii e ^ a sit 
den Bliebe die EntsobeiduDgsfnellea aUeia aas^doo Renbtsbieber».ea^ 
noanaea ^ad, dass der Verf. nicbt die rorwaaskoa Qaellea aad 
nameaUieb nicbt die nordiseben Reebtsdeakmüer ia den Greift seiner 
Forsabang biaeiligezogea hat; besonders föbk mati aucbdas Bedarf«- 
eise einef genaueren ^itwicklung der GoHHiiebtedes SiäadeWeaaM^ 
auf welebes döeh der VM, seine ganae: Theorie gebaut bat.; VIelr 
Mtkx wörde er dann; wena ei^ diese ^mMre und. Jireitote (&aiMi.gei- 
sucbt b«tte, seine Ansicbt haben ßilien ia'ssed. Aneh in des Colgaadefi 
Paragraphen, in denen der Verf. von der fintslobung der Reelll(M%- 
l^t redet, fühlt man das BedQrfniss einer Intern Grundlage und eiMr 
weitem Untersttttzung des durch die ReebtsbOeker gebotenen JÜaie^ 
-riälsU Scbarföioäig und der besomdern Erwähoang wfirdig isi.die 
ft. ^B^ f. versuchte Vereinigung des Widerspinidis.der Glos^ao^ 
Landi^cbt des Sacbseasp. L, 39. (welche unter den Kämpfe», iim 
im Sacbsonsp.'als reebtios aufgeführt werdea, nicbt isbreade Gladsa- 
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toeea« soAckm diejcttigieii versttlk, w«icbe um Loba Ür Andere ge* 
richtliche Zweikampfe aolernehmeD) mit demGrandsttlse, dasa solche 
¥€« der 6&«6ie: angeBenuBeocii Personell eio Webrgeld haiten (vgl. 
lex FNh^u. 14., 7.)rder Veti. esiscbeidet dtese Controverse dahin, 
,idass die RäcfaUdsigkeifc olierdiags nicht darcb die Ueharnahme eines 
geriahliicheA Zveikampfes um Lohn ei^lehei vielme^ auf dem Ge** 
wei4>o der fahrenden Gladiatoren hafte , dass aber di«se ieictera lur 
Ziut der. RechtshEfioher &st ansai^liesalich als Rampfrertreter ge>« 
dangen worden seien^'^ -^ Auch die > Schwierigkeit, wekhe für die 
Begriffiri>estimmang^derReehtldstgkest daraus .Mtstaht, dasaeine iiare» 
Wirkungen, nlmlidi dec.Veriist: diis üasfabuldseidea, bloss bei den 
dnrcb Vedirechon, nicht schon darcb'CMiart reditfias Ciewordeifeii 
SlauSadat, weis» der Verf. S; 69^'fi auf ejncsickbr .xo btlUgenla 
Weise au beseitigen^ indi^m er anaimmty dato der ünachnldseid nidit 
inPolge der:R)ecbJtiostgkeit, sonderti der ivarbrtokeriichen, das ^eni* 
Keke Venraoen yerätchlenden Handblng Yersagt w^de, dass dies« 
Wirkong also gar .niisht.zu den etg^ntficheni. Wirknagen der Reebl* 
kttigknil »gebdre, and .mit. der letzlem nnrlinscrförn in iVeMandn^ 
sMÜidö^udas^ di^ 9ftiidkiaga% weMieiR^ehfloas^it bewirkten, auch 
den (JhsehelAimd ranbAea, — • Eine' Brw^yMMngverdteiit endlich >nock 
die BfgefltfattnditfMriritv dass ^bm* ^erf^inüesehi ^deriRn^bllongkett 
gewidmeten Abschnitte inr §«10'« von einer aui dcir Aeicbsohtna^bl 
kenrcKgehendiM Recbtiesigkdt Mdet. Bmr Ve^* eHclAi-t fattr annächat» 
dass'dle ekfiicbe Yerfeatung Jemandes eigenlbttmiichetNaehtheife iiir 
den Verfestigten habe, wekbe er sehr richtig als von den Wirfcongen 
der Reehtloaii^eit viefscbieden erkiltrt; denn die .ent^egeageselate 
Analehl von BieUhern (Einleitung •§; gS«) beruht' wohl auch auf 
Ufisem Missverstindaisse. Der Yerfl Itthrt dwanf riohtig ai», dass 
die* durek die Oberächt entsteh^de Friedlesigkeit. zugleich. auch 
Reehtjosigkett bewuHit, welche nwar wfthrend >der.Daiii er der erstem 
ni«^ atohtbar hervortrete^ aber, dann, von BindeotiBig werde, wenn 
sMi der Geftehtet^ aus der Obtiraebt^wied^r gezogettihätte^« indem 
dami zwar die weitem Wirkungen der I¥i«diosigi|eia hÜM#e|^dkfni 
die der Rethttesigkeit akert. bealeken büeben. '&^ sehr 'nnft.Roä 
nuek Uli dicaer Ansieht einverstanden i«t, so missbiMigt er doch^ ddss 
der. Verf. das wtektige Instkut der Fsiedlesigkntt ta.seiaieai fiuohk 
nnr ^ae .nakenbesiund oberfiaehliefa: bekaidek ha«; nkdies islilzu.befv 
daiieni, dass ihm die voitrefliehe ßebiüflt von Wliiid» über tdfiOstM 
6eg<^fttand (Slrefreekti dee Germanen. 8, 27&> aJ^Mkanat bMKen 
mnaaCe, weMo Ferscbnng namailKcbaiir Erkenntnki der ik dieser 
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L<^re be^nfcra wkhtigM nordit^loa ¥«rhilteisM mUm niid ht* 
ddoUade Materiftlieii itelerl. 

Im Eieeltea Absehnille mIms BocIms JuwdMt ifer V«»t ttbir dK« 
vieJbesproeheBe Bhri^siglicit ki ifea dMlselieii RecklAiekers. 
Ergeht bier d^dfalba tnto eigmem Wt^\ et ytrwaiH üt Jbkkerifpe, 
Banestltch vcm BielibQrB (DmI. ftiMtcp n^ R^eiitigMdMdila §* Mll^> 
verthetdtgle Aasitbt, ilass iie BfaHoägkeit «Uan Vwfant cler bcrsoa* 
dem Suiiiesreebteieai*aiteftha<v«vbrii^f «fldMiaiipfet, iIms did 
dentsehen Recbtsbficliar 4m Wort,,Eltr6^^ ia der gaw#lMriidieD, iem 
Getote der Moral ai^sehiOrigciB Bedealoag !v«i ^gater Name«^ 
vad ibiM9ir» Acbtoagi «af «^iebe Jbdtraadi ddha Mawettabe aeiaei 
fiHlieban VerlMUteas Aasprach Inrt, gebraotitea, weHar er siek a^ 
die bekaaal», ftber .fWißH» ere'' landekide Stelle dea S«€iM«Bi^ 
geh hf 5t % bertififc.^ Btee« «ttgemetae filife w«He a«B i» Staate 
leben v eranArt dardk did breseadei'e fibre, irdelw eiae Feife dea 
Slaiidee etaer Peasoa ««? '^Mk ilSove auia mh eiaa taldte aidil 
elioe die allgemeine. £h« dü^atb Die in den Quellen genannte 
EWeaigkelt jran btenckna^ wie aas cbm Wofte berrergeke, den 
gaasKcben Ifaragel jildäa Anapmehia anf Anerkennong der p«raOaAidMin 
Wtrdey keiae&iregs aber 4eb Vei^lait eiatger aatgeaeieltttetier Bhre»- 
tmk^s DkA PÜle der laütekuiig der fibtioiigkeit aeiek mckt ge- 
tobkiasen» wei die Bstsebeidaag derwllifen der Volktattmaie geb^lre» 
und aacli die Wirknalren deä Ehrlongkeit, welobe dai i¥Hr|ilredrt 
gar niebt berfibrtei and ttberhaapi niebta Jinrittkehet wiran) seiei 
iron der Art, das« aie ^le genaae Definilien von Eiirliteigkeit gar 
aiebt erbei^ebtea. Obae frejlieb in dteaen Zeiten einen Bea^ Ü» 
ieine Bebanplnng mkri^gen zu kttnnen, gla«ibl Bee. doch, €Mnde 
genug EQ haben, um de« Verl bekslinanen zn dirfen. I>erffinaraad) 
den man dieser Aoeicbl madit, data to^Raoktabtteber Ob«rail ?»n 
der Ebrlosrgkeit als einent beslknaten nnd flzirten lastttate, aad 
zwar naaientliek in Verkiadaag aiit der Recbtkiaigkeit, sprdcfaffli, dasa 
es also ntit diesen QneBeo im Widersproebe steke, wenH «an die 
Bkrlosigkeii so ganz aal dasGebwt der Maral ziehen weMe^ -^ dieaer 
Einwand bat in der That'.w»iiig>B^dianttivg; denn a«rii bei der röni- 
sehen, sogenaimten htrjaiudo war cUeae Vefbtndnng des Eiaiosses 
der sitUkken AnsdiadoBg mit dem jurisUseben EieaieBte vorkaaden; 
dass abte* gerade dieses insütnt ta d#B Zeiten des getaantacban 
Iftttelalters vm hoher , seihst Juristisober Bedentnng sein inassle» 
eriEÜrt sieh lekkt ans dem dnrck die Feada^irat la sohlimer Weis9 
aasgabitdeten Begriffe von fikre und dem aeaea Begriffe von Trene, 
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Vgl. Liebe der Gra^dadel. 1844. S. 39. f. 

I« dHitea Absebmlte eadliefa baadeit der VerC von. Aer Eebu- 
loMgkeit. Er bra«ebt bier ecbtlo^ für das Woi% friedlea» #1^ 
Spraebgebraocb 9 der sieber aicht zu billigen ifl» da ecbttoi vielmehr 
leebaUeb lOr Den gebraacbt wii^, weieber on^belicb geboiea iat, 
4>der im keiaer recbtea £be lebt (was freilieb, bei de« Priedlesea »«* 
t$^8 der Fall isi). Die Benerkpagea über die FriedUsigkeU, die 
§• 15. genaobt werden und sieb aa die oben «eboa geaatate Ad der 
Friddlosigkeit, weUhe dareb Oberaebt eotsteblt easeküeisee seU«% 
(md ebne erbeUiebOD Werih, aad es leblt ibaea fiberall die BegrAur 
daag und Aas^raftg, weleba fMm io einer Me&ogaapbie ibev diaae» 
Gegenstaad. xn fordern bereebligt iaIL Oar leixte Paragra|ih dieai» 
AbscbaiUei eaiblüt eipe BrfclMrvug der sebwi^rigea Stelle des hm^ 
reeMs des Sacb9en«piegeU I.» 51., I*« •tu weieber jedeeh fttr die 
Theorie diMor I^aiMite veaig gewoanoa wird^ mul dea Veasaeh» dus 
aee dieser Stelle gegoa die Tbeorie des Verfs* , dgss die Reebtlosii^ 
keit gleiefc sei der StaedesbMigkoit» berrorgebeade Argaaieat dnrcä 
eine, weim ieh aiebt irre, aussbingeae Inlerpretalioa gm beseili^aii. 

Die Stelle b^isst aüielieb so : ^^wemd« em recAlhM num mui¥^ 

e^ mi ft4m«$ ¥m4e kimhr^ bi m g^miim^n^ die ims eweniwrdmh 
sm; (th mitm ei.iee/ sm erve n^mm umie ihrer m^fdereUü, w$nM 
iifi em ep^mhirSieh m — e/c.<< El Inigt sieb^ wie kann^ein Kind 
•ekfai VeMr, 4or„«taade«los^< ist, ebenbürtig sein? . Der Verf. 
büft eieb mit der Aaaabme einer Fikiiee, wekhe zer fiestiiaauuig 
des StattdM der iUeder notbweadig feei; ea »Qsste etaUeb debei 
sttUecbiveigend des VerbüUaise der «Eltern wriebgedaebt wesdeii, in 
weiebem die Recbtlosigkeit noeb luebi eingetreten wAre* Abgeseben 
y#ft der Willkflhrtiebkeit dieser Bilfe, wird di«»e ErU«rapg sebee 
deteb die riebtige Erbürwig Hi lieb ran d's «• a.O..S. 25. widerloit, 
dass bei der Bestiaiamag des Siaades eine^ KiiMios «eeb den Recbti^* 
Mkehern der Stand der Eitern entobeide, weieber wr Zeü der iSa.'- 
kürt ie§ Kindes vecbanden sei« 

0er letzte AbsiAniii giebl epdiieb eine btoM« ^km« der En^ 
wieklti^ Mierer Lebre seit dar Zei; der leebtjiblleber» Diet^ 
Darst«Uang ist kqn nnd eraiangelt su aebr albnr weitem Begriadmci 
eis deea eine genant Eritifc derselben ««gikb wirt» . Das BeseUxt 
isl m Weseniiieben Folgendes» Die ^ ReobtbMigkeil sei, weil 
sie Hiil den Standesrecbta in inniger Veibin^ng geitanden habfi» 
mi der grossen Verinderaiig dieaer V^Ütniase, wen» nicbt ganz 
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«nlergegaogeB, dock in eio ganz anderes Imtilat oiiigewatidelt wor- 
den« Dämlich io eine „AofichdgkeH^S mit welcber aNe^^tVirkQDjfen 
verknüfyft seien^ velclie veo jeher darauf gehaftet hAttea (S« lfd.). — 
Dve Echt- und *f riedleetgkeit sei üntergegbirgeii; niie Bhrliisfgkell 
dagegen habe sieh eHialten. Bei der Recef tion* iler fremden Rechte 
habe man ni^n die Ehrlosigkeit uwd Rechtlostgkesit'ftFr gleiebbedentelid 
gehalten nnd in dem' römischen Institiite nur netie EutStehmigsj^rawie 
fttr das deutsche gefmden. Wenn man jedoch h^ttlziitage> tliit der 
Bhrlosigkeil die WirkaDgeo yerbindo, dass sie 1) eiere Aussebläesseng 
von öffäntKchen Aemtern, 2) Unfähigkeit zur A^ökotor an^ Pro* 
koratur und 3) Unfähigkeit zum Notariat zur Folge' hebe^ so thtie 
man Uiireebtt w^nn man ^iese Rfestfttate atff das rdmisöhe Ini^^^nk 
zmikkffibre, 4a es vielmehr Wlrlnngen der^deeteilheit iHirlosigk«!! 
seien, welche die Reiebsgesete irrigei^^eise' mit der'4l)mitohen fi^- 
fimie < id^Blißcirten. - Mit > Recht verwfrA daher endü^h \der *- Veffi 
S»i'126^ dte'UntersebetiGlnng Eich bor a's von einer' rfmiseheiattnl 
deatfrchen iDfamie, indem der Verisnch, die r^mlsoben und devtscbea 
Begriffe zu vereinigen/ miestungen sei und das r5miscbe Recht in diese» 
Lebr» diifkkms' keiüen erheblichen Ein#ess gebiibfrli^be.' Ak'ppait&' 
sebes Retultiit ^l^^it der Verf. min Folgendes' «nlt Es gtb^ abefa noett 
beotzniage ein» Vemiobtmig nnd eine blosse SebraHlerung der liftrger- 
Ueben Bfare; die erstere bezeichnet er mit dem Namen Bhrlosig« 
keit, weleb« ameh jetzt noch in den von den Reiebsgesetsen vor* 
geschriebenen PäUen und als Folge enlefarender StralPsn eintrete ^die 
Uaissen Verminderbflgen der bürgerUehen Ebr^ dagegen seien* «o 
mannigfaltiger Art, dass sie^ sich niefat ersch^pitol anfeäblen lieisseiti 
In die Glasse der letztem Znstttnde redinet er namentlich das Ver« 
bäkniBS des Schinders nnd der lifteketiebeii Kinder. Es findet eieb 
r» dieser Darstellung manches ^ Währe; allein, wie «eben oben be*^ 
merkt ^werde, ^s ist unmögHeh,' das SejMraWkende und fiolbwabre 
hier sicher aiisMsclieiden, wteil der Verf. über all« S^chwierigkeited^ 
welche bei der Begründung eines jpraktisbhen Resultate in dieser 
verwickelten Lehre vorhanden sind, mit eitter so nnglavbüeh teifcbten 
Mailier 'hinweggeht, dass es önmdglich wjrd^ ibn genau zu centro- 
Krenl Rec* behlllt sifch Very an einem* anderen Orte seine Anhebten 
lri>er diesen Punkt genaber, als es hier möglich ist, aiiszuftlhrtett'. «-^ 
Nur die Bemerkung mdgefbier noch Ratim tnden, da^s Recv^dem 
Verf. nicht 'b^iaiimden kann, wenn erS. i^. als eine Wirkung* der 
fihrlbstgkeit bentzutage den Verlast des «deinen Bnaiides bebiaeptei 
und dafür sieh auf die im MiUekiier üfcKtbe Autöstosseag «ine» Ehr* 
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J^s^n aus de» rkt^rM^MkiMfä' €U»rp«rätiw^ Mit gleiölMi 

Rechte ^%tAe m^n ^^n he^ttaiäge die D^jgir^aClön eines Bflrgeri 
zain Bmieni als Sfraf^ ^khrEtkVlösijgkeU bekaik^len niOssea, 'da ja be- 
kanntlich ein ehrloiier Bürger ans der Genossensehtfl tlet Ziaft« vai 
bilden verstosStti wairde. " 

Diess m9ge ^eaOgäa ttar' Bespreelmttg ntd Kritik der Stkrifl 
▼on Bndde; ^ec. glanbl, sein Im Eliagaiige* der Reeenskm ais* 
gesprochenes Urtbeii hiblättglidi begrandet zu haben« 

2) Die zweite oben angezeigte Sehrift, von Dr. Hiilebraod) 
ist eine Inaugoral- Dissertation, welche in kurzer , gedraagtoir Weise 
denselben Gegenstand behandelt^ welcher das Thema der eben be- 
sprochenen Schrift bildet. Der Text dieser Arbeit giebt eine kurze, 
klar und gedrungen geschriebene Darstellung unserer Lehre naek 
den Rechtsbfichem des Mittelalters^ und die zahlreichen , unter dem 
Text befindlichen Anmerkungen enthalten theils eine Begründung 
der aufgestellten Grundsätze durch Anführen und Interpretation von 
Quellenzeugnissen , theils eine, häufig glückliche Polemik gegen die 
Vertfaeidiger abweichender Ansichten. Der Verfasser beginnt seine 
Darstellung mit der Friedlosigkeit, als dem Institute, durch wel* 
ehes die ganze bürgerliche Existenz einer Person vernichtet wird, 
und geht darauf über zur Rechtlosigkeit. Sein Princip, welches 
er in den Noten, namentlich gegen die Ansicht Budde's, vertheidigt, 
isl das auch vom Rec. anerkannte von Phillips. Richtig behauptet 
femer der Verf., dass die Echtlosigkeit kein besonderes Rechts- 
institut bilde, und stellt sie demnach als das Verhältniss der unehe- 
lich Gebomen unter die Rechtlosigkeit. In der Ehrlosigkeit, 
welche der Verf. nach der Rechtlosigkeit behandelt, siebt er die 
Vemiebtong der mit einem gewissen Stande verbeadenen Rechte^ 
welche hauptsächlich in Folge solcher Handlungen eintritt, die eine 
besondere Treulosigkeit des Thäters beurkunden. Es ist diess mit« 
hin ziemlich dieselbe Ansicht, welche Budde für die Rechtlosigkeit 
vertkeädigt. Schon oben hat Rec. seine üeberzeugung gegen diese 
Meinung ausgesprochen und bemerkt hier nur, dass auch dieser neue 
Versuch der Begründung jener Ansieht weder neue Quellen, noch 
neue Gründe zur Unterstützung kerbeibringt. Zuletzt endlich redet 
der Verf. von der einfachen Verfestung, als einer Art von Ehren- 
sehmälerang, welche sich, wie von ihm sehr richtig bemerkt wird, 
mehr der Friedlosigkeit als der Rechtlosigkeit nähert. — Schon 
die Tendenz des Schriftcheas , eine auch in der neuesten Zeit noch 
se unendiiek bestrittene Lehre Bochmals zu prüfen und die Ergeb- 
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MMe der Prtfaog io ei«£fteli#r, gedH^egler Ders^elhiBg »iiiaUieUeii, 
verdient um so mekr euM lebende Aneritei^HHqp« je «ekr aoeb der 
iietie»te Beerbeiler des deuUebea Priretreeblf derob die greiUte« 
HissYersläiidaisse eis ZengoiM defür ebgelegt 1m^> des« dieee JLebre 
socb keiDeswegs allen Gelehrten zu einer klaren ind aftobepp An«- 
sebaenog gebracht werden sei« — Dieaelbe Anerkennwg iiber ver- 
dient Wieb die Anif abrnng^. de m^m Abe^t erkennt, 4m» der Verf. 
mit sicberer Kritik «nd. QueUenl^enntnife «eine Reavttate mi begröndee 
ver&lek^ Mdge er das germanistisebe P«blibuiii reebl bald mit 8bn- 
licben Arbeiten erfreuen i 
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Lehrbucli des deatscben gemeinen Civilprocesses. Von Jut« 
Timotb. Baltb. t* Iiinde» b. R. a.d. Phil. Dr., Gherz. Hess. 
Geh, Staatsralh, Kanzler n. s. w» Sechste, verb« u. venii«| Aufl. 
Bonn, Marcus, 1843. XX o. 568 S. gr. 8. (2| Thlr.) 

Y&rt]%e iib^ir im gemaiiMy» ordentlicben Gvilprocess. mit 
Semebojig: «af M^ärtio'» Lelirhiich. voa Jir. WUmrmwu Bajfm^ 
'Bi»frtlb lu 0, o. Pr«i d,IU a« d. L»iKrigs-M«xUMl.*Uiitv. in imnchoa 
«. «, w« AottnU liDtifhBdurlftL lliUheilQtg Ar aeiie Znhirtr bMum^ 
Sa«W«I0 AvAßge% «i( Ztt^lttzfiii a. Beri«kliguBgOB. filfiadieai 
lilorftr<-artist AnaUlt» 1641. 711 S. gr. 8. (!^ TUr.) 

System des römischen und deutschen Civilprocessrechts von 
MH'. Aug. Wilh. KeHKer, K. Geb^. OberraTisionsrath ^ o.Prof. 
n. Ofiinar. d. Jnristenftie. za Berlin. Zweite, vOtIfg nmgearbeit. 
Ausg. Bonn, Marens, 184S. XX n. 669 S. gr. 8* (3 Thh*.) 

Ree^nsirl 

»on' 

Herrn MPr. Franekef Arcfalvar des 0.-A.»6ericbt5 zu Kiel. 

Dass Hae. es nnterff^mnieR bak, diaobfgen drey Werlie zesam- 
aien sa sleliea, om sie ein^r geneinscfarafHichen Benrlbeihmg zu 
oateraieben, bedarf van gewisser ^eite einer Rechtflartignng. Demi 
dieselben sind in ihrer RiehtaBjg nüd AuafÜhr^g so grandveraehteden, 
dass sich ilrnan in diesen B«iielinDgen knnm eine geineinsanie Seite 
abgewinnen lisst. Danaoeh Well Itec. dto Zosammenstellnng ans dem 
doppelten Geslabtspunkt Ar ebenso begrttndet als angemessen, weil 
alle dref denselben Gegenatand bebandeln und weil eben die Ver- 
scbiedenarttgkeit der Werke die passendste Gelegenheit giebt, die 
Isdividsalitat jeden eiiMBabian, seine Verz«ge nnA Mangel, dentUeber 
hervortreten zu lassen. Es wird aber zum Tbeü schon hierdurch 
auch das Verfahren des Rec. sich rechtfertigen, wenn er io» Nach- 
folgenden bei der Beurtheilang des einen Werks mehr ins DeUft 
eingeht, während er sich hinsichtlich der beiden anderen auf einige 
wenige Bemerkungen beschränken zu dürfen glanbt. Der Haupigrand 
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hierför liegt aber darin, dast das Heffleracbe Werk, ebgleieb als 
zweyte Aasgabe seiner bekannten Instkotionen betitelt, dennoch mit 
Recht als ein neues Buch bezeiehaet wird, das als selbststindige, 
bedentangsvolle Erscheinang, auf eine aosföhrlichere WOrdignng An« 
sprach hat; während es sich mit Beziehoag auf die LebrbQcher von 
Linde und Bayer, ^ie als solche schon Ungst einen festen Platsp 
im ürlheil der Publikums eingenommen haben, hier im Wesentlichen 
iinr um die Anzeige einer heuen verbesserten Ausgabe handelt. — 
lieber letztere beiden sowohl, als fiber die Heffter^schen Institu- 
tionen, hat Rec. schon früherhin Gelegenheit gehabt '^^y seita Unheil 
int Allgemeinen ausiosprecfaen« Wenn er gegenwlhrtig veranlasst ist, 
jbsselfoe, woaigslens tbeiiweisey ndbor äuszufdbreni so 4ariP er sieh 
erläirbeo,' eine adlgeweiaere Betraehinng veriiusxdSchtcken^ die baitpt- 
sQ^kliJsb Idarcfc deAlnhaU des§.29. des Linde*seben'LArbiicbs «nd 
dur^ fteffterV An^hrnsgett Im System S. 24. f. )iei<l«irgbraren 
ist. Ausser Ruio r ff '^^j, der hierzu ohne Zweifel' den «rsle*^ An- 
stoss gegeben, bat vor ihnen kein §^meinreehtlicber PtfozesafaUM 
eine ao Vollständigkeit anch nur ähnliislie üebersicbt (iber das üite- 
i;i}r|sf;he J^te^if^l dftr evvEelnjen..^utschQir;L^nd^r^e«sf^:gfa;eben. 
Linde ist hierzu.nach seinem eigenen ^fi führen 4urqh ifEtn nic^t zu 
verkennenden Wechseloinfluss zwischen Reichsgesetzgebung und Terri- 
torialgesetzgebung veranlasst.' Heffter rechtfertigt sein Verfahren^ 
durch den *obenangestellten Satz; ,^Aucb der heutige Landesprozess 
in Deutsch)a|i4 ist gr5sstanthe.ils i^qcb eine Ausprägung ies iin ge- 
meinen Reichsprozess ruhenden Gedankens.^^ Die Wahrheit dieser 
Bemerkung is^ un^weileHiaft, uqd, diet Bereiebemiig^ wekhe auf die 
genanait^ Weise: die Pn^zesslitterAtor gawpnnei«, «rsebeieilKr di^selh• 
acheii ihrer Richtung nach als ein «mschiedener Gewinn« Wir sufMt 
der Ric^ung nach; deiMi in dur Tbat ist nHt der Linde!sclien 
Aemserqug das Verbflltniss zwischen g^neiaent u»d Landeeprozeas 
nicht so"^"^"^) vollständig päd tpel^nd gewürdigt» als mit Heflter^s 
Worten, Sehen wir von deiyenigea .Tbeiiea J>eiilachlands» ab, in 
dpnen.man sich .von der Grit«dUge des gemeiAe^Q^ts in der 



*) las. gem. 4elltfklienv. Sckl.^alat;€ivilpnis«si, Ate. Aniig. a«nbiÜBaC 

Thl.-t.§.i7. „^ . . ^,^ ,'.:•, .. ..; r '-. 

**) GrundrisB des Civilprozesses S. 16. ff. 
***) Treffetadet hat Linde selbst si'ch ausgesprochen in der Vorr. zu dem 4ten 
Theil »eiiteisHandfaiUQbii^ Wieitfarier abear dleAlcbtt^etl Derlltnltiiiz anerkci^nti 
hat er schon längst durch die Art und, Weise bewährt« wie er für die Gewinnung 
gemeinrechtlicher Grundsätze schon in 'den früheren Ausgaben die Litteraiur der 
eiMtlnfenTarcttorienisttbenatsenwusste. ' .1..:. . i. 
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■««ereD 6ei6t&g9ikiii|r 'ksgcfnimdit hat) b^traelileii wh» die heuligb 
6ielkH% )cl^ gejMfweft Prese»» im Ürifen DeotMlikiid. Was ist 
kier d^ LandeBpr^zsi» avders^ als ein Zweifp, «ine speeielte Pem^ 
elBd.^ber ^trsdiidd^M» Antpritgingett^ dtren der ge»ekffecMUclie 
Grondsloff .^liig isU : Der ^meiiircditlielie ' Prosess \mx is seiner 
VolUUhidiflieit ntir (&isteDZ ra' 4*v Wksenttühaft; hier ist er der 
Gemplexeiiep, seiner Fübigkeiten^ 4d der AiweiMhieg zersptliei er 
stell mit Nelbveodifkeit in seine, daveb Zeit* und > Onsbeddrfnisie^ 
io. wie doreb die Siik|eetivitit seiner .Aefie^seng berbeyfefiQbrten 
Modificafti^neaw Man stellt rdm gemeinev PriiseBS ystensdi dar, 
maii enlwiekelt ihn ans pliilosoplÜ8t;be»'Prinsi|»en: aiaa findet- Irier 
die allgemeinen von den geraeinrechtliefaen Qoellen a a i erkagn ten 
Grandaätse, aneh die bieraos bergeleitetea i^cieUm PelgesStze. 
Der einzelne RIebter wendet sie nacb seiner subjeelive» Interpreta« 
tien an; er findet Nacbfelger)in niberem aad weitwem Umfange; 
die Praxk.des eiasebidn Orts verbreitet sieb^ Aber das Territoriom; 
die Praxis des einzelnen Territerinms findet «H gern ein es Anktavg; --• 
und es ist weiter nicbts «^eiebieden, als ftr den AvgeiiUiek eine 
Contreverse, d^ im Lavfe der Zeit yieHeicbt anders entseUedea 
wird 9 mit oder ohne Uatsast&tEOBg der Gesetzgebung. So nnd in 
' iümlieker Weine maebt es -mk klur^ dass der anf gemeines Recht 
giestaizte Dentsebe Laadesj^oasess als ein Tkefl der Gesebicbte des 
getamnen Preaaases ersekeint. Unit kkrin Kegl oMreitig einer der 
iGfffiade, dieies^erklfliSiek raaebea, däss ein einigermass^n befMedi^ 
feodes Handbuch des Givilprozessesy eia Wei^, in welekem aae4i 
die 'Vjera^iedenen, na^ TerritorialrÖeksicblen stcb gesUrileaden Modi« 
^atiDMa des gemeinen Prozesses .gebibrende Wirdigni^ erbalien, 
siebi '9is eine uneireiebte Ao%abe dareleill. Dasis e«. niebt unsere 
AbsaSbt isl^ mit dieser Bemetikanf^ dea Slab an breeben'iaiiek über 
.das: Linde' sidie We^.voa dea Reaktsfaitlefai (das. sieb bdLaDMdieb 
jdsldea.A. nnd dtea 0PbeiV9^i«s fiaBOnebe änMndi^t), beS^ nidik 
des Ervii^nting.n Ree. Mt^fr^tidi kemesveges d^Ar,, dass A'es^s 
Werk an VomAfKebkeit den» variiiigeadett Ldirbccb ^s Verfsinäbe 
kannpft. Allein^ eben dieas Werk- ist das einzige, ito welchem es ver«- 
'Stiehl. ist, jener j>exeiebnelea Rtc^nng ein fienfige zu leisten; nnd 
schon von dieser Seile erschefait das abspreebeade ürtfaeiiy womit 
^Q. a. W.. Wielf*) ober dasselbe, becfi^t« ab höchst uaangemessen. 
bidesseb ilsst essicb nat ziemlicber £atscbiedeafaaii:varaMaebeB, 

*) In 8. Abhandlungen aui dem burgerliclien Rechte, 2. Heft. S. 122. in der 
Note. 
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data ebea die SdMrierigkditaii diiMr SMilaig «• VeiiMdviif dta 
Werki yerhiBderft werden; nid wird« ea roUeadel, ao w^ürfo akli 
daaaelbe, iMoliMaaafgabedarAaafiracke, walake derprakAiadMJorial 
aa ein Baadbiicli dca Prosessea zm midiea beraelitigt tat, jadanMia 
ab etae mdaaUare Arbeit daralaUas. -^ Um deste grdaacre Aa* 
erkeaanag; reirdient die VellataBdigkeit wkA Sorgfalt, mit weleker 
Heffter «ad Liade in ihren LehrbAcbem daa ^terariachen Staff 
flir die Knnde der veraebiadeaen J)eoUGben Laftdesprazefte geaaai* 
BHrft, Iba naefa dem Grade, in wekbem Jetstere ^reder odter ia« 
dimeier als Bestaditheile des gemeinen Givilpraiesfies eq bekaebten 
aiad, claiaificirt, «ad verarbeitet in die einselaeB Lebrea daa Pra« 
sesies eiavenrebt haben. 

An der nenen (seebaten) Ansgaba des Lebrbndia ron Liade ist 
diess als die bedetttendsle Vcrbessening benronnhebeik Daa hier 
(§. 2d.) Eoeammengetrageae Material ftber ^^ Territorml-Geseta- 
gebaog vnd Lkterator zeiobaet sieb aoob noeb var demdasBeffler*^ 
sehen Systems durch grIVssere Volbtiadigfceit aas. -^ Ree. glaabi 
aidi einer Bei^ndaag seiaes allgemdaeo Urtbetls aber das L/sebe 
Lahrbneb «beigaben in dOrfen. Wenn tr frOberbi**) die Aasiebt 
aasgaaproehen, dass sich dasselb« im fianzen dorcb legisebe An* 
•rdaüngt dnrch diweckmassige Vrainndttag von bistonacbar nnd phite- * 
sophiacli praktischer Bebandlang, dareb Kcblvalle DarsleUiuig« so waa 
d«arch VellaUladigkeit des erdrterteii Materials nad dvrab ReicbtbMi 
der aagefibrtea Quellen undLÜterater aaszeidiabi; so ist diess »eob 
jelzl saiae Ceberzeognng wie daauUs^ als er sich ebea dorcb dioae 
Eigenaellaften bewogen fand« aeiae eigeao Daj^italiiing dea ge awt oeo 
und ScUesw.-Holst GivilprezesaeB dem Linde'saboo Lebiiboeb nihor 
aaznschliessen« Und eben hier bat Rec andi Ciabgenbeit friiabl^ 
die EinzelBbeiteB hervonBafaeben^ in welchen er mit I* olebt einver^ 
standen ist. — Die 6le Aaagabe dea Lehrboeba entblOt^ sonel ftae. 
Ibat Vargleichang mSi dea fiibe t e n irabrgenemawii, mit Aoaaabiia 
des Mgef. §. 20.^ m Text aor wmiig Abtedenmgea. Dagogaa eaU 
balten die Noten aMocberiei Zasitsa und HodifieaÜooea und natnanl- 
Itoh ist in deaselbea d«, was die oeaera Littavatar- geboten, mit 
gewisseabafter Gettanigkait aacbgelragea, U dass dw Prälat d«* 
Vollständigkeit in der Litteratar nach jetzt auf das Work passt 

Haben wir fiber den Charakter deaseAen noch eine Bemerkung 
mif dem Herzen, so ist dieselbe veranlasst dorcb oiae iii den Vo#- 



*> Ja der Vorr. zu i. Prozeii Tbl. i. ' 
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reien aller Aaftgtken wertHch wiederhelle AeMseroDg 4ef Verfc., dUe 
Mf den eritea AiMkk als bef^remdenA erteheinen massi^ Der Verf. 
bekeBBl hier, ^dass sein Stu4iom derReehltwist eniebaft ihn 
zwar zn vielen nenen Ansiehten gefflhrty data aber Mit ■«• 
traa«B gegen ihren Vorzug, den angenommenen geganihery 
ihn abgehalten, sie als Grnndsntze einem Lebrbnch einzn« 
vei'leiben''. ledenlkllt ist diese Aensserang, so wie sie verhegt» 
nnvorsieblig ond geeignet, ein Vorartbeil gegen die Selbststind^keit 
des Verfs. zn erweei[en* Wodnrcfa, wird man sagen hnDana, bat 
sieb der Vetf« bewogen gefondea, sein renommiHes Lebrbotb zu 
sdireibeD? Doch ohne Zweifel, weil seili BeWosstseyn ihm sagte, 
dass er den Bernf dazn habe; weil seine Stadien ihn ia der Prozeas« 
Mtteratnr eine Lücke eropiiiide« Hessen, die an fiMen er sieb zntraote* 
Soll nad kann dean ein Lehrbneh einer jaristischea Disciplin nnr nb* 
solnt wahre nnd ausgemachte Sätze eatbattea? Wie viele Satze der 
Art gtäie es denn wwbl? Weiche Satze sind ia dem Siaae als „an* 
genommen'^ zn bezelchaen, dass man sich scheuen mOsste, selbst 
naeb dem Ergebais^' gewissenhafter nad maaalteher Studien, das 
Gegentbeil davon ah wahr zn behaapten? — Niemand bezweifelt es, 
dass der Verfiisser eiaes Lehrbuchs megllchst nach objectiver Wahr-» 
beit streben, nicbt aber den Leser mit all' den Zweifeln and Skrapein 
aaterbaiten soH, die skh ihm beym Stndlnm etwa mögen aufgedrängt 
haben. Dranecb ist jedes jaristische Lehrbuch nichts anderes nnd 
kann nichts aaderes seytti als ein sobjectives Lehrgebäode; and je 
mebr 4er gewissenballe Verfasser desselben benäht ist, den wah* 
ren Sinn nnd Gedanken der gesetzlichen Quellen mitzntheilen, nur 
Satze dacin zn lehren^ die sich als objectiv gewiss 4arslellen, und ^ 
vergalragene Wissenschaft von hergebrachten Iirthnmem zn Iflutem, 
desto mehr ist er daranf hingewiesen, seihst zu ^afen und die An« 
siebten seiner Vorgänger nicht anders als nach dem Ergehniss selbst* 
itnndiger Forscbang als angenommen anznerkennen, es seyen denn 
dieselben nnr Waxia, mitbin selbst zur iteebtsquelle geworden. Ond 
noch setbal hier wird das Lehrbneb die etwanign UnbaMbarkeit der* 
Heften za «ntfalUlen haben« Unzweifelhaft bat das Fnblicum an den 
Verfasser eines Lebrbnebs ein Recht anf die ftesiaftate seiner Stu- 
dien. Und wenn dieselhen mit den angenommenen Lehrsätzen wider- 
atreiteo, nnd der Verihsser 4enneob aar diese in »^ Lehrgebäude 
anfbimmt, so macht er sieb wissensehaftUch einer silbjeetiven Un^ 
Wahrheit sehnldig. — Selche Refiectieaen dOrften sieb dem Loser 
obiger Aenssemng nnwiUkObrUcb anNrlngen. Wir beben denselbon 
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aber ii«r WcArte gegebed*, um e»-a^tEiil3pfe«faeii^ 4ftfl9. die^Nrilien #«{ 
den Charakter das U'achafwLehflmehs keiii€S.if^4ga^aMfiii4 Auf die 
AaerfceoJbMag dessen hat der, Verf. idiinJi die Ja denx gans^Q Werii 
aBsgeprfigte seUigsftst^iid^ Bal^ag desseifcea sichemanwidcn^pfiteh- 
liebes Recht erwerbe«« Ma^b^e der ip deoi Lebrb« e&tb^lte^ Aeidi- 
ihmii aa lehrreidieil Früablen grttndlkher Feracbnag aicbt ^ae n^ere 
Begräaduag dieses Ui^Uieils überfl&«s%t SQ braa^hlea wir zH«.B#hl9 
Bor beispielsweise an die Bebandladg . der JLehre vob der IVia«i|i4iI- 
latieryMlion, von dem Beweis aun ewigep Gedäobjtniss, vim dei* 
ProvotcatioBsprozeis and bpndert anderer Lehre« «o. errtm^rn..-^ Di» 
im Obigen beleuchtete Aeasseroag der Vorr^ eakUkt licb detoMsb 
aasschtiessllch als ein Aasflnss eimer Art ?ea Besebeid^heii;, wjeisie 
bey Mflanerli, die im Staat sowebl^ als in der Gelebrlenw^t eine ß^ 
\Mke Stelltaag eianehmen, wie der berühmte Vert» nicht eben z« 
den banfigsten Erscheioaages gehört. 

Bie lS41w yoü BUfet^sVeHrügea erscbieaeae siebente Aii0agli 
ist abenmals^nraiemUck aaverjinderler Abdruck der secksiten Aasg« 
von 1839m der ersten» welche der Verf. mit weseatliehen Zasätzeia 
oftd Verbeiseroagen versehen bat. Die gress« Aasbreitungi Wjekbe 
in wenig Jahren diesem Buch zu Theil gewerdea» beweist zur GeQ%<i 
den Grad der Celfitbrität» welchen dasselbe gewannen. -^ Da der Ye^L 
das Werk van Anfang an, aasiatt bantlsehriftUctber MüiHh^laag, nar 
Ar seine Zuhi^rer bestimmt, hat; so hat er aastreitig aaeb eia .Re^b« 
darauf, dass bey dessen fienrtheilQilg ein aaderer Maasastab angelagl 
werde f als bey wisseascbaftHcben» ffir eiiL grösseres nad gereiftieroa 
Pablii^Qm bestimmten Werken. Wenn es sicbi aber fragte ip welchem 
Grade die B.'sehan VartrUge die erlangte Gelebrijütt verdle0en, sa 
können wir ni» eiaer Beaalwortyi^ der Frage mit aai «i grö«s#rem 
Recht enthalten, da es sich hier ledi|^iicb am £e 7te Ausgabe deü 
Buchs bandelt. Offenbar bat das B.'sche Werk in der Klarbeit, Ein- 
fochbelt and Anspruch^lougkeit. «ewaeis yortrligs, ia der seküiAte». 
Beband)u»gswei6e, die fijch iiii}bt .«b0> in.. die g«i£M^li^ta(eii Tief^ 
der,Wissa»li^baCt;veviiert, daA aber^k mit eiA«r ^ipisseja Lieb* 
haberey in der Beapreehang der ;CaigtroYer^B( ergebt and.iia dex^. 
BesonBenbeit:.seäies Urtkeils; diejenigen EUfen^ebaftea ia sieb, var^ 
einigt» die das Publicum aasprechen. Uad wenn demselben hier, und 
dort, auch MiiiH^her ^etwas mehr Gründtiebkeit wilascbaa und sicb>aaeb 
fiipdea möchte 9 dass die erörterten. Materien an .viel&oben Löekeo. 
leidcia;; so ist doch sq yiel gewiss, dass. sich das Wctrfc.obne graM«^ 
Anstrengung und lurt eiaem gevissea WoblbphAgen d«f$bljSf#P; edier. 
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am technisch zu reden, stodircn lässt; dass der Anfinger sich durch 
das Werk mit Lust in die Wissenschaft hineinführen lässt, ohne vor 
ihren Klippen zu erschrecken, und dass der weiter fortgeschrittene 
Jurist mit Vergnügen in der klaren Entwicklung des besonnenen Verfs. 
Belehrnng sucht. 

Des Rec. Aufgahe besieht nicht darin, hier die Einzelheiten 
attfzBSählen , am welche die neue Ausgabe der B/schen Vorträge 
vermehrt ist: sie bestehen zum Theil in weiteren Ausführungen, zum 
Theil in Berichtigungen , zum Theil in Nachtragung und Besprechung 
einzelner litterariscber Novitäten (denn am Vollständigkeit in der 
Lülaratur ist es B» hier in keiner Ausgabe zu thun gewesen). — 
Nur als ein Beispiel der populären Behandlungsveise, welche dieses 
Werk charakterisirt, will Rec. einen Zusatz hervorheben , mit wel- 
chem der Verf. in den heidon letzten Ausgaben seine Erörterung 
der Lehre voa der Gonlumaz bereichert hat. In den früheren Aus« 
gaben halte er an die Entwicklang der gemeinrechliichen, auf die 
K. G. 0. V. 1555.' III. 43. §.4. gegründeten Folgen der Contumaz 
des Beklagten, anter Hinweisung auf die Abhandlungen von Pochta, 
Slürzer und Mtttermaier, die Bemerkung angeknüpft: „Ob es 
nicht zweckmässiger wäre , die Klage in diesem Falle als eingestände« 
anznoehmen, ... ist eine Frage ^ gegen deren Bejahung man in der 
»eaeslea Zeit nicht einmal mehr einen Zweifel aitfkommen lassen 
viU^^; ohne ein eigenes Urlbeil anszasprechen. In den neuen Aus- 
gaben'*') aber fögt er nachstehenden Excurs hinzu: 

„Ein erheblicher, ~ aber bisher nicbi beaehteler, ailgemeiaer Aechts« 
grand fQr die Vorichrift des gemeinen Rechts scheint indessep doch io\g^^•. 
der zu seyn : — Die Gesetze sagen nirgendwo ausdrucklieb , dass datt Weg- 
bieiben des Beklagten als eine Verneinung der Klage auszulegen sey. Sie 
fingiren eigentlich gar nichts, weder ein Geständniss, noch' eine Verneinung, 
wie denn aaeh, — bey einer unbefangenen Vetrachtung,^ — weder das Eine^ 
noch, das Andere mit Sicherheit aus dem Nichterscheinen des Beklagten ge«*^ 
folgert werden kann. Sie weisen den Richter nur an, dem Kläger zu er- 
klären: |)ich bedarf der Anwesenheit des Beklagten nicht, um ihn zu ver- 
urtheilen. Wenn du mich von der Wahrheit deines Anspruchs überzeugst, 
so werde ich ihn auch abwesend verurtheilen/' Hierin liegt aber gewiss 
nichts , was der Natar der Sache nicht gemäss wäre. Denn dass der Richter 
ohne Uebersevgnng Niemanden yerortheilen soll ^ wird kaum Jemand als 
Grundsatz bestreiten wollen. — Ein verständiger und redlich gesinnter IVIann 
wird sich aber auch zuverlässig nicht darüber aufhalten, wenn ihm der 
Richter erst einen Bewei» seiner Behauptungen abfordert, ehe er definitiv 
für ihn urtheilt. — Denn es verräth entweder Unverstand, oder Zweydeutig- 



*) Sechste Ausg. S. 380. 81. , siebcal« ^^. 376. 
Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. Vlll. 46 
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kctl der Abliebt, wenn der Kläger dem Riebier zumfutbei, dait er ibm auf 
iein Wort glauben toll. — Wenn nun aber das gemeine Recbt auf Kläger der 
letzten Art keine Rucksicht nimmt, sondern eine Regel aufstellt, gegen wel- 
che ein rechtlicher Mann nichts einwenden wird; so verdient dasselbe in der 
That die Vorwürfe nicht, welche ihm in dieser Hinsicht von den modernen 
Legislatoren gemacht worden sind.^^ * 

Wir kCoiien uns der Bemerknog Dicht enthalten, dass es der 
Eolwicklaog eines ferneren „Rechtsgrandes'^ für das geneiareckl- 
liehe Prinzip der fingirlen negativen Litiseoalestation Oberhaupt nicht 
zu bedürfen schien , da dieses ifi der gemeinrechtlichen Doclrin and 
Praxis dorch die Vorschriften der Reichsgesetzgekang mit hinreichen- 
der Festigkeil als begründet angenommen wird. Aber in dem ganzen 
B.^scken Rai&onnemeot soll wohl im Grnnde auch dicht sowohl ein 
Rechts*, als vielmehr ein Zweckmässigkeitsgrund enthalten seyn. 
Und von diesem Gesichtspunkt aus muss man es allerdings dem Verf. 
einräumen, dass ohne Zweifel dem reichsgesetzlicbon Prinzip der vao 
ibm entwickelte Ideengaag zum Grunde liegt. Damit sind inlessen 
nach des Rec. Ansicht keinesweg salle die Argumente beseitigt, welche, 
wenn es sich de iegeferemia handelt, von Puchta ui|d StUrzer so 
treffend fiir die Annahme einer affirmativen Litisconlestation hervor- 
gehoben sind. 

Die beiden neuen Auflageii von B.^s VortrfigeA sind ungeAlbr 
um 11 Bogen stärker, wie die früheren; die siebente ist auf besserei» 
Papier gedruckt, und die BenuUung der letzteren ist dnrck ein alpha« 
belisches Register erleichtert, wodurch das bisher nbcht einmal mit 
einem Inhaksverzeichniss versehene Buch eine sehr willkommene Be- 
reicherung erfahren hat. 

Das Werk von Heffter hat, wie bedeutenden Ruf sich dasselbe 
auch erworben, von Anfang her doch nur eines kleiueren Pubücums 
sich zu erfreuen gehabt, wi^ die beiden vorgenannten. Und es bat . 
nicht anders seyn können, weil die H.'scben Institutionen ihrer 
ganzen Anlage nach Schwierigkeiten boten, welche sie dem Gebrauch 
des gewöhnlichen Anfängers weniger zugänglich machten, und weil 
sie ihrer vorherrschend historischen Richtung wegen dem s; g. Prakti- 
ker vielfach als entbehrlich vorkommen mochten. Die zweyte Aus- 
gabe des Institutionen ist zu einem System umgearbeitet, und es 
ist dieses in der That reich an praktisch brauchbarem Material, das 
mit besonnener Selbstständigkeit aus einem gründlichen Studium der 
Quellen hervorgegangen ist: — aber das System wird zu dem Publi- 
cum seine' Stellung nicht wesentlich verändern. Das Heffter^sche 
Werk wird vorzugsweise immer ein Eigenthum der gebildeten Jurislen- 
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weit bleibeD^ zu welchem sich die Mehrzahl der mh* sogeoaBMeB 
Juristen mit eiaer Art von Zurickhaltang verhallen wird« 

Ib dem H/achen System offenbart sich ein schOpferiscbes Taleal, 
das den Gegmistand seiner Behandlang mit einer Art Kttkaheit anr 
fasst. Ein grindtiehes QueHenslodiam hat dem gelehrten Verf. ttber 
seine Wissenschaft eine Herrschaft verliehen, die ihn in den Stand 
setzt, die einzelnen ßestandlheiie in Ireyerer Entwickeinng au hand- 
haben, als man diese bei den Verfassern von Lehrbfichern zii fiftden 
gewohnt ist. Dass unser Werk diesen ümtKnden einen Retebthum 
an vortrefflichen Eigenschaften verdankt y bedarf nicht derEHrfthmittg; 
dass es demselben aber bei didser Disposttionsveise» hauptsächlich 
ia Ansehung der Gonstrnction des Ganzen, auch nicht an Schatten- 
aaiten fehlen kann, Hegt in der Natur d^r Siache. 

H. ist in seiner Entwicklung und Oednction der eiüselnen Lehren 
gründlich und klar; sein^Sftyl ist hin und wieder etwas gesucht, im 
Ganzen aber kernig, einfach und lichtvoll. Das Urtheil fiber die An- 
lage des Werks im Ganzen und Aber seinen systematischen Werth 
kann Jiieht so einfacher Natur seyn. Wahrend H. im Einzelnen 
analytisch verführt, ist die Form der Behandlung des Ganzen eine 
rein synthetische. Sein System zeugt von bistoriseher Combinations* 
gäbe, von kritischem Soharliinn, von philosophischer Tiefe, aber auch 
davon, dass es seinem Verf. an derjenigen Phantasie fehlt, wekhe 
den Baameister setn Gebftude in allen seinen Tkeiien scbeii fertig 
vmr Augen sehen lls&t> noch ehe er den Bau begonnen. Seine gründe 
liehen redhtabistorischen Studien haben ihn nät dän Geftthl des Be- 
dürfnisses einer neuen Bearbeitnng des Civilprozesses erfBUt, die 
luiter eins der früheren Systeme nicht passte; denn seine BisaHiettung 
aeUte werden, was sie auch geworden istt eine bis. auf unsere Tage 
fortgefiyirte Gesehichte des gemeinen Givilprozesails. B. Wollte 
zum ersten Mai eine in cbronolo'gischer Methode eiltwjerfene Ge« 
aehichte des eigentlichen Verbhrens liefern, dabey aber die Gruad* 
Sätze des Prozesses, iie man dem s. g. allgemeinen Tbeil .zazuwieisen 
pflegt, in systemalbch historischer Weise enfwickelo. Offenbar hat 
er sich für diese» Gruodplan im Vorwage eine feste Dtepi^siiidn ent* 
worfon, die er auch in ihre« BinaeLsheken neeh f«itgi»ballen, wbnn • 
er sich auch fiberzeugen mnaiste^ dass nur auf danüWege des Durchs 
gMfens'*') sich alles das hineinzwängen lasse, was, um den AolWr 
derungen der VeilstUndigkeit zu genflgea , aicht ausgda^en werden 

*) Wir entlehnen dieiei Prädicat in ziemlich analoger Weite Heffter'i 
etg«a«m £(praohgebrauch. Vgl. System S. 222. Note Sl. 
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jttrfl«. Di«se« Ums^aiid ist es beizsolesfeny dass der BItck aaf das 
Gebäade im Ganz«« etwas Uobefriedigendes hat Wie sehr man sidi 
aoeh dareh seine einsainea Theiie angezogen fühlen mass, sa wird 
man dodi mit Bedanarn Einheit in Sty^l and in der G«Mtrnction ver^ 
missen, nnd das Auge wird steh an Eiaschiebseln i^d Anhängseln 
stossen, die sich an andern Orten gut, nur hier nickt aasnehnen. *-^ 
Reo. erkennt es willig aa, dass man in dem Urtheil über eia 
BMes darehgearheitetea Syslem nicht vorsiehtig genug seyn kann. 
Denn im Allgemeinen mid im Wesentlichen erscheine der Verf. einea 
wissenschaftlichen Systems nur dafttr verantwortlich, dass er die Ge- 
setze der Logik, ang^»wandt auf «eine Wissenschaft, befolge. Dia 
Logik aber hat Tiele Wege, auf deaen maa za demselben Ziele ge- 
langt, und da der Verf. gleichaiissig aoch das Recht und die Ver- 
piichtnng hat, sein System als das Ergebaiss seiner individuellen 
Studien and Forschangen henrorlreten za lassen, so hat er auch eia 
Recht darauf, dass der Drille sich auf seinen Standpunkt stelle, wenn 
er die logische Probehaltigkeil desselben controliren und sie be« 
«rtheilea will. •— Die Sache hat aber noch eine andere Seite. Das 
System ist am finde dock nur eine Form, in welcher sich die ver^ 
etnzelte Masse der Wissenschaft planmissig geordnet darstellen soll. 
Handelt es sich nun von einem System, das als Lehrbuch dienen soll, 
▼Ott einem System, das sich als die zweite Ausgabe von Inslitutionen 
ankindigt, so hat der Verf. vor allen Dingen auch die Verpüchtung, 
die Form der Behandlung darauf zu berechaen, dass der Zusammea«» 
hang nnter den einzdoen Gliedern klar hervortrete, dass die lieber« 
sieht iber das Ganze und die Benutznng, wie die Auffindung der 
Einzelttheiten mdgUchst erleichtert werde. Dieser Aufgabe hat H. 
in seinem System akht genügend entsprochen. Es versteht sieh , wie 
bereits bemerkt, von selbst, dass es ihm nur zum Verdi^ist ange-* 
rechaet werden kann, wenn er sich in der Classification nicht an 
frfiheren Schlendrian band und demgemäss einzelne Diseipliaen in 
einen anderen Zusammenhang brachte, als in welchem sie bisher vor-^ 
getragen za werden pflegten. Diesem Verfahren verdanken wir 
z. B. die klare Uebersicht über die Lehre von der Stellvertretung - 
nnd ihren tief eingreifenden Zusammenhang mit andern Disdplinen, 
worauf wir später noch wieder zurückkommen werden, und vide 
andere wissenschaftliche Zusammenstellungen und Sonderungen, wel- . 
ehe man entschieden als Vorzüge bezeichnen muss. Dagegen ist 
durch den H.^schen Schematismus vielfach eine Zerstückelung ein« 
zeincr Lehren bewirkt, welche die Klarheit der Uebersicht unter-r 
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hriehX ; bier und da sucht man verge^ffDS nach dem logkeben Grundt 
der Glassifieirang; und häufig wird der Randgebraseh 4e8 Werke 
erschwert bald durch zu allgemein gehaltene, den Inhalt dea Ab* 
Schnitts zu wenig charakterisirende Uebersehriften , bald durch reis 
philosophische Terminologien *), wie sio in ein jurisUschet Lehrbndi, 
das noefa dazu die lateinischen Terminologien der Schule zn verdeol- 
schen pflegt) nicht passt. Bey der Masse des znstrdnenden, vor» 
zilglich reebtshistorischen Materials, sieht man ee vielfach dem Werk 
»n, dass der Verf. mit dem System zu ringen > dass er« mm nachzn« 
fügen, fortwährend an dem System im Einzelnen zn bauen bat. Ein 
auch in der äusseren Anordnung wahrnehmbares, unftbiftssiges Stre* 
ben nach Wissenschaftlichkeit ist nicht zn verkennen. Daraus aber 
eben entsteht häufig ein Auseinanderreessen von Materien, die nach 
gangbaren Begriffen zusammengehörten, eine Trennung, dio vom 
Standpunkt des Schriftstellers aus sich nach logischen Regeln recht- 
fertigen lassen mochte, dem Dritten aber, ohne ihm ein geottgendes 
Aequivaleni eiogebraohten Gewions zu. bieten, den Gebrauch des 
Werks erschwert. — Belege zu diesem Urtheil werden sich, auch 
ohne dass wir wieder speciell darauf aufmerksam machen, im wew 
teren Verfolge ergehen , wo wir uns erlauben werden , auf den In* 
halt des Werkes näher einzugehen. 

Vorher aber dih'fen wir noch die aUgeneinere^ mit den Bis« 
herigen nicht in Zusammenhang stehende Bemerkung voranschiciLeni 
dass der Vert es nicht darauf angefegt hat, in seinem System eine 
vollständige Litleratur zu bieten. Durch die angeführte Lilteratnr 
bat er uns von der Grfindlichkeit und Gediegenheit seiner eigenen, 
auf das Werk verwandten Studien ein Zeugniss abgelegt. Dennoch 
haben wir in wichtigen DiscipUnen litterarisebe Lücken wahrgenom- 
men, die nicht unbeachtet bleiben dürfen. Wir erinnern in dieser 
Beziehung nur daran , dass H. in der Lehre von dem Forum mitleids- 
würdiger Personen auch nicht mit einer Sylhe der bekannten Ab- 
handlung von Weber in seinen Beiträgen, in der Lehre von dem 
einem Gollegium deferirten Eide nicht der Abhandl. von Linde im 
Arch. f# civ. Prax, X. **), in der Lehre von der prorogatio fori nicht 
der bekannten Abb. von Bach in s. opuseuüs^ erwähnt fiat. Ebenso 
ist des Werks von M icheisen, der Oherhof von Lübeck, freylich 
mehrfache Erwähnung geschehen, nicht aber da, wo dasselbe für 

*) Spontaneität, Modalität u. i. w. 
**) Die diesen Gegenstand betreffende Schrift von Arnold mag wohl bey 
Herausgabe des Systems noch nicht erschienen gewesen leyn. 
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ekie geschtcMllelie Darstellmig des GMIprozesses die islerestaBtesten 
Notizen entbXlt, nehmlieb bey Gelegenheit der im älteren Libiscben 
Prozess verkomnueirden Bejawortang, Wenn sieh hieran die Be« 
merknng ansehliefist, dast die Werke des Landriehtert Poebta fiber« 
haopt verhäftnissmässig mir wenig benutzt sind, femer das» des Pr<H 
zesses von Danz gleichfalls nur selten, des Prezesses ven Klapp« 
roth fhst gar nicht Erwahnong geschieht, so hat Rec. den altge-« 
meinen Grund in der wesentlich von diesen rein praktischen Schrift« 
steHem abweiohenden Riehting des Ifeffte raschen Werks zu finde« 
gegiaaht. 

H. beginnt mit einer „OrieBtirUng^S die in den altgemtinsteB 
Zügen eine- Peststellang des Begriffs des Prozesses tmd eine kurze 
histerisehe Ansfllhrang des Satzes enthält, dass die neueste Zeit nach 
mancherley Zwischenperteden in^ der s. g» Verhandlangsmaxime wie« 
der auf den altrömischen Grundcharakter des Givilprozesses (iudieio 
tontrmkitur) zurUckgekommen sey; demnächst auch einen Abschnitt 
über Methode und LiHeratur, Ober dessen Inhalt, so weit er das Ver* 
hällttiss des gemeinen zum Territorialprozess betrifft, wir uns bereits 
oben ausgesproehen haben. Es folgt dann das erste Bach mit der 
Ueberscbrift ^^ allgemeine Lehren«** 

Bevor wir aber in der Inhaltsangabe weiter gehen, müssen wir 
bey denjenigen inne hatten , was B. zur Einleitong in das erste Buch 
fiber #ie richterliche Gewalt Oberhaupt und über ihre Stellung 
kn Staate lehrt. — Den Ansichte», welche er hier über das Ver-« 
hältniss der Justizgewalt zu den andern Zweigen der S4aat.«gewalc 
entwickelt, lässt sich eine gewisse ^erfQhrerische Gonsequenz niehl 
absprechen. Sein Gianbensbekenntniss besteht in deita mit geist- 
reicher Selbstständigkeit darchgeführten, einfachen Satz! die rieh- 
terliche Gewalt bilde nur neben den anderen Hoheitsgewalten eine» 
Zweig der Staatsgewalt; sie sey den anderen aicht vorgeordnet^ 
könne daher in Fallen de^ Gonflicts mit diesen Ober ihre eigene Zu- 
ständigkeit nicht selbst entscheiden. Zu diesem Resultat kommt er 
durch folgende Argumentation (S. 34.)s ««I^ie Aufgabe der Justiz* 
hoheit kaqn nicht seyrii^ das Recht in jeder Beziehung aulVecbt zu 
erhalten, indem dieses. Violmehr der Staatsgewalt überhaupt in ihrem 
ganzen Bereiche obliegt; jede Ader derselben hat die Forderungen 
der Gerechtigkeit zu erfüllen, keine das Unrecht zu fördern; man 
müsste daher entweder Justiz- und Staatsgewalt sich als identisch 
denken, oder die Justizhobeit über die Staatsgewalt seihst setzen, so 
dass Letztere bey der Erstem Rechenschaft zu geben hätte. Beides 

Digitized by LjOOQ IC 



Rec. von Hrn. Archivar Dr. Frtmcke zu Ki^l. 727 

wider^rebt iliem Bog Hff ; denn die SUatsgewah ist an sich das hlkrhsf« 
Recht, nnd hat nicht bloss das Gerechte, sondern auch das Noriiwen* 
dtge und NOtzliche zn ermitteln, so dass also die Jastizhoheit und 
ihr Zweig, die richterliche Gewalt, bloss als ein Theil der Staats« 
gewalt gelten kann^^ u. s. w. — ßs ist gewiss genug, dass jeder Theil 
der Staatsgewalt die Pordemngen der Gerechtigkeit zu erfallen, keiner 
das Unrecht zn fördern hat; allein diess ist ja' dem Begriff genfiss 
keine andere Aufgabe, als diejenige, welche jeder StaatsbArger tu 
ktoen hat. Die Justizgewalt hat aber Ober die Aufrechthaltung 
des Rechts ond der Gerechtigkeit zu wachen; sie hat dafür zu sor* 
gen, das6 Niemand, auch die einzelnen Branchen der Sfaatsgewalk 
nicht, es versäumen, die Anforderungen des Rechts zu erfUlletw 
Eben der BegrifT der Gerechtigkeit, des in seiner Lebendigkeit un« 
wandelbaren Rechts ist das aliein Entscheidende. Das Recht und 
seine Unwandetbarkeit findet im Staate begrtffsmässig seine Vertre« 
tung lediglich in der Justizgewalt und ihren Organen, die Unwandel« 
barkeit ihre Garantie in der Unabhängigkeit der Justiz. Die 
Unabhängigkeit der Justiz wird von Niemanden geleugnet: es ist aber 
iKese bedingt durch den Satz, dass zur Entscheidung von Gompetens- 
conflicten zwischen Justiz und Administration die Justiz allein das 
Recht bat. Denn der Competenzconflict ist die Frage nach einem 
Recht, welche lediglich nach Gründen des Rechts entschieden wer- 
den darf. Der Staat kann daher die Entscheidung schon desswegen 
keiner anderen seiner Gewalten überlassen, weil diese, wie H. selbst 
einräumt, begrilTsBässig angewiesen sind, auch nach Gründen facti« 
scherNotbwendigkeit und Zweckmässigkeit zu verfahren. Unbedenk« 
lieh inüssen wir aber auch verneinen, was H. in allzu grosser Allge« 
meinheit behauptet, dass die Justizgewalt den andern Staatsgewalten 
nicht vorgeordnet seyn sollte^. Im Gegentbeil: jedem Zweige der 
Staatsgewalt sind alle Übrigen innerhalb seines Bereichs untergeord«» 
net, oder richtiger: jeder Theil der Staatsgewalten ist unabhängig 
2 war von den anderen, aber jeder respectirt die Sphäre des andern; 
jeder ist in seinem Kreise der höchste. Ob eine Regiernngsbandinng 
wohlerworbenen Rechten widerspricht oder nicht, erkennt die Justiz; 
ob die Abschaffung rechtlich bestehender Zustände nothwendig, db 
nach Staatsrficksichten zweckmässig, entscheidet die Gesetzgebung 
und Administration ; aber sie setzt sieh nicht über das Recht und die 



*) Man vgl. B r i II c k m au ii'« wissenicbaftlich-pralcliiche RecliUkuiitle I. 
Abh. 34. S. 166 — 169. 
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Gerechtigkeit hinans,. sondern entschädigt. — Däss fihrigens hier ein 
Pnnkt ist, wo sich die flasf ersten politischen Extreme berühren, Itegl 
am Tage. Absolatismns nnd Ultraliberalismus vereinigen sich den 
Umstanden nach, der gesetzgebendf n Gewalt ein Supremat xn 
vintliciren, das je nach der Art and Weise , wie die Geschichte Aber 
die Person Ihres Inhabers entscheidet, zn den gefShrlichsten €on«- 
seqnenzen fflhrt. Wir wiederholen die Ueberzeagnng, daas die Ge« 
fahren dieser Gonsequenzen mit Sicherheit nur vermieden werden, 
wenn man den Grundsatz der Unabhängigkeit und Selbstständigkeit der 
Justiz nnd ihrer relativ höchsten Macht anerkennt, wenn man dieselbe 
fiber ihre eigene Gompetenz Recht sprechen lässt, nicht aber za 
dem Ausweg einer besondem Gompetenzbehörde, eints pouvoir 
moderateur^ seine Zuflucht nimmt, wie dasselbe in manchen Staa« 
ten eingefiBhrt und noch neuerlich von der Gesetzgebung für die Herw 
zogthOmer Schleswig und Holstein vorbehalten ist*), das aber offen* 
bar an einem inneren Widerspruch leidet« Denn in einer solchen 
Behörde schafft man zu den höchsten Gewalten im Staat eine 
noch höhere, als die höchste, hinzu. -^ Im Gmnde erkennt H. 
im spateren Verlauf seiner Ausführung die Unzulänglichkeit seiner an 
die Spitze gestellten Grundsätze an, indem er es (S. 57.) misi^itligty 
9, wenn der Staat sich von der ihm minder bequemen ordentlichen 
Justizpflege durch Anordnung einer Kammer- oder noch weiter gehen- 
den Verwaltungsjustiz oder durch Grflndung von Specialgerichttn »i 
eximiren sucht ^S nnd indem er ausdrficklich hinzufügt, „dass nicht 
abzusehen ist, warum das richterliche Amt den recfallichen Willen 
des Staats nicht auch in den Fällen vertreten soll, wo es darauf an- 
kommt, das Privatrecht des Einzelnen einer einzelnen Hoheitsver- 
waltnng gegenüber, festzustellen.'^ — ' Wir können diese Belrach« 
tung nicht schliessen, ohne auf eine Bemerkung H.*s noch aufmerk* 
sam zu machen, die zwar nicht unmittelbar hier zum Zusammenbang 
gehört, doch aber in ihren Folgen mit dem Bisherigen eng verwebt 
ist, und wegen ihrer tiefen Wahrheit nicht verhallen darf. H. sagt 
S. 48.: „Die Gerichtsbarkeit oder „die Gerichte haben'* war ^\e 
früheste und kräftigste Manifestation der Staatsgewalt, aus ihr schössen 
allmälig die andern Zweige derselben hervor. So ward sie denn 
auch die Quelle und ein Hauptkennzeichen der Landes>Hoheit.'^ — •— * 
Dass diess der eigentliche Knoten auch in der Juryfrage ist, wird 
keinem Unbefangenen entgehen I 



*) Vgl. Konigl. Eröffnung an die Stande ?on 1840. I. 8. 
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Das erste Baeh entbltt die allgemeineD Leliren ies Prezeeies 
in einem UmfaDge, wie. daie Grolman ia s. Theorie das Beys|Mel 
gegeben hat, sonehmHcb, dass dasselbe aach das vollständige Beweis* 
reeht enthtlit, und ftberbaapt nur dicjenigea Grandsätxe «obertthrC 
lässt, welche das Verrahren selbst betreffen. Der erste Titel haa« 
4eU voa der gericbtlichea Gewall und der Gericbtsharkmt, der zweyte 
von de« Gerichten, voq ihren verschiedenen Arten , ihren Rechta* 
vei^ällnissen, ihren PAiefaten und den Gründen der Anssehliessipnf 
einaelner Gseriebte« In diesem Abschnitt kpnumt eine Aea^erung 
vor, die zu einem Miasverstfndnifö^ Anlass geben kann. H. sagl 
«efamiteh (S. 9S.) ; »»Der unfthige Rkhter nnisa aicb schon von selbit 
jeder Thetkiahme an den VerbandLnagen enthalten* Uegt indees iie 
DnnUiigkeit: in einem VerhiUniss zur Sache oder nu den Parlbey^en^ 
^0 kann er mit ausdrücklicher oder stülsehweigender Genehmigung 
gtHtig verfahrenes Diess ist richtig und recbtfertigt sich auch ans 
der von H. angefahrten /. 77. D» de jutii^»^ Ansohtn man nicht ge«* 
neigt ist, den objektiv Incompetenten Riebter relativ UAfllbig z« 
nennen. Erkennt man «s aber an, dass auch die objective Ineom- 
petenz einen relativen InhabilitllMgrund abgiebt, so bedarf es auch 
nicht einer weiteren Ansföbrnng, dass 4ie obige Bemerkung H.'s auf 
diesen Fall nicht passt» 

Bei Etttwickelung der Lehre von. den Pfliobieii und der Ver-* 
antworUichkeit des Rieblers behauptet H. , der Grundsatz der Reichs-' 
geaetze, dass der Richter nur dnrcb thlMf und üu^a Ittta, Hkuthl aber 
durch Unfleiss» Unwissenheit oder Irrsal, sich der Syadicatsklage 
aassetze» habe kein gemeines Recht begründet. Den entgegen- 
gesetzten Grundsatz sucht er (S. 99. Note 217.) durch, den §. 109* 
dB» J. R. A.^s zu beweisen, indem er argumentirt: ttwenn hier gegen 
nachlflssige Landrichter, wodnreh Partheyen Naehlbeil gehabt, so^ar 
eine Bestrafung von Amtswegen verfügt werde; warum sollte dann 
die Civilklage ex delicto ausgeschlossen seyn?<^ Wir erwiedern hler^ 
nnf : aueb der §• 199. des J. l(. A."*» unterliegt 4er Interpretation* 
Wie künnte es bei dem Schwanken und den bestehenden Zweifeln 
über das, was in concreto Recht oder Unrecht ist, bei der hiermit 
gegebenen nn4 von H. selbst eingerilnnUen Scbwierif^eit, die Grinze 
zu bestimmen, wo wirklich der Richter für einen Fehler injudicando 
verantwortlich zu machen wäre, wie künnte es müglieh seyn anzu- 
nehmen, das Gesetz, wejcbes- sich auf die früheren Bestimmungen 
der Reicbsgesetzgebung stützt, habe den Richter fQr eine culpa levis 
in der Rechtsprechung vet^ntwortUcb machen wollen? — Riebtiger 
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•tbeial es ihm, «Ua ongekebrle» Weg zu gehio, and a«8 dem Um« 
stoade, itLU dem ,,seliuldhafleB Richter gef^ührende Strafe^ im 
Gesetze gedroht ist, zu folgern, dass die Voranssetzong, die dss 
Gesetz im Aoge gehabt, eine grobe Fahrlflssigkett des ftieh* 
ters ist« 

Der dritte Titel enthSH mit der Ueberscbrift „Stefie and Be« 
dingnngea des gerichtlichen Verfahrens <S ^^^^ Entwicklang des 
Gegenstandes desselben, and der ßetchaffenbeit contentiöser Rechts* 
Sachen, endlich eine „Zergliederong der prozessoalischen Stoffe nach 
Inhalt and Porm*^ In dem ersten Abschnitt findet sich der Begriff 
der JastizMcheD entwickelt, ia dem letzten eine ErOrtemng der 
Lehre von den Klagen und Einreden, besonders eine mit Vorliebe 
^vad tiefer Sacbkenntniss behandelte Darstellung des Römischen Klagen* 
Systems. — In der Lehre von den Einreden bezieht H. (S. 161* 
Note 236.) die Worte der /. 43. D. de reg. jur. ^^nisi kx impedit% 
die er in seinen Instit. S. 98. Note 18« nicht zu enträthseln wusste, 
gegenwilrtig mit dem Rec, jedoch ohne seines Prozesses Bd. I. §. 130* 
Note 1. zu erwfihnen, auf die poenae t^fieiationis* 

S. 162. sagt H.: ,5 0b die GrQnde, worauf die Vertheidignng 
beruht, in Recbtsverhiltnissen dritter Personen beruhen, ändert in 
ihrer Zulilssigkeit nichts, wenn sie nur das Klagerecht des Gegners 
rerhindern oder ausschliessen ^^ Er setzt in einer Note hinzu, mit 
Unrecht werde oft in solchen Fallen von einer verwerflichen exe. de 
jure tertii gesprochen. — Dieser Säte bedarf einer nflfaern Verstau- 
digoag. Denn da H. sonst nicht weiter von der exe. de jure tertü 
handelt, so könnte man dadurch zu der Annahme verleitet werden, 
als statuire er überhaupt die Dazuiassigkeit der exe. de jure tertii 
nicht. Diess kaoa indess unmdglieh der Fall seyn; denn er beruft 
sich zur Rechtfertigung seiner Behauptung auf die /. 5S.*) B. de 
eontrah. emt. In dieser aber ist nichts anders enthalten, als der 
uabestrittene Graodsatz, dais der Bekbgte sich unter Umstanden 
exeipiendo auch auf Handlungen Dritten* berufen kann, inwiefern er 
auch durch Handlungen Dritter von seiner Verbindlichkeit befreyt 
werden kann. l^%t H.'Sche Grundsatz enihalt aber noch mehr: dieses 
nehmlicb, dass es sich bei der Frage, ob eine zulassige exe. de 
jure tertii vorliege oder nicht, immer darum haadeit, ob das recht- 
liche Verhalten des Dritten, auf welches sieh der Beklagte beruft, 
wesentlich zur Begründung der Klage gehört hatte oder nicht. Ein 

*) Ohne Zweifel ist ei ein Druckfeliler, wenn H. die /. 55. citirt; denn diese 
handelt von Dingen , die gar nicht hierher gehören. 
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Beyspiel mag die Saehe verieatliehtii. Das Gesetz stenpeU zu fca 
wesentHelieii Bedingirogeii der Klagbarkeil eines Eheversprechens di« 
EinwilKgong des Vaters. Ohne Zweifel hat hier im Fall einer geges 
den Sohn erhohenen Ehekbge nicht nur der Vater ein Interventiens* 
recht, sondern aach der Sohn kann sich, selbst unter Einrflnmong 
seines gegebenen Versprechens, anr Entkrüftnng der Klage anf den 
fehlenden Goasens berufen. Verfügte dagegen das Gesetz nnr, wie 
z. B. in den Herzegthttmem Schleswig nnd Holstein ^ dass die Eltern, 
ebne deren Gonsens sieh die Kinder verlebt, das Recht haben soUtn, 
bloss des hintangesetzten Consenses wegen, di» Kinder an der Voll* 
Ziehung der Heyrath zn hindern; so ist bierdarch, in Gemisshett 
einer richtigen Interpretation , welche anefa vom Kieler Oberappella- 
tiottsgeridit adoptirl ist, nicht der elterliche Gonsens snra Inhalt des 
Klaggmndes- gemacht, sondern lediglich den Eltern ein Interventions- 
recht eingerlomt, ein Jms teriit, ans welchem die ans dem gegebenen 
Ebeversprechen beklagte Parthey einen Verlheidigttngsgnmd zn enU 
nehmen nioht berechtigt erscheint« — * Wir haben geglaubt, diesen 
Ponkt besonders bervorhebefr zadirfen, weil die Frage, inwiefern 
das Recht des Dritten einen wesentlfehen Bestandtheil der Klag- 
begrfindong ansmaobt oder nUht, in der Praxis zn den sehr bestrit* 
tenen, M concreto zn den sebr schwierigen, dennoch aber in der 
wissenschaftlichen Behandlung zn den gewöhnlich in den Hintergrund 
geschobenen gehört, und weil uns die in den obigen Worten H.^s 
gegebene Andentung das Bedauern tt^ gemaebt hat, dass der Verf. 
sich nicht bewogen gefunden, die tief eingreifende Bedeutung der- 
selben durch einige AnsfDbrung, oder wenigstens durch schärfte 
Betonung, dem Leser zum klareren Bewusstseyn zu bringen. 

Der 2te Abschnitt ^§ dritten Titels enthttit eine Zusammen- 
stellung, deren wir nur um des Schematismus wülen erwähnen: er 
enthalt unter der bereite angef. Ueberschrift „nfthere Bedingungen 
nnd BesehaffiBubeit contentiUser Rechtssachen,'* zuvdrderst „in ob- 
jeetiver Hinsicht** eine Entwicklung des Begriffs von R ech ts vor- 
hat tu iss, des Unterschiedes zwischen den verschiedenen Arten 
eonnexer Sachen, demnächst „in subjectiver Hinsicht*^ einige Bemer- 
kungen «her den Begriff und die Stellung der Partbeyen, des Klä- 
gers und Beklagten, über ^ persona siandi injudieio^ die Legitima- 
tion zur Sache, und endlich mit dem Rubrum „Vermehruog des 
Partheypersonals*' eine Nennung nnd resp. Ausfahrung der Lehre von 
den judiciis duplicibus^ der Intervention (von welcher gegen Ende 
des Werks ausfObrlicher die Rede ist), der subjectiven KUgenbäufung 
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iafeD ZolttMif^eil der Verf., in Uei^e^etestiirin^g mil einer bey 
■aocben Dicasteriea prjik tisch angeirapdteo, abweiebeiul aber vob 
der in der Theorie gangbaren Ansieht , von den Unitülnden und der 
Betchaffenlheit des conereien Falls abhAnglg seyn iisst, und zaletnt 
der StreitgenossensehaA. Mit Bejuehung auf letatere nnr noch die 
Bemerkung» dass H. in der noch in demaelben Titel folgenden Lehire 
yom der Wiederklage gegen Martin annuniU, daas auch von und 
gegen Sireitgenossen Wiederklage erhoben werden kann. Die Gon» 
seqnenz des Grundsatzes, welche den einzelnen lilMConserlen da* 
Prädicat der Selbststftndigkeit beylegly scheint diese Annabnie aa^ 
v^llkontmen zu rechtfertigen. 

Der vierte Titel (vom Geriehtsstande) haadelt 1) von de» 
gesetzliehen Gerichtsständen, 2) deai gewlllktthrten Geriditastande. 
Erstem zerfallen J. in den allgemeinen persilnlicb^n Geiidiisstand 
des. Beklagten, B* singuUre gesetzliche Geriehtsstilndei C. de« 
ausserordentlichen Gerichtsstand. 

W4S den ersten Abschnitt betrifllt, so ist e« mit Beziehung auf 
das nolbwendige Domii^il der Strafgefangenen ei«ie ebenso wichtige 
als treffende Bemerkung (S. Ml*)^ daas der an einen gewissen Ort 
bin Verbannte durqh destifin^o aMimi sein anderweitigeg Domicil bey* 
behalten kann. Dieser Umstand pflegt in den LiehrbUcbern mit Still- 
schweigen fibergangen zu werden, und daher hat sich vielfach in der 
Praxis die Ansicht gebildet^ das natbwendige Domicil dieser Art 
mftsse auch regelmassig ein ausschliessliches Forum begründen» Jener 
Grundfdtz ist aber von so wesentlicher Bedeutsamkeit, weil er den 
Beweis liefert, dass auch die Strafgefangenschaft nicht die Notbwen* 
digkeit ausscbliesst, die Frage nach dem Gerichtsstände von einer 
Interpretation der Umstände abhängen zu lassen« Wenn wir sehen, 
dass sich di^ Sache in den Territorien häufig so gestaltet» wie z. B. 
in den Herzogth. Schleswig und Holstein, dass n^ehmlich die Praxis 
kein Bedenken trägt, die Anwendbarkeit eines fort domieilü necet^ 
saril am Ort der Verstrickung überhaupt zu leugnen'*'); w erklärt 
sieb diess leicht aus dem Gesichtspunkt, dass man in den meisten 
Füllen dieser Art sich auf das allgemeine , dem Begriff des DomiciU 
zum Grunde liegende Pnncip der Willensrichtueg berufen kann. Es 
ist aber ebenso klar, dass eine solche Praxis io allen Fällen, wo eine 
solche destinalio anmi begriffsmässig überbaupt ausgeschlossen ist. 



*) Vgl. Nachfrag III. zur 2ten Ausg. meines gem. d. und Schi. Holst. Civil- 
prozeiaes Bd. L S. 481. 
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wie z. B. bei ieoensUnglielrar Strafgefangeosebaft, einer reditUcben 
Grundlage entbehrt. 

Zu den singuliren gefetstitfaon zlUt der Verf. 

1) den privilegirten persOnlieben Geriebtsstand. Wir bähen es 
aber för ^lie gritaste Singularität, daas der Verf. in diesem Zusammen- 
bange 9 und die Art, wie er die Lebre vor dem Pomra mitleidswflr- 
üger Personen yortrügt Die Stellung rührt davon ber, dass der 
Verf. mit dem ausserordeallicben Geriebtsstande einen andern Begriff 
verbindet, als diess gewObnüeb gesebiebt; allein nicbt an reebtfer- 
iigen ddrftees seyn, dass der Verf. niebt allein^ wie eben bemerkt, 
iler bekannten Abbandinng von Weber niobt erwibnt, sondern auch, 
^ss er, ebne der Verkebrtbeiten in der Anslegung der /. un, C. 
fuan4o inter pup. va gedenken, die Lebre von dem J^rum per- 
sonarum miserabilium so darst^lt, als wflrde an dem prakttseben 
Gd^raaeb in der Aosdebnung, wie der Verf. ibn lebrt, gar niebt ein- 
mal gezweifelt. 

2) den Geriebtsstand der persdniieben Verbindlicbkeiten. In 
diesem Abscbnitt bebandelt der Verf. das forum etmtractus^ gestat 
mdminütratiomsy d^ forum delicti commissi und den Satz, dass per- 
etolicbe Klagen der Vermllcbtnissnehmer gegen den Erben auf Lei- 
stnng der Vermlebtnisse an dem Ort angestellt werden kl^nnen, wo 
sieb der gr5sste Tbeil der Erbsebaft beindet, oder im Domieit des 
Brben. ~* Das forum contraetus soll nacb H. (9. 182. SS.) da 
seyn, wo die VerbtndKebkeit verabredeterhiassen ibre Erfüllung er« 
balten sollte^ oder wenn hierüber eine Bestimmttng fehlt, bey dem 
Ortsriebter, wo die Verbindtichkeit ihre reebtliebe Entslehnng er- 
balten bat, „vorausgesetzt, dass nicbt etwa wegen des Gerichts- 
standes eine andere Vereinbarung getroffen ist, oder aus den Um« 
stünden hervorgeht, dass hier die Erfüllung nicht solle 
gefordert werden dürfen^S Rec. bat es befremdet, dass der 
Verf. durch die Notbwendigkeit dieser Beschrünkungen nicht vollends 
anf die Anerkennung der Betbmann-Hollweg^sehen Theorie ge- 
leitet ist. — Es soll das ganze Institut auf Einem Princip berohen; 
es Hegt aber die Notbwendigkeit vor, dass die in den Gesetzen ent«> 
baltenen verschiedenen Beysplele die anfgestellte Prämisse „des Er- 
füllungsortes'* als niebt zutreffend, wenigstens nicht ausreichend dar- 
stellen; das Princip nrass erwettert werden, nad auf diesem Wege 
kommt der Verf. selbst durch das ßeyspiel der instrumenta dotalia 
znr Anerkennung des negativ zugelassenen Priacips: es müsse aus 
den Umstünden hervorgeben, dass hier die Erfüllung nicbt solle 
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gaforderl werdtn ilirfen. Nach dkter Einrftmaung ist Dicht ab« 
sasehea, warom der Verf. nieht affirmativ das Princip statoirt: es 
nQsse zur Begrttndviig des fori coninutut aus den UmsUSoden her- 
vorgeken« dass aach den Wille« der ContraheBten ebea hier die 
Erf&Uu; seile gefordert werden dürfen. Denn bieraiit stinmen nUe 
gesetxlieii vorgesehriebenen Beyspiele fiberein« 

3) den Geriobtssland der gelegenen Sache» 4) den des Znsam- 
nenhangs, 6) den Gerichtsstand för besondere Rechtsverbältnisse 
(geislliebe, iscaüsche nnd Lehnssacken). 

Ansserordentlicher Gertehtsstand ist 4oni Verf. nor deijenige, 
welcher eintritt entweder TermlVge einer bosonderen, verfassungs«- 
nässig fuUssigen Verllignng der Staatsgewalt, oder wenn, die Be^ 
nntzong eiaes ordentlichen Geriehtsslandes docch besondere UntUtaid« 
gehindert oder erschwert ist, so 4ass es dafttr eigener Reehtshttifie 
bedarf. Es wird daher hier (& 189. ff.) zav^Mrderst in Allgenetnen 
von der Delegation eines Richters oder der Ernennung einer Cooih 
Mission gebandelt. Oennichst stellt der Verf. die Fälle ^ in welchen 
der Aasfall des competenten Gerichts, ein. Jnrisdietionflconflict, oder 
Jostizverweigerang die Censtitnimng eines andem GeridMs für die 
Sache erforderlich macht, als noth wendige anssererdentlicbe Maass- 
regeln dar, in Gegensatz gegen aolche proiessaalinehe Einriehtongenf 
die tnr Erieiekterang des Rechtsweges dienen; und in diesem Zn* 
sammenbang spricht er von der ZnsUUidigkeit des Richters iet 
Anfenthalts zn arrestatorischen Uaaasregelo nnd von den GmndU 
Sätzen aber das s. g. farum coHdneniiüe causarum ex identitate remli 
nnd personali. Die in nenerer Zeil gegon die Baltbarkeit des fori 
eonU ex id. reali von Mittemaier, Linde n. A. erhobenen ge* 
wichtigen Zweifel fertigt der Verf. in einer Note bloss nut der ße-r 
merkang ab, dass die neuere Thoorie im AUgeneinen diesem Gericht&r 
Stande sehr abhold ist. 

In einem separaten Abschnitt fiber„eigenthänliche Verhältnisse 
einzelner dngulärer- Gerichtsstände u. s. w. behandelt der Verf. die 
Fraget ob da$ forum contractus^ r ei sitae ^ delicti commissi und eon^ 
itea^//a^i> zu ihrer Begründuflgweseatlich des persönlichen Aufent^r. 
halts des Beklagten nm betr. Gericbtsort bedOrfen, oder nicht. 
Abgesehen davon, ob die systematische Anordonng zu billigen ist, 
nach welcher diese Frage in der Lehre von den einzelnen Gerichts«^ 
ständen selbst mit Stillschweigen übergangen und dann nachträglich 
f&r sich abgehandelt wird, erscheint die Beantwortung selbst im voll«? 
sten Maasse befriedigend. H. geht von den Grundsätzen des Bömi-* 
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^hen ufid canoni^cheo Bechts aus und entwickelt« wie bey der Eigen* 
thamljchkei^ der Römischen in jus vocßU^ die NoUiweadigkeit der 
persöuUehep AnweseDheit in der J^^ator der Saebe lag und, wie uattr 
diesen Umstünden die fmsio. in bona AqshülCe gewährte. Aber ebea 
weil die mi$sio in bona aufgehoben ist, weil »ach beotlger Proxes»" 
verfa^sAng an die Stelle derselben die Verpflieb^ong aller iijäiidt»cbea 
Gerichte getreten ist, auf Reqnifitian einander Recbtshülfe «a lebten» 
fplgt aocb mitNoUwendigkeit) dass dasJBrforderniss des persönlichen 
AnfesthaJts gegenwärtig als hinfällig zn betrachten ist, dass alle Rom. 
en4 €anon*.Gesetzsteiletty welche dieses enthalten oder veraussetEeJi 
(^B.i;«/}. 1.§.3» de foro compeU in ßtoj^ anf die heutigen Verbttlt- 
^iase nicht mehr passen, dass daher diePraxis» die noch vieler Orten 
an dem Requisit des persönlichen Aufenthalts, wenigstens bey dem 
forum contra^tusy festhält, eines rechtlichen Grundes entbehrt. 

Aus der Lehre von der prorogatio fori habe» wir Bwei 
Punkte aus entgegengesetztem Grunde hervorzubebeo. Das eine ist 
die ein£»che Bemerkung, dass H. zur Wirksamkeit der Prorogatielt 
die £inwUiigung des Richters mit vollem Recht filr überflüssig er« 
klärt. Sein £inver8tändniss init dieser Ansicht, die sich gesetzlich 
sowohl, als aus innern Gründen rechtfertigt, braucht Rec. hier nieht 
zu wiederholen , da er 4ie Richtigkeit derselben bereits in s. Prozess 
Bd. 1. 2te AiKgabe §• 51*, upd ausföbriicher neoerlich in.eji^er be- 
sonderen Abhaudlupg nachgewiesen a;u bab^u glaubt. *^ Weun da- 
gegen H. (S. 198*) zweitens behauptet: 9,jedes Gericht, welches nur 
Irland eipen Zweig der Civijjarisdiotl^^ti bat, es mag ihm nun der«^ 
selbe ganz speciell mit Beziehung auf gewisse fachen, oder auf ge- 
wisse Personen beigelegt seyn> kann auf «Uese Weise (durch Pro* 
rogation)competcnt werden ^S so können wir dieser Ansicht unmöglicb 
beitreten. Zwar beruft H. sieh auf einige Gesetze '^), naeh welchen 
der procura tor fisci uuter Privaten, und der Riphler, der nur bis 
^tt einer gewissen Summe zu erkenueu hat, auch über grössere Sum- 
men, in Gemässbeit vorangegangener (Jebereiukunft der Parlheyen, 
Recht sprechen kann. Allein diese Gesetze beweisen fUj* die All- 
gemeinheil des von H. behaupteten Satzes in der That nichts. Die 
auf den judex privatus bezügliche /. 74. §. 1."^*) cit. lässt auf die 
gänzlich veränderte Stellung ^e& heutigen Richters keinen Schluss*'^'^) 



-i 



L, 1. C. dejurisd. omn.juä' f. 74. §. 1. D, dejudic. l. 28. O, admunic. 
Judex ^ gi^usgue ad eertam summat/t judicare jussus esty eliam de re 

majori judicare poTeai y si inler liligatorea conveniat, 
***) Ware dem aber auch so, lo würde das fernerhin Tolgende Raisonnement 

doeh an^h kier p«Men. 
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so. DagegeB ist die in der /. 1. C.^ towolil, als ia der /. 28. 
D.**) CiL eothalteae VorausselzaBg obne Zweifel dahia za iater- 
pretirea, dass die Jerisdiclioo der Magistratas, derea Wirkangskreis 
durch die CoavenUea der Partkeyea in concreto erweitert wird, 
üu^eai Begriff aach als eioo vollslladig yerbaadeae aafaafkssea isC: 
aar die Ansllkoag derselkea ist verftüsoagsgeaiäss, ia den eiaea 
Fall za Gaastea des Fiscos, ia dem aadera Fall zo Gaastea derjeaigea, 
weicke ihre Sache aor bis za eiaem gewissea Betrage dem Richter 
aavertraaea wollea , bescbrftakt. Ia Flllea dieser Art liegt es ia der 
Natar der Sache, dass Reiaes Rechte dabey gefährdet werdeo, weaa 
es deo Partheyea gestattet ist, auch über die Grilaze der regelmXssi- 
gea Aosübaog seiaer Gericbtsborkeit hinaas, freywillig vor diesea^ 
Richter Recht za nehmea. — Ganz aaders aber yerhSlt es sich dana, 
wenn die Begriazung seiaer Jurisdiction einen absolaten Charakter 
aaaimmt; aad diess ist anstreitig immer dann der Fall, wena in dem 
Wesen der ertheilten Jarisdiction der Gedanke ausgesproehea ist, 
dass sie begriffsroSssig aar eine partielle, aar durch specielie Pähig- 
keitea nad durch specielie Verhältaisse begrüadete ist, dass mithia 
über dea Kreis der speciellen Sachverhiltaisse hiaans ?on einer Jnris- 
dictioB bey dea Belieheaen gar aicht die Rede seyn kann. — Rec. ist 
ftberzeagt, dass es aach dem Verf. aicht einfallen wQrde, aazonehmen, 
dass ein israelitisches Gericht in einem Streit unter Christen über 
Patroaatrechte, oder dass eia Bergwerksgericht zur Entscheidung 
einer Ehestreitigkeit dnrch Prorogatioa competeat werden konnte« 
Zo dieser Ueberzeugnng hat Rec. noch daraus einen speciellen Graad 
gewoanea, dass H. selbst am Schluss des §. 167. es in Gemftssheit 
des eap» 40. X de offl ac potest, jud. del. eiarSumt, „ dass die Ge* 
richUbarkeit eines Commissarius fiber seinen Auftrag hiaaus nicht 
prorogirt werden darf'*: ein Satz, der sich mit der Conscqaenz jener 
Behauptung nicht vereinigen Ulsst. 

Noch mass Ree. gestehea, dass er sich es nicht zu erklären 
vermocht hat, wie der gelehrte Verf. daza gekommen, dem im Obigen 
beleuchteten Satze ia der Note 122* uater Berufung auf die /. 61. Z'* 



*) Non quidem fitit eompetent judex Procurator notier in Hieprivatcrum: 
sedeumipsieumjudieemelegeritiiy et is eonsentientibut adoertarnt tententiam 
tttlerit^ intelligitis y vot aequieicere debere rei ex eonsensu vestro judicatae: 
cum et Procurator judicandi potesiatem inter certat habeat per^ 
so na 9: et vos incongruum eum esse vobis judicem scienteSy tarnen audientiam 
ejus elegistis, Quod et in aliis similibus judicibus J tarn in aMonem proponentis^ 
quam in exceptionem opponentis persona locum hahebit, 

**) inter eoncenientes et de re majori apud magistratus mtmipi^eUes agetur. 
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djs jnäidiis*) y die nackte Bemerkung htn2ozafQgen : ,yAt^er ein Cri- 
minalrichter kann nie in Givilsachen Richter seyn^H Anstatt 
aller Widerlegung beschränken nt^ir uns darauf, lediglich an das In- 
stitut des Adhäsionsprozesses zu eHnnem. ' ' ' 

Es Mgen nun im t'Qhften Titel die Pärtheyenreehte In Bezug 
auf eigne ProzessfiShrung und eine vortreffliche Entwicklung derLehrö 
von der Vertretung. Na(ih einigeln allgemeinen Bemerkungen han- 
delt der Verf. unterd^ Rubrik ,; not h wendige odc^r gesetzliche 
Steil Vertretung** 1) von det^des Staats und der moralischen Per- 
sonen, 2) von der Vertreturig'der unter Vbrmlindsthaft stehenden 
Personen; demnächst itf dem Absi^hbitt „von den freiwilligen Ver- 
tretern** 1) von 4eri Pr^ei^sbevollmfäehtigten,' Pröeuriatoren^ 2) von 
^en f^ey^iiUgen^ Verlireüern' t^hne Mandat, etidlieh 3) Vöd der Legi- 
timation der Nebenp^rsionen fiberhaupt. — • Dient schon diese syste- 
matische Zu^mrmeniteiiung zur Erleichterung der Uebersicht aber 
^iese Letirev so wird diese tlnä das innere Verst&nttiiiss noch weit 
mehr d^reh die Därstelkm^ im Einzelnen vermutet; Namentlich ver- 
dient di« Gewandtheit dbr'-hist'driäehen Bebandlung hervOrgelioben zu 
frerden, mit ivelcher der Verf. in diör Lehre von 'den Pi*ocuraloreh, 
darck die 8<ihwierigkeiten des alten domfnrum litis hindurch, zu 
leinen praktisch b^adcbbareii Resultat gdangt. £)em Rec ist dieser 
Tbeil des Systems als ein in jeder Beziehung musterhafter erschienen*. 
der Verf. hat hier die Aufgabe geltest, in ^ner auf Wenige Seiten 
-suMMimengedrän^ten 'Entwicklung die Römiirche Lehre von dem <ld- 
mintum'Hiis V6ilkomraen lichtvoll darzustellen, tiiid damit In er- 
iritoiehler Vells^digkeit die Auseinandersetzung der (rrunds^tze zu 
verbinden, welche die Praxis theils hieraus ado^ftirtv zum Tbeil abelr 
«aeh an die Stelle der Rdihlsähea Crru^dsätze gestellt hat. Je un- 
abhängiger (He Praxis dcb in^ dfesem Felde von den , erst von Müh- 
ieäbru'Ch aufgeklärten, €nini^äfzen des Bötnischen Rechts gemacht 
4lat, je gedafrkenlöäer das eanonisehe Reeht und selbU' die Reichs- 
f «setze die halb' vär^tabdeb^n und nibht mehr passenden ^Grundsätze 
d^tietbeaifregmetttarisch uäil ohne Cönsequenz näcffages^roehen/ Je 
•#eaig6r withitt ein äusserei^ Anhaltspunkt sichtbar iist 9' an dem man 
•dn 'VerÜältniss def prät^chen 'Grundsätze* Über die Stdiung des 
•Proouräitors zu Jen altfafergebra^en Äriindsätzen der theotiö wahr- 
-HebaiMi konnte, desto mehr'nA'ss das Verdienist «fer Klarheit anerkannt 
•werden^' mH ^\t\ktP der Vel^f. hier die liehren der'Thdot*!'^ und der 



<5 Itätrtmtüiaiörthnßpevum'aH^judi^arefionpüleät, 
KriU Jahrb. f. D. R.W, Jahrg. IX. H. VIII. 47 
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Pr^i« «a nrnfaiseo ntd zum ftUgemeisea VersttndoiM za brio|^ ge- 
wiis.«l hat. 

Weniger bat qd« der laliaU de« sechsten TiteU hefriedift, 
der voD der Forn des gerichlUchea Verfahreos handelt. Unler 
der Rubrik ^aUgemeioe Gesichuponkte uad KormeQ^* spricht der 
Verf. voa der Zolässigkeit des GoaveDÜoaalprozesses; eine besondere 
Abtheilang» mit der Ueberschrift »»siibstaaüelle VoraogsetznngeD der 
Prozedur nnd darin begründete Rechtaverhiltnisse/S widmet er ledig« 
lieb der Bemerknng» dass der Prozess ei^ea Richter «fid wenigstens 
zwey Partheyen mit entgegengesetzten Interessen voraussetzt; dass 
die Partheyen, ^BinaB4er mit gleichen Rechten frey gegeq^berstebeni 
dass sie einander nicht zur Brlejcbternng des Prozesses« aiM^h ipip^^ 
positiv za vollständiger wahrheitsgemlUserMittheilnaig, wohl aber zor 
E^nthaltnsg aller Arglist verpflicbtet sind. — Ein Abschnitt ,,von d^ 
Bestandtheilen des bttrgerlicben Verfahrens *^ gieht dem Verf« Geler 
genbeit« an die Unterscheidung von wesentlichen und an^serwesentr 
liehen Stücken des gerichtlichen Verfahrens. einige aHgen^iiie. Be«* 
merknngen Qb^r prozessnaliscbe Verstösse qnd Unterlassu^gia ans 
den Lehren von der Nichtigkeit und der Reiititution^ anznscblfes^ciiA 
Dann folgen Grundformen, Gerichtssprachct Gerieblsprt» Zniten d<^ 
|;erichtlichen Handinngan, Partbeyba^dlungen, ricblerlicbe Th|tigkeit» 
proze&suaUscbe Miltheilungeai gerichtliche Ladungen, Beurkundong 
der gerichtlichen VerbandlaDgen, Caulionen; unter der Uebencheift 
„Beförderungsmittel der Prozedur *< behandelt der Verf. die Praaesip 
Verjährung« die Contumazial&trafen umd die Eventnalmaxime, nnter 
der Ueber$cl|ri/t ,yWahrheitsbefördemngsmittel^< den Eid^ Fraise« 
Stellungen, Artikel und Positionen» , 

Hiernächst enthält der sii^bentei Titel eine allgemeine DarsteW 
lung des.BewejsrechtSit ^^ BezielMing auf welche wir ans anf die 
beypflichtende Erwähnung beschränken, dass H« nnter der. Bikrik 
»^Argmnentalioa'^ die MMe von den Präsumtionen Und dem kftnstr 
liehen Be^weise (Zusammeoseunog vepsi^biedi^aer , erwiesener ThaV 
Sachen zu einem Ganzen — rationelle BeweisqneUe) zasammenfasst: 

Dagegen erscheint der achte Titelals eine systemaiischa Metb» 
wardigkeit. Derselbe bandelt von der RichteTpfliehc iaStreiU 
Sachen i) Oberhaupt,, 2) in besondern Stadien^ Den Inhalt : diese» 
Abschnitt^ ukachen 1) die richterlicbea NiHbeide, 2). oiyeetiv« Fesb- 
stelbin^ der co^e^^^o^Of 3) Spantan^itätsverhältniss des riok* 
terlichen Amts. In der zweyten Rubrik ist die Rede von der Auf- 
legung eines Inventars nnd von der richterlichen litis M$Umütw^ 
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itnk Juramentum in Htm nni itm Zenonidmdditftt Eide, in dem* 
Iriüe« Mttd Ale Gnmdsflice fiber das ricbterltehe SeppHniDggrechl 
atid die ». g. clausula ialutatis ««twickell. 

Eiidlicfa bandell der iie«iite Titel Ton der llecliUkrirt dei^ 
irtebterlietien fentseheidinigett titid der tebnte voe de« ProzesMtrafen 
«nd PrezeMkesien. HitittieiitDeb ätt letzteren venmsst man eine An« 
gäbe ihres Prinzips. — ' ' * 

Es Ist flicit unsere Abslctt^ ^ der bisberfgen \¥ei9e den lohalt 
de« ganzen H/seben Werk» am verzeiebnen. Ree. hat es sieb ant 
angelegen seyn lasten $ von dem Inhalt und dessen Ailordniing so viet 
im Öetaif dm^bzngeben^ ak^ ibni ztt einer getrenen Charakteristik des 
ganzen 8f atemä erferdet^fch er«efriefn. Dieseti Zw«ck hefft Ree. er^ 
reiebt zn haben , Wedli er «rieb aitfeb in Beziehung auf die zweytv 
Hlllfte denselben nnr neeb auf eitte äMgemehit«, in wenige Satze za-» 
zammengefasste InbattMngabe bescbrankt. 

Das zveyte Bticb entbilt in efaronologlscber £nt#t€klong dan 
YeHabren in erster Instauz. Die mit der ebreneiegisefaen Behand- 
hiogsweise gegebenen Vorztg« und tJebelstflnde (anf der einen Seite 
crleiebterle Uebersfcbt flbe« d4e einzetnen Perieden, auf der anderen 
Seite nffrermeidfiebe Wledetbelnngeii) braueben itifir nicbr tn berab« 
fen. ^^ Der erste Titel giebt in 4 Absebnrtleii eine Tortrefflicbe 6e^ 
febicbte des Rtfmiseben Civilverfabrens in seinen Terscbiedene« Sla-^ 
dien. Nur der dritte Alisebniti bat etwas Anfffkllendes« Derselbe* 
ist betitelt: ,, Gemeinsames aller Perieden^^S ttni man erwartet dabef 
in demselben diejenigen BestAndtbeile und Grundsätze, die sieb Iak 
mer nnrerXndert erbalten; man findet darin im Gmnde nber nichts^ 
nnderee, als abgesondert eine bktorisebe üebersicbt der Lebte von 
der Ladung, dem Anfang des Prozesses nnd der Litlseontestalton, 
io wie eine 6es<biebte des RMiiseben €onfomaeialprozesses. D*«^ 
{(egen verdient besonders aöreb der Vierte Absebnltl rtlbmliefae An<^ 
erkennnngy in welcbenr die den Uebergang zu der Gesebtefate dOif 
deatsehenTeifabreos bildende Darstellung des Prozessreebts im Mittel'' 
äfter eiiie angemessene Antettung' «um Stadiam der ItaRiat^'lk^ti^ 
Pmkfiker gewtfbrt.' ^^ Ueber den zweften Titel, wefel^ iäüienUeW 
Gerichtsverfahren 1} des alten Rechts, 2) des heutigen Rechts dar-«' 
stellt, bemerken wir nar, dass er nicht nar den ordentlichen Prozess 
erster lostanz, sondern auch das ausserordentliche Verfahren in be- 
•onderen Pillen nmfasst. Die letztere Abtbeilung bebandelt im ersten 
Abschnitt die verschiedenen Formen des summarischen Prozesses, im 
dritten den Edictalprozess ; der zweyie scheint eine LUcke zu ent- 
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MOn; €r kttodigt die DarsteUttog ensser ordentlicher Prozessarten ao^ 
eptbdlt aber aar uoler No. L gerichtliehe AoaeiDaader^zBogea, qiidl 
als Unterarten die Theiloiigak^geB, Aaseiaandersetacung zosan^pen^ 
geaiiachUr Sachen, GränzberiehtigpaDg^verfahren und den Rethnungs* 
precMMs; ei^e 2te Abiheilaog za der ersjben hoemit nicht vor nnd ea 
fehH ihr aaeh an Ohject, da H. 4len Ceneur^oieess «rst am Sehlnas^ 
in Verbindung mit dem Executionsrecht vorträgt. 

Das dritte Bach eatunokelt die (iehre V4»n dep.Rechtsmitleln; 
das vierte ist nachträglich einer separaten^ SoGr^terttag' der lieben-* 
punkte im Prozess gewidmet; Qa^^ejbe.liapdeU i):.von provisjori^p 
sehen und interimistisclian Maagjsregeln, 2) vQm Bew^ife.^m ewigen 
Gedächtniss, 3) von .den verschiewIeBen Foiwea der ^inmiiichjQOg 
Dritter in einen anhängigen; Rechtsstreit, 4) ,von. Unfterbr^c^n^g» 
Wiederaufnahme und dem Erldsehefp einer le^tfiivs.oder. des fleelitflM 
Streits selbst. Das Werk scblief^> wie becj^ittf beeierkt^ im iMi'^ 
ien Buch mit einer Darstellung desEzeeution/inUttd Con^ursrechts. — 

Dürfen wir uiis zumSchluss unsers Referats noch erlauben, ^yiii 
sehen den bishier J>espro<;henen Prod|ieli^eil dr^sy^r der bedeutend:: 
aten Prezessoaüsten unserer Zeit .eine. .aUg^meiipe Pi»alliß|e:ifitl(ieMn» 
so wCbrde sie, ohae dass wir uns 4«reV die im OhlgeP eutbaltei^ja: 
Ausstellungen . einer Inco^se^uem in upserm Unheil schuldig zu mar 
eben glaubeii^ i^\m lau^: AlSigeiaeinpü^sdiches gehaltvolle^ Le^r-^, 
buch«, das 4^0 AnfjQrderui^en eiqer^wejcl.fliSUsigen Anleitung jun^ 
des Handgebrauch^ naeb allen, leiten bip iu.bi^hem Mae^se:eo|^i»pbh 
steht das Werk von'Liu^de obenan. Als^ffin populäres Hfllftpitte)^ 
das in anspruchslose^ und ein&rcber W^isf^ , die ^ Unebenheiten. 4^r 
Wisse^cbaftipu plaj^ire<>r ui^ Q)it: gesundem^» klarem Blicl^. das Ver^ 
ständaiss der BiDzelnheiteu zu.erlei<;l^tern. weiss» nehmen die Bayer!«» 
sehen Vorträge denb^c^en PIfitz «ein, Als ein gewiunreiches ^r^. 
zeugni^ selbständiger. F.ocstchangea, eis ein Magasin; verarbe^ter, 
prozessualischer Gftgej^täfide, in . welchem fe»st jeder Satz als das 
wohlerwogene C^gebni^s eigener gpfndlicher Studien nnd , Unter«, 
aucbnegen, erschein^,^, als eine ^regende wissenscb^Uche Gf:uedl,ai^ 
filr weiierei jStu4^«;lenclitet den anderen das Heff^er'sche^y^teft 
vor- • ' f .; •'. : .: '■ ,. . ;. • ./ '. . 



M . > . ) ;h» i'. . . ü •;. ,., "; -: N;/ f 



1 1-;' . ■», .: . • . 



Digitized by VjOOQ IC 



741 



II, A n K e I g e h. 



>/ 



Die politisclie und staatsrechtliche EntwickelaDg Deutsch- 

! lands ;durcii den Einflu^s des dautschea. Zollvereins, mit Bemer-^ 

jkangen über des Dr, Faber poUii$cbe Friedigten von K« MUithl^^ 

ackc^r» derzeitigem Praesideoten der .l^raunschweig* Ständev^r- 

[ saipmlung. Braunaebw., Vieweg u. S., 1M4. i 15 S.$« (geb. f Tlilr.) 

Bie vorliegende Sehrift i«t öine fori^Mifddte Kritik der in den 
Bibersehen polUiseh^n Predigten vorgetragenen Lehren. Da diese 
Predigten jelzt ketnabe mitdet vergessen sind und auch nicht ver- 
dfenen, 4»ss^ maen anf sie znrüekkoranitf da wir fernem kertfe Krttilt 
kritisiren können, and da sldi'endlichdie^ ganze Schrift der flaapt- 
jMdie nach auf dem practis^eh' poHtisoben Gebiete hält, so wollen wfr^ 
Üemih^ wir a|s eine der > ausgezeichneteren unter der M a^se def 
pmlitisoben l^rettscbritteii bezeichnen vnd ^ren Inhalt im Allgemeinen^ 
«ngelMin. Der- tste Abtcbnitr handelt von dein Eioflnsse des Zoll-/ 
^reines anf die Binbeit DettticblattdS) schildert die SchwieHgkeiten, 
wekbe eine Bundesverfassung, welcher so« veräne monarchische Staa- 
ten gegenüberstehen, zn überwinden bat, und zeigt, wieviel mit einer 
tn Bezug auf Verkehrsverhältnisse und materielle interesseii gewon-^ 
nenen £inheil zo erreieben sei« Der zweite Abschnitt erdrtert den 
£tnflnss des Zollvereins auf- den dedtsehen Bund und zeigt, dass jener 
fUefem niebt eiltgegen trete , sondern lifatn zu Hülfe komme, da. n)i^h 
Art. 19. der BundestMte Herstelluhg der Verkehrs^efheit allerdings 
in der Absicht de» 9i|nde^ h'ege, und in^der Beförderung die utsch er 
BMieit kiHn dem Bunde freinder Zwetk b^f^dert werde. Besonder» 
trtfefnd idnd dabei dieS. 46. f. gemaebten Bemerkungen. D^äteAb«- 
sblwit« widerlegtüe'iVWdnebtignng, «fe bedr<ybe der Z>ellvereln die 
iMfei^e Selbstständigkeit ier daran tbeilnebmenden Staaten, ubd der 
4ie erörtert eipdlicb den £influss des Zollvereines attf die Velksfreiheit 
«ad die ständischen' Verfassungen. Nachdem der Vf. auch hier die 
grandiosen t Denunoiatfnnen der poHlischen Predigten widerlegt hat, 
erkennt er die wii^kliih vorhandenen Mißverhältnisse an, ^ie naclr 
fei^efr Ansieht ^arin £estehn, iass' einerseits bei den gemeinsamen 
Maasregeln der Zollvereinssiaaten ' den ständischen •Versammlungen' 
dieser tetzteren oh erst dann eine Mitwirkung gestattet ist, wenn die! 
Verhandluagen auf einem Punkte stehen v wo Abänderungen nicht 
Ibnniieh,' «nd däs^ )bei der Umis^ändlichkeit der regelmässig wieder- 
keiÄ^enden Unterhandlungen mit^ieleA atäbdiei^n Corporation«» jeder 
Ferl#ckfi|t. im sCeisle der eetsetnsobaf^kMBeit^'erselHrert und der Par« 
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ticaUrisnas gefdrdart wird. Als AaskonfUnittel eoipfiehlt der Verf. 
die von ihm schon frflher vorgeschlagene vollsUtndigere Organisation 
der ZollcoDgresse und die Hinznfttgnng eines conslitmionellea Ele» 
■enU zn diesen Congressen« 



Zwölf Romi8cheBfilitär-DfpWne# Besekriehen von J^s^Ameilit 

Dir. d. k. k. Mfinz- n. Antikenkab. Anf Stein gez. von Alb« Camesina. 
Wien, Robrmann in Ronm., 1843. 76 S. 4. n. 25 lith. Taf. (2|Thlr.) 

Nor zn spSt und eigentlich durch die Gott. Gel. Anz. erinnert, 
erfolgt hiefnit die Anzeige eines dem Juristen sowohl als auch dem 
Ailerlhemtferscfaer interessanten Werkes. Worin die Ursache der 
fest zweijährigen Verz5gerong liege, ist freiKch dem Ref. selbst ein 
fieheimniss, indessen kahent mafatä h'belii. Oft scfaiessen schlechte 
BOeher wie StfrpscftMfpfn doreh die IMerariscken RAgionen, vm 
alsbald wmek dieser m#menlaneii Erseheiswig anf ewig x« versehwin^ 
den« während gqte Bfteber nicht. selten nur langsam ihren Weg amü 
ailgesie^n Eijieantniss sich bahnen« aber anch dann, auf bleibe«d« 
Anerkennitng rechnen können. Letzteres dfirfte von obigem Bot hei 
gelten. Nachdem Hanbold die von den Herausgebern der berea-> 
leoisehen AlterthOmery von Marlni, Vernazza, Lfsons behannl 
gMiachten ]dilit«rdiplome «naammengeMtUi: nnd mit einem folehrlMi 
ComOienlar verseben belte» konnte HMin mil Gmnd ^«bon, dast dist 
Z»U der vorbaedenen Diplome zie«licb eridOlpft seia wdrde, die 
sich bei Haubold auf 24 beläuft. Indessen überzeugten» wie ma» 
zum Tbeil ans dem Rhein. Musenm f.Jurispr. ersah, Baille, Gazzerai 
bald vom Gegenibeile, nnd naeh diesen wachs die Zahl durch €a^ 
vedoni, Horvat, den Wallaehisehen Courier, Ber|phesiaitf36Slidk» 
zo denen den Verf. 6 (nicht sieben, wie irrtbimlieb gesagt wird) 
binzugeHigt, so dass wir seiner Versiebernng nach 42 StQck kennen* 
Indessen mtfssen zu ihnen die beiden, ans FOringer^a und Vesme^ii 
llittbeilungen in diesen Jahrb. 1843. S>761.f* pablieirten Exemplare» 
welche der Verf. nicht kennt« binzugeögt werden, so dass wir nnd 
44 Diplome besitzen. Des Verfe. Verdienst bestehl nun aichl daria» 
dass er diese Diplome vom jnristisehen Standpunkte aus beleneblet« 
sondern darin, dass er die darin enthaltenen Binzelnheiten im DeCait 
aufzählt, die Geschichte eines jeden mitgetheilten Diploms beigiebt 
nnd durch die mit der grössien Sorgfalt ausgef&hrten Abdrfieke ein 
anschauliches Bild dieser merkwOrdigen Urkanden gewährt. Na«li 
einer kurzen Einleitung folgen nämlich : I ) Reihefolge der Kaiser, 
von denen bisher Militärdiplome gefunden worden sind ; dabei ist der 
Ort und das Jahr des Fundes, so wie das Werk bemerkt, in welcbeai 
jedes Diplom zuerst publieirt worden ist, also aach, ob es hier zum 
ersten Male herausgegeben werde. Auch wird gesagt, wo es sieh 
jetzt beGnde^ 2) Zahl der Militärdiplome» wie viel Diplome nämlieh 
auf jeden Kaiser kommen« Die meiilen sind von Hadrran und Aa« 
teainii« Piu#, aämlieb ve« jedem sechs Stack. Von Trajea giebl 
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es nur fBnf. S) Le|;ldiieB auf «len D?plöiiien. 4) Ploften aef itn* 
telbeD. 5) Prftfecte, enier welehen die Ptötten standen. 6) Aiae 
aaf den Diplomen. 7) Goborten auf denselben. 8) Eben so Fexil-* 
lationes und Singuiat^s. 9) Länder, in wetoben die Troppeo waren; 
denen die Diplome erihellt wurden. 10) Prafeete dier Hilfslroppen. 
11) Gonsaln, unter welchen die Diplome erlassen sind; diess Verzeicb- 
Diss ist deshalb wichtig, weil mehre neue Consuln vorkommen, wenn 
gleich die meisten suffecti sind« 12) Präfeete der Alae und Co« 
horten. 13) Dipiomempfänger. 14) Volker und Ortsehaften, aus 
denen die Dipiomempfänger abstammen. (Der Geburtsort ist selten 
angegeben). 15) Befestiguagsorte der kaiserlichen ßesehlUsse io 
Rom. Dieses Verzeichniss ist sehr wichtig und steb4 in Zosanmen« 
hnnge niil der Lehre der Archive, weiche in den neoeHi Descbrei« 
bungen Roms wider alles Erwarten vernachlässigt worden igt, aber 
mittelst der Gonstitutionensammlungen der römischen Kaiser und 
PrSfttttg der zerstreuten Gesetze sehr vervoUständ^t werden kann. 
8eibsl die ältesten KirchenrechtiqueHen geben nicfai geriarge Aus- 
beute dafttr. 16) Die auf den Diplomen erhaltenen Zeugen. 17) Be- 
schreibung der mitgetheilten Diplome. Von diesen zwölf Diplomen 
geboren eins dem Nero an, eins dem Vespasian, eins dem Titus, 
eins dem Domiliauy zwei dem Trajan, eins dem Hadrian, fünf 
dem Antoninns Pius. Diese sind sämmtlich, mit Ausnahme des 
sechsten (von Trajan), das nur in Abschrift milgetheiU ist, auf Stein 
gezeidinet. Jede» ist nflber besebriebeo, genau kopirt und dann in 
linier Absebrtft mttge^eitt. Zum erstes Male sind unter ihnen her- 
ausgegeben die Diplome des Nero, Titus, Domitian, die beiden 
Trajan^, zwei von Antoninns. Wir scheiden von dem gelehrten 
¥erf. mit dem innigsten Danke und'dcm Wunsche, dass er uns dureft 
ihnficlie Arbeiten ftmt^ erfreuen mOge. Zum Schlüsse erlauben wilr 
tins zwei Diplome , aber aosgescbrieben, als Probe mltzntheilen: 

A, Des Nero.' (Aeaiiere Seite Tab. I., lilmlilth der ProbeschHft«n.) 
JV0»*# Clmdimt Oivi CiautUt P9kti$ GfrmmnM <^€imiir^ S$po» Tiberii 
Cm09mi9 Amgmit FrwupQi Dün Amgnsti Aitneppt Cmpiar Augm9tu$ <ißr'^ 
manicu» Penlifex Maximum Tribuniiiae Polestalis Stptimum Imperator 
^eptimum Consut Qnartum Peditibus El Equitibus Qui Militant in Cohor^ 
Uhus Septem Quae Appellantur t Asturum Et Gallaeeorum ßt 1 Hispt^" 
narum Et M Afp^orum Et i iMSitan^rum Ei 11 Alpinomm Bili H4sp^ 
normm Et V Lumensmm El Galiaetorum Et Smnt. In mjfirieo SuA l^umf 
Salcidieno Salvimno Rufo ^ui Quina Ei Vieena Slipenäia Amt Plurß 
Meruerunt Quorum Nomina Subseripta Sunt Ipsis Liberis Posifrisque 
Eorum dvilatem Dedit Et Connubium Cum Uxoribus Quas Tuut Habuis*" 
ient Cum Est Cititms Üs Data Aut Si Qm' Catlibt» Btsent C^mt /Ar Qui^ 
PoMlea Duxisswt Dumtaxat Simguft Singulas Ante Diem Sextum Nonag 
Julias Cneo Pedaneo Salinatore Lucio Velleio Paterculo Consulibus Co^ 
hortis Secundat Hispanorum Cut Praeest Caius Caesius Aper E^ufU 
Jantumaro Andedunis Filio f'arciano Descriptum El Becognitum Ex 
Tabula Aenea Quae Fixa Est In dapitoHo Ad Latus Sinistrum Aedis 
Themarum ExtrimecM. 

( Innere Seite Tab. II.) Sero Claudius -* Subseripta Sunt wie oben. 

fes besitzt dieses mir zur Hälfte erhaltene Diplom Br. Ennoekl, 
Ptrtvatmann m Wie». Es ist vom Mire 60« nacb C. Q^ md vMletcht 
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ähnlieb d^en Je» J. 57., von wolchep» S^etoa^in Nero imp.,J(ll, 
Mgl: Nitro evhibuit.et m^m^hiam mnkriH§. aqua^ innaütibus ifiUtm, 
item PyrrhicJiaB quasdam enumfiro ephei^orum quibus^ po$t editam 
operam^ diphmata cipitatisRomajiae siogulis obt^liu 

B. Oei Xrai«ii v. J. 10«. ( 1) Aenfum-e $«ile Tafel XV.> Imp^r^i^r 
Caegar Dioi Nervae Fifiua Neri^fi Traia/tm Augu9tu$ GerumnieuM Pacicuf 
Ponlifex Maximut TribunitiaePotettatis Nonum Imperator Quartum Contul 
Hfuintum Pater Patriae Equitihuaht PMitibu» Qui Militant In AU» Tribut 
Bi Cohurlibut Septem Quae Appellantwr i Claudia G&Norum Et i Vetpa^ 
Mitma Vurdmnorum^ Ei Gmlhrum Flam^met Et I Ftaviu Coptmagenomm 
Et l Lutitanorum Cyrenaica Et III Lucentium Et II Flavia Betnorum 
Et II Et III Et IF Gallontm. Et Sunt In Moesia Inferiore Sub Auio Cae^ 
eilio Fauttino Qui Qufna Et Vieena Pturave Stipendia Meruerunt Item 
Dimittia Honettm MiBHone Et Clmtitit Quorum Nomina S4tb 
Serif ta Sumt Ipti» Likfirit J^tt^riggue Eotum Civitmtem DMit Et Comu* 
bt'um Cum Uxoribut Quat Tune Habm't$ettt Cum Ett Civilat lit Data Am 
Si Qui Caelibet Ettent Cum fit Quas Pottea Duxittent Dumtajcat Singuli 
Singulat Ante Diem Terthtm Idut Maias Caio Julio Batto Cneio Afranio 
Dextra C4n$umut Cohafrtio Teriiae GäUomm Cui Praefuit F^blitif Vä» 
lerima SabinuM Pedifi Ambinm0 Jmv£mbi Pik'o Hmm-i€0 dDtff ert>l«M Et Ho^ 
cognitum Ex Tabula Aemea Quae Fixa Est Romae In Muro Pott TempJ{utß 
Dioi Augusti Ad Minervam. 

( 2) Aeuigere Seite Tafel XVIf.) Ti Juli . . . Urbani \ Q, Pompei. i '. 
Homeri \ P. CauU . . . Rltth'tuti \ P. Atini . . . AmeHmni \ M. Juli,. . 
ClßmemH9 \ Ti, JuH . . . Euphemi \ P, CauH , . . Fitaü^. 

(3) Innere Seite Tafel XVIL) Imperator Caetar — ffesMorum 
(fehlt Et — Gallorum) Et Sunt — Mistione (fehlt Et ClatßicisJ ^uo^ 
rum -i- Civita, i . 

( 4) Innere Seit« Tafel XVIII.) Tem Dedit Bt Conuhium — ätfnH^^ 
.¥ß f^lt DoMcriptum d. a* w. aR4 atimiDen. Mater den angegeb«Q«n Weg-i 
, laptungen 3. ^nd 4. mit 1. 

Die Tafel staiDint vom Herrn Professor Vezzerle^ all und j^ 
nebst dessen Münzen vom nngarischen National ^Mus^um, aMfgeka^ 
£r Ist derselbe Vezzerie, den der Ted a^ Jer y«U«adan^ crin«^ 
WerJ^es Über Münzen, die sieb auf Ungarn bezieben, binderte; . e^ 
waren, als er starb, scbon viele Platten Jn 4. fertig. 

Wir erwähnen nocb, dass von der in diesen Jabrb. a*a* 0. besebrie- 
benen, zn Geiselkreebting aufgefundenen tabula koneskie missionh Hr. 
Föringer durch Hrn. Sebastian Minsinger in München millelst 
eines von diesem erfundenen lithographischen Verfahrens eine so ge- 
treue Abbildung der Metallta&tl hat fertigen lassen, dass man diese selbst 
zn erblicken glaubt. Alles ist mit der grössten Treue wiedergegeben, 
selbst die bronzene I^arbe der Tafel mit den Flecken, so dass gegen 
das Licht gehalten, der Glanz der Tafel sich verändert. Es über- 
trifft diese Abbildung Alles, was 4)isher in dieser Art geleistet ist. 

-Cnrsiia der Institutionen von O. F. Paehta. Erster Band. Zweite 
verhess. AuÜ. -- A. u. d. T. : Geschichte des Rechts hey dem rö- 
mischen Volk, mit einer Einleitung in die Rechtswissenschaft. — 
Leipzig, Breitkopf u.Härlel, 1845. XVI u» 728S.gr. 8. (geb. S^Thlr.) 
Während die Freunde der Wissenschaft Aet Vollendung des im 

J« }341y yon. dem Verf. b^onnepien Ct^rsus der Institutionen mit d^ip 
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(l«tfrB«lteii Verldugen.^vjll^enuMav «reefiiiiil (ttaU* des iMrvaiUtt«, 
dffli fiiin^e abseblieM«ii4«» dHlte« Btandas ilfit erste io s«^ilev A^ 
hgt^f r- rae^b zwar» aber oi^bfi übermsitheiHk Gaiiflg^wU firia J a 
j^««ir Zögerufig ia der VoHendaag giebt. die Vorrede ai) iwk :eiw 
^i^afaa^a voQ denselbea den eioee, w^lober zugleieb eiaeo! neuett Ge-* 
uriim. far di? Wis^^sehaft in Ausklebt aldit, i>die Beatorguaip eioer 
dritten Ausgabe des iiebrlnicbs «der Paadekteni die aitebsioiit er« 
Qcbein.enwird. . / * 

Nacbdeoi. die. erite Aofli^e des erslen Bandes der lasliMieiie« 
ia älesßo Jabrbftcfaern 1843. S. 2^9* ff^ ansAlbrlleb reeeosirt worde» 
ist, beschräi^JÜ' sieb Rat bei ^r zareitea Auflige^: ip Berfiekticfbligal^ 
der van; der Redaeti«» ia dem, Vorworta zam Jabrga»g[' I842U gesofi 
giaea 'före^liaie aWMcbe;i RecefiBianea «ad AMÜHgea n^er Aa^ 
lagea» aflfaiDa.karae Besfre«ba»g ia der letklera Fern. Bei eiaem 
gleicb Aafaaga in Inbalt aod Perm so. vollendeten Bathe, wie der 
verliegejade erste; Band im J. 1841. ; barvortrat, lAsst si«b ia dec 
zweiten Apflag^ eine Umarbeitang, irelciie daaWerk zn einem aeoe« 
geataUeiet niebt erwarten. Wobt aber bat der Verf. neue Ergebe 
aisse «einer Studien, die seit, der Aqsarbeitung der ersten Anftag« 
bervorgetreteaeo Untersuebungen Anderer nad Eriaaerungaa, welobe 
gegen Einzelaa^ von Reeeasenten, insl^esondere auöb von dem Ver** 
fasser der oben erwähnten, in diesen JahrbUcbern erschienenen Ben 
eeasioa v^irgebra^ebt wprden i^tar^, aoi^fäUig fiH* die zweite Aaflage 
henntat nnd.di^r dadurek das Praadik^j^iaer varbeflserten gasiekerl» 
Am hJlM$!gafea siad dicuanigep Aenideeaagea^ welebe darcb dien^uata 
Literatur, hejrb^igeri)brt<t|'Qrdea sind* Bef« bebt als die bedeüteadataa 
Neuerungen, t- bald in. :jb leisen Zusttaea, bald in UmgeslaUungeii 
des Taxtes^, welche anf i^eranderteo Ansiekten bernliaa, bestehend,-^ 
folgende hervor;.. In der Verfafisungsgeachicbte dep.eraten und zweiten 
l^eriadeist v^jfairb. auf das. Werk Momm^en^s, die Tribas in ad-« 
aunistrativer Be^elMWf , Rü^sieht genommen^ namentlieh iat ptgem 
dasselbe, ein Zusatz an^ Ende yen §.61» (S. 220. der 1., S* 2^1. fi 
der 2. Aufl.) gerichtet.. Eine andere, Veräaderang in dar Ge&ehieble 
der Verfassung der zweiten Periode betrifl't den Einfluss des Senats 
auf die Wahlen, indem was frQber S. 210. darüber stand, in der neuen 
Auflage kipweggeuominen und dafür ein längerer Zusat^ am Ende van 
§.59. LeigefUgl worden ist. . lieber das VerhältnissaiBr /ora findet 
sich in der Anmerk. ^."S. 248; (früher 244.) eine neue Bemerkung. 
In Betreff iMr sog. iex de scrths viatoribus et praeconibus ViWx^i der 
Verf. im §. 79. S. 317. in -der Anm. a. die neuerdings von Mommsen 
vertheidigte Ansicht (vgl; di^e Jahrb; 1844. S. 475. f.), mit einer 
abwetchel^den Vermnlhung Bber die Randbemerkung VIII. DE. XX. Q. 
Bedeutender sind die Aenderangen im §. 99: (S. 454.' if. d. 2., S. 440. f. 
A, 1. Aufl.) in, Be;Kug auf das System :des Gaius,.r9eksicktli<}h. dessen 
der Verf. sjch an Bt^.ckin^ ang.e^cJiUsten bat. im §.104^ sind diia 
Miltkeilungaa. Ober die Co//<i/io;.(S.4l85.f. dt 1., S.,491. d. 2.AaiL) 
Uurc^i.die Banutzaef » der Abbaadlung vat Huacfake, weloba 4aa 
ef»^ Bea des 13«.Bdes. der Zeitsebr, f. ^eaeb. Raekiawüa. enthAh, 
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v«n^#llttla4igt iis4 beriehtigt worl«». lfdM<«re NaelifHig^e «lefc«« 
Meli an Baie von §. 118. mit Raekiiekl avf M« aa%efb»deiie Ur^ 
kva^aa, sowie aaf mtuttm SckriHaa. B«im eodex Ikei^onmim (§• 1 8§*) 
•i«4 Mehrere ZMitse darcli 4as, was Hlael sek Aet ersten Auiwge 
Teröffeatlicbl hat, veraalasst wer^eai dabei fiadet sieh aaeh S. 6dl* 
la dar Anai« /^) Iber das ia diesea Jahrb. 1S44. 8. 785. ff. voa llaaet 
BiH «wglaublkber Müde dargestellte» «sverantwarlliche Verhihrea 
VesBie's gegea deaselben eiae Beoierkaog, n'elche im Ausdriieh hart^ 
itt Gehalt sehr wahr ist. lai §. 187. siad die Ergebaisse der Uater^ 
Meboag V. €loedan's (der Verf. beaeichnet sie mit Reeht als „geist^ 
?aM uad gelehrt <0 in die DarsteHaag des eiictuni tke0d0t^eit siutg^ 
aanatea wordea« — * Dia hier referirten Aenderaagea, welehe das 
Baeh ia der swaitea Aaflage erfahren bat> siad aber aar die Wieb-» 
•igaten ; ia eiaer Aasabi Idelaerer Nachträge gieht sich nicht minder 
die Sorgfalt des Verfs. kund. Noch gedenkt Ref., dass aaeh Ein- 
aelnes weggelassen worden ist; nagern bat er aber dea letttea Sata 
ia der Aamerk. a) so« §. läO. (S. 614. d. 1., S. 621. d. 2. AtffT.) 
Termisst; doch findet sich eine Art Ersatz in Deka, was von Labonlaye 
S. 871. f. Anm.c) erzahlt wird. — Darob alle diese Umgestaltangea 
bat sieh das Verhallniss der zweiten Auflage zur ersten so geslattoti 
dass bei völlig gleichem Drache jene am einen halben Bogen starker 
ist 9 als diese. 

ia der neuen Auflage aiaes Werkes stellt sich — wena nicht 
etwa ftassere BedOrfnisse daa Verbraach desselben veranksst haben— ^ 
aia Act der Herrschalt des Geistes dar, welcher ia der Schrift ^"«^1^- 
körpert ist. Freuen wir uas, dass der in diesem Werke wohnende 
Geist seine Herrschaft geltend gemacht bat. Es gereicht dies in 
vaserer, so viele trabe Besorgnisse erregenden Zeit, die immer mehr 
das ernste Stadium abzulehnen und dadurch der Wisseaschaft das 
Grab zu bereiten seheint, ia einer Zeit, in welcher die Vors)>recher 
In Aagelegenhcitea des Staats und der Kirch« die Blossen ihre^ 
Geschichts- nnd Recfats^Keantniss za verhallen nicht einmal mehr def 
Mfihe wertb halten , wahrhaft zur Beruhigaag. 



Handbacli zur Vorbereitung und zum praktisclien Gebraucli 
für prenss. Juristen n. fiir prenss. Jnstiz-Subaltern-Beauitexi^ 
sowie zur Belehrung für alle diejenigen, welche das jetzige |M*euss. 
Gerichtsverfahren kennen lernen wollen, von A» Alker« La44^ 
u. Stadt*Ger.-R. Ister Bd.^ eatbaltend: a) einleitende Benerkuageo, 
b) den preuss. Zivilprozess. [istes u. 2tes Heft.] Lißsa u. Gnesen, 
Güulher, 1844. XIX u. 1 — 176 S. gr. 8. (Jedes Heft 7^ Ngr.) 

Kein deutsches Gesetzbuch hat so viel Gommentare und Hand« 
bicber hervorgerufen, als gerade das preussische; die Tendenz der 
letzteren geht hauptsächlich dahin, den ergangeaett Novellen, deren 
Sammlungen umfangreicher als die GeselzbOcber selbst siad, die 
ihiea geblriirendo Stelle aazuweisen. Das Bedttrfniss eiaes Systemi 
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■Mclit stell itilietMir« bei i%m UnaMem Reidite gtÜewit Mmi 4s 
am viel ^eclarireB^et erlänfteriiJe vad abtodermie Rtfcriple g iebt^ 
4aM das nrsprfioglielM Reeiu kaom wieder tm erkeaae« if U la dieser 
Besteliaog ist es daher eia ceitgemisaer, vea jedeai frenssisckeft 
Jaristee mit Dsake kegrflMler ForUchrUl, dass das [eUige JoBlis«» 
ninisttrium sick daraaf kesckfiakt, die eiagegaageaea BeMshwerde» 
aebst den Berichien der üaler- and OberbebUrdea eiolaeli aiitSQ« 
Ikeilea, alsity wie frOber» die erietseaea Reseri|»le sü pobliEirea« 
Jedeafalls hat dies Verfahreo eiaaa doppeltes Vorlbei(; ei^stheila 
wird das ho^eils bis zur hdcfastea Poteiui gesteigerte Materialdarcb. 
dies paisiire Verfaalleo des iasUzmiaistsrs »icht värmebrl, andera«« 
Ibetls wird aber aiich^ aadem maa dem PraclilDsr die eigae PrUAiof 
der m d«i Besehwerdea aad den daranf erfeiglen Beriehtea aalge»: 
stellten AasicMea aaheiaigiebt» eta selbststindigies Rechtssladiami 
Turberettet. Eine solche Anfgabe niu;»s sieh aber aaeh die preassK 
arhe Gesetzgebung stellen; dean nachdem sie dea Richter, der nach 
dem fitttwarfe eine reine Maschine ist, in der Folge eaiaacipirt nnd 
ihm eine seiner Würde aagemessene Stellong angewiesen halte, musste 
sie aneh als aatüriiche Folge jeaer Emaacipation eia Wissenschaft- 
liebes Leben unter den Praclikem weckea nnd soviel wie mtfglich> 
belSrdern« Dies lAsst sich aber ohne Zweifel anf dem vom Justiz« 
tttaister angebahnten Wege erregen nnd so gewiss die conse^aent« 
DnrehfÜhrung dieser Messregel vollkommen den Bedirfniesen de^ 
Gegenwart entaprichl, so gewiss wird maa der vom Miaister er», 
griffeasa Initiative die gebührende Aaerkenanag nicht voreathalteft 
dfirfon. — Der Ver£ vtrsocht nun eine Vereinigung und systema^ 
tische Darstellung der jetzt geltenden. Gesetze, indess nur in Betreff 
einzelner Theüe der Preossischen Legislation zs liefern. Der in der 
Vorrede angedeotetea Anlage zu Folge wird das formelle Recht 
den Haeptiahait der Jäehrift bilden. Im erstea Bande soll der Givil«i 
proeess dargestellt werden; ihm wird der Kriminal- und fiscaüsche 
Prozess und das Deposital* und Hypothske«ver&hren im zweiten^ 
Baade folgen; im dritten Bande wird endlich das Verfahren bei Ao^. 
aahoM von Testamenten und Verträgen abgehandelt werden« Dan 
materielle Recht liegt desshalh ausser dem Bereiche der Schrift f 
doch hat der Verf. versprochen, dasselbe Oberall, wo es zur Beleb« 
raag und Erliuterung erforderlich ist, mit einfliessen zu lassen und 
namentlich soll im dritten Bande das Erbrecht und Vertragsrecht auf- 
genommen werden. Jeder Band soll überdies eine Beigabe erhalten 
nnd darin die Stempelgesetze, die GebQhrentaxen , Instructionen und 
Reglements (dr die Registratur- und Bfircaubeamteo abgehandelt 
werden. Die Anfnahaie dieser Partieen ist durch die Tendenz der 
Schrift, welche nicht blos für Prenss. Juristen, sondern auch für 
Snbalteraen bestimmt worden, vollkommen gerechtfertigt. Das erste 
Heil bei^nnt mit einer Darstelluag der über das Examen der Aus* 
ooltatorea uad Referendarien, die Anstellung der Subalternen, sowie 
das SchttIdeBBMehen der Justizbeamten erlassenen BestimmuDgen. 
Hiefanf geht der Vert, nachdem er die 4Ülmfthlige Entwiektnng des 
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CküprÖKest^' biB. in Kt- neosto Mtin- ihren finmdxttg««' ve#ibi§tk 
bat, «»f ^o'(^il|>roz«8S telbsl ilhtr umI widwM cleai«jelb«n «me» 
aligeneMieii avd beioadsrn^ Tbeil.* £rst«rer MrfiiUt ia vier Tiiei^> 
■ilinlidi: fMber'diiD Qegeofll«««! des Processi von den Person«»^ 
w«lebe vorGeriebt klofeo 4»d bekkgt «»erden Mob^b^ vo»iGenobt»i 
flUBdef ▼•o BeisUBdeB md BavoUteacbtffte« im Proiestew Der von. 
S* 99* ND Bireiten Heft beginiiend» beeoadere Theil bebt im 5i<ev 
Titel mit den all]ßeflieiDeB BrEordemisseB der Klage «b. fter 6teTitM 
beiriffk ^s Pröstoverfahreo in erster Inetaaz-iind serf^lt in mebrere 
Absebnitte: aHgeaieiBeBeslinmaugeB; MandalBproseae ; B9LpM\fitm*f 
sese; aumkBarischer ' Prezess; Verfabreo in ^ordentliehea Prazeas;' 
Weafhalb der Verf. den ordentliebes Piwseea den MaadaU^i saamMi*' 
riscbea und Bagateilj^rezees Mgea iä8$i; ist aiobt abzasehe»^ JedMK* 
falls wäre ea logiacb riebliger gewesea^ Mi dem ordeallidiea Ver^ 
fabren den Andag zo machen^, besondere da dasselbe die. Griu^liig«^ 
nach der A< G.»Ordoäog bildet, uad wenn ea aoeb dnreb «^ in der 
Folge erlasseaen No?eilen sehr wesentliche Modificatiamen erittteit 
bat, so bleibt es docb.imaer die Basis des Pre^wses ond alle öbrigeä 
ProzessgaitiiDgen verhalten sich zu demselben als Aasnalmien. Bis 
auf diesen rein formellen, in der Anordnung des Stoffs liegaaden Vor^ 
wvrf lasst sich im Uebrigea gegen die Daratellaag des Ver£?. aiebtsr 
EHieb^tehes erinnern. Im Allgemeinen ist in der Schrift •cine'bttiNn 
dige, populäre Sprache vorherrscbend, so dass dieselbe* fir J^ew,- 
selbst den Subalternen aad Laien verstiadHeb ist. la dieser- BitekF« 
aiebty sowie in Yermeidaag des allzugrossen Umfangsdes Werks hat 
es denn auch seinen Grund, diass sich der Verf« auf w^tlftufige wis« 
sensehafUicfae Erörterungen nicht eingelastfea ioA, Da der Ver£ 
ferner die ergangenen Novellen gebtfrigen Orts aaehg^ragea und 
möglichst syateaiaikcb geordnet hatij was bei dem formellen Rechte 
mit besonderen Schwierigkeiten verknüpft war, ao wiiid auch' der 
preusS;. Richter and Advokat manchen Nuiaea ans diesem Werk» 
ziehen^ sollte er sieb auch nur asf Brsparniss des Zeitaufwandes be^ 
schränken, indem die Vota Verfb gegebene Uebersichtlichkeit daä^ 
aettrauheadeMachsohlagen:in den Quellen in vielen Fllleb jlberflüssigt 
macheirwird. , • . 



Das SchiflPfehrt-Röclif in Bc^sng auf den Lndwigs-Kanäl in 
Bayern, Von Frledr. Christ. iSebnürer» k. Advok. zu i^r-, 
langen. Erlangen, Palm, 1843. VI u. 90 S. gr. 8. . (geh. i Tblr,>[ 

Der Zvd^ck dieser .Schrift i^. eine überst«bflicWDarstellung:der^ 
in Bezug auf den Scbiffißabni. Verkehr iaden Theilen des Kdnigreicbi 
Baiern^ welche der Lndwigskanal durchzieht, gellenden gasetzüehieB. 
Bestimmungen, und sie ist interne gewiss zetlgemäss^ ate ineidem^ 
grossen. Theile jener Gegenden bis jetzt eine 6«biHTaUrfe nicht statt 
fand, die hterfiber geltenden Rechtasllze daher kaum beachtet wiitdeai« 
Als Quellen des Kanalschtlfahrlrecbles. waist der Verf, tbeiisaitge- 
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jtfejne, \)m\i b^sondet^ tk^h* Für 4eii KunaL gilt, die 'KanalM>doiiog 
vom 9« Jamiar 1842., wekhe QbrigeDS nicbt privairechtHcbe, sonder« 
B«r polizeiliehe und ddmiiiistralive Aoordnung^n eatblllu In privat* 
iteobUicber Hiosiebt treten die besondern Quellen IDr einteine Theile 
4es Kanales ein, »n<l zwar ini den Landgerichten Kelhei», Rieden^ 
kirg, Neamarki und Ga«i4l{ das balfitcbe Landrecbt, ia den Land- 
und Stadlgerlebten Altdorf» :Sck«uibaeh» NCb-nberg, Ffirtb, Erlangen 
4aä pren$8i9ebe Landrecht« und in den übrigen Theilen da$ gcfm^ine 
Reicht/ Der .Verf. giebt dann einen Anfing der K^nalordBQng« und 
steilt die priKatrecbtlidtenVerbfiltnisse naeb folgenden Rnbriken dar^ 
ireiiden.Riied^n, dem ScihiflEeri den Berraebl#rii Qnd Reiseiden* dem 
SfiUffbmehe. Dabei Jegl .er 4le ResUi»iiiiingen des preiiasiadi^ 
Landrerbts^ iah -düie gp^eieUsteB tn Ornnde und deutet dieAbweiolnin«» 
gen des.! geHk^ineA itndl l^irischen Rabies an^ wobei freiUch leinD 
gepaoere Keontniss des gemeinen Reebtes, najnentlieb des jetsiigdn 
Standes der Wissensebaft.Aieht w^bt^enommea wird. Znlelz^ nfird 
üeFrage^, «lelpfae di^0rt drei Gesetzgebungen im einieltieii FnJie a»* 
««wenden sey, im WesoAtlreben naob- Seuf fertig Commentar fibw 
d«e bairisehe/ Geri!eb]tsordqnng eltscbieden;, und mit de^ allerding« 
seia* begründeten Wtta^cbe ge&ehtoas/9n; die Geis^t^febiiftg m^eEia? 
beü in «dos KanalscbiffllahrtSße^bt brihgeti« Hier Ji0gt.i>ffe^b||r ein 
f'all FOT^^i^idfealbngf<>§sf'PariiQt»Mtät desRe<3tee» damVerkebr^ 
sehr naehtbeilig i»t. — im.Anbaag&;werden ForpMi4are eines JtaseDpei? 
Vertrages, <eiees £t0hiff4r-:MaQife«ies^ .»DH^^. 9Üi^ .Gonnol^semeAtf 
gfgeben* .=•.;.'..'■ i - h-u ■ ) 



AriÜimetiscllies^andbucli für Reclitsgelelirte,' nach Sächsfschen 
Aechten bearbeitet von Heinr* Heinhakrd, weil. SUdtgerichts- 
rath zu Dresden, herausgeg. von jpr. C^e'o* Karl Treitsebke, 

K. Sachs. Geh. Justi^ralh. Dresden u. Leipzig, Arnold^sche Buch^ 
' bandlung, 1845. XIV u. 432 S. gr. 8. (geh, | Thlr.) 

fis ist ietne Thatsaobe,sdas8 iJnri^te^t jiäufig «obl^chte Recbv^ 
und insbesondre in . 4er hobern. Mathematik. nicht i^ewanderl sind^ ,so 
dass die gesetzlichen Vorschriften, , bei: deren Anwendupg es aqf eiiia 
oomplieirtere Reobnu^gifwJKenimt, . meistens Aic;;bt obfie die (HUfip and 
J^er9tüttniig!)Ven ReehnungstersU^fft^g^n in c^n ^nzelnen Fällen, zur 
Anwen4ang'§^braobt werden Jcönpep*: Man bat yon diesem : Mangel 
a^pebllai0cber Kenatnisae bei/ den, Juristen ^chon fr#^r mehrmaiü 
Keraattaasnng genorainen, fOf dieselbei^.lejfihtfa^.rche Leitfaden in 
dem.jGeWete der:AIgi6bra bebnfa.der rol^ljchsten Beseitigung der ans 
j«nem .Mangel enteteftenden AbbäjMfgigt^U ypii.d^ Rechnungsvfi^stlla« 
digea lind. zur JBrIajsgung .dar UdgU^hkeit eigi^e^ ^elbstsjUlq4ig^.;Prüt 
ffUf i^.den faierber gehörigen. FMÜen ^o.vejrabfas^eB^, ..qbne .j^ docb 
)en(m Ifamgpl i^oUig «u beseitigep. : Depn indem :die V^fjisser jei^er 
BefffcbwiAgen mtisjteiiibieUs bei ihren iAnlaJMtngen^ and ipsbe^Adre 
d«n gleg^n«» Qeispittal pitf^4i«l.Qrpad^tjse der Bucb^^labenrech^ilj; 
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«■1 bl^kern Alg^ebra zarQckgiii;^ und selbsl AeAnweiida»|^ Iogiirilli«> 
Wischer Tafeln erforderte«, setcten tte Leser voraus, denen nicbl 
btofi die Gmndsatze der Zahlen reelHiMg, sondern auch der hohem 
Algebra bekannt sind, wahrend es eben an einem kfaren und siehem 
Verstandniaso dieser Crondsitze gebrieht ^er dasselbe wenigstena 
den Männern des praelisehen Lebens wieder entschwanden ist. daa 
. erste bessre Handbacb in dieser Beziehung ist jedenfalls das von 
Priedr. LUbmann in J. 1S29. heravsgegebne Handbuch flBr jortdl* 
Mie und stnattwiHbsebaftliehe Reehnnngo«, welche» so wie die bei* 
g^lBgtett 18 Bogen Tabellen ein rObmliehei Denkmal fttr des Verft« 
eisernen Pleiss nnd Kenntnisse darbietet »nd einem NUigst geftihhes 
Bedttrftiisse zncrst gröndlkb abhelfen soRte; dasselbe enthalt a«dl 
elaleitnngsweiae eine recht gnl« Anleitnag lam VersUndnisse der nit^ 
dem Borechnimgsarten« t^moocb hat es dem Ref. scbeinen wollen, 
ata ob es diesen, sonst so verdiensilieben Werke an der gehörigen 
VeberstcbtUchkeil nnd Be^pfemtichkeit beim Naehsehlagen fehle, M 
WM sieh auch nicht rerkennen tasst, dass der Unutand, dass der Veril 
die ebsehlagenden rechtlichen Grnndaatze nnd Gesetze nkbl n«a 
eignem Stndinm kannte und ihm Bedentnng sieb nicht aelhat klär 
«aehett konarte, im er eben keine juristische Bitdung genossen, bis* 
weilen hemmend und nacbfhi^llg eiagewirkt bat. — In dem vorKe» 
genden Bnebe wird ons nun darch die Tbätigktic und Untersifitzung 
dea Berausgebera ei«, von einem als theoretisch und pra<itiseb aes* 
l^ezeiehnet gewesneo Juristen verfasster Leitfaden geboteur Der 
verstorbne Reinhard — dem grossem Publicum durch sein ausge* 
zeichneles Werk: „die Ordnung der Gläubiger im Goncurse^ aus- 
reichend bekannt — vereinigte in sich eine grandlicbe Renolniss un- 
sers Rechts und der Grandsatze der Rechnenkunsl. Der Hcrausg. 
theilt im Vorworte mit, dass der Verf. die Schrift bereits mehrere 
lahre vor seinem Tode vollendet, dennoch aber dem Drucke, voHir 
kr sie bestimmt hatte, noch nicht Übergeben gehabt habe', und dass 
äiese Zögerung wohl nur in Folge der Absiebt entstanden sei« einige 
Nachtrage juristischen Inhalts, welche durch die eingetrötnen Verän- 
demngen in der väterIfindiMihett Geaetzgeboa^ mh »eth#end% ge- 
nraeht baitett, beizuftigea. Der Beraasg. hat nen dieae jaristtacnett 
Nachtrage liadZuaaize besorgt und -^ wie er dabei bemerkt — sieh 
di^scflbe KBfze zum Gesetze genacbiy womit der Verf. die von. ihm 
gegebnen juristischen Brianterangeii gefasat habe, da dieselben nicbl 
zur atrsrilbrlkben Belefcrttag über die einsehlag^ndeft ftecbtstbeorie^ 
diesen, sondern n«r die practlsche Abwendbarkeit der da» Haupte 
gegenständ der Arbeit aosmachendeip mathematiacbett Lehrsätze und 
Berächmni^en ins Lkht setzen sollten. Das Verdienstifebe' dieselr 
Schrift fcaiH» min an sieb n»eb den obigen Bemeitungan keiatat 
Zweifel unterliegen uad e» ist f# der Tier aneb, bei^aitler &trziE^ 
<$ine so klafe end fibersi^hAicbe Darl^^g dw hier einseblafgeadeit 
juTfistiscben ui^ci arithmelfsdbeii Regeln gegebe« worden, d^s diei^ 
Schrift gewiss jedem practischaa Juristen ein 6eblr wlllkomnaei^ Leiü 
fiiden und, man möchte dagen, tHistlicber Fibrer anf dem Felde dea 
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AritbnMtk seia wird «ad der Verfaaser.stfwolil als Haraofgeber akli 
atnaa ntuea Ansfiriicb auf die Daakbarkeit det jumlischen Publikuais 
jefworbea haben. Die ReicbhaHigkeit und VoUtiäadigkeil der Sebrift 
jtrgibtiSich au» folgender korsen MiUbeiiung deslabalU; Gap.L Voa 
Zia«eB (Von Versags-*, Waeber-, Zinses* Zinsen, intemsarinm); 
€ap. 11. Voa AnajiiUlten ; Gap. lü. Berecbnung der Lebeittdaaer; 
€ap. IV. Vau der WabrsebeiaUebkeit und zwar 1) Tbeorie der Wab^ 
acbeinlkbkelL; 2) Von den aacb der Wabrscbeinüchkeit zu fttbren*- 
idea BeebaoDgeii (Vom V^etten, — vom Ausspielgesebttfte, — voa 
•d&dLssptelgeaebftfte^ — von Leibrenten, •— von Sarvivaseen, «-^ 
jkroa BegrAbniaseassaa.» • — von Wiltwenoassea^ -^ von Anssteaeraagi* 
«aisen, -^ voa WakMiaeasaen lu s. w.); Cap. V. Von Pacblsebädes; 
Gap. VI. ReebaMgen bei Käa&n; Cap. VlI. Voa der Gesellscbafta^ 
fecbauag (Vom SoeieUitsvertrage — Goafosioa und Vermisebnag); 
Cap. ViTl Tbeilung der Naizangen und Laslea; Gap. IX. Voa dea 
bei Erbsebaflea vorkommemka Reebaongen (Erbtheile ia Teste» 

menlea, Pfltehtibeile der Notberben, — Voa den Quarten ^ *-^ 

Vom ZusMameatreffea mebrer Qaartea, **— Vom Znwacbsungsrecbta). 
Beif^lfigt sind IS TabeHea, welebe allerdings zur Erreicbuag das 
Zweckes des Bnobes aaumgäagUcb aotbwendig sind. Li Bezug aaf 
die laaere Eiarieblaag des letztem bemerken wir noeb^ dass bei 
jedem Capitel und Oberimapt |edem aettoa Abschaitte eine Begrüa^ 
iiesliauBaag uad eine gedrängte Ai^abe der eiasebAagenden gesetir 
lieben Vorsebriften vorauagescblekt ist, so dass sieb die gegebaea 
fiüempet sebr leiebi ab Beisptele der Anwendung anscUiessen. 



Zar Gescliiclite des Kriminalprocesses in Xivland von W* 
V. Boek. Dorpat, (Karow,) 1845. 101 n. XXII S. 8. 

Indem wir es natemebmea Ober dieses atebt umfangreicbe, aber 
iaballsebwere Werk zu beriebten, begen wir die Voraussetzaag, 
^ss das^ecbt Livlaads, eiaer deutseliea Colonie, welcbes grossen*- 
^ils aaf germaaisebea ftecbls^aellea berwbt« dem deutsebea ^ristea 
siebt gleickgtthig seyu keaae« Der Gegenslaad mt in dem verlie- 
^eaden Werke mit eiaer Soli^Sit uad Wissenscbaftlicbkelt faebaat- 
jeUy die^ aucb abgesebea voa der Riebtig^il oder Unrichtigkeit der 
l^ifOMMiieA BesultatOy Freude erregea. mvss. Es ist bier die Legi«- 
Itfliität der üvJättdkScben Griminalpraxis ia iirren Hauptqoellen in Ab^ 
«lede geslelUy da sie aiebtaaf den anerkaiinteniBecbtsqueilen berabei, 
sondern aar von sieb sagen kihuie: ,,icb bia ieb^ wie ieb gezeugt 
aach sey;^^ Dass.^r lofalsitioBsprozess die Regel bilde, die aceu«- 
eatoeisebe Form nur aaf Persoaon adligen Slaades Anwendung fiadev 
4iMt in den Laadgeriebtea aosscbliessliclt in4|airirt, der ausaabm»- 
weise geges Adlige staltfiadende AeeaBatioas|>rezess nur vor dem 
HefgeiÜebt (in Riga) gefttbrt werde, diese Fnndamentie d^ criminaK 
recbtiiehea Braxia greift der Vert aa, yfHke a rmm qf ivar tu e/rfe^ 
4ime§^^^ mifi Sbakespear sagt ' Demgen^Iss war e» se^e Aef gah e; 
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4ie bedenteiiilsten AaUirititeD jeser Praxis, y«n Buddenbroold ond 
von Samsoo-HimmeUtiern, tiatr Kritik zn anterwerfeD, iiideai 
«r ihre ia dem gesaBDlen Sinne gese^riebeneo DttrsteliiHng^eB mit dem 
Quellen Tergieicht* Die Exegese der Quellen handhabt der Verk 
bei genaner Kenntaiss ihres UrspriMigs mit. einer grossen Gewaad- 
heit nnd wo es scheinen möchte, dass er ihre Aassprflohe seinen 
Ansiohtea aceomodirt, da gesieht er denn ancb meistens selbst, keine 
apodiotisehei Wahrheit geben zo kO»»en. Es ist jedenfalls die vom 
Verf. für. seinen Zweck gewählte Metkrode, die Quellen selbst reden 
zu lasse« 'und daran die AussprQcbe • nnd Sat^iAigen der ScbrifU 
steiler nnd der Praxis za (Nrafen, die einzig i*iebltgezn nenneti and 
die Gegner seiner Aosio^eii, die sic<l^de«h>•de8 so lange von ibne« 
als legitim gehegten' ind gep^egten Kiades i aine hiw— inflsbeo, war« 
den T«B ihm zu- einer sehr' belebenden n«yd bräftigen Gymnastik des 
fieisles^' angeregt; Dass er^ eben w4il es ihm -Ernst mit 'seiner 
Sache ist, Vorurtheile und Missbräiidve röcksichtslos: aivgret^ wird 
nalörlteh' bei Sensiblen lauten Missfallen - «rreglen^ * n^atürlick. am 
mcbteo bei 4enenf die i^o den Missbrauche« Vehh^il'neiMn, allein 
man bedenke docb^ dass ioveteriHe Krankheitssch^en nicht mit in* 
ditferevten balsamischen Mitten gfehieiH weerden kÖnnen^ und dass es 
■tarker Reizmittel bedarf, um aas Einern lethargischen Scblal auf«- 
iNirftttelii. Die bisherige w kleine til^«t«r des livl^ndi^eben Gri«- 
minakeohts ist mindestens sehr matt zu niinnen; wihd ^ber auf dem 
ariaSeaschaitBcbea Wege^ den uaaer Vee^^ eingeschlagen hart/ forU 
gefahren, sa ist zu hoffen^ Livlands GftmihafarecKt i^erde bald vom 
y,Hysop der an der Wand wächst^* zu den „Cedern des Libanon'^ 
gelangen, — wenn nicht östliche Steppen winde die neuen Spröss- 
Uoge niederreissen. Die verschiedenen Perioden der liviän^ischen 
l^öchtsges^hlchte durchgehend, weiset de^ Verf. folgende Resultate 
auf. Wälirend der ganzen äirgestamditän PeHöd^ oder' Her Zeit der 
ItvIändischen.Seibetftländigkeiti war der .oirdenllidie iivlandvschfe Gri- 
jBtnalprozesft kein anderer als ider<Privätaiiklage|M*ozeks; auch in der 
polnischen Periode (1561 — ^l'-Ol^li.): war diesl der Fally aber schoa 
«iae Binneigungiiziim; Infutsilions|)re:zed8. <IVahrend der Herrsdi^ 
^hwedens'.öber'LivUnd ist ebenlalls der AbUagepcözess Regele nur 
kein rbiderPrivatankUigeproz^ss^ soiader» mititervbvtrete» des SlaalSf 
•intetesses. Dieser C^iminalpnozäss 4es! livIandtsebeB Landrechts, war 
dem'GTimtDalprozesse den angestammteli) Periode LivlatidsMiMmogeo^ 
aberriormeU weiter entwickeUinndio einer dem Geist der -neuen Zeit 
^nUUbtijgzastrebendto Entfallung; Wenn dähert Lt^and 'dem Etrn- 
0u8se d^s ichwedidekenlle^hit^s :unto^lägi sa-darfiman. dieses tfir^ den 
Griminälprozbtol i^^bt'hls einen^.Vampyr^belrachtao^ sondern der liv«* 
landische Griminalpräzess ging 'inter dem Einflasse. des s^hwedisashea 
Landnechts .einer besseren! •GesiäÜung .enAge^env . In ieindm >,iFrag«- 
■ektans der Praxis der dnei letzten seh weidi^h-^livlJkfdischeii.Decen«- 
iiien^,rzeai^ der Verfi an> einer iosehnilicbbA Reihe! von Pdllen aas 
dem' Anchiv des peraaniscben Lmidgeri^blsv dbsa der/Ai6klagäpi#iik«» 
keiii,,6dyüegiQm >der Adligen, soinden^ als »Si(|alsalaklagef no^ess die 
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allgemeine Regel war and dass Adlige vor dem Landgerichte verfolgt 
worden. Das erste Auftreten einer inquisitorischen Praxis erfolgte 
unter offenbarer Noth des Staats während des nordischen Kriegs 
tomultoarisch und formlos, ohne weder an ein einheimisches Gesetz, 
noch an die Bestimmung irgend eines Httifsrechts anzuknüpfen, viel- 
mehr in directem Widerspruch mit beiden und mit der sonstigen con- 
slanten Praxis (1705.)* I^>e Eigenmacht der Praxis bahnte sodann 
in der ersten Zeit der russisch -livländischen Periode (von 1710. an) 
dem Inquisitionsprozess den Weg, und die Statthalterschaftsverfas- 
sungy die Livland durch Gatbarina II. erhielt, leistete dem gegen- 
wärtigen Vorherrschen desselben wesentlichen Vorschub. Währei^d 
der grossen Adelsrestanration , deren in der ersten Zeit der russisch- 
livUndischen Periode der livländische Adel sich zu erfreuen gehabt 
baty nahm dann auch wohl der Adel den Anklageprozess als Privile- 
gium an sich und^ wurde das Hofgericht zum forum privilegiatum 
Adeliger. Die neuere auf diesen beiden Privilegien beruhende Praxis 
mag also immerhin ein historisches Recht haben, sie selbst zu seyn: 
das Recht bat sie nicht, ihr unmittelbares Daseyn von der Praxis 
nnd den Gesetzen der schwedisch - 11 vländischen Periode herzuleiten. — 
Ausser diesen Hauptresultaten, die der Verf. einer willkübrlicben 
Praxis und einer in sich vergnügten Doctrin vorhält , findet sich in 
de« Buche gar manche wertbvolle Bemerkung und Nebenuntersucbung, 
z. B. hinsichtlich der Httlfsrechte für Livland; sodann ist ein sehr zu 
beachtender Vorschlag und Plan zur Anordnung der alten Archive der 
Landgerichte mitgetheilt. Ganz besonders ist hervorzuheben das 
schöne Vorwort, welches in dem Verf., der sich in der eigentlichen 
Abhandlung als tüchtigea Rechtsbistoriker und Interpreten legilimirt, 
einen warmen durchgebildeten Anbänger der neueren Philosophie zu 
erkennen giebt, die es sich so angelegen seyn lässt, die Rechtsge«* 
schichte auf die Entwickelung der Rechtsidee binzuleiten. Dieses . 
Vorwort giebt Andeutungen einer Dialectik der Idee des Griminal- 
prozesses und vom Privatanklageprozess zum Inquisitionsprozess und 
sodann zum Anklageprozess fortgehend, ist dem Verf. der Staatsan- 
klageprozess „die dialectisch gewonnene, concreto Einheit des Pri- 
vatanklage- und~des Inquisitionsprozesses , die classische Goncretion 
der Idee des Grimtnalprozesses auf der Höhe der — das abstracto 
Recht und die Moraliläl als ihre Momente in sich beschliessenden — 
SitUichkeit.'' 

Sympathie, die weiter nichts ist, ist in der Wissenschaft, wo 
einzig Kritik, entscheidet, das Müssigste von der Welt, sagt unser 
Verf. in der Vorrede. Eine Sympathie indessen hier auszusprechen 
können wir uns nicht versagen, die Freude nehmlich in dem Verf. 
einen Mann zu finden, dem die Rechte Livlands und die Privilegien 
des livländischen Adels nicht identisch sind. Eine ähnliche Sym- 
pathie bewog auch den Verf., wenn wir nicht irren , sein Werk dem- 
geistreichen Veteranen unter den livländischen Juristen zu dedicireo, 
dem die Menschenrechte mehr gelten als die Standesrechte. 

KritJahrb.f.D.RW. Jahrg.IX. H.VIII. 48 
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m. Bericbte über aJ&ademisclie 
Selirifteii. 

Öe jure gentium quäle fuerit apud p^puhs Orientis 
p€Hr8 prior. Diss. inaugur. quam ül. ictorum ordinis in Jca- 
iiemia Fridericiana Halensi cum Filebergenst consociata auetO' 
riiate ad summos in u. j\ honores rite capessendos d, ÄXF, m. 
Maji a. MDCCCXLIL etc, defendet JKugo Vh. Xg'gnant 
MaelMchner» Hirschbergensis, Halis^ typ, Hendelianis, 56 S. gr. 8. 

Der Verf. hat ein Thema zur Bearbeitung gewählt, von welchem die wenig- 
sten Juristen eine, wenn auch nur oberflächliche Kenntniss haben werden. Er 
ipricht Qber das Volkerrecht der Chinesen, der Indier und der Perser. Was er 
darüber sagt, seugt ebenso von grOndlichem Studium, als von geistvotier Auf- 
fotsung des Gegenstandes. Aber eben diese voncfigliehen Eigensohaften 4«» 
Verfs. hätte Ref. gern einem andern Thema zugewendet gesehen. Gerade iin 
Völkerrecht, in der Construction dieser Wissenschaft giebt es, wie der Verf. 
selbst an einem andern Orte sehr gut ge^^eigt hat, noch so unendlich viel zu thun, 
dasa Diejenigen, welche sich diesem Studium vorzugsweise widmen, mit ihren 
Kräften haushälteriscb verfahren und dieselben sieht auf Untersucliungen ver^ 
wenden möchten, welche an sich recht interessant sind, aber um doch viel 
ferner liegen, als gar manche Fragen des Völkerrechts, welche noch ihrer 
Lösung harren. Doch darf man freilich von einer Inauguralabhandlung nicht 
ohne Weiteres auf ein fortgesetztes ausschliessHches oder wenigstens vorherr- 
schendes Studium ihres Gegenstandes schliessen. Es gilt in der Regel nur ein 
Specimen eruditionis zu liefern, und diesen Zweck hat der Verf; ftilerdin^i wie 
schon gedacht, vollkommen erreicht. 



De terminis civilis et ecclesiasticue potestatis super 
catholicorum matrimomis. Diss. dogmatico - canonica a 
^oa/nne JBaptista Mosewiritt, ss. TheoL Dr, et seminarii 
clericorum episcopaHs^ quod est fFireeburgi^ Subregente, fFirce» 
burgiiy typ. TAein. 1842. VII u. 115 S. 8. 

Der Gegenstand , welchen der Titel angiebt, wird von dem Verf. in einer 
sehr klaren Darstellung aus dem streng katholischen Gesichtspunct behandelt. 
£s zerfällt die Abhandlung in fünf Kapitel. Das erste ist der Auseinander- 
setzung des Wesens der Ehe gewidmet; es wird ihr Begriff, ihr Zweck fSancto^ 
rum consummatio seu corporis Christi aedificatioj^ ihre Eigenschaft als geisti- 
gas Band und als Sacrament besprochen. Ein Beispiel der Art, wie der Verf. 
argumentirt, enthält bei dem zuletzt erwähnten Punct folgender Satz: ^^Quae 
doc Irina [matrimonium in neva lege esse saeramentum'] est darum Eeclesiae 
CathoHcae dogma^ a sacrosancto ConciHo Triäentinp definitum; quiquid ergo 
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nonnulli de hu}u9 Saeramenti pt^sieriore oHgime at^me introdmctione per I7e- 
elesiam facta proferant, fabults et accensendum,^^ — Im zweiten Kapitel 
($.15 — 5T.) wird das Re^ht der Kirche, t'mpedimenta dfrfmerfty'a feittaietten, 
erörtert. Zueret bettreitet der Verf. die Chrönde, Mit welclicn Viele der Kirche 
dieses Recht abgesprochen haben, dann vindicirt er ihr dasselbe und geht dabei 
auf die einzelnen derartigen Ehehindernisse ein. — Mit dem Inhafte des zweiten 
Kapitels steht der dei dritten (S. 57 — 80.) im Zusammenhange, ia^em der Verf. 
in ^m letztem das ausschliessliche Recht der Kirche zur Festsetzung von Ehe- 
hindernissen der angegebenen Art geltend an machen sucht und der entgegfc»« 
geaetatei^ Meiaung mancherlei entgegengesetzt. * <— Eine Fortaetaung dieser 
Aoseinandersetziwig giebt das vierte Kapitel (S. Hi — 104.}, in welchem die Fol- 
gerungen aus jenem Princip dargel^t und dieses selbst mit noch mehreren 
Gründen unterstutzt wird. — Endlich werden im fünften Kapiitel die Grensea 
der weltlichen Gewalt in Bezug auf d«e Ehe beaeichnet. Die Fragen, welche 
■der VerC hier beantwortet, «ind: Mnm Regina» smeßuiare ad Mmtr im e m um 
cogere debeati (Dies wird bejaht für den Fall, wenn Jemand schon durch 
einen bestimmten Rechtsgrund znx Eingehung einer Ehe verpflichtet ist, s. B. 
durch Verlohn in, im Uebrigen aber verneint.) Am Regimen Mmeemkire it^fide^ 
libus subdilis ex proprio jure impedimenfa dirimentim ponere valeat? (Wird 
verneint) Hiernächst wird dem Staat das volle Recht zugestanden ) über die 
bürgerlichen Wirkungen der Ehe Gesetze zu geben. Endlich wird noch deducirt, 
dass die Kirche npd der Staat in der Ausübung ihrer Rechte rficksiehtlich der 
Ehe gegenseitig auf einander Rücksicht zu nehmen und sich einander zu unter- 
atutzen haben. — Die Abhandlung ist eia Zeugniss von der grossen Belesen- 
beit ihres Verfassers. 

Inaugnraldissertation aber das gesetzliche Pfandrecht des 
Bestandgebers und die Art der Geltendmachnng desselben, 
von Anton Alexander Cliradimflky» sämmll. Rechte €aa- 
dtdeten. Prag, gedr. b. Landau, [in Kommiss. der CaWe'sehen 
Bachbandl.], 1844. 77 S, 8- (geh. ^ Thlr.) 

Die österreichische juristische Literatur stand zwar immer wegen ihrer 
Gediegenheit und praktischen Bedeutung in Ansehen, allein nur einzelne, meist 
jüngere Gelehrte sind es, Welche das österreichische Recht aus seinen geschicht- 
lichen Grundlagen heraus zu erläutern und namentlich in seinem Zusammen- 
hang mit den römischen und teutschen Rechtselementen aufzufassen sich be- 
mfihen. Zu diesen gehört nun auch unser Verf., der diesen praktischen Gegen- 
stand mit genauer Qnellenkenntniss umsichtig und scharfsinnig behandelt, was 
•ich sogleich bei der Untersuchung der Frage zeigt: ob der Vermiether und Ver- 
pächter das fragliche gesetzliche Pfandrecht schon allein kraft Gesetzes habe, 
oder ob noch eine symbolische Uebergabe hinzukommen müsse. — Der Verf. 
berücksichtigt auch das römische Recht, jedoch sich meist nur auf Glück's 
Autorität stützend, und ebenso andere neuere Gesetzgebungen; er geht auch 
auf das ältere teutsche Recht zurück. Allein hierbei müssen wir doch bemerken, 
dass es nicht genügen kann, wenn nur die Bestimmungen verwandter Art, wie 
sie sich in verschiedenen Rechtsquellen früherer Zeit vorfinden, ohne weitere 
Resultate daraus zu ziehen, hingestellt werden. Das ältere teutsche Recht 
kannte das hier in Frage stehende gesetzliche Pfandrecht, welches dem römischen 
Recht entstammt, nicht. Die Erwähnung der teutschen Rechtssätze konnte 
nur dann fruchtbringend sein, wenn nachgewiesen wurde, wie man nach un'-> 
serem früheren einheimischen Rechte auf einem anderen Wege als das römische 
Recht zu einem ähnlichen Ergebnisse gelangte, und wie die teutschrechtliche 
Idee, den Verpächter und Vermiether seinem Contrahenten gegenüber sicher zu 
stellen, vielleicht »o der Aufstellung des gedachten gesetzlichen Pfandrechtes 
$• 1101. des bürgert Geietzbuches mitwirkte. 
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Die Morgengabe des rigisclieii Rechts« Eine anf Antrag der 
Jorislen-Facaltat and VerfOgung des Gonseils der Kaiserl. Univ. za 
Dorpat gedroekte Caadidatensehrift von Ite^nltwrd BTapierslK^f • 
Dorpat, gedr. bei Schfinemann's Wittwe, 1842. 71 S. 8. 

Während di« Teattcben, die t.g. Sachsen, in Siebenbürgen und ihr teut- 
•cbei Recht bei am f«it gans vergessen za lein scheinen, wenigstens kein gegen- 
seitiger reehtswissenschaftlicher Aastaasch zwischen dem Matter- nnd Tochter- 
land besteht (?ieileicht wirkt aach hieraaf die in neaester Zeit in Herrmanstadt 
von der sächsischen Nation errichtete juristische Facaltät gdnstig ein,) findet, 
wie bekannt, das Umgekehrte hinsichtlich der teutschen Provinzen Russlands 
und Teutschlands besonders seit neuerer Zeit statt, nnd es zeigt sich in den von 
daher zu uns gelangenden teatschrechtliehen Schriften nicht nur eine quellen- 
massige grdndliche Bearbeitung des dorfigen Rechtes, sondern auch eine genaue 
Kenntnis des teutschen Rechtes und seiner Literatur dberhaupt. Ganz in diesem 
anerkennungswerthen Geiste ist auch die vorliegende Schrift verfasst, die ins- 
besondre. eine tief in die Quellen eindringende gesckicfilliche Entwicklung der 
Natur der Morgengabe nach rig^schem Rechte enthält, sodann aber auch das 
gegenwärtige Recht beleuchtet, und vorzüglich den Begriff der Morgengabe, so 
wie ihr Vorzugsrecht in Concurs untersucht, wobei auch die Einwirkung des 
römischen Rechtes fiberall Berücksichtigung findet. S. 55. erklärt der Verf. die 
Morgengabe nach dem gegenwärtig giltigen Rechte als ein freiwilliges, bei Ein- 
gehung der Ehe gerichtlich zu bestellendes Geschenk des Ehemannes, im Betrag 
von 240 und resp. 160 Reichsthalern, welches die unbeerbte Wittwe zum Er-* 
Satz für ihr Eingebrachtes, welches sie nicht zurückerhält, in Ansprach nehmen 
darf. 



Düs.juridica De Testamentorum Infirmatione^ quam^ 
juhente jimpliss, Cansislon'o Acad. Lund, ptlblico examint sub- 
mittit Wredrik Bchreveiius, Juris Patrii Communis AdjuncL 
Ord. Lundacy typ. excudit Berling. MDCCCÄLII. 38 S. 4. 

Die Einleitung envägt die Grunde für und wider die Testamente aus deni 
sog. iiaturrechllichen und legislatorischen Standpuncte. Die Abhandlung selbst 
beschränkt sich auf eine Erörterung des Schwedischen Rechts und hat für uns 
nur insofern ein Interesse, als aus derselben zu ersehen ist, dass die Deutsche 
civilistische Literatur auch in Lund bekannt und benuzt ist. Der Verf. bezieht 
sich nämlich öfters zur Vergleichung auf Schriften Deutscher Juristen, und 
zwar am häufigsten auf Höpfner's Institutionen -Kommentar und Göschen's 
Vorlesungen. 
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VW. Berichte Olier Zeitscbriften. 

Zeitscbrift f. Rechtspflege n. Yerwaltnng zunächst f. d. König- 
reich ^Sachsen. Neue Folge. Herausg. von JDr. Tbeod. 
TauclinUzu. Regier.- Referendar IStperber. Bd. 4* [in 6 Heften.] 
Leipzig, B. Tauch nitz/i/;}., 1845. 566 S. gr. 8. (geh. 3 Thlr.) 
[Vgl. Jahrb. 1844. S. 179. ff.] 

In der Redaction dieter trefflichen Zeitfchrift, welche ihren Wirkungikreii 
immer mehr erweitert und in jedem Bande einzelne ganz vorzugliche Abhand« 
langen bringt, ist die Veränderung vorgegangen, dass an die Stelle dei in mehr- 
facher Hinsicht um das Sächsische Recht sehr verdienten jetzigen Kommissions-R. 
W. Th. Richter zu Dresden, dessen gegenwärtige Stellung bei der Kommission 
für Errichtung von Grund- u. Hypothekcn-Buchern eine fernere Mitwirkung bei 
der Leitung der Zeitschrift unmöglich machte, der oben genannte zweite Re- 
dacteur getreten ist. Die in dem vorliegenden Bande enthaltenen Aufsätze sind 
folgende: 

Nachträge u, Berichtigungen zu der S. 90.j(7'. des isten Bdet, dieter Zeil- 
tehrifiy neuer Fofge^ befindlichen Abhandlung: das Mandat v. 12. Nov. 1828. 
betreffend. Vom 0.-A,~R. Nehrhof v. Holderberg, 1. S. 1— 5. Einzelne, 
auf die Verbindlichkeit des Schwängerers bezügliche practische Bemerkungen. 

Beiträge z, Bergrecht u, Bergprozett in Rechlsfällen, MitgelheiU vom 
Ministeriair. Dr.v. Weber. l.S. 6 — 30. 

Ueber die Verbindlichkeil des Vermiethers einer Sache zur Prästatiom des 
uti frui Heere. Vom j4.-G. -Beisitzer Dr. F, Schwarze in Dresden. 1. S.31 — 
44. Der Verf. zeigt den Grund und die rechtlichen Folgen der Verbindlichkeit 
des Vermiethers, dem Miether fortwährend das uti frui Heere zu präsliren, und 
entwickelt, weshalb und inwiefern sich der Kaufvertrag von der Sachenmiethe 
in den hier einschlagenden Beziehungen unterscheide. 

Ueber die Restitution des eheweiblichen Einbringens, Vom A.-G.- Beisitzer 
[jetzt KommissionS'R.^ Dr. Heyne in Dresden. 1. S. 45—73. 2. S. 97— 104. 
Der Verf. handelt zuerst von dem Falle, wenn vertretbare Sachen zum Heiraths« 
gut gegeben sind, besonders ausfuhrlich davon, wenn Schlachtvieh den Gegen- 
stand desselben ausmacht, sodann von der Bestellung nicht vertretbarer Sachen 
zum eheweibl. Einbringen, zuletzt von der Zeit der Restitution desselben. Er 
hat dabei überall das Römische und überhaupt das gemeine Recht ebenso sorg- 
fältig, wie das Sächsische berücksichtigt und häufig auf Entscheidungen Säch- 
•iacher Gerichtshöfe, namentlich des O.-A.-G., Bezug genommen. 

Kann ein Ehegatte dann, wenn er als unschuldiger Theil gegen den andern 
Gatten, welcher weder durch Geld- noch durch Gefängnissstrafe zur Fort' 
Setzung der Ehe zu bestimmen gewesen, auf völlige Trennung der Ehe geklagt 
hat, diese Klage wie jede andere beliebig fallen lassent Vom O.-A.-R. Nehr^ 
hoff V. Holderberg. 2. S. 105 — 110. Der Verf. stellt Grunde, ausweichen 
er diese Frage verneinen zu können glaubt, ^ zusammen. 

Ueber die nach k. sächs. Rechte gültige Summe einer Schenkung unter 
Lebenden. Von Demselben. 2. S. 111 — 113. Der Verf. stellt die Ansicht, dass 
500 Dukaten in Natur oder nach dem Cours, den sie zur Zeit der Auszahlung 
hattcfn oder haben werden, und ohne fette Bestimmung des Werthes derselben 
in SUbermüoziorten Im Vorani , za gewahren seyen, all die richtige dar. 
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Bemerkungen zu den §. 27. v. 28. ertheiiien Vortehriften den Mandat* vom 
15. Aug. 1830., allgemeine Rech ttgrmnds ätze üb. Frohnen und Dienttsachen betr, 
Fon Demselben. 2. S. 114— 116. 

In welchen Fällen kann eine von ihrem Ehemanne separirt lebende Ehe^ 
frau von letzterem auch für die Vergangenheit Alimente fordern y und kann sie 
dienet namentlich nach beendigtem Zwangsverfahren auf die Zeit desselben thun? 
Vom A,'R. Käu ff er in Zwickau. 2. S. 117—120. Der Verf. nimmt eine Ver- 
pflichtnng des Rhemannei zur Gewährung von alimenta praeterita an: 1) wenn 
die Frau demtelben so viel eingebracht hat, dass die Notzongen dem Betrage 
der verlangten Unierhaltsgelder wenigstens gleichkommen [??]; 2) wenn die 
Frau wegen Misshandlangen, welch« lie von dem Manne erlitten, ihn vor der 
ehegerichtlichen Sonderung von Tisch und Bett zu verlassep genothigt gewesen 
ist; 3) wenn auf Fortstellung der Ehe rechtskräftig erkannt worden, die des- 
halb gegen den Mann angewendeten Zwangsmittel aber erfolglos gewesen sind. 

Uebor die Vollziehung solcher gegenseitigen Leistungen ^ namentlich bei 
Grundstückskäufen y welche Zug für Zug zu erfolgen haben. Zur Erläuterung 
§. 15. des Executionsges, v. 28. Febr. 1838. Von Demselben, 2. S. 121—123. 

Bemerkungen zu dem k, sächs. Gesetze^ einige Bestimmungen üb. den Schuld- 
arrest betr., d.d. den 26. Aug. 1843. Vom Dr. Edu. Gaudlitz, Advok. in 
Leipzig. 2. S. 124 — 149. 

Ueber die rechtliche Natur der auf Zeit abgeschlossenen Lief erungsgesehäfte. 
in Staats- u. anderen Papieren. Ein Rechts fall, mitgeth. vom A.^G.-Secretair 
Bielitz in Leipzig, 2. S. 150 — 156. Entscheidungen des Uandels-6« und des 
A.-G. zu Leipzig, sowie des 0.-A.-6. zu Dresden. 

Zu Cap. XVL §. 3. der Sächs, Allgem. Vormundschafts-Ordn. v. 1782. Vom 
A,-G.- Auditor Winzer in Zwickau. 2. S. 157 — 165. 

Erläuternde Bemerkungen zu einigen in der Vormundschafts-Ordn. v, 1782. 
ertheilten Vorschriften. Vom O.^A.'R. Sehr hoff v. Holderberg. 3» 
S. 193 — 199. 

Notizen, einige auf die Beweisführung des Einbringens Seiten der Ehe' 
frauen sich beziehende Fragen betr. Zusammengestellt von Demselben» 3. 

5. 200 — 206. 

Ueber die Wirkung des unterm 7. Febr. 1830. an die Stände erlassenen 
allerhöchst, Decrets. Von Demselben, 3. S. 207. f. 

Ueber das sog. juramentum quantitatis und ^as jur amen tum in lilem^ Vom 
Dr. Fr, Osk. Schwarze, A.-G.-Beisitzer zu Dresden, 3. S. 209 — 248. Der 
Verf. zeigt, dass das in der Praxis vielfach gebrauchte Juram. ^f/an(tfalts weder 
im Rom. Recht begründet sey noch sonst gerechtfertigt werden könne. Er ist 
dabei auf die von dem Juram, in litem gellenden Grundsätze zurückzugehen ver- 
anlasst gewesen und auch zur Erläuterung derselben enthält diese Abhandlung 
manchen Reitrag. 

Ueber die Nothwendigkeit zum Appelliren aus Vorsorge, wenn für die 
Part hei erst durch Einwendung eines Rechtsmittels von Seitefi der Gegenparthei 
Grund zur Beschwerde eröffnet wird» Vom Commiss,-R, Dr, Heyne zu 
Dresden. 3. S. 249 — 253. 

Ueber die Rechte der aus Rentenkäufen herrührenden Forderungen im 
Concurse des Schuldners. 3. S. 254 — 272. Nach einigen allgemeinen Bemer- 
kungen über Renten wird zunächst von den Zinsen wiederkäuflicher Stämme, so- 
dann über die rechtliche Eigenschaft der letztern und zuletzt über die Eintragung 
beider in die Grund- und Hypotheken-Bücher nach Maasgabe des Gesetzes vom 

6. Nov. 1843. gehandelt 

Bemerkungen zu Nr. VII. des die Entscheidung einiger zweifelhaften 
Rechtsfragen betr. Gesetzes v. 26. Oct, 1834. Vom O.-A.-R, a.D. Nehrhoff 
v. Holderberg. 4. S. 289—293. 

Ueber die bei Geschäften y welche zwischen Eltern und Kindern abge- 
schlossen werden, eintretende, den Gebrauch des aus l, 2. C. de rescind^vendit. 
gestatteten Rechtsmittels verMndernde Vermuthumg dtr vom den ergterm vor- 
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genommenen Schenkung. Von Dem9elben, 4. 8. 294—297. Der Verf. entf eliei- 
det sich für die Ansicht, nach welcher bei Geschäften iwiichen RItem ond 
Kindern der Gebrauch des erwähnten Reehtimitteli durch die prae$mmtio donm- 
iiom's nicht verhindert werde. 

Zwei Bemerkungen zu einigen oft vorkommenden Clauteln bei erlassenen 
l,adungen. Von DetnseWen. 4. S. 298 — 300. 

Beajitworlung der Frage: ob dem Deponenten oder dem, für welchen von 
einem Drillen deponirt worden ist, die Einrede, dass der Anspruch auf die 
deponirle Sache durch die erlöschende Verjährung verloren gegangen sei, mit 
Wirkung entgegengesetzt werden könne? Von Demselben. 4. S. 301—305. 

' Wenn ein Grundstück ausgeklagter Schuld halber subhaslirt wurden, so 
ist^ obschon vor der Uebergabe desselben an den Ersteher zu des Schuldners 
Vermögen der Concurs ausgebrochen , die Gläubiger Schaft doch keineswegs be^ 
fugt, dasselbe anderweit zur Subhastation zu bringen. Vom 4. - Ä. Hitler 
Käu ff er in Zwickau, 4. S. 306 — 313. 

Zur weitern Erörterung einiger , das Verbrechen des betrügerischen 
Rankerot Is und den Gerichtsstand desselben betreffenden Fragen. Vom Cri- 
minalrichler Rot he zu Leipzig, 4. S. 314 — 328. In Beziehung auf die Ab- 
handlung des Verfs. in dieser Zeitschrift N. F. Bd. 3. H. 5. S. 455. flf. [vgl. diese 
Jahrb. 1844. S. 181.] und die in den Neuen Jahrbüchern f. Sachs. Sirafrecht 
Bd. 3. U. 2. S. 145. ff. [vgl. diese Jahrb. 1845. S. 663.] von Schmidt gegebene 
Eutwickelung entgegenstehender Ansichten führt der Verf. hauptsächlich aus, 
dass es mehrere Fälle giebt, in welchen Handlungen, welche an sich schon als 
besondere Verbrechen strafbar sind, unter den Begriff des betrügerischen 
Bankerotts fallen, wenn sie bei bevorstehendem oder aasgebrochenem Con- 
curse begangen werden. 

Ueber die actio de pauperie. Ein Rechtsfall, mitgeth. von Dr, Tauchnitx, 

4. S. 329 — 341. In diesem Falle hatte ein Hund ein dreijähriges Kind blos an- 
gebellt und bei den Kleidern gefasst; dasselbe war in Folge des Schrecks an 
der rechten Seite gelähmt worden, so dass es weder den rechten Arm noch das 
rechte Bein brauchen, auch nicht mehr sprechen konnte. Das 0.-A.-6. lieii 
die in den zwei vorigen Instanzen abgewieiene Klage zu. 

Ueber Schmerzengeld, besonders nach neuerem k. sächs. Rechte, Vom Dr, 
Edu, Gaudlitz, Adv. in Leipzig, 4. S. 342 — 370. Eine vollständige Erör- 
terung dieses Gegenstandes, in welcher der Verf. die durch das neue Sachs. St.- 
G.-B. entstandenen Zweifel recht gut lost. Es -scheint ihm unbekannt gewesen 
zu seyn, dass die höchsten Gerichte, namentlich-des O.-A.-G., sich schon seit 
längerer Zeit für mehrere von ihm vertheidigte Sätze, z. B. dass das Schmer- 
zensgeld, soweit nicht im C.-G.-B. Art. 141. die besondere Ausführung nachge- 
lassen ist, als Tbeil der Strafe nur im Strafprocess gefordert werden könne, ent- 
schieden haben. 

Der verlorene, der falsche und der verfälschte Wechsel, Vom Krämer- 
consulenten, Ritter Dr.Mothes. 5. S. 385—408. Der Verf. sucht zu zeigen 
und durch mehrere Rechtsfälle zu belegen, dass die Bestimmungen , welche die 
Leipz. W.-O. über die obigen Gegenstände enthält, ausreiche; er erklärt sich 
daher auch dagegen, wenn die neue Gesetzgebung detaillirte Vorschriften über 
die Formen des Verhaltens bei einer Entfremdung eines Wechsels bringen wollte. 

UeSer die Verbindlichkeit des Bevollmächtigten einer verstorbenen Parthei, 
während des Prozesses die Erben derselben binnen sächs, Frist zu benennen, Nach 
sächs. Rechte betrachtet vom Adv, Dr, Edu, Gaudlitz jun. in Leipzig, 5, 

5. 409 — 427. Der Verf. prüft die verschiedenen Ansichten und erklärt sich u. A. 
für diejenige, nach welcher, wenn der Bevollmächtigte die Erben nicht benannt 
haben tollte, der Process nichtsdestoweniger gegen ihn fortgesetzt werden soUe, 
wie es im §. 99. des J. R. A. für das gemeine Recht vorgeschrieben ist. 

Beitrag »u der Lehre von der Verpflichtung zur Auskunftertheihtng über 
ungenemnte Verfasser von Druckschriften, mit besonderer Berücksichtigung 
der Vorschriften in §.7. d^ Gesetzes v, 5. Febr, 1844. Von Jul. Kittler^ 
Adv, m, Ruthsaetmar im Leip%ig, 5. S. 428-^461. a. 6. S. 517^540. Eine um- 
fmateode, gründlich geführte Untersuehung, welche zwar hauptsächlich das 
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Sächsiiche Reckt hn Ange hat, jedoch sogleich aoch die V^onchriflen der Bo»- 
denacte berücksichtigt. 

Kann dm» Irebeilianisehe Viertheil bti für milde Stiftungen gemachten Uni- 
vertal/ideieotttmitsen abgezogen werden? Vom 0.~A,~R, Sehr hoff r. Hol» 
deröergy a, D, 6. S. 481 — 485. Der Verf. verneint dies (nach gem. Recht). 

Einiget über die 90g. Allgemeinden ^ mit besonderer' RHeksieht auf dai 
KÖnigr, Sachsen, Vom Regierungs - R. Korner zu Leipzig. 6. S. 485 — 516. 
Der Verf. handelt von der Vertretung der Altgemeinden, der Beicblussfassung 
in Angelegenheiten derselben, den Gemeindegrundstucken (sehr ausführlich) 
und dem Reihescbank. 

Ausser den oben verzeichneten Aufsätzen enthält auch dieser Band eine 
reiche Auswahl von Praejudizien, meistens aus Entscheidungen des K. Sachs. 
Ober-Appellationsgerichts bestehend. Wir fuhren als Beispiele an: Unter wel- 
cher Voraussetzung erlangt das Guisinventar Pertinenzqualilät? (H. 2. S. 166. ff.), 
Ist der Staatsfiskus in den Fallen, wo er ein der Patrimonialgerichtsbarkeit unter- 
worfenes Grundstück erwirbt, verbunden, das hergebrachte Lehngeld zu be- 
zahlen? (ebendas. S. 180. ff.), lieber Servitut legalit und necetsaria (H. 5. 
S. 472. ff.), Ist das pogsettorium ordinär, auch in solchen Fallen zulässig, wo 
der Kläger den Besitz einer Servitut oder eines andern dergleichen Befugnisses 
gegen den Besitzer des angeblich verhafteten Gutes in Anspruch nimmt und der 
letztere die Freiheit seines Eigenthoms behauptet? (H. 6. S. 541. ff.) u. a. m. 



T. IHiscelleii. 



In Sachen der Jnstizreforui. 
Eine Antikritik. 

Mein Buchlein „die teutsche Justiz *< hat seinen Zweck erreicht — es hat 
im Publicum Lob und Tadel gefunden. Diesseits und jenseits des Rheins, nament- 
lich in Baden, Wurtemberg und Hessen ist es in Vieler Händen, und wird von 
Juristen und gebildeten Laien gelesen. 

Die kleine Schrift enthält keine Complimente, auch nicht für den Justiz- 
beamten- und Richterstand der teutschen Staaten, welche der öffentlich-münd- 
lichen Rechtspflege entbehren. Sind aber in Teutschland die Rechte und Pflichten 
der Justizverwaltung einzig in den Händen der Beamten, so lässt sich nur bei 
wenigen Genossen des regierenden Standes ein unbefangenes Urtheil erwarten, 
wenn es ein unbetiteltes und unbesoldetes Menschenkind wag^, in scharfen 
Worten des Tadels die klä{2:lichen Zustände der teutschen Rechtspflege zu schil- 
dern und mit den blühenden des Nachbarlandes zu vergleichen. 

Wenn nun die kleine Schrift bei vielen sonst wohlgesinnten Genossen jenes 
Standes einige üble Laune, sogar etwas Groll hervorgerufen hat, so bin ich weit 
entfernt, ihnen darüber zu zürnen. Der Drang nach einer gründlichen Reform 
teutscher Staats- und Rechtsverhältnisse, die Hoffnungen und Wünsche des 
Vaterlanden gehen zunächst nicht von den teutschen Staatsdienern aus, nicht 
in ihnen liegen die Mittel und Keime einer bessern Zukunft, sondern in dem 
bewussten, besonnenen Streben der Nation. Für meine Mitbürger schrieb ich 
das Buch, nicht für die, welche sich um keinen Rath kümmern, der nicht von 
einem Hof- oder geheiinea Rath ausgeht. 
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Kritiken, w^che si«h gegen die Schrift aassprechen, find mir nur iwei 
vorgekomipen, die eine in den kritischen Jahrbüchern für deutsche Hechts- 
wissenschaft (1844. H. 12. S. 1057. £f.), die andere in Külau's neuen Jahr- 
büchern der Geschichte und Politik. 

Beide Recensenten (welche incognito aoftreten — Herr ,)Canipe<* nennt 
nur den Namen) kommen in ihrem Urtheil dahin fiberein, dass mein RüchleiH 
eine bloase PaKheischrift sey, die Mängel des cisrheinischen Gerichtsverfahrens 
«nd die Voriuge des französisch- rheinischen übertreibe. Sie verlangen beide 
^^bestimmte, positive Verbesseruugsvorschläge^^ und versuchen eine Verthei- 
dignng des teatschen Beamten- und Richterstandes gegen die mehrfachen Vor- 
wurfe der Schrift. •^- Nicht meiner Person, sondern der Sache willen muss ich 
darauf Einiges entgegnen. 

Es ist Gottlob! in Teutschland noch nicht so weit gekommen, dass sich die 
Unbefangenen, Wohlgesinnten, Strebenden unter eine Partheifahne flüchten 
niassten, um ihren Widersachern besser zu widerstehn. Der Egoisten, Pe- 
danten und Engherzigen giebt es in und ausser dem Staatsdienerstande noch 
manches Tausend — aber es widerfahrt ihnen zu viel Ehre, wenn man sieTar- 
thei nennt. In den obern und mittlem Ständen des Volks beginnt die politische 
Bildung allmählig zu erwachen, und die Stimme dessen findet schon Gehör, der 
nicht bloss von Umwälzung der Staaten , Vernichtung der Throne und des Eigen- 
thums in Prosa oder Versen lästernde Worte spricht — man achtet auch auf 
minder pikante, besonnene Ansichten, die ein unbesoldeter Patriot aus reiner 
Gesinnung einer Nation vorlegt, deren Staatswesen noch sehr bedeutender 
Reformen bedarf. Ich kenne in Sachen der Justizreform weder Parthei noch 
Gegenparthei und wüsste daher nicht, wie man mein Büchlein eine Parlhei- 
■ehrift nennen konnte, das nur aus Liebe zur Sache geschrieben ward. 

Meine Ansicht über den Werth des gemeinen und des französischen Gerichts- 
verfahrens beruht auf langjähriger Anschauung, auf practischer Erfahrung an 
Ort und Stelle. Was meinen unbefangenen Standpunkt verrücken könnte, weiss 
ich nicht, da ich von Stamm und Gesinhung kein Franzose, sondern ein Teut- 
Bcher bin. Die „rheinische Athmosphäre^% über welche Recensent in den kri- 
tischen Jahrbüchern klagt, kann wenigstens keine organische Krankheits- 
disposition in meiner Natur hervorgebracht haben , da m*ein Geburtsort weit über 
dem Rhein weg und nicht gar weit von den Ufern der Pleisse liegt. Ueberhaupt 
ist mein Heerd eine gute Strecke vom Rhein entfernt und es weht in unserni ab- 
gelegenen Gebirgsthäl eine etwas rauhe Waldesluft, die mit den Stoffen der 
rheinischen wenig gemein hat. Welchen persönlichen Vortheil ich endlich 
durch eine Herabsetzung unsres Gerichtsverfahrens zu hoffen haben sollte, 
wüsste ich nicht. Ueber Mangel an „persönlichen Achtungibeweisen von Seiten 
der Gebildeteren und Reiferen im Stande der Richter und Staatsdiener*' habe 
ich mich nicht zu beklagen, eben so wenig persönlich über die Zurücksetzung 
des Anwaltstandes bei Besetzung der Richterstellen, da mir die Gnade meines 
Fürsten ohne mein Ansuchen schon vor 9 Jahren den Eintritt in den Staatsdienst 
gestattet hat. 

Die Absicht meiner Schrift war nicht, auf dem W^ege „einer philosophisch 
begründeten Deduction von Sätzen und Folgerungen** Eulen nach Athen zu 
tragen, sondern in gemeinverständlicher Rede dem gesunden Menschenverstand 
des Teutschen zu zeigen, dass sein Gerichtswesen von Grund aus nichts taugt, 
weil es einen raschen, kräftigen, dem Verletzten unnachtheiligen Rechtsgang 
nicht zulässt, im Volke weder Vertrauen hat, noch verdient, und den Richter- 
wie den Anwaltstand corrumpirt. Von andern berufeneu und unberufenen Fe- 
dern sind schon die Vorzüge des französischen Processes auseinandergesetzt 
worden — ich glaubte aber zunächst den weniger betretenen Weg einer Kritik 
des teutschen Rechtsverfahrens einschlagen zu müssen, weil ich allenthalben 
des Satzes eingedenk bin, dass man im Staatsleben nicht voreilig ändern, und 
nur dann zerstören soll, wenn das Bestehende, in seinen Grundlagen faul, eine 
organische Fortbildung nicht gestattet. W^äre unser Processverfahren nur 
etwa» schlechter, als das fremde, so widerspräche es den ersten Grundsätzen 
einer weisen Politik, das vorhandene leichtsinnig zu vernichten und das fran- 
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sdiiflclie an feine Stelle tu setzen , was bei allen Vorxflgen dorH aach seine eigen- 
thfinilicben Fehler hat. 



Die Reeeniion in BSIao't Jahrbfichern verdient eine Antwort niefat. Herr 
Campe fre«t sich mit anfrichtigem Bedauern, ^,dasa die grosse Anwaltver«- 
■ammlong in Mains inswischen serplatst ist*% hätte diese li«ber in Nümberi^ 
gesehen (wftrom? wegen des dortigen Trichters oder weil es der Haoptmarkt 
für „teutsclien Tand** isti) und wfinscht keine Lieiiergabe „auf Discretion aa 
das fremdländische Verfahren/' 

Aach ich nicht! ich hab« ja ftasdrficklicb g«iagt, dass es die Aufgabe 
der Gesetzgebung sey, unter Vergleich ung des französischen, englischen, alt* 
römischen und germanischen Verfahrens die richtigen Grundsätze zu ermitteln, 
welche das Gelingen der Processreform bedingen, ich habe zunächst die fran«- 
zösisch - rheinischen Justizzustände zu schildern versucht, weil ich sie aus 
eigener Anschauung kenne und Hrn. Campe soll damit nicht Torgegriffen seyn» 
wenn er seinen nächsten Urlaub zu einer Studienreise nach dem Britteniande 
benutzt, oder in der ihm nach Abzug der Bureauslunden bleibenden freien Zeit 
statt einer magern Pursche in den kritischen Wäldern lieber die brauchbaren 
Elemente des germanischen und altrömiscben Processes aufzufinden versucht. 

Bedeutender ist die Kritik in den krit. Jahrbuchern. Nach der Angabe der 
Redaction CS.i057. des Jahrg. 1844.) ist solche aus der Feder eines ausgezeich« 
neten practisehen Juristen* Sie enthält für Stellung und Beruf des höhern Justiz- 
beamtenstandes in der Reformfrage wirklich viel Charakteristisches. 

, W4r haben es hier anscheinend mit ^inero Mann zu thun, dessen Ansehn, 
Rang, Stellung, Charakter, richterliche und wissenschaftliche Durchbildung 
ihm den Eintritt in die höhere Justizverwaltung geöffnet haben. Ich möchte 
wetten, dass er ein hochgestellter Beamter und thätiges Mitglied einer der zahl- 
reichen GesetzgebungtkCommissionen ist, welche in den einzelnen Staaten des 
teutschen Vaterlandes nicht geringe Fruchtbarkeit entwickeln. 

Ich bin so frei, seine Recension meiner Kritik zu unterziehen — möge das 
Publicum darüber richten, ob meine Ansichten über das System und die Organe 
der teutschen Büreaukratie *) begründet sind. 

Die erste Bedingung einer blühenden Rechtspflege ist ein tüchtiger Juristen- 
stand. Mit schlechten Richtern und Anwälten kann das vollkommenste Gesetz- 
buch und die zweckmässigste Gerichtsordnung wenig frommen, während bei 
einem ausgezeichneten Personal die Mängel der Gesetze wenig fühlbar und bald 
zu beseitigen sind. So ist z. B. der code civil ein sehr mangelhaftes Gesetzbuch, 
was hinter dem östreicbischen bedeutend zurückstehen mag, aber die französisch- 
rheinischen Jnstizzustände sind vorzüglich, weil die treffliche Processform die 
Stellung des Juristen zu einer den Geist und das.Gemüth gleich ansprechenden 
macht und nicht nur die Männer der trockenen Gelehrsamkeit dem Stande zu- 
führt, sondern die frischen, gesunden, kräftigen Geister, die über dem vielen 
Lernen das Denkeii und Schauen nicht verlernt haben und denen das A und das O 
alles Rechtswesens, das Leben, eine gar wichtige Schule dünkt. 

Das Gelingen der Rechtspflege hängt nicht nur von guten Richtern, sondern 
durchaus in demselben Grade von tüchtigen Anwälten ab. Die Stellung des 
Rechtsbeistandes erfordert dieselben Eigenschaften, die der Richter haben soll 
und npch einige mehr. Er muss nicht nur geistig und sittlich stark, der Rechte 
kundig und vom Pflichteifer beseelt seyn — ihm liegt das Werk der Processin - 
struction in seinen schwierigsten Theilen ob. Er bedarf der umfassendsten 
W^elt- und Menschenkenntniss, muss mit den Verhältnissen des Bürgers, seinen 
Sitten, Tugenden, Fehlern auf das Genaueste vertraut seyn, sonst ist er ein 
schlechter Inquirent der Thatsachen, ein kläglicher Darsteller des Rechts. 

Je vorzüglicher der Anwalt, desto leichter ist die Stellung des Richters, 
desto sicherer eine gerechte Entscheidung des Streitfalls, das Ziel des Rechts- 



'^ Die Gesetzgebnngsfrage ist von mir in diesem Sinne noch weiter besprochen wor- 
den m einer zweiten Brochijre: Teatsches Tolk und teutiches Recht. Stuttgart, t844. 
8. 40. (Vgl. diese Jahrb. 1844. S. 918. If . D i e R e d.) 
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Terffthrent. Eine der ernten Anfgftben der Reform mast dfther lejm , die Rln- 
richtang des Gerichtiweteni und namentlich der Proceisform lo lu treffen, dasi 
ein recht jtntgezeichneter Anwaltstand zum Jnttisdienst herangezogen werde. 
Man fdrehte nicht, dais durch tilchtige Rechtibeittände die Stellung des Rich- 
tern leide — das Beispiel Frankreiehs, der Rheinlande und Englands zeigt, wie 
das Ansehn des Richters mit dem Ansehen der Justiz Hand in Hand geht, and 
dass, da dem Richteramt die höchste Ehre nicht versagt wird, wo unter treff- 
lichen Richtern und Anwälten die Rechtspflege blöht. — Diese Sätze ergiebt die 
Vernunft, wie die Erfahrung. Es hat von den Römern bis auf unsere Tage in 
keinem Lande noch eine befriedigende Justiz gegeben, wenn nicht der Anwali- 
itand tachtig war. j 

Was fär die Reform des Gerichtswesens von Männern zu hoffen ist, die dber 
die Bedeutung solcher Lebensfragen Ansichten auszusprechen wagen, wie 
mein Recensent — mag jeder Unbefangene beantworten. Er verlang^ vom Rechts* 
beiatand „weder besondere Talente, noch gerade tiefere wissenschaftliche 
Kenntnisse, noch ein besonderes Gewicht in der Stellung des Standes; wohl 
aber regen Eifer, eine aufopfernde Theilnahme und vor allem einen eisernen . 
Fieissh' 

Man sollte meinen , irgend ein neckischer Genius habe dem Recensenten 
einen Band des unsterblichen Cervantes in sein stilles Actengemach gepascht, 
als er unter Folianten und Berichten seine Kritik sehrieb. Ein etwas magerer, 
belehrter Ritter (irgend eines Ordens), anfeinem bocksteifen Gaule, der nie 
vorwärts will, unerschrocken auf jede Rechtscontroverse zureitend, die ihm 
auf seinem Wege aufstösst, brav, im Hochgefühle seines wichtigen Beruf« 
uneigennützig und arm — ihm zur Seite auf einem kleinen Esel ein dicker 
Knappe, einen wetten Quersack um die Schulter, in welchem sich leidlich Mund- 
Torrath befindet — etwas dumm, bei jedem Geräusch zusammenfahrend, massig 
ehriich und immer auf die Füllung des Quersacks tiedaclit, diensteifrig, auf dem 
Marsche, in der Herberge und am Krankenbett demothig um seinen Herrn be> 
schäftigt — wer erkennt nicht in diesem ideal des Richters und des Beistandes 
das unübertreffliche Bild des Edlen von der Mancha und seines treuen Sancho? 

Es ist ein gtMt verkehrter Streit, ob Männer von Geist und Gesinnung im 
Anwaltstande nöthig, oder wohl gar, wie Teutschlands Bureaukratie meint, 
unbequem und schädlich seyen. Die Reform des teutschen Processes, der den 
Rechtsöchenden materiell und geistig verdirbt, hat bereits begonnen, denn sie 
wurzelt schon in der öffentlichen Meinung und in der Wissenschaft. Mögt ihr 
vom Rechtsbeistand nichts fordern, als einen krummen Röcken, ein dickes Fell 
■nd (wie mein Recensent) das gehörige Sitzfleisch — die Schaar der Rabulisten, 
Schwachköpfe, Eigennutz igen. Unsittlichen, welche vor den teutschen Ge- 
richten so zahlreich ist, wird von selbst aus dem Stande verschwinden, wenn 
der mächtige Hauch der Zeit in völliger Umgestaltung des bestehenden Rechts- 
wesens die Wolken des Schlendrians und der Unvernunft verscheuchen »wird. 
Wie unsre germanischen Altvordern, wie die stammverwandten Britten,^ wie 
die grosse Nation der Römer werden wir wieder öffentliche Gerichte haben, in 
welchen vor allem Volke Recht gesprochen wird. Nicht die Männer der ver- 
moderten Gelehrsamkeit werden auf dem Richterstuhle und in den Gesetz- 
gebungseommissionen sitzen, sondern Männer des Lebens verlangt die Zeit. 
Unvermittelt oder unter dem Beistand begabter, wissenschaftlicher, von Rechts- 
geffihl beseelter, ehrenhafter Anwälte wird der achtbare Borger gern Recht vor 
dem Gerichte nehmen und geben, was rasch, kräftig, gerecht die Wahrheit und 
das Recht zu finden weiss. Jede bedeutende Reform des Gerichtswesens wird 
a«eh wider den Willen der Bdreaukratie dem Anwaltstand die Talente zufuhren, 
deren die Rechtspflege und der Staat unumgänglich bedarf. — Wäre die Ansicht 
des Rec, dass man aus Grundsatz nur die Mitfelmässigen in den wich- 
tigen Stand eindringen lassen dörfe, wirklich allgemeines System der teut- 
schen Justizverwaltung, so wäre damit die völlige Incompetenz ihrer Organe 
sar Mitwirkung an der Sache der Reform genügend dargethan. 

*Der Rec. spricht femer von zwei kostbaren Erbtheifen unsres teutschen 
Geriohtswesens, der Grfindliehkeit und der Garantie gegen Willkuhr, deren 
Schmälerung er durch die MOndlichkeit fOrchtel. Ich achte diese Gfiter hoch, 
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vertteht aber anUr Gründliclikeit aichi den anCrnehtbareii Pleitt des Riekters 
und Anwaltg, der sich dariu gefällt, den einfacbaten Fall wochenlasg auf das 
juridigcbe Streckbett za legen, ganse Batterieen von Cilaten ins Feld sn fähren, 
eine Maate von üelehrtamkeit und Scharfainn su entwickeln, aondem dat be* 
•onnene Streben einet gewittenb«ften Mannet, der mit seiner Reehtskenntniaa 
und seinem Verstand die wichtigen Interetten teiner Mitl»urger ratch und gerecht 
zu tchirroen berufen ist. Worin namentlich bei den tentscben Untergerichtea 
die Garantieen einer grundlichen d. h. gerechten Rechtspflege beatehen tollen, 
itt mir nicht klar — eine der rheinitcben habe ich entwickelt, tie heitst: Ein- 
fochheit der Procestform, welche dem Juritten sein Geschäft nicht zor Laat, 
tondern zur Lust macht, die anregende Controle der GeriebttÖffentlichkeit, 
durch welche jedes Wort det Richtert und des Anwaltt von dem ganzen Gerichts- 
hof vernommen wird und endlich die Mündlichkeit, welche tüchtige Talente , in 
rascher Darttellung und Auffattung geübte kräftige Natoren dem Justizdientte 
zuführt, während jetzt das erste Erforderniaa einet teutschen Joritten Pflegmm 
und Sitzfleisch ist. 

Wlarum mein Recentent endlich die Verbannung der richterlichen WlUkuhr 
für ein spezifischet Attribut des teutschen Rechtswesens erklären will, weitt ich 
nicht. Redlichkeit und wissenschaftliche Tiefe habe ich unserm Richterstande 
nirgends abgesprochen, aber sie sind eine nationale Tugend des Teutschen und 
nicht bloss der Männer vom Gericht. Ich frage nicht, wie unser teotseher Kern- 
mann Grimm bei einer gewissen Gelegenheit: Wohin sind die Eide kommen I 
aber ich spreche meine Ueberzeugung dahin aut, dat Frankreichs und Englandt 
Richterttand tich su allen Zeiten alt ein Schirm des Rechts und der bürgerlichen 
Freiheit gezeigt hat. Ich bestreite nicht die Rechtlichkeit, wissenschaftliche 
Bildung und den Fleiss der teutschen Justizbeamten, wohl aber, dass Hr. Hof- 
gerichtsrath Georgi inGiessen, ungeachtet seines Diensteifers, in einem bri- 
tischen oder franzosischen Gerichtshof oder gar unter den Reprätentanten der 
Nation Sitz und Stimme haben würde. 

Der Recensent meiner Schrift moquirt sich über meine patriotischen Träume. 
Möge ersieh Glück wüntchen, datt sein Schlaf ein so ruhiger ist — und den nicht 
schmähen, der nicht blott von Weib und Kind, auch dann und wann vom Vater- 
lande träumt. 

Der Recentent, der meine Schrift alt eine Injurie auf den teutschen Richter- 
ttand anzusehen scheint, wird dessen Vertheidigung schwerlich dadurch führen, 
dass er auf v. Savigny's, Thibaut*s u. s. w. Verdienste hinweist. Ich liebe 
grosse Geister, aber nicht die absurden Complimente, mit denen jeder kleineie 
schriftstellernde Geist um die Gönnerschaft der Magnaten bettelt, und niuss 
daher um Entschuldigung bitten, wenn mein Lob jener verdienstvollen Männer, 
die übrigens mehr der Gelehrten- als der Ricbterzunft angehören, und unter 
denen noch Mittermaie r's, det vorurtheiisfreien Bearbeiters der Process- 
reform, Name hätte genannt werden müssen, vielleicht etwas linkisch ausge- 
fallen ist, und vom Recententen für einen tcUechten „Anstandsbückling'^ er- 
klärt wird. 

Und nun muss ich.Jhm den etwas steifen Rücken kehren, da ein armer 
Autor, der sich in einem kritischen Journale reph'cando seiner Haut wehren 
will — sich nicht breit machen darf. Gerne hätte ich seine Kritik, die trotz 
ihrer scheinbaren Unpartheilichkeit von jedem unbefangenen Leser meiner beiden 
Schriften für eiue blosse Partheirecension erkannt werden wird, und nicht einen 
einzigen meiner Sätze zu widerlegen versucht, noch im Einzelnen beleuchtet. 

Als Richter muss ich meinen Recensenten perhorresciren , aber wenn er 
als Gegner in die Schranken reiten will, so bin ich gerne bereit, mit ihm eine 
Lanze zu brechen. Ich werfe ihm furchtlos den Handtchuh über die Theses 
meiner kleinen Schrift hin: 

1. Das bürgerliche Rechtswesen Teutschlands ist eine Schmach tentscher 
Nation und ein ewiger Vorwurf ihres Juristenstandes. 

2. Die Reformversuche einzelner Regierungen werden ungenügend und feh> 
lerbaft ausfallen, wenn man das wichtigste Element, die Kräfte freier 
Wissenschaft, verschmäht und das Riesenwerk als eine Nebenarbeit der 
Büreaukratie gegen Diäten zuweist. 
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8. El iit ein Fehler, die Gegetzgebuftgiconiitiigiionen am Mitgliedern der 
höchsten GeriehtshiSfe und grotsen Gelehrten zosammenzuietzen , weil 
dai Recht der blorae Reflex des Volkslebens ist und nur von dem erkannt 
werden wird, der mit den Verhältnissen des socialen, volkswirthscbafU 
liehen und politischen Verkehrs aus practischer Erfahrung vertraut, sich 
der wechselnden und der ständigen Erscheinungen des concreten Lebens 
in unmittelbarer Anschauung bewosst ist. 

4. Nicht mit der Reform des Rechts mnss angefangen werden ; die Umgestal- 
tung des Gerichtswesens, und namentlich der Frocessform ist der drin- 
gendste und leichteste Theil der Arbeit. 

5. Die Particularcodification der einzelnen Länder macht das Recht schlechter, 
als es zu vor gewesen, weil es das Gemeinsame zerstört, was zum Vortheil 
der Rechtsentwickelung und Fortbildung in einem gemeinen Rechte 
Teutschlands noch bis Jetzt bestand. 

6. Die französisch -rheinische Rechtspflege ist trotz aller Grundmängel des 
Code Napoleon die bläbendste und befriedigendste der neuen Zeit. 

7. Die volle energische Thätigkeit der freien Wissenschaft ist das einsige 
Mittel, durch das die grosse Aufgabe würdig gelöst werden kann. Rin 
wissenschaftlicher Reformverein, der aus ganz Teutschland die materiellen 
and geistigen Kräfte sammelte und durch Preisaufgaben ermunterte, wäre 
zur Anregung das geeignetste Organ. 

8. Eine gemeinsame Civilgesetzgebung für ganz Teutschland ist bei der 
grossen Verschiedenheit der Zustände und BedSrfnisse der einzelnen teut- 
sehen Länder noch zur Zeit nicht durchführbar, wohl aber bei einer vollen 
Entfaltung der Kräfte teutscher Wissenschaft die würdige Reform dei 
Gerichtswesens im Sinne teutscher Einheit. 

Damm nochmals: Ein Recht von den Alpen bis zur See! 
Birkenfeld , im Mai 1845. 

L. W. Fischer» 



BemerkuDg des Kecensenten zu vorstehender Antikritik. 

Die Redaction dieser Jahrbücher hatte die Güte, vorstehende Antikritik 
dem Verfasser der Recension der Fischer'schen Schrift vor- dem Abdruck zur 
Ansicht mitzutheilen. Dieser, überzeugt, dass eine umfassende Replik in 
keiner Beziehung am Platz wäre, beschränkt sich auf eine — sowohl der Sache, 
als der Achtung gegen die Zeitschrift, in welche die Recension aufgenommen 
wurde, schuldig erachtete kurze Nachweisung, wie sehr in der Antikritik die 
wesentlichen Grundlagen der Recension miskannt und wie einzelne Stellen der 
Recension bis zur Entstellung missdeutet sind. 

Wer die Recension im Zusammenhang liest, wird sich überzeugen, dass 
der Verfasser derselben entfernt nicht davon ausging, die Hauptsätze der 
Schrift — dass die teutsche Justiz einer Reform bedürfe, nnd dass insbesondere 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens, so wie eine veränderte Stellung 
des Advokatenstands zur Nothwendigkeit geworden sey — anfechten oder über-' 
hanpt die in derselben abgehandelten Fragen zum Gegenstand einer eigenen 
Untersuchung und' positiven Entwicklung machen zu wollen, dass vielmehr nur 
die Auiführong, wie der Verf. zu diesen Resultaten gelangte, angegriffeA wurde, 
indem die maasslosen Vorwürfe geg^n die bisherigen Zustände der teutscben 
Rechtsverwaltong und den teutscben Richterstand , die geringschätzenden Be- 
merkungen über die Leistungen der tentschen Rechtsgelehrten überhaupt, auf 
Universitäten und im Gebiete schriftstellerischer Thätigkeit, io wie die Ueber- 
treibung der Klagen über den «Druck des Advokatenstands und die einseitige 
Würdigung der eigentlichen Gründe der Gebrechen des Advokatenwesens mit •— 
snm Theil wörtlich angeführten Belegen ans der Schrift selbst gerügt wurden 
nnd gezeigt wurde, dass die Aufgabe der Reform nicht durch die in den wesent- 
liebsten Punkten nhne eine philosophiaehe und wissenschaftliche Begründung 
gebliebene Forderung neaer Grundlagen sn löten nnd mit dem btosaen Verlangen 
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d«r Verpiansofig 4et franzötUch-rheiniMlMii ProsMiei «af eiiMn mmier •n^n 
Einflüssen stehenden Boden ohne Beseitigung der htegegen vorliegenden be- 
kannten Bedenken nicht geholfen sej, sondern su zeigen gewesen wäre, wie 
den neuen, nach den Bedurfnissen der Zeit und nach ihrem intensiven- Werth 
anzuerkennenden Priucipien ohne Eintrag für die unserem teutschen Gerichts- 
wesen bisher anerkannterroassen zugeschriebenen Attribute der Gründlichkeit 
und Garantie gegen Willkühr — Geltung verschafft werden könne* Dieses kurze 
Resum^ der Recension wird wohl jede weitere Ausführung entbehrlich machen, 
wie wenig gerechtfertigt Richtung und Ton der vorstehenden Antikritik er- 
scheinen, und es sind nur noch für die Behauptung eiuzelner entstellender Mis- 
deutnngen einige der auffallendsten Belege anzuführen. In der Antikritik ist von 
Klagen über die rheinische Atbmosphare, welche in der Recension enthalten 
seyn sollen, die Rede, in einer Weise, als wäre solche als eine organische 
Krankheits- Disposition und mit personlichen Beziehungen auf den Verfasser 
dargestellt. Die bezugliche Stelle der Recension (S. 1062.) enthält von AUeni 
dem Nichts, sondern blos den Satz, dass vor Allem die Frage sey, in wie 
weit und in welcher Weise Institutionen, welche nach den Verhältnissen der 
unter dem Einfluss einer besondern Athmosphäre befindlichen Rheinländer pas- 
send seyn können,' bei andern teutschen Stämmen Eingang verschafft werden 
könne u. s. w. Nach der Antikritik soll in der Recension der Satz aufgestellt 
seyn, dass von dem Rechtsbeistand weder besondere Talente noch tiefere 
rechtswii»«enschaftliche Kenntnisse zu verlangen seyen u. s* w. Diese Ent- 
stellung wurde nur dadurch möglich, dass der in der Antikritik und zwar 
mit Anführungszeichen citirte Satz der Recension nicht nur ganz aus 
dem Zusammenhang gerissen, sondern sogar der Anfang des Satzes, wo das 
directe Gegentheil ausgesprochen wird (Rec. S. 1063.), geradezu 
weggeschnitten wurde 1 Nach der Antikritik wird angedeutet, dass die Ver- 
theidigung des teutschen Richterstands mit Hinweisung auf v. Savigny's, 
Thibaut's u. s. w. Verdienste habe gefuhrt werden wollen, welche doch mehr 
dem Gelehrten- als dem Richterstand angehören und deren ruhmende Erwähnung 
für einen schlechten (?) Anstands-Bückling erklärt werde, während in der 
Recension (S. 1059. 1060.) lediglich referirt ist, wie sich die Schrift auch über 
die Leistungen der Theoretiker und Universitätslehrer mit Geringschätzung aus- 
spreche, und blos in einer Note v. Savigny's, Thibaut's und Mühlen- 
brueh's in einer Weise gedacht sey, welche „wie eine Art Anstands-Bnckling 
aussehe.*' 

Vorstehende Bemerkungen -werden für den oben angezeigten Zweck ge- 
nügen. Eine Aufnahme des dem Recensenten in der Antikritik angebotenen 
Kampfes muss dieser ablehnen, da er nach der Lage der Sache befürchten 
müsste, die in der Antikritik angeregte Idee einer Donquixottiade — dnirch 
Aufführung .eines Windmühleukampfes — zu verwirklichen! 



Tl. Jnrisllsclie Blliliograplile. 

Neu erschienene Schriften. 

236. Annalen der deutschen u. ausländ: Criminal-RechtspClege. Begründet von 
/. E. Hitzig u. fortgesetzt von W. L, Demme* Neue Folge. Heravsgei^ 
TQU Dr. Herrn. Theod, Sohle ttery Adpokat u. tfkmtU Doeent d, ReeAstaiM* 
«tf Le^^ig* 1. Bdes 1. Heft. (April 1845.) Altenba vg, Helhig« viil a« 
128 S. gr. 8. ( Der Band in 3 Heften 2 Thlr.) 
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18V -Bürhn^t Rob.^ -^ Der prealMriHclie RecMi - Coniolent. Kifeigtbergy 

* Üniv.-Bachh. 622 S. gr. 8. (Geh. IJ Thlr.) 
3538. D»rguth, F., geh, Jutti»riiih %u Magdeburg, — $ehopenh«uer in seiner 
* Wahrheit. Mit e. Anhange über dai abstrakte Recht n. die Dialektik dei 
ethiachen o. des Reehtsbegriffe. Magdebarg, Ueinriehshofen. 318. 8. 
(Geh. i Thlr. «= 18 Kr. rheiii.) 

239. Ehliai-äty Cbr, Herrn., Advokat «« Hannover, — Gesetie, Verord- 
nungen u. Ausschreiben für den Bezirk des Konigl. Consistorii su Hannover, 
weleh« in KireheA- o. Schulsachen ergangen sind. Zasaniniengeattnt und 
mit Genehmigung des Konigl. Conaistorü herausgegeben. 1. Bd. Uamiover, 
Helwing'scbe Buchh. 954 S. gr. 8. (4 Thlr.) 

240. Entscheidungen des Kdnigl. Geh. Ober-Tribunals, herausg. im amll. Auf- 
trage von den Geh, Ober-Tribunal- Rälhen Selt'go, Utrich o. Rf'nie/em. 
10. ftd. 2. Hälfte. Berlin, Ed. Dummler. xvi u. S. 25T— 591. gr. 8. 
(Geh. Der ganse Band 2f Thlr.) 

241. \Flecky Eduard, Geh. Justizraih u. Ober - Audi teur , — Dm Strafver- 
fahren der preuss. Militairgerichte. Neue, nach dem Strafgesetsbuch fflr 
das preuss. Heer bearb. Ausgabe. Berlin, Färstner. vi u. 20T S. gr. 8. 
(Geh. 1 Thlr. = 1 Fl. 48 Kr. rhein.) 

242. Gesetzsammlung för die Mecklenbui^- Schwerinischen Lande. 2. Folge, 
umfassend den Zeitraum vom Anfange dieses Jahrb. bis «um J. 1845. Red ig. 
V. Adv, Raabe, 7. oder 2. Bdes 1. Lief.: Justizsachen. Parchim, Hin- 

' BtorlTsche Buchh. 160 S. Lex. 8. (Geh. 23| Ngr.) 

243. Handelsgerichts- Ordnung der freien Hansestadt Bremen. Bremen, Schiine- 
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I« Becenslonen« 

!• Das Europäische Völkerrecht der Gegenwart. Von jh«. 
Augp. ^ITilh. Hefftcr^ K. Prenss. Geh. Ober-Revisionsratfa, ord. 
Prof. d. R. a. d. Friedr. Wilh.-Üniv. w. Ordinär, d. Juristen-FacuItSt, 
Ritter U.S.W. Berlin, Schröder, 1844. Vnin.412S.gr. 8. (2^Thlr.) 

2. Zur wissenschafÜicLen Begründiing des Völkerrechts von 
H« Hälscliner» [Dr. d. R., Privatdoc. an d. Rbein-Univ. zu Bonn,] 
in d. Zeitschrift f. volksthüml. Recht n. nationale Gesetzgebung von 
Eberly. flefl 1. S. 26 — 66. 

3» Die Genesis der Völkergesellschaft^ ein Beitrag zur Revision 
der ViUkerreehtswissenscbaftt von Fallati» [Prof. d. Staatswissen- 
scbaften lnTüblag^m] in der Zeitf^ebrift f. d. gesammte Staatswissen- 
sehntt von MohU Volz, Schütz, Fallati n. Hoffmann, 1844. 
Heft 1. S. laO.ff*» 2. S. 260. ff., 3. S. 55$. ff. 

4. System des Völkerrechts von n. B. Oppenheim, [Dr. d.R., 
Privatdoc. an d. Univ. zu Heidelberg]. Frankfurt a. M., Liter. An- 
stalt, 1845. XV u. 414 S. 8. (Geb. 2 Tblr.) 

Recensirt 

von 

Herrn Professor JOr, Pütter zu Greifswaid. 

Mit welchem Stolze aiicb manebe Diplomaten auf die Lehrbiteber 
des Völkerrechts und andere wissenscbaftlicbe Arbeiten der Rechts- 
gelehrten herabsehen, so mögen sie derselben doch, zumal in zwei- 
felhaften Pitltn^ zum Beweis ihrer bestrittenen Behauptungen, eben- 
sowenig entrathen und entbehren, wie diejenigen, welcbe das Völker- 
recht erst erlernen und begreffen woHen. Jetzt besonders scheint 
ein tiebttges Lehrbuch des praktischen Völkerrechts das dringendste 
BedOrfniss wie fOr den Unterricht, so «neb fSr den Staaten« und 
Vftkenerkebr zu seyn. Denn die Alteren Werke von Hugo Grotius 
Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. IX. 49 
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und Vattel, von Martens nnd Klaber, Schmalz and Schmelzing, 
Saalfeld o. And. wollen, wie hoch man ihre Verdienste sonst auch 
sehätzen mag, den Anforderungen der Wissenschaft irad den Bedürf- 
nissen der Praxis doch nicht mehr recht entsprechen : wir sind offen- 
bar zu einer höheren Entwicklungsstufe des Staats- und Völkerrechts, 
wie der Wissenschaft erhoben. Wer den gewaltigen Umschwung 
desselben nicht aus der Trennung Belgiens von Alt- Niederland und 
der Belagerung nnd Eroberung Antwerpens mitten im Frieden er- 
kannt hat, musste sich durch ded Freiherm von Gagern Critik des 
Völkerrechts belehren lassen, dass die alten Grund- and Lehrsätze 
unpraktisch, wie wissensohafUich unhaltbar, so auch unanwendbar, 
untauglich sind zur Begründung und Erhaltung des neuen rechtlichen 
Verhältnisses und Verhaltens der souveränen Völker und Völker- 
souveräne. Und wer auch dadurch nicht zur Erkenntoiss gekommen, 
der kann doch von der allgemeinen Bewegung nicht unberührt ge- 
blieben seyn, welche der Durchsuchnngsvertrag der fünf Grossmächte 
und die Befestigung von Paris in der ganzen gebildeten Welt zum 
Erstaunen aller Diplomaten erregt bat. Es ist freilich nicht goDvg, 
das Rheinlied mitzusingen oder Math and Lust zum Kriege gegen 
ein Übermütbiges Nachbarvolk mitzufühlen, sondern die Bewegung 
rouss begriffen, ihr Grund und Wesen erkannt werden. Dies, wie 
Staat und Recht des Staats und der Staaten überhaupt ist auch nicht 
mehr allein des Gelehrten und des Beamten Sache, sondern die TheU- 
nähme ist allgemein; jeder Gebildete will nnd soll sich darüber klar 
werden und erklären. Denn, wenn die gemeine Menge den Wagen 
der Zeit wie einen Dampfer an sich und mit sich dahinbrausen lässt, 
ohne das künstliche Getriebe zu kennen oder von den Kräften und 
von den Gesetzen, wonach sie wirken und treiben, mehr zu wissen, 
als dass grosse Gefahr und grosser Schaden möglich, aber bei ge- 
höriger Aufmerksamkeit tüchtiger Leiter wohl zo vermeiden, die 
Sache selbst aber sehr schnell, nützlich und angenehm ist, so will es 
dem denkenden Menschen doch nicht geziemeoi «hne Solche Erkeont- 
niss sich dem reissenden Zuge anzuvertraaea oder gar seine Leitung 
übernehmen zu woHen. 

Diese Erkenntnist ist auf doppeltem Wege zu erlangen* £iii^ 
mal kann durch Erfahrung, durch Betrachtung und Deobachtdng der 
Gang* und Trieb-Werke und Kräfte und durch wirkliche VeroOehe 
nnd Uebung eine Kenntniss und Ktnat erworben wer&n^ welche zur 
AisrtehluBg der laufenden GeschäfU) in den meisten FMlen ^nigen 
mag. Oaim aber sind auch durch vernünftiges Denken <md Erktfaaen 
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der alig^meiiieo Geselze, wonach die geistigen nod Dalirlichen Krifte 
sich und die Din^ bewegen und bewegen kOnnen und mflsten, die 
einzelnen Thätigkeiten^ Bewegungen gründlich und voUtUndig zu 
begreifen; denn der Geist bewegt sich selbst und die VVelt^ und in 
der Wissenschaft kdttHnter znm Bewnsstseyn setner eignen und der 
Natnr^esetze und Kräfte. Die Aufgabe der Wissenschaft Uberhaipt 
und Rechtswissenschaft insbesendere scheint daher anch aanäcksl in 
der £rkennlniss des wirklichen Lebens, Staates vnd Rechtes und 
seiner wirklichen Gesetze zu bestehen. An die Verbesserung dieser 
Gesetze und des wirj^lichen Lebens kann erst dann gedacht and ge- 
gangen werden, wenn sich die wirklich gellenden Rechtsgesetze als 
unrecht^ als der Vernunft und der Wirklichkeit nicht mehr entspre« 
chend erwiesen. 

Die Mangelhaftigkeit dnd Unzulänglichkeit der bisherigen Vtfl* 
kerrechtslehren und Lehrsätze wird allgemein gef&hlt und gerflgt, 
und es fehlt nicht an Versnchen zu bessern nnd zu helfen. — Die 
Rechtsgelehrten halten, im Bewusätseyn ihres Berufs, das praktische 
wirkliche Recht zu wissen und zu Oben, zumeist an dem positiven 
Völkerrecht fest und bemühen sich dasselbe zunächst nur fester zn 
begründen und dann, ihm anch seine reebiliche Geltnng und Ausfüh* 
rang unter allen Umständen zu sichern. Hierzu bedürfen sie, abge* 
sehen von manchen ihrer Ansicht nach nicht zn billigenden und da- 
her abzuändernden Grundsätzen, allerdings einiger Einrichtungen, 
welche sich im Staate vollkommner finden; aber sie suchen m 
doch möglichst in den wirklich bestehenden Verhältnissen. Andere 
dagegen arbeiten an einem ganz neuen Volkerrechte. Die prakti- 
schen Staats- und Geschäftsmänner endlich erkennen das praktische 
Europäische Völkerrecht zwar auch im Allgemeinen als allgemein 
verbindlich an, aber sie halten sich oder ihren Staat an keinen posi- 
tiven Völkerrechtssatz gebunden, der dem Recht und Wohl ihres 
souveränen Volkes nicht entspricht; ja sie erklären alle Tbeorieen 
der blossen Staats- und Rechtsgelehrten für unpraktisch; wissen aber 
doch auch keine bessere, Wirklichtvemänftige und brauchbare Theorie 
aufeustellen. Es ist sch^n anäerwärts auf diese Gegensätze und Wider- 
sprüche hingewiesen nnd bemerkt werden, dass dieselben einen tie* 
itm Grund haben müssen^ als Irrthnm und Willkür der Staaten-Lenker 
Und Vertreter, und dass, wenn diese ibn und die vernünftigen und recht- 
lichen Gründe ihrer Handlungsweise nicht anzugeben wissen > gerade 
darauf das Nachdenken des wissenschaftlichen Recbtsgeleltften sich 
richten mnss, weil ihre Verhandlüngeoi nnd Beschlüsse und ihre Ver- 
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kehrs- »od HaaillaDgsweise -^ die Staatspraai«, die wiridiche, aller- 
seits aoerkaDDle« also rechtmlssige Art des gegeoseitigen Verhaltens 
und VerhäUnisses der soaveräoen Volker ausmacheD. Der Streit- 
punkt aber^ deutlich ausgesprochen, ist der, dass die Rechts- 
gelehrten dem positiven Völkerrecht die höchste allge- 
meinste Geltung und Verbindlichkeit für alle Staaten bei- 
legen, die Staaten also dem positiven Volkerrecht unter- 
ordnen, während die Staatsmänner, indem >ie die GeUung jedes 
einzelnen positiven Volkerrechtssatzes von der Anerkennnag oder 
Zustimmung ihres Staates abhängig machen, ihren Staat über 
diese und somit den Staat über alle positiven Vüiker- 
rechtsgesetze stellen. An die richtige Entscheidung dieses 
Streits knüpft sich unsers Erachtens aller oder doch der nächste und 
wichtigste Fortschritt der Volkerrechtswissenschaft, ja sie selbst ist 
oder wird unr wahre Erkenntniss, indem die Theorie als die allge- 
meine Möglichkeit des vernünftigen Denkens und Gedankens mit der 
vernünftigen Wirklichkeit des geltenden Rechts, der allgemein üb- 
lichen Praxis der Staaten als souveräner Volker in vollen und reinen 
Einklang tritt. Die Wissenschaft führt aber auch zur Wahrheit, in- 
dem sie nicht nur mit der Rechtsgelahrtheit auf den Grund der Rechte 
und Ansprüche — auf die Rechtsgesetze, Gebräuche u.s. w^ sondern 
auf den Grund dieses Grundes, auf die Quelle oder Entstehung und 
Ursprung des Gesetzes hinabdringt und seine rechtliche vernünftige 
Nothwendigkeit erforscht und feststellt. 

Es bedarf also vor allen Dingen der genauen Kenntniss des jetzt 
wirklich zwischen den Staaten geltenden Rechtes, des Volkerrechts 
der Gegenwart und dann der Erforschung und Erkenntniss seines 
Grundes, Begriffs und Wesens, um dann endlich der Gesaramtheit 
der als vernünftig erkannten Rechtsgesetze durch Herleitung aus dem 
Begriffe die vernünftige Form der gegliederten Einheit — des Systems 
zu geben. 

Cm die Begründung des positiven Volkerrechts hat sich 
flälschner, um seine Verbesserung Fallati bemüht. Von den 
beiden vorliegenden Lehrbüchern aber kündigt sich das eine, das 
von.Oppeuheim als „System des Völkerrechts'* an und scheint so- 
mit allen wissenschaftlichen und praktischen Bedürfnissen und An- 
sprüchen ihre volle Befriedigung verheissen zu wollen. Das Werk 
von Heffter ist „das Europäische Volkerrecht der Gegenwart*' be- 
nannt und „macht keinen Anspruch darauf, eine scbulphilosophische 
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DorcbfÜhrong des Völkerrechts zn seyn, wird sicli aber doch als eine 
aus dem Leben des Staats gegriffene und von seinem Begriff aus 
durchdachte Grundlegung der politischen Praxis geltend machen 
können.^' (S. VlI.) Damit ist nun der Haupt- und Grundgedanke 
aasgesprochen: die politische Praxis hat sich als Völkerrecht, das 
Völkerrecht als politische Praxis zu ergeben, wenn und weil der 
Staat und das Recht Beiden zum Grunde liegt, denn die politische 
Praxis ist die Art und Weise der Staaten zu thnn, zu wollen und zu 
handeln, und das Völkerrecht ist das Gesetz ihres gegenseitigen Ver- 
haltens und Verhältnisses, welches eben durch ihren rechtlichen oder 
Staatswillen bestimmt und gestaltet wird. 

Gehen wir nun von dem Begriffe des souveränen Volkes oder 
Staates aus, worin sich das abstracto Recht und irdische Wohl des 
Volks versöhnt und zur Wirklichkeit der sittlichen Idee der christ- 
lichen Freiheit erhoben haben, so dass der sittliche Geist als der 
vernünftige, sich selbst als nothwendig und frei wissende Wille sich 
selbst will und setzt, so kann sein Verhalten und sein Verhältniss zu 
anderen Völkern nur von ihm selbst bestimmt seyn und werden. Das 
Völkerrecht ist demnach der freie ( — aber eben so sehr auch noth- 
wendige, weil nach seiner Vernunft, Verfassung und Recht sich 
bestimmende) Wille des Staats in seinen gegenseitigen Verhältnissen 
zu anderen Völkern, der sich in den positiven Völkerrechtsgesetzen 
oder Grundsätzen als allgemeiner und nothwendiger Wille ausspricht 
und in dem besonderen Verhalten gegen andere Völker, so wie in 
seinen einzelnen Staatshandlungen bethätigt. Die nächste und wich- 
tigste Folgerung fSr das Völkerrecht ist dann, dass die einzelnen 
völkerrechtlichen Gebräuche, Sitten und Gewohnheiten, welche sich 
als den positiven Inhalt des praktischen Völkerrechts darstellen, als 
Bestimmungen des freien Staatswillen erscheinen, welche Hir ihn nur 
so lange und in so weit verbindlich sind, als er sich mit Vernunf^- 
nothwendigkeit dazu bestimmt weiss, also seiner Hoheit und Herr- 
lichkeit nicht minder — aber freilich auch nicht mehr unterworfen 
sind, als andere z.B. die sonst wesentlich davon verschiedenen Staats- 
Slraf- und Privat-Rechts- Gesetze, Gewohnheiten und Gebräuche. — 

Unser Verf. hat, wie gesagt, eine solche scholphilosophische 
Grundlegung und Durchführung des Rechts der souveränen Völker 
nicht unternehmen^ mögen, sondern es vorgezogen, wie in den civi- 
listischen, prozessualistischen und criminalistischen Werken, die seinen 
Namen so berühmt gemacht haben, von dem geltenden, existirenden 
Rechte zu beginnen. Er sagt §. 1. der Einleitung: 
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„Völkerrecht, Jui gentium tn feiner entSken und weHeifen Beaeatoiig,.... 
iit alles in gemeinsamer Volkersitte begründete Recht, weiches nicht allein 
unter den Nationen im gegenseitigen Verkehr selbst gilt, sondern auch 
jedes Rechtsverhältniss einzelner Personen in sich schliesst, w<i8 nach ali- 
seitigera Einverständniss überall gleiche Bedeutung, gleichen Charakter 
hat, «nd aicht in den Institutionen cinselner Staaten seinen eigentham- 
liehen Grund oder seine eigentbumliche Gestaltung empfangen hat. Es 
umfasst demnach swei Bestandtheile, nämlich 

1. die allgemeinen Menschenrechte und PriratverhäUnisse der Ein- 
zelnen, welche die Staaten auch den zu ihnen nicht gehörigen Individuen 
anerkennen ; 

IL die Verhältnisse der Staaten unter einander selbst in ihren gegen* 
seitigen Beruhrungen. 

Dieser letztere Bestandtheil hat in der neuern Welt allein den Namen 
Volkerrecht — droi$ den gent , jut gentium — behauptet. Richtiger be- 
seichnet man ihn durch äusseres Staatenrecht im Gegensatz des 
inneren Staatsrechts — ju9 inter gentet , droit international. Der erster« 
Bestandtheil des antiken Völkerrechts hat sich dagegen in dem innem 
Bechtssystem der Kinzelftaaten verloren oder damit amalgamirt, ohne seine 
Selbstständigkeit dagegen behaupten zu können; in dem heutigen Volker- 
recht kommt er nur noch in Betracht, als gewisse Menschenrechte oder 
Privat Verhältnisse zugleich auch unter die Tutel oder Gewährleistung der 
Nationen gegenseitig gestellt sind.^' 

„Gibt es nun ein solches äusseres Staatenrecht Oberhaupt und fibentUI 
In der Wirklichkeit gewiss nicht für alle Staaten des Erdballs.., nur in Europa 
und den von hier aus gegründeten Staaten ist es in das allgemeine Bewusst- 
seyn getreten . . , Die Staaten selbst und ihre Angehörigen als solche sind 
darin die Personen oder Rechtssubjecte." 

Der verehrte Verf. hat iier nur die Bedeutung angeben wollen, 
worin das Wort Völkerrecht gewöhnlich gebraucht wird und auch 
von ihm gebraucht werden soll und daher nur eine Äussere Umschrei- 
bung des Völkerrechts gegeben. Sie lässt aber keinen Zweifel, dass 
er das Völkerrecht wirklich als ein ebenso in und aus der Gemein- 
schaft der Europfiischen. Staaten als Einer rechtlichen Gesammtheit 
entstandenes und für jedes Mitglied derselben ebenso verbindliches 
Gesetz ansieht, wie die in einer Corporation und im Staate sich bil* 
dende Sitte und Gewohnheit alle Mitglieder verbindet und verpflichtet 
Aber dass er „alles in gemeinsamer Völkersitte begröndete Recht 
unter den Völkern^' und nicht „alle gemeinsamen Völkersilten und 
Gebräuche u. s. w.<' für Völkerrecht erklärt, unterscheidet ihn, wie 
wir gleich hervorheben müssen, sehr wesentlich von Saalfeld U.A., 
welche gleich im Eingang auf den Widerspruch stossen müssen, dass 
nur wenige oder gar keine Sitten und Gobrüuche allen Vöjkero ^ 
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auch ftur Boropa^s ge«einsaiii, sin^. Dieser Uniersebied und seine 
Wlehligkeit tritt unten kiarer heraus. 

Undeutlicher ist uns das über das Fremdeorecht, jus gentium 
privatum, droit international privS Gesagte« Eine Selbstständigkeit 
gegen den Staat und sein Recht hat dasselbe freilich nicht, — aber 
aucb nie gehabt, es bedarf dessen auch nicht, um nach wie vor zum 
Völkerrecht zu gehören; denn dass der Staat die fremden Privat- 
personen anders behandelt als die Staaten, als deren Souveräne, als 
ihre Gesandten und Rriegsleute, liegt in der Natur der Sachen und 
Verhältnisse ; zu dem fremden Menschen als Privatperson verhält sich 
aber der Staat natürlich wie das Allgemeine zum Einzelnen ihm unter« 
und eingeordneten, mag dieser einem anderen Staate oder einem 
wilden Volke angehören. 

Wenn nun auch das Völkerrecht, wie Vattel I. §.12. sagt, das 
Gesetz für oder an die Souveräne oder Staaten ist^ wonach sie sich 
richten sollen und müssen, so ist es doch unrichtig, das Wort Völ- 
kerrecht darum ausstossen und durch „äusseres Staatenrecht^^ ersetzen 
zu wollen, weil es^ wie schon das praktische Europäische Fremden- 
recht zeigt, weder ein dem Staate äusseres noch äusserliches, noch 
auch ein bloss zwischen Staaten geltendes ist. Die Souveräne haben 
sich in all ihrem Verhalten zu anderen Völkern als Staaten und als 
Menschen nach dem Völkerrecht zu richten. Miin ist daher auch 
immer wieder von selbst zu dem guten alten Worte ,9 Völkerrecht'^ 
zurückgekehrt. 

Grundlage und Sanction des Völkerrechts (§.2.) ist der wich- 
tigste nnd schwierigste Tbeil der ganzen Vöikerreebtswissenschaft, 
um welchen sich daher auch neuerdings die meisten Staats- und 
Reehlsgelehrtea zuerst und zunäeiist bemfthen zu müssen geglaubt 
luiben. Darin stimmen wohl alle, wie verschieden ihre Ansichten 
sonst auch sein m^en, mit einander überein, dass das Völkerrecht, 
wenn es überhaupt als Recht und Thetl der Rechlswissensebaft gelten 
soll, erstlich rechtlichen Grund und Ursprong npd zweitens recht- 
lichen Bestand und Halt haben, der Willkür und Laune enthoben 
seyn müsse. In der wissensebafllidien Begründung desselben aber, 
sowie der reohtlicben Giltigkeit und Wirksamkeit sind bisher, soviel 
wir wissen, zwei sehr verschiedene, fast sich entgegenlaufende Wege 
eiDgeschtageo worden* Fast alle älteren und die meisten neueren 
Schriftsteller suchen den Grund und den Halt des Völkerrechts in 
der Völkergesellscbaft oder Gemebischaft, in deren Gesaumtwtllen 
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und Macht» wodareh die eiozeloes tooverioe« Völker oder SlaaCett 
verpflichtet and gezwungen werden tollten, konnten und nüistea« 
Es ist dies die gewöhnliche Ansicht, welche in jQngster Zeit beson- 
ders von Hälsehner in Nr. 2. und von Fallati in Nr. 3. in sehr 
verschiedener Art verlheidigt worden ist. Die andere BegrOndung; 
des Völkerrechts auf den Staat und seine sonst allgemein als — die 
aUein recbtsetzende — anerkannte Macht, welche Rec. nach Vattel 
und Hegel unternommen, scheint bisher nicht viele Anhänger ge- 
habt zu haben und zu haben. Von bedeutenden Staats- und Volker- 
rechtsgelehrten hat sich bisher nurBOlau"^) OfTeDtlich dazu bekannt. 
Die Juristen kOoneu sich noch so wenig darein finden, dass selbst 
der freundliche Beurtheiler meiner Beiträge in diesen Jahrb. (1845. 
S.l93.ff.)y VVasserschleben, dem gewiss Niemand offenen Sinn 
und klaren juristischen Versland absprechen mag, meint, ich sey auf 
halbem Wege stehen geblieben oder wieder umgekehrt in der kleinen 
Abhandlung Ober Begriff und Wesen des Volkerrechts (Beiträge zur 
Volkerrech tsgesch. und Wissenschaft S. 3.). Vielleicht habe ich 
mich nicht deutlich genug ausgedrfickt. Wahrscheinlich aber beruht 
das Missverständniss darauf, dass ich das Verhältniss des praktischen 
Europäischen Volkerrechts zu den einzelnen s. g. positiven Gebräu- 
chen, Sitten u. s. w. nicht genau genug bestimmt habe. Dies soll gleich 
(zu H e f f t e r's §. 7.) geschehen. Vorher aber glaube ich an H ä ! s c h n e r, 
Begründung des Volkerrechts, erinnern und von Fallati, Genesis der 
Volkergesellscbaft, welche vielleicht nicht allen Lesern unserer 
Zeitschrift zu Gesichte gekommen, das Wichtigste mitlheilen zu 
mOssen. 

flälschner findet, nachdem er die bekannten alten Schriften 
fiber das Volkerrecht durchgegangen, dass sogar die Existenz eines 
positiven Eoropäischen Volkerrechts zweifelhaft sey, und sucht diese, 
da doch die Nothwendigkeit eines solchen offenbar ist, vor allen 
Dingen zu retten und zu sichern. Beides Grund und Halt des Euro- 
päischen Völkerrechts entdeckt er in dem „Europäiscbea Staaten- 
sy Stern — einer geistigen Totalität, deren Momente — nidit die 
auseinandergefallenen und selbstständig gewordenen Thetle der christ- 
lichen Welt — die unterschiedenen Staaten seyn sollen.'^ Wiewoht 
ich dies nun nicht recht verstehen kann, so scheint mir doch^ das 
Folgende, wodurch dies erklärt wird: „jeder Staat bedarf alier An- 
dern, jeder ist noth wendig ßir das Ganze, jeder erreicht seinen Zweck 



*) BdUu, Neue Jahrbb. furPontik u. Geichickte 1843. S. 264. 
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nur darch das Ganze'S ganz offenbar der MeinoBg des Aristoteles 
und Hegelf ,)dass der Staat weseetlich selbstgenogsam and in sieh 
selbst befriedigt, keines Andero bedürftig, die Seibstgenogsamkeit 
aber der beste Endzweck s>y*% entgegen und ist unserer Deberzea- 
gang nacb ebenso irrig, wie die Vergleicbong des Staates mit dem 
natürlichen Menschen^ der allerdings weder natürlich, noch sitllich 
selbstgenogsam and deswegen — am seiner Freiheit willen darch die 
Vernanft genOthigt ist, in den StMtl einzatreten. Der Unterschied 
ist nicht ein bloss quantitativer, — der Staat ein sehr grosser, brei- 
ter u. s. w. Mensch, sondern auch qualitativ'^). Dieses Staatensystem 
soll nun die höchste über jedem Einzelnen stehende und seiner Will- 
kühr entrückte soaveräne gesetzgebende Macht seyn: Ihre Ge- 
bote sind die Gesetze des positiven Völkerrechts.^^ 

Die letzte und einzige Quelle des Völkerrechts ist das gemein« 
same Rechtsbewusstseyn der Völker. — Die Macht des Völkerrechts 
gegen einzelne übertretende Staaten sich geltend za machen, findet 
er auch in dem Staatensystem, denn „die Verletzung eines Staats 
berührt nicht bloss ihn, sondern, da er nur das Glied eines grösseren 
Organismus, des Staatensystems ist, diesen selbst; — das ganze 
Staatensystem selbst ist der völkerrechtliche Richter. — Die Ver- 
träge des Wieneif Congresses sind der bereits 1648« diktirte und 
1815. erneuerte völkerrechtliche Landfriede und die earopAische 
Pentarcbie ist unser völkerrechUiches Reichskammergericht! '^ Das 
ist deutlich und klar! aber ist es auch recht und wahr? Wir wollen 
iie grossen Verdienste der hohen ^ verbündeten und befreundeten 
Souveräne unr den langjährigen gesegneten Frieden keineswegs ver- 
kleinern, noch bestreiten, dass sie durch Weisheit und Gerechtigkeit 
diesen schönen Zweck erreicht haben ; aber wir glauben darum doch 
nicht, dass der heilige Bund oder die Vereinigung der fünf Gross- 
mäehte oder aller Europäischen Staaten ein solches Staatensystem 
mit Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit bilden, bilden können oder 
wollen. Wer auch dsa Völkerrecht i|pd seine Geschichte noch nicht 
geaogsam kennt, wird und muss sich doch. der wichtigsten Bethüti- 
gangen desselben in den letzten dreissig Jahren erinnern. Wir füh- 
ren nur einiges an« Mit und zu jener heil. Bundes- Acte ward in 
St. Petersburg bekanntlich die Erklürung veröffentlicht, dass durch 
diesen Bund und Act in der Behandlung der auswärtigen, wie der 



*} "Oao* fAtv ovv oXovra$ TroXittnov ttal ßwStXtMOV — xcu oinovonutov xa» 
decfTtotixov fipcu tov avtov ov nakwq Xiyovaw, nXijd^H yaq nal okiyotrjti voftil^ova* 
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inaera Angelegeoheiteft Nichts verSadert werde. Auf demAaefaener 
CoDgress 1618. wurde dicht sowohl das Völkerrecht auf diesea hei- 
ligen Band oder den Verein (Systeoi?) fast aller finropiischen Staaten 
gegrfindet, als vielmehr nmgekehrl diesem ganzen Vermn und seinen 
Willen das praktische EnropSische Völkerrecht zom Gründe gelegt. 
Man darf wohl glanbea, das« die hehen MSchte wnstten, was das 
Enropftische Völkerrecht ist, nad dass sie es nach ihrem Wissen auch 
gewissenhaft beohachten. Was thnten st« nna in dem NiederÜEndisch- 
Belgischen Krieg? Dieser war bekanntlich daraus nnd darflher ent- 
brannt, dass die Belgier sich gewaltsam von Niederland losgerissen, 
womit sie durch den Wiener Congress ,, das den europaischen völker- 
rechtlichen Laadfrieden diktirende Staatensystem *^ für ewige Zeiten 
zu einem Staate vereinigt worden waren? Traten die Grossmäehte, 
welche nicht bloss jenen heil. Bund nnd den Aachener Verein ge« 
schlössen, sondern auch alle Wiener Congressbeschlttsse und nament- 
lich die ewige Vereinigung Belgiens mit den Niederlanden unter einen 
König gefasst und gewährleistet hatten, nun als Richter auf? Nein! 
Sie trugen ihrem bon ami et allii König Wilhelm ihre Vermittlung 
mit dem Belgischen Volke an, welches sieh gegen ihn empört und 
freigemacht hatte. Weil es doch einmal Jait accompli selbststUadig 
und Staat war, erkannten sie es fttr gut und nöthig es als sonverlne 
Nation anzuerkennen und zu behandeln. Aber wie nöthig sie dazu 
aach die Abrundung nnd Anseinanderselznng, sowie die gegenseitige 
Anerkennung der beiden Staaten fanden, so mochten sie doch den 
souveränen Willen des Niederländischen Staats nicht verachten lud 
bengen, ihn zur Anerkennung Belgiens und ihrer Vermittlungsvor- 
schläge zwingen, sondern sie begnügten sich, die Gitadelle von Ant« 
werpen, welche der König der Niederlande noch besetzt und dadurch 
das Belgien angehörige und zugetheiite Antwef pen nnd Umgegend im 
Zwange hielt, mit Gewall zu nehmen. Erst viel später hat Nieder»* 
land die Vermittlungsvorschläge — die berObmten ihm zu Gefällen 
24 Mal veränderten 24 ArtikeUgutwilKg angenommen! — Und be-» 
folgen sie in den widerwärtigen Schweizer Wirren andere Grund- 
sätze? Alle Grenznachbaren und alle Grossmäehte sind offenbar aber 
ihre Rechte — nicht zwar als Staatensystem und Völkerreichs-Kammer« 
gericht, aber als Gewähren der Verfassung dieses neutralen und sou^ 
veränen Staatenbundes im Wiener Congress und über die Sehritte 
mit einander einverstanden, welche sie derogemäss zu thun haben. 
Sie sagen das auch ausdrücklich, aber sie — berathen und er-^ 
suchen die verfassungsmässige Staatsgewalt der souveränen Eid- 

Digitized by VjOOQ IC 



Rcc. von Hrn. Professor Dr. Pülter zn Grcifswald. 779 

geDosseqscfaaft driDgendst« aber ehrerbietig*), für die Ruhe ond den 
Frieden deg Landes zu sorgen. Die Ruhe ist nun vorlftafig wieder 
hergestellt; aber was hatten die Europäisehen Mächte gethan, wenn 
der Krieg nieht so sehneil za Eode gebracht, sondern allgemein ge*- 
worden.wäre? Sie werden nicht als Richter oder Obere , Staaten- 
System oder dergU, sondern wegen ihres eignen Friedens nnd 
Wohls, nm dessentwillen die Schweiz fVei, rabig und neutral seyn 
muss ond soll, wahrscheinlich nach gemeinschaftlichem Besehlasse 
eingeschritten seyn und den Landfrieden wiederhergestellt nnd |;e« 
sichert haben. 

Man hat gesagt, in der Niederländisch -Belgischen Sache seyen 
die Grossmächte nicht recht einig gewesen und meint, in der Schwei- 
zerischen m4(chten sie es auch nicht bleiben, wenn sie selbst sich 
nicht vor einem allgemeinen Europäischen Kriege fürchteten, der 
allen Schaden bringen würde. Diese Rücksicht auf den allgemeinen 
und selbsleignen, alle oder einige Völker treffenden Schaden oder 
Wohlstand darf und soll jeder Sts^at als souveränes Volk für sich 
nehmen ; als Mitglied des völkerrechtlichen Staaten-Systems und Be- 
richts müsste jed^r und alle nur an die Gerechtigkeit denken , die 
das Gericht ohne Rücksicht auf eigenes oder fremdes oder allgemeines 
Wohl und Weh zu üben hat. 

Aber der Friede, den Allß preisen und zu erhalten streben, ist 
nicht das Höchste, was die Völker wünschen, der Krieg nieht das 
Schlimmste, was sie furchten und vermeiden wollen. In dem Durch- 
suchungsvertrage zur Unterdrückung des scheusslichen Menschenhan- 
dels waren die fünf Grossmächte gewiss einig, es fehlten nur noch 
die formellen Ratificationen der Souveräne, welche in kurzer Frist 
aasgewechselt werden sollten. Was war es nun, wodurch Frank- 
reich zur Verwunderung aller Diplomaten die Ratification erst auf- 
schob, dann verweigerte? Die französische Regierung hat sich dazu 
bewogen gefunden, weil sich die öffentliche Meinung, der unmittel- 
bare Ausdruck des RechtsgefÖbls der Nation, in der Presse, in der 
Deputirtenkammer und sonst laut und mit höchster Heftigkeit dagegen 
erklärte. Warum? Missbilligte das französische Volk etwa die Unter- 
drückung des Sklavenhandels? Keineswegs! es wünschte sie viel- 
mehr eifrig und aufrichtig, ohne Nebenabsichten aus reiner Mensch«- 
licbkeitl Oder war Frankreich in dem Vertrage, der den allgemein 
gebilligten Zweck mit dem geeignetsten, längst üblichen Mittel; 

*) Frankreich hat den strengem Gesch'äftistil seiner Depesche an — s e in e q 
Gesandten — entschuldigt. 
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Darchsnchnng aller und jedes des Menschenhandels verdächtigen 
Schiffes darch die von allen beauftragten Kriegsschiffe aller f^nf 
Mächte zn erreichen strebte, irgend wie benachtheiligt? Nein! auch 
nicht : das französische Geschwader war ebenso berechtigt ond von allen 
Mächten bevollmächtigt, wie alle Qbrigen, and ebenso zahlreich, wie 
das Englische. Allein das Französische Volk wollte fiberhanpt nicht, 
dass die Gewaltboten irgend eines fremden Sonveräns diese oder ir- 
gend welche Macht und Befagniss fiber seine, von seiner Flagge ge- 
zierten und geschirmten Schiffe haben und Oben sollte, weil darin 
die Französische Souveränität verletzt oder missachtet zn wer- 
den schien. 

Die Souveränität — die Staatsehre ist das liebste und höchste 
Gut und Recht der souveränen Völker und Staaten, för seine Sou- 
veränität setzt Jedes Leib und Leben, Gut und Blut ein, weil es 
f&hlt und weiss, dass Alles was ihm heilig, werth und theuer ist, 
Glaube und Freiheit, Blutsfreundschaft und Vermögen nur in seinem 
Staate und in seiner Freiheit und Hoheit bestehen und gedeihen 
kann. Daher hält es seine Souveränität auch höher und darf und 
soll sie höher hallen, als alle Staaten und Systeme und als alle — 
ihr entgegengehaltenen — Völkerrechtssätze, Gebräuche u. s. w. 

Wenn und weil nun dies souveräne Recht aller christlichen Staaten 
positiv feststeht: von jedem geObt und von allen gegenseitig aner- 
kannt wird, das Völkerrecht aber ungeachtet dessen, obgleich kein 
Staat eine höhere als seine Staatsgewalt über sich erkennt, unbe- 
stritten und unbestreitbar praktisches Recht ist und seit Jahrhunderten 
gewesen ist, so rouss dies praktische Völkerrecht aber auch, 
wie alles praktische Recht seinen Grund und Halt im Staate haben. 
Das praktische Völkerrecht setzt in der Thal auch überall voraus, 
dass der Staat und jeder christliche Staat das Recht und das Rechte 
— auch in seinen gegenseitigen Verhältnissen und Verhalten zu an- 
dern Völkern wisse, wolle und thue: und jeder Staat erkennt alle 
Staalshandlungen des andern als rechtlieh, gerecht und gut an, wenn 
sie dessen Recht und Wohl ent<prechen und — seiner eigenen Sou- 
veränität nicht Eintrag thun. 

Die Grossmächte oder die sämmtlichen Europäischen Mächte 
wollen also kein über den einzelnen Stajaten stehendes souveränes 
gesetzgebendes und richtendes Staatensystem seyn, indem sie das 
praktische Europäische Völkerrecht und die von demselben anerkannte 
Souveränität ihres und der übrigen christlichen Staaten anerkennen 
und befolgen. 
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Eine andere« freilich niclUjaristische Frage ist es, ob die Staaten 
Dicht auf diese hisher von Gott and Rechtswegen besesseae nnd gettbte 
SonveräDität verzichtei^ und sich freiwillig einer höchsten allgemeiaen 
Volk erStaatsgewalt unterordnen sollten , welche das Völkerrecht in 
verbesserter Gestalt aufzuzeichnen und zu verkündigen und gegen 
Verletzung^ einzelner Völker zu schützen hätte? Fallati hat sich 
diese Frage aufgeworfen und in seiner Genesis der Völkergesellscbaft 
zu beantworten gesucht. Die Rechtsgelehrten möchten Frage und 
Antwort schon darum für müssig und unnütz halten, weil Fallati 
nicht sowohl das wirkliche jetzt geltende Völkerrecht zu begründen 
und zu begreifen, sondern eine ^^ierra tncogaiia** sucht, welche in 
der Richtung der WolPschen civitas gentium maxima und des 
Kant^schen Ewigen Friedens liegen und auf HegeTschem Wege 
gefunden werden soll, nämlich ein staatliches Völkerrecht, welches 
sich zum Staate ebenso verhalten soll, wie die (jetzige) Völkerge- 
nossenschaft zur bürgerlichen Gesellschaft und wie der Bundesstaat 
zur Familie. 

Wir finden aber in dieser Abhandlung nicht nur viele geistreiche 
und feine Bemerkungen über Familie, bürgerliche Gesellschaft und 
Polizei- und Rechtsstaat und eine tüchtige dialektische Bildung, son- 
dern selbst die Irrthümer sind so interessant und namentlich die drei 
Paralellen so witzig, dass man sich stets gleich sehr gefesselt und 
getrieben fühlt, das feine Gewebe zu zerreissen. Nur das Maass des 
uns hier vergönnten Raumes hält uns ab, die Entwicklung Schritt 
vor Schritt zu verfolgen. Hier müssen wir uns auf einige Bemer- 
kungen beschränken, welche sich im rechtswissenschaftlichen Gebiete 
halten. — Fallati geht von der gewöhnlichen Ansicht, welcher 
auch die meisten Juristen anhängen, aus, dass der Staat dem Men- 
schen wesentlich gleich — ebenso oder beinahe so vernünftig wie 
die einzelnen Menschen, die ihm angehören, und ebenso oder beinahe 
%o mit natürlichen Bedürfnissen, Begierden und Leidenschaften und 
anderen Fehlem behaftet sey. Daher findet er es ganz natürlich, 
dass die Völkergesellschaft und das gegenseitige Verhalten und Ver- 
hältniss der Völker und Staaten immer etwas weniges hinter der inneren 
Staatsentwickiung zurück, etwas weniger rechtlich und vernünftig 
sey, als jeder Staat es seinen Bürgern gesetzt und gebietet: dass da.« 
her das Völkerrecht unserer Zeit — der bürgerlichen Gesell- 
schaft und der heilige Bund n.s. w., welche z.B. Hälschner schon 
als Siaatensystem und Gericht fasst, der Corporation gleichstehe, 
aber ebenso wenig auf diesem sittlich und rechtlich niedrigen Stand- 
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pnnkU) stehen bleiben dfirfe, wie die eimBelneii Yölkery seiiderB viel-' 
mehr gleich diesen mit Nothwendigkeit zq der hdhern sittlichen nnd 
rechtlichen Einheit des Staats fortzoschreiten gedrungen sey, weil 
die Menschheit za ewigem Fortschritt bei^fen nnd befihigt sey. Se 
gelangt er denn nicht nar, wie der Freiherr Christ, v. Wylf, za 
einem Völker^ öder Staatenstaat, sondern auch za der bestmöglicb- 
sten Verfassang desselben, zur dynastischen Wahlmonarchie, d. h. 
dass ein soaveräner Staat nnd dessen Fürst aaf seine Lebenszeit ge«> 
wählt, nach Rath und Beschlass einer constitutionellen Versammlung 
von Abgeordneten aller Staaten die Welt oder doch dieses Staatea- 
system regiere and leite. 

Man kann nicht in Abrede stellen, dass dieser Staatenstaat und 
Principat mit Nothwendigkeit aus der vorausgesetzten Unvollkommen- 
heil der Staaten folgte ebensowenig, wie dass eine solche Einrich- 
tung als anabweisliche Forderung der Gerechtigkeit erscheint, wenn 
man das positive Völkerrecht als ein ebenso über den Staaten stehen- 
des Recht ansieht, wie das Slaatsgesetz Aber den Privatpersonen 
steht. Dahin muss jeder verständige folgerichtige Denker von hier 
aas gelangen, wenn er sich nicht durch das praktische Volkerrecht 
in seinen Schlussfolgerpngen aufhalten und bestimmen lässt» 

Dem Staatenstaat and Principat gegenüber and entgegen stehen 
die Praxis mit Vattel und die Theorie mit Aristoteles und Hegel* 
Der letzte hat das grosse selbst von seinen heftigsten Gegnern, z. B. 
Bülan (N. Jahrb. der Pol. u. Gesch. 1843. S. 264. ff.) anerkannte Ver- 
dienst, das Princip des praktischen Volkerrechts in der Soaveränität 
. der Staaten erkannt und ausgesprochen zu haben. Auch hat tt den 
Beweis geführt, dass der Staat und jeder christliche Staat dazu be- 
rufen, berechtigt und befähigt, d. b. darauf eingerichtet ist, die sitt- 
liche Idee in sich und in der Well zu verwirklichen oder als sitt- 
licher Geist den wahrhaft freien, d. h. vernünftigen und daher auch 
nothwendigen Willen zu wissen, zu wollen und zu thun, and, dass 
er diesen seinen vernünftigen and allgemeinen Willen, weil und wie 
er ihm schlechthin nothwendig und Rechtsgesetz ist, in allen seinen 
Verhältnissen — auch in seinem Verhatten zu anderen Völkern wollen 
nnd thnn soll und muss, sich also durch keinen anderen, vermebt- 
lich oder wirklich höheren Willen bestimmen lassen darf und kann, 
weil dieser von ihm nicht als nothwendig erkannt nnd also nicht frei 
gewollt werden konnte. Denn, wenn er diesen Willen als nothwen- 
dig vernünftig erkennte, so würde ier ihn allerdings wallen müssen, 
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weil seine Vernunft ihn dAstn omhigte^ ober es wQrde dann eben 
sein eigner, vernünfiiger und somit freier Wille seyn. 

Warum erheben sich nun» während HegeTs gelehrte and poli- 
tische Feinde und Gegner die Wahrheit seiner Lehre anerkennen und 
aus reicher Erfahrung und Kenntaiss des Staats- und des Völker- 
rechts bestätigen, gerade diejenigen dagegen, welche ihn als Lehrer 
und Meister verehren, oder doch in seinen Wegen gehen und fort^ 
schreiten wollen? Wahrscheinlich sind die Meisten dadurch verleitet 
worden, ihm völlige Verkennung des Völkerrechts Schuld zu geben 
oder dass er auf halbem Wege stehen geblieben sey, weil er mit dem 
allerdings nicht zu billigenden allhergebracbten Ausdrucke sagt: 
„Weil das Verfaültniss der Staaten ihre Souveränität zum Princip hat, 
so sind sie insofern im Naturzustand gegen einander und ihre 
Rechte haben nicht in einem allgemeinen zur Macht Ober sie oontti- 
tuirten, sondern in ihren besonderen Willen ihre Wirklichkeit/' Sie 
scheinen zu meinen, der alte Meister habe die „als Wirklichkeit der 
sittlichen Idee^S ^^ concrete Vernunft begriffenen Staaten in jenen 
nnvernfinftigen, ungeschichllichen und für Menschen schier unnatfir- 
lichen Naturzustand, wie Hobbea u. And. ihn ausgedacht und aus- 
geschmückt, versetzen wollen können. Man braucht gewiss nicht 
alle Ansichten und Gonsequenzen aus der HegePschen Philosophie 
za'theilen, um diese Auffassung als verkehrt und jene Beschuldigung 
ais unbegründet zu erkennen« Freilich hätte der Ausdruck genauer 
seyn*) nnd noch deutlicher gesagt werden können, dass das Völ- 
kerrecht die Souveränität des Staats zum Princip habe und dass 
die UebereinstimmuBg aller christlichen oder verntinftig - sittlichen 
Staaten in der Achtung des freien Staatswillen — der anderer wie 
des eignen Volkes einen wirklichen ftechtszustand begründet und 
herbeigeführt habe. 

Dass dieses Princip aber wirklich praktisch, dass die Souve- 
ränität so Grund als Zweck des praktischen Eniropjtiscfaen Völker- 
rechts ist, glaubt Ree. auf gemeinfassliche juristische Weise in seinen 
Beiträgen gefunden und bewiesen zu haben* 

Dass er wie Hegel nur das. wirkliche Völkerrecht und Recht 
der Völker zu begreifen bemüht gewesen, scheint ihm kein Vorwurf, 
denn der Recktsgelehrte wie der Weiiweise hat ja doch nur die 
Wahrheit zu suchen: die Wahrheit aber ist die Uebereinstimmung 
oder Einheit der allgemeinen Möglichkeit des vernünftigen Gedankens 

*) Wenn van statt „und** swischen „geg^en eiMUtder und ihre Reehte<< 
ein 4« k. oder: tetat, kort alte Sekwierigkeit auC 
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oder Begriffs uüi der verniiiAigeii Wiridiolikeit — des DiBgs oder 
des gfiltigeo yad mäehtigen Rechts. Das znkÜDflige Recht, welches, 
wie vortrefflich es auch einmal werden mag nad soll, jetzt ooch keine 
vemfioftige Wirklichkeit hat, noch Nichtdiag oder Dadiag ist, ua4 
die zakfinftige Rechtswisseaschaft fiberlassen wir gern den zakfiaP- 
tigen Geschlechtern: zufrieden, unser eignes, gegenwärtiges Völker- 
recht als vernfinfUg und recht begrfindet und begriffen zu haben. 

Doch mag es hier nochmals gesagt seyn, dass wenn wir den 
Grund und Halt des Völkerrechts im Staate und seinem freien Willen 
gefunden, damit nicht Willkfir der Souveräne oder der Volker ge- 
meint seyn solle und könne, sondern dass der freie Wille des Staats 
allewege nur der vernünftige Wille des Volks als einer sittlichen, 
vernünftig gegliederten, vernünftig rechtlich^ denkenden und sittlich- 
wollenden Einheit und deswegen zugleich auch nothwendiger Wille 
und Reehtsgesetz oder Gebot ist^, welches das soaverSne Volk oder 
der Volkssouverfln unter allen Umständen und in allen seinen Verhält- 
nissen — auch in seinem Verhalten zu andern Völkern ganz und 
allein befolgen soll, darf und mnss. Hieraus folgt aber unmittelbar, 
dass die souveränen Völker, so lange sie überhaupt um ihres Wohls 
und Rechts willen noch besondere Staaten bilden, auf ihre Souve- 
ränität nicht verzichten, sich nie und nimmermehr einem allgemeinen 
Völkerslaat, Principat oder Gericht unterwerfen können und dirfea« 
Der beliebte Vergleich eines solchen allgemeinen Europäischen Völker- 
oder Staatenstaats und Principats mit dem Deutscheu Reich und Bund 
ist schon darum unstatthaft und nicht zutreffend, weil alle von allen 
Deutschen Fürsten u. s. w. beherrschten Reichs- und Bundes- Länder 
von dem Einen Deutschen Volke bewohnt werden, dann aber darf 
auch die allmählige Auflösung des Reichs in onabhängtge Staaten 
nicht für eine historische Zufälligkeit angesehen werden, wie es im 
Hinblick auf die kleinen Deutschen Fürstentbämer gewöhnlich ge- 
schieht. Das besondere Recht und Wohl der Deutschen Volksstämme 
hat ihre Sonderung herbeigeführt, wie das allgemeine Bedürfaiss und 
Rechtsgefühl die Wiedervereinigung im Bunde, zu Zollvereinen u. s. w. 

Heffter, zu dessen Lehrbuch wir jetzt zurückkehren, fasst den 
Staat als die praktische, das ganze Leben umfassende Vernunft und 
hält den Universalstaat für unmöglich. „Gäbe es einen solchen^ so 

*) Das8 an lich nichts darauf anicommen kann, ob dieser nothwendige 
oder RechtstviUe von dem Gericlit oder von der Verkam ml ung^ des Volks oder 
seiner Vertreter, oder von einer andern Behörde — in Beziehung auf fremde 
Völker nteistentheils von der höchsten Obrigkeit oder Staatsgewalt gefunden, 
ausgesprochen und ausgeführt wird, ist schon in den Beiträgen 1$. 9. 11. b^nerkt* 
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m&s^ra Alle ibgeg«D kiiipren^liim Htii wieder lo die nationaleo Stollh 
safzöHSseib» indeD Bäa vonEiozelstaälfen^ in welcbeo sieii die* meesoh- 
lielie RrafI aUein im ^ebOrigea I^Iaass uod GleicluMasi eniwiekelt 
kaÄn/' (S^ m. §^ 16.) Er «^et S. VII., dass da» VttUterreelit ob- 
serer Zeil eine, festera Basis f^ewonnetty seit die Vaiker durch die 
Verfassmig zur Theilnahme am Staate gelangt sind und auch in den 
aftd^to! Läiide#s die, Gesi^ung uod Meioimg der Natioi ntekt oo- 
keachtet kieftkeu k^oaea, iiii aHeft aber der : Grundsatz anerkannt kl^ 
dass das Wohl ^s Volks der. Zweck der Staatsregternngr das iltoht 
ihr Gesetz ist. In dem §• t. aber keisst; es: 

„Der einzelne Staat in seiner Persönlichkeit setzt sfcfa zdn&chst sein Recht 

gegen Aniere seihst; giebt er die Isolirang auf, ti bildet sieh Im Verkek« 

mit dien anderen ein geineuisanies Recht, WQVüsn er ytCh muht Nieder loe- 

sagen kann, ohne seine Exiutens und seinen Zusam^en^^ng niit anderen 

aufzuopfern oder doch in Gefahr zu bringen... Es beruht ... auf einem all«- 

seitigen ... Einverst'ändniss , auf der Ueberzeogung, dass jeder Theil unter 

gleichen Umständen dieselbe Nothlgung, so und nicht anders zu handeln, 

empfinden «erde ... Fremd Ist dagege« dem VSIkArveeht «in« legislative von 

höherer Gewalt; ausgehende Gestaltung . . . Aber sein Qrgsn und Regulator 

ist die öffentliche Meinung und das letzte Gericht Ist die Geschichte.«,. 

Seine Sanction ist die Weltordnung, welche, indem sie den Staat schuf, 

dennoch nicht die menschliche Freiheit in Einzelataäten gebannt und damit 

abgeschlossen, sondern dem Menschengesch^olit den gttUzen Krdball e^- 

«ehlessen hat^ seine Bestimmung:^ der aUiTdiägetf Butwidklung des Meiu 

Hehengeschiecht» in dem Veirk«hr dw. Nationen Und SMIttan .eine slch«re 

Basis zugeben.''. ' . . i..: ; ; , 

Ab zufällige Garantie, des VilkerrechtBlwIrd §«^ das Gheicfagewiekl 

der Staaten angeftihrtti däsijÄatdrdslIeiiGUtcligemckt der Maeht hake 

fpesöhicbllt^ nur selfteh izisliri; Es ist aber tn gentlgendem Mansse 

vorhanden^ wenn die :SUnten;. na^nseUntgeou^iamaMt- denn auiik 

^ft' minder zahbdckis und) igeldMckld Volk: kknn steh in seinem Lande 

««l Gebiete. gegen jiedeii Angriff* öinesidfppeit jg;iiOssere«y mächtigeren 

Ueeras. nlit.ErMg. vtertbeidtgen. und in, ;setnef Freiheit Mid fieheit 

iNsluiv^eo, ivema es. .nur sittliish ttlehtig iind kräftig ond! mit seilten 

fi^teräbe. eins ist im wohlgeördnette / gegliederten Staate«; Wie 

grosae Hacbt, Yolkszabl^ V^rmj^gen zur Selbstgmi^fsaiBfc^ Bölln^ 

ist nickt ,all|jemcün.iza ^hestkimen, sondemven d^ WeltsleHnng niid 

Si&daBg der Volker kcdingt und. daher in der Weltgeschichte i^eiei- 

sehieden. ba AlteiibMn waren Ir^ie Städte ganz 'selhslg«iugsame 

filaaten, jelBt.ktfnaen sie ihren Schatz und Hal^ nor in derBefrenni- 

dnng mit den grossen V^^lkecskaalte ündi In deren gegiioi^tiger Bifer- 

snehtauf einanden finden,, w^elcbe sieh dann a»eh- wohl als »oral is«h« s 

Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. IX. 50 
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Gteicbfewielil dariteÜMi »dclitiB, als w«dbreh nni wozu sfck ^fo 
MsdHe Ol des Valkemelaa wüiaii Terbiadeo Ctiiltea, da daeb eis 
Recbt der DaswitcheBkaBft enen jede« Slaale aar um seiB selbst 
willea, vea seiner ^^ etwa — Baadespflidii uad seines Reebie 
wegen zageslaaden wird, weil ihm selbst, wenn aocb feraber, 
Gefahr droht. 

Dsti VerhILltaiss des Völkerreebts zur P«lilik wird dea»- 
Bichsl §«4» so bestimmt: dass y^eine sittlich eorreete (oder aneb nvr 
wirkliche khfe Slaalskhigheit oder) Pelilik nie tboa und bilügen 
könne, was das Volkerreehf verwirft oad andrer Smts auch das VdU 
kerrecht gelten lassen mflsse, was das Aoge der Politik ab noth- 
weadig erkennt**' Damit sind wir vellkoflMBen einverstanden , wenn 
mich nicht ans dem Grinde, ,,dass es nur Eine Wahrheit gibt'% 
sondern weil ein und derselbe Staat mit seiner einen nnd sel- 
ben Vernunft nach ein and demselben Rechte und Gesetze wollen 
und bandeln roossi sein Wille und Entschlass in seinem Verhällniss 
«nd Verhalten zu ewem anderen Volk immer nur Einer seyn kann, 
nämlieh der seiner Verlnnft, Verfassung und SitUichkeit gemXsse, 
während zwei oder mebrere Staaten unter übrigens scheinbar glei- 
chen Umständen verschiedene Entschlüsse fassen mögen und darOber 
mit einander in Streit gerathen können, ohne dass man völkerrecht- 
lieb bdianplen dürfte» der eine oder andere habe unrecht* Vielmehr 
bat jeder von ihlien Recht, wenn sein verfassnngsmissiger Reschluss 
seinem Rechte gemäss ist und daher auch als Staat die völkerrechl- 
üebeBefugnils» Aein Recht durch das Völkerreehtsmittd Krieg durch* 
zasetzen. Der Krieg ist dann imf beiden Seiten sowohl geredit als 
rechtlich: jusium piumque bellum* Darnach die Eintheibing in Frie* 
.dens- und Kriegsrecht, wovon unten am ScUuss der Etnlettmig. 

Im §• 5. 9, Geschichtliche GeiiMs und Fortentwicklung des VOl^ 
kerrechts^^ Obersebrieben, spricht d^ sehr gelehrte Verf. allen aUen 
Völkern nicht nur des Morgenlands, sondern auch den Hetteneo und 
sogar den Römern das Völkerrecht ab, weil die . übereinstinnvendM 
Völkergebränehe im wechselseitigen Verkehr nicht sowohl auf der 
^^Berkenaung einer Rechtsverbindlichkeit gegen andere Vöftcr, als 
hdelmebir auf religiösmi Vorstellungen nnd der dadurch beitimmleB 
SiUe beruba. Oh die RelleBischen Freistaate« unter einander und 
das Rjömtache Volk in seinen gegeaseitigen Verbältatssen zu des 
italischen and zu anderen Slaaten keine Rechtsverbindlichkeit aar 
Beobachtung des im Veri^ehr mit den Fremden eatstandenen geoMta- 
aameaReeblas und Gebrauchs, anerkaant, darüber Hesse sich ^neües, 
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aber wir können nns hier daran {fenOgaa lassen, da«a der Verf» telbst 
sage, dass alle allen Völker jene Gekräuebe bedbaehtet, nnd zwar 
desv^'f^n beabacklel haben, weil sie es Air ihre Pflkhl hielten, weil 
ihre Sitte, ihr Glaube, ihr Recht es so gebot. Bs wfird' dadurch 
die oben ansgasprechene Begrifsbesliaunong, dasa das Völkerrecht 
der freie Wille des und jedes Staats ia seinen gegenseitigen Verhält* 
nissen zu anderen Völkern sey, welthistorisch begründet. Die Aner- 
kennung einer Rechts verblndüehkeftt gegen andere Völker oder des 
Rechts der anderen gegen den eigenen Staat ist selbst nnr 
Folge des Völkerrechts nnd seiner oder vielmehr der Entwicklnng 
des Staatswillens nnd seiner Freiheit in der Weltgesehlchte« Diese 
•aber schreitet mit der Vernanfllbildung oder die VemanftbÜdanf 
schreitet eigentlich mit der Ealwicklong des freien oder ternitefligen 
Willens und seinem vernönftigen Selbstbewusstseyo im Staate fort. 
Es treten daher drei Hauptstofen hervor. 

i. Solche Völker und Staaten , welche nur das yernönAige 
Gefühl oder namittelbare Bewusstseyn von der Nöthwendigkeit ihres 
Staats nnd Rechts haben, mitssen dies ihr als nothwendig gefühltes 
Recht nämiltelbar auch auf und geg^n fremde Völker und Menschen 
anwenden. So geschaks und gescbteahts bei d^n Wilden und in den 
Naturstaaten des Morgenlandes und des Alterthums. (Beiir^ge S. 27. ff.) 

2. Denjenigen Völkern, welche durch Selbstgesetzgebung und 
-Bcgiernng zum verständigen Selbstbbwdsatseyn gelangt sind, dass 
das Recht ihr eigner Wale und sie selbst der Zweck älter Dinge sind, 
#erden anch die fremde« Völker nnd Staaten wesentlich als Mittel für 
ihr Wohl erscheinen. ' So iist den HeUeiiis<*hen Preistädten — anch 
im Verkehr mit einander -«^ das eigene Wohlbefinden, dem Römischen 
Volke das Heil des Staates das iMiichsfe Gesetz. (Beitr. S.34.ff. und 
S. 40. ff.) Durch diesA . p^incipieUe Selbatsmeht Werden auch die 
wirklick schönen und guten Helletiischen Sitten (tce xotya tm 
*EXlr^vm)y Gehräaehe bnd Ordnnngen, nnd die strenge Rechtschaffen- 
heit der Römischen Staatahdiftrden und Feldherrd im Verkehr mit 
fremden Völkern und Staaleta. nicht seilen verdbnkelt, so dass m^n es 
kaum beaehiet, wie weit die Gegenseitigkeit ziwisdhen den Bellen isNAen 
Stidlen und nach Römisicheni jus gtntium docH wirklich gogangen, 
aneJ'kaBni nnd beäbaehtel ist« 

d. Die vollkomnien gf gisnaeitige.Anei[tea*nng «ttdAcihtiuig dcfr 
neben einander bestehendea£taatenals^senve^äner Vollmer nnd Sefibstr 
Mmeeke kann fretlioh erst mit und aus den vernönftigen Seibstbewusst- 
eefn entstehen, welches Wesentlich ant.der vemfinfttgen B'nkenntni&s 

50* 
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des Staats und des Gnmdes seiner Bereclitigiing, als der Wirklfcli- 
keit der sitUicben Idee der ebrislliehen Freiheit bemkt nnd daher 
die Erkenntniss nnd Anerkenntnits aneh der anderen Staaten als 
wesentlich gleicharti^r (vemanftiger) and — zar Freiheit -^ gleich- 
berechtigter and der Staattefare oder SonverflnitSt als des höchsten 
allgemeinen Gesetzes in sich enthalt — znr nothwendigen Folge hat. 

Die Germanischen Völker, welche dieses Recht in nnd nnter 
sieh aosgebildet haben und beobaehten, sind erst nach langer Bat- 
wicklnng zo diesem verninfligen Bewnsstseyn nnd Selbstbewnsstseya 
gelangt. Sie haben die beiden Vorstufen mühsam erstiegen, obgleich 
in Christo das vemflnftige Selbstbewnsstseyn des Geistes vom Wesen 
und Willen Gottes und des Menschen als ewige Wahrheit voHflngrt . 
offenbar und in der Kirche thStig und wirksam geworden war. 

a. Sie kamen nSmIich zunflchst, indem sie durch die Kirche 
gewöhnt wurden, nach den Worten des Herrn zu thun, zu der (ver- 
heissenen) Erkenntniss, dass dieselben von Gott seyn und sprachen 
demgemüss die göttliche Gerechtigkeit des wahren Glaubens als Grund- 
gesetz ihres Lebens und ihres Verkehrs mit anderen Völkern ans, 
welche ihnen ihres falschen Glaubens und Rechtes wegen als die böse, 
zu bekämpfende Weit erschienen. (Vgl. des Rec. Beitrage S. 49.) 
Die KreuzzOge, welche in den christlichen Völkern und Heerschaafen 
das Bewusstsefn der Allgen^nheit und Macht der christlichen Heils- 
Wahrheit und ihre Einheit in derselben entzflndeten und das Ritter- 
thum henrorriefen, worin das christliche Gebot um Gottes und sein 
selbst willen zu beobachten, Gesetz und Sitte war, biMen den Gipfel 
und Wendepunkt dieses, des mittelaltrigen Völkerrechts, wie des 
geistlichen Weltreichs, wovon es getragen ward. 

h. Als sie durch städtische und ständische Verfassung zum ver- 
ständigen Selbstbewnsstseyn ihres besonderen Rechts und Wohls ge» 
kommen, machten sie ihre staatliche Freiheit zuerst im 14. Jabrhoii« 
dert gegen ihren bisherigen allgemeinen Oberherm, den Pabst, gel- 
tend. Die Mängel des verständigen Selbstbewnsstseyns der — äussern — 
Freiheit wurden jedoch nicht minder fUhlbar in der Selbst- und Eifer- 
sucht der Städte und der Forsten nnd Stände gegen einander, nnd in 
der Willkfir, in Log, Trug und Gewaltthätigkeit gegen andere christ- 
liche Völker und Fürsten. Auf diesem schleehten Boden konnte kein 
gutes christliches Verhältniss, noch auch Erkenntniss des Rechtes er- 
wachsen und gedeihen. (Beitr. S. 100. ff.) 

c. Die Völker mussten sich erst die innere oder vernfinitige nnd 
sittliche Freiheit und das vernOnflige Selbstbewnsstseyn aneignen, daas 
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ihr cbnsilicher, sittlich vernünftiger WiUd allein frei und reckt, ab« 
aach vollkoramen berechtigt sey, frei za seyn, bevor sie sieh eiaan- 
der als Christen die Gewissensfireiheity dem für wahr erkannten G&aa» 
hen anzuhangen ) als Staaten die Soaveränitat gegenseitig angesteken 
ond anerkennen konnten. 

a. In der Deutschen Reformation sprach sich dieser sittliche, 
seiner seihst hewnsste Wille der Völker in der gänzlichen Lossagung 
der Evangelischen Christen von dem Römischen Päbste aus, hethfltigte 
nnd bewährte sich in langen blutigen Kämpfen und Kriegen mit den 
Katholischen Staaten — auch diesen — als der allein iukI schlechl- 
hjn herechligte und freie. 

ß. Im Westphälischen Frieden ward daher die Souveränität aller 
selbstgenngsamen Staaten, sogar der grossen Deutschen Färstentha- 
mer, welche Kaiser und Reich doch nnterthänig blieben, von allen 
Staaten aneiiLannt und von den Fürsten geübt. 

y. Zur wahren Erkenntniss der Souveränität konnte es aber erst 
kommen, nachdem Friedrich der Einzige den grossen Gedanken 
ausgesprochen, dass der Staat das Höchste nnd Allgemeine:, der So«- 
verän sein Erster Diener und vor allen berufen sey, den Willen des 
Staates zu erkennen, zu verkünden und zu vollziehen. Sein Zeit- 
genosse Eroer. de Vattel hat das Verdienst, das Völkerrecht zuerst 
ans der Pflicht des Volkes als des Staates hergeleitet ?o haben. Un- 
geachtet dessen glaubten die Nordischen Souveräne gegen das revor 
Jntionäre Frankreich das Völkerrecht suspendiren zu dürfen. Die 
Französischen Beerföhrer beriefen sich gegen die Klagen über Ver- 
letzungen der bishengen VölkergdNräuche auf die Gesetze und Be- 
fehle ihres Souveräns, des Französischen Volks, dann des Kaisers. 
J)adorch schien das Völkerrecht wesentlich nach Form und Inhalt zn 
Grunde gerichtet, doch ward das Wahre des Völkerrechts mit seinem 
Grunde nur näher zusammen und ans Licht gebracht. 

Endlich haben auch die Kriege, Siege und Friedensschlüsse der 
Nordischen Staaten gegen und mit Frankreich, namentlich der beil. 
Bund und der Aachener Congress, das Völkerrecht gefordert und 
befestigt — nicht verändert. 

Unser Verf. hebt (S. 7.) das Christenthum als Grundlage des 
neuen Völkerrechts hervor und wie zur gegenseitigen Annäherung 
der Europ. christlichen Staaten und zur Anerkennung wechselseitiger 
allgemeiner Rechte folgende Umstände beigetragen: I. die Vereinigung 
der abendländischen Reiche unter einem geistlichen Oberhaupt; — 
IL das Ritterthnm und die Kreuzzüge; — III. die durchgängige Ver- 
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l^riBitoag des RtaisdieB Ikchts anl dem CluirMter eines fttr alle 
ChrtsIeD giltige« Recbls und zwar des — Rdaiiscli^i PrivatrechU 
auefa für die YdUcerTeHiflltiiisse. — Daaa als Hemiineg die Maccbia- 
vellisttsebe Pehttk -^ als Sabction dagegen das sg. peiitisdie G4ekit^ 
gewicht; dann Hago Grotias oder de Groot 1^23. «od derWest- 
pbalisefae Frieden \ dann die Revolation , wekher Völkerrecht und 
Gleiehgewiehi erlagen «nd die Verträge von 18t4.f 1^15. «nd 1818», 
welche Beides wieder hergestellt. Dann, dass die Grossmflohte seit- 
•dem gewissennassen ein Volkertribmal gebiMel und wie sich selbst 
^er basirteConstitationaHsniits wit demselben nicht vertragen könaea. 
,,Als letztes Ergebniss für unsere Zeit sprechen wir aas: Enropa 
Lnldigt 'nebst den transatläniisehen Staaten einem gemeinsamen Recht. 
Dies aber ist in fielen StOekep noch eine blosse Anctoritätslehre ohne 
«in yellendeles aHsaltiges Bewusstseyä «md «ime absei ule Sieherheic 
der Anwendung.«' (?) Im Wesentlichen baltb kh 4as Völkerrecht 
sowohl fttr vollkommen klar im Bewnsstseyn der Staaten, als auch 
f&r gesichert durch alle St)iaten und durch jeden Staate uod geü&r^ 
dert durch die fortschreitende Staatsbildung und Selbsterkenntnisse 

,»Das Giltigkettsgebiet des Enropftiscben VoDterredits^^ wird in 
§. 6> auf die ehristlichen Staaten beschränkt, aU welche sich gegen* 
iseilig anerkennen und wissen, dass jeder von ibn^n den anderen vdl*- 
kerrechllich behandeln werde. Gegen andere Völker hat der christ^ 
liehe Staat zwar ebensowohl das Völkerrecht zu beobachten, wie der 
einzelne Christ das Rechts- nnd Sittengesetz gegen fremde Menschen, 
aber jene selbst haben an sieh sor soweit die Rechte souvertfner 
Völker, als sie Staaten sind und sich staatlich- völkerrechtlich ver^ 
halten. Die allgemeinen und unwandelbaren Regein des christlickea 
VöHterrechts finden daher bei und auf nicbtchrislliche und nicht staal^ 
liehe Völker allerdings verschiedene Anwendung, und di'e Behand- 
lung derselben von Seiten des christlichen mnss sich nach ihrer Hand« 
lungs- und Denkweise vieifäUig gestalten, weil die Erreichung der 
yernönftigen Zwecke des Staats nur durch solche Mittel möglic^ ist, 
welche auf ihren Willen wirken. Wenn wir hier und anderwärts 
andrer Ansicht gewesen , als der Verf. , so halten wir den §. 8. über 
y,die Natur der Völkergesetze '^ für so bedeutend und wichtig, dass 
wir ihn ganz abschreiben und, da dies nicht wohl thunlicfa, allen, die 
sich der Völkerrecfatswissenscbaft befleissigen , zum öftern Nachlesen 
nnd gründlichen Nachdenken empfehlen möchten. Unser freimüthiger 
Verf. hat hier mit der gewöhnlichen Ansicht gänzlich gebrochen: er 
verwirft sewobl die Meinung derer, welche lediglieh und allein die 
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i'a VertrigeD ond in gegenseitiir^' gleiehHlriBiger EcliaadiiMig deot- 
Ikk ausgesprochene UebereiBstinoMiug der SaatsgeiraiMi eebst deroa 
Aaalogte als Regolalive des Vdlkerrechu beiaaclilen, ;als aidi der 
aaderB» welche noch eio höherei, aUe S4aatea yerpfliehteiides Natnr* 
tsecbt hiasusetEen: ,, die Wahrheit iM, dass fftr dtie Ew^itcbea «ad 
¥OB Emropa aosgegangeaea Slaalai ein giiliges Eecbt nwr daaeh go* 
neiBsamea aUgeaieiaea (?) Willea (etmiemu) hestekt» dass esjodook 
so seiner Gikigkeit weder eiaer aesdricUirheo%Anei^eMMHig mVet* 
iMgea^ Boch einer BesUHigaag dorch Gewohahatl weiwaUich hadarf^ 
welaiehr ist dieses nor Eine Arl der HdroMlieii Etschoiaaag 4m ¥#!*> 
herrechu.'« 

Das positive Völkerrecht, als labegrilf der Zwangsrechte, Ge- 
setze und Gebräuche n. s. w. der Völker, soll also von seinem Thron 
herabgestürzt, seiner allgemeinen und anssühliessHchen soaverSneik 
Herrschaft über die Staaten beraubt werden! Und das Naturrechf, 
Womit man die allerdings unleugbaren Lücken des positiven, wie de& 
Privat- und Staats-, so auch des Vülker-Rechts anszuföllen, seine 
Fehler zu verbessern und das System zu erbauen pflegte, soll gar 
nichts gelten, nicht einmal in Verbindung mit dem positiven Rechte! 
Welche ungeheure Ketzerei! 

Man kann freilich nicht in Abrede stellen, dass das positive VöU 
kerrecht eben so wenig mit dem Na^urrecbt übereinstimmen wollte« 
als die Staatspraxis, dass also das eine oder das andere oder beid^ 
nicht ganz recht seyn mögen, aber -77- «was kann der Verf. dafür 
bieten? — 

„L ein schon mit imierer Nothwendigkeü aminerkenneades [und| 
i^b» aneh aneikanates gegeaseitigea Recht der Staaten '% welche oder 
mvBM sie dauernd and mit Sieherheit an dem ailgemeinen Staateni- 
varitehr Tbeil nehmen wollen, ..« nO'M ^^ necemtäte vemem^ ein 
hypothetiflohes Nainrreeht der Staaten); ein Recht, deesen Aner- 
kf»nnung also auch jeder bei dem andern veraiissntaen mass«^^; -« Da- 
«ehen g^t es allerdings noch: „IL ein durch ieettic^ Willenserklä- 
rungen sanctionirUs Recht. Dieses. wird beurknadet: a. durch ali- 
seilige — Anerkennung eines allgemeinen Grundsatzes — derglei- 
chea freilich nur sehr selten nachzuweisen seyn wirdi; b* durch de« 
Inhalt und Geist der Staatenvertrflge, soweit diese — Allen gemein- 
sam sind — ; c, durch allgemeine gleicbft(rmige Anwendung und 
Beobachtung des nämlichen Grundsatzes in gleichartigen Fällen, — 
das Staaten^flerkommen, die Staaten- Observanz/' 
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>IU» hyftllMtiicb» Naiorreclil d«r Staalen im iknu g^gea- 
sailigMi YerldAiiMseB s#U alsa «■ die Stelle des aUtn aUfemeiaea 
f^orreebto trete» , mekiied vo« der aUgemetMÖ -^ eatweder dar 
remtefttge» eder der satirlielicaNatar dea Jdeaseheii aaagiag aad 
dease» abstrakte oder «abestimiat allgeneioe Sätze nad €2Metze asf 
alle aad jede, measehliehe Beztebaag ^^ abo aaeb aitf die gegenaai»- 
tigmi Verbiltnisse der Heaaobea als Volker aad Staatea fwssea aa 
mfisbea sckieaea. Im Gegelttatt za dtesem Ifalarreehl- der Meäaebea 
seil nad mass das Natarreebt der Siaateo eta Redit bedealeev waP> 
AeB ekeaao aalbwenilig aas derNatar des. Staats folgt« i«iejettfls«as 
der Natur des Mensehen. Der Staat nnd der Menseh sind aber «rtfir* 
lieb verschieden und zwar nicht blas <|uantitativ, ^ndern auch quali- 
tativ (vgl, oben S.i9»). Wiewohl daher Beide im ^llgeneinen gleich, 
nämlich; Beide vernünftig sind , . vernQnftig denken und, ^ft^ollen, und 
Bei4^ iie Freiheit ihres freiep» d. b. sich selbst ^urcb jhr vcrnünf- 
ti^pes Denken, bestimmenden Willens wollen, sf köqneat, und müssen 
sie doch diesen ihren h^hsten find* und Selbstzweck auf verschie" 
dene — ihrer .verschiedenen Natur entsprecheade Art und Weise 
bestimmeq und erreichen. Der Mensch kaun die.oatärlielie freib^^^ 
oder Unabhängigkeit von der irdischen Natur:, die Befriedigung seiner 
aatürlichen (und kOnslIicben) Bedürfnisse, nur in der bürgerlichen 
Gesellschaft, welche sich durch Bildung des Verstandes und der 
Geschickfichkeit von der Natur frei, sich dieselbe dienstbar gemacht 
hat, die geistige Freiheit oder die Unabhängigkeit seines Willens von 
seiner eignen Natürlichkeit und die Selbstbestimmung dessetben durch 
vernünftiges Denken nur in der Kirche (und Schule), seine sitlliche 
Freiheit alao aad das vernünftige Selbstbewasstseyn derselbed aur in 
dem Beide amf^seaden aad trageaden and Alle gegen die BestNamEoag 
diirch andern fremden Willen schützenden, nach aad zu' dem allgef- 
aieiaea vernünftigen Willen bestimmenden uad führenden/^- Staate 
erlangen: der Mensch soll nad mttss daher — 'umiVei zä seyn, dea 
Staat und dk Freiheit seines Willens im Staate wollen*). De4^ 
Staat dägegeo bat mit der bürgerlichen Gesellschaft die natttrlicbie 
Freiheil nnd Selbitgeäugsamkeit, mit der Kirche die geistig« Freiheit 

*) Die bürgerliche Cresellschafi und die Kirche hat immer nur im Staate 
liettandeh und bett^hen k6itn#ii, weH die bürgerltehe C^nellsehaft an «iish >— 
ohne andere T-ugend aU Reellität — unsittlich, Pplizei and flericht staatlich 
iit. Die Kirche hat ihr Ziel jenseits, ihre Gesetze sind innerliche PHicht- 
■g^lfote V. s. w. Daher kann von einem Fortschritte der M<^schhett oder eitte« 
Volks von der burgerlicben Gesellschaft (nach Fallati) oder von der Kirche 
zum Staate ebensowenig die Rede seyn, wie von einem Fortschritt des Körpers 
oder der Seele zum Mensolien , der eben Beides hat imd- katien itMiM. 
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uk sieb ai^enbinnieB md zu der bOhen BidheU dm sUtBebti^FrttbtH 
asffefaoben^'wekbe durch den tiltlielwa Site «od Geitt fci VolkM 
Bsd dspcb die Gesetze, Verfuseng und Reebt geriebert nsd sieb ibrer 
selbst als des böebsten Zn^eckes bewosst ist. Der Staat bat also sieb 
selbst) sowie Freiheit seines WtUeBS -^ ia der Weit wie im Land 
za wo^en und zu setzen. • Da omn der Staat weiss, dass er in. «ad 
anf d^ sittlicbeB Idee der ehristlidiei Freiheit jberobt^ oder dass die 
Freth^ eines freien Staatswtllena ki der VeriHrUicbiing^ der siti* 
IMen Idee /besteht und dass diese inr Freibert seblecbibia beracb» 
Itgt ist) so. mms er aneb a^dei^e Staaten, worin er die sillttebie Id#e 
verwirbliebt^ also sein eifbes We^eo ^tind Wollen und den Grund seiner 
Pisetheit und Berfeditigunf wied)ßri»det, als znr Freibdt scbleehtbin 
berecliiiglie anerkeBoeii. Die JärkemitBiss npd AnerkeBStniss des 
Beehls und. der anderen Sta^t^nin ihrem Recht hat innere Nolbweo* 
dtgkeit für jeden Staat» ^ Diese Beziebnotgen des freien Staatswillens 
auf skk.selbät «id anf andere. £r«ieStaatswiilen sind aber der Gegen-» 
stand und Ibhalt des Völkerrechts und die Völkerrechtigesebse mistfen 
«lio die ' iMb^ehüyg^n fifistiflliiuiii|;en des freien Willens des .Staats 
in meinen g^^nseittgen YeHkältnissen zn anderen Völkern se^n« Um 
aber als a0lbwandig, als wahres Völkerrecht sieh za erweisen, jsfissei 
«ie sich als Reebt in Wirklichkeit geltänd gemacht y als wii^liebes 
Beobt.^s^tzt habeo, pösitilres Re«^ seya; sowie umgakebrt das sg^ 
positive Reebt keine verbindlicbe Kraft ^nrid. Anwendbarkeit haben 
kann, wenn es steh njcht als vernünftige Bestinmung des freieli Wil- 
lens begreifen lässt. So lässt sich auch das positive Völkerrecht, die 
ganze Menge der wirklich geltenden VöJl^rgesetze vernünftig als 
SeslinibinBgen des ff^ienSlaats^illeos begreifen, wenn nan dieselben 
mmt erst ri^bt^, d. h. wie sie wirkHcb gelten, anfj^i^sst und anfge- 
stellt bau DaiMt bönnea wk nns hier nicht befossen, sondern nur 
^e verscbiedMen Arten der Völket*gesetze angeben: 

I 1. Die allgeöleinen ioi Wesen des Suates als der Wirkliebkeil 
der sittlieben Idee — der ehristiidien Freiheit begröndeten: Willens*- 
bestimnuiogen sind fir jeden SUat wesentlieb nothwendig jiindjcbleebl- 
4iin verbindlich und daher ancb von allen christlichen Staaten aner« 
bannt, gefordert und geleistet. Dabin gehört die Souveränität des 
Staats und die Anerkennung und Achtung anderer Staaten als sonve- 
rSner Völker und was daraus folgt. Indess sind diese Gesetze so allr 
gemein and darum so unbestiAunt, das» sie ihren Gebalt und Wertb 
doch erst von dem fteien Willen jedes Staats erhalten mttssen, der 
die AmtFendbarkcit dieses oder jenes GrendgeseUes anf diesen oder 
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jeMB Fall fleftü ai b^artbailM luit. Am dbten GraaJt smi sie 
?ea dee Theoretikeni eil abertekeiit moph Öfter nissdentet «rordes. 

2* AUet tibnge poiHive V^Vlkerrecht, wie et sich im Verkehr 
der StMten eder der Sooveriite oad der Vfilker eatwi^elt hmt, er» 
keent der Staet nad jeder Sual, welcher ia dieiea Verkehr uadta 
diese Gebrttaehe, Sitten oad ^ipohabeitea eia pcgi agea^ zwar aach 
als reditsgliltig oad verbiadlick an, weil er daria seiae freie ver* 
afiaftige WiUeasbesliBimaog hat aad weiis; aber ^ weiss aaeh« dass 
er eher diese Gesetze» Gebräache, SiUea iL s. w« ebeaso erhabea tad 
ebease befugt ist sie aafeohebea aad Aania de rn eder aafr«abt aa 
erhaltea, wie alle anderen darcb oder fUr beiseadereLehea»- (Staati'» 
eder Privat-) VerbMItaisse besttsMile Geseiaei jeaiehdem sie seiaesi 
aHgemeiaea veraHnftigen Witten oder Rechte ganz oder minder oder 
gar nicht enspreehen. Der Staat aad jeder Staat steht aater dem 
Rechte — aber ttber allen posttir^n Gesetzen, nach ttber dea Vdlkeff 
rechtsgesetzea; nnr die nach diesen Gesetzes erworikenen Rechte 
achtet nad schfitzt er; aber 

8. aach Über die einzeben Reehle oder VerbindUebkeiten des 
Staats gegea andere Staaten, Völker eder Personen behilt und be«- 
haaptet der Slaatswille seine Freiheit« Da diese WesealKcb sitlUeha 
Freiheit ht^ saist er allerdings genöthigt, die dem Recht gemäss 
erworbenen Rechte aazaerkennen, aber darftber, ob «ie dam Rechte 
gemflss erworben sind, hat er selbst za urtbeilen and ^ richten. 

So fassen und haadbaben die Staaten das positive Völkerrecht*-* 
so ist es praktisch! 

Wenn man dagegen von der gewdhnlichen Ansieht irasgeht, als 
ob das positive Völkerrecht seinen Grand oad (Jk*9prang in dem al& 
gemeinsaraett Willen aller Staaten in ihrer Gemeinschaft bitte aad 
demgemftss die Velkerverkehrsgebräache, Sittea oad Gewdbaheitea 
für ebenso rechtsetzend ood verbindlich hält, wie die Observanz ht 
Einer Corporation , die Sitte ia Einem Volke y die Gewohnheit im 
Staate, der ein einiges Ganze ist bad Einen aUgemeiaen Willen hat, 
dann kann das positive Velkerrecht nur neben dem s. g; hypotha* 
tischen Natnrrecht der Staatea seinen Platz, ein praktisches Vtflker«- 
recht also gar nicht statt finden, denn praktisch ist nnr die Theari^ 
im\ nor ans vernünftigem Wissen und Denken dar vernünftige Gci- 
datfike und Bntschloss hervorgehen, nnr dieser veraüaftige, rechtliehe 
Wille zur vernünftigen, rechtlichen That iVerden kann. Die Sache 
ist für die richtige Erkenntoiss des wahren ond wirklichen Völkern 
rechts zu wichtig, die Unterscheidaog der praktiseheo oad der posL- 
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tiven Reehtsge^tze so Den, IbiIs Sass hm^ Beispiele sor Eriäote- 
rirag Qberflttssig scheinen iolllen. Vor hundert Jahren war es nodi 
«llgemeinaames pesitives Vdlkergesetz: Da sollst nicht anf einen 
besttminten Menschen schaif aduessen ; du sollst nicht mit Speck, nicht 
mit Ketten- und Stangeaktigeln schiessen! Friedrich IL führte aber 
bekanntlich die ScharfseiilUz^ (Jäger mit gezogenen Bttchsen), Eng^ 
land dio CoBgrevesdten Rak^en, Frankreich die Paixhans^schen 
Kanonen ein und nlle fibrigen Staaten haben •*— sie angenottini|Dn! Der 
Oestreicbtiehe General, dessen Reifer zuerst unter den Kugeln delr 
Prenssischen Jdger gelaUen, bescbwerte sich mit Recht üher den 
Preustiiehett Anführer, welcher gegen das bisherige positive VöK 
iergetetzv sebarf ;zielen • und schiessen lassen, bei dem Soiuverin^ 
aber dieser wies die Klage ab, weil er selbst es so befohlen und er«> 
widerte r die Oestretcher ki^nnten ja auch scharf schiessen! Das 
thaten sie dann anch, und ahreTyroler schiessen gut! lieber diesen 
positiven, fiU* Soldaten nnd Beerßihrer rerbtndiidien 4}esetzea ist der 
Staat srbaben, aber an das praktische Reefatsgesetz ist er gebunden: 
Ea .soll kein anderes Gescboss tt*s. w. gebraucht werden, als was zum 
2wnek der Krieg führenden Staaten: zor üeberwältignngder 
feindlichen Heeretmacht geeignet ist! Die Ueberwättigong der feindl 
liclien Beeresmäeht ist nOthig, um den feindlichen Staat zu Rechte, 
zur Erfiiilung der rechtlichen Anspräche des Staats zwingen — seinen 
Willen nach und zu dem Willen des Staats bestimmen zu können. Sie 
hat also das Recht, die Freiheit des Staatswillens zum Endzweck, 
und da diesem Alles untergeordnet ist, so muss Alles zum Mittel dazu 
dienen, wozu der Staat steh entscbliessen mag: dieser kann und will 
sich aber au keinem Mittel entschliessen , was setner sittlichen Natur 
nnd Wficde zuwider wäre. 

In §. S. fährt unser Verf. als „äussere firkenntnissquellea 
des Völkerrechts^^ die Europäischen Staatsbändel nnd Völberver- 
träge auf, in deren Geist und Buchstaben sich die Cebereinstim- 
mnng der Nationen beurkundet finde, und gibt damit zu erkennen, 
dass er das positive Völkerrecht nicht im Gegensatz oder neben seinem 
bypothetischen Natnrrecbt der Staaten, auch nicht als l^osse Erachei- 
nung desselben (im philosophischen Gegensatz zum Wesen), sondern 
als dessen wirklichen — wenn auch unvollkommenen — Ausdruck 
gedacht bat. Die kurze üebersicht der Europ. Staatsbändel und Ver- 
träge enthält eine lehrreiche Geschichte der Staatspraxis und PoKlik. 

Demnächst in §. 9. bezeichnet unser Verf. die Theorieen nnd die 
Lileratnr des Völkerrechts als eine andere mittelbare QoeUe des Europ. 
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Vdlkerreehts, wehhfi voi 4er Wirklichkeit ihrer Ztit ned von dea 
larin stattfindeiiden SchwankoRgen Zengniss gebe. Leider ist diese 
Seite, wie nämlich die jedesmalige Staatsprazts auf die ganze wissen- 
schaftliche Anschannng, Begrfindong nnd Darstellung des Völkerrechts 
gewirkt, nicht weiter verfolgt nnd statt dessen die natarrechtlicbe 
nnd die positivistische Richtvag hervorgehoben. Obgleicb naa diese 
Notizen nicht entbehrt werden kOnnea, so thot man doch wohl, sie 
möglichst korz zu fassen. Was wir aber hier ond in den meisten 
Lehrbachern schmerzlich vermissen, ist die Zosanunenstellttag der 
wirklich praktischen VOlkerrecbtslehrer, welche das Vdlkwrecht ihrer 
Zeil grfindlich gekannt nnd vemQnftig begriffen haben «*— also aach 
lehren kennen und ihre Aussonderung von den unpraktischen, welche 
entweder der Kenntniss des Völkerrechts oder der wissensehafUiehea 
Bildung, oder gar beider zugleich ermangelten. Wie lange sotien 
sich die RecfatsbeBissenen noch mit diesem gelehrten Wosl plagen?—^ 
Bngo de Groot Jus beiä et paets^ Emerent. v. Vattel droit des 
genSf G. F. v. Härtens preeis du dr. d, g,y scheinen uns vor alleü 
ihren Zeitgenessen als Meister und als Quellen des Völkerrechts ihrei* 
Zeit, welche Epoche gemacht, hervorgehoben werden zu mftssen. 
Daaeben könnten als tichtige Pk*aktiker Zouch und Bynkershoek, 
als Quellensammler J. J. Moser und Gflnther, als philosophische 
Denker Wulff und Hegel genannt werden, Sam. v. Pufendorf 
nicht ohne Leibnitz Griiik. 

Mit dem folgenden §. 10. ist der Verf. gleich mitten im prakti* 
sehen Völkerrecht, indem er, wie es im allgemeinen Tfaeil der neueren 
Pandektencompendien zu geschehen pflegt, zunächst den Besitz oder 
Status quo ( — sc, ante bellum) als thatsächlichen Regnialor der Staaten- 
verhältnisse bespricht. Wenn nun, wie der Verf. sagt, jeder Besitz, 
den eine Person för sich wissenttich ergreift und ausübt, als eine 
freiheitliche That die Satzung und Erklärung eines subjediven Rechts 
ist, so versteht sich jene Geltung des Besitzes (und freien Willens) 
um so viel mehr nach dem freien Rechte der Nationen: „indess kom« 
men die näheren Bedingungen zum richterlichen Schutz des Besitzes 
— einer Privatperson nicht in Betracht ^% sondern nur der freie d.h. 
rechtlicbe Wille des besitzenden Staats seinen Besitz zu behaupten und 
zu verteidigen. Andrer Seits ist der Staat an die blosse Willens- 
meinung und Erklärung eines anderen Souveräns, ein Land besitzen 
und behalten zu wollen, nicht gebunden. .Wenn er nach seinem 
Rechte ein .Aechi darauf bat. kann er dasselbe mit allen völkercecbt- 
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liciien Mitteln geltend maehen. Daran wird er aneh nielit darch den 
blossen Verlauf einer gewissen langen oder selbst anvordenklichen 
Zeit behindert, wenn er niekt während derselben reehtsgflltig anf 
sein Recht veraiohtet hat« Ob ein . Verzieht, namentlich ein stilU 
schweigender fQr rechtsgültig nad verbindlich zu achten, eatseheidet 
der Staat selbst nach seinem Rechte. Man siebt hieran, sowohl warom 
die alte Streitfrage von der GQltigkeit des Besitzes und der Verjtfh-^ 
mng im praktischen Völkerrecht trotz Hiig4> Groot. IL 4«§. i. Nihil 
fit a tempore, quamquam nihil nonfit in tempore! unter den Civilisten 
noch immer unenischieden ist, als auch wie mis^lich es' Oberhaupt ist, 
sich in völkerrechtlichen Verhältnissen civilistischer Kunstausdrücke 
zn bedienen. — Die Beibehaltung der civilistischen KunstansdrOcke 
nnd die civiKslkche Eintheilung hat zwar den angenscheinlichen Vor- 
theil, dass sich die juristischen Leser sogleich heimisch und behage 
lieh im Volkerrecht fühlen, aber auch den noch viel grösseren Nach« 
tbeil, dass die meisten sich dadurch zu der irrigen Meinung verleiten 
lassen,' als wQssten sie schon, was damit und den beigeHigten Be«* 
schrttakungen oder nSheren Bestimmungen (Definitionen) gesagt seyn 
solle und dass sie sich dann hinterdrein gar sehr verwundern , wenn 
das Volkerrecht die civilrechtlichen Grandsätze und Polgerungen 
nicht gelten lässt, sondern anderen, höheren, seinen eignen Gesetzen 
folgt. Wir können daher anch mit der Einiheiinng des Verfs. (§*4.) 
nicht einverstanden seyn, zumal die Wissenschaft den Anspruch 
macht, die Form — * das System mit Noth wendigkeit — nach dem 
Inhalt zn bestimmen. Diese Nöibignng zeigt sich bei onsern grossen 
Heistern je länger, desto entschiedener. Hugo Grotius fängt zwar 
(Lib.L) mit der Erklärung iesjus belli sin^ gründet aber seine ganze 
Lehre anf die Souveränität --^ das Recht der Staaten, als welche 
aneh allein befbgt sind, Kriege zu fähren. Dann (Lib. IL) spricht 
er hei den rechtlichen Kriegsgrönden von den gegenseitigen Verhält* 
Bissen und Rechten, wegen derön Verletzung der Krieg gerechter 
Weise stattfinden dörfe, von dem Staatsgebiet und von Staatsver- 
trägen, dabei von Gesandtschaften. Endlich (Lib. JJL) von dem 
eigentlichen Kriegsrecht. Bei Wolf tritt die eigentliche Grundlage 
^des Vmkerreehta nech deotlicfaer hervor, indem er im i. Cap. : Von 
den Pflichten der Völker gegen sich selbst und den daraus entspring 
genden Rechten handelt, und der praktische Vattel ist ihm darin 
gefolgt; denn sein erstes Buch: De la uaiion eonsider6e en elie 
mime, 4* i. vom Suate an jicb, wird ausdrttoklich nur Grundlage ier 
beiden folgenden, des Friedens- und 4es Krieg^chts, tvelehea das 
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vierte : Au reimbümenmit de la pmix et des ambatsades^ gleidiblU 
kftile xagetbeilt wdrdM ktaiea imA sMeu. 

Aach OBser Verf. kat tidi üeMär NotliigaB|^ nicbl «ataebea 
mftgCDy den o^pleich «r seio'ertles Bach: Recht des FriadeB» i» 
Perfonen« Sachen- ond ObUgatle*en«>Recht ahtheilt a«d im ersten Ab- 
schniU: „die Snbjeele des VOikerrechU und ihre Grand Verhältnisse *' 
h den Menschen an sieh (S. 27 — 29.) 9 iL die einzelnen Staaten 
(S.29 — 90.)rIlL die Sonveräne md dereo Familien (S.9d-~i04.), 
IV. die einaelnen Staatsangehörigen (S. IM« — HB*)) hetracbtet, so 
siebt man doch aas den beigeftigten Seiteniablen, dass der Staat 
an sich mit der bei weiten grOssten AosfUbrliefakeit besprocbeo wird. 
In der That findet das ganze Völkerrecht darin und daran seine Be- 
grfindong, insbesondere dber ertcfaeincA die Souveräne nar als Soa^ 
veräne oder Stoatsoberhiapter, also — alt Theile des Staats so be- 
rechtigt, wie sie sind. Die Dntertfaanen bezeichnet der Verf. selbst 
als ), einzelne Staatsangehörige/* Es bliebe also nehem dem Staate 
nar der Mensch flbrig* Nan hat aber der Verf. in §• i. selbst be- 
merkt, dass in unserem Völkerrecht dies „allgeaMneHenscbenrecht«^ 
Mcht als solches anerkannt sey, obwohl jene Rechte allcvdiags von 
jedem Staate geachtet werden. Der freie Wille des Staats bewährt 
sich nämlich auch dem einzelnen fremden Menschen gegenfiber^ mag 
dieser einem anderen Staate angehören oder nicht, als der sillUche, 
vernftafüge, dass er einem Jeden die seiner verninfUgeo Menschen«« 
■atur nnd Sittlichkeit gebflhrende £bre oder Reehtsfähigkeit an«i 
ond znerkennt. Ob er ihm aber anch wirkliche Rechte gegen sich 
ind sein Volk oder in seinem Lande einräamrn soll und dflirf, hingt 
offenbar •— vgl. Anm. zu.§« 15* — mehr von seinem Staatsrecht and 
Wohl, als von dem ailge meinen Meoschenrechte ab. So mag es dem 
Staate wohl anstehen, die Auswandernng gesetzlich freizasteflen, 
weil seine Untertbanen im nnd zam Staate geboren «— also ebne 
ihren Willen und Entschloin darin sind, aber- er kann weder die Ans* 
Wanderung, noth die Niederlassung^ ja nicht einmal den Eintritt in 
sein Staatsgebiet als allgemeines, ihn bindendes Menscbenrecbts-» 
i;esetz gelten lassen, weil das staatsbürgerliche und das Unterthanep» 
Verhältniss — - sogar das zeitweilige der Fremden aU Schutzgenössen 
ein wesentlich zweiseitiges Rechtsverhältniss ist, also beiderseitiger 
WiltensllhelHyinktimnung zu seiner Aufhebung wie zu seiner Begrün^ 
iong bedarf. Tritt aber der Staat in irgend ein reebtliches Verhält- 
niss zo irgend einem Mensehen, so bat er ihm allerdings sein. Recht 
vollzngewähren, nicht sowoU weil er ein Mensch und ^is^ sdeher 
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berechligi ist, als auch, weil der Siaat dureh den Vertrags •• t. w« 
seinen Willen als verniaftig und berechtigt anerkaont hal ^^ hauptü 
sächlich aber deswegen, weil er den Staat sich nach seinen 
Rechte verpfUehtet hat: der Stsot halt deswegen — nai sein selbst 
^lUen — sogar dem. Spion, der ihm seines eignen Souverftna Heer 
•der RathschfaKS und Gebeimbelehl verknndetschaflbet und verratb, 
zahlt thm seinen Blnllehn, obgleich e^ denVerrath and denVerräther 
an steh ab nichtrecbtlich nnd nichibereebtijgt erkennt Wir kemmea 
also, wenn wir den Staat aaeh nicbt als ahsolalem Selbstaweck nnd 
seine Sonveränität als Zwedc des Völkerrechts anisehen aflssten, anf 
die gewAhaHche Meiaaag znrfick, dass wie nar die Familtei^lieder, 
nngeachtet aller möglichen Besdefaungen zur Aussenwelt — - allein 
Pftmilienreehtssiihjectet so auch die Staaten odee sonveränen Völker 
die alleinigen Rechtssnbjecte" des Völkerrechts sImI. Das Völkerrecht 
ist das Gesetz fni* die Staaten, sagt VatteL 

Ceber die Staaten, ihre Nator» Bedentnng nnd Verschieden« 
heiten spricht sieh, der VerC» mit gewohnter Gräadlichkeit in der^ 
Bweilen Unterabtheilang §§• 16 — 26. aas: 

„Staaleo tmd die verefaizeltcn stetig^ Verbind nngen Von- Mentobei» nnler 
- .Einem CieMmmiwillen. für die MttU<^i| und äutteren Beddrfiiniie der 
menschlichen Natar. Ihre gemeinsame Aufgabe ist die Ternunftige Ent- 
faltung des Menschen in seiner Freiheit Denn der Staat an sich ist die 
praktische /das ganze Leben umfassende Vernunft. Aber es gibt keinen 
Universalstaat. Gabe es einen solchen, so roussten Alle dagegen kämpfen, 
«m ihft wieder in die nationale» Stolle aufsaldsen, in den Bau v«a Etnzel«- 
staaten, in welchen sich die menschliche Kraft allein in gehörigem Maasi 
im^ Qlekhmaass entwickeln kann.*' 

ViTenn man aUe diese Ifeaiente-znsamnienfasst^ so mOchten 
sie den Begriff des Staates aasmacben^ denn maa sieht aas dem 
Schloss, dass die eiozeloes. Staaten nicht jede > Verbindung von Men- 
eeben unter einem Gesammtwillea flr die (Befrie^gnng der) sittlichen 
uad äusseren (oder irdischen) BedOrfnisse. der menschKehen Natnr isl, 
^sondern dass diese MeaschenFerbindangen Nationen: Völkeri d. b. 
natfiriieh verwandte Menschen «nd. .Ans derZweckbestiaimiing: Bnl- 
fckang des Menschen (der Jfensehheä »der der ViNker) in oder z* 
Ilreiheit,, nnd ans der aUgameinen BegriSsbesttauiinng des Staats an 
sich als der praktischen Vernunft ^ ergibt sich ferner^ dass der Ein^ 
-.Gesaamtwilie nicht ein zuHlHiger, sondern der veradoftige, ilio noth- 
•«endige ^-^ der aUgeineine Wille ist^ Und. wenn die Behaaptaagi 
les geke nnd dürfe keinen UnirersaistaatgebeB»iaifaiewteflen und fikelv 
iraaehend.^rfcheini, so ist.cs do^b Vollknaiinenridllg« dass sich. die 
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VerBuirft der Völker tu ihrea^ Staaten zar FreihetI eitfaltet. Di^ 
sebolphilos^Uche DefiaitioDy dass der Slaat der allgieaieiie. d. h« 
versflofüge oad daher sowohl freie als ««Uiwettdifa Wille eiaes.VöJhes 
ist, der sich selbst, seia« Freiheit will oad aetzl -^ verwithlitht «^ 
hat der gelehrte Verl wohl nur vermiedeB, 'wm\ „praktische V^« 
ntanit^' daa mfeisteii ichon geläafiger, wenn §|leieh aidü deaHich«? 
•eyn nag, ab ,, freier WiUe'S der das praktische Dcakien 4er ¥er« 
■anfll ist, oad daan, weil die Verannft, da'sie< das AHgoiieiie aad 
als VenitlnfUgkeit das aUgeaein Menschliche ist, flEir etwaa atten 
Menschen and Völkern in gleicher Weise imd Pölle zagetheiHes an- 
gesehen wird, da doch die VemunfÜMldang rerschiedett üt und deren 
Maass eine Slnfeafolge in Staat, Recht und Religion hat, welche die 
spileren nnd hoher gebildeten vernünftiger erscheinen läast «Is 
die firaberen: der qnantitative Unterschied trilt in Staat, Recht, Re* 
ligion nnd Philosophie, wie gesagt auch ak qualitative Verschieden* 
heit hervor. Man kann auch sagen: Staaiteo sind die Vi^lker'in ihrer 
vernünftigen Freiheit oderSelbstbesttainuing, d»h..wie sie sich ae(bst, 
d. b» ihren Willen nnd damit ihr gesäumtes Thiin und Lebern durch 
ihre Vernunft bestimmt haben und beslimmea» Diese allgemeine. Re- 
griflTsbestimmnng hat vor der abstracten unter andern auch den Vor- 
zug, dass sie die Entwicklung der Staaten in der Weltgeschichte als 
EmwickluDgsslufeu der Menschheit nnd der Vernunft erkennen, und 
somit als zu ihrer Zeit und an ihrem Ort — schlechthin überall — 
ao sachberechtigt erscheinen läset, als die Vernunft auf dieser Stufe 
es ist. 

Nachdem wir hiermit gezeigt haben, dass wir mit dein Verf. in 
der Sache v(^lig übereinstimmen, wollen wir die zur Existenz eines 
Staates erforderlichen Momeate mittheilen : 

„I. Das Dasein einer Gemeinde [eines Volks] mit deh nüthigen 
Mitteln und Kräften, um sich in ihrer Vereinzelung [Freiheit] zn he* 
haupten*'; — also ein »eibstgenugsames. Volk. 

„IL Das Dasein eines ausschliesslichen organischen Ccflniiatt 
willens ^^ der Staatsgewalt -^ zur Führung und VoUendang der Vern 
bindnag in der angedeutetea Richtuag*^; *^: akd eine Verfasaaikgv 
welche der Obrigkeit die höchste Gewalt zur Verwirkliehaog dea all- 
gemeinen Willens zutheilt. 

,JII. Eine Stetigkeit der Verbindung (ein ataius), als natMiehe 
fiediqgung ungebtaderter naturgemässer Eatfaitwig. Sie beruht weseal^ 
lieh a«f festem und znreichendem Landbesitz, auf .Rlldaageftiktgkett 
«ad aaf Sittlichkeit der Gemeinde <^^ -^ ako eia JSläaläigebiM« Dean 
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dte BiUoDgsfäliigkeit, so wie die Sittlichkeit, ist in den beiden vorigen: 
in dem Volk als einem vernünftigen und in der Verfassung als dem 
Ergebnisse Hort nnd Träger seiner Sittlichkeit gesetzt 

,,Wo Eins oder das Andere fehlt, da sind nur Embryonen oder 
Uebergänge 2U Staaten vorbanden oder GeselUcbaftsaggregate sa 
einzelnen bestimmten Zwecken.*^ Bei den angesessenen Völkern, 
welche ein gemeinsames Leben im Rechte geführt, auch bei den alten 
morgenläodischen Natnrstaaten sind alle diese Erfordernisse vorban- 
den, nnd sie behaupten daher ihre Stelle in der allgemeinen Welt-, 
Staats- und Rechtsgesohichte so lange» bis ein vernünftigeres Volk 
und Staat auf und über sie kommt* 

§. 17. y,Ansserwesentlich ist für das Völkerrecht das geringere 
oder grössere Gewicht, welches ein Staat in die V^agschaale der 
Völkerereignisse zu legen vermag*^ — wenn er nur selbstgenngsam — 
ainaQXfjg: stark genug ist, sich in seiner Freiheit zu behaupten. 
„Erheblicher ist die innere Verfassung, weil davon die (Willens- 
bestimmung) Dispositionsfähigkeit der Regierung abhängt: Monarchie 
und Gemeinwesen.'* Darauf folgt eine Aufzählung der Arten der- 
selben. 

§. 18. 9, Das wesentlichste Kennzeichen eines wirklichen Staats 
besteht in dem organischen Daseyn einer eignen vollkommnen Staats- 
gewalt. Ihre Ausschliesslichkeit nnd Unabhängigkeit ist die völker- 
rechtliche Souveränität der Staaten.^ Man kann sagen: Souveräne 
Völker sind diejenigen Staaten, welche einen Souverän, d. h. eine 
eigne freie Staatsgewalt oder Obrigkeit haben, aber die Souveränität 
schont uns mehr zu umfassen als dies: sie ist für Staaten dasselbe, 
was Ehre für die Privatpersonen, näaiicb: Rechtsfähigkeit nnd 
Würde — Persöniiehkeit: Recht und Macht der.Preiheil, d.i. unab- 
hängiger sittlicher Selbstbestimmung und Selbstständigkeit (vgl. §,26.)* 
Darauf werden die Staaten in dieser Beziehung unterschieden I. der 
einfache freie 3tafit; Ih der 2atsammenge8eiatt, a) der halbsouveräne 
Staat (§. i90f ^) der Staalenverein (unw eiviiatufn) (§. 20*); HI« der 
Staatenbund (confoederatio civium) (§. 21. 22«)* Alles sehr klar und 
gründlich auseinander gesetzt. 

§. 23. „Die Entstehung der Einzelstaalen ist im Allgemeinen 
eine Thatsacbe des historischen Prozesses: Ein Will« und die KrafI, 
sich aU. Staat zu behaupten, nöthigen die übrigen, den neuen Staat 
als Staat für ßich bestehen zu lassen; allein erst dann ist nach den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit, de^en das christliche Enropäische 
Völkerrecht huldigt,,. die Entstehung joristiich correct nnd der neue 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg. IX. H.IX. 51 
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Staat legiii«, weon durch seine Schttpfong keine Beeilte Anderer 
verletzt sind (Neminem UtedeJ), oder sobald die Eugtfttgte Rechts« 
Verletzung beseitigt oder von dem Verletzttn angegeben istl^^ — 
„Ob ein Recht— verletzt werde, liegt ausser der Gompelenz drit- 
ter Staaten, die nicht selbst Parteien sind.^^ — ,$Kein Staat ist zur 
politischen Anerkennung oder zur firOfliiung eines politischen Ver^» 
kehrs mit dem neuen verpflichtet. Dieser aber bedarf der Anerben« 
nung nicht; sie ist nichts als eine Bekräftigung der völkerreehtiichen 
Existenz und die Zulassung eines neuen Gliedes in das schon be« 
stehende vOlkerrechlliche System/^ Wir sind im Wesentlichen da* 
mit einverstanden, obgleich wir manches anders ausdrOcken mtlssten. 

§. 24. Der Staat kann aufhören — ,, seine Macht reicht nicht 
über sich selbst** — oder : er reicht nicht Über seine Macht hinaas. 
Er erlischt durch gänzliches Aussterben, durch völlige Auflösung, 
durch Vermischung einer Staatsgemeinde mit einer anderen , wo ent- 
weder jede ihre Besonderheit aufgibt oder eine sich der andern 
unterordnet. 

§. 25. „Bei gänzlichem oder theilweisem Erlöschen bestehen 
die aus dem vormaligen Slaatsverband herrührenden Privatrechto 
(iura et obligatiitnes singulprum)^ und die subsidiarische Verpflich- 
tung der Einzelnen für den Staat, fort, wenn sie nur irgendwo einen 
Gegenstand oder Raum zur Reaiisirung haben.*< 

II. Als Grund verhahni^e der Staaten untereinander Werden 
§. 26. unterschieden: 1. allgemeine, für alle Staaten gullige (§. i2.>. 
2. die von Einzelstaaten gegen Andere erworbenen Sfecialreebfe.'^ 
Sie werden in §. 47. besprochen und sind nicht mit den in §. 26. 
aufgesieJltei, §. 26^46. abgehandelten Specialrechten zu verwech- 
seln, welche zu den aUgemeinen ursprOnglicheu gerechnet werden : 
„41. das Recht eines selbstbestimmten Daseyns, seiner Erhaltung und 
Erweiterung — Recht der Persönlichkeit an isich ; h. das Recht auf 
Achtung der Persönlichkeit; e. das Recht auf gegenseitigen Ver- 
kehr (?); d, auf Freiheit und Unabhängigkeit im eignen Staatsleben.^-^ 
Es sind dies so ziemlich diejenigen Rechte, oder Momente, welche 
ursprünglich in der — völkerrechtlichen — Souveränität oder Staats- 
ehre enthalten sind und auf der staatlichen oder innem Souveränitlft 
des Velks, dass es ein Staat, selbstgenogsame, sitelich und reehtlicfa 
freie Macht ist, beruhen: nämlkb die Rechte auf: 1. freies Staats« 
gebiet, 2. freie Staatsgewalt <im Innem), S. freie Staatsmacht im 
•VerhäUnisa zu anderen Mächten« -- FUr das Recht auf gegenseitigen 
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Verkdkr scheinen uns die §. 32. angefOlirteii GrOode nicht xu ge- 
nügen, denn das höchsie Zid des Völkerrechts in §• 2. ist seirohl 
an sich probLematuscb , als aoeh oh es dasu gerade des gegenseitigen 
Verkehrs schlechthin bedarf ^ on4 — wir wissen aaeh keine besseren 
dafttr en ßnden. Im Gegeotheü, der Staat kann ukid darl sich ganz 
und gar in sich seihst ahschltessen, -^m^eil er seibstgenegsam ist, 
keines anderen zu seinem vernünftigen Bestehen ond Fortsehreiten 
liedarf, ohne dass ihm die öbrigen Staaten dess«i«gen Völkerrecht 
versagen dftrAen, — sondern «or den Verkehr; wenn er nur ein 
wirklicher Staat ist und die fibngen Staaten als souveräne Volker 
anerkennt und ehrt. 

A«f dieser giegenseitigen Anerkennung der VdlkJer als Staaten, 
äh sittlkh und reditUeh freier htfehster Mächte, heruhtdas gesammUB 
Völkerrecht, vor aMen Dingen die Gleichheit der Staaten«^ iJe 
BOtUTerätto Volker,, oder wie e» im §. 27. heisst« f^DtMi Geseis 
der Recht»glefehbeii versteht sich nur von aUem denjcMgen , , was 
aus der RersOniichkeii und SelhstsUndtgkeit eines souveränen Staats 
von selbst berfliesst, nämlich für einen jolchen gehaken zu werden 
und aUe Reehte der Sönveränetäi, wie jeder andere Staat, nach 
eignem Ermessen imerhalb der vOtkerrechllidien Sdiranken ausllhen 
2« dilrfen,*^--^ nicht auch auf gleiche Behandlnng adi anderen, etwa 
Wfreundeten, grOssteven oder kleineren Staate«, Viehnebr bringt 
pelilisdM liachtnngleichbeit auch .eine' gewisse Recbtsusgleichheit 
mit aleh^ wftlche aüoh iusscrtich * erscheini in d^. y^eigenthOmlichen 
Rangv^ältnissen der Eurojkäisehea Staalen*^ Der §. 28. verspricht 
die eonventionelien Regeln anxogeben und sagt^ dass fße grosseren 
mäehtigeren Staaten, Kaiser* nnd fijOnigreic^e nni grosse Freistaaten, 
nach die Grossherzoge .und der* Kniffinst kOnigSobe Ehren gemessen, 
obgleich alle d»e«e di^ngekrOeiea Häuptern den Vorrang einräumen^ 
dass balbsnuverftne den «onmeräncn SlaatennachsteiieB, nOchte jetzt, 
nachdeni das vengobrehene Vet^häiltniss der deotecben Kurfürsten «nfi- 
gehOrt bat, wohl keinem Zweifel «ehr uaterüegen. Es fragt stich 
aber^ wie nächtig mus^.ein Staat stfn^ u« lOnigiiehe Ehren In An- 
spruch nehmen zu dürfen? U. E, i&t Jeder selbstgenugsaibe ^tapt 
vtflkerreditlicb dazu befogt, hber auch nur dieser. Friher waren 
nur die JKönagreidie nnd 4ie Republik. Venedig sefbstgenngsanie 
Staaten uttd hatten allein kOniglieJie ElH«n: «od wenn jene auch 
einawd .wie England und Frankreich Eepabliken werden^ wieicbeasie 
ien nnderen Kasser- aad KOnigreiehea doch nicht. Zwischen diesen 
als iniweifelhaft . selbstgeaugsanen Staaten findet nach €^ustav 

51* 

Digitized by VjOOQ IC 



804 Schriften über Völkerrecht 

Adolph^s: Qkd iantes les i^tei couronnSes Siaieni Sgaies^ seit das 
deutsche Kaiserreich aufgehört bat, kein Vorrang mehr statt. 

Unter den Speeialreehten ist im §• 29. anerst das ^^Reehl 
eines selbstbestimmten Daseyns^ ab Staat, also mit Regierungsform, 
Namen und Titel und Insignien, mit dem Recht der Seihstorfaaltoog 
durch Benatzung der s. g. res communes und Vertbeidtgung gegen 
jede die Existenz bedrohende wirkliche Gefahr. Die Vertheidigang 
gegen Naturgewalt soll andere Staaten und deren Angehörige nicht 
beschädigen, ausser im höchsten NotbfalL Gegen VergewäU%iBg 
tritt Notbwehr bis zur völligen Abwendung der Gefahr in Kraft. — 
Nicht weiter? Hat der Staat nicht das Recht, auch für die Rechts- 
TCrletzung rechtliche Genugthuung zu fordern und zu nehment Die 
Grundsätze des Notbwebrrecbts der einzelnen Menschen im Staat, 
der den Priedensbruch gerecht bestraft, können auf Staaten auch 
schon darnm nicht wohl angewendet werden, weil diese nicht nur 
schlechthin Selbstzweck sind und ihre Erhaltung sittliche und recht«- 
liehe Nothwendigkeit för die Völker hat, sondern auch Richter — 
seihst in eigner Sache sind. 

Wenn hier das Recht der natflrlicben Existenz im freien S taä ts- 
gebiet abgehandelt werden sollte, so müsste auch von dem Land* 
und Seegebtet und von der völkerrechtlichen (Inverletzlichkett des-> 
selben durch fremde Landesherren und ihre Gewaltboten, Heere mid 
Schiffe gesprochen werden, was nun sub 4.: Freiheit, vorkommt. — 

Im §. 31* ist die Rede von dem „Recht der Aehtmg der 
Staatspersönlicbkeit*' und zwar 1. der natürlichen, 2. der rechtlichen, 
welche in den Ehrenbezeugungen zur Erscheinung kommt 4 3* der 
sittlichen Wärde: dass jeder Staat das vollste Vertrauen in seine 
Rechtschaffienheit and Gerechtigkeit geniesst, so dass z. B. selbst im 
Kriege die erweislich aus dem feindlichen Archiv vorgebrachten Ur- 
kunden als echt anerkannt werden n.r.w. — Dies dritte scheint uns 
zum Wesen der Souveränität and in die aligemeine Darstellung im 
gehören, das zweite ins Ceremoaialreeht und das erste in die Lehre 
"vom freien Staatsgebiet. — Vom „Recht auf gegenseitigen Verkehrt 
spricht §. 32.; vgl. oben S. 802. f., 

Hieran schliesst sich im §. 33* „4. Recht auf Freiheit und Un- 
abhängigkeit^' der eigentliche Kern der Souveränität« „Es zeigt 
i^ich in der völligen Abschliessang eines eigenthUmüchea Staats- 
gebiets (vergl. oben) und somit in der Zurückweisung jedes fremden 
(d. h. fremdherrlichen) Einflusses von den diesseitigen Gebiefaigren* 
zen, — in dieser Beziehung auch Re^ht auf Integrität und 
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Unverletzbarkeit der Staaten genaimt^* Hierbei niass ganz be- 
sonders wieder aod immer wieder erinnert werden, 49»8 dieses Recht 
auf Integritftt^oder die Unverletzlichkeit nicht privat«, sondern v^Mker- 
reebtlich ist: d. b. dem angegriffenen Staat ein Aecht auf Zorttck- 
weisong, d. i. Abwehr und Gemigtbuung gibt, dieersichnAthigenfdls 
mit Waffengewalt nehmen kann. Wir würden daher, weil es sich 
von der Unverletzlichkeit des Staatsgebiets handelt, die 4 Sätze im 
§. 33.: 

„1) Kern HoheiUrecht kann Io^uimI Ober £e~€reiisen einet andern Staats 
geübt werden; 2) keine Staatsgewalt darf Ursache geben, dass der Beitand 
eines andern Staats in seinen naturlichen Elementen vermindert werde: 
Unterthanen, Landestheile u. s. w.; 3) keine Staatsgewalt darf Flusse, 
Bäche u. s. w. ableiten , oder 4) andere Anstalten auf ihrem Gebiet treffen, 
weiche dem andern sehädlich werden.^< 
SO fassen, dass sie gleich als Folgerungen daraus und dafür erscheinen: 
Kein Staat braucht zu dulden, dass ein anderer 
• i) ein Hobeitsrecht in seinem Gebiete übe; 

2) ihm seine Unterthanen entziehe, Land entreisse u.s.w.; 

3) die Bäche und Flüsse ableite. Der angrenzende Grandeigen- 
thömer, welcher durch die Ableituag beschädigt wird, ist von Staats- 
wegen in seinen Entschädigungsansprüchen zu unterstützen u.s.w.; 

^ 4) Maassregoln in seinem eignen Gebiet treffe, die ihm nach- 
tlieiKg werden, wofern er es hindern kann. Dieser wird freilich der 
privatrecbtiichen Regel: In suo quisque faeere non^ probibetur dum 
altert non nocet ^ die andere entgegensetzen : Qm jure suo utitur 
neminem laedit^ und dass er in seinem Rechte wie in seinem Gebiete 
sey, hier das höchste und ganze freie nnd ausschliessliche Recht 
habe : Quidquid est in territorio est de territorio I Aber wenn auch 
die privatrechtlichen Rechtstitel und Rechtsmittel nicht geeignet sind, 
so fehlt es einem souveränen Volk doch nicht an völkerrechtlichen 
Mitteln, seine Zwecke durchzusetzen und sein Recht geltend zu 
machen. & kann z. B. vielleicht nicht verhindern, dass der an- 
gränzeode Staat einen Bach ab- und in ein anderes Land hinüber 
leite, wo ein Ganat daf&r gegraben wird, aber es kann vielleicht 
einen anderen Fluss stauen, oder ihm Gleiches mit Gleichem ver- 
gelten, oder dreinschlagen. Das ist ein allgemein anerkanntes, wirk- 
lich praktisches Völkerrechtsgesetz! 

Dann bestimmt §. 34. „das Verhältniss der Staatsgewalten zn 
.auswärtigen Souveränitätsacten nnd Rechtsverhältnissen in GoUissions- 
fölien*' dahin, L dass im völkerrechtlichen Veii^ehr die 'staatsrecht- 
lieben Bigenschaften und Titel der. Unterhändler, Gesandten n. s. w. 
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gegeBtehig anerkarat wefdeii^, II. die als echt beglaolriglaR Urfcimdefli 
und Zeagnisse dar fremden StaatsbehdrdeB Glanb^a (publieam ßdem) 
fiadeii. — In Beireff der JastizverwaltaBg li$8t der §• 95. dieselben 
Gesichtspunkte des Recbta „der Cenventeaz'* dabin entseheidett: 
1< Jeder Staat bat und bebält die Gewalt über seine Unterlbanen im 
Aus- wie im lalande. 2. In seinem Gebiete herraebt jeder Staat 
aacb über die Ausländer nad ibre Recbtsgeseblfte oad Reebtsverhält-* 
nisse, and entscbeidet 3* allein fiber Streitigkeiten und tibt die Procedar. 
4. Er braucht dem andern Staate die ReebUpflege nicht zn erleich- 
tcm oder ihn za nnterstdtzen. (?) Aber wenn nnn der Staat keine 
eigne Fremden -Gesetze, zu deren Erlassang er allerdings hiernach 
berechtigt erscheint, aufgestellt hat? Aus dem Gesetzgebungsrecbt 
darQber (unter 2.) und dem Entscbeidungsrecht der Streitigkeiten 
(unter 3*) mOehte wohl gefolgert werden, dass der Verf. den von 
dem Recensente» im Preuideareebt aufgestellten Grundsatz; „In Er- 
mangelung besonderer Fremdengesetee ist der Fremde lu richten 
wie der Einheimbcke'S nic^t miasbilltgen dürfte. 

In Aet weiteren Darstellung des internationalen Straf- und bfir- 
gerlicben n.s.w. Rechu (§. 36» 37. 38. 39.) freut sich Rec, mit dea 
ihm bei Ausarbeitung und Druck seines Fremdenrechts noch an* 
bekannten Lehrsätzen des Verfs. meistentheils in der Sache zu- 
sammenzutreffen« Nur in wenigen Punkten, we die Praxis versebie« 
den ist, ßnden Abweichungen statt; so in §. 38* L Indess glaubt 
Rec* seine MeliiiiBi^, dass der statu* fMsrsonarum in Bezug auf die 
hiesigen Rechtsgeschäfte und Reehlsverbältnisse der Fremden in 
dubio nach hiesigem Redit zu bestimmen und zu beurtheilen sei, 
um so mehr festhalten za müssen, als dre -gewöhnliche, auch von 
dem Verf. vertheidigte Meinung, wie er selbst sagt, auf unauflüs- 
liche Schwierigkeiten stösst, wenn der Fremde z. B. mehreren 
Staaten angebdrt 

„Das Recht der Exterritorialität^' (§. 42*) mächten wir nicht 
als Exemtion von der Staatsgewalt, sondern nur als Exemtion von 
der Polizei nad Gerichtsbarkeit der Staatsbebärden bezeichnen (vgL IL), 
da die Staatsgewalt allerdings das Recht bat, nicht nur, wie es auch 
§. 42. L HL IV. V. gesagt ist, die inländischen Rechtsverhältnisse^ 
der exterritorialen Personen zu bestimmen, Steuern und Abgaben 
von dem Grundeigentbum derselben, Chausseegeld tü.s.w. zu erheben, 
kurz alle Staatsgesetze, selbst Polizeiverordnnngen , wovon sie sie 
nicht ausdrücklich ausgenomimen hat, von ihnen beobachten zu lassen, 
aondern »ach, wenn das Staatsrecht und Staatswohl es eifordert, 
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«dfcat 6ineir Soiireriht ^erkiften' zu lassen und feivilltch zu belladdelä, 
obwohl solcbo Fälle selten eintreten mögen. 

Staatsdienslbarkäiten (§. 43.) sind Beschränkungen der Statts« 
gevalt auf ihrem eignen Gebiet^ indem sie einer fremden Staats- 
gewalt das Re^t zugestanden, eine hoheitliche Befugniss su ttben — 
oder seihst zu ihren Gunsten auf eine solche verzichtet und sich 
derselben enthält Dergleichen möchten in nnserea Zeiten schwerlich 
noch vorkommen. Auf die gegenwärtigen Verhältnisse — » die Be« 
setiung der Bundesfestttogen mit Bundes trnppen und auf die für die* 
seihen ausbedungenen Miütärstrassen durch Bundesländer <**«• will dieser 
privat rechliche Begriff und Name nicht recht passen. 

In Bezug aaf die Interventionsrechte (§• 44^^46.) sagt der 
Verf. (§.44.): . 

^KeiA Staat iann daher a«iii andfra ein« btstiiitnit,e Verfiawmiig aufdringen, 
Veränderungeii darin fordern oder denselben entgegentreten » keiner die 
Glieder der Staatsgewalt eigenmächtig bestiminen, keiner demselben Gesetze 
des Verhaltens vorschreiben, die Annahme bestimmter Regierangimaximen 
tmd Brrichtong oder Aafhebang gewisser Anstalten fordern ; keiner endlich 
den anderen anm Getarauch oder Miohtgcbraath' seiner antwärtigen Hofaeiti • 
rechte nothigten,^^ ^— 

ausser wenn er ein eignes juristisches und politisches oder völker- 
rechtliches Interesse dazM hat (§• 45.). Wir worden das laterventioas- 
reehl so bestimmen: Der Staat braucht sich keinerlei Einmischung 
iD seine äusseren oder inneren Angelegenheiten nad Verhältnisse ge* 
fallen zu lassen: er kann sie mit gewaffneter Hand zarQckweisen und 
wie fiir jede andere ßeleidiguag Genugthttung fordern und nehmen. 
Wohl aber ist er v^errechtlich befügt, wie in auswärtigen, so auch 
in innern Angelegenheiten eines anderen Staates einzuschreiten^ 
wenn isein eignes Vertrags- öder anderes Recht und Wohl es er- 
fordert. Ob, wie und wenn er einzuschreiten habe, beurtheilt er 
selbst nach den Verhäüaissen und Umständen. Gegen einen selbst- 
genngsameo wohlgeordneten Staat wird willkürliche Einmischung 
selten oder nie stattfinden, und wenn sie gegen in sich zerrüttete, 
im Birgerkriege sich seihst ierfleischende Völker mit Glück in An- 
wendung gebracht worden, so ist das ein Beweis, dass sie — zur 
Zeit wenigstens — keine selbstgenugsame Staaten waren, also keinen 
Anspruch auf die Ehre souveräner Völker hatten. Andere haben mit 
gewaffneter Hand ihre Freiheit nnd Ehre hehauptet und ihre Anerken- 
nung als souveräne Völker als ihr Recht erzwungen. 

Rec, möchte diese Mit^heilungen und Vergleichungen durch das 
ganie Werk forlaetien; allein der hier dazu vergönnte Raum ist zu 
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beschrankt , aii Me bisherige« Proben ndchten genQgen, den on- 
befangenen Leser zn tiberzeagen, dass die schulwissensefaaftl^ehe 
Behandlung dem Völkerrecht keineswegs Gewalt oder Abbmeb tbut, 
dass sie vielmehr mit der wahren Praxis in reinem Einklang steht, 
während die Ansicht vom Volk^recbt, als ob es ein iber die Staaten 
gesetztes — positives Recht wäre, mit dem wirklichen Rechte der 
souveränen Völker nicht selten in den bedenkliebsten Widerstreit 
geräth und gerathen muss, weil die Staaten souverän und daher — 
zwar nicht ober das Recht, wohl aber — über alle positiven Gesetze 
erhaben sind. Nor eioige allgemein interessante Punkte glanben wir 
noch hervorheben zu dOrfea. Dahin gehört u.E. die Ratification 
der Staatsverträge (§.87. Substantielle Form). Wir haben därfiber 
neuerdings in der deutschen Vierteljahrschrift i845. Heft I. S. 163 — 
239* eine klassische , historisch*dogmatische Abhandlung von XXII 
(in Hamburg) erhalten, welche uns ein ganzes Gompeodium aufwiegt. 
Sie bespricht in staatsmännischer, umsichtiger, echt völkerrechtlicher 
Weise die Geschichte der Ratification «und besonders die wichtigen 
jOogsten 5 Fälle, und weist daran nach, dass die Ratification trotz 
der ausgedehntesten Vollmachten der Gesandten zur Vollgfiltigkeit 
der Staatsverträge durchaus erforderlich wie hergebracht sey, dass 
i840y wo sie beim syrischen HUlTskrieg gegen Mehmet Ali — zum 
ersten Male seit Menschengedenken — weggefallen, aisser der ali- 
gemeinen Vollmacht, welche das Versprechen, zu ratificiren, ent- 
hält, noch ein Special*Mandat erforderlich und ertfaeilt worden, und 
endlich, dass daher die Verweigerung der Ratification — auch wenn 
der Bevollmächtigte sich innerhalb der gesetzten Schranken gehalten — 
an sich keine Rechtsverletzung sey, sondern die Sache blos auf den 
froheren Standpunkt zurückversetze, «als wenn gar nicht unterhaadelt 
wäre, nur dass auf der anderen Seite Gewaltmassregeln nun desto 
eher gerechtfertigt erscheinen, — nicht zwar zur Voliziehong des 
von den Bevollmächtigten verabredeten Vertrags als Vertrags — denn 
das ist er nicht ohne Ratification — aber des eignen souveränen 
Staatswillens, der denn auch nicht an die Bedingungen des Vertrags 
gebunden ist, weil der Tractat eben kein Vertrag geworden ist. 
Gleichwohl kann auch der die Ratification verweigernde Staat in sei* 
nem Rechte sein, wenn er gleich nicht behaupten kann, dass sein 
Bevollmächtigter seine Vollmacht oder seine Instruction öberschritten 
habe, ja, wenn der Souverän selbst erst diese Willensmeinong ge* 
habt und dem Bevollmächtigten mitgetheilt und aufgegeben, kann er 
durch bessere Einsicht in die Verhältnisse oder aus iooeren Staats- 
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grOnJen seine MeinnDg nni Absicht Indem nnd die Ralifllcation rer* 
weigern. Heffter bezeichnet die Verweigerang der Ratification 
daher, weil sie nur noralisehy nicht juristisch unrechtlich sey, als 
,,nur eine Incorreetheit^S welche Missstitnmnng und Anspruch auf . 
Schadenersatz erzeuge. Aber eine Entschädigungsforderung fQr die 
im Vertrauen auf den Umfang der Vollmacht getroffenen Massregeln 
und Anstalten scheint Hrn. XXII nicht begrSpdet» weil die Vertrüge 
der Revollmächtigten ohne Ratification vOlkerrecbilich nicht gelten, 
nod den Souverän so wenig verpflichteut wie die des neg^iiorum 
gettor im Privatrecht ohne ratihabitio^ nur dass hier auch der 
Unterhändler nicht verpflichtet wird» wie die Altan meinten. Eher 
ki^nate för die auf die Unterhandlung verwandten Kosten und für die 
uro ihretwillen unterlassenen oder unternommenen Anstalten eine Ent- 
schädigung gefordert werden , — wenn es zur Be- und Abrechnung 
kommt. ,,Hat aber Arglist unter dem Schein einer Unterhandlung 
den andern Gontrahenten getäuscht., so bandelt es sich nicht um Er- 
satz fCU* Einbusse, sondern um Genugihuung für eine Kränkung !^^ 

Ueber die allgemeinen Wirkungen der Staats-Verträge 
nnd über deren Auslegung (§. 94. 950 •herrschen meist auch 
noch die privatrechtlicfaen Vorstellungen. Unser Verf. sagt sehr 
richtig: ,,Alle Verträge verpflichten zur vollständigen redlichen 
Erfüllung dessen y was dadurch zu leisten übernommen worden, auch 
desjenigen, was dem Wesen eines jeden Vertrags, sowie der überein- 
stimmenden Absicht der Gontrahenten gemäss ist.*^ Im Privatrecht 
ist die Wirkung ein rechtKeher Anspruch (Verbindlichkeit, ohligatio) 
und im NichterfQllungsfall — eine Klage. Der Staat erkennt aber 
keinen Richter über sich, er erfüllt den Vertrag, wenn und weil er 
— suo jure — dazu verpflichtet ist. Was dem oder seinem Recht 
und Wohl zuwider ist, darf er nicht versprechen, oder, wenn sein 
Sonverän es versprochen hat — nicht erfüllen, wean er nicht muss. 
Ob und inwiefern der Vertrag erfüllt werden soll, darf oder muss, 
hat er selbst and aNein zu beurtheilen und zu entscheiden, aber frei- 
lich auch die Folgen der Feindseligkeit auf sieh zu nehmen; denn 
der andere Staat hat ohne Zweifel das Recht, wegen Nichterfüllung 
oder Bruch des Vertrags alle völkerrechtlichen Rechtsmittel : Repres- 
salien und Krieg anzuwenden: der Krieg aber hebt ipso jure alle 
Verträge und Vertragsverbindlichkeit^n auf. Die Staaten stehen also 
über ihren Verträgen, wie die Privatpersonen darunter oder unter 
ihrem Richter. Daher haben sie auch die alleinige Auslegung der 
Verträge. Damit helfen sie sich, wenn sie die Verträge nicht halten 
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«ttd dock tUck hiebt gleidi Krieg ntfilig^ii mttgeii» am die aädugeD 
Modificalionen oder A&Ust lun Bruch beriN»«ifllhreii. Der Schied»* 
richter^ welchen sie wählen, nag die gewOhnliehcB Auslegangsregeln 
anwenden. Wenn ihnen aber sein Sprach nicht zniagt, folgen sie 
ihm doch nicht; denn sie stehen noch darüber» 

Man hat deshalb von Altersher die VAkervertrage 211 verstärken 
getrachtet: Eid^ Gonventionalstrale, Bfirgen, Geisseln, Vertragsge- 
währschaft anderer Mächte haben sich fast immer und Qberall on- 
wirksam erwiesen, wenn der verpflichtete Staat den Vertrag nicht er* 
faden n dfirfen glaubte, denn mit dem Vertrag ist aach der Eid 
nichtig, die Gonvenlionalstrafe wird nicht gesahK, oder wenn sie in 
die Hände eines Dritten niedergelegt ist, als nicht verfallen mit Dro- 
hung oder Gewalt wieder gefordert and genommen. Die Bärgen und 
die Geissein mögen für ihr Vaterland leiden und — sterben, wie ja 
aach jeder Bürger als Krieger verpflichtet ist, and die Gewähren 
wehrt sich der Staat wie aildere Feinde ab. Kanm Unterpfänder 
geben einige Sicherheit, wenn der Gläubiger die Festangen besetzt 
and dadarch das Land im Zwange hat. Die beste Stärke und Sicher« 
heit der Völkerverträge besteht in dein beiderseitigen grOsstmög- 
liebsten Nutzen. 

Noch ein Wort vom Kriegsrecht (im II. Abschn.). S. 195. 
sagt der Verf.: 

y,Ein Rechtsbegriff wird der Krieg erst, wenn man tich ihn all Anwendung 
det ttaiseriten selbst ?ernicbtenden Zwange« widet einen Andern denitt, cur 
ReaUsirang reoliUicher Zwecke bis aar Err^chmig derselben. Er Ui mit 
anderen Worten die ausserste Seibstliiife/^ [also: das Recblsmittei des 
Staats zur Vollziehung seines rechtlichen Staatswillens gegen auswärtige — r 
andere Staaten]. „Er ist nur gerecht, wenn und so weit Selbsthilfe er- 
laubt, wiewohl auch der ungerechte Krieg in seinen Wirkungen dem ge- 
rechten thatsäcklich gleich steht. Denn «9 giebt keinen irdhchen Richter^ 
von welchem ein Ausspruch Aber Gerechtigkeit oder üpgereckügkieik eiiie« 
KriegH mit Unfelübarkeit zu erwarten wäre.^^ 

Rec. möchte mit dea Alten justum bellum von pmm heUum uoler- 
scheideo: deo ersten rechtlichen Krieg schrieben sie mit i^fa jus 
belli jedem wirktiehen Staate — reipubL liberae — za. Pium bellum 
— gerecht hiess er dann, wenn er dem Ri^mischen Rechte geroäs« 
war. So ist es aneh noch h^nte. Jeder Staat beurlheilt und richtet 
selbst darüber, ob nnd welchen gerechten Grund und Anlass er 
zum Kriege habe, nnd spricht es in dem Kriegsmantfest aus. 

Weiler heisst es im §.119.: „Eigentliches Kriegsrecht; Kriegs« 
manter, Kriegsräson** überschrieben: 
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^ Aaeh der Krieg li<it leliie betttmmteii Heclite und Formen. D!#se» Ist 4m 
eigentliche jun belli. Schon die Alten hatten ein solches; aber es setzte 
der ungebundenen Willkühr nur wenige Schranken '* — in dem eignen 
Hecht jedes Volkes als Staat. — „Erst im Mittelalter streiften sich manche 
Härten ab, theils durch den Einfluss des Chiistenthumi , theils auch durch 
den Geist des Ritterthums.^ 

Das Völkerrecht war daher ein persOnHch-ritterliehed, d.h. es unter- 
sagte altes, was des chris^lieben Ritters nnwürdfg schien. (Vergt. 
Bcifr. S. 75. ff.) ■ ' 

„Die letzten Jahrhunderte haben nach manchen Schwankungen ät6 Mensch- 
lichkeit, das BewiJksstsein der Gattung, als Regulativ an^emnnnren. Civilis 
sirte V41ker eritoinen in dem Kriege aitr einen Notbstmd) ein nnvermeid- 
liohes Uebel, welches nieht weiter ausgedehnt werden dar£| als die Noth 
es erfordert, wo nicht der Mensch gegen den Menschen seu seiner Vernich- 
tung — lies particulierg — Tte »ottt ennemig gue par accident: ils ne le sont 
meme comme citoyeng ; ih le gont uniquement comme goldalSy — Portalis 
in Anm. 4. S. 202.] , sondern Staat gegen Staat mit den einem jeden sa 
Gebot steliendeii Kräften md Mitt^ kämpft «nd seinen Wülen durch An- 
griff und Vectheldigong dnrphsosetsefi sucht" 

Hiernaeh kdnnle also 4er nberste Grundsatz oder das höchste und 
aUgemeine Gesetz des christlieiien oder Enropäisefaen Kriegsj^echts 
so lauten s ^»Föge deinen Feinden auch im Kriege nicht mehr üebel 
zu, als es fiir die Durchsetzung des Zwecks unvermeidlich i9t^<' oder 
wie Ree# in s. Beiir. S. 199. versucht hat/ dabin bestimmt werded« 
ilnss alie und. nur die z«r Erreichung des KriegszweckSf d. i. zu Be^i 
siegung oder Ueberwältignog nnd Nölbigung des feindlichen Staates 
zur Erfiillang unseres rechtlichen Staatswillens -^ dienlichen Gewalts- 
. und anderen Mittel erlaubt, also alle nicht zur Ueherwällignng der 
feiBdUeh«n Maißht geeigneten, so wie aJle an sich unsittlichen — also 
des christticheu Staates und Volkes unwürdigen — Gewaltlhätigkeiten 
und Feindseligkeiten Überhaupt ausgeschlossen sind. 

Weiter heisst es beim Verf. S. 202. f.: ^f^i« ^on der Sitte im 
Einzelnen bestimmte rechte Weise des Kriegs ist die s. g. Kriegs* 
manier^' oder: der Kriegsgebraach stellt die zur Ueberwältigung 
der feindlichen Kriegsmacht, welche bei der gewohnliehen Krieg* 
führnng der nächste und letzte Zweck des Kampfes ist^ geeigneten 
und zureichenden Kampfesweisen und Mittel fest, während die s. g.. 
Kriegsräson Ihren Namen davon hat, dass besondere Gründe vor* 
banden seyn mUssen, weswegen ungewUhnliche sonst nicht gebräuch- 
liche Massregeln z. B. gegen Nichtkrieger — Nichtwehren ergriffen 
werden dürfen, om den an sich reehtltchen, besonderen und dadurch 
auch den allgemeinen und Endzweck des Kriegs zu erreichen, o^er, 
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wie der Verf. sagt: ,yVür aasserordentliche U^stinde kennen als 
s. g. Kriegsr8soD zü Uehersehreitangeo der gewöhnlichen SiUe be- 
rechtigen.'* 

Oppenheim^s System des Völkerrechts, zu welchem Rec, fiber- 
geht, ist von dem oben besprochenen Völkerrecht der Gegenwart gar 
sehr verschieden, obglejch beide auf demselben Boden des po«iliven 
Völkerrechts stehen und beide ziemlich darin fibereinsiimmen, dass 
das praktische Völkerrecht noch sehr mangelhaft sey und seine Hand- 
habung noch viel zu wfinschen fibrig lasse* Wahrend wir in dem 
letzteren Heffter^s grfindliche Gelehrsamkeit und gewissenhaften 
Fletss und grossen Scharfsinn wiederfinden, ist Oppenheim's Schrift 
mehr als eine geistreiche und spannende Darstellung des bekannten 
positiven Völkerrechts im neusten liberalen Zeitgeschmack zu be- 
zeichnen. Die Sprache ist nicht allein klar und fliessend , und wohl 
geeignet die bisherigen Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung 
dem Geraeinbewusstseyn zugftngtieh zu machen, toBdern die Schrift 
hat auch einen wissenschaftlichen Hauch und Schliff, so dass sie sich, 
wenn sie in Französischer Sprache erschienen würe, gewiss viele 
Leser, dem Verfasser vielleicht den Rof eines Mannes erwerben 
wfirde, der auf der Höhe seiner Zeit stände. Wir glauben dem* 
selben diese Anerkemiwag seines schönen Talents und Stils ausspre- 
chen zu mfissen, bevor wir zu der ihm so widerwärtigen wissensdiaft- 
liehen Kritik schreiten, zumal er in der Vorrede S.^ 1. ausdriteklieh 
erklärt, sein „System ffir das grosse Publikum'^, — för diejenigen 
geschrieben zu haben, „welche das Recht oder die Politik nicht als 
melkende Kuh, sondern als Gegenstand ihres reinen und aufrichtigen • 
Studiums betrachten/' Die Kritik könnte deshalb und wegen der 
leichten geistreichen Schreibart des Verfs. vielleicht daröber wegsehen, 
dass dies „System'^ kein System in unserem Deutschen Wissenschaft« 
liehen Sinoe ist, wenn der Inhalt nur der wahre und rechte wäre. 
Damit soll keineswegs gesagt seyn, dass der Verf. neue Irrlehren 
aufgestellt habe. Im Gegenlfaeil: die GruDdansieht, welche von dem- 
selben dargestellt und durchgeführt wird, ist, wie schon bemerkt, 
die gewöhnliche, und wenn die Anwendung, welche er von seinen 
und dem gemeinhin als positives Völkerrecht bjetrachleten Lehrsätzen 
auf die Zeitverhältnisse und Verhandlungen macht, schneidend und 
ätzend, oft tief verletzend und offenbar unrecht sind, so ist das 
nicht sowohl dem Sinn und Geist des Verfs. , der sich im Ganzen als 
eifrig deutsch darstellt, als vielmehr diesen s. g. positiven Völker- 
rechtssätzen zuzuschreibeu. Man kann und sollte aus diesen Gon* 
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seqaeszen. erkennen 9 dass sie in dieser Fassung^, wie die gewöhnliche 
Grandansicht selbst, falsch und gefährlich sind» 

Ist es nicht, nm gleich in der Vorrede zu bleiben, eine himmel- 
schreiende Ungerechtigkeit von Seiten des Oestreichischen Kabinets 
den Gesandten des constilutionellen Königs von Neapel dreimal zu* 
rttcksEUweisen, den König, der sich zur Constitution zwingen lassen^ 
sieht anzuerkennen, wenn, wie nicht nur Oppenheim, sondern auch 
Heffter §. 44., Martens §. 73. f., Klaber §. 91. ff/ lehren, jedes 
Volk das Recht hat, seine Verfassung nach seinem Belieben zu ordnen, 
ohne dass sich die anderen Vöjker darein zu mischen — ' zu inter- 
veniren — hätten, (was die Grossmächle horrihile diciu! doch gethan 
in Neapel, in Piemont und in Spanien!) und, wenn diese allge- 
meine Freiheit und Gleichheit ein Recht jedes Volkes ist, welches ira 
Völkecverkehr und Recht von dem Staatensystem und Gericht gerade 
ebenso oder noch vielmehr zu achten und zu schätzen ist^ wie die 
persönliche Freiheit und Gleichkeit aller BCIrger vor dem Gesetz 
und Gerichte des Staates. Wie kann man glauben, dass ein Staats? ' 
mann, wie Forst Metternicb, und alle Grossmächte das Volkerrecht 
so grob verletzen mochten, wie diese Theorie ihnen Schuld geben 
mnss ? 

Und nun gar die TheiUng von Polen! Gilt sie nicht bei' allen 
diesen Theoretikern fOr ein Verbrechen der gordischen Hofe gegen 
diese Nation? Der Staatsmann mag sre für einen entsetzlichen Fehler 
erklären, wenn er glaubt, dass diese Adelsrepublik — dieses Volk 
von Herren und Knechten — ohne freien Bürger- oder Mittelstand, 
anter irgend einer Verfassung einen selbstständigen Staat und Schutz 
gegen Rnssland hätte bilden können; aber ein Unrecht gegen Polen 
konnte volkerrechtlich nur in der Art der Unterhandlung und Uoter- 
werfung durch Arglist oder Betrug in Frieden und Freundschaft, — 
nicht darin liegen, dass sich die Mächte das Land getheilt. Polen 
hatte ja das Recht sich zu wehren und Rossen, Preussen und Oest- 
reicher aus seinem Lande zu jagen. Warum hat es sich desselben 
nicht bedient? Und wenn sich viele Polen tapfer gewehrt haben» 
warum haben sie ihr Land nicht frei halten und machen können? Ist 
das Volk nicht zahlreich oder nicht vermögend genug? Oder fehlte 
ihm nicht vielmehr zur Selbstgenügsamkeit und Selbstständigkeit blos 
die Einheit, welche die Sittlichkeit und die Verfassung allein zu ver- 
leihen im Stande sind? Liegt sein Unglück nicht dann, dass Polen 
kein Staat war? — also wie keine Macht, so auch kein Recht mehr 
hatte, die Achtung und Freiheit in Anspruch zu nehmen, welche dem 
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Staate und nor dem Staate gebohrt; weil, wo keine (iraere) Freiheit 
oder Souveränität vorhanden ist, auch keine äntsere znr Gelten^ «nd 
Erseheinnng kommen kann**^« Allein das unabhängige Polen hatte 
noch das soaverSne Kriegsrecht: durfte sieh in seiner Unabhängig* 
keit behaupten, Achtung erzwingen «od das war sein Volker re eh f**). 
Doch genug davon. Fangen wir von Torne an, um die Ansteht des 
Verfs. vom Völkerrecht klar und einfach ins Lkht zu stellen: «iDte 
Aufgabe bestand (ihm nach S. V») nicht darin, neue Entdeckungen 
zu verkflnden. Auch nicht fQr tiefes Denken ist der Stoff geeigner, 
wohl aber für eine klare und entschiedene Begntsbestimmung, fSr 
eine ungeschmOckte ntid furchtlose Darstellung.'^ Gegen das erste 
Ond das andere mechten wir uns bescheidene Zweifel erlauben. Fast 
alle neueren Gelehrten stimmen darin überein, dass die Wissenschaft 
— das rechte System des Völkerrechts noch erst sn finden sey. «^ 
Fallati nennt das wahr« Völkerrecht selbst eine terra ineogniia — 
und dazu möchte doch wobi tiefes Denken erforderlich sein! Klare 
und entschiedene' Begriffsbestimmungen bilden den Anfang dazn und 
sind höchst rerdicnstKch. Oppenheim gibt in §. 2. folgende Begriffs« 
bestimmung: „In diesem Sinne (dass jeder Zweig der Reehtswisse«« 
Schaft der Philosophie des positiven Rechts untergeordnet ist) ver* 
stehen wir unter Volker recht den Gomplex aller Rechtsnormen flQr 
die Beziehungen und €onflict>e zwischen den Nationen.'* Er erkennt 
diese Begriffsbestnnmung selbst als eine nu^ vorläufige und dass ne 
noch einer näheren Erklärung bedQrle : 

„Znuäcbit werden in derielben die Nationen all Reditisabjecte aafgefasst. 
Abi der Definition geht alse(?) diie noth wendige Voravssetsung bervw^?)» 
daig 4ie Nationen icbon Individuen seien, d. tu iatForm von Staaten lebeOf 
ferner, daii dieie Individuen in Recbtiverbältniisen ^u eiui^der itelien. 
Zu Rechtiverhaltniiien d. b. (?} gegenseitigen Rechten an einander und 
Pflichten gegen einander (?) gebort ein Verkehr über die Schranken dei ein- 
zelnen Staatei hinaus und ^ da nnbewniite Rechte dem Begriff des 
Rechti lelbit vfilent»rechen (?^, das allgemeine Bewaaiiieya beitimiutear 
Noritten für dieaen Verkehr.*' .... ,» Wie a«! der Mehrheit der Personen 
und €eichlechter das Priratrecht aich zum Familienrecht erhebt, aus der 
Mehrheit der Familien die bürgerlich^ Gesellschaft, aus der Mehrheit freier 
Gemeinden der Staat hervorging, so gewinnt die äussere Gestaltung der 



*) Trotz seines Seufzen iber die an Polen begamgenca j^ien (& XU.) 
zagt der V«rf. in f. 6. «elbat: Ein Staat, der nicjtt durch eigne Kraft der Pflicht 
der Selbsterhaltung zu. genügen vermag, hat nicht das historische (?) Recht 
der Existenz. 

**) Jetzt mnss diis Polnische Volk d. h* niMih die Bürger u^d ßaiiern zuf 
Freiheit gebildet und erzogen werden, und Gottes und der Measchheit Seegen 
wird Dem folgen^ der dazu den Grand gelegt! 
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GetefifchtV rechtlUhei Daieyti im Tölkerredit, d. 1i. hn R«eht der Vdllrer, 
nicht in ei*em abftracCen Kosmopolititmiit.^' 
Eine andere BegriffisbieslimninDg des Völkerrechts als diese vorl9u6g# 
haben wir nicht gefunden und durch die Erklärung wird sie auch nicht 
genügend* Das Volkerrecht wird darin und damit nicht hegriflbui 
sondern beschrieben oder umschrieben. Damit ffihrt der §• 3« fort: 
^,Daa VoUerrecht umfaut die Rechtsbeziehun^en der verschiedenen Staaten 
und aach die der Burger verBchiedener Staaten** [auch die der Bürger zu 
einander?} „Eb enthält demnach auch dai i. g. „„Weltbürgerrecht** ** und 
dal eigentliche „„ Allgemeine MenBchenrecht.*^^' Erst alle Staaten zu- 
sammen erf Allen das ganze Recht. Zwar hat jeder Staat -— als RecMi- 
organismna *— die nnmittelbare Aufjgahe, das Recht zu verwirlclichen , und 
zwar als sein Recht**; — [sehr richtigf J „gerade darum aber hat jeder 
Staat die Pflicht und das Interessei den anderen Staaten gegenüber nicht 
bloss das t'rivat recht der Einzelneu, ihm Untergebenen zu überwachen, son- 
dern ^uch das Recht der freien Staatsentwicklung, das historische (?) Recht 
der civilisirten Welt.*< 
Dann heisst ös §« 5. weiter: 

„Die IdisC) dergenraas gerade das europäische Staatcogebäude (oder Aber- 
haupt da^ Staatensystem aller civilisirten Staaten) besticht, macht sich 
jedesmal als die vorherrschende geltend gegen alle veralteten und überhaupt 
unzeitgemässen Tendenzen. Das daraus entspringende Recht ist nun aller- 
dings insofern auf die Gewalt gestützt, als es von der — mehr oder weniger 
▼ollständtge«! ^- Vereinigung der m&chtigen Staaten vertreten -wird.^' 
.HierBH ist Kap« HI. Geschichte desVölk.-Rts. nnd Hftlschn'Cr ,i)Ziir 
wistenschaftl. BetgrOndung des Völkerrechts^ in Eberty Zeitschr. L 
S« 37. 3S. citirt und dies^ Anmerknng beigefligt: 

„Hegers verzweifelte Ansteht vom Völkerrecht, Jahn's WStc, das« es 
darin besser sey, Gewalt zu studiren als Recht) werden von dem c^npiMriS'ohen 
und speculativen Axiom widerlegt, dass die Gebote des Geistes jeden mate- 
riellen Widerstand überwinden und dass die Zukunft stets über die Ver- 
gangenheit siegt. „„Die Weltgeschichte ist das Weltgericht! ***' 
Wir haben den Verf. aasreden lassen, nm seine Mehiung voft- 
standig vor uns zn haben und sie richtig verstehen nnd wördigen za 
können. Wenn wir nnn den Sinn richtig anfgefässt haben, so schliesst 
sich Oppenheim an die Hälschner'scbe Begründung des Völker- 
rechts auf das Europäische Staatensystem an, dessen Landfrieden die 
Verträge des Westphälischen 164S. und des Wiener Coi^resses 1815.» 
dessen völkerrechtliches Reichskammergericfat die Europäische Pent- 
archie seyq soll. Es ist darOber und dawider oben das Nöthige bei- 
gebracht Aber Oppenheim scheint diese Begründung in §.3. noch 
weiter begründen zu wollen, und es klingt nicht übel, wenn er sagt; 
„Zwar bat jeder Staat — als Recbtsorganismas -^ die unmittelbare 
Aufgabe, das Recht zn vertrirklichen, nnd zwar als sein Recht; 
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gerade daran aber bat jeder Staat die Pflichc^ und dasiftteresse, dea 
anderen Staaten gegenüber nicht blos das Privatrecbt der Einzelnen, 
ihm Untergebenen za fiberwaehen, sondern aach das Recht der freien 
Staatsentwickelongy das historische Recht der chiKstrten Welt/^ Aber 
was heisst das eigentHch: Pflicht und Interesse, das Recht der freieil 
Staatsentwickinng, das historische Recht der civilisirten Welt zn über- 
wachen: und folgt das aus dem Recht des Staats, sein Recht als das 
Recht zu verwirklichen? 

Will der Verf. jedem Staate die Pflicht auflegen, das Recht der 
freien Staatsentwicklung anderer Staaten zu überwachen, so kann 
diese Ueberwachung doppelter Art sey^n: entweder indem er in jedem 
Staate das Recht der freien Entwicklung überwacht — ROckschrilte 
und Fehltritte verhindert und verbessert u.s. w., oder, indem er das 
Recht der freien Entwicklung jedes Staates den übrigen Staaten 
gegenüber schützt, dass nicht ein Staat den andern darin hemme, 
hindere, störe. Die erste Deutung möchte nicht nach dem Sinne d^ 
Verfs. seyn. Denn hiernach würe jeder Staat, der das Recht als 
sein Recht, d.h. in seiner eigenthümlichen, durch seine Vernunft,. 
Bildung und Verhältnisse bedingten Weise und Maasse verwirklicht, 
— wozu er doch schlechthin befugt seyn soll, — immerfort der Ge- 
fahr ausgesetzt, von jedem anderen Staate, der sieb uai sein Recht 
ebenso als das Recht in eigenthömlieher, aber anderer Art entwiekelt, 
als. ein nicht frei sich entwickelnder betrachtet und gegen seinen 
rechtlich freien Willen von seinem Recht und von seiner FreiKeit 
befreit zu werden. Der Verf. verschmüht und verdammt zwar alles 
diplomatische Eingreifen in die staatsrechtlichen Debatten des dritten 
(andern?) Staates unbedingt und gestattet die Intervention in Ver- 
fassungs- und Regierangsangelegenheiten nur auf Grund gewisser 
Verträge, wie unter Föderativ-Staaten, und spezieller Verfassungs- 
garantieen und die Intercession nur im Fall der dringenden Noth 
(S. 198. 199.) 9 im eignen Interesse für die vülkerrechtlichgerechte 
Sache Partei zu ergreifen; aber er meint doch, das Princip der 
Nichtintervention habe schon seit dem 30jähr. Kriege nicht strenge 
durchgeführt werden können und die Intercession, d. h. die lieber« 
nähme von Bnndesgenossenschaften sey jetzt ein anerkanntes Bedürf- 
niss: durch diesen engen Zusammenhang, durch dieses gegenseitige 
Sichbedingen und durch die daraus folgende höhere Gefährlichkeit 
des Kriegs werde der Friede gesichert Dies spricht für die an- 
dere Deutung, dass jeder Staat das Recht der freien Entwicklung 
jedes andern Staats gegen die übrigen Staaten zu überwachen und 
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za verlbeMifeo haben solte. Was heisst nun freie StaaUentwick- 
IttDg? Ohne Zweifel die ungestörte natadiehe Entwicklung jedes 
Staats aus der eignen Vernunft, Natur und Geschiebte seines Volks ' 
nach und zu seinem Rechte. Allein die Völker stehen auf verscbie* 
dese^ Staats-, Reebts- und Vernunftbildungsstufen und ein jedes hält 
sein Recht für das wahre und reehte, alleinvernttnftige, sich in seinem 
Staat und Recht fttr allein frei. Hat nun jedes Volk oder jeder Staat 
das Reeht und die Pflicht, dje Entwicklung eines seinem ei^eDthamlicben 
Recht und Staat gleichen Rechts, einer gleichen Verfassung und Regie- 
rung in jedem anderen Staate gegen die übrigen Staaten zu besohQtzeo 
und zu vertheidigen? Mit andern Worten: sind Tendenz-Kriege ge- 
recht? Justa plaque bella? Es könnte scheinen, dass der Verf. 
sie billigte, denn er sagt in der Anm. zu §. 3. S. 4.: „Ohne Ten- 
denzen von der Art, welche fiber die beschränkt egeistische Ab- 
ftcUiessung der einzelnen Staaten hinausgehen, würde der grössere 
Theil des diplomatischen Verkehrs und der Kriege allerdings ver- 
meidlich seyn und ersetzbar durch — die Ruhe des Kirchhofs I^* 
Aber folgt diese Pflicht und Befugaiss oder dies juristische In- 
teresse daraus, dass jeder Staat das Recht als sein Recht verwirk- 
lichen soll und darf? Mit nichten! Das rechtliche Interesse jedes 
Staates, seine Befugniss und Pflicht den anderen Staaten gegenüber 
beschrankt sich offenbar auf seine gegenseitigen Rechtsverhältnisse 
zu anderen Völkern : erbat also, abgesehen von Verträgen, das Recht 
als se» liecht nur wie es sich in seinen Rechten verwirklicht hat, zu 
schützen uad zu schirmen, zu vertheidigen und durchzusetzen, sich 
9^io in die freie Staatsentwicklong anderer Völker nur dann und in* 
soweit eiozumischen oder drein zu schlagen, als er selbst sich da- 
durch benachtheiligt oder gefährdet sieht. Diejenigen aber, welche 
davon betroffen werden, mögen ihr Recht der freien Staatsentwick- 
lung •— mit dem Sehwerte vertheidigen und beweisen, oder sieh mit 
Hfllfe verbündeter, befreuiideter oder solcher Mächte zor Wehre 
setzen, welche ihrer Seit^ in seinem Angriff auf einen Staat solcher 
Art Gefahr fttr sich selbst und ihre freie Staatsentwicklung sehen. 
Und so ist es praktisches Vöikerrechti d. h., wie in den Beitr. S. 14« 
Mseinandergesetzt ist, der allgemeinen Europ. Völkeraitte und Ge- 
wohnheit and dem vernünftigen Princip, Grund und Zweck des Völ- 
kerrechts gemiss, weiehe in der Souveränität der Staaten bestehen. 
Wie leicht die Annahme einer höheren Macht aller Staaten, welche 
über die souveränen Mächte gestellt wäre, um das positive Völker- 
recht gegen die Verletzung jeder einzelnen zu schitzeo, zu argen 
Krit. Jahrb. f. D, R.W. Jahrg. IX. H. IX. 52 
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Widnsprüchen nicht bot der Theorie mit der Praxis 9 sondern aach 
jener in Hod mit sich seihst — ihrer einzelnen LehrsStze fahrt, kann 
man wie hieran, io auch fast auf jeder Seite dieser geistreichen und 
piquanteo Schrift sehen; worin der Verf., weil er sich dessen ehen 
nicht hewnsst gewordra, aUe Schuld und allen Schinipf derVerkehrtr 
heit auf diejenigen wirft, welche das souveräne Recht und Völker- 
recht ihre^ Staats — freilich oft wtder die ahstrakten Lehr- und Folge- 
sAt^ des SAg. positiven Völkerrechts der bisher bo^^. Systeme — * gdr 
4eod ^^raacht und ausgeÜhrt haben. Rec. hat daher auch in diesem 
^System des Völkerrechts'^ weder Grund noch Veranlassung finden 
können« von den in der 1. Abbandl. seiner Beitr. znt Völkerrechts^ 
.Gesch. tt. Wissensch. üb. Begriff u. Wesen des Völkerr. Gesägten ir^ 
geöd etliras auf^geben. Leider hat weder Heffter noch Oppen- 
heim, der meiDe« wht mänehis andere Schrift wohl nur inPauadt und 
-t- unaufgeschMttenep — Bogas angesehen, meine BegrtffsbesUmnuiftg 
4es Völkerrechts eibe^ Besprechung und Widerlegnng gewürdigt, ob- 
wohl sie. doch auf gewöbaliche juristische Weise — nieht scbulphik^- 
•sophisch — gefunden und bewiesen ist Vielleicht hat sie auch dSA- 
sesn beiden Herren, wie Hrn. Prof. Wasserschieben, nicht durch- 
greifend genug geschienen, dass sieh darauf das ganze System des 
ipraktischen Europäischen Völkerrechts erbauen \ie$se. Hoffentlich 
ist es durch die hier gegebene Auseinandersetzung deutlicher gewoi!- 
den , dass das praktische Europ. Völkerrecht der freie Wille des Staats 
.in seinen gegenseitigen Verhältnissen zu anderen Völkern ist näddass 
eine höhere als die eigne Staatsgewalt jedes souveränen: Volkes im 
Völkerrecht weder möglich aeeh votbanden^ also auch nieht; uodi- 
. wendig ist, um das wahre Recht der Völker und '^-^ Vöikeiredii zu 
erzeugen, zu schotten und außzaffibren. 

Beim ersten Anblick der Eintheiking , d^ Oppenheim^scben 
„Systiems^ meinien wir ischon, der Verf. sey mil der 1. Abhandlung 
der Beitritge .eittverstauden, indem er 1) von den.absolatiea Rechteai 
' der Staaten (auch von der Souveränität), 2) vom Friedensrecbt (Ver- 
träge und Gesaadle), 8) vom Kriegs^eebt handelt. Allein er gründet 
keins von allen diesen liuf den wissenscfaaRlichen Begrifi. Klare und 
> entschiedene Begriffsbestimmungen haben wir auch bei den einzelnen 
Zweigen und Verbältnissen nicht gefimden, sondern. nur. gdistreicfaes 
und stacbliehtes Gespräch über alle diese BInge,. wie es in Salons 
und Journalen gefällt. 

Der Vierte Theil ,9ljeber die Kollision der Suaifl^setzgebuoffea 
oder das interaitionale Prlvati^echt*^ erscheint in dieser Sterile und 
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Gestalt als eine Zugabe. Es dünkt uns nicht, dass es durch diese 
Ausscheidung aus dem Systeme, wo es seine nothwendige Stelle hat 
and bei solcher Kürze wohl behalten mochte, gewonnen hat. Da 
indess Rec. kürzlich selbst ein „praktisches Europäisches Fremden* 
recht *^ geschrieben, welches mit diesem System des Völkerrechts zu 
gleicher Zeit ersehienen ist^ so^ enthati er^sich ibor diesen 4. Theil 
des Systems jeder weiteren Aeusserung, als dass er Neues and Bes- 
seres als bei Schaffner nicht darin gefunden. . .. , 
Greifswald um Pfingsten 1845. 



I : •■ ! 
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WE. A n K e i g e n. 

1. Urtbeil der Jaristen-Facnltät zu Jena betreffend denReicbs- 
^flicb-Bentinckschen SuccessionsfalL Zum Druck befsr- 
der! durch JH*. C* F. IMeek. Leipzig, B. Taucbnitz yt/n. in 
Conmiss., 1843. VIII a. 433 S. gr. 8. (geh. 1| Thir.) 

2* Abdruck derReviisions-Gegenscbrift für den Hm.Reicbs- 
grafen Gustav Adolpb t. Bentinck ^ider den Hrn. Reicbs- 
grafen Wilb. Friedr. Cbristian y. Bentinck, betreffend die 
Suceession in den Reichsgrdfl. Herrschaften a. Gütern. Heraus- 
gegeben von den Doctoren CF.lMeek n. F. G. CSekenberg. 
Ebendaselbst, 1844. Vlil u. 388 S. gr.8. (geh. 1^ ThIr.) 

Die Literatur über den Bentinck^schen Suecessionsstreit ist be- 
reits so reichhaltig geworden und hat ein solches Interesse für diesen 
Rechtsstreit erregt, dass man die Publikation der oben bezeichneten 
Actenstflcke den Herausgebern nur Dank wissen kann. — Das in der 
Schrift unter Nr. 1. enthaltene Urtbeil der Jenaischen Juristenfacultflt, 
welches bekanntlich die Klaganträge des Klägers 1) auf Herausgabe 
der gräflich Aldenburg-Bentinck'schen Fideicommissgüter, 2) auf 
Untersagnng der Führung des väterlichen Namens, Titels und Wap- 
pens, 3) auf Ungültigkeitserklärung der von dem Beklagten als In- 
haber dieser Güter und Herrschaften vorgenommenen Handlungen, zn- 
rfickweiset, dem Kläger die gerichtlichen Kosten allein zu tragen auf- 
legt und die aussergerichtlichen Kosten compensirt, ist eine äusserst 
gründliche Arbeit, und manche Erörterungen der Entscheid ungsgrüVide 
haben theils in wissenschaftlicher, theils in practischer Hinsicht, in- 
sofern darin die Ansichten einer angesehenen Rechtsfacultät ausge- 
sprochen sind, eisen bleibenden Werth. Nach einer Angabe der 
Über den Process bereits erschienenen Schriften, 26 an der Zahl, der 
von den Parteien producirten Urkunden, einer geschichtlichen Dar- 
stellung der in Betracht kommenden Thatsachen und Verhältnisse und 
einer Processgeschichte liefern die Entscheidungsgründe zunächst 
eine Erörterung über die dilatorischen und procesebindemden Ein- 
reden und die Spruchreife der Sache, und dann über die realen Ver- 
bältnisse der Bentinck^schen Besitzungen, die persönliche Staatsrecht« 
liehe Stellung der reichsgräflichen Familieji von Aldenburg und Ben« 
tinck, und über die Fragen: ob die Ehe des Reichsgrafen W. 6. F. 
V. Bentinck eine Misheirath gewesen? ob die Ehe ohne kirchliche 
Feierlichkeit als gültig angesehen werden und der Landesherr sich 
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Hl dieser Hinsicht dispeiisiren könae? aad welche Wirkaiig die nach** 
folgende ßhe fUr Legitimität und Snccessionsßihigkeit der Kinder 
habe? In die Einzelnheiten der Dednctiooen kdanen wir hier nicht 
eingehen; wir wollen als besonders bemerkenswerth nur herrorhebe«, 
dass S. 170. ff. die heutige Anwendbarkeit der Privatstralen des- rö- 
mischen Rechts nicht zugelassen, S. 242. ff. die Reicbsstandschaft 
als nnerlässlicbe Voraussetzung des hoben Adels im rechtlichen Sinne, 
and insofern daraus Folgen hinsichtlich ungleicher Ehen abgeleitet 
werden sollen ^ festgehalten, und S. 290* ff. die kirchliche Form für 
ein wesentliches Requisit der Ehe erklärt wird^ von weicher der Lan- 
desherr sich eben so wenig dispeniiren könne^ als es ihm z. B. frei 
stehe, sich eigenmächtig selbst zu scheiden. — Die unter Nr. 2* auf- 
geführte Revisionsgegenschrift ist ebenfalls eine gründliche und ge- 
lehrte Arbeit: die Fragen, welche sie errttlert, sind indess in der 
Literatur Ober den Eentinck'schen Process bereits so vielfoch erör- 
tert, dass ein näheres Eingehen auf den Inhalt dieser Schrift kaum 
am rechten Ote sein möchte. Zudem kann der Natur der Sache nach 
eine Parteischrift, wenn sie auch mit Fleiss und Scharfsinn abgefasst 
ist, nie das aUgemeinere Interesse haben, welches eine richterliche 
Entscheidnng, bei deren Deductionen kein specieller Zweck verfolgt 
wird, für sich in Anspruch nimmt* 



!• Denksdirift in Betreff der Frage; Ist eine von den Hohen Deut- 
schen Regierungen ausgehende Anerkennung: dass die Reichsgräf- 
lich Bentinck^sche Familie zum hohen Adel in Deutschland gehöre, 
keinem Bedenken unterworfen? Frankfurt a. H., gedr. b. Sauer- 
länder, 1843. 30 S. 4. 

2» Erster Nachtrag zu der, beim Gherzogl. Oldenburgischen Hohen 
Kabinet am 22sten Decbr. v. J. Seitens des Reichsgrafen Gustav 
Adolph V. Bentinck überreichten, Denkschrift in Betreff der Frage: 
Ob eine, von den Hohen Deutschen Regierungen ausgehende, Aner- 
kennung: dass die Reichsgräfl. Bentinck^sche Familie zum hohen 
Adel in Deutschland gehöre — keinem Bedenken unterworfen sei? 
(^. Gompetenz-Frage.) — Zweiter Nachtrag u. s. w. (B, Adels- 
Frage.) (Erste Abtheil., betr. den §.40* de$ Reiehsdeputations- 
Hauptschlusses v. 1803.) — Zweiter Nachtrag u. s. w. (ß. Adels- 
Frage.) (Zweite Abtheil., betr. das BentinckVhe Grafendiplom 
V. 29. Dec. 1732. u. das Aldenburg^sche Grafendiplom v. 15. Juli 
1653.) Leipzig, gedr. b. B. Tauch nitz/«»., 1843. 24, 20 u. 30 S.4. 

Von der klagenden Partei in dem bekannten Bentinck^schen Suc- 
cessionsstreite sollen, nachdem bereits das erste abweisende Unheil 
erfolgt war, Versuche gemacht sein, die Entscheidung aber die Zu- 
ständigkeit des hoben Adels, von welcher die streitig gemachte Suc- 
cession in die Rentinck'schen Güter hauptsächlich abhängig ist, ganz 
der richterlichen Competenz zu entziehen, und darüber eine Aner- 
kennung hei den Regierungen des dentochen Bundes zu erwirken zu 
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sulelitii % DMet Infcilhst^nkt m Um Veri^uftl dtor gajHieft Asf e«> 
leffieftfatit batauiter der bekasaten Schrüt roa ZOpfl, dkr kritisehea 
B^kflcfalblig. deits«tibea vm V^Hgraff und deni aotikn^elien.Bci« 
trag^ gegee letilcro von Eekanberg, aaek die oben geaannte Deak- 
schriet aamiat Naditrlgea herforgerafea» ki denen wir iadess. wenig 
finden, waa nickt, aiit Anatiahme der Cooipeteazfrage^ ia dea fpre« 
ceaanalifchen Veabaadluagen, aatneallich in der spXCer pabltetrten 
Revitionft^Gegaascfarift nmsiaadlich vorgetragen ist« Hinaicbtiiek der 
CompeteazCrtige wird kesondeis geltend, gemacht, dass aach den 
Berliner AbkoBMaea die Bentfuck^scbe Familie zum Grosskerzog veo 
Oldenburg im üntertbaaenverbaade stehe ^ and der Streit Ober den 
b^faen Adel ton dem Oldeoburgiscbeti Oberappellationsgeriehte la 
eatscbetdea sei, dass froher Aber die Reitbsstaadschaft im Wege 
Rechtens Ton. ditm Reicbsgartchten entschieden sei^ und dass eine Ein- 
wirkung auf dea pendenten Process durch irgend eine nicht von den 
Gerichtea ausgehende Entsckeidung aber den streitigen Praejudicial» 
piMikt völlig unstatthaft ersckcine« Ausserdem werdea die kla^eriscber 
Seits gemaebtea Ansuche auf Zuständigkeit des heben Adeli, im 
Gänsen aiit den bekaaateu Granden^ widerlegt. Bedenklieh schien 
unt dabei nur die verguckte Auslegung dea Art. 40. des Reichs- 
deputations-Hauptscblusses v. J. ISO^m dessen Worte: tmii lesjieft 
situis ä la rive droite du Rkin et rilevant des cours fi^dales ci- 
devant etablies ä la rive gauche rdlevent desormais de VEmpereur 
et de. V Empire^ si la superi^rit^ territqriüle y est attackie C9mm9 
etats de V Empire; äqns le cos contraire ces ßefs r^levent duPrince 
territorial dans les 6lats duquel ils sont enclav^s^ also gedeutet wer- 
den, dass comme 6tats de rSrrtpire, nicht zu rSlevent de PEmpereur 
u. s. w. bezogen, sondern mit dem unmitlelbar Vorhergehenden ver- 
bundep werden (wenn die Landeshoheit mit diesen Lehen verbunden 
ist, afs, qua reichsstandiscfaen Territorien). In diesem Falle müssle 
6s ungeachtet der Note 2» auf S. 171 der ersten Abtbeiluog des zweiten 
Nachtrags zwar nicht aux itats, wohl aber ä des itats de PEmpire 
heissen. 



1. Die Staatsgewalt in ihrem Verbalmiss zur katholischen und 
' proie^ tan ti sieben Kfrche aus deutschem Gesichispunkt. Stuttgart, 

MetzlerVelve Bucbbandl., 1842. 52 S. 8. (g^. i Thir.) 
!^. lieber die Reform der protestantiscben Kirchcnverfassnng 
' mit besonderer Beziehung auf WOrttemberg. Von Oeo« Frledr. 
* KSlile» Diaconus zu Möckmfihl. Tübingen, Osiander, 1843. VI 

n. 114 S» gr. 8- (geh. ^ Thlr.) 
3* Oedankeft aber Lntberthwii und Udioü nnd aber Kirebe 

und Staat in ihrem gegenseitigen VerbflHdisse. Angeknöpft an 



*} Die gegenwartige Anzeige ist noch vor der Bekanntmachung äeg Be- 
schlaiiet de« Deatichen Bundestagei, durch welchen er den hohen Adel der 
Btntinek'telien EamilSe «Miltannt iMt, seschrtebe» ward«a. Die Rei. 
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Aiä (B««rtheSufag'' ntfliriBrer Mlier difbeC^gisinslände erscki^tiibiicii 

.' SekriAea unserer Z«it. Eia« Aiispi*ftoli6 an die Lehrer der christ** 

lickes Kirehe.veA Frftedr. UTilii. Frey, Glierzogl. Hess, evaitget. 

Stadipfr. v. DejOM zuUfltöMidt. Darmsiadi, Pabsi, tg42. (geh. |Tbftr.> 

Die Stimmen, welche sich in diesen drei Schriften ei^heben, 
legen Zcugniss ab von den Wünschen nnd Bedürfnissen der Gegen- 
wart in Betreff der zwischen Staat und Kirche obschwebenden Dif- 
ferenzen*^). Sie sind leachtenswerth nicht nur wegen ihrer MltssTgang, 
sondern auch weil sie hauptsächlich aus dem Theile Deutschlands er- 
tönen, wo die beiden christlichen Hauptconfessionen sich fortwährend 
anmittelbar berühren und durch die Stellungen, welche sie gegen 
Einander einnehmen, auch das Verhältniss zu den betreffenden Staats- 
Regierungen verwickelter und einer möglichst offenen Auifassun^ 
bedürftig erscheinen lassen. Wir berichten zunächst Ober das Wesent- 
llchö im Inhalt der obigen Schriften. 

Der ungenaonte Verf. von Nr. 1. hält vorzugsweise den prak- 
tischen Gesichtspunkt fest, und deutet im Allgemeinen an, auf wel- 
che Weise die gegenwärtigen Verfassungen der deutschen Staaten 
einerseits und das bestehende Kirchenregiment andrerseits zu modi- 
ficiren sein würden, um, ohne 'die potitische Entwicklung und Wirk* 
samkeit der erstem zu beeinträchtigen, doch der Kirche eine nament- 
lich ihrem innern Zwecke entsprechendere Stellung anzuweisend als 
diess in der Gegenwart der Fall ist. 

Anlangend den Katholizismus, so findet der Verf. die Haupt- 
trsache der vielfachen Collisionen zwischen der katholischen Kirche 
und den welllichen Regierungen der einzelnen Territorien, in 'den 
Beschränkungen, welchen das EpiscOpat ^Seiten der Päbste nach und 
nach unterworfen worden ist. Nachdem der Bischoff aufgehört hat, 
in Sachen des Kirchenregiments der Mittelpunkt der durch nationales 
und locales Interesse näher verbnndenen Kirchengemeinden zu sein 
und lediglich als Vollstrecker des päbsllichen Willens erscheint, kann 
auch die Regierang eines Staates es nicht mehr unachtsam geschehen 
lassen, däss ein auswärtiger Kirchenfürst (der Pabst), durch ^eine 
dem inländischen Bischoffe gegenüber geltend gemachte unbedingte 
Autlorität, auf die Politik des betreffenden Staates einen Einfluss 
äussere nnd die Regierungsmassregeln im Sinne seines geistlichen 
Absolutjsmuss durchkreuze. Daher Seiten der welllichen Regierun- 
gen das Bestreben, durch besondere den Bischöffen zur Seite gesetzte 
Staatsbehörden, erstre zu überwachen und sich vor den Uebergriffen 
des geistlichen Regiments zu schützen. — Die katholische Kirche 
dagegen, welche in derartigen Massregeln nur eine Beschränkung der 
ohne Rücksicht auf weltliche Gebietsgrenzen ^ allein im Pabsle ver- 
einigten höchsten Kirchengewalt erblickt, findet in jenen, die welt- 
lichen Interessen schützenden Staatsbehörden, nur Eindringlinge in 



*) Wir bemerken, das» diese Anzeige vor den jetzigen Bewegungen in dei* 
katkoÜBcheu Kirche geschrielien ist. 

Di« Red. 
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das Alles amliitgeDdc Gehlet der Kirehe, vad te wird die durch Jahr- 
haaderte hindurch schon erörterte Frage : Oh die Kirche deai Staate, 
oder der Staat der Kirche sieh anterzoordnea hahe, weil jede der 
streitenden Parteiea die Frage för sich entscheidet, Ursache eines 
hald offen y bald verdeckt geführten, nie rastenden Kampfes. Der 
Verf. will nun diese Gahrung, welche die Klarheit namentlich auch 
der deutschen politischen Entwicklung, schon Jahrhunderte lang trübt, 
dadurch niederschlagen, dass er die alte kirchliche Lokalmacht 
wieder herstellt, welche vor der Herrschaft der psendoisidorischen 
(•rundsfltze bestanden hat. Es soll, mit Beibehaltung aller übrigen 
hierarchischen Tendenzen, der Bischoff wieder zum selbststandigen 
Leiter seiner Diöces, auch in Sachen des Kirchenregiments, erhoben 
werden ; dann wird der Staat nicht zu argwöhnischer Bewachung und 
ReschrAnkuDg der bischöfflichen Rechte sich veranlasst sehen, weil 
der Bischoff nicht mehr als das Organ eines fremden, über den Willen 
des Landesherrn sich stellenden Kirchen fürslen erscheint — und 
es wird sich ein nur zum Heile der Regierten gereichender Wettstreit 
entwickeln zwischen dem Staate und der Kirchengewalt, da beide 
sich in einem „Zustande der Schwebe'^ gegenüberstehend, nur da- 
durch ihre Geltung bewahren können, dass sie sich Ansprüche auf 
die Dankbarkeit der Regierten erwerben. Doch geht die Meinung 
des Verfs. nicht dahin, die katholische Kirche in lauter einzelne 
Territorial -Kirchen aufzulösen; vielmehr soll der Bischoff auch den 
Zusammenhang seiner Kirche, und zwar insbesondere das Abend- 
land anlangend, mit Rom wahren und das bindende Mittelglied sein, 
jedoch nur auf die Weise und mit den Wirkungen, wie di.eselbe 
bereits vor dem Aufkommen der psendoisidorischen Grundstätze be- 
standen. 

Gerade die entgegengesetzten Erscheinungen und Bedürfnisse 
werden vom Verf. bei Betrachtung des Zustandes der protestan- 
tischen Kirche hervorgehoben. Nicht die überwiegende Geltung 
einer allgemeinen und über den einzelnen Kirchengemeinden ste- 
henden Gewalt, sondern die allzugrosse Absonderung der den, ein- 
zelnen Staatsgewalten unterworfenen Kirchengemeinden ist es, was 
einer selbststandigen kirchlichen Entwicklung protestantischer Seits 
entgegen stehL Das Episcopat, durch den üussern Schutz, welchen 
einzelne Landesfürsten der protestantischen Kirche bei ihrer Entwick- 
lung angedeihen liessen, auf die Träger der höchsten weltlichen 
Macht in protestantischen Territorien übergegangen, hat häufige und 
vielfach benutzte Gelegenheit geboten, der Kirchenverfassung einen 
rein politischen Gharacter zu verleihen. Die Kirche wird nicht nur 
als eine untergeordnete Korporation betrachtet, die sich^s gefallen 
lassen ranss, vom Staate nach allen Seiten hin überwacht zu werden,' 
sondern der Landesherr kann auch, ^vermöge des ihm zustehenden 
Episcopates: „was er kirchlich richtet, weltlich befehlen und was er 
weltlich will, kirchlich ordnen/' In dieser Regierungsform sieht der 
Verf. eine der prot. Kirche unwürdige und gefährliche Verfassung und 
er entwickelt, dass dieselbe den ursprünglichen protestantischen Lehr- 
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hegriffeo nnd der Angsbürgisehen Confession entgegen stehe (Art. 27* 
n. 28.). Naeh letzterer ist der Begriff des Episcopates lediglich auf 
das Amt der Pfarrer, d. h. aof die Berechtigung „SOnden zu ver- 
gehen, Lehre zu ertheilen und die Lehre, die dem Evangelio ent- 
gegen, zu verwerfen und die Gottlosen aus christlicher Gemeine aus- 
zuschliessen^S zurttckgeführt worden. Hierbei will nun auch der 
Verf. stehen bleiben und alles Regieren in der Kirche nicht an einen 
durch menschliche Einrichtungen and die besondre Gestaltung der 
äussern VerhältRisse mit der Regierungsgewalt bekleideten ßischofi, 
sondern an die Gemeinde selbst und ihren Pfarrer, Sbertragen 
wissen. Diese Form allein erklart der Verf. fQr die an jedem Orte 
erfolgende Darstellung und Verwirklichung der Kirche» Damit aber 
zwischen den auf solche Weise einander gleichgestellten Gemeinden 
mit ihren gleichberechtigten Pfarrern die Einheit (das eigentlich 
kirchliche Element) nicht verloren gehe, bedarf es nattlrlich eines 
ausserhalb der einzelnen Gemeinden und fiber den einzelnen Pfarrern 
gegebenen Vereinigungspunktes. Der Verf. findet diesen in Syno- 
den, welche durch von den Gemeinden aus ihrer Mitte zu erwählende 
einzelne Mitglieder zu beschicken wären, die Innern Angelegenheiten 
der Kirche in Bezug auf Zucht, Armenpflege und Vermögensverwal- 
tung, zn ordnen und die Kirche selbst als Gemeinde dem Staate gegen- 
über zu vertreten hätten. In letzterer Beziehung nimmt er für diese 
Synoden „das Recht motivirten Gutachtens und das Veto gegen das 
Proponirte** in Anspruch. Damit aber endlich die evangelische Kirche 
sieh fortwährend als Eine entwickeln ktfnne und a\h einzelne Ltfki- 
deskirchen sich als eine Einzige zu fassen vermögen» wfinscht er, 
dass über allen einzelnen Gemeinden und Synoden ein freier und 
klarer evangelischer Sinn sich immer mehr entwickeln, immer mehr 
dem ganzen Volke zum Bewnsstsein kommen und die Macht der öffent- 
lichen Meinung leiten mdge; und als der Weg zn einer so mächtigen 
und hehep Entwicklung des kirchlichen Lebens wird die durch eine 
freie Presse hervorgerufene Diskussion fiber Princip nnd Gestaltung 
der Kirche Seiten gelehrter und eifriger Glaubenslehrer bezeichnet. 

Die Schrift unter Nr. 2., wie schon der Titel lehrt, nur die 
Reform der protestantisc'hen Kirchenverfassnng behandelnd, ent^ 
hält, so weit sie sich auf die Betrachtung der gegenwärtigen Zustände 
bezieht, im Wesentlichen eine weitere Ausfflhrung der in Nr. 1. fiber 
dieselben Verbältnisse aufgestellten Grundsätze. Auch der Verf. von 
Nr. 2. findet, dass die heutige Verfassung der prot. Kirche eine dem 
Geiste des Protestantismus fremde, rein politische Gestalt angenommen 
habe. Auch er erklärt diese Erscheinung aus den äussern Schick- 
salen, unter denen sich die prot.. Kirche entwickelt hat und ist der 
Ansteht, dass der Schutz, welchen die Sache der Reformation An- 
fangs durch die deutschen Ffirsten erhalten, nach und nach in eine 
Gewak fibergegangen sei , durch welche in der Kirche auf rein welt- 
liche Weise geherrscht, die selbstständige Förderung des religiösen 
Lebens gehindert und dabei die Kirche zu reinen Staatszwecken viel- 
fach benutzt werde. Der Verf. unterstützt seine Behauj^tungen durch 
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das Befepiel WOrltembergs, iaiem er die Grtmdifige^ der dofügen 
YerfasdQBg fin kirchlicher Beziehang dsrehgebi md kti alles ein« 
zelncQ StüCeo des KirebeBreeiffieBts nachweist» wie die nut demselbea 
heirflutea Beamtes iiimL Behörden theils nicht 8«w»hl nach ihrer Ttteh- 
tiglLcil in kircMiisher Beziehuag, als vielmehr nach Massgabe ihrer 
politischen Talente erwählt wMen, theils wie die eigentlichen 
Pfarrer durch die ihnen vielfach aoferlegten Pflichten d(ir VcrwaUnng 
vmA Beanfeichiigang, z« Staatsdienern gemacht nnd so der Uebnng 
ihr^ geistlichen Pflichten, dem Amte der Seelsorge, entzogen 
werdea. Beaonders aber findei der Verf. das Interesse der Kirche 
geQlbrdet durch die dem Laadesherrn fibertragene höchste Episoopal* 
gewalt^ indenL bei 4er Unbestiinmtbeit, mit welcher die Greneen 
dieser Getitali ^ch birchenredhtiieh vorgeseidiaei fiaden^ bei der. 
ubendlicb schwierigen, ja hfiufig nicht zu löaenden Aiifgabe^ die 
dtvergirenden Interessen des Staates und 4er Kirche in einer Per« 
sion za vereinigen 9 gar leicht vom Standpunkte weltlicher ßoäveraiai« 
iäi ausy 4as kirchliche Interesse dem. politischen nacbgesetxl, ja anf- 
geoplert za werden pflege. — Bei den Vorschlägen, vi*dche der Verf« 
zur Abhülfe thot, ^^t dersj&lbe von dem Gründbegrifie des Slaates 
aas und entwiekelt denselben aus dem Standpunkte der neuern Phiio- 
Sophie 9 welchen er für die Beantwortung der vorliegenden Fragen 
als den alleinig richtigen bezeichnet. Er erklärt, mit MärJilin (übet 
die Beforn des prot. Kirebenwesens, Tübiog. 1833.) den. Staat ais 
,^die vom mensehitoben Geiste se^bstgeschaifej^ Wek, in welcher alle 
gdstigen Gebiete und Sphären auf gleiche Weise ihre Stelle finden 
und die ihrer Natur entsfrechende <xestalt und Existenz erlangen ^^^ 
mit einem Worte als ,^den Geist; der Menschheit in seiner äussern 
SelbstverwirkUcbung-.'' — Auf diese Weise ergiebt sich als Resultat, 
dass die weltlichen und geistlichen Infieressen der Menschheit gleich^ 
massig im Staate geCiördert werden müssen; dass sie die gleich wcrth« 
rollen Factoren und GrundbedinguBgen jeder staatlichen Entwicklnag 
bilden und also eine Trennung derselben, die auf einer höhern und 
ewigen Nothwendigkeit ruhende Einheit des Staates — in eine seiner 
innersten Natur widersprechende DtsharmoDie zersetzen würde. In 
Verfolg dieser Ansicht stelU der Verf. folgende Sätne auf: a) Der 
Staat ist der objeciive Geist der Menschheit, mediltcirt durch die 
nationaie Beschränktheit als einzelner Staat, die Darstellung des'Volks- 
geistea. ^-^: k) Das Staatliche im engern Sinn, oder das Weltliche und 
das Kirchliche sind seine beiden Hauplelemente, aber nur Momente 
im Begriff des Staates. — c) Diese Momente sind von einander unter-» 
schieden. — d) Bei diesem Unterschied stehen sie jedoch zu einan^ 
der in einem innern Verhältniss und sind fir einaader. ^-^ e) Der 
Staat ist die Totalität der in ihm liegenden wesentlichen EIcimente 
«nd Ricbtongen, die sie übergreifende und bewältigende Einheit. — 
Auf diese Sätze gründet der Verf. seinen Plaa zu Verbesserui^ der 
letzigen Zustände der protestant. Kirche; er. will: 1) ans der gegen^- 
wärtigen Verfassung alles fremdartige Beiwerk» das sieh van der 
ti^elttichen S^te des SUales ans in die Kirche nach und nach ein« 
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^•iclMbeh hat, auisehdidea und 2) in die nett« Kirchenvei^ssnng 
freiere, repräsentative Formen einfOliren. — ' Der Verf. zeigt bei- 
spielsweise an der Wfirttembergischen KirchenverftisBnng, wie die- 
selbe 9einen Ideen gemiiss umzugestalten sein würde, um namentlich 
den u«ter 1) ansgesproehenen AnfotHieruitgett zn genügen, und em«^ 
pfiehlt in Betreff der freiem ReprS^ebtiAiv^Verfa^üng die gegenwartig 
in Baden im4 zwar adt dem J. lS2i. bestehende' Kirchen verfassang, 
welche er, mit nur geringen Medificationen, als dem uater 2) an- 
gegehenen Zwecke vollkommen e<ntspreefaend bezeiehnet. 

In Nr. 3. inden sich zwei Ahhandlangen verschiedenartigen In«* 
haiis. Die erste: aber Lutherthüm' and Union, ist ein erweiterter 
Wiederabdruck eines Aufsatzes, der unter der Aufschrift: „Manifest 
gegen die Aosbrehunj^ kathelicirendel* Verketzerungssfncht innerhafb' 
der >iutbe#ischen Kirche*^ in der attgemeinen Kirehenzeittüng 1840. 
Nr* 169. erschienen ist. Der Inhalt ist so dogmatischer Natur, dass 
wir denselben hier nicht dn den Kreis unserer Betrachtung ziehen 
kenoMi« Dagegen beschäftigt sich die zwehe Abhandhog mit dem 
ntniiehen Thema; welches in den unter Nr. 1. und 2* erwähnten, 
Sofariflem abgehandelt wird. Der Verf. knüpft an die Beortheilung 
der Söbriftiett von K. Wotff „Die Zukunft der protestantisch eiif Kirche 
in Dentscbland^^; von A. Loffler „Ueber kirchtichen KathoHcismns 
oad Stparatismas oder die Wahrheil der evangensehen Union <^ — 
und ven B« Baner „Die evangelische Landeskirche Preossens und 
die Wissenschaft *% die Entwicklung setner Ansichten über Kirche 
md Sta«^ uäd über den Weg, die zwischen beiden in nenrer Zeit 
wieder so scharf hervortretenden Gonffikte in Betreff der gegensei« 
tigen -Stellung anszugleichen. Er ^agt sich von der Ansicht Baner^s 
giniltth los, weil derselbe das- Christenthum als veraltet darstellt? 
and durch ejne Religibn überhaupt, die sich aber dann dem Staate 
als eins seiner Momente einzeverleiben habe, er^etxt wissen will; 
Ebenso erklärter sich gegen die Lüffle rasche Ansicht, nach weU 
eher der ebri'stliche Staat, gleichwie die christliche Kirche, 
auf das Onmdbe^sstseih detf Geistes über sich selbst, und die da- 
dorch bedingte sittliche Wiedergebort gegründet, jenes Grundbewusst- 
sein meist viel einfacher und reiner in seinem Schoosse bewahH haben 
toU, wie die Kirche und demnach zu ihrer Leitung und Forlhildnng, 
gleich ihr selbst gmlich berechtigt erscheint. Die Kirche kann für 
sieh aHein in der Reinheit ^es Begriffes sich nicht erhalten und nur 
das kriflig schützende Regiment des Staates vermag ihr, den steten 
Angriffen der Hierarchen and aller Dissentienten gegenüber, den Be-* 
atmd ihrer Lanterkeit und geistigen Freiheit zu sichern. Daher hat 
äeb die Kirche unbedingt dem Staate in die Arme zu werfen und 
dankbar von ihm dasjenige wieder binzu nehmen, was er ihr aits seinem 
von Christo erDttHtf/Q Seihet bewnsstsein heraus zu verleihen flir eweck- 
nüssig erachtet. Lüffler findet in dem Unionsedikte des verstor- 
benen KMgs von Preossen (17. Sept. 1818.) eine thatsXchliche Hin« 
fseisimg auf seine Ideen and halt jenes Edikt PSr den entschiedensten 
Act zur Lösung der DifferefizeoHber die gegenseitige SteHuog zwischen 
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Staat ond Kirche« — Di^se ErfaOhmig des Staates zur Rirehe er^ 
scheint dem Verf. von Nr. 3« in zu schroffem Widerspruche mit den 
Gruodlehren des Christeathnmesi als dass er sie nicht gändteh zu- 
rackweisen soUl^. Er verweilt daher tiefer eingehend eigentlich nur 
hei der Wolff^schen Schrift^ mit deren Resultat: dass sich ein Heil 
für die Kirche nur in der gänzlichen Trennung derselben vom 
Staate finden lasse, er zwar auch nicht einverstanden ist^ deren scharf- 
sinnige Aufdeckung der Gebrechen der heutigen Kirchenverfaasung er 
aber vollkommen billigt und anerkennt. Dabei giebt er die Grfinde, 
aus welchen er in den Resultaten von den Wolf Pschen Ansichten ab- 
weicht, in folgenden Sätzen an: Der Staat hat aHe und jede Thatig- 
keit, die sich auf das Aeussere richtet, zu regeln und zu flher-« 
wachen; mithin auch dieKirche^ soweit sie durch eine in der Sinnen- 
welt lebende und handelnde Gesellschaft gebildet wird, zu beaufsich- 
tigen. Die Gesinnung der Einzelnen dagegen ist als ein rein In- 
neres der.Sphare des Staates entzogen; ihre Bestimmung undLeitung^ 
ist lediglich der Religion übertragen, einer Potenz, welche die 
Grenzen des Staates überragt und die ihrer Idee nach die ganze 
Menschheit umfasst und veneinigt. -— Die christliche Kirche, als 
mit dem Begriffe der Erlösung und Versöhnung mit Gott durch Jesum 
Christum, nothwendig gesetzt, besteht nicht in der ihr ausser- 
lieh anklebenden Verschiedenheit einzelner Kirchenparteien, son- 
dern sie ist ihrem Wesen nach: eine einzige, allgemeine christ- 
liche Kirche, in der alle wahrhaft GIfiubigen nur eine Gemeinde 
darstellep. Wer noch einen Anspruch auf besondere Begnadigung 
durch seine Theilnahme an einer besondern äussern Form der 
Kirche erhebt, ist entfernt vom wahren christlichen Crlauben, der 
sich eben nur daran erkennen Usst, dass man im reinen Glauben an 
Christum, abgesehen von jeder äussern Form der Manifestation dieses 
Glaubens, in jene eine und allgemeine Kirche eintritt. Staat und 
Kirche unterscheiden sich daher stets so, wie alles Aeusserliche, der 
Sinnenwelt Aogehürende von der rein subjectiven Thätigkeit des Be- 
wusstseins. Beide aber bedingen ihre irdische Existenz so, dass der 
Staat der Kirche ihre äussere Erscheinung sichert, während die 
Kirche durch die von ihr ausgehende Förderung der Gesinnung, 
allein dem Staate eine gottwürdige Beseelung und ein gottfreodiges 
Gedeihen seiner gesetzlichen Institutionen zu geben vermag; wess- 
wegen auch ein besondrer Staat von ^r Kirche aus zur Auflösung 
geführt, nie aber die Kirche selbst vom Staate aus vernichtet werden 
kann. — Auf solche Weise glaubt der Verf. das Gebiet von Staat 
und Kirche so abgegränzt zu haben, dass beide ohne Gollision und 
ohne sich gegenseitig in ihrer Entwicklung und Existenz zu hemmen, 
bestehen können und er hält seine Ansichten für leicht zu verwirke 
liehen, wenn nur irgend eine deutsche Staatsregierung den Muth 
hätte, den Gedanken der Einen allgemeinen Kirche Jesu Christi zu 
ihrer alleinigen Confessiou zu erheben und es verfassungsgemäss 
auszusprechen, dass sie nur im Sinne dieser Confessiou die verschie- 
denen Landeskirchen schützen und leitea werde« 
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Za eiaer Beartheilung der obigen Scbriften flbergehend, mii^seli 
wir gestehen, das« wir die erreichten negativen Resultate durch- 
weg fQr die bedeutenderen halten — dagegen die von den Verflf. 
gemachten pesttiven Vorschläge zd Verbesserungen des als krankhaft 
und v^fehlt Dargestellten, nicht dnrcbgehends zu den nosrigen machen 
kennen. — Wir wollen recht gern zugeben, dass in allen drei Schriften 
die Hanptursachen. des uralten, nie erledigten Streites zwischen Staat 
und Kirche recht glücklich getroffen worden sind, und dass naraent« 
lich auch die Momente, welche bei diesem Streite in der Gegen- 
wart am einflussreicksten sind, ihre volle W^Ordignng erhalten haben; 
allein der Weg zum Frieden ist von den Verff. schwerlich nacbge- 
wie^n worden. Wer die schwebenden kirchlichen Wirren fflr die 
Gegenwart genügend lOsen will, muss vor Allem dem Katholizismus 
mit seinem streng abgeschlossenen, alles Andere negirenden Prinzipe, 
seine volle Aufmerksamkeit zuwenden. Diess hat nur der Verf. von 
Nr. 1. gethan; in Nr. 2. n. 3. ist theils nur der protestantische Ge« 
sichtspuakt festgehalten , theils sind die kirchlichen Tendenzen so weit 
gefasst, dass alle einzelne Goafessionen nivellirt werden und der Ka- 
tholizismus mit dem Begriffe einer einzigen und alleinigen. Ober 
alle confessionelle Unterschiede erhabenen Christticben Kirehe ver- 
schwimmt. Allein dies ist eben das Unm((gliche. Der Kathotizisrous 
kann, seinem innersten Wesen nach, nie sich auf eine gleiche Stnfe 
mit den übrigen Gonfessionen steilen oder gar seine ihm eigenthim- 
liche Form und Verßissung, als etwas Unwesentliches aufgeben — er 
kann nichts neben sich als kirchlich gültig anerkennen, er muss fort 
und fort alles nicht Katholische negiren oder er muss aufhören — 
Katholizismus zu sein. — • Dem Verf. von Nr. I., obgleich er aller- 
^ngs dem Katholizismus eine besondre Betrachtung widmet, möchten 
wir doch noch entgegen halten, dass wir eine „Nationalisirung 
4 es Katholizismus <% wie sie der Verf. dadurch hergestellt wissen 
will, dass den Bischöffen eine grössere Selbstständigkeit verliehen 
werde und von der er erwartet, dass sie ein Schritt zur Ausgleichung 
sein werde — für eine Unmöglichkeit halten. Den Bischöffen 
eine grössere hierarchische Selbstständigkeit verleihen und durch 
eine merkliche Kräftigung der kirchlichen Lokalmacht, Rom gcgen- 
fiber, die Ueberwachung der Kirche vom Staate ans weniger noth- 
wendig machen wollen, heisst geradezu den Katholizismus refor- 
miren wollen. Die katholische Kirche, als die unter einem sicht- 
baren und nnfehlbaren Oberbaupte, dem Statthalter Ghristi auf 
Erden, vereinigte Gemeinschaft der Gläubigen, kann diesem ihrem 
sichtbaren Oberbaupte keins der Befngnisse schmälern oder entziehen 
wolle«, welche dasselbe zum einigenden und kräftigenden Mittelpunkte 
der Kirche machen. Wer soll jetzt den einzelnen Bischöffen grössere 
Selbstständigkeit eiiiränmen? der Pabst? — er kann sich nicht vom 
Prinzipe der Hierarchie lossagen und gegen die mit eiserner Gonse* 
qoenz Jahrhunderte lang von ibmverfochtenen Grundsätze kämpfen: 
dass eben in ihm aller Wille, alles BeiimsstMin, alles Heil der Kirche 
liegen — oder soUea die Scai^ euie Emancifation der Biscböffe 
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v«mriacbea? Di^s ]u«g«e eineii Kriff auf Tod aad Liekea aiil dem 
KalbolisisBUs bagiaaeo w^ltea. Uaaer VeiL verlaagt, dass die 
kaibaliaebe Kircha aof die Grond^atsa KurickgefUhrt werden sali« 
welebe in ihr var der Annabae der pteadaisidariscben Leb* 
ren gegolten babea; d. b. mit andern Worten, der Kathotiztsttitts 
soll gerade seiae eigenste and inaefste Natar, wie sieb dieselbe un 
Verlanf der Jabrbnaderte entariekett tmd der Reformatioa gegenfiber 
•rbaltan bat, ablegen uad aaf eine frabere — baroitsaberscbriu 
tene Stufe znrQekgeben — da» kann zu nlebt^» wenigsteas m^ zam 
Frieden fübrea. Die VorsebUlge das Verfs., wie die protestaati* 
acbe Kircbe von der ibr aa%edrongenen weltlieben Regierangsform 
befreit werden and die ibr gebObrende Selbstständigkeit dem Staate 
gegeaOber erlangen kaaae, baben viel Anspreebendes. Die Zntbei«' 
lang des Kircbenregiments an den Pfarrer and seine Gemeinde, 
die Vertretang der kircblieben Interessen darch Synoden, welebe 
dorob freie WaM der einzelnea Gemeinden zu besebieken, ond die 
in einem durcb die freie Presse gekraftigtea and immer mebr ge* 
atfligertiHft aUgemeioen evangeliseben Bewasstsein gegebene 
kaehste and letzte Vereinigaag, sind jedenfalls Ideen, denen eiae 
tiefe Wabrbeit iane wobat. Wenn daneben nocb der VerL den 
Staat als auf die Kirebe iaflairend, sie leitend and beratbend^ er* 
sebeinen lasst, so bannen wir dies nicbt mit seinen oben entwickelten 
Aasicbten vereinigen -**- wie wir denn aaeb eine nähere Angabe der 
Grenzen des dem Staate lu gestaUenden Einflaaias vermissen. Wir 
gbaben« dass die Aasicbtea des Verfs. ia ihrer Gonseqoenz auf eine 
gänzliche Trennung der Kirebe vom Staate hinweisen» 

Die in Nr. 2. u. B« entbaltenea Verbesserongsvorschlage leide« 
an zh grosser Allgemeinheit; sie baren gerade da auf, wo man ihre 
nähere Begritndung erwartet. Denn weaul in Nr. 2«, nm die noili* 
wandigjen. Reforaian des protestantischen Rirebenregimenta var^ 
zozeiebnen, auf die Natur uad Entstebaa^ des Staaten zarfickgegangen 
und am Ende das Regultat aufgestellt wird: „das Weltliebe and Kirebf^ 
liebe ^eien nur die beiden Hanptmomeate im Staate, werden aber 
durch dessen sie aberrageade Einheit bewältigt uad vereinigt«^ — .- 
eo berabrea diese Grundsätze ebenso den Katboliziamus wie den 
ProlestaatiBmos. Wir vennisaea nna eine Naobweisaag der Anwende 
barkeit der aofgeateltien Ideen auf das katboliaebe Princip *-*- die ona 
der Verf. jedenfaUs scbnidig ist, wenn er, im Widersprach mit dem 
anfänglich von ihm allein fcstgel^ltenen protestantiseben Suadpuakte, 
•einem Thema platzUeb die weiteste uad allgemeinste Aosdebaang 
verleiht; wir vermissea eiae acharfe Naebweisnng der Art nnd Weise« 
wie nun eigenttteb der Staat als die habere Potenz die beide« Mo^ 
mente des Weltlieben and Geistlieben In sich zu vereinigen habe? 
Hier stehen wir wieder auf. dem alten Flecke und fragen: wie he^ 
grfinzt sich gegenseitig das WeUHcbe and das Geistliche? nad wie 
wird die Harmoaie gefunden, in. der sie sich auflasen müssen? — * 
Ebeaso itt es mit den in Nr. 3« eatbaitenen selbatständigen. Vocw 
aeUigeBL Dtesetbea laufen eigentlicii aar auf «in die: a«i6sern ce«n 
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ff ssiaoeileii Vaieutheiiwmgsat^htn ak naweseatlieli niehl bcbcliUsAes 
Toleranzedikt hiaan», das aber nur christiicke Gonfeasiooen ud 
nur in soweit anerkennt, als die Glanbeftailta^ derselben in die eine 
und alleinige cbri^tlicke Kirche paasen. Abgeseben daroa, dait 
es der Verf. äberiebaa bat, den Glaubam 2B cbarakteriaren, der da 
erfordert i?icd, um. mit ^ener einen efanatlicben Kirche eomfarm zi| 
j^in^ so^ febtt jedepäbeüe JDarlegnng der Rechte und. Pfiicbtea, dl^ 
aMano die so dargestellte ebrisUichis Kirche, dein Städte gegenüber 
liaben soUe? Der Vetf. sagt aar, der Staat, solle die jm iron ibn^ 
anerkannten Kireben, als seine Landeskireben ,>selifitzenikidleiteii^'A- 
wamn und gegen was soll er sie schätzen? wie, woblosetl «r ai^ 
leiten? Bier hätte derVerf.dentlicb, ansfübrlicb sich erklären .ntfs^» 
sen; — aber er scbweigt^ er sagt nur: das der Staat die flnssere 
Existenz dejf Kirche bedinge; die Kirche aber die Staatsbürger mi^ 
der reebten §pottfreudigen. Gesinnung begäbe; dass daJier. der Staat 
nur das Aeissere an der Kirche zu vertreten und iia die Sphäre smnef 
Thätigkeit zu ziehen babe ^-* dagegen um die Lehre and den Ghiuben 
sieb nicbt kümmern därfe. Damit ist also nur gesagt, dass akb der 
Schatz und die Leitung , welche der Kirche vom Statte aus werden 
mOssen, nur auf die fiassere Erscbeinang der Kirche. zu beziehen 
haben — keineswegs ist über die Natur und über die ^rftnaen dieaefc 
Schatzes irgend etwas gesagt .:Und wenn sich der Staat «m die 
Glaubens^Prinzipien seiner Angebi^rigea nicbt kümmern aolt^^^ waradi 
aell er dann nur christliche Confiessionen, al& seinen Landeskiroben 
ungehörig, ^^scbützea und leiten'^? -^ Staat und Kirche sollen §egem 
seitig ihre irdische Existenz bedingen und der Staat der l^ireba 
ihre äussere Existenz sichern; — gleichwohl soll ^rStaät von 
der Kirche (als der Vertreterin der Gesinnung) möglicherweise 
aufgelöst wefden. können -^ ä, b. also die Kirche kann sieh mög«i 
lieberweise aus der Sianenwelt vertieren, dadurch, dass sie dea Staat 
und mit diesen. Ihre äussere Ejustenz auflöst. . j 



Die LeLre des Yerziclits^ nach . (den /Quellen bearbeitet von 

. Pli. ITilh* MAe^i^f e^wmhe, Amtsaetuar. Kass.Ql, Bohne, 1S43n 

gr. 8. (ATblr.) .. .... 

Die vorKegeade Abhandlung ruft im Leser, atich bdim flficblig-L 
sten Anblick, eine sehr ungünstige Meinung hervor. Schön die 
Vorrede enthält manche Aeusserungen, durch welche der Verf. das 
strengste (JrthetI sieb selbst gesprochen hat. Ref. bebt unter ihnen 
feigende hervor. Auf dem Titel des Dnebes wird eine quellen«^ 
massige Bearbeitung der Lebre vom Verzichte verbeissen. Gfeicb- 
wohl sagt der Verf. in der Vorrede, er babe bei dem Mängel an 
Quellen und bei seiner Entfernung von einer Biblioibek, grössten- 
tbeils aus den in seiner eigenen Büehersannnlung befindlichen, all« 
gemeinen, den Verzicht nicht besonders entwickelnden Werk^ nur 
einschlägige Stellen des corpus juris zn finden sieb bemüht, um 
danach die Chrundsätze det» Verzichts aofeusteHen, daher denn auch 
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vercIgBch GeseizstelteD angesegen worden. Dahei versichert er 
Bocb treafaerztg, er habe ^ie Belege » wie sich beim Durcbleseo fin- 
den werde 9 nicht blindlings niedergescbrieben. — Um nur in einer 
Beziehmg die Liehen des Bncbes näber zu bezeichnen, so hat der 
Verf. folgende, der Berücksichtigung wertbe, Abhandlungen unbenutzt 
gelaasen: C Ziegler D. de renunüationibus FiL 1667. 4. — Paul. 
Gallerati^ Fr. de renutUiationibus. Genev. 1678. fol. ^ — Huh. 
Gifhmnii et Andr. Balneri, Fr. de renuntiationibus in Traci. 
prmeeip. de remmi. c. praef. Schilieri. Argen tor. 1701. 4. — G. 
Tkeod. Sekeinemann^ D. de renunt. sui juris nonvalida. Regiom. 
1725* — Stryk^ l>.de certioralionejuriumrenunciandorum.c,€. — 
Göd. Lud. Mencke^ D. de faclorum indole in taeitis renunciat. in 
Opme. nr. 16» — E. F. Pfotenhauers D, utrum et qualenus legib. 
praeeertim prokibitivig renuntiarii possit. Fit. 1792. 4. — Fritz 
im Archiv für civ. Prax. Bd. Vlil. No. 15. — Wer aber beim Be- 
ginne einer literarischen Arbeit die frohe Hoffnung nicht in sich trägt, 
dass er bei tiefem und ernstem Studium seiner Materie etwas Tüdh- 
tfges «nd dem gegenwärtigen Standpuncte der Wissenschaft Ange- 
messenes und Genügendes zu liefern im Stande sei, der sollte wahr- 
lich gar nicht anfangen, den schlüpfrigen Pfad des schriftstellerischen 
Lebens zu betreten. 

Den Stoff selbst bat der Verf. in 18 Paragraphen und zwar in 
der Art behandelt, dass §. 1. nur einleitende Bemerkungen, die mit 
dem Begriff des Verzichts sich beschäftigen, §. 2« aber, die Eintbei- 
luttgen des Verzichts enthält. Hierbei kann man jedoch nicht unbe- 
rührt lassen, dass einer, besonders in processualiscber Beziehung 
wichtigen, Eintheiluog des Verzichts in wahren und gesetzlich 
fittgirten, nicht Erwähnung geschehen* Zwar berührt der Verf. 
S. 8. den ebengedachten Unterschied , allein auf eine, nicht im min- 
desten befriedigende, Weise. §. 3. bandelt dann vom ausdrücklichen 
und stillschweigenden Verzichte insbesondere; §. 4« von dem allge-» 
meinen und besonderen Verzichte; §. 5. von dem gerichtlichen und 
anssergerichtlichen Verzichte ; §. 6. von dem beschworenen und nicht 
beschworenen Verzichte; §• 7* von dem Haupt- und untergeordneten 
Verzichte; §• 8. beschäftigt sich mit den Erfordernissen und Wir- 
kungen des Verzichts im Allgen||Binen ; §. 9. mit den besonderen Er- 
fordernissen desselben; §• 10« mit dem Einflüsse des Nicht- oder 
Falschwissens, Irrthums, Betrugs, Zwangs and der Furcht auf den 
Verzicht; §. 11. handelt dann von den Gegenständen des Verzichts 
im Allgemeinen ; §.12. erörtert die besonderen Bestimmungen; §.13. 
sucht zu zeigen, dass der Verzicht, welcher gegen Gesetze oder 
Verordnungen anstösst, nichtig sei; §• 14. dass der Verzicht gegen 
die vorgeschriebenen Förmlichkeiten und die wesentlichen Erforder- 
nisse der Verträge nichtig sei; §. 15. handelt von dem Verzichte 
Huf Prozessvorschriflen ; §. 16. von dem Verzicht auf Rechtswobl- 
Ibaten und Privilegien, überhaupt auf Vorrechte; §.17. ist nicht vor- 
. banden; §» 18. endlich verbreitet sieh über den Beweis des Ver- 
'zichts. -^ Abgesehen davon t dass in dieser Aneinanderreihung der 
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bebaDdeÜeo Materie, ein wirkliches, oaoh den Grundsätzen der Logik 
geordnetes und nur allein zu einer klaren Anschauung führendes System 
durchaus nicht zu finden ist, so vermissen wir auch gründliche Erörte* 
rungen« über wirklich wichtige und einflussreiche Theile dieser Lehre, 
namentlich: 1) über den V^erzicht auf Beweismittel, Rechtsmittel; in 
welcher Beziehung das S. 17. Nr. 3. Gesagte nicht genügt; 2) über die 
Acceptation des Verzichts ; 3) über den Verzicht im Zweifel; 4) über 
die Auslegung des Verzichts; 5) über einseitige Zurücknahme des Ver« 
zichts; 6) über die sogenannten Verzichtsclauseln und 7) über den 
Beweis des Verzichts, indem di^ §. 18. erwähnten, höchst oberfläch- 
lichen AusfuhruiOgen, ebendeshalb für « wissenschaftliche nicht gellen 
können. — Auch die im Werke herrschende Methode ist in keiner Be- 
ziehung eine befriedigende. Namentlich findet man nirgends jene phi- 
losophische Begründung der aufgestellten Grundsätze, welche einer 
Monographie vorzugsweise ihren Werth verleiht, sondern immer nur 
abstracto Sätze milBerufueg auf Gesetzstellen und Doctrinalmeinungen; 
Alles bestimmt, apodictisch, ohne gründliche Erörterung der Gründe. 
Nach diesem Allen stellt sich das mehrbesprochene Werk zwar als 
ein zur Selbstvervollkommnung geschriebenes, keineswegs aber als 
ein auf die Wissenschaft selbst Einfluss ausübendes dar.^ Druck und 
Ausstattung sind gut, sehr störend aber die vielen, darin vorkom- 
menden Druckfehler. 



Deutsche Reehtsdenkmäler aus Böhmen nnd Mähren^ eine 
Sammlung von RechLsbuchern, Urkunden u. alten Aufzeichnungen 
zur Geschichte d. deut. Rechtes, herausg. u. erläutert von Kmil 
Franz Rössler, Dr. d, R.^ Mitglied d. Prager Juristenfacultät 
u. Supplenten der Lehrkanzel f. d. Österreich. Civilr. an d. Karl- 
Ferdioands-Hochschule. Mit e. Vorrede von Jacob Orimm* Bd. 1. 
— A. u. d. T.: Das altprager Stadtrecht aus dem XIV. Jahrh. Nach 
den Vorhand. Handschriften zum ersten Mal herausgegeben u. s. w. 
Prag, Calve'sche Buchhandl., 1845. CII u. 210 S. 8. (2 Thir.) 

In neuester Zeit giebt sich nun auch in Oesterreieh ein reges 
Streben, das äUere einheimische Recht zu erforschen, mehrfach kund, 
und es ist dies um so erfreulicher für uns, als dies nicht nur seilte 
reichen Früchte auf dem Gebiete der gegenwärtig in Oesterreich gel- 
tenden Rechte tragen, sondern auch den übrigen Germanisten Teutsch- 
lands ein wichtiges, zeither noch ziemlich unbekanntes, Feld für ihre 
Forschungen ' erschliessen wird. — Zu diesen literarischen Erschei- 
nungen ist ganz vorzüglich auch das hier anzuzeigende Buch zu 
rechnen. Der gelehrte Verf., der sich schon durch andere wissen« 
schaftliche Leistungen unter den jüngeren Juristen Oesterreichs her- 
vorgethan bat, macht uns nicht nur mit einer neuen Rechtsquelle, die 
besonders für die geschichtliche Entwicklung des städtischen Rechts- 
lebens wichtig ist, bekannt; er erweist sich selbst auch als mit den 
wisaenschafilicben Leistungen der neuesten Zeit auf de« Gebiete des 
Krit. Jahrb. f. D. KW. Jahrg. IX. H. IX. 53 
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tevtsehen Reehtes Qberall binISnglich verlraat, was um so mehr aner- 
kenoeDd henrorzuheben ist, als man nteht selten in den sonst gründ- 
iicben Sehriften Osterreicbiseber Juristen die Bekanntschaft mit 
der neaesten tentscben juristischen Literatur nnd ihrer Ergebnisse 
rennisst. — Der Verf. verspricht fOr einen zweiten Band die alten 
Brfisner und Iglaner Stadtreehte u. s. w., ffir einen ferneren eine Ur- 
kundensammlnng zur Geschichte des Ursprungs der Städte in Böhmen 
und Mahren, und endlich für einen vierten eine Sammlung der Dorf* 
WeistbOmer dieser Lander. Dies ist um so anerkennenswerther, als das 
jetzt begonnene grosse Unternehmen 4^on Kaitenboeck, die Heraus- 
gabe der Österreichischen RechtsbUcher des Mittelalters, von der uns 
zur Zeit zwei Hefte WeisthUmer (PantaidingsbOcher) enlhaUend, vor- 
liegen, sich auf Böhmen nicht mit erstreckt. 

Der Verf. verbreitet sich in der Einleitung S. XIII — XXXVfU. 
zunächst fiber die bearbeiteten und mitgetheilten Handschriften, wo- 
bei wir dem Fleisse und der unermQdlichen Sorgfalt desselben alle 
Gerechtigkeit widerfahren lassen. Hierauf folgt von S. XLV — XCVI. 
die Darstellung des Rechtssystems (Privatrecht, Strafreeht, das B8r- 
gerlbum, Finanz- und Kriegsverfassung), soweit sich ein solches ans 
dem prager Stadtreehte ergiebt; wir haben dieselbe mit Vergnfigen 
gelesen. In dem Urkandenbuche befindet sich S. 1 — 100. das alt- 
prager Statutarrecht und von S. 101 — 164. das Recbtsbuch, worauf 
noch verschiedene andere Urkunden folgen. Das erslere ist allmälig. 
im 14. Jahrb. entstanden, und aus einzelnen Satzungen namentlich 
aus WeisthQmern der SchöfTen über einzelne Gegenstände hervorge- 
gangen, so dass es nicht ein eigentliches Stadtrecht ist, wie wir deren 
von so vielen anderen Städten haben, doch findet sich wohl auch 
keine Spur, dass Prag ein solches gehabt habe. Das Rechtsbuch 
scheint eine Privatarbeit zu sein. Über deren Gebrauch in den Ge- 
richten sich etwas Zuverlässiges nicht ermitteln lässt. Es ist im 
wesentlichen aus dem Sachsenspiegel entnommen, (der Verf. weist 
überall mit Umsicht die entsprechenden Stellen in demselben und an- 
deren Rechtsquellen nach,) wie denn überhaupt sächsisches und niagde- 
bnrger Recht in Böhmen viele Beachtung fand. — S. XXXVl. sagt der 
Verf. in Betreff der Handschrift der prager Domcapitular-Bibliotbek : 
Auf dem Vortetzblatt liest man: In theutonico et latino excerpta 
Nova Jura Civ. präg. Hier fögt der Verf. bei Nova in Parenthese 
Nota? bei. Verstehen wir aber denselben recht, so wird mit diesem 
Titel das Rechtsbuch und nicht das Statutarrecht bezeichnet, und in 
Betreff des ersteren konnte wohl der Verfasser desselben von nova 
iura sprechen, und zwar theils vielleicht ans einer gewissen Eitelkeit, 
theils weil er vorzüglich aus dem sächsischen Rechte geschupft 
hatte. 

Um nun wenigstens noeh in einem Beispiele zu zeigen, wie beach-^ 
tungswerth das altprager Statutarrecht fUr die Entwicklung des ein- 
heimischen Rechtes ist, machen wir auf Nr. 16» 25. u. 27* (S. 12. 
.16. u. 17.) aufmerksam. Die Ueberschrift von Nr. 25. lautet: De 
reeeptione super dampna debitoris. Die von Nr. 27.: Quomodo ere* 
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ditor dehet facere cum debet super dampna rectpere debtions. 
(d, 19. Mai 1332.) Hier ist uun davon die Rede, dass ein Gläukigei* 
sein Gejd von einem Andern als dem Schuldner nehmen soll oder 
will. Es isi zwar bekannt, dass naeh unseren Rechtsbüchern des Mit- 
telalters der Gläubiger, der von seinem Schuldner nicht bezahlt wurde, 
unter anderen Mitteln, die ihn das damalige Recht darbot, auch zu 
derPfftndung der Hintersassen des Schuldners, um zu seinem 
Gelde zu kommen, greifen konnte, und die base 1er Gerichtsordnung 
V. 1457. o. 77. bestimmt sogar, dass sich die Hintersassen des Schuld* 
ners die Pfändung von Seiten des Gläubigers ihres Herrn ganz allge- 
mein, d.h. ohne Rücksicht auf den ihrem Herrn schuldigen Zins u. s.w. 
gelallta lassen müssen. Könnte man nun auch auf den ersten An- 
blick glauben, dass in dem prager Statutarreehte dieselbe Satzung 
sieh wiederfinde, so .seheint uns dies doch ntebt der Fall zu sein, 
vielmehr meinen wir, dass hier ein nicht unwichtiges Moment für die 
geschichtliche Entwicklung des Wechsels in Teutschland vdriitgt; 
denn dass Prag damals eine bedeutende Handelsstadt war, ist bekannt, 
und wird auch von unserem Verf. hervorgehoben. — Der Inhalt der 
Satzung selbst ist nun folgender: Wer Geld, das man Mhm schuldig 
ist, auf jenes Schaden, der es schuldig ist, von einem Dritten neh- 
men soll oder will, er habe deshalb Briefe oder nicht, (Dedekind, 
Vergangenheit u. Gegenwart des teutschen Wechselrechtes 1844. S. 6« 
N. * will die Worte verbrieft und unverbrieft in hierher gehörigen 
Urkunden auf Wechsel bezogen wissen,) der soll, wenn er dies 
gethan bat, gehen vor das Gericht, vor die vier Efänke, wo Richter 
und Schöffen zu Gericht sitzen, und soll es verlautbaren, dass er das 
Geld genommen hat auf des Schuldners Schaden. Den, von dem er 
das Geld genommen hat, soll er bei sich stehen lassen, er sei Christ 
oder Jude; dieser soll dies bekennen. Will sich derselbe mit dieser 
gerichtlichen Handlung begnügen, so steht es bei ihm, will er es 
nicht, so soll der Gläubiger beschwören, dass er von jenem aufScha« 
den genommen, worauf auch der, der auf Schaden gegeben hat, zum 
Schwur genöthigt werden kann. Uebrigens wird noch festgesetzt, 
dass man dem, der sein Geld auf Schaden nimmt, und den Schaden 
beweist, den Schaden auch gerichtlich zuerkennen soll, wenn er 
schon Briefe des Inhalts hat, dass er nicht auf Schaden nehmen soll. — 
Dieses Nehmen auf Schaden, super damna recipere^ könnte man 
auf die Zinsverbote jener Zeit in der Art beziehen, dass man die 
Zinsen f/^e^rae unter den Deckmantel des Schadensanspruches und Er- 
satzes verbarg, wie es denn bekannt genug ist, dass man die Zins- 
verbote des canonischen Rechtes auf verschiedene Weise zu umgehen 
wusste. (Hüllmann, Städtewesen im Mittelaller I. S. 53. ff.) Allein 
richtiger wird wohl mit dem Nehmen auf Schaden eines Anderen nur 
ausgedrückt, dass man sich sein Geld auf Rechnung eines Anderen, 
des Schuldners, von einem Dritten auszahlen Hess. Doch wird das 
Wort Schaden in diesen Stellen auch noch in einem anderen Sinne 
gebraucht, nämlich in dem, in welchem es soviel als die Schuldfor- 
derung selbst bezeichnet, indem z. B. von dem gelobten Schaden die 
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Rede ist — Was nan aber das EnftBelineD des Geldes von einem 
Anderen als dem Schuldner anlangt, so scheint uns dies auf die 
bekannten Campsores hinzuweisen, die ja lierartige Geldgeschäfte 
vermittelten y und für Andere Zahlungen leisteten. Ebenso bekannt 
ist es aber auch, welchen bedeutenden Einfluss diese auf die Au^bil«- 
dong unseres Wechsels gehabt haben, und so halten wir denn da- 
für, dass bei einer geschichtlichen Entwicklung des Wechselinstitotes 
in Teutschland die fraglichen Stellen einer Beachtung nicht nnwertb 
sind* Julius Weiske« 



Anleitang znr Renntniss der wesentlichen Bestimmungen fUr den 
«dministrativen Wirkungskreis der Landgerichte in Bayern von 
JDr. €!-• H. Freudel» vormal. Direktor d. Regierung y. Ober- 
franken, Kammer d. Innern. Bayreuth, Bucbner^sche BuchbandL, 
1845. IV, 189, 260 u. XXVI S. gr. 8. (geh. 1| Thlr.) 

Je weniger Gesetze in Baiern seit dem J. 1818. erlassen wor- 
den sind, desto zahlreicher sind die an die ständische Mitwirkung 
nicht gebundenen Verordnungen im Verwaltangsgebiete, wovon 
namentlich die neue Dollinger^sche Sammlung Zeugniss giebt. Es 
ist daher für den Verwaltungsbeamten keine kleine Aufgabe, das Ge- 
biet der Normen, nach denen er bandeln soll, zu Überblicken. Ibn 
bierbei zu unterstützen ist der Zweck dieser Schrift, die aus einer 
von dem Verf. im J. 1838. im Auftrage des k. Ministeriums entwor- 
fenen Instruktion für die Landgerichte hervorgegangen ist. Die erste 
Abtheiluug giebt eine Uebersicht der Verwaltungsaufgaben der Land- 
gerichte in sechs Titeln nach folgenden Gegenständen: Staatsrecht- 
liche Angelegenheiten^ militärische; Religion und Kirche; Erziehung, 
Bildung, Unterricht uud öffentliche Sitten; Medizinalwesen; allge- 
meine Landes-Polizei. In diesen Titeln werden in §§. die auf jeden 
einzelnen Punkt sich beziehenden Verordnungen systematisch zusam- 
mengestellt, und die nöthigen Verweisungen auf die Regierungsblätter, 
die Döllinger^sche Sammlung und auf die Kreis- Intelligenzblätter 
beigefügt. — Die zweite Abtbeilung enthält 50 Beilagen, in welchen 
theils Ministerialrescripte, theils Ausschreiben der Regierung von 
Oberfranken, die sich in den genannten Sammlungen nicht finden, 
wörtlich mitgetheilt werden. Am Schlüsse werden noch einige Ta- 
bellenformulare gegeben. — Ein alphabetisches Register soll das Auf- 
finden der einzelnen Gegenstände erleichtern. Es genügt aber hiezn 
nicht, und es ist ein offenbarer Mangel, dass nicht eine systematische 
Inhaltsübersicht und ein chronologisches Register der einzelnen Ver« 
Ordnungen heigegeben ist; denn bei solchen übersichtlichen Sammel- 
werken kommt Alles darauf an, das Auffinden einzelner Punkte nacb 
allen Seiten zu erleichtern. 
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Das K. Wiirttembergische Gesetz über das Notariats- Wesen 
vom 14. Juni 1843. Nebst der K. Verordnung, beireffend die 
Vollziehung dieses Gesetzes vom gleichen Tage, aus den dem- 
selben vorangegangenen Verhandlungen und den einschlagenden 
Gesetzen erläutert; mit einer geschichtlichen Einleitung und einem 
Anhange, enthaltend eine Zusammenstellung der in das Gebiet 
der nicht streitigen Gerichtsbarkeit einschlagenden Gesetze, 
Verordnungen und Normalien. Von Fr. Kappler. Stuttgart^ 
1843. 8. 

Eine etwas tiefer eingehende Anzeige der gegenwärtigen Sehrift 
rechtfertigt sich in doppelter Beziehung, einmal durch das Interesse 
ihres Gegenstands, sofern sie sich auf die neueste Gesetzgebungs« 
Maasregel Württembergs über eine Materie bezieht, welche flQr die 
Gesetzgebung mancher deutschen Staaten entweder bereits tum An- 
griff vorliegt, oder wenigpstens voraussichtlich bald vorliegen wird ; 
sodann durch das Verdienstliche der Arbeit selbst, deren Verfasser ~ 
sich schon durch vielfache mit hdehstem Fleiss und vieler Präeision 
ausgeführte Gompilationen, z. B. in der Rey seherischen Gesetzes- 
sammlung, durch das juristische Promtuarium (1837.) und besonders 
sein Handbuch der Litteratur des Criminalrechts (1838.) rttbmiieh 
bekannt gemacht hat. Wir müssen unsern Bericht mit einem kurzen 
Ueberbliok über die GescbiAte des in dem vorliegenden Werk com« 
mentirten Gesetzes und. seinen Inhalt beginnen. 

Die Handhabung der freiwilligen Gerichtsbarkeit ruhte in Würt- 
temberg von den ältesten bis auf die neuesten Zeiten in ziemlich aus- 
gedehntem Umfang in den Händen der Stadt- und Dorf- Gerichte* 
Allerdings war diess i>esonders seit dem Eindringen der fremden Rechte 
mehr dem Princip als der That nach der Fall; denn von dieser Zeit 
an waren diese ans schlichten Bürgern und Bauern bestehenden Be- 
hörden der Sache nicht gewachsen; auch die übrigen organischen 
Einrichtungen der niedern Gerichts- Verfassong und Verwaltung waren 
von der Art, dass ein Hülfs- und Vermittlungs- Organ für dieselbe 
mothwendig war,« und so kam es, dass Stadt-, Amts- und Gerichts- 
schreiber, deren Function schon vor 300 Jahren als eine von Alters 
ber herkömmlicbe bezeichnet wurde, zu einem eigenen, mit nnd neben 
den Gerichts- und Verwallungs- Behörden selbst eingreifenden, nach 
und nach auf das tiefste mit dem Organismus der untern Verwaltung 
verwachsenen Institut wurden. Dieses Institut, unter dem Titel 
Schreiberey- Wesen in Württemberg wohlbekannt, in verschiedenen 
Regierungs- Perioden zum Landes- Gravamen geworden, (vgl. hier- 
über die In diesen Jahrb. 1844. S. 233. ff. enthaltene Recension von 
Wäcbter's Handbuch des Württerob. Privatrechts) musste insbeson- 
dere mit dem Erwachen des constitntionellen Lebens in den J. 1815 — 
1819. ein Stein des Anstosses werden. Dazu kam, dass die für die 
niedere Verwaltung Überhaupt nolhwendig gewordene, in jenen lahren 
durchgeführte neue Organisation schon für sich auf jene Einrichtnn- 
gen stiess, nnd so worde am 29. Aug. 181 9*> also ganz kurz vor dem 
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Absehloss der neuen Verrassongi ein Ediot Ober die Einriebtong der 
GerichU-Notariate erlassen, welches das Institut der Stadt- und Amts- 
schreibereyen einer vollkommenen Umgestaltung unterwarf. Der Voll- 
zug dieses Edicts fand jedoch zunächst in dem Widerspruch der er- 
sten nach dem neuen Verfassungswerke zusammengetretenen Stände* 
Versammlung Hinderniss ; insbesondere wurde in Folge der ständischen 
Verhandlungen der neue Grundsatz aufgestellt, dass das Princip der 
Trennung der Justiz und der Verwaltung auch in dieser Stufe des 
Aemter- Organismus durchzuführen sey. Hiezu kam noch, dass die 
bey dieser neuen Einrichtung vielfach und gewichtig betheiligten Per- 
sonalverhällnisse und Rechte dem Uebergang in den neuen Zastand 
grosse Schwierigkeiten, in den We^ legten und so erfolgte der end^ 
liehe Vollzug dieser neuen Organisation erst im J. iS26. dureh die 
Verordnnngen v. 21* März, 17. April und 24. Mai 1826., deren Ckmnd- 
lage das Ediet von 1819. blieb. Auf den folgenden Landtagen wurde 
jedoch dieselbe der Gegenstand stets wiederholter Motionen and Er- 
erterungen, deren Hauptthema die Wieder- Anfechtung des vorher 
petitionirten Trennungs* Grundsatzes (nach Jostiz- und Verwaltungs- 
Gesebäften), sowie die vollkommene Freygebung der Notariats- 
Gescbäfte an die Gemeinde -Behörden bildeten, und es wurden anefa 
von der Regierung wiederholt Gesetzes -Entwürfe zur Revision der 
NotariaU- Gesetzgebung eingebracht, der letzte im Oktbr. 1841.« 
welcher auf den Landtagen von 1842. ubd 1843. zur Berathung und 
Beschlussfassung kam und die Grundlage des sofort am 14. Juni 1843. 
premnigirten Gesetzes bildete. Diesem Gesetz, welchem eine von 
demselben Tag datirte Voliziehungs- Verordnung beygegeben wurde, 
bat denn der Verf. die vorliegende Schrift auf dem Fuss nachfolgen 
lassen, was ihm besonders dadurch möglich wurde, dass er seine 
Vorbereitungen hiezu theils während der ständischen Verhandlungen 
(auf der Tribüne der Zuhörer), theils in dem Zwischenraum zwischen 
den Sehlussverhandlungen und der Promulgation getroffen hatte. Diese 
Eile müssen wir loben, weil bei derartigen Gegenständen das prac- 
tische Bedürfniss immer am dringendsten unmittelbar nach dem Ein- 
tritt der Wirksamkeit des Gesetzes vorliegt, und die Möglichkeit, eine 
gute Arbeit zu liefern, bey einem Gesetz mit dessen Production fast 
ein Viertels -Jahrhundert zugebracht worden war, auf dem von dem 
Verf. eingeschlagenen Weg wohl vorlag. 

Bevor wir nun aber zur Berichlserstattung über Zweck und BItn« 
richtung der vorliegenden Schrift übergehen, müssen wir einen kurzen 
Blick auf das Gesetz selbst werfen. Hiebey ist vordersamst zu be« 
merken, dass das Gesetz unter dem Einfluss seiner Geschichte etwas 
gelitten hat* Die Zeit und Umstände, unter welchen seine erste Grind- 
lage im J. 1819. zu Stande gekommen ist, waren in mehr als einer 
Beziehung nicht günstig. Ein Haupt^Missstand war hiebey, wie bey 
manchen andern derartigen legislativen Maassregeln Württembergs 
der, dass man Grundsätze des Rechts, des Verfahrens und organische 
Bestimmungen gleichzeitig reguliren rousste, aber bierin nicht weiter 
geben wollte, als dass bey jedem so viel, als der Zusammenbang mit 
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4ea aaJern Tbeileo eben netbw^Ddig macbte, gescbab« Die obea 
aagedeutete Geschichte der weitera Enlwickluog dieser gesetzlichen 
Maassregel, insbesondere die besondern hier nicht za erörternden 
Bichtnngen der legislativen Kdrper halte die Staatsregieruag am £nde 
in eine Lage gebracht, dass sie hey ihrem Schlussakt keine ganz freye 
Bewegung mehr entwickeln konnte, sondern auf die bereits gegebenen 
Grundlagen bauen mussle. Ohne diese Umstände würde ohne Zweifel 
bei diesem Gesetz, besonders in den organischen Einrichtungen, Man- 
ches anders und besser geworden scfn. Immerbin k^nn aber die 
Feststellung der Verhältnisse, wie sie einmal gegeben waren, durch 
das vorliegende Gesetz als eine woblthätige erklärt werden, und e^ 
ist anzuerkennen, dass das Gesetz von der in VyUrttemberg von jeher 
unmässig weit getriebenen ßevormundscbaftung in diesem Recbts- 
zweig in richtigem Maass eingelenkt und den Organisraas des Notariats^ 
Wesens mit den sonstigen Zuständen möglichst in Einklang gebracht 
bat. lieber den Inhalt des Gesetzes geben wii* mit Nachstehendem 
einen Ueberblick. 

Der erste Abschnitt handelt von den zu Ausübung der 
willkübrlichen Gerichisbarkeit bestellten Behörden, 1) den 
Stadt- und Gemeinde-Räthen, welchen die willkührlicbe Gerichtsbar- 
keit im Aligemeinen «bertragen ist, so weit sie nicht höhern Gerichts« 
stellen vorbehalten ist (Art. 1.);' 2) den Waisengerichten, welche 
Ausschüsse der Gemeinderäthe sind, ,,rür diejenigen Geschäfte der 
willkührliehen Gerichtsbarkeit, welche Theilung«* und Vormondschafts* 
Sachen betreifen und ihrer Weitläufigkeit oder anderer Umstände 
wegen nicht füglich vor versammeltem Gemeinderäthe verhandelt wer^ 
den können (Art. 2^5.); 3) den Notaren „zu Berathung und Unter- 
stützung der Waisengerichte und Gemeinderäthe in Behandlung der- 
jenigen Rechtsgeschäfte, welche besondere Gesetzes- oder Geschäfts« 
kenntniss erfordern, sowie zu Besorgung anderer, in diesem Gesetze 
ausgehobenen Geschäfte, wohin namentlich diejenigen Geschäfte ge- 
hören, welche den (übrigens auch in Württemberg noch neben diesen 
Hülfs- Beamten fortbestehenden) Notaren im gemeinrechtlichen Sinn 
zukommen. Die Gerichts- Notare sind zunächst für die Oberamts- 
städte — gewöhnlich mit Zugabe einiger weitern Orte bestimmt, zu- 
gleich ordentliche Beisitzer der Bezirksgerichts-Collegien und gesetz- 
liche Stellvertreter der Gerichts-Actuare; die übrigen Notare, deren 
Districte aus Amts-Orten bestehen, heissen Amts-Notare (Art. 6 — 12.); 
4) den Oberämtsgericbten, als Aufsichtsbehörden, sodann als Behör- 
den, welchen die willkührlicbe Gerichtsbarkeit fiir die Exemten ü. Gl. 
fibertragen ist, und einzelne wichtigere Handlungen der willkübrlichen 
Gerichtsbarkeit reservirt sind (Art. 13. 14.); 5) den Obergericbteo — 
Pupillen -Senaten der Gerichtshöfe ui^d des Obertribunals, — erstem 
theils als Aufsichts -Behörden, theils für die freywillige Gerichtsbar- 
keit für Exemte I. Gl., letzteres für die Mitglieder des K. Hauses und 
vermöge einer Art Delegation für die Exemten I. Gl. der Residenz- 
stadt (Art. 15.). — Der zweyte Abschnitt enthält die Vor- 
schriften für die Geschäfls-Behandlung, und zwarl. Geschäfts- 
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Besorgung dorcti die Waisen geriehte und Gemeinderathe, mit analoger 
Anwendung anf die Obergerichte (Art. 16 — 25.). IL Geschaftsbesor- 
gnng doreh die Notare (Art. 26 — 31.). III. Aasnahnen und Dispen- 
sationen von der öffentlichen Behandlung der im Inventur- vnd Thei- 
Inngs- Wesen vorkommenden Acte (Art. 32 — 43.). IV. Zetthe- 
Stimmungen f&r die Vornahme von Inventur- und Theiiungs - Sachen 
(Art. 44 — 47.). V. Besondere Bestimmungen fdr Anaahmen an 
Kittdesstatt, Einkindschafts -Vertrage und die eigentlichen Notariats- 
Geschäfte (Art. 48 — 50.). VI. Pfleg- und Gantrechnungs- Wesen 
(Art. 51 — 58.). — Der dritte Abschnitt handelt vom Dienst- 
Einkommen und sonstigen pecuniSren Verhältnissen der 
Notare (Art. 54 — 62.). — Der vierte Abschnitt bestimmt die 
Grundsätze über die Uebernahme von Nebenamtern durch 
die Notare, insbesondere von Gemeinde -Verwaltungs- Geschäften 
(Art. 63 — 66.). — Der fünfte Abschnitt handelt von der Ver- 
antwortlichkeit der f&r die Geschäfte der willkührlichen Gerichts- 
barkeit bestellten Behörden und Personen, in welcher Beziehung nicht 
blos die allgemeinen Grundsätze festgestellt werden, sondern auch das 
Verbältniss, welches diessfalls bey der Concurrenz der verschiedenen 
Behörden und Personen statt findet, in besondern Sätzen abgehan- 
delt ist (Art. 67 — 75.). Den Schluss machen transiloriscbe Bestim- 
mungen über das Verbältniss der bisher für diese Geschäftszweige 
angestellten Diener (Art. 76—78.) und ein Artikel über die Aufhebung 
der betreffenden frühern Gesetze und Verordnungen (Art, 79.). 

Ein Blick auf diese Inhaltsübersicht zeigt, dass das Gesetz haupt- 
sächlich organische Bestimmungen und die Grundlagen für reglemen- 
täre Einrichtungen enthält; doch gfebt es auch die Grundzüge des 
Verfahrens für einzelne Zweige der freywilligen Gerichtsbarkeit. 
Dass es keinen vollständigen Codex für dieses Verfahren enthalten 
konnte, ist nach dem Gesetzeszustand in Württemberg natürlich. Es 
bestehen, um nur Einiges anzuführen, eigene Gesetze für das Ver- 
fahren in Pfandsachen, ein eigenes Sportein -Gesetz; ein eigenes 
Gesetz für das Verfahren der Notare im gemeinrechtlichen Sinn; es 
enthalten die allgemeinen Landesgesetze vielfache Bestimmungen über 
das Inventur- und Theilungs-Wesen , über Testamente, Verträge und 
llber das Vormundschafts - Wesen. Auch besteht eine Reihe von 
Verordnungen nnd Verfügungen über diese verschiedenen Zweige 
der freywi lügen Gerichtsbarkeit. Andererseits greift das Notariats- 
Institttt und somit der eigentliche Gegenstand des Gesetzes auch in 
andere Gerieh tsbarkeitszweige ein, so namentlich in das Gant- Ver- 
fahren, wo die Notare als Actoare der Oberamtsgeriehte, und, so- 
weit dieser Zweig in -den Gerichtsbarkeits- Ressort der Gemeinde« 
behOrden fällt, als Hülfs-Beamte und Actuare der letztern/ erschei- 
nen, und es findet auch hier das Notariats -Gesetz vielfache Ergän- 
zungen in anderweiten allgemeinen Landes -Gesetzen. Im Uebrigen 
hat auch das Notariats -Gesetz hie und da die Gelegenheit zu einem 
Eingreifen in die Grundsätze über die bezüglichen Rechtsverhältnisse 
selbst benützt. 
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Diese eigeDthümlicbe' Natnr des io Frage siebenden Gesetzes 
machte eine Zusammenstellung der neben demselben bestehenden ein- 
schlägigen gesetzlichen Vorschriften und Anordnungen sehr wUn* 
schenswertb. Die vorliegende Sclirift hat sich nun neben der Erläu- 
terung des neuen Gesetzes selbst auch eine Welche Zusammenstellung 
zur Aufgabe gemacht. Sie beginnt mit einer gesefaichtiichen Einlei« 
tung (S. 1 — 44.)> worin auf die ältere Zeil zurückgegangen, sodann 
aber vorzüglich die allgemeine Geschichte der Notariats-Gesetzgebung 
in den letzten 25 Jahren abgehandelt wird. Sofort folgt das Notariats- 
Gesetz und seine Erläuterung selbst mit wörtlichem Abdruck der ein- 
zelnen oder nach Umständen mehrerer zusammengehörigen Artikel^ 
mit Beziehung auf die einschlägigen Stellen der Vollziehungs-Verord« 
nung und einem jedesmaligen Anhang der Citate derjenigen stän- 
dischen Verhandlungen, welche auf den betreffenden Artikel Bezug 
haben. Hierauf folgt ein wörtlicher Abdruck der Vollziehungs- 
Verordnung zum Notariats -Gesetz. In dem Anhang sind sodann, 
theils in vollständigen Abdrücken, theils in Auszügen diejenigen altem 
und neuern Gesetze, Verordnungen und Normal- Verfügungen zusam- 
mengestellt, welche in das Gebiet der nicht streitigen Gerichtsbar- 
keit einschlagen; das Notariats -Sportel- Gesetz von 1842. nebst der 
Instruction und den Resolvirungen , sodann die Notariats- Ordnnag 
von 1808. über die Notariats- Geschäfte im gemeinrechtlichen Sinn, 
die K. Verordnung vom 19. Juni 1808. betreffend, die Bebaadioag 
der Geschäfte der wiilkührlichen Gerichtsbarkeit, die Verordnung 
über die Fertigung von Bittschriften von 1834., das Gebühren- 
Regulativ von 1841. U.S.W.; sodann Zusammenstellungen über sämmt« 
liebe Gesetze, Verordnungen und Normalien über das Vormnndschafls- 
wesen von der Landesordnung an; über die gerichtliche Insinuation 
von Verträgen, von dem Landrechte an; über Verscholleoheits- 
Erklärungen, Prodigalitäts- Erklärungen, Inventur- und Theilungs-, 
Testaments-, Pfand- und Gant-Sachen. Den Schluss bildet ein alpha- 
betisch geordnetes vollständiges Register« 

Dass die vorliegende Arbeit in ihren beyderiey Richtungen als 
Erläuterung und als Zusammenstellung ein höchst verdienslliches Un- 
ternehmen war, ergiebt sich aus dem bisher Angeführten von selbst; 
sie verdient jedoch nach der Ansicht des Berichtserstatters auch von 
Seiten ihrer Ausführung volles Anerkenntniss. Die Erläuterungen 
haben sich hauptsächlich auf den historischen Standpunkt gestellt, 
und zwar so, dass sowohl die Geschichte des Gesetzes in den stän- 
dischen Verhandlungen als auch die Berührungen mit der frühern 
Gesetzgebung zur Grundlage derselben gemacht sind. Diese Methode 
war nach der Art, wie das Gesetz zu Stande gekommen ist, und allen 
sonst vorliegenden Verhältnissen offenbar die angemessenste, und eine 
solche Erklärung des Gesetzes fast unentbehrlich. Inzwischen hat 
der Verf. seine Erläuterungen häufig auch auf dogmatisehe Ausfüh- 
rnngen, Beziehungen auf anderweite gesetzliche Vorschriften und er- 
gänzende Einschaltung von solchen erbaut* Der Vortrag in den 
Erläuterungen des Verfs« ist klar, geordnet und präcis. Die den 
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zweyten Theil der Schrift bildende ZusanmenstellaDg ist imWesent- 
liehen nach Materien geordnet« Sie ist reichhakig und — sofern 
man überhaupt mit der Ordnung nach Materien einverstanden ist, — 
gat angelegt« 

Dieser letztere Punkt ist es nun aber gerade« wobey sich Ref. 
nicht ganz befriedigt findet. Schon das Zerreissen des Gesetzes 
nach einzelnen Artikeln ist bey dieser Schrift, welche nach der 
ofiTenbaren Intention des Verfs« zugleich als Sammlung der gesetz- 
lichen Vorschriften dienen soll, nicht am Platz; der Ueberblick geht 
hiedurch verloren und der Gebrauch dos Commenlars würde sogar 
erleichtert worden seyn, wenn der Verf. das Gesetz an die Spitze 
des zweyten Theils gestellt hfitte. Noch störender aber kt, dass er 
dadurch) dass er auch die Zusamiaenstellung nach Materien ordnete, 
gendlhigt wurde, die betreffenden Gesetze und Verordnungen, welche 
hüufig verschiedene Materien umfassen, zum Theil zu trennen, so dass 
einzelne derselben an mehreren verschiedenen Stellen vorkommen. 
Diese Einrichtung hat manche Misstände zur Folge und scheint uns 
sein Unternehmen wirklich zu beeintrüchtigen , was um so mehr zu 
bedauern ist, als es so leicht sidglich gewesen wäre, denCommentar 
and die Zusammenstellung der Gesetze u« s. w. in zwey ungefähr 
gleiche Theile abzuscheiden, wo sodann beyde zum grdssten Gewinn 
für den Gebrauch in abgesonderte Bände hätten gebracht werden 
kennen. Die Zusammenstellung hätte sodann nicht blos einen wört« 
liehen, sondern auch einen zusammenhängenden Abdruck der 
Gesetze, Verordnungen und Verfügungen und Beziehungsweise ihrer 
Auszüge (so weit überhaupt blos solche zu geben waren) enthalten 
müssen. Der allerdiogs nicht unwichtige Zweck, welchen der Verf. 
durch die Anordnung nach Materien erreichen wollte, hätte — und 
wohl noch weit besser dadurch erreicht werden können, wenn er diet 
Alaterien, die in den weitern Gesetzen u.s. w. ausser dem Notariats- 
Gesetz abgehandelt sind, an den betreffenden Stellen des Gommentars, 
oder, so weit dies nicht angieng, weil das Notariats- Gesetz selbst 
nicht alle jene Materien berührt, am Schlüsse des Gommentars, sey 
es auch nur in kurzer Uebersicht, abgehandelt und hiebey auf den 
Gesetzes- n. s.w. Abdruck Bezug genommen hätte. Biemit wäre so- 
wohl der Commentar als die Zusammenstellung je ein selbstständiges 
Ganzes geworden. Dass die Zusammenstellung wesentlich gewonnen 
hätte, ist klar, da die Wichtigkeit, den Gesetzes -Teji; in* zusam- 
menhängendem Abdruck vor sich zu haben, gar keiner Nachwei- 
sung bedarf. Aber auch der Gommentar hätte hiedurch gewinnen 
müssen, oder richtiger gesagt, die Ausführungen desVerfs. wären — 
gewiss ohne erhebliehe Ausdehnung der Arbeit und des Raums — zu 
einem vollständigen Commentar geworden, welcher den Misstand der 
fragmentaren Natar, der, wie aus dem Obigen erhellt, in unserer 
Clesetzgehnng selbst gelegen ist, zum grossen Gewinn der Sache 
einigermassen ausgeglichen kälte. Diese Bemerkungen wollte Ref. 
um so weniger znrfickhalien, als der Verf. solche bey einer neuen 
Auflage, zu welcher sein Werk zu gelangen verdient und wohl auch 
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gelaDgen wird, vielleicht der BeachtoDg werth findet. Im Cebrigen 
kann Berichterstatter noch das vorliegende Werk besonders auch 
denen empfehlen , welchen die Gesetzgebung und organischen Zu- 
stände Württembergs im Fache der fre'ywilligen Gerichtsbarkeit sonst 
^anz fremd sind, die sich aber hierüber aus irgend einem Grund 
genau informiren wollen, da sie hiezu in demselben, selbst ohne alle 
Keontniss unserer Zustände und ohne weitere Hülfsmittel eine voll- 
ständig befriedigende Gelegenheit finden werden. 
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m. Bericbte ülber akademiscbe 
Ükilirifteii. 



Aemilii Berrmanni Commentatio ad artieulum CLIX. 
constitutionis criminalis Carolinae, Kiliae ex off, Mohr^ [1844.] 
24 S. 4. 

Der 159ite Artikel der Carolina hat von jeher die Interpreten lehr beschäftigt. 
Derselbe handelt bekanntlich vom Diebstahle durch Einsteigen und Brechen, 
sowie vom bewaffneten Diebstahle. Die Schiassworte dieses Art., dessen Ueber- 
schrift lautet: „Vom ersten geverlichen diebstallen durch einsteigen oder brechen 
ist noch schwerer *S geben die ratio legii wegen der Qualificirung dieser Dieb- 
stähle so an: „ — so ist doch der diebstall darzn, als obstehty gebrochen oder 
gestiegen wirdt, eyn gefllssner geverlicher diebstall. So ist in dem 
diebstall, der mit waffen geschieht, eyner Vergewaltigung pnd Ver- 
letzung zu besorgen/' Während man früher das Wort „geverlich^^ für gleich- 
bedeutend mit „gefährlich*^ hielt und daher die Qualification dieser drei Dieb- 
stähle zunächst von einer besondern Gefahr fpericulumj bald für das Eigen- 
thum, bald für die Person des Bestohlnen ableitete, der Dispens unter denCri- 
minalisten aber nur den Grund und das Object dieser Gefahr betraf, hatte zuerst 
V. Wächter, in s. Lehrbuche §.192. not. 75. (Theil II. S. 298. f.) darauf aftif- 
merksam gemacht, dass das Wort „geverlich" hier nicht soviel als gefähr- 
lich, sondern vielmehr nur den dolus malus bezeichne und dass durch den 
Pleonasmus, der sonach hierin mit Hinblick auf das Wort „geflissner^* vor- 
liege, nur ein besonders hoher Grad dieses dolus ausgedrückt werde. 
Zur Unterstützung seiner Ansicht bezog sich v. Wächter theils auf den Sprach- 
gebrauch der Carolina selbst so wie gleichzeitiger Localrechte und Schriftsteller, 
theils auf die Uebersetzungen von Gobi er und Remus. Auf Grund dieser, 
zeither ziemlich allgemein angenommenen Interpretation entscheidet nun auch 
V. Wächter die übrigen, hierher gehörigen Controversen von practischer 
Wichtigkeit. Dennoch mochte sie nicht völlig befriedigen und jener Pleonasmus 
nicht genügend gerechtfertigt sein, wie denn auch, was der Verf. sehr richtig 
bemerkt, die neueren Legislationen sehr wesentlich den Diebstahl durch Ein- 
steigen und Brechen von dem bewaffneten Diebstahle scheiden und letztern mit 
höherer Strafe als die beiden erstem Diebstahlsarten belegen. Unser Verf. stellt 
nun eine Mittelmeinung auf , indem er die Wächter*8che Ansicht für die beiden 
erstem Diebstahlsarten , die ältere Meinung für den bewaffneten Diebstahl adop- 
tirt und daher die ratio legis bei den ersteren in dem besondern und beharrlichen 
verbrecherischen Entschlüsse des Diebes, bei' dem bewaffneten Diebstahle in der 
Gefahr für die Person des Bestohlnen findet; so dass sämmtliche drei Arten weiter 
nichts, als die gleiche Strafe, gemein hätten, nicht aber auf dieselbe ratio legis 
und in eine und dieselbe Categorie zurückgeführt werden könnten. Der Verf. 
begründet diese seine abweichende Ansicht theils durch die Bezugnahme auf 
rechtsgeschichtliche Momente und namentlich die Ansichten der italienischen 
Juristen vom Diebstahle und insbesondre von äem für famosus etlatroy und den 
Zusammenhang der Bestimmung der Carolina mit denselben, theils durch die 
grammatische Interpretation unsres Artikels, und endlich durch die Bezugnahme 
auf einige andre Artikel und die in denselben befindliche Verbindung der Dieb- 
stähle durch Einbrechen und Einsteigen , indem er schliesslich noch auf die Ver- 
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ichiedenheiten aofmerkiain macht, die zwischen seiner Ansicht und der ron 
V. Feaerbach (Bibliothek des peinl. Rechts Bd. II. H. 1« S. 109. ff.), welche sich 
ersterer allerdings sehr nähert, vorhanden sind. — Ref. stimmt nan mit der von 
dem gelehrten Verf. aufgestellten Hauptansicht vollständig überein and bekennt 
sich ebenfalls zu der Meinung, dass die gedachten drei Diebniahlsarten, mit 
Ausschluss der Strafe, nichts Gemeinsames haben und die ratio der Gleichheit 
der Strafe bei denselben nicht die nämliche sei. Er findet den hauptsächlichsten 
Grund für diese Ansicht schon in der Stellung der oben herausgehobenen und 
mit gesperrten Lettern gedruckten Worte des Artikels, wie dieselbe auch am 
meisten mit der Wirklichkeit und den gemeinen Ansichten übereinstimmen 
möchte. — Was dagegen die Beweisführung des Verfs. anlangt, welche sich auf 
die Bedeutung des W^orts latrocinium bei den Itaiienisehen Juristen sttttzt, so 
hat Ref. derselben nicht allenthalben beipflichten können. In Bezug auf die 
Bedeutung des Worts latro und die Erklärung der bekannten Stelle D, XLFIit, 
20.fr. 28. §. 13., insbesondre das Verhältniss der daselbst bemerkten Strafe der 
iatrones zur X. Cornelia de ticariit verweist Ref. zunächst auf seine Dis9, de 
erimine rapinae §. 12. Dass ferner in den ältesten Teutschen Rechten allerdings 
qualificirte und einfache Diebstähle angenommen worden seien, ergibt 
sich auch zur Genüge aus den in der angez. DisB. §. 16. (p. 49. s^^.) geüammelten 
Stellen der alten leget. Der Verf. ist nun zwar der Ansicht, dass nach der Mei- 
nung der Italischen Juristen duae eausae efßciunt^ ut furtum ad latrocinium 
redigatur^ primum quod vi personae illata patratum est, deinde guod quit 
pluries, saltem ter, furando attimum furandi perseverantissimum prodidit et ad 
eontuetudinem criminis prolapnum , und erklärt sieh dabei insbesondre gegen die 
Ansicht des Ref. in der angez.. />t*fs. §. 22. not, 272., dass die Italienischen Juristen 
BX\e furta capitalia unter dem Namen latrocinium mitbegriffen, um deswillen, 
weil das tacrilegium (in der engern Bedeutung des Worts) von denselben nicht 
(ausdrücklich) hierher gezählt werde. Allein wenn schon Ref. zugesteht, dass 
er eine ausdrückliche Erklärung hierüber in den Schriften dieser Juristen nicht 
gefunden hat, so beweist doch dieses an sich noch nichts, da aus dem ganzen 
Zusammenhang und der Auffassung unsrer Lehre in den Schriften von Gandinns 
(Tit, de furtis et latronibut) , Bonifacius (TU, de furtiz , latronibut etrobor. 
toribuijy und Aretinus (Tit, Et vestem caelestemj ziemlich deutlich, ins- 
besondre unter Vergleichung der Bestimmungen mehrerer Stadtrechte in der 
Zeit vor der Carolina, sich ergibt, dass man unter latrocinium überhaupt die- 
jenigen /trr/a begriffen habe, welche mit Todesstrafe, insbesondre dem Galgen 
geahndet wurden. Andeutungen deshalb hat Ref. auch bereits in §. 21. der angez. 
Dis9, niedergelegt, behält sich aber den nähern Nachweis noch vor. Man stellte 
den ter furatus mit dem latro famosus zusammen, um gegen den erstem die 
Strafe äer fitrca erkennen zu können, und, wie schon nach Römischem Rechte 
nur der latro famosus mit derfurca gestraft, die einfache rapina aber mit depor^ 
iatio und ein einmaliger Raubmord mit der Strafe des Schwerts belegt wurde 
f'jDifs. ct£. §. 12.), welche nicht so ignominiös war, wie die Strafe der /f/rc«r, so 
wurde auch nach Teutschem Rechte der Raub meist mit dem Schwerte („die 
ehrliche Strafe des Schwerts** sagt Repgow) oder Rade, dagegen der wieder« 
holte RauS mit dem Galgen bestraft, und der letztem Strafe verfiel auch der/V>- 
moius für. Wenn nun schon die eonstitutio Pn'derici /. in feud. II, 27. §. 21., 
nach welcher auch das furtum magnüin gleichwie ein schwerer Friedensbruch 
mit Todesstrafe belegt wurde, ebensowenig als das Lombardische Gesetz ( letztres 
wenigstens ausserhalb der Lombardischen Länder vgl. Aretinut 12. Gandin. 2.10.) 
lur Anwendung gebracht wurde, so sieht man doch, dass in den Statuten mehrer 
Teutschen Städte das furtum magnum manifestum mit dem lagueui geahndet 
wurde und also hier eine Gleichstellung mit dem latrocinium Statt fand, die 
ziemlich allgemein wurde (vgl. z. B. auch Ten gl er, Laienspiegel III. Fol. 119. 
„unb grossen diebstal oder gewaltige nom" und Bartolus u. Baldus ad 
€od, VI. 1. eonst. 2. Auth. Sedjure novo) und auch in dem furtum magnum und 
reiteratum einen schweren Friedensbruch erblickte. Die Strafe des laqueuM war 
dagegen auch an manchen Orten die Strafe des Strasse nraubes (der auch zur 
offnen Acht der Vemgerichte« gehörte). Vgl. noch Goldast L 4. II. 14. III. 26. 
Hiermit steht nun die Bestimmung in Art. 162. der C, C, C, im Zusammenhange, 
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wo der t9r/kratm9 hettUhnei wird aIi »eyn tnercr y«He«mMer dieb and aaek 
•ysen vergewaltigen gleicbgeacht^* und mit dem Tode beitraft werden soll. 
Dieiem ter fmratms nun — «agt uaier Verf. — habe 8chwarienberg den 
bewaffneten Diebitahl lowobl ala den durch Brechen und Einsteigen verübten in 
Betreff der Schwere der That gleich geachtet und daher auch mit dertelben Strafe, 
wie den terfvraiui belegt. Streng genommen, wdrde übrigem iwar hierdurch * 
die Gleichitellwig der Strafe bei diesen Diebitahlsarten mit der Strafe des dritten 
Diebatahla, nicht aber auch die Erklärung der Verschiedenheit der ratio Ugit 
wegen ihrer Glelehttellung gerechtfertigt*). — Weientlioh spricht aber für die 
Ansicht des Verfs. schon die Ueberschrift des Artikels, in welcher das „gever* 
lieh *' nicht auf den bewaffneten Diebstahl belogen wird. — Ref. kann nur mit 
der Vetikh w ong schUessen, dass die Arbeit des Verfs. eine sehr werthvotte 
itl nnd et sich durch selbige ein neues Verdienst um Auslegung der CaroUna 
«iworben hat. Dr. F. Schwann. 



Societates innominatae (ActiengeseHscLaften) in quan^ 
tum sequuntur romafii juris de societatibus principia. 
Düs. inaug. quam scripsit et ilL ictorum ardihis aueioritale pro 
summis in u, j, honoribus rite capessendis d, XXVllL m, JuL a. 
MDCCCXLII. h. /. q. c. publice defendet Wrid. JFranc.X^ßMseis 
Pegaviensis^ j\ u. baec» et acluar,juf\ injudic. civ.Lips* Lipsiae, 
typ. StaritziL 67 S. 4. 

Eine für den gleichen Zweck geschriebene Monographie von H. A. Sinten is 
ist bereits in diesen Jahrb. 1837. S. 647. ff. mit Lob erwähnt worden und gleiches 
Lob gebührt dem Verf. vorliegender Arbeit, (etwa das etwas precioie Prooemium 
abgerechnet), dem nun freilich neben der Arbeit von Pohls (vgl. diese Jabrb. 
1842. S. 233. ff.) und einigen Abhandlungen über einzelne Fragen, der Umstand 
zu Gute kam, dast er die in mehrern Prozessen der Rhein -Weser- Eisenbahn 
gegen einzelne Leipziger Unterzeichner ergangenen Judicate benutzen konnte. 
Die Entwicklung der von der JuristenfacuUät angenommenen Grundsätze hat 
K. F. Günther in einem kurz vorher erschienenen Programm gegeben; davon 
weichen theils die vom Leipziger Stadtgerichte, theils die vom dasigen Appel- 
lationsgerichte befolgten vielfach ab. Indem nun der Verf. im Allgemeinen für 
die Anwendbarkeit des rom. Rechts sich entscheidet, sucht er, ohne auf die ein> 
meinen Particulargesetzgebungen Rucksicht zu nehmen, die allgemeinen Grund- 
sätze mit steter Rücksicht auf die hinsichtlich der societas anerkannten festzu- 
stellen, doch will Ref., statt die einzelnen Ansichten des Verfs. hier zu referiren*, 
nur einige Hauptpuncte hervorheben. Indem der Verf. das rom. Recht verfolgt, 
muss er denen gegenübertreten, welche dessen Anwendbarkeit leugnen (S. 23. 
noM.); es gefällt ihm auch nicht an derDefin. von Sintenis der Satz: y^cel- 
latii aegualibuM pecum'ae tymboh'g^*^ (S. lZ,noL 19.)« ^^^^ nicht volle Einzah- 
lung, wohl aber vollständige Unterbringung der Actien (womit es, S. 37. f., ganz 
Streng zu nehmen ist) constituirt die Gesellschaft; ebenso missbilligt er es mit 
Recht, dass man die Actiengesellschaft als juristische Person ansehen will, oder, 
wie Sintenis es ausdrückt: ut juris aliquod $ubjectum f — persona moralisj 
creeturvel certe creari fingatur^ da dies ausserdem Kreise der WUlkühr von 
Privatpersonen liege. Ein blosser Wortstreit ist es, ob die auf die Actien zu 
zahlende Summe eine gleiche seyn müsse, (S. 17. »o^. 35.), denn werden 
Actien in verschiedenen, proportionirlich abgestuften Summen ausgefertigt — 
was übrigens nur etwa für die nach derActienzahl zu normirendenSuffragien eini- 
gen Nutzen haben konnte — so wurden die höchsten Summen allemal die ganze 
Actie, die niedern Summen aber als Bruohtheile auszudrücken seyn, gerade 

*) Hierbei bemerkt Ref. noch, dast schon Matth, Cofer., Vecit, 144. §. 3.20. und 
Fnrtnac iui , de del. et poen. L 3. (iu. 23. §. 3. 4. die aoffez. Constitation K. F t i e d r i c h's 
auf den hewaffiieten Diebslahl bezieht a. 
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wie bei Lotterieloosen , bei welchen der Gewinn anch nur für das ganf e Loos 
ausgeworfen ist. Schriftliche Vollziehung desContracts und öffentliche Bekannt- 
machung hält der Verf. S. 31. ff. nicht für wesentlich, landesherrliche Bestä- 
tigung nur insoweit für nothwendig, als der Betrieb in das öffentliche Wesen 
eingreift; indessen ist auch hier die .Gesellschaft unter Bedingung der in er- 
laugenden Genehmigung bereits als constituirt zu betrachten. Das über die 
Verbindlichkeiten der einzelnen Theilhaber und das Verhältniss der Geschäfts- 
führer C^^In9titory guaiit in Romani juris fontibus depingilur^^ S. 51.) Ge- 
sagte muss Ref. übergehen; von Wichtigkeit ist noch S. 61. f. die Untersuchung 
darüber, ob bei Unmöglichkeit, den vorgesetzten Zweck zu erreichen, der 
Actienverein überhaupt als constituirt betrachtet werden kann. Die Leipziger 
Juristen -Facultät hatte das einstweilige Bestehen bis m dem Zeitpuncte, wo 
die Unmöglichkeit erkannt wird, angenommen; der Verf. macht namentlich dea 
Satz : itMpo8$iöilium nulla obligatio und die Grundsätze über wesentlichen Irr* 
thum geltend, scheidet jedoch ausdrücklich den Fall aus, wo nur Unzulänglich- 
keit der bestimmten Mittel, als welche durch Besehluis erhöht werden können, 
hindernd entgegentritt. — Zur Promotion des Verfs. erschien «in Programm 
von Dr. £rnst Fried r. Günther, Aisessor der Juristen -Facultät, mit der 
Ueberschrift : 

Quatenus ßdejussor f gut verhis indeßnitis pro nomine alieno fidem 
obligavity ad usuras praestandas sit obstrictus. 10 S. 4. 
Die Resultate dieser Abhandlung sind kürzlich folgende: Bei Verzugszinsen 
muss nach ausdrücklichei^ Bestimmung der L 54. D, loe, conti, der Bürge seine 
Erklärung darauf, daas er in omnem causam haften wolle, gerichtet haben; bei 
versprochnen Zinsen ist, wenn der Bürge nur eine bestimmt benannte Summe 
z. B. 1000 Thlr. übernimmt, keine Verbindlichkeit desselben zur Zinszahlung, 
wohl aber dann, wenn er die „dermalige" Schuld übernimmt, eine solche Ver- 
bindlichkeit wegen der betagten, und, wenn er im Allgemeinen ( z.B. für „obiges^^ 
Darlehn) sich verbürgt, eine Verpflichtung auch wegen der künftigen Zinsen 
für ihn vorhanden, die Verpflichtung in omnem causam aber blos in dem 
Falle, wenn er als Selbstschuldner eintrat. 



De conditiontbus faciendi vel non faciendi teslamento 
adscriptisy quibus pareri non potest. Diss. quam Hl, in 
Jcademia Georgia Augusta ictorum ordinis auctoritate et con^ 
sensu pro summis in u. j\ honoribus rite adipiscendis scripsii 
Joannes J^acoh* Xscher» Turicensis, Gottin gae^ ex off. 
Seemann. MDCCCXLIL 93 S. gr. 8. 

Eine Abhandlung, welche mit Quellenkenntniss, mit Fleiss und Sorgsam- 
keit und mit Selbstständigkeit im Urtheil , sowie Scharfsinn in der Behandlung 
des Gegenstandei geschrieben ist. Sie verdient als ein wirkliches tpecimen eru" 
ditionis ihres Verfs. alle Anerkennung. Derselbe hat sie, nach der Unterschrift 
unter der Vorrede zu schliessen, in Paris geschrieben und ist in Folge dessen 
sieht im Stande gewesen, die deutsehe civilistische Literatur vollständig za 
benutzen und zu berücksichtigen. Doch haben ihm die Hauptwerke der neusten 
Zeit, die Monographie von W. Seil und das System v. Savigny's, vorgelegen, 
durch welche die früheren Bearbeitungen in den Hintergrund getreten sind, so 
dass die Uebergehung derselben für keine wesentliche Lücke gelten kann. Die 
Untersuch ungen, welche jene zwei Werke enthalten, sind vom Verf. zum Theil 
bestätigt und noch fester begründet, zum Theil, besonders die des erstem Werks, 
bekämpft und widerlegt. Auf die Resultate im Einzelnen können wir bei dem 
Umfange, welchen die Abhandlung hat,, nicht näher eingehen, fühlen uns aber 
gedrungen, dieselbe der Aufmerksamkeit der Civilisten angelegentlich zu em- 
pfehlen. 
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848 HeiHriek^ De herediute legatove absenü delato. 

De hereditate legatore absentt delatOy tam secundum jus 
commune germanicum^ quam secundum legem Franco-Gallorum 
et antiquam et novam. Diss. inaugur,, quam auctoritate et con* 
sensu HL jelorum ordinis ad veniam docendi rite impetrandam 
scripsit ^oemneM Baptista JBEeinrieh» u. j\ Dr. Güsae, 
typ. Lichtenöergeri, 1841. 29 S. 8. 

Nach einigten einleitenden Bemerkungen, in welchen inibeiondre die Vor- 
schriften des Franzdiiscben Rechts über die rechtlichen Folgen der Abwesenheit ' 
(d. h. Qber die in dem Falle, wenn von dem Leben oder Tode Jfemands keine Wis- 
senschaft vorhanden ist, eintretenden Verhältnisse ) gerühmt werden, and der 
fvegeastand der Abhandloog genauer dahin bestimmt wird : de hereditatia iegaUvs 
ttbsenti^ Hviveret^ delati adgutiitione y gehtderVerf.ianächst auf das Römische 
Recht ein, indem er die beiden Fragen erörtert: 1) qua ratione jure eontendi 
pos$ity aksenti hereditatem aut tegatunty quod durante abtentia defertur^ delatum 
ewgef 2) tum quomodo st delatienem abseuti faetam esse ponamui, Uli here» 
ditas legatumve adquiri possit? — Nach Voraosschicknng einiger allgemeiner 
Bemerkungen insbesondre über den Unterschied der eigentlichen absentia und der 
Gefangenschaft verwirft der Verf. zuerst die Ansicht derjenigen , welche behaup- 
ten, dass der Beweis: der Abwesende habe zur Zeit der Delation gelebt, nicht 
dem, welcher solches behauptet, sondern vielmehr dem Gegentheile der Beweis 
obliege: der Abwesende sei vorher schon Verstorben gewesen, weil das Erbrecht 
von dem Beweise des Lebens zur Zeit der Delation abhänge, sonach aber die Ver- 
muthung, dass Jemand, dessen Leben erwiesen sei, auch bis sum Beweise des 
Gegentheils als lebend anzusehen, hier nicht ausreiche. Daher sei (fr, 1. $. 15. 
/>. ut leg, s.ßdeie. XXX TI, 3.) nicht dem Erben, sondern dem proemrator ab^ 
sentis der Beweis des f^ebens aufzuerlegen. Der Verf. unterscheidet sodann zwi- 
schen der hereditas und dem legatum absenti del, und in erstrer Beziehung wie. 
der, ob der Abwesende Miterben habender nicht, in letztrer aber zwischen Col- 
legatar, Substitut und Oneratus, und erörtert sodann ziemlich genau diese 
einzelnen Fälle, fn Bezug auf die zweite der eben herausgehobenen beiden 
Fragen unterscheidet er wieder, ob bei der deferirten Erbschaft es sich um eine 
Erwerbung ipso jure oder per aditionem handle. Hierbei erörtert er auch, in 
wieweit das beneficium deliberandi Platz ergreife und die Bedeutung der Trans- 
missionen fdr vorliegende Frage, geht sodann auf das Teutsche Recht fiber, in- 
dem er vorzugsweise auf die angenommene Vermuthung des Todes uiM die 
teutschrechtliche cura absentis sein Augenmerk und seine Untersuchung richtet. 
Dabei bezieht er sich auf eine Entscheidung der Leipziger Juristenfacultät von 
1611. fCarpxoVf jurispr,for,p, iii. c, 15. def, 52.) und auf eine Entscheidung 
der Jenenser Schoppen (Sehorchj meditat, de cura absent. Lips. 1761. $.XV.} 
von 1747. In erstrer wird die Vermuthung, dass Jemand bis 100 Jahr alt wer- 
den könne, angenommen und den präsuiptiven Erben des Abwesenden auf Caution 
dessen Erbtheil auf solange ausgeantwortet, bis die Gegner seinen Tod erweisen, 
in letztrer wird dagegen der Beweis, dass der Abwesende zur Zeit des Anfalls 
noch gelebt habe, gefordert Der Verf. spricht sich auch im Allgemeinen dahin 
aus, dass weder der Abwesende noch dessen Erben eine während der absentia 
dem erstem deferirte Erbschaft beanspruchen können, wenn nicht, dass er zur 
Zeit der Delation gelebt habe, nachgewiesen worden sey und dagegen unter 
gewissen Voraussetzungen Miterben und Collegatare des Abwesenden oder die 
zu seinem Gunsten mit f^egaten beschwert sind , gegen Cautionsleistung einst- 
weilen im Besitze der fraglichen Sachen u. s. w. zu schützen sind. — Schliess- 
lich werden die französischrechtlichen Vorschriften sowohl vor Emanation des 
Code civil als die des letztern kurz angegeben. — Die Dissertation ist lobend 
auszuzeiclMien. 
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IT. IVacbweisim^eii Ton Recensionen. 

Beitrag znr Österreich, Strafreclits-Gescliielite vom Hro. JDr« 
All ton Hye» k. k. o. ö. Prof. d. Vernanft- u. Österreich. Griminal- 
rechts an d. Wiener Univ. u. s. w. Wien, 1844. 34 S. 8. 

Götliugische gelehrte Anzeigen. April 1845. Stück 64 — 66. S. 645 — 651. 
Der Rec. giebt den Inhalt und die Tendenz dieser zu einer Österreich. Jurist. 
Zeitschrift gehörigen Abhandlung an und hebt hervor, dass derselben die wört- 
liche Mittheilung einer, bisher uUr in einer Buehdruckergeschichte Wiens von 
Denis (1782.) und in den Wiener Skizzen aus dem Mittelalter von Schlager 
erwähnten l^andgericbtsordnung Maximilians I. für das Erzherzogtbuni üesler* 
reich unter der Ems d, d, Giuunden d. 21. Aug. 1514. einen besondern Werth ver- 
leihe. Ueber dieses Gesetz verbreitet sich der Rec. weiter. [Rec. Zachariä.] 

Die Bcweislelire im Österreich, Criminal-Sti-afprozesse, Von 
Jos, Kitka, k. k. Appell-R. Wien, ßraumüller u. Seidel, 1841. 
XVI u. 440 S. gr. 8. (geh. 2 Thir.) [Vgl. Jahrb. 1843. S. 608. ff.] 

1. Archiv d. Criminalrechts. Neue Folge. Jahrg. 1843. St. 1. S. 135 — 142. / 
Die Aufgabe der Wissenschaft in Bezug auf die gesetzlichen Beweisvor- 
schriften wird vom Rec. kurz bezeichnet und dabei mit besonderer Beziehung auf 
dfts obige Werk u. A. gesagt: „Bin wissenschaftliches Werk dieser Art, welches 
eben so tief mit einer gesunden Philosophie des Verfs. die ewigen Gesetze der 
Vernunft über Erforschung der Wahrheit zergliedert, als gewissenhafte Erfah- 
rungen sammelt, mit praktischem Sinne sie sichtet und daraus Folgerungen ab- 
leitet, ist ein hö'chst verdienstliches, das für den Gesetzgeber eben so wie für 
die Richter selbst derjenigen Staaten Werth hat, welche an keine strengen 
gesetzlichen Beweisvorschriften gebunden sind. Wir zahlen unbedingt das 
voriieg. Werk zu den verdienstlichen Werken , weil es grosstentheils die eben 
zuvor bezeichneten Eigenschaften an sich trägt und sein Verfasser durch viele 
criminalistische Schriften sich schon oft als einen grdndlich forschenden Rechts- 
gelehrten eben so wie einen scharfsinnigen Praktiker bewährt hat." Es folgt 
eine nähere Betrachtung des Inhalts mit mehreren Bemerkungen Ober Einzelnes, 
wobei verschiedene Ansichten und Ausführungen des Verfs. als besonders beach- 
tenswerth hervorgehoben und sein Verdienst wiederholt anerkannt wird. Am 
Schlüsse wird hinzugefugt: 3)Der Verf. bewährt überall den fein beobachtenden, 
praktisch gebildeten Juristen. Uei>erall aber lehrt auch das Studium des vorlieg, 
schätzbaren Werkes, wie vergeblich auch der mit der höchsten Sorgfidt vor« 
genommene Versuch einer Gesetcgebung iat, durch starre allgemeine Regeln 
über Auffindung des Beweises die Richter zu binden, wie nothwendig die Beach- 
tung der kleinsten Nebenumstände eines Falles, grosse logische Gewandtheit und 
Uebung in der Beurtheilung von Thatfragen in Strafprozessen, Menschenkennt- 
niss, reichhaltige Erfahrung und moralische Unabhängigkeit und Gewissenhaftig- 
keit der Richter sind, welchen das Gesetz die Aufsuchung der Wahrheit Qber- 
lässt.« [Rec. Mittermaier.] 

' a. Zeitsehrift t dent. Strafverfahren. Bd. 2. H. 2. S. 268. f. 
„Die Österreich. Juristen haben vor den Juristen der fibrigen deutschen 
Länder ein bedeutendes Moment darin voraus, dass sie stets mit einer gesunden 
Krit.Jahrb.f.D.RW. Jahrg. IX. H.IX. 54 
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850 NftchweisoDgen von RecensioDeD. 

I^ebenMUiBcbanaiig, mit einem sicheren , nicht durch politische Vorartheile oder 
philosophische Kategorien getrübten Bliclce, ihre Beobachtongen anstellen und 
die Ergebnisse verarbeiten. Da findet man keine geswongene Gesetsesaaslegong, 
keine barocke Ansicht Aber Recht und Rechtsanwendung und besonders auch 
keine Selbstgefälligkeit in der Darstellung, keine Schönrednerei, keinen Phra- 
senschwolst) wobei sich anderwärts so oft Unklarheit der Begriffe zu verbergen 
sucht. .— Dieses Lob der Einfachheit des Gedankenganges, wie des Vortrages, 
gebührt wohl vorjuigsweise dem Verf. obigen Werkes." Der Rec. rühmt im Fol- 
genden Boch, 4ats durch das Stndinm dieses „ reichhaltigen *< B«M:hes „die 
lebendige Anregung zum Nachdenken und die Berichtigung mancher vorgefassten 
Meinung durch die hundertfältig eingereihten praktischen Beispiele " gewonnen 
wMNk. Sf wird Einselaes hervorgehoben. [ Rec. Dr^ Ladw. v. Jagemann.] 

Handbadi des prenss. Kriminalprocessyerfafareiis. Ein system. 

Versach vom Ö.-L.-G.- Assessor AUcer« 2 Thie. Berlin, Hey» 

mann, 1842. LX. 177. XXXI u. 385 S. gr. 8. (geb. 2^ Tftlr.) 

[Vgl. Jahrb. 1843. S. 360. f.] 

ZeitMbrift t deiit StrmfFerfahren. Bd. t. H. X S. 197*-205. [215-r-2a3.] 
Bemerkungen fiber den «ngenügenden Zustand der frOhem Literatar des 
Prenss. Strafverfahrens eröffnen die Anzeige. Von ihnen geht der Rec. auf obiges 
Buch mit der Bemerkung fiber: „Unstreitig hat steh also Assessor A. ein wahres 
Verdienst durch die Uebemahme dieser Arbeit erworben , wenn sie anch an and 
für sich den Anforderungen der Wissenschaft noch nicht in allen Stücken genfigen 
sollte." Es folgt eine sehr ausffihrliche und ins Einselne gehende Inhallsan- 
zeige. [Rec. />r. Ludw. v. Jagemann.] 

Quellen des Criininal-Processes bei den Civü- Gerichten des 
Königr. Hannover, n. s. w. Von Geo. An«. Wllh. Beclitoia 

Srieper» Justiz-Canzlei-Ass. za Hannover. Flannover, Hahn, 1^41* 
XXII. 219. 84 u. 27 S. gr. 8. (geb. 1 Thir.) [Vgl. Jahrb. 1842. 
S. 454.] 

Gdttingiäche gelehrte Anielgen. October 1842. StSck 161. S. 1614—1616. 
Nach Bemerkungen über die Quellen des Hannover. Crim.-Processes be- 
zeichnet der Rec. die obige Sammlung als „eine brauchbare und verdienstliche 
Arbeit** und spricht die Erwartung aus, dass sie, weil sie Manches von all- 
gemeinerem Interesse eiilhalle, und wegen der Bedeutung des Partikularrechta 
für den gemeinen Strafprocess „auch in weitern Kreissen mit Nutzen gebraucht 
werden könne.** [Rec. Zachariä.] 

DasStrafverfabren der Administrativ- insbesondere der Polizei- 
Behörden in Württemberg, Nach ^. geschrieb. Normen u. naeh 
d. Praxis von Fr* Fr. Mayer« Ass. d. K. Kreis-Regier. in Ulm. 
Ukn, Stettin'sche Buchh., 1842. X u. 238 S. gr. 8. (1| Thlr.) 
{Vgl. Jabrb. 1844. S. 734 ff.] 

Zeitschrift f. dent. Strafverfahren. Bd. 3. H. 4. S. 499 — 502. 
El wird im Eingange bemerkt, dass der Verf. „einen nicht unerhebliclien 
Beitrag <* su den Fundamenten geliefert habe, auf welche die Polizei nicht min- 
der als jede andere Gesetzgebung des Rechtsstaates gebaut werden müsse. „ lat 
dasselbe [obiges Buch] auch wesentlich auf die positive Gesetzgebung Warttem- 
bergs gegründet, so ist doch auch eine grosse Anzahl von Lehrsätzen aus der 
Praxis und doctrinellen Auffassung geschöpft, und es lasst sich nicht leugnen, 
dass fiberall leitende Ideen hlniurchleuchten.^' Der Rec. geht nach dieaen 
Werten auf Einzelnes i«s Buche ein, giebt dessen Inhalt an «ad hebt Mehreren 
nU gelungen hervor. |^ec. Dr, Ludw. v. Jagemann.] 
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Nachweisangen von Recengioiien. 851 

Practische Darstellung des Strafverfahrens im Herzogthnm 
Schlesi/vig^ von J. €• SsniArcb» Euatsrath u. R. im Schleswig. 
Obergerichle. Schleswig, 1840. 404 S. gr. 8. 

Zeitschrift t deut. Strafverfahren. Bd. 2. H. 4. S. 512— 526. 
Diese Critik geht von dem reiu praktischen Stand punct aas. Sie besteht 
aus einer langen Reihe von Bemerkungen und Ausstellungen in BetreSF einseluer 
Puncle. Am Schlüsse versichert aber der Rec.,. dass diese wenigen von ihm 
gerügten Mängel das Verdienst nicht' verdunkein, welches sich der Verf. mit 
seiner Arbeit erworben habe. Er zeigt, welchen Nutzen dieselbe für den Theo- 
retiker und Practiker habe, und erwartet, dass sie zur Herstellung einer gewissen 
Gleichförmigkeit des Verfahrens, zur Beseitigung der Rechtsunsicherheit und 
, zur Hebung des gesunkenen Ansehns der (iericbte beitragen werde. Auch ent- 
hält das Werk nach seiner Versicherung viele Fingerzeige für den Gesetzgeber. 
[Rec. Justitiarius Graba zu itiel.] 

Zeitschrift f. deat. Strafverfahren. Herausg. von mmt. Iiudw. 
T* Jm^enkmnn, Gherz. Bad. Amtm. zn Heidelherg, n. Fr^BToellner» 
Gherz. Hess. Criminalr. zu Giessen. Bd. 1. Karlsruhe /Mülier^sche 
Hofbuchh., 1841. 554 S. gr. 8. (geb. 2Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1841. 
S. 569. ff.] 

1. Göttingische gelehrte Anzeigen. Julius 1841. S(uck 116. S. il45.fr. 

Der Rec. bezeichnet die Begründung einer besonderen Zeitschrift für das 
Strafverfahren als ein sehr verdienstliches Unternehmen. Er bemerkt weiter, 
dass, wenn schon die Namen der Heransgeber und der genannten Mitarbeiter 
zu den besten Erwartungen berechtigen mussten, auch eine gerechte Beurthei- 
lung der Leistungen in diesem Bande nur mit dem Wunsche begleitet seyn könne, 
„dass diese Zeitschrift nicht bloss fortbestehen, sondern sich auch einer immer 
grossem Unterstützung und Verbreitung erfreuen möge.** Es folgt eine Angabe 
des Plans und eine Besprechung der einzelnen Aufsätze. [Rec. Zachariä.] 

2. Heidelb. Jahrb. d. Literatur. Nov. u. Dec. 1841. Nr. 51. S. 840— 84X 
Nach Angabe des Plans bemerkt der Rec: „Nachdem Anfange, welcher in 
dem vorlieg, ersten Bande mit der Ausführung dieses Plans gemacht wird, darf 
das Publikum mit Grund die Hoffnung hegen, dass die Herausg. dem Versprechen, 
welches in der Ankündigung dieses Planes liegt, vollkommen Genüge leisten 
werden. Eine andere Rechtfertigung bedurfte fibrigeus das Unternehmen um 
so weniger, da für den speciellen Zweck, welchen sich die Herausg. gesetzt 
haben, noch keine eigene Zeitschrift existirt.** >foch werden vom Rec. folgende 
Abhandlangen, „welche ihn besonders angezogen haben*', näher betrachtet: 
„Der eriminalamtl. Credit** von v. Jagemann (S. 5— 35.); „Ueb. die Lehre 
V. Ungehorsam verhafteter Angeklagten u. üb. die s. g. Ungehorsamsstrafen** von 
Noilner (S. 36—38.); „Ueb. d. Bedeut. d. StrafrechUprincipes f. d. strafrechtl. 
Verfahren u. f. d. Untersuchungsrichter insbes.** von Ab egg (S. 291 — 329.) und 
„Die Lehre v. gerichtL Augeuichein** von v. Jägern an n (S. 330 — 877.) [Ree. 
Zachariä d. iL] 

AbhaadliiBgefl aus dem Strafrechte a. dem Strafprozesse von 
J#r* Jknt. Bauer. Bd. 1. 2. GöttingeDy DietericIiVhe Bachh.« 
1840. 1842. XII. 488. VI u. 406 S. gr. 8. (4^ Thlr.) [Vgl. 
Jahrb. 1842. S. 666. 1843- S. 385. ff. 1845. S. 673. ff.] 

1. Heidelberg. Jahrb. d. Literatur. März u. AprU 1843. .Nr. 11— 13. S. 175— 201. 
Mai o. Juni 1843. Nr. 24—26. S. 381 — 402. 
y, Schon der erste Rand dieser Abhandlungen, die Ref. mit ebensoviel Ver- 
gnügen all Belehrung gelesen hat, liess hoffen, dass deren Verfasser, dem 

54* 
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852 NachweisQDgen von Recensionen. 

WiMieiitchaft und Oetetxgebong det Strafrecbts ickon lo vieles Terdanken , die 
nicht kleine Reihe seiner Arbeiten auf diesem Felde (über welche das Vorwort 
eine Uebers ich t giebt) noch nicht za schliessen gedenke/und in derThatuner- 
wartet schnell wnrde diese Hoffnung durch den mit gleicher Rüstigkeit und 
Frische gearbeiteten xweiten Band erfüllt. Ohne Frage wird diesen Unter- 
suchungen ein Jeder, auch wenn seine Studien ihn auf vielfach verschiedene 
Ergebnisse und vielleicht auf eine ganz abweichende Grundüberzeugung geführt 
haben, dennoch das bedeutendes Verdienst um die Wissenschaft zuerkennen 
müssen, dass in wahrer Liebe zur Sache mit einer heute seltenen logischen Ord- 
nung und Folgerichtigkeit, Klarheit und Restiromtheit die eignen Ansichten des 
Verfs, entwickelt, die Ansichten Anderer geprüft sindj und zwar diess Alles, 
unbeschadet der gehörigen Rücksicht auf das praktische Leben und die Erfah- 
rung, mit stetem Streben nach Prinzipmässigkeit und philosophischer Begrün- 
dung, — ein Streben, das äusserst rühmlich absticht gegen so Vieles, waa 
dermalen in diesem Fache zu Markte gebracht wird. — In beiden Bänden unter- 
zieht der Verf. grossentheils die wichtigsten Fragen des Strafrechts und Straf- 
processes einer nochmaligen gedrängten Untersuchung, deren Uebersichtlich- 
keit nichts zu wünschen übrig lässt, und worin theils eigne frühere Ansichten 
(wie sie besonders in den lehrreichen Anmerkungen zum Hannoverschen Ent- 
wurf entwickelt sind) vertheidigt oder berichtigt, theils Meinungen Anderer 
bestritten werden, gewiss sehr oft mit Glück." — Der Rec. betrachtet nun in 
einer sehr ausführlichen Darstellung die einzelnen in beiden Bänden enthaltenen 
Abhandlungen und namentlich diejenigen, welche mit der Grundansicht dea 
Verfs. genauer zusammenhängen, und geht dabei näher in das Einzelne ein. 
[Rec. K. Roder.] 

2. Zeitschrift f. deut. Strafverfahren. Bd. 3. H. 4. S. 491 — 495. 
Diese Anzeige bezieht sich nur auf Bd. 2.; die in derselben Zeitiichrift Bd. 1. 
H. 3. S. 411. ff. befindliche Recension des Bd. 1. ist bereits in diesen Jahrb. 1842. 
S. 666. nachgewiesen worden. "Der Rec. giebt eine Inhaltsanzeige mit Bemer- 
kungen über Einzelnes und rühmender Anerkennung der Leistungen des Verfs. 
[Rec. Dr, Ludw. v. Jage mann.] 

Mittlieilnngen aus dem Strafreclit ii. dem Strafprocess in Liv- 
land, Estliland und Kurland durch acienmässige Darstellung 
merkwürdiger Verbrechen u. geführter Untersuchungen, mit Voraus- 
sendung einer Abhandlung üb. die Strafrechtsverfassung der Prov. 
Livland. Von M. v. WolflTeldt. ThI. 1. u. 2. Dorpat, Model, 
1844. gr. 8. (3 Thir.) 

Neue Jenaische Allgemeine Literatur- Zeitung. Juli 1845. Nr. 172. 173. 
S. 685 — 690. 
Die Verschiedenartigkeit der Rechtsquellen für die deutschen Ostseepro- 
vinzen Russlands und die bisherige Literatur des dortigen Strafrechts bilden den 
Oegenstand der Einleitung, welche mit der Bemerkung schliesst, dass „das 
Bedürfniss tüchtiger Arbeiten auf diesem Gebiete gross ^< sey. Der Rec. fährt 
dann fort: „Bei dieser Sachlage ist es natürlich, dass die Juristen der drei Ost- 
seeproviuzen das Werk des Hrn. v. W., der sich schon anderweitig durch Mit- 
theilang von Criminalrechtsfällen als juristischer Schriftsteller bekannt gemacht 
hat, mit Freuden begrüsst haben und vielleicht hat es auch in andern Ländern 
eine gute Aufnahme gefunden. 1^ Ausführlich spricht nun der Rec. zuvörderst 
über die das Werk eröffnende Abhandlung „über die Strafrechtsverfassung der 
Prov. r^ivland'% wirft zuerst die Frage auf: „erhalten wir durch dieselbe ein 
möglichst treues Bild der Strafrechtsverfassung Livlands oder doch die richtigen 
Umrisse zu einem solchen Bilde?", welche er verneint, und bringt sodann viele 
Belege bei, um den Ausspruch, dass jene Abhandlung unbrauchbar sey, zu 
belegen. Dann fährt er so fort: „Weit günstiger musf sich das Urtheil über die 
„ „ actenmäflsige Darstellung merkwürdiger Verbrechen und geführter IJnter- 
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NachweisuDgen von Recensioneu. 853 

snchungen*'," gestalten. Der jnriitiiche Werth der initgetbeilien Criininftl- 
rechtsfälle ist nicht gering, einige derselben haben ein grosses Juristisches In- 
teresse und hier zeigt der Verf., dass er an seinem Platze ist.*' Der Inhalt der 
einzelnen (8) Fälle, welche der Verf. referirt, wird vom Rec. angezeigt. [Rec. 
Ed. Osenbruggen.] 

Handbncli der gericlitl. Untersaclinngskande. Von jDr. Iiudw. 
Hugo Franz v. Jagemanii» Amtm. zu Heidelberg* Bd. 2. 
Frankf.a. M., Kettembeil, 1841. XXIV u. 994 S. gr.8. (3}Thlr.) 
[Vgl. Jahrb. 1840. S. 272. f.] 

Jahrbucher f. wissenschaftl. Kritik. Februar 1842. Nr. 23. 24. S. 177—187. 
Nach kurzer Bezeichnung des Inhalts bemerkt der Ree.i „In dieser Voll- 
ständigkeit haben wir nun ein Werk, das für die erwähnte Lehre (die ünter- 
suchungskunde) das einzige in der neueren Literatur ist, und dessen Vorzug sich 
nicht auf diese Eigenschaft beschränkt. Es ist die Frucht eines fortgesetzten 
Studiums der Wissenschaft in Verbindung mit der Thätigkeit des Geschäfts- 
manns, und zugleich die Darlegung einer dem Rechte und der zu verwirklichen- 
den Gerechtigkeit zugewendeten Gesinnung, die sich nicht blos nach der einen 
und andern der Seiten , sondern nach deren nothwendiger Verbindung bekundet.*' 
Er verbreitet sich dann noch über die vom Verf. zusammengestellten Beispiele, 
an welchen er besonders lobend hervorhebt, dass sie aus wirklich geführten 
Untersuchungen entnommen sind. Endlich betrachtet er das Werk nach seinem 
Nutzen für „die jüngeren Leute vom Fache, welche ein anschauliches Bild aller 
Arten strafrichteilicher Thätigkeiten und Verhandlungen sich verschaffen und 
Anhaltspuncte bei eigener Geschäftsführung erlangen wollen*', — ferner nach 
seiner Brauchbarkeit für „die, welche dai) practische Strafverfahren aus dem 
Gesichts puncte des sog. psychologischen Interesses beachten*', — endlich dar- 
nach, dass durch dasselbe die richtige Beurtheilung und Würdigung unsers ein- 
heimischen Strafverfahrens im Gegensatz zum Anklageverfahren wesentlich ge- 
fördert wird. Ueberall lässt er dem Verf. die verdiente Anerkennung zu Theil 
werden. [Rec. J. Fr. H. Abegg.] 

Merkwürdige Criminal-Reclits-Fälle u^s^w. Herausgeg. von 
JDr. Biselioff» Jastiz-R. u. s. w. Bd. 4. Hannover, Hahn, 1840. 
VII ü. 463 S. gr. 8. (2 Thir.) [Vgl. Jahrb. 1838. S. 1006. ff. 
1839. S. 175.] 

1. Göttingische gelehrte Anzeigen. Oetober 1H42. Stück 165. S. 1654—1656. 
Nach einer allgemeinen Characterisirung dieses Bandes heisst es: „Für die 
W^issenschaft bedeutende juristische Ausführungen, wie sie die Feuerbach'- 
schen, die Bauer'schen u. a. Strafrechtsfälle und zum Theil auch die ersten 
Theile dieser Sammlung liefern, darf man in diesem Bande nicht suchen. Die 
Entscheidnngsgründe der raitgetheilten Strafurtheile sind meistens sehr kurz und 
man wird auchnicht immer sagen könnert, dass gerade das Richtige in der Beur- 
theilung der verbrecherischen Handlungen getroffen sey." Der Rec. tadelt noch, 
dass der Herausg. nicht blos Personen mit fingirten Namen auftreten lässt, 
sondern auch sogar die Länder und Orte, wo die Processe geführt und ehtschie- 
den worden sind, verschweigt. [Rec. Zachariä.] 

2. Heidelberger Jahrb. d. Literatur. Nov. u. Dec. 1841. Nr. 54. S. 858.f. 
„Der vorlieg. Band, welchen der Verf. als den letzten seiner Sammlung 
erklärt, enthält dreissig verschiedene Criminalfalle, welche theils durch ihre 
Eigentkfimlichkeit an sich, theils durch eine sehr gefällige Darstellung geeignet 
sind, nicht nur das Interesse d«s Criminalisten von Fach, sondern auch des 
gebildeten Lesepublicums überhaupt zu fesseln, dem es darum zu thun ist, einen 
Blick in die Falten des menschlichen Herzens, und die mannigfachen Triebfedern 
der menschlichen Handtungen zu werfen.** Der Rec. hebt noch einige Fälle als 
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■olche beraat, welclie „so lelir das Gepräge dei Abentbeiierlicbeii fragen, dats 
man geneigt aejn vlklite, sie geradezu in daa Gebiet der Romantik zu rertetzen, 
wenn niebt der Name det Verfa. all eine Rärgichaft ibrer Wahrbeit betrachtet 
werden dOrfte/* [Ree. Zdpfl.] 

Criminalist« Beitrage^ vorzugsweise inHiltheilaog von ActeDSlflcken 
denkwirdiger Stnfrechtsfille. Heransg. von Adv. Bopp io Dann- 
sUdt. 1. a. 2. Abtheil. DannsUdt, Kern, 1842. 140 n. 173 S. 
gr. 8. (geb. i{ Tbir.) [Vgl. Jahrb. 1843. S. 744. IT.] 

ä^eiticbrift f. dedt Strafverfahren. Bd. 3. H. 4. S. 497— 499. 
„Der Leterkreii dteierZeifichrift kennt bereits die-anziehendeDarstellongs- 
weiie defl benannten Verr«. in dieaer Art von Aufsätzen, und es dOrfte daher 
kaum noeh erforderlich sein , auf diese grossere selbststand ige Sammlung beson- 
ders aufmerksam zu machen. Eine solche Methode, wie sie Hr. B. bei der Bear« 
beitong des Stolfes ihm zugänglicher Akten befolgt, verdient unbedingt den Vor- 
zug vor dem noch immer häufig vorkommenden buchstäblichen Abdrucke von 
ganzen Aktenheften , von Relationen und Defensionen , deren ja ein jeder Mann 
vom Fache schon hunderte amtspflichtmässig lesen musste, und die daher nur 
ausnahmsweise einigen Reiz fdr ihn haben können , nämlich alsdann , wenn sie 
etwa zugleich eine psychologische Entwicklung oder einen coropliclrten fndicien- 
beweis zu begrfinden bestimmt sind. Nur Kern und Saft einzelner Fälle pflegt 
Adv. B. zu extrahiren, und um so wirksamer ist dann da, wo es darauf ankommt, 
die wortgetreue Mittheilung einzelner wichtiger AktenstScke. — Noch zwei 
weitere VorsOge, durch welche die Bopp*schen Beitrage hervorleuchten, be» 
stehen darin, dass er dem Gang des deut. Criminalverfahrens ^om 16. Jahrb. bis 
hierher historisch -kritisch auf die Fährte zu kommen sucht, und dabei 
namentlich nicht versäumt, die vielen Schattenseiten hervorzuheben, aus denen 
die Auswdchse unseres Prozesses ihr Dasein herleiten. — Femer glänzen diese 
Beiträge durch eine sehr grAndliche Kenntniss der forensischen Literatur 
hervor, ja man kann mit gutem Gewissen die Lesung der vorlieg. Hefte allen 
Gerichtsärzten empfehlen, weil manche werden gestehen mfissen, dass sie diea- 
mal von einem Juristen gar vieles Nutzliche lernen können. ** Ks folgt eine In- 
haltsübersicht und am Schlüsse eine Aufmunterung zu fernem Beiträgen. [Ree* 
Dr. Ludw. V. Jagemann.] 



^. Mlscelleii. 

Anfscliliisse über den Nomokanon des Photias ans einer Hand- 
Bchrift der k. off. Bibliothek in St. Petersburg ^). 

Bei der Anzeige des von A. Mai im Jthre 1842. im 7ten Bande seines Spi^ 
eiiegiuM herausgegebenen Nomokanons oder dea codex des Kirchenrechts der 
griechischen Kirche, welcher in Russiand die Grundlage jeder Gesetzgebung 



■) Wir verdanken diesen Anftats der giticen Mittheilnng de« Hrn. Stastsrath nnci 
Prof. Hr. Stoeckhardt&nSt. Peterabarc, welcher bereit« im Jahrg. IMi. dieser Jahrb. 
S. 953. AT. über den von Hrn. Pastor Dr. v. Mu ralt daselbst verfatsten Katalog der Hand- 
schriften der k. öifentl. Bibliothek Bericht erstattet hat. D i e Re d. 
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war4e aii4 daher hier einer nocli viel grcfatern AufmerkMmkeU alf im Occideiita 
gewardigt ^Verden loUte, ward foa Herrn OberapptUationiratli />r. BIckell, 
all Reeeiiaenten in der Jenaitcken Lileratnr- Zeitung November 1844., iowohl der 
Name Nomokanon als die Abfaivung darek Pkotiui bezweifelt. Das 
Ente, worauf weniger ankommt als aaf das Andere, ist Mm allerdingf akkt 
zn behaupten, da der Name Nomokanon vor Balsamon, dem Erklarer dee- 
selben, aus dem 12teii Jahrhunderte, nirgend«^) steht, auch in onaerer Hand- 
tehrift f^F. V. I. 4. oder XIV. unsers Catalogs) nicht. Dagegen finden sich in 
allen Erweiterungsformen dieses Corpws juH$ eanoniti vor Balsaroon andere 
Bezeichnangea derselben, 

1) So heisst die ernte, welche die Kanones der Kircbenversammlongen bts 
and mit der von Chalcedon (451.) nebst den Kanones Basila des Grossen am- 
fasste, avvayotf^ xaydfMy ennXfiavxatt^v, Dieses ist der so oft bezweifelte 
codex eanonum ecelesiae ttmeer9ali9y von welchem hier nur das Vorwert 2) 

1) In der Vorrede S. 2. der Pariser Aasgabe 1620./o. ucu n(fwia fih ru iw 
roK ii^^iftivotq Sina nqoq tok riffffa^ t*tjIok tfvyy^^irra ro/ttfia TraQct rov 
ncn^iaQX^v rov (Wv&ifthov t6 rof^QKdvopor (nämlich des Ph^itins, wie er 
vorher gezeigt hatte) nffo r^c t»v vofufov avwna&dqaimqy <aq §X^ijt«u (anter Gon- 
stantin Porpkyrogennetos), xar«cox«^^<iro«, §lq dvo avta ^Uf»B9 kcU 

I' voftifMP ßißXUav xtifitva^ xal xiva tiXilw; «9 M^ Stx^^ra iv rfl dtauct&d^u 
X, T. X. Der gleichzeitige Zonaras weiss vollends nichts von einem Nomokanon^ 
sondern betitelt sein Werk *E^'^Y^a*q tiav — navovotv, 

2) 4*» öl rov fifydXov &eov »cd 0»>ir^^o( ^ft^v *Iijffov Xgt^ov fna^iftmHed 
dnoOtoXoi^ xal f*^v xai rf ? ixxX-^ciaq avrov r^q dylaq ot ft*t* ixtiravq x€u xax 
ixthovq d^itiftiq xat SiddaxaXot trjv i| i$-puv äf*a xcu'Ioviaimv nXfjS^QV tfjq (fut^ 
/9oAmi7? dndtfjq xal rvi^amrido^ d7roipoiTif(f<»oavy ^(}^fj rc ^tapoii^ xmi nifftu 
nqoq Tov ßa&tXia xa* xv^tov tifq So^g avTOf*oX'!^iXcufav oaUnq TCoc^a^MV iy^^^Q*^" 
&httq vno tijq ^fafliTo?, o^x j^o^to ^ttv mantQ ol n^Xtrixcl vo/aoi tovg 
7iX7ff»fitXovft€tq avUtiKf&a*, Tovro ydq tvi]&tg aiirotq xofitif^ xal Xutv dtfjfAtXiq 
xatt^cUptto» TiQOXivdvvevuv i^ fiäXXap avrmp hotfAOTata* xcU roifq dp^mp 
lopraq ht^iStqi^iw httov^a^op^ irtivta tovq ^kapotfihovq ftip iv* xat t^q evd-üaq 
ixxXiropraqy t^q 6 7ro*/!*tjp 6 xaX^q, dfMXfjti xata&iopttq' tovq ^k n^fiPtiq if^fj 
xattpex&iPTaq inl ro ßdga&QOP dpatmdaiu nctproia&q inepoiatq dywviCofievoty 
xal ro ftip rjdti Ctfffjnmq xal Xiav ^^^itfri/xo? r^ /4a/ai^9» rov nptVf*aroq 
hf itdXa oo^tiq xal t»x^^^^ dTto^i^preq, to dk avpxqtßip il aiftiaPy xod Xvcfttpor^ 
f>a^/»orxoK r«o«v dnXotq Id/raXolq a see. m.J xal ^«0>»ok loytxoZq imo^ifyvxiqy 
0VT«ti rjj /ei^«r« xal avptqyiiqk tov nvevfiaroq iirl rriP Ttqdtfjp vyittap inapijyop 
tovq xdupoptaq. "Ipa roivvv xal ai&tq oi ^t^ ixtipovq xoft ixeipovq hofiWM ' 
Tovq M avtwp dgxoftipovq dßXaßtXq d^atfwiMow , xovttop Sxa€tO€ xatd xcuqcvq^ 
iSiovq eiq ravro avptoPtBq ot tqta/iaxdq4mj r^c ^aiaq /a^«roc osxopofiovatjq Toi>re, 
xal CvpaB^qotKovatiq Indatijq airwp evpodov top avXXoyoPj vofiovq tipdq xai 
xapopaqj ov noXinxovq, dXXd &fi&vq xeqi t&p nqaxxiwß ^ ^^ nqttxtimp 
iU&§pro top ixdatov ßiop xal tqonop inapoq&ovfitpof tovq ftip oim ßaotX*xfj 
ftoqtvofjtipovq vTtoOTfjqi^orrtq , fnitifiiipttq &i aiS-» tovq dnoo^aXirraq ixl td 
ftXdyta. ind odp ndXcu xard xouqovq vno iict^oqmp nqoq dtok^oqov^ xa* ^hh- 
ipoqoiq dqfjtot^optiq ol PO ixot xal xaPOPiq tijq ixxXTjCiaq iri&tjCaPf iixa yd f f^ttd 
toifq dftoütoXovq al fttydXat t»p natiqmp yfyoponf* ovp^doi nqoq 
tovtoiq Sk ai xal ßaoiXuoq o f*iyaq ntql noXXwp ixapopiatp' tixotmq dh did 
tovto anoqddfiv in* ccvtwv wq dnjitn td xoira /^o'yey dpatpvoiABvay 
xal ov tdl%i> t$pl^ nqayikdtvip otq ip xtißaXaiotq iinqtjftipiotp ol xapoptq 
iyqd^fjaap , ^q ix tofvtov &vo(VQvrop «&a» xofiid^ xai ^onoqiotvp to Ttqoq ttvwp 
d&qootq fttql xcvpopoq httJ^'^TOVßtPOP, Jw tovto ;^c»^T« tov Ktfqimv xou &tov xai 
Omtijqoq fifMmp 'J170OV Xqwtov td ffftoqddfjp i^ avtmp oqtad'ht» xatd xa$qoivq 
Miq ¥p fiinHq d&qoXaeu OffotMaapteq, xai rawra ittloptiq tlq tkXotfq ntptrfxopta^ 
oi^tditp ntpd xcd dxoXov&iap dq*&fiMf i^vXd^oßw, noütoPf dq UjMlPy xai 
JkvttQOP xai tqiftop xal tietaqtov xai nifintop wti&iq xapo¥€tq ovyat^rrtCy dXiu 
iiftoia toZq 6fioloiq^ wq oUvtt av¥afß6aaPT§q xai tmp lowp xt^fmXaittp avfinXit^aV' 
ttq^ ^aitdv kiot^aaftw ä/m xai dnopop tolq Ttdotty mq ofSxof, tap tn^orvuipmp 
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nebtt dem liihaUiverzeicbauite 3) niitgetheilt ist. Das Vorwort lelbat aber rührt 
eigentlich von einem Zweiten her, der die nach chronologiieher Reibefolge der 
Ck>ncilien aufgeführten Kanones, wie sie in dieiem Inhaltiverzeichniiie folgten» 
unter 50 Titel verthetit hat, wie einer vor ihm, aber weniger bequem, sie fn 
60 Titel ditpontrt habe. Beide Bearbeiter dieser ältesten kanonischen Sammlung 
müssen aber vor Justinian gesetzt werden, da von dessen kirchenrechtlichen 
Gesetsen noch keine Notiz genommen wird *), 

2) Diese veranlassten dann eine zweite Bearbeitung der allgemeinen oder 
ersten Sanmlang, und zwar vor der trullanischen Synode 692., von welcher 
hier noch keine Rede ist, ja vorErlassung der 4 Novellen des Heraklios, die 
äMa* a. 8. w. in unserer Handschrift angehängt sind, aber ohne im Register der 
beaataten Novellen (336h.) angekündigt zu sein. In der Vorrede sagt der unbe- 
kannte Verfasser, den die vaticaniiche Handschrift gleich dem Redactor der 
50 Titel Johann Scholasticus nennt, obwohl er sich nirgends als derselbe 
angiebt, wogegen die Pariser und Turiner Handschriften den Bearbeiter der 
50 Titel Theodoret, Bischof von Kyrros, nennen, er habe zu den 10 Syno- 
den noch viererlei hinzugethan : 1) die Kanones der Apostel, die zwar von man- 
chen bezweifelt wurden (was nach ihrer Annahme durch die trullanische Synode 
692. nicht mehr gesagt worden wäre) ; 2) die 358 Kanones des Concils von Kar- 
thago vom Jahre 401.; 3) die kanonischen Briefe der h. Väter, indem ausser der 
schon aufgenommenen Epistel des h. Basilius noch andere desselben, so wie 
des Dionysius, des Petrus und des Timotheus, Theophilus nndCyrill 

Tr]9 evQtOiv oix avtoi Tovte fiovo* xai nqonoi twv äXlo)9 not^acu oQf/ti^aavteqy 
alk' Bti^ovq ivQovreq raura d&eXovtaq eiq rixkovq k^iJHoi^Ta, naifiifte 
Toi/q tov ayiov BaaiXeiov xavovaq ToTq äXkotq i/itavvdtpavraq , fii^te Sk ofioia 
TOK Ofioiotqj i^q M4a, nqdyfiatay avva^fioaavtaq , wq iv xitXoiq cf*a tovro noX^ 
Xovq ntqi ivoq xapaXaiov xavovaq tvQioxea&cu , xo» dvadXana fivta&a$ zd ne^l 
TOV nqayuaxoq ivoq naqd rwr tzoXXwp xavovit^öfifva' aagtuftegav^ wq olov ra 
^y, 'fjfitZq xfi Tta^ad-idH Twy ofioitov noiijacu twv xavovonf xtjv öial^iOiv ianov- 
ddaetiAfV tov kxdatov Ttqoq rovxotq twv rvtXfov intyQagt'^q Tt^odfifiouvova'^q ev 
ftdXa tCiv tfifytQOfJiivoiy t^v Svva/uV 17 de td^iq avxrj twv awoStav fietd rovq 
oTtoaroXovq xai noaovq ixdattj xavovaq l^e^ero, noaovq dk xai ßaaiXewq 6 
■$-av/taoz6q owey^dtparo^ Sid xttv vTZOxeifitvtitv dfiov^ri toiq tfjtovot yvwo- 
&ija(ra&^ i'<tT& ydq wdiniaq e/ovaa xai ovx davfig>av^q dXXd xal Xiav ivavvontoq 
Toiq ivtvyxdvnv- i&tXovai, Wir haben diese, im Ganzen mit dem Abdruck in der 
Bibfioiheca J, C, Parti 1661. S. 499. übereinstimmende Vorrede ganz gegeben, 
damit man sehe, dass zu dieser Zeit von einem Nomokanon noch keine Rede 
sein konnte, da die Kirchcngesetze (xavovtq^ noch den politischen (yoßoC) ent- 
gegengesetzt wurden, als solche, die nur durch das geistige und nicht wie diese 
dnrch das weltliche Schwert in Ansehen zu erhalten seien. Darum konnten zu 
•einer Zeit keine xavoviq als voftot behandelt werden, als ob eine Art der erstem 
in die Kategorie der letztern fiele, was durch die Zusammensetzung vof*oxavo\v 
oder vepioxdvovov allein angezeigt werden kann, nicht aber eine blosse Compi- 
lation von weltlichen und kirchlichen Gesetzen , vo^oq xal xavtav. 

3) Hier (5a.) sind wie in fiev Bibliotheca die lOConcilien von Nicaea,Ancyra, 
Neocaesarea, Sardica, Gangra, Antiochia, Laodicea, Constantiuopel, Ephesus 
und Chaicedon aufgeführt. 

4) Von den 10 Concilien (Nota^,) werden das erste und die 3 letzten von 
Justiniah iniVior.lSl. als solche genannt, deren Beschlusie Gesetzeskraft haben 
sollen. Diese 4 allein hätten also einen Nomocanon bilden können, nicht aber auch 
die übrigen. Desshalb kann denn auch der sogenannte Nomokanon des Johannea 
Scholasticns, Erzbischofs von Konstantinopel unter Justinian, nicht mit 
der obigen Sammlung der 50 Titel Einen Verfasser haben, sondern diese musa 
zwischen die letzte darin benutzte Synode und den genannten Kaiser fallen und 
zwar nach der so ganz verschiedenen Ansicht von derBedeutung der Kanones, eher 
ins 5te als ins 6te Jahrhundert. Der Ausdruck Nomokanon findet sich übrigena 
nur in der Ueberschrift dieser Sammlung der den Kanones entsprechenden vofUfAot 
(Novellen) in der obigen BibKolheca J. C, nicht aber in der Unterschrift: riXoq 
XMv xixXwv xtav avv^&ovxtav vof*lfi(av xoiq ixxX, xotvoae xijq veaqäq Staxdiiwq. 
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von Alexandria, des Gregorius Thaumaturgui, des Gregor von Nyssa 
und des Gennadius von Konstantinopel als kanonisch zu betrachten seien. • 
Von diesen aber geht keiner über das fünfte Jahrhundert hinaus; 4) die politische 
Gesetzgebung, die zu diesen kanonischen Zusammenstellungen zuzuziehen von 
Nfftzen sei, theils ans den kaiserlichen Decreten, theils aus den Erklärungen 
der Jurisprudenten. Dieses zusammengenommen nennt aber der Verfasser nicht 
Syntagma; denn 1) spricht er von der Eintheilung desselben in 14 Titel, be« 
vor er die Kaiser -Gesetze erwähnt^); 2) werden im Inhaltsverzeichnisse des 
gegenwärtigen Syntagma^) nur die apostolischen, die Concilien und die patri- 
stischen Kanones genannt; 3) steht der Name Syntagtna nur vor den 14 Titel«, 
unter welche diese 3 Classen von Kairones von ihm vertheilt wurden''); nicht 
aber setzt er ihn auch dem Texte derselben vor 8). In dem Syntagma aber 
citirte der Verfasser nur die entsprechende Zahl der Kanones, deren Text dieser 
systematischen Zusammenstellung in der vom ersten Inhaltsverzeichnisse an- 
gegebenen Ordnung angehängt nachzulesen war. Zu diesen Text-Anhängen 
des 3yntagma gehört auch die dreifache politische Sammlung: 1) der 87 Kapitel 
aus 10 Novellen Justinian's, 2) der 25 Kapitel aus andern Novellen desselben, 
3) die Sammlung der im ersten Buche des Codex, in den Digesten und Institu- 
tionen und in den Novellen enthaltenen Gesetze. Diese politische dreifache 
Sammlung konnte zwar auch von demjenigen herrühren , der die kanonische 
Sammlung über Justin ian hinaus gefuhrt hat; da aber keine spätem Novellen, 
als von diesem Kaiser, nicht einmal von Justin II., in der ersteren vorkommen, 
so ist es wohl das gerathenste , anzunehmen, diese rühre ebenfalls von dem Ver- 
fasser des Syntagma her, aber ohne je unter diesem Namen begriflfen gewesen 
zu sein 9). 

3) Das Syntagma sowohl als die Sammlung der Kanones ward dann fort- 
geführt von dem JPatriarchen Photius. Dieser wird als Urhelier dieser Verän- 
derungen, wie sie der dritte Prolog angiebt, nicht bloss von Balsamon (A'ofal.), 
sondern noch durch dreierlei bezeichnet: 1) führt auf ihn schon der Umstand, 



5) 6a* der Handschrift; S. 790. der BibHotheca J. C, die diesen Prolog un- 
begreiflicherweise dem Photius zuschreibt : ivexttQijifafti^ tov? vno twv — dtxa 
(^Nota 3.) cvvodoiv — ixte&evrag — xavovaq (Iq ratnov tfi'vayay««« — xai toi'C 
ksYOßivovq TÜv ayiiäp anoaroXotV ei xai ttvsq dvtovq dpupißoXovq Sm tivaq 
attlaq fjyijaavto^ t^^ 6e xard rriv iv Aißvjj /tCa^/iydofa ysytvfjftivtjv iv xQovoiq 
'Ovoqiov xal *AQxaSiov (401.) — ovvoöov «i'^i/kw? — tw Ttaqovtt aifvit^ev^a anov- 
äd<F/tari» xaXoy ^ytjadfjiivoq iv ravtai fivfjftovwcfcu xa« rd nciqd rivoiv dyio)9 
natfQtuv — iv imaxoXalq — eiqtj^iva, — IJdvttuv «Te twv avveiXtyftiro)v rfjv 
Svvaniv siq xltkovq dixa nqoq tfTQaai avvfXcov — tov dqtd-fiov Smiwv dqtd-fAfi^ 
Tumv aroixeiwv tvavvonxov^ Mq ot^ae, xard ^vvafitv t6 cfvvtayfia ntnoiriiicu 
— dlXd ßfi ^TjToiq kxdoTift xetpaXaiai xijv nqooqiOQov vnoßaXeiv dvdyvtnaw — 
did ro ^17 ßovXtoO-cu — 17 noXXdxiq zov avtov xavova — yQdqtHv — ^ tov tva — 
xatarifAVt&v -— wantQ r^ai rviv ftQo'ttjv ytyiv^ tat fL,et L. tiiulorum auciO" 
ributj — einov de /^e<o>di7 TiQoq rdq xoiavtaq xavovixdq avyyga^dq 
trjv noXitunfiv vofio&ioiav vnnXrjipot ^ ravTtjq ß^axin tt xai avvtttftfjfiiva roiq 
ovyytviat xeg>aXaiotq nQoarJQßOoa iv XStd^ovri fiiget* r^q de trjq ßißXov twv tlq 
ixxXfiasaattxrjv dvtixovtfav evta^iav , iv te toiq ßaatXtxolq &(amcf/»aaiv £v ti taiq 
tuv oo^oiv kqfAijveicuq avvtofjiov iv avvaymyfj Ttoitjadfifroq txd-eaiv, 

6) ßa., Bibliotheca J, C, S. 793. 'ßc noioiv avvodoiv ti xai fcqo(S(a7Z0)v xai 
7i6c(av nav6vo)v to naqov '^&qoia&fj avvtay/ia. 

7) 9 a. TitXoi xavovixoi avvtdyfiatoq xai töiv aQfiot^ovtwv Ixaar^i titX(a 
xeq^aXaiwv, 

8) 73 a. Kavovtq t(üv dymv dnoatoXotv x. t. X. 

9) Sie haben sämmtlich die Ueberschrift avvayotyfj und keine derselben 
entspricht der von Jo. Scholasticus angelegten Gesetzessammlung zu den 
50 Titeln, genannt Nomokanon (Sota 4.), noch der von XXI Kapiteln in der 
Bibliotheca J.C. S. C60 — 672. Die Vennuthung Heimbach's in den Anec- 
dota 1. 44., das%/ildrgwa enthalte auch Gesetze Justins 11., erweist sich hier als 
ungegründet. 
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dMt in all diesen Zuiitsen nichti über ihn kinftotgelitM)» aber auch nicbti, 
wai in leine Zeit fallt, fibergangen ist; 2) giebt untere Handicbrift darch die 
Zeichen ^ , 9 zwischen w and t TtatQia^X' ^^' ^^'i ^*® ^^^ enter Hand neben 

dem dritten Prologe itchn, ihn all den Verfaiier deaielben an« 3) Daaaelbe 
wird bestätigt durch den Schlost des Prologt, worin angegeben wird, et sei der* 
tdbe im Jahre 889. Terfastt ^^). In dieser photianitchen Sammlong nun finden 
sich die in der vorhergehenden nicht vorkommenden Concilien von 692., 787., 
869. o. 879., to wie det Taratint kanonische Epistel nebtt anderen Abwei- 
chungen^) von der sur Zeit Justinian's gemachten Sammlung, wie sie in 
dem sweiten Inhaltsverzeichnisse von erster Hand vorliegt ^^), Dieses Verzeich- 
niss war aus der justinianischen Sammlung getreu ahgeschrieben worden von 
demselben, der die photianische Sammlung abgeschrieben hat, and zwar ohne 

10) Siehe s. B. entere Handschrift F. /. 1. (XVI.), wo nach der kanonischen 
Epistel des Gennadiiis und der des Baiilius an die Metropoliten die unter 
dem Komnenen Alexis in Konstantinopel den Mönchen von einem Concit 
gegebenen Antworten folgen, nebst Beschlüssen von 1066. iu. s.w. Bei Bal- 
sam on aber kommen nach den XIV Titeln vor ,den Apostel -Kanones eben- 
diese den Mönchen ertheilten Antworten vor und nach des Gennadins, 
Baiilius und T a r a s i u s Schreiben das Verzeichniii der unter dem Patriarchen 
von Konifantinopel itehenden Städte unter Andronicui Palaeologut. 

11) 8h-, Ribliotheca J, C, S. 793. *'lva Sixai riv XQOvov t«? üddtjy oq tol^ 
^&daaai tov naqövra ovrij^fiotfato , iartv /uh uatd /Uiada itStv /itTQovfiero^y 
tiq TO i^a/rldfftov ravrrjq dvaßalvwv , vTtfQßdXXwv di m€U tavra xai ftijJi f'^X^* 
Twv tQiaxoaio}v Itiav tov SQOftov taraiv, fiq to htvrittoathv nqCnov itoq iXavvotp 
vn ai'ya? ^A/ov t^» TtQOxufiivvjv ngd^tv nQorjveyxev, 

12) Es fehlt 218». derBrief derBaiitiui an Diodor. Umgestellt sind: 
1) Dai ephesiniicbe Concil steht vor dem von ChalceTlon. 2) Der Brief an die 
Bischöfe von Pamphylien steht nach dem eph. und nicht nach dem konstantino- 
politanischen. Hinzukommen: 1) Der laodicäische Kanon 60. 2)Der29ste 
chaicedonische von Photius und Eustathini und der 30ite von den ägjrpti- 
schen Prieitem. 3) Des Tarasius Epistel nach dem zweiten nicäniscben 
Concil, 181»- — 185h. 4) Des Athanasius Epistel an einen Abt. 200h. 
5) Bruchstdcke aus der Fest-Epistel ix t^q ioQtaanx^q intatoXijq 202»* zwischen 
Gregor dem Wnnderthäter und Basillus. 6) Gregorys des Theologen und 
Amphilochiui' Metrik vom Bibel -Kanon. 

13) 8S' =s Bibliotheea J, €, S.79S., nur dass 1) in letzterer der Brief an die 
pamphylischen Bischöfe nach dem ephesinischen Concile und nicht nach dem 
von Konstantinopel, wie in unserer Handschrift durch ein Venehn gesetzt wor- 
den ist ; 2) das Concil von Chalcedon nach eben diesem Briefe steht und vor dem 
von Sardica und nicht nach dem ephesinischen; 8) letzteres mit 7 statt mit 
8 Kanones, wie in der Handschrift. Diese giebt also als Inhalt der sweiten 
Sammlung: 85 Apostel- Kanones, 20 nicänische, 25 ancyräische, 14 neu- 
cäsareische, 20 vonGang^ra, 25 von Antiochien, 59 vonLaodicäa, 7 von Kon- 
stantinopel (die Epistel an die pamphiKschen Bischöfe), 28 von Chalcedon, 
8 von Ephesus, 21 von Sardica, 138 von Karthago; 4) ohne den in Aer BfbliO" 
t/teca hinzugeffigten Einen Kanon von Konstantinopel, 102 von Konsfantinopel; 
es folgen nun 5) statt der 2 folgenden Concilien 2 leere Linien, von welchen nur 
die erstere mit avpöSov ausgefüllt ist, indem der Abschreiber dieses Index noch 
von mehreren wusste und für die Ausfüllung derselben Platz Hess, selbst aber sie 
hinzuzufügen sich nicht getraute — Beweis genug, dass er in seinem Original diese ^ 
2 nicht vorfand, da er sie sonst auch abgeschrieben haben wfirde. Nun folgen 
die kanonischen Episteln mit Dionysius von Alexandria wie in der Bibliotheea 
J, C, nur dass 6) des Basilius Brief Ttqoq xfaqtnMxonovq und nicht a^/«e7r., 
wie in der Bibl,^ gerichtet ist; 7) fehlt vor dem Schi u ssworte Tiiyrios» n.s. w. noch 
nqtätoq Ftvvdöioq aQX^TiiaxoTZoq Ko)vatavti>vov7toXi(aq, Dieses aber röhrt nicht 
von Photius, sondern von seinem Vorgänger her, da es darin ausdrücklich, 
heisst, die Concilien i'on Sardica und Karthago stehen nach dem von Ephesus, 
nicht nach dem von Chalcedon, wie bei Photius. 
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die Abweich ifngen desielben von letsterer «nsamerken. Dietet hat erat eine 
•pätere Hand getban, welche nnt demnach die Unterichlede zwiichen beiden 
Sammlongen zu erkennen giebt, gerade so, wie der Prolog des Photiug es 
thnt ^*), Der letztere hat Gbrigeng den Charakter dei Sjmtagma nar In Bezie- 
hung auf die Kanonei beibehalten, die er, gleich dem Uriieber desselben, bloss 
citirt, weil ihr Text später ah seinem Orte folgte; die politischen Gesetze da- 
/ gegen, welche seit Jostinian bis auf Photias anzufahren waren, hat er, 
inconsequent genug, in ihrem ganzen Umfange in das Syntagma anfgenommen^'). 
Daraus folgt denn unwidersprechlich, dass wir hier das Syntagma des Photias 
selbst Tor uns haben und nicht des letzten Bearbeiten, der im lOten Jahrhunderte 
auch den Text der Kanones in das Syntagma aufnahm, wodurch die zum Nach- 
schlagen bestimmte kanonische Sammlong überflüssig wurde, nach B ick eil. 
Dieses aber war so wenig der Fall, dass Balsamon und Zonarat durch 
ihre Erklärungen vielmehr beide Theile, den systematisehen wie den chrono- 
logischen, fortsetzten und erweiterten. 

St. Petersburg, den 22. März (3. April) 1845. 

Dr. Edward von Maralt. 

14) SvvoSov t^n h ¥utai^ to itvtB^ov (statt t^c ißdo/Aiiq) xavovfq nß (787.), 
ftwo^ov t^q ir Km¥0ta9ti¥0V7t6Xfi a tuü ß' iv rf va^ rwy dyioi¥ dnoatoXiop 
ncufovaqjB (869. 879.); am Rande aber, weil im Texte gar kein Platz mehr war, 
io dass bei der uraprunglichen Anordnuu|p des Registera nicht daran gedacht sein 
kann: ovvo&ov tijq ip %f nt^twpvfA^ votfi Mtl ijttovvfu^t tijq tov Xoyov avatddijq 
tn¥ Ißioßfiv ohio%ff*fvutijv oi^odov hrißtßtuoHfdaijq näaav di oxMi^ttutriv %ai 
a*f fVMci/v nhdviiv dntXcufdarfq uavur a. Von derselben Hand ist auch, und zwar 
1) ebenfalls am Rande, hinzugefügt: awodov t^q iv KiovaxavxwovnokBt xo ß 
»avt&v a. 2) Nach des Gennadius Brief TtQoq — ^i7r^o;ro>l*rac in Einer 
Linie: ian 6i ua* vo/i$*cu inkoycu in dta^fffav &tfi, . . imatoXtj yQagniaa dno 
KuifatapTivovTtoXitaq MaQxvQi^ intanoftffi *Avxtoxeiaq nvq XQV Sex^aO-ai r. nq. • . 
xov dyiov 'A&avcuflov n^oq'Povqnavov iiiiaxoTtov, In 3 bodiejanischen Hand- 
schriften (715., Baroci 26. u. Meer mann 176.) dagegen ist das zweite nicäni- 
sche Concil das letzte der zweiten Sammlang. Dieses muis denn in der Zwischen- 
seit zwischen dieser und Photius hinzugefügt worden sein; denn der letztere 
hätte dann auch die 2 von Konstantinopel, die in seine Zeit fielen, angemerkt 
Diese Abfassung des Syntagma vor 692. hatten auch schon Bi euer (in der Zeit- 
schrift för geschichtliche Rechtswissenschaft VII. 2. S. 115. und in den Beiträgen 
aar Revision des Justinianischen Codex, Berlin 1833. S. 84.) and Rickeil (in 
den Erlanger Jahrbuchern 1829. X. S. 170. und in den theologischen Studien u. 
Kritiken 1830. S. 594.) vermuthet Durch unsere Handschrift wird diese Ver- 
muthung urkundlich bestätigt. 

15) 21« 26»- eine längere Ausführung des Photias zu Titel II., Kap. 1. 

nach Angabe eines Kanons von 787., ebenso 26** — 27*- zu II. 2. aus dem Codex, 
la II. 14. aus den trullanischen Kanones, die 148 »• von erster Hand im Texte 
stehn, im Index nicht. 147 h. findet sich vor diesen im Texte ein Decret von 397. 
aber Agapios und Gabadios, von welchem im Index keine Spur ist. So Hessen 
sich die in den Noten 11^-^14. gegebenen Beispiele von den Abweichongen dieses 
Index vom Syntagma des Photias noch leicht vermehren. 



Codificining der Partiknlarreclite der Ostseeprovinzen. 

FOr die deutschen Rechtsg^elehrten mass die kfirzlich erfolgte EntseMlessang 
der Tastischen Regierung, das bisher in den Ostseeprovinzen Russ- 
lands geltend gewesene deutsche Partikular- und geraeine deatache 
Recht in der Sphäre der Gouvernements- und Gemeinden-Verfassung, des Civil- 
rechtes, des Civilprocesses und des Criminalprocesses vollkommen and ohne alle 
Verandernng auch fdr die Zukunft zu bestätigen, dasselbe aber sur grosseren 
Rechtssicherheit nur in ein von Controversen freies System (Swod) bringen «a 
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lasten, das hdchite and freadigtte Intereaie erregen. Wir theilen daher, obicbon 
die allgemeine Kunde hiervon schon durch politische Zeiiangen gegeben worden 
ist, den Kaiierlicben Ukas an den dirigirenden Senat vom 13. Juli d.J. über 
diesen Gegenitand im Interette der deutschen Jurisprudenz noch besonders mit. 
Derselbe lautet, wie folgt: „Nach Zusammenstellung der im ganzen Umfange 
Unseres Reiches geltenden Gesetze zu angemessener Ordnung und Einheit durch 
die Publication eines allgemeinen Swod derselben fanden Wir fär notbwendig, 
zum bequemeren Gebrauche der Bewohner derjenigen Gouvernements und Pro- 
vinzen, in denen einige Partikular-Statuten gesetzliche Kraft haben, dieselben 
nach dem Orte, wohin sie gehören, in das System des Swod selbst einzutragen 
oder sie zum Gegenstande besonderer, nach demselben Plane angelegter Samm- 
lungen zu machen. Zur Ausführung dieses Vorhabens wurden in den allgemeinen 
Swod der Reichsgesetze bei dessen neuer Ausgabe im Jahre 1842. sämmtliche 
alte Verordnungen aufgenommen, welche kraft der von Unseren Vorfahren dem 
kleinrussischen Landstriche verliehenen Privilegien noch jetzt in den Gouveme- 
roents Poltawa und Tschemigow vollkommene Gesetzeskraft haben*}. Diese 
Maassregel konnte hinsichtlich der in den Gouvernements Livland, Esthland und 
Kurland geltenden, ebenfalls partikularen Rechte nicht ergriffen werden. Die- 
selben sind so zahlreich, dass es ganz unmöglich sein wörde, sie ohne besondere 
Uebelstände in dem allgemeinen Swod der Gesetze unterzubringen. Wir fassten 
deshalb den Entschiuss, sie in Form eines für sich bestehenden Swod zu publi- 
ciren und befohlen der zweiten Abtheilung Unserer eigenen Kanzlei, alle in den 
Ostseeprovinzen nach den von Unseren Vorfahren denselben verliehenen und von 
Uns bestätigten Privilegien gesetzliche Kraft habende Rechtsbestimmongen zu 
sammeln , in gehörige Klarheit und Bestimmtheit zu bringen und sie hierauf in 
einer dem Systeme des allgemeinen Swod der Reichsgesetze vollkommen entspre- 
chenden Ordnung zasammenzustellen, so dass diese Sammlung der Localrechte 
der Gouvernements Liv- Bsth- und Kurlands als Supplement des Swod der Reichs- 
gesetze zu betrachten ist. Nach dem von Uns bestätigten Entwürfe zerfallt diese 
Sanrmlang in fünf Uaupttfaeile: Im ersten sind die besonderen Einrichtungen 
einiger Behörden und Aemter der Gouvernements -Verwaltung enthalten, im 
zweiten die Ständerechte, im dritten das Civilrecht, im vierten die Regeln des 
Civilprocesses , im fGnften die des Criminalprocesses. In Erwägung, dass wegen 
der Mannichfaltigkeit und Verschiedenartigkeit der Rechtsquellen , welche den 
bis jetzt in den Ostsee-Gouvernements geltenden Rechten zur Grundlage dienen, 
nicht nur Aufmerksamkeit, sondern auch Localkenntnisse und besondere Einsicht 
bei Erforschung und Zusammenstellung derselben erforderlich vvaren, erachteten 
W^ir für gut, den von der zweiten Abtheilung Unserer eigenen Kanzlei abgefassten 
Entwurf des Swod dieser Rechte einer sorgfältigen Revision zu unterwerfen, und 
zwar zuerst in besonderen, dazu in den Ostseeproviuzen errichteten, örtlichen 
Comit^s, sodann aber in einer allgemeinen Commission von hierzu aus allen drei 
Gouvernements derselben an herberufenen Beamten und Mitgliedern des Bfirger- 
standes. Ihr einstimmiger Beschluss vergewissert Uns über die Genauigkeit und 
Vollständigkeit der in den Entwurf des Swod eingetragenen Statuten, welche 
noch jetzt in den Gouvernements Liv- Esth- und Kurland Kraft und Geltung 
haben. Hierauf haben Wir die Durchsicht der beiden ersten, zur Herausgabe 
vollständig vorbereiteten Theile dieses Entwurfes in den hÖhefen Beziehungen 
zum Reiche übertragen: 1) einem aus Senatoren und Ober-Procureurs bestehen- 
den Comit^; sodann 2) einer von Uns aus Mitgliedern des Reichsrathes gebildeten 
Commission und der Plenarversammlung desselben, und befehlen gegenwärtig, 
dem Uns zur Bestätigung unterlegten Gutachten des Reichsrathes gemäss, zur 
Publication dieser beiden Theile des Local rechtes der Ostsee -Gouvernements: 
über die besondere Einrichtung einiger Behörden und Aemter der Gouvernements« 
Verwaltung in diesen Provinzen und über die Ständerechte zu schreiten. Der 
dirigirende Senat hat, nachdem er die zur Erfüllung dieses Unsres Willens noth- 
wendigen Anordnungen wegen Versendung von Exemplaren der beiden ersten 
Theile des Swod des Jjocalrechtes der Ostsee-Gouvernements in derselben Ord- 



*) Dies ßndet man mit Mehrerem in des Unterzeichneten „juristischer Propädeutik" 
Auig. 2. §. 64. S. 209. erwähnt. 
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nung, welche bei Zusendung von Exemplaren des allgemeinen Swod der Reichs- 
gesetze befolgt worden ist, getroffen haben wird, dabei zu eröffnen: 1) dass 
diese beiden ersten Theile des Swod des Localrechtes der Ostsee-Gouvernements 
ihre volle Kraft und gesetzliche Wirksamkeit vom 1. Januar 1846. an erlangen 
müssen; 2) dass von diesem Zeitpunkte an die Artikel derselben in allen Verhand- 
lungen der Verwaltnngs- und Gerichts -Behörden gleichergeatalt, wie ähnliche 
Verweisungen auf die Artikel des allgemeinen Swod der Reiobsgesetze itattfiaden, 
angewandt und angeführt werden rodssen; 3) dasi die Verwaltung*- undGerichta- 
Behörden, so wie die Privatpersonen, in den übrigen Theilen des Fjocal rechtet, 
nämlich im Civilrecht, im Civil- und im Criminal-Proeets, bii^ zur Publication 
der folgenden Theile dieses Swod nach wie vor die bestehenden Rech tsbeatiMmna- 
gen zur Richtschnur zu nehmen und beim Geschäftsgänge sich nach wie vorauf 
die besonderen Verordnungen, Ukase und übrigen gesetzlichen Bestimmungen zu 
berufen haben; 4) dass sie dieselbe Regel auch in allen Angelegenheiten, welche 
die Bauern der Ostsee-Gouvernements betreifen, zu befolgen haben; 5) dass in 
Beziehung auf diesen Swod des Localrechtes der Ostsee-Gouvernements, durch 
welchen übrigens, ebenso wie durch den alhgemeinen Swod der 
Reichsgesetze, die Kraft und Geltung der jetzt bestehenden 
Rechte nicht im mindesten verändert, sondern dieselben nur in 
Uebereinstimmung und in ein System gebracht werden, die Ord- 
nung, welche für die Auslegung und Ergänzung der Gesetze im Falle der Un- 
klarheit über das Bestehen eines Gesetzes oder der mangelhaften und unvollstän- 
digen Fassung eines solchen festgesetzt ist, dieselbe bleibt, wie sie bis jetzt be- 
standen hat/< Es ergiebt sich aus diesem Ukas, dass die Ostsee-Provinzen Russ- 
lands ihr partikulares Civilrecht nebst Civilprocess, so wie ihren sehr eigenthüm- 
lichen Criminalprocess auch fernerhin unverändert behalten werden. Was das 
Strafrecht anlangt, so liegt es in der Natur der Sache, dass dasselbe im ganzen 
Reiche gleich sein muss, weshalb das demnächst erscheinende neue Strafgesetz- 
buch für das gesammte Reich und sonach auch für die Ostseeprovinzen gemein- 
same Gültigkeit haben wird. Dies zur Vervollständigung meiner bisher den deut- 
schen Rechtsgelehrten gegebenen Nachrichten über das Recht und die Gesetz-* 
geliung^ in Russland. 

St. Petersburg d. 22. Aug. (3. Sept.) 1845. 

Dr. Heinrich Robert Stoeckhardt. 



Personal -Notizen, 
BefBrderangen und KbreiHiezelgani^en. Der ansserord. 

Professor an der Univ. Erlangen Dr, Christ. Gott J. Adolph v. Scheurl ist 
zum ord. Prof. befördert worden. — In Preussen ist der Geh. Ober-Regier.-R. n. 
Regiernngs- Bevollmächtigte bei d.Univ. Bonn />r. Aug. v. Bethmann-Hollweg 
zum Mitgliede des Staatsraths ernannt worden. — In Bayern sind der Director 
des O.-A.-G. Georg Edler v. Silberhorn zum Präsidenten des A.-G. von Ober- 
franken, an dessen Stelle der erste Director des A.-G. von Unterfranken und 
Aschaffenburg Georg Freih. v. Tautphaens, an dessen Stelle der zweite 
Director desselben A.-G. Ferdin. Papins und an dessen Stelle der O.-A.-G.-R. 
Joh. K^rl Schumann, zum zweiten Director des A.^6. von Oberfranken aber 
ist der O.-A.-G.-R. Freih. v. Waidenfels ernannt worden. — In Sachsen ist 
der Rath b. A.-G. zu Dresden Dr, Konrad Sickel zum O.-A.-G.-R. befordert 
worden. ~* Im Gher/ogth. Hessen sind derO.-A.- u. Cassations-G.-R., Geh. R. 
Ludwig zu Darmstadt zum Director des O.-A.- u. Casaations-O. und su Räthen 
desselben Collegiums die Hofger. - Räthe v. Biegeleben und Frank ernannt 
worden. — - In Holstein ist der Archivar b. O.-A.-G. Dr. Aug. Wilh. Samuel 
Francke zu Kiel zum Rath im Obergericht ernannt worden. — Den K. Preuss. 
Rothen Adler-Orden und zwar dritter Classe mit der Schleife haben die Ober- 
Proknratoren Deuster stu Trier und Sehn aase zu Dusseldorf und vierter 
Classe der A.-G.-R. Nicolovius zu Köln und der Ober-Prokorator Zweiffei 
zu Kleve erhalten. 
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Termeimmmumm im AemWUheatmnA. Ocr o..L..6..ft. v. ciiet- 

micki zu Poien ist mit dem Character alt (>eh. Justiz-R., iugleiclien sind der R. 
b. A.-G. V. Schwaben und Neubucg J. N. v. Carroann und der R. b. A.-6. v. Nie- 
derbayern J. N. V. Sicherer, alle drei auf ihr Ansuchen, in den Ruhestand 
versetzt worden. 

Todesfülle. Am 20« Angoat starb m SchönfeM b. Leipzig der Privat- 
doeent an der üaiv. Leipzig Dr, Karl Albert Ferdin. Berger, geb. zu Zeitz 
d. 8. Januar inai., Verf. der Dissertation: De ii§j qui apud Rommmoi cum «i«ro 
imperio eramt P, /. (Leipzig, 1828.) und neuerdings Redacteur der Presszeitung. 
— Am 7. 8ept zu Dresden der R. b. A.-e. au Zwickau Bernb. Albert Richter, 
S2 Jabre alt. 



Tl. Jnristlsclie Bllilloirrapliie. 

Neu erscliieneiie Scliriften« 

^61. Archiv des Crininalrechts. Heransg. von J» F, H, Abeggy J, M. F. Bim - 
bäum, A,W. He/fier, C. J. A, Mittermaier, CG, v, Wächter ^ 
H,A,Zachariä. Jahrg. 1845. 2. Stück. Halle, Schwetschke u. Soho. 
S. 173-^328. 8. (Geh. J Thlr.) 

262. Avenariu9y E,^ Landrath a. />., -^ Sammlung derjeuignn Allerh.Kabinets- 
Urdres , die nicht in die Gesetzsammlung aufgenoiiuoen wurden u. der Re- 
Scripte der Ministerien, weiche die innere Verwaltung des preuss. Staats be- 
treffen. Aus d. J. 1817 — 1844. 2 Bde. Leipzig, Broekhaus u. Avenarius. 

1. Bd. XIX u. 458 S. gr. 8. (3 Thlr.) 

263. Chriit^ A.f GrouA, Bad. Mim$teriairath ^ • — Das badische Gemeinde- 
gesetz, sammt allen darauf Bezug habenden Gesetzen, Verordnungen, all- 
gemeinen Ministerialentscheidungen, und versuchter Losung aller bis jetzt 
entstand. Streitfragen. 3. stark verm. Aufl. Karlsruhe, Macklott. 492 S. 
gr.8. (Geh. I^Thlr — FurSüdd. 3 FI. rhein.) 

264. Corpus Constitution um Germaniae, oder die sRmmtl. Verfassungen der 
Staaten Deutschlands, mit den beiden Grundverträgen des deutschen Bnndes 
n. deren weseutUcbeu Ergänzungen. Herausg. v. PA. Ant, Guido v, Meyer* 

2. Lief. Frankfurt a. M., Bröaner. S. 201-^376« schmal 4. (Geh. 1 Thlr.) 

265. Döliinger, G.y geh, Archioary — Die in Bayern bestehenden Gesetze 
und Verordnungen über Landwiribschaft. In Auizügen alphabetisch zusam- 
mengestellt. München, Franz. Xlii u. 186 S. gr. 8. (Geh. } Thlr.) 

266. Glücke Dr. Christ. Friedr, v., -^ Ausführl. Erläuterung der Pandecten 
nach Hellfeld^ ein Commentar. 9. Lief. od. 18. u. 19. Tbl., jeder in 2 Abtb. 
2. unverand. Aufl. Erlangen, Palm'sche Verlagsbucfah. 448 u. 447 S. gr. 8. 
(3 Tblr. — Für Södd. 4 Fl. 48 Kr. rhein.) 

267. Grefe^ Dr. Fr» B,j Advoeatu.Privatdoczu Gottingen, — Leitfaden zum 
Studium des Hannoverschen Privatrechts. 2. ThI. 2. verb. u. ven^oUständ. 
Ausg. GoUingen, Dreterich'sche Buchh. 35^ Bog. gr. 8. (2 Thlr. =^ 
3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

268. Hage»f A»v^y Juiti»oommi$iär u. Notar, — Beitrage zur Reform der Ad- 
vocatur in Deutschland u. insbesondere in den altpreuss. Provinzen« Magde- 
burg, B«enach. jv u. 57 S. gr. 8. (Geh. ^Thlr.) 

269. Hufn ag ß /, Dr. C, F. 9., Direetor des K, Kreitgeriehtshofei in Täking^n, — 
Da« Strafgesetzbuch für das Königr. Württemberg, mit erläuternden Anmer- 
kungen, vornehmlich aus der Praxis der Gerichte. Tübingen, Osiandersch« 
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(Ij Thlr. » 2 Fl. 42 Kr. rhein.) 

284. Seidner, P., — Pariser Criminalgeschichten dargestellt vor den Assisen 
n. dem Tribunal der correctionellen Polizei. 1. Bd. 1. Hälfte. Leipzig, Koll- 
mann. 200 S. 8. (Geh. \ Thlr. r== 54 Kr. rhein.) 

285. Siebenpfeiffer, Dr,, — Halidbuch der Verfassung, Gerichtsordnung u. 
gesammten Verwaltung der Pfalz. Fortgesetzt von LuttringsAaneen, 
Regierungiseeretair. 1. Buch: Staatsrecht. Speyer, Neidhard's Buchh, 
S. 465 — 884. SchluiS des 1. Bdei. gr. 8. ( 1} Thlr.) 



Digitized by VjOOQ IC 



864 Juristische Bibliographie. 
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Berichtigungen. 

S. 661. Z. 24. V. u. lies: Ivo's statt: Leo's. — S. 750. Z. 19. v. u. ist hin- 
zufügen: (geh. JThlr.) 



(Hierzu Intefflgcnzblati Nr. Q.J 
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I. Ilecensioneii. 

Die Denmiciatioii der Römer und ihr geschichilieher ZusammeB- 
hang mit dem ersten processeinleiteDden Deerete vou JDr» ^imsU 
üsveriifii» [weiland] Oberappellationsgerichtsratfae u. o. Prof. d. R. 
an d. Univ. za Jena. Leipzig, Brocklians, 1843. XXIV u. 316 S. - 

gr.8. (HThlr.) 

Recensirt 

von 

Herrn JDr» Jur^ Mommsen zu Altona. 

Die vorliegende Sclirift, die im Wesentlichen bezweekt eis lo*- 
stilat des späteren rOmisclien Reckts, die prozesselnleitende Dennn- 
ciation zn seinem Ursprenge za verfolgen , zerfällt ihrem Inkaile nlicb 
in drei Theile, welche die Formalien der Denunciation überhaupt 
(§. 1 — 13.y S.i — 129.), die Entstehung der prozesseinleilenden Denun- 
ciation ans der le^ü aetio per condictionem (§. 14 — 17m «^^ i29 — 
182.) und ihre Wirkungen, so wie ihren Uebergang in die justi- 
nianeische eom;ej|jfio (§. 18 — 25*, S. 182 — 295.) behandeln und hier 
einzeln erörtert werden sollen. 

L Das Formelle der Denunciation. 

Der Verf. geht hier von sprachlichen Erörterungen aus, was an 
sich nur zu loben wäre, wenn es nur in richtiger Weise geschähe. 
Allein -wenn er' (S. 8—^1 !• 93*) den Satz aufstellt, dass zwar nicht jede 
Teslation eine DenunciaHon, wohl aber jede Denunciation eine Testa- 
tion sei, so ist diese früher schon gelegentlich von Mühlenbrueh 
(Gession S. 77«) aufgestellte Behauptung keineswegs erwiesen. Aller- 



*) All dieve Kritik geschrieben ward , geübte Rcc. den Verf. noch unter den 
Lebenden. Anders wurde das Urtheil nicht ausgefallen sein, auch wenn er den 
Tod desselben früher erfahren hatte, denn die Wissenschaft stirbt nicht. Aber 
nnwillkarlich würde der Ton sich gemildert haben, wie nachher nicht mehr mög- 
lich ist; wenn der Leser das vermisst, so mog« er der Veranlassung wegen es 
aach verseihen. 

Krit. Jahrb. tD.RW. Jahrg. IX. H.X. 55 
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dings ist cer Harare von denunciare verschieden, indem letzleres eine 
förmliche Erklärung bezeichnet, nicht z. B. eine gesprächsweise Hit- 
Iheilung; auch ist es natürlich, dass man des Beweises wegen zu 
der Denunciation regelmässig Zeugen zog*) und so erklärt es sich, 
dass iestari zuweilen fUr denunciare steht. Dass aber die Zeugen 
nicht formell nothwendig sind, beweist der Spraehgebrauch der 
Quellen: denunciatio cum testatione (lAO^pr. de F.S.J, testa- 
tio denunciatiove (oder que^ /. 1. §• 7. Z^. quod vi aut dam 
ÄUU^ 24.)> testende oder testatione denunciare (L !• §. S. 
D. de perie. et comm. XFUL, 6. /• 238. §.!./>. de F. S.). Offen- 
bar sind diese Aasdrttcke, namentlich der erste, von viel grösserem 
Gewicht, als dass einzeln testari für denunciare gebraucht wird, denn 
dabei kann an das gewöhnliche Verfahren oder an eine praktische 
Kantel gedacht sein; eine formale darf man aber nicht so leichthin 
annehmen. Auch dem Verf. hat sich dies, aber leider zu spät (S. 115.), 
aufgedrungen und ihm das Geständniss erpresst: „es scheine fast, als 
wenn die testatio nicht überall bei der ^Denunciation vorgekommen 
wäre." 

Indess mit der blossen Zuziehung von Zeugen als Formale der 
Dewraciation thot der Ver£ sidi noch keia Genüge unA l^ontte es 
ficeiliel aneh nicht, den« wenn die Zeugen formell notJiwendif d. b.. 
SoltnniMttaieiigen sind, so ist die Festsetzung einer i>estimnrteA ZaU 
unentbehrlich. So wird dann aas dem kletaen Irrthnm schon ein 
grosser, in dem Satze (S. 116. und sanat): dass bei jeder Denun- 
ciation und überhaupt bei jed«r Testation dreiSolennitäts* 
zeugen hinzngezogen seien. -^ Das ist wichtig nnd gäoztich 
nei; wir fragen nach den Beweisen. Der YerL bemft sich 

1) auf drei Gesetze Justinians: /. ;^7. C. de te»L f7., 23«, 
betreffend den Widerruf eines vor n^r als zehn Jdiren errichteten 
Testaments; i. % €. de ann», exe* Fil., 46., betreffend den Beweis, 
dost man vergeblich einen Prozesa zn veranlassen versucht habe; 
9M9. IIT^ e. 19. pr. §. t. lietreffend den Beweis des Bhebmehi. In 
allen ist die Zoziebng dreier Zeugen vorgeschrielien (S. 03^94»); 

2) auf /Ml/er. ÄFliL, 15. : In omni mdieio sex personae quae^* 
runtur: iudex aceusator reus et tres testes. (S.85 — 44. 56.^). 

Wir wollen uns fttr den Augenblick einmal gefallen lassen, dass 
die tres testes bei Isidor nicht Beweiszeugen im Kriminalprozesse, 

sondern Solennitälszengeii bei dem Civilver^aliren in mdieio (nicht 

I - ' • -- 

*} M^r hat ««ch woM Muklcnbruch nit^l iieliaupieli wollen, s. a.8.0« 
Anm. 159. 
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in iure) im Pomiülarprozess sind ; ja wir wetten hier noch nichts da« 
gegen haben, dass der Verf. auch das Verfahren vor dem iudex in den 
Alles verschlingenden Begriff der testatio mit hineinzieht; aber dass ein 
Schriftsteller 9 der sieh mit historischen Forschungen vorzugsweise 
besehäftigt nnd in ihnen den Mittelpunkt seiner Studien gefanden hat, 
auf diese Stellen christlieher Schriftsteller ein System aufbaut, das 
bis in die Zeiten der vielberQhmten Namen, Tities und Lue eres 
hinaufreichen soll — das ist eine Verwegenheit, eine Antihistorie, 
die nicht stark genug gerOgt werden kann. Es ist vielleicht man- 
chem Juristen nicht so genau bekannt, wie erbärmlich die isidorische 
Compilalion ist; £Um Beweise also, dass sich hier schon alle römischen 
Traditionen zur Sage verziehen, möge nur in Betreff eben dieser 
romulischen Tribus erwähnt werden: dass sie nach Isidor Plebs, 
Soldaten <d. i. Bitter) und Senat waren and später (vermuthlich 
bis auf 35!) vermehrt wurden. Das steht auch in keiner uns noch 
zugänglichen Quelle! — Bei den drei Zeugen hat aber gar nicht ein- 
mal ein römischer Bechtssatz dem Erzbischof wie dem Kaiser vorge- 
schwebt, sondern was beiden, dem Bischof wie dem gekrönten Po- 
lemiker, bei weitem näher lag, die bekannte Vorschrift der Bibel, 
dass kein einzelner Zeuge wider Jemand auftreten, son- 
dern in dem Munde zweier oder dreier Zeugen die Sache 
bestehen solle (5. Mos. 17., 6. 19., 15. Matth. 18.,16. 2.Gor. 13., 1. 
Hebr. 10*)28.). Hau wird zugeben, dass dies etwas wahrscheinlicher 
ist als das Auftauchen ramnetischer Traditionen in den Novellen; 
wenn statt zweier oder dreier Zeugen Justinian drei vorschrieb, 
so ist das ganz im Geiste dieses Heinrich VIÜ. des Alterthums, wel- 
cher ^ie der Lackai die Ordres des Ministers, so die Befehle des 
Herrn Christus übertriebe — Wie wenig überhaupt die Erwähnung 
dreier Zeugen in ganz speciellen Fällen beweisen kann, liegt bei der 
Natürlichkeit dieser Zahl auf der Hand; oder ist es geschichtliehe 
Auffassung, dass alle Zweckmässigkeits- und zufälligen Bestimraungen 
der organischen Entwicklung zu Liebe negirt werden? Wenn solche 
vereinzelte Erscheinungen etwas darthäten, so hätte der Verf. sich 
wenigstens mit grösserm Becbt auf die „nicht weniger als 3 männ- 
Kehen Zeugen'^ bei der belli indictio (Liv, /., 32.)? allenfalls auch 
auf die 3 Fetialen (s. aber Hoschke in diesen Jahrb. 1637. S. 890.) 
nnd auf das verschollene Testament vor 8 Zeugen (L 7. C Th, de 
test. lV*y 4.) berufen können und wir zweifeln nicht, dass lielesenere 
Gelehrte als Verf. oder Bez. noch eine Anzahl Beispiele mehr des 
Vorkommens von drei Zeugen auf Verlangen liefern werden. Aber 

55* 
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der Verf. ist zufrieden mit den Zeugnissen ans Jostinian und Isidor 
und was der Kaiser vermissen ISsst, mass der Erzbtsehof ersetzen. 
9,Es wird vielleiehl^S bemerkt er S. 96.» „Maocheffl(?) wonderbar 
scheinen, dass wir von den drei Peierlichkeitszengen bei jeder Denan- 
eiation nirgends etwas ansdrOcklich erwähnt finden; dann mfisste aber 
gewiss noch bei weitem mehr der Umstand befremden, dass die bei 
den iudtcni zagezogenen Feierlichkeitszeagen aaeh nirgends als bei 
dem Isidorus Bispalensis erwähnt werden!'^ 

Wir könnten hier ansre Kritik des ersten Abschnitts schliessen, 
da er allein auf dieser bodenlosen Hjrpothese berohu Allein theils 
um einige Nebenpnnkte zu besprechen« theils um dem Leser zu zeigen, 
zu welchem breiten Baum das Samenkorn des Irrthums sich entfaltet 
hat, wollen wir noch in möglichster Kürze einige der Konsequenzen 
des Verfs. hervorheben. Es ist nicht gleichgültig, ob eine falsche 
Hypothese nur beiläufig vorgebracht wird oder das Fundament neuer 
Hypothesen ist. So wollen wir das, was der Verf. S. 60 — 62- über 
die Richterdecurien vorbringt, dass deren ursprünglich drei gewesen, 
mit je 10 Richtern, und dass diese 3 Decurien die 3 Tribus, die 
30 Richter die 30 Garien repräsentirt hätten, auch nur im Vorbei- 
gehen erwähnen, obgleich der Verf. hätte wissen können, dass die 
drei Richterdecurien durch das aurelische Gesetz vom J. d. St. 684. 
eingeführt und der Name von den früher richtenden Decurien des 
Senats entlehnt wurde. — Aber speciellen Protest müssen wir in 
folgenden Punkten gegen den Verf. einlegen. 

1« In Betrefi^ der Interpretation der isi dorischen Stelle. Der 
Zusammenhang derselben föhrt mit Entschiedenheit darauf, daselbst 
Beweiszeugen zu verstehen, der Ausdruck accusator auf den Kriminal- 
prozess; beides gesteht der Verf. selbst ein, aber beruft sich in letz- 
terer Hinsicht auf Cic. or. part 32*« 110. und auf den Gebrauch von 
accusatio bei der Inoffiziositätsquerel. Allein darum bezeichnet es 
noch nicht den Zivilprozess überhaupt, da der Verf. recht gut weiss, 
dass man die Querel als causa publica accusatio nannte und bei 
Cicero wird grade umgekehrt accusator auf den Kriminalprozess 
beschränkt. — Somit fallen, auch von allem Uebrigen abgesehen, 
die drei Solennitätszeugen im Formular- und Legisactionenprozesse 
bei dem Verfahren vor dem unus iudex (S. 36 — 44«)- Doch nein, 
den Beweis aus /. 1. §. 10. C. de lat. Hb. toll. FIL^ 6. auf S. 43- 
wollen wir dem Leser nicht vorenthalten. Daselbst wird von einer 
vor fünf Zeagen unter Aufnahme eines gerichtlichen Dokuments ge- 
schehenen Freilassung der Ausdruck gebraucht: quasi in iudiciißgura. 
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Diese Zeugen „waren mit dem Herrn zusammen ihrer seehs^^ — folg- 
lich waren bei jedem iudicium drei SolenniUltszengen gegenwärtig! — 
Aber nun ist auch durch den unseligen Isidor K^ller^s Ansicht ttber 
die Litisconte^ation in iure in Gefahr; die drei Zeugen in iudicio 
könnten identisch scheinen mit den bei der Litiscontestation von 
Fes Ins v, contestari genannten Zeugen und dann würden wir, wenn 
auch nicht fUr den Formularprozess , doch wenigstens für die Legis- 
actionen zurückgeführt zu der Litiscontestation in iudieio^ die längst 
in Gott verstorben! Also nun soll gar der Isidor über Legisactionen 
hier Zeuge sein, obwohl er selbst über den Pormnlarprozess nur mit« 
telst angewandter Tortur aussagt? — Freilich verwirft der Verf. die- 
sen Einwurf und zeigt im §.7. S.56— 68« die „ Unwahrscbeinlichkeity 
dass die Litiscontestationszeugen und die in iudicio die nämlichen 
Personen waren ^<; aber der unbefangene Leser erschrickt über die 
vergebliche Arbeit. Das iudicium wird hoffentlich bleiben was es 
war und keine Testation werden, wozu der Verf. so gern alle Rechts« 
Institute machen möchte, wie gewisse Mythologen alle Gütter zu 
Wasser. 

2. Was der Verf. S. 105 — 113. über den Begriff der nuncu" 
patio sagty ist wohl gelungen und namentlich ist die Interpretation 
von Clem, AleoD, Strom. FIIL, S* heachtungswerth ; er erklärt xag- 
nuTfMi 18 Hoä tti im &tmv im\pai<jHq^ Awülk mancüpationes (von 
^«Qnog «a manus) et nuneupationes , welches letztere Wort geist- 
reich von numen ( = Denk-, Erinnerungskraft, voig-t nach alter 
Physik locirt in den nntern Theil des Ohres, das desswegen bei den 
Zeugen berührt ward) und eapere abgeleitet wird. Wir setzen hinzu, 
dass auch in mancipatio manus wahrscheinlich nicht die Hand, son« 
dem die Gewalt bedeutet und dass nun — ciare =s numen eiere 
zu demselben Stamme zu gefaüren scheint. — Dagegen kann man dem 
Verf. nicht beistimmen in der Ausdehnung der Nuncupation auf alle 
Testationen und somit auf alle Denunciatienen, obgleich ihm dies 
selbst am Ende bedenklich wird (S. 16. 115. 116.) nnd auch in dieser 
Allgemeinheit aller quellenmässigen Begründung entbehrt. Es scheint 
vielmehr nach der richtigen etymologischen Auffassung nuneupatio 
die formelle Willenserklärung vor zu diesem Zwecke zugezogenen 
Zeugen zu bedeuten, testatio den Aufruf an dieselben, das Rechtsge- 
schäft zu bezeugen. Daher kommt beim Akt des Testirens sowohl 
nuneupatio als testatio vor (Ulp. JTX, 9.)> da derselbe ans der Wil- 
lenserklärung vor Zeugen und dem Aufruf zum Zeugniss zusammen- 
gesetzt ist; da nur die erslere bei der mancipatio vorkommt, so heisst 
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diese (verraiHhlieli) nuna^äüo (s. den Verf. S.I130» ^^^^ nie tesUiM. 
Umgekehrt bt die LitiscoiitesUUoDy die mit teste$ estoie scblofi», 
wohl eine Testaiiott, aber keine Nunenpalioa, da hier nicht ir|pend 
eine formelle Willenserkllrupg, sondern alles ia wre Verbandelta 
bezeugt werden soll. 

8* Ueber den Unterschied der solennen (d. h. dreimal wieder- 
liolten)r der einfachen Dennnciation (S. 117 — 119.) und endlieh der 
minder feierlichen Nnneiipationy die in der operü novi Muntirntt^ und 
der nuneiatio üdfiscum gefunden wird (S. 125 — 129.)» wollen wir 
kein Wort verlieren; nur sehen wir nicht, warem^ wenn bei der 
Dennnciation das /e«/iiri stets drei Zeugen anzeigt^ es bei der O.iV.iV« 
kein Formale und keine drei Zeugen bedeuten soll (S. 129. Anm.7«)« 
Auf den Gebrauch des simplex nuneiare in den angegebene» Ver« 
bindungen — der übrigens selbst bei der ntmeiütio adßBcmm nicht, 
wie der Verf. S. 126. meint, ausschliesslich ist: /* 10. pr. D. d^ dm 
iemp. praescr. XLIF.^ 3. — legt der Verf. zu viel Gewicht; wahr« 
scheinlieh hatten sich diese Ausdrucke schon fixirt, ehe nuncwe 
durch das comp, aus dem allgemeinern Gebrauch verdrängt ward, 
gerade wie $ervare in der Bedeutung beobachten, allein ia ser- 
vure de coelo geblieben und sonst durch observart ersetzt isU 

4. Endlich ist der Satz durch den Verf. nicht erschauert wor- 
den, dass die bei der Denunciatlon zugezogenen Zeugen zieht 
Solennitäts«-, sondern Beweiszeugen sind; nur dann ist es auch ge- 
rechtfertigt, dass die Gesetze dann und wann dabei vieler Zeugen 
erwähnen (der Verf. S. 94.), was eine verstandige Kautel bei Beweis- 
zeugen, aber eine unvernünftige Bestimmung bei Solennitätszengen 
ist. Namenüieh müssen dann auch bei der Litiscontestation, welche 
allerdings nach der ricbti^n Bemerkung des Verfs. eine prozesseia- 
leitende Denuiiciation ist (Gai, IF.^i^*; der Verf. S. 54.), die Zeugen 
als Beweiszeugen gelten (gegen den Verf. S. 32 — 35., 57. f. 99.), 
welche die Brücke zwischen ius und iudicium bilden soliteii, obgleich 
natürlich nicht notbwendig io jedem Prozess bildeten. Wenn der 
Verf. dies leugnet und mühsam besonders S. 57. f. an dem Beweise 
arbeitet, dass die in iure zugezogenen Zeugen zum Beweise des dort 
Geschehenen in iudicio nicht nütfatg waren, so ist dies selbst bei 
seinen Prämissen wunderbar; denn gesetzt auch die Litisconlesta- 
tionszeugen wären Solennitätszeugen (wie dies die Gelehrten behaup- 
ten müssen, welche eine Litiscontestation per aes et Ubmtn anveh* 
men), so waren sie doch bestimmt, das Geschehene in iudicio zu be- 
zeugen, nur dass das Gesetz und nicht die Vorsiebt der Partei sie 

Digitized by LjOOQ IC 



Rec. von Hru. Dr. jur^ Mammen zu Alioüa. 971 

z^tog. Bern Verf. ist dltse G0Untkg derSolfiioiUU«g6iigMi ab g^s^U*'* 
liehe Bewetszeiigp^B , die er son^t aperkeiml (s. S. 89«)t hier keinea- 
wegs lebendig gewesen; daher but er sieh hier unter deifelhen soU 
elM gtdaeht, die mwt ^ur Erbi^bung der ?«ierUehkeit dienten, u«4 «ich 
eürig bemifet darziKhiii, diMs die Rto^r eine überflii^«ig0 Fermeiitttt 
einlUirteii. 

Sonaeh ist es mit d^ Formirfien d#p Testat^a a»d DequneiaUon 
gar Diehts nnd ein blosses Traomgebildy wenn der Verf. wie in den 
fünf Zeagen der Mancipatiim die Ittnf Kia^en^ so in den drei ^enge^i 
derDesnneialio« die dreiTribus (S.^*d5,) vnd endlich in den zehn 
der Confarreaiion die fünf und die d#ei iHki^ dwnit ja nichts fehle, 
noch ^ztt den uniestakis und des libripem erblickt (& 38*)* — r Da« 
bei hat es sieb nun golroffeo, dass der Verf. ein allfrdings luoht 
gleidies, ab^r doch ähnliiches rechiliebes lasiitot bei den SäUusra 
übersehen bat, worauf er ^hen durch die aebr bekannte iulwiäe 
h»ne9i(te missienis iUitte aufmerksam werden können: ich meiine das, 
dass eine Testatioa vor sieben Zeugen (FU teHes ^ives B^wumi 
puberes) zwar nicht als allgemeines Formale im römischen Recht, 
vorkommt, aber wohl mit d«r allgemeinen Wirkung, dass sie Qiuasi- 
pubHcitttt begriodet« Die Beweise dafür sind eidmal d£^ prätnriscbe 
Testament, dio Testaiion bei Eingehung einer Ehe ca? lege Aelia 
Sen^ (Gau /., 29.)« ^^ Deftuneiatieii ^ SCto Claudiano (inUrpr. 
ad L 2. C m. ad SC. Chudian. ir.,lU Theopk. JIl, l«.) und die 
Repodiation f/.9. D. de div^ir. J[J[lF.,t.)^ dann aber dte Testplii^a 
des extraneu^^ der die Bestattong übernimmt und sich das funeruti' 
eium sichern will (also ganz der Fall der /. 14. §« 7» D. de relig, JT/., 
7., bei dem Verf. S. 87. Nr. 5.) und die Testaii^nep«, um die Ueberein^ 
Stimmung der Abschrift eines Dffentliah ausgesteUlen Dokumepis mit 
dem Original zu bewähren*). Von diesen sechs Fftllen kennt der 
Verf. nur drei, das prUtoriscbe Testament, die Denunciatien eo; SC. 
Claudiano und die Repudiatiptt, und bei diesen erklärt er die sieben 
Zeugen darans , dass ' dies gewissermassen Mancipationsfälle seiai^ 
(S.93*); wie schief das ist, wollen wir nicht auseinandersetzen, da 
bei den von dem Verf. übersehenen Fällen joder Gedanke an Man- 

^ Nicht bloss bei den tahb. honestae fnissionis, wovon die Originate im 
lüifitot aufgestellt waren, sondern aoch bei der Abidirift «MUUteber An- 
■phläge (meine Schrift de coUcg, p. 94.). Dass sich keine Beispiele einer also 
fidemirten Abschrift von Privaturkunden in Inschriften finden, hat ohne Zweifel 
f einen Orond nur darin, dats mau meiaieai hier die Originale int Ciarieht brinfen 
konnte; wo indess dies nicht gestattet war, wie z. B. bei den Rechnpngsbucbern 
der publicani y wird auch eine also fideiuirte Abschrift erwähnt (^Cic. Verr. L, ll.y 
77.; 16a*), nur dwN hier nicht aaidrücklich die SSahl der Xengeo g«kiaMit ^ti, 
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clpalioB aiisgeflehloMeii ist. — Dats diese Vortehriften a«f ein all- 
gemeines Prineip zarfiekgehen, isl hOebsl wahrschtiaiieb, da in den 
beiden letzten Pillen darcbans nicbt an die Anwendung einer sin- 
goliren Nerm gedacbt werden kann. Yen <^en Pidematiooen ist dies 
ven selbst klar; aiebt minder stebt es aber fest, dass die Todten- 
gilde, welche dem extraneus das funerüiiehtm nur beravstttgebea 
beseblessy wenn er die ünmögliehkeit der Nantiation testirte [iabul]is 
sfgnaüs iigtllii civhtm Romanormm FIL (meine Sehrift de eoileg. 
p. 104.)« Dar allgemeine Gmndsitae zur Anwendnng braebte. — Se- 
nacb stebe icb niebt an, in vielen andern Pillen, we dieZeagen ebne 
bestimmte Angabe der ZabI erwähnt werden, vorzugsweise an diese 
sieben zu denken; so z. B. bei der deducho ^uae morihw ßt und 
bei den sebriflliehen Zeugnissen im Kriminalfrozess (meine Rezen-^ 
sion von Eseker de tesükts in Bergk*s und Gisar's Zeitschrift f&r 
Alterthemswiss. 1844. Sp.457. f.). Dass hier die Zahl der Zeugen 
nicht beigefügt ist, erklftrt sich eben daraus, dass diese Testatioo ver 
sieben Zeugen (abgesehen von. einigen speziellen Pillen z. B. dem ea^ 
SC. Claudiano) kein Pormale ^ also eine etwa vor ftlnf Zeogen voll- 
zogene keineswegs nichtig war, wie eine Mancipstion vor vier Zeu- 
gen, sondern nur durch das von fdnf Zeugen unterzeichnete Doku- 
ment noch nicht voll bewiesen. Dabei ist zu beachten, dass die sie- 
ben Zeugen, wenn sie ihre Wabrnehmnng schriftlich gemacht hatten, 
keineswegs vor Gericht das Dokument agnosciren mussten, sondern 
das Dokument schon galt si tabulae ohHgneitae nwt mmus multü 
iignis quam e lege oportet proferehantur (Cie. Verr. L. /., 45.); 
offenbar wire auch sonst das Verfahren weitlinftiger als weitliafiig 
geworden, wenn z. B. der Veteran in der Provinz sich mit sieben 
Zeugen die Abschrift seiner missio hüte holen mttssen. Es war 
fibrigens dasselbe ein trauriger Nothbehelf und natürlich blieben Be- 
trflgereien nicht aus; T. 2. C. Th. de denune. 11.^ ^. von p.Ckr.S22.: 
Denunciari — apiid eos^ quihus aciorum eonficiendormn ius est, dc" 
cernimus^ ne privata testatw, mortuorum mit in diverm terris ab- 
sentium aut eorum gm ntisqam gentium sint scripta nominibus^ fal- 
samfidem rebus non gestis affingat (vgl. nov. 73. pr.) — eine Steile, 
die zugleich zeigt, dass diese sieben Zeugen auch bei den Desun- 
ciationen sehr oft vorkamen. — Schwierig aber und wohl einer spe- 
ziellen UntersochuDg werth ist die Entstehung dieses Rechtssatzes. 
Zwar die FlI signa des pritorischen Testaments werden znrückge- 
fahrt auf das spätere prälorische Edikt (Gai.ll., 119. Ulp.XÄHL^G. 
§• 3. X de test. ordin. 11., 10. ./. 2. C. de b. p. sec. tüb. FIL, 10.); 
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allein das ftltere, wie wir ans Cicero sehen, verwies wegen der Zahl 
anf die ^^lex^^. Nun ist es freilich nur hypothetisch zu enUchetden, 
was hier gemeint sein kdnne; allein dass lex nicht das tus eiviie 
bedeutet, wie Dernburg Gesch. der röm. Test. S.!^i7. annimmt, ist 
doch wohl gewiss und jedenfalls scheint es mir die natürlichste An- 
nahme, hiebei entweder mit Haschke (in diesen Jahrb. 18^9* S.28.) 
an die Comeüa testamentaria oder an einen andern ans unbekannten 
VolksseUnss zu denken , welcher die Konstatirung aussergerichtlicher 
Vorginge durch das in einer Urkunde niedergelegte Zeugoiss von 
stehen r^m, Bürgern zuliess. So würde also der Präler auch hier 
nur die viva V9x iuris civilis und das prätorische Testament wenig- 
stens nicht in der Weise, wie man es jetzt meint , aus dem per aes 
ei Uhram herzuleiten sein; denn dass ein Zusammenhang gar nicht 
stattfand, davon wird man sich schwer überreden. Jedenfalls sind 
die sieben Zeugen aus dem Bestreben hervorge^ngen, den schwan- 
kenden ^griff der Volksnotorietat zu determiniren; dabei schlofö 
der Gesetzgeber sich sehr natürlich den sieben Zeugen beim Testa- 
ment per aes et libram an , namentlich wenn bei den fünf Zeugen in 
der That an die fünf Klassen gedacht war. Dass aber der Prätor 
oder die Juristen jemals eine so folgenreiche Bestimmung» wie die 
über den Beweis aussergerichtlicher acta durch sieben Zeugen ohne 
allen legislatorischen Anhalt einführten, ist höchst unwahrscheinlich; 
wogegen, wenn das Gesetz auch etwa nur die Testamente betraf, eine 
anaiogische Ausdehnung begreiflich ist. Jedenfalls ist es bedauerlich, 
dass der Verf. nicht dieser interessanten und ihm fast sich aufdrän- 
genden Untersuchung seine Kräfte zugewandt hat. 

Ausser der bei der Hauptuntersuchung zur Sprache gekommenen 
unznlMssigen Ausdehnung der testatio ist noch eine von andrer Art 
zu berücksichligen , die daselbst keinen Platz fand -^ ich meine die 
auf die sacrorwn detestatio S. 17 — 32., die im juristischen Sinne» 
wo die testatio deorum nicht mitzählt, keineswegs als Testatio gelten 
kann. Der Verf. hat es versucht unser dürftiges Material über die- 
selbe — überliefert ist nichts, als dass sie etwas Juristisches war und 
in Guriatcomitien geschah — durcb drei Pandektenstellen /. 39« §. 2« 
l.AO^pr. /. 29S. §. 1. D,de F.S. zu erweitern, in denen detestari^ 
detestatio^ detestatum deünirt wird als absenti denunciare^ de* 
nunciare^ denunciatio cum testatione, testatione denunciatum. Allein 
das gefährliche Argument, dass ausser der sacrorum keine andre de- 
testatio \vr den Rechlsquellen vorkomme und daher im Zweifel jede 
Erwähnung derselben auf diese zu bezieben sei, erweist sich diesmal 
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als gaaz faiseb. Die crgle Stell« isl aii§ PauL L LUL ad EdicHtm^ 
die zweite aus Ulpian. /. Lf^l. ad Ediet. ; aas denselben Bttebeni 
siad aber auch L ^\. D. ew qiu cans. moi. IF.^ 6« vgl« /. 42. de 
micU ÄÄL,2. {Paul.) und /. 140. D. de R.J. (Vip.}y welebe Stellen 
von der abientia reipublioae emua bandeln« Da nna bei dieser die 
Oennncialion so bftnfig vorkommt (vgl. Asverus S. 75.) nad« was 
besonders seblagead ist, sieb so auf die eiafaebste Weise die bfiobBt 
anfallende Definition von detesiari saa ab^enü denuneku^ auf- 
klart (was der Verf. S. 30« darauf fttr das Verfabren in dea Gnriat- 
comitien bant, mag roaa bei ibm selbst naeUeseo) : so seheint es ge- 
reebtfertigt, detestari bier niebt auf die saerarum detestatio^ son- 
dern anf das prätoriscbe Edikt iber die restitutio maiorum anriek« 
znfiObren und das Wort, das die Basil. dtmfm^i^eif&at ibersetsen, 
als blosse Verstärkung von testari zn nehmen, wie es auch Plauts 
Menaeekm. F,^ 2. 61. steht. — Da also das detestari kmnesweg» 
aussehliesslicb bei der saerorum detestatio sieb fiadet, so wird man 
die dritte Stelle (Gaius LFL ad legem All. tabk) um bo weniger 
auf dieselbe beziehen dürfen, als dort detestatum und nicht detesiaia 
erklärt wird. — Wenn wir diese augebliehe Bereicherung entfernt 
haben, werden wir nicht anstehen bei der saerorum delesiaiio, die 
je doch wahrscfaeialich mit der Formel der saerorum alienatio (Cic. 
orat. 12m 144.) identisch ist, mit Savigny (Zeitschr. f. gesch. 
Recbtswiss. IJ. S. 4010 die sakrale Bedeutung aazunehmen, die Festus 
ti. obiestatio angiebta» deum testem in deteriorem partem vocare^ von^ 
sieh abwttnschen unter Anrufang^ der Götter zu Zeugen (Ltier.Xtr^/jr.> 
10. in Caput alicuius detestari minas et pervcula und andre SlWen 
bei ForeelL). Der Verf. erklärt dagegen sacra detestari durch 
Sacra testatione denunciare, die Lösung des gentiltpischen Verban- 
des ankündigten und schreibt diese Verkündigung in den Guriatcomitien. 
dem Pontifex zu^ während er in der Beziehung des Aktes auf die Ar- 
rogatioa mit Savigny übereinstimmt. Abgesehen davon, dass es 
wenigstens heissen mttsste : a saeris testando prohibere^ sacris inter^ 
dicercj hat durch die anderweitige Beziehung der Pandektenfrag« 
fragmente diese Meinung des Verh, ihre einzige Stütze verloren' und 
es wird in Betreff der saerorum detestatio wohl bei Savigny^s scharf- 
sinniger Erklärung bleiben *), wie ihr denn auch Huschke (Studien I., 
S. 137. Anm.) beigestimmt hat. Das Amendement^ das derselbe Schrift- 
steller auf Cic, Brut, 16. stützt, verwirft der Verf. mit Recht S* 20—23. 



*) Ändert erklärt indets Robin o rSm.Verf.I. S.a»0.A.3. 
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U. Die legis ^eU'o per Goniictianem und ihr Zusam- 
menhang mit der DenonciaUoir« 

Nach dem Abschniu aber Begriff nod Umfaag d^ D^OHBeiaiioa 
im römisehen Recht folgen wir dem Vert zu dem zweiten Theil, wei- 
cher das liegiMcliooeaiyatem mit bespndrer Bücksiekt auf die €oii« 
dtctio und derea Zasammenhang mit der prezesseinleiteodeo Deaun« 
ctalioB znm Gegenstände hat (S. 129< — A%%^). Um die Grenzen der 
iegia actio per condietionem zu bestimmen, sucht der Verf. im §• 15. 
S. 149*«^ 168. die saeramento legis acüo *) nad die per iudicis postum 
lüiiomem scharfer zu fassen, als. bisher gescbeben ist. Wir freien 
UBS» ihm dorcbaos beipflichten zu können in der Grundansicht, dass 
die erste Prozessfarm ein religiös -öffentliches, die zweite ein rein 
privatea Element durchdrang; jene war eine EutscheiduDg ^ Staats 
oder seiner natürlichen Repräsentanten in Privatsachen, also cama 
pukUca -^ aber diesen Begriff (nicht Kriminalprozess, sondern Volks- 
gericht de reprvuUa) ist der Verf. S. 159* A. 32. S. 165. ans HuscKke 
Servins TuH. S. 585. Anm. 4. zu berichtigen — ; diese eine dnrch den 
Staat vermitieite Brtheilung von ScbiedsmünDerD. -*— Da dieser in^ 
nerliche Unterschied ohnehin fe^ genug steht, so sehen wir nicht ab, 
warum der Verf. nack einem äusserlichen Unterschiede hascht und in 
der L. A. per lud, post, nur den iudex unus^ in der sacramentB nur 
den obersten Richter (König, Gonsal, Prator), resp. Decemvim und 
Gentufflvirn gellen lassen wilL Der unus iudex im Sakramentpro- 
zesse ist aus der X. j4» per iudicis postulMtionem keinesweges ent- 
lehnt, sondern nolhwendig gegeben mit dem Prozessiren durch Sakra- 
ment vor dem obersten Magistrat, da die Grundsatze über Mandirung 
des Imperium nralt sind. Die Einwendungen des Verfs. in Ann». 21. 
S. 158. sind nichtig und namentlich die Worte des GaiL 7^., 15. wie- 
der torquirt; Überdies giebt der Verf. Anm. 20. a. E. im Wesent- 
üehen die Mandirung der Jurisdiction selbst für die älteste Zeit zu. 
So gab es also in ältester Zeit ein doppeltes Verfahren: ein wesent- 
lich gewillkürtes, nur dass wenn die Parteien sich nicht einigen 
kennten, der Magistrat den Schiedsmann gab <— gerade wie auch 
noch jetzt ein öffentlicher Zwang znm Verhandeln Tor einem Ver- 

*) Somussesheissen; der Verf. scbreibt nocli iminer, obgleich von Hugo 
ana Huiekke ichon früher desswegen getadelt, legit actio zacramenti and 
beraft lich desgwegeu auf Gai, If^., 13. saerameuti actio generali» erat. Allein 
die Bildung ist doch ebenso unorganisch wie ßdeipromissor oder bonae ßdei pofs- 
settory ja legig actio selbst, und wie man also bonaßde possessor (was der 
Palimpiettiui Codex sehr oft allein bewahrt hat), ßdepromissor schreiben musa, 
nats nan auch, selbst wenn kein Beispiel vorkäme, sacramento actio schreiben j 
nom emm agitur $mer Omentum , seä agitur sacramento. 
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gleiehsgerickl aicbt selten sUltfindet; daiebea ein dffeftilicket, das 
formett seiae Kraft vom Magistnil erhielt, obwohl derselbe später 
sohr hescbrinkt ward. Wafarseheialieh war der EnlwIckliiBgsgaog 
der, dass das VerfahroD im iure anfangs aosschliesslich, das im iudicio^ 
wenn es dem Magistrat gefiel, yor ihm verhandelt ward; während 
später durch die Uebertragung der Fretheitsproiesse von Anfong an 
auf die Decenvirny und durch dBe Zuziehung der Genlumvirn bei den 
Verhandlungen im iure, die ausschliessliche Gewalt der Obrigkeit in 
denselben beschränkt ward, in dem Verfohren im iudicio aber da- 
durch ganz aufberte, dass das Recht des Boamttn die Hauptverhand- 
iung an einen Judex zu verweisen, in die Pflicht einen Judex zu 
geben sich umsetzte'*'). Gerade ebenso wurde der Prätor im Kri- 
miaalprozess von dem camsilium anfangs nur beralhen, später aber 
an diesen ,yRath'^ gebunden. — (Jeher manche £inzelheiten wollen 
wir hier mit dem Verf. um so weniger rechten , ab er hier vielerlei 
nur gelegentlich berflhrt, was in einer kQnftigen Schrift, welche dem 
Anschein nach die iudieU posiuiaiio zute Gegenstande haben wird, 
wohl erst genauer ausgeföhrt werden soll. Nur kennen wir nicht 
umbin, dem Verf. auch hier eine umsichtigere Kritik beim Gebrancke 
seiner Quellen und gesundere Augen bei der Interpretation zu wttn- 
sehen; so z. B. hätte Appius angebliche Piualsentenz Dioji.ÄL^t^ 
(nal XQifüd dvou toihof jijg fiiiMrxtjg xvQiOp) gar nicht, wie S. 157* 
geschiebt, gebraucht werden dQrfen, da der Grieche ofl^enbar die 
VindicienertheiloDg missverstanden hat und ebensowenig können die 
ÜTOt dtHoatai (Diom.ÄI.^ 30^ bei dem Verf. S. 155.) etwas beweisen» 
da sie ja doch aller Wahrscheinlichkeit nach nur die aequi iudices^ 
die gereckten Richter sind. Ganz misslungen ist die Interpretation 
von Dion. IF.^ 13. von Servius Gesetzen: imaita tovg voiiovg vov^ 
ta (füfaXXoHtiiwifg Hcä toifg n^ roof ddutHfjfion&ip insHVQOxTs, wo die 
Gesetze ober die idocrjfiata ,,alle Rechtsverletzungen, öffentliche 
Verbrechen, private Delikte und Rechtsverletzungen, aus denen Givil- 
klagen entstehen, mit einziger Ausnahme der Verletzung synallagmati- 
scher Verträge*' bezeichnen seilen. Es ist rein hineingetragen, dass 
die avfoXXayiAata und die adtx^fjictta das ganze Gebiet der Klagen 
.erschöpfen sollen; viel richtiger denkt man bei jenen mit dem Verf. 
an die bonafide Kontrakte, bei diesen an die Privatdelikte, welche 
in der prozessualischen Behandlung den bona fide Kontrakten sehr 



*) Etwa durch die lex Pinaria? Gai. /f., 15. Und sind seitdem die Pro- 
aesseinRom legitima, nicht mehr itnperio eontinentia? Vielleicht ist dat auch 
der Grund, warum im Civilproaesi keine /»r^voca/to statthaft ist. 
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verwandt sind (Savigny System V. S. 566. f.) and wabrscketnlich 
auch arsprUnglicb per tuätcis postulaitonem entschieden wurden. 

Dass die legis actio per condictionem^ aof die es hier vomUm- 
lich ankommt, eine spätere Naehschöpfang der lex Silia xsiy za einer 
Zeit, wo die L. A. sacramento und per iudicis postulationem schon 
bestanden, sagt Gajus IV. , 19. Fragen wir, wodnrcb sie sich in 
materieller und formeller Hinsicht cbarakterisirte, sq ergeben sich 
folgende Bemerkangen. 

L In materieller Hinsicht bezog sich die lex Silia nach Gai, /. e. 
skBf pecunia certa; zugleich bemerkt er aber, dass ein materielles 
Bedttrfhiss für diese Bestimmung nicht existirt habe, da man sacramento 
oder per iudicis postulationem auch schon vorher habe klagen können. 
Des Verfs. Antwort aof dies Bedenken S. 177* ist darum ganz man- 
gelhaft, weil Gajus nicht unter mehreren Grfinden nach dem pro* 
babelsteuy sondern überhaupt nach dem Grunde sucht. Ob und wie 
es gelost werden kann, soll hier nicht erörtert werden, da der Verf. 
S. 129. f. 143. f. 169. mit Savigny für die L. A. per eondictionem 
auf die pecunia certa credita zurückgeht und sie für ein Institut des 
öffentlichen Kredits, für einen schleunigen Prozess in liquiden Schuld- 
sachen halt. Da ihm also die auctoris laudatio zu Statten kommt, 
wollen wir ihm wegen dieser Ansicht den Prozess nicht machen, ob- 
gleich wir die Beschränkung ttuf pecunia credita nicht für richtig halten; 
zumal da im Allgemeinen darüber kein Streit ist, dass diese L,A, in 
das Gebiet der spätem actiones strieti iuris hineinfiel. Dann macht 
es aber freilich — und das mag hier noch berücksichtigt werden — 
Schwierigkeit, dass nach Gajus die L,A, per eondictionem und die 
per iudicis postulationem konkurriren konnten. Dass dies auf einer 
spätem Erweiterung der letzteren beruhe, wird man dem Verf. (S.162. 
A. 24.) schwerlich glauben; eher möchte ich mit Vergleichung von 
Savigny^s System V. S. 549—551. an die Konkurrenz der condictio 
furtiva mit der furti actio und ähnliche Fälle denken , da fär eine 
beiläu%e Notiz, wie die bei Gajus, auch eine uneigentliche Kon- 
kurrenz ausreichen möchte. 

2. Etwas länger müssen wir bei den Formalien der L. A. per 
eondictionem verweilen, welche nach dem Plane des vorliegende« 
Werkes uns hier mehr interessiren ; doch ziehen wir es hier vor, 
statt die Ansicht des Verfs. schon hier mitzntheilen, erst etwas sorg- 
fältiger auf die Quellen einzugehen, als er, indem der Verf. über dem 
Bemühen, einen zweckmässigen Exekutivprozess zu konstruiren (vgl. 
bes. §. 16.), die Durchforschung des freilich nicht reichen, doch auch 
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Bicht ganz niaogelndeii Materials gpar sehr aus den Aagen yerloren 
hat. — Huschke roeiBl (in diese« Jahrb. 1837. 8.891. 892.), dass 
die condictio^ d. i. nach der einstiminfgen firklämng der Alten die 
denuneiatto^ als prozesscinleitende Form ihren nrsprioglichen Sitz 
im Reknperatorenprozesse gehabt habe, wof&r er die eondiciio im 
Fetialenverfahren Liv, /., 32. und den $tatus condtetus dits cum hoste 
anführt, welcher, wenn nicht den Worten, doch gewiss dem Sinne 
nach schon in den zwOlf Tafein stand (Dirksen iL, 2.)« Dabei ist 
indess nicht zu fibersehen , dass eine Denunciation auch im Legis- 
aclionenr'erftihren sacramento nnd zwar als Litiscontestation vorkommt 
(GaüIF.^ 15., der Verf. S. 54.), die im frfihern Recht ohne Zweifel 
ebenfalls condictio hiess. Ohne also Husch ke's Meinung zu ver^ 
werfen, kommen wir zu der Annahme, dass das gemeinsame Vor- 
bild der CondictioB im Rekuperatorenprozess nnd der exlegeSiliu 
das Sehlussverfahren in iure bei der£. ^. sacramento war. 
Dies beschreibt uns Gajus IV., 15. ziemlich genau: • . . ,ad iudicem 
accipiundum venirent. Postea — dabatur — iudex, '— Postea 
quam iudex datus esset comperendinum diem ut ad iudicem venireni 
denuneiühant. Die Denunciation ist also zweiseilig, woher- auch 
PseudO'Asc» in einer diesem Abschnitt von Gajus entnommenen 
Stelle*) sagt: comperendinatio est ab utrisque Htigatorihus invieem 
sibi denunciatio in perendinum diem. — Das passl vortrefflich zu 
der Auffassung dieser Denancialion als Litiscontestation, da ja nach 
Fest. 9. contestari diese die Denunciation beschliessende Zeugenauf- 
rufung ebenfalls von beiden Parteien geschah, und nicht minder zu 
der Auffassung derselben als condictio (comperendinatio^ con- 
tcstatio); es ist nun offenbar, dass die Erklärung der condictio durch 
denunciatio eigeiftlich nur die dictio erklärt und in dem Worte 
selbst wie in den gleichbedeutenden noch fiberdiess der Begriff der 
Reciproeitfit liegt**). Ausser der Reeiprocität charakterisirt sich 
femer die fragliche Denunciation oder richtiger Gondielion noch da- 
dnreh, dass sie iß iure vor dem Magistrat von den beiden Parteien 
vollzogen wird. 



«) Verr. L. /., »., 2^ p. i€4. Oreli^ wahrich«inlich die wiebtigate Sielle 
in dieser «chlechten Glossenganiinlung, denn sie ist, wie wir jetzt sehen, ein 
Excerpt aus Gajas I.e. (de» Verfs. Bibliothek war noch etwas leerer als sein 
£•^1, aber dietot MaekeUey der Kofner haite «r dock) und letst «oi in de« Stand, 
in dessen Text namentlich dabatur [po8t diem'] XXX iudex mit Sicherheit zu er- 
gänzen. — Uebrigeni hat der Verf. S. 54. die Stelle des Asconius ungenau 
AOgeffilirt. 

**') Dass übrigens condictio schon früh ohne den Begriff der Gegenseitigkeit 
getiraucht ist, beweist Liv» /., 32. 
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Wean also die £• ^. sacramento nach Gajas in folgende pro» 
zessdalische AbscbniUe zerfällt: 

ä) aassergerielitliche m itts vocatio^ 

b) erster Ter» in: iuiieii Ordination saeramentum^ iudicis 
postulatioy 

c) zweiter Termin am 30sten Tage: iudicis dalio^ condictio^ 
ätis contestatioy 

80 haben wir fHr die L. A, per condictionem dnrcbaas dieselben an^ 
znnebmen, nur dass im ersten Termin das sacramentum ansftlllt und 
bloss die iudieii ordinmtio und iudicis postulutio stattfindet. Diese 
durcfagebende Analogie bestätigt sich auch durch die Gleichheit des 
Intervalls zwischen beiden Terminen (für die L,A, sacramento: €ai. 
ap. Pseudo^scon, L c; für die L, A. per condictionem: Gai, /^., 
18.) und wird auch nicht widerlegt dureh Gai. /F., lg,: kaec actio 
proprie condictio voeadatur, nam actor adversario dcnunciahat^ ut 
ad iudicem capiendum die XXX adessety wenn man diese einseitige 
denunciatio nur nicht auf die condictio im zweiten Termin, sondern 
anf die iudicis postulatio im ersten bezieht. Nur darin irrt der 
SchrißMeller, dass die L. A. per condictionem von dieser einseitigen 
denunciatio benannt sein soll, die ohne Zweifel in der ältesten Sprache 
gar flieht condictio faiess; aber dieser Irrtham ist h(k;bst irrelevant, 
indem nach unsrer Auffassung das Charakteristische der L, A. per 
eondictwnem in etwa« Negativem, dem fehlenden sacramentum be* 
stand und also ebenso gut das schärfere Hervortreten der iudicis 
postulatio im ersten als das der condictio im zweiten Termin als das 
entscheidende ll^onient der Differenz aufgefasst werden konnte. Vor 
Allem aber müssen wir die grosse Natfiriichkeit und innere Wahr-^ 
seheinlielikeit fdr unsre Hypethese geltend machen, indem man danach 
im Reknperatorenprozess wie^n 4^ ^' ^* P^^ condictionem eigent- 
lich nur das Ordinorverfafaren anwandte, aber modifizirt dureh den 
in jenem durch die PeregrinitBt der Parteien, in diesem d«rch die 
sp9nsi9 tertiae partis motivirten Wegfall des sacramentum. 

Des Verfs. Ansicht von dem Verfahren bei -der L. A* per non* 
dictionem weicht hiervon sehr wesentlich ab; nach ihm erfolgt in 
demselben statt der in ins vocatio eine aussergerichtliehe Denun* 
eiation auf den dreissigsten Tag, darauf an diesem Tage in iure in 
Gegenwart beider Parteien eine Wiederholung der Denuncintion, ter- 
bnnden mit ^r Ernenaiing des Richters <S. 129— 149.)* Allein dass 
dies gar keine Hypothese ist, sondern eine dem Verf. durch den Satz 
abgedrangeM Konzession, dass jede L, A. in Gegenwart beider Per- 
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teien in iure geschehen mflsse (Gai. IF.^ 29. « der Verf. S^ 145. f.), 
das bedarf keiner DemoDstration ; da die PrivatdeDaneiation doch nur 
in einer Ladung in ius aof den 30slen^ag bestanden haben kann, so 
kann vernQnftiger Weise , wenn in dieym Termin der Beklagte er- 
schienen war, keine Wiederholung slittgefunden haben, d. fa. der 
Beklagte nicht noch einmal dahin und au? den Tag geladen sein, wo 
und an welchem er sich gestellt hatte. Wenn somit die Unverein- 
barkeit der Meinung des Verfs. mit dem qnellenraässigen Begriff der 
L. A. zugegeben werden muss, so bleibt doch noch zu rögen die 
aussergericbtiiche Denunciation als gesetzliehe Prozesseinleitungs- 
form bei den Gondietionen im Legisactionen- und im Pormolarpro- 
zess vor Marc Aurel. AufTaüend ist sie im höchsten Grade; es 
bat bisher Niemand daran gezweifelt» dass — abgesehen von Ueber- 
einkunft der Parteien — vor Marc Aorel die in ius Docaiio event. 
mit Vadimonium die einzige (Zimmern, R.-G. III. S. 326. A. 3. 
S. 336«) auch auf die Gondietionen sich erstreckende (MQhlen* 
bruch, Gession S. 137., den der Verf. desswegen meistert) £röff- 
nungsform des Prozesses war, und nach Gajus IV., 183« f. (der das 
letzte Buch zwar unter Marc Aurel schrieb, aber vor dessen Ver- 
ordnung über die Vadimonien) ist keine andre Meinung statthaft. Es 
kommen bestimmte Instanzen hinzu, namentlich das Vadimonium (Cic, 
pro Quinct 6., 23.) in dem Prozess Aes Sex, Nävius gegen P. 
Quinctios wegen pecunia debita cerlis nominibus (l, c, 11., 88.), 
also höchst wahrscheinlich in einer Gondiction. Selbst für die Zeit 
nach Marc Aurel ist es vollkommen gewiss, dass eine Gondiction 
nicht noihwendig durch Denunciation eingeleitet werden muss, son- 
dern auch in ius vocatio statthaft ist. — Dennoch ist es die Hauptidee 
der ganzen Schrift, dass anf. dieser Denunciation als nothwendiger 
Einleitung des GondictionenprozQ^s ^on Marc. Aorel dessen all* 
gemeine Denunciation beruhe. Zum Beweise derseiben möchte der 
Verf. darthun: „dass die Denunciation des Godex Theod., hin weg- 
gedacht die offenbar erst später entstandenen Ausdehmingen der 
Fristen, im Wesentlichen mit der Denunciation der ältesten Zeit 
übereinstimmte'« (S. 135.). Nun, da die 30tägige Frist der Con- 
dictio nichts gelten soll, so trifft natQrlich die Gondietio des Verfs. 
mit ihrem Original im Codex Theod. so ziemlich fiberein, a^r nicht 
weil Marc Aurel die Denunciation der legis actio per condietionem^ 
sondern weil der Verf. diese der Denunciation M. AureTs nachge* 
bildet hat. Im Uebrigen ist es ziemlich sicher, dass die alle Denun- 
ciation gerichtlich, die spätere aussergerichtlich war und dass (ab- 
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gesebea von -der, streng genonraieti, aveh nieht einmal vorhandeiien 
Namen^leichiieit) betde Institute gar Hieb ts Analoges haben. Dass 
noch l>esserer Beweis f&r ihre IdeoiHltt erbracht werden niuss, fäblt 
der Verf. selbst, wenn er S. 135. fortfährt: „ Die üebereinstimniitng 
der illeren und neueren Denunciatioa sehetBt sich vornämlicb dadurch 
zo reehtfertigeo, dass die DesmKiiatien d^r .sfittieren Zeit mit der äU 
testen Prosesseinleitsogsart (durch in iuä V0€. und vadim.) allerdings 
ii«eh maraigfacbe Aehnlichkeiteii hatte, so dass sieh ein UBBntt^h§res 
Aasehliessen jener au diese nicht verhenaeD läset.** Das ist aller» 
dings das wichtigste Argument ^e^ .Verls., n^hen den sich, nur noch 
eine Anzahl gänzlich überflüssiger ZweekmissigkeilsgHiBde über äw 
Nothwendigkeit eioes schleuoigeii- Exekuttvprozestes breit machen^ 
Aber leid^ ist es auch mit dieaem so bestellt, dass er ersleas hiEbt 
sehlüssig, zweitens auf falsche Putetssen gabaut, drittens ia 4ea 
Quellen selbst schon widerlegt ist. Eiaaial scUiesst der Verf. so, 
dass aus der in ins voeaiio iie[e9näie$iar aus dieser die demmtimiio 
sich entwickelt habe und aus der Aoaleg^des ersten uad des dritte« 
Instituts auch das des verantteladea zweitieo .falge. Altoin offenbar 
ist ihm der zu beweisende Satz zlim petikim fäinüfmum gewordea ; 
der Scfiluss würde nur richtig. 9^n,wenn zu Marc AureHs Zeit die 
in iu$ voeati0 schon abgekommeä uad also die condictio diireh die 
denuneiatio ersetzt wäre. Das ist aber bekanntUeh nicht der. Fall^ 
wenn eiae Analogie zwischen -der in ius n^eaiio^ und der anrelisehea 
Denunciatioa bestände, so würde sieb diese viel einfacher dadurch 
erklären, dass der Kaiser der in ius voeatio selbst sein neues lit* 
stitut nachgebildet habe. — Zweitens ist es gar aicht wahr, dass die 
aurelische Denunciatton mit dem VadüioBiQm weiter fifaereinstimmt 
als der beiden Instituten gemeinsame Zweck, dea Prozess zn er^aenf 
nothwendig mit sich bringt. S. den Verf. S. 135 — 137« Dass bei 
der Denunciation^ wie beira Vadimonium dem Beklagten einige Notic 
vom Gegenstand der Klage mitgetheilt wurde, kann man g«p im Eraste 
nicht anführen und ebensowenig ist es tob Relevanz, dass bei beiden 
BürgschaftsstelUing verkommen konnte, beim Vadtmetoinm sehr häufig, 
selten hei der Denunciatioa. Dass der vadadm (der Kläger) und der 
Denuaeiant, wenn sie ansbüebea, die Sache dadareJi verlerea, ist 
von dem ersteren gänzlich nabewiesen und wenig wahrscheinlich *)• 



*) Vgl.Zimmern, B. «. HL S. UO. A. a. M«« iMrnft it«!! auf ffon &r«. /., 

9. 88.: tune rtspomdere vattttio debebmty quod nifeeiuetperderf h'lem und SmH, 

C^k'g. 89. UHgatorum plen'gue quod occurrer« abtenlet ad vadhnonia mbh pog^ 

teni eamta eaderent; allein von dieieu geht die erste gewiss (denn mMfalut ist 

Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg.lX. H.X. 56 
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Wai aber die HeeptMclie beim VadtoMnioa war: die VervirkiiDg 
eiier Ptfn dorefa das AusUeifcea — das ist bei der Deaunciaiian ditrcb 
das Prl^adii ertelzt als eüniumaw zu gehen; soiUe aber wirklich 
dieaelba eiae Naehbilduag des VadimoDiums leta, so aitssieii, weaa 
gleicb dar Akt selbst verscbiedaa wäre, doch alle Folgen der tm iu$ 
90e, aad des vadim* aneb bei aichl eiagehaltener Deaanciaiiea eia- 
tretea« — - Dritteas steht der voai Verf. angeaaromeae «»mittalbara 
ZosaaNtteahang der altea eomdüHio aad der anreilsehea Deaaaciaüaa 
iai klaren Widersprach mit Gajas Worten iV.^ 18m dass zu seiaer 
Zeit hei dea Coadictioasproaessea keine Deaaneialna stattfinde (auüm 
koc tempore eo nomine denuneinUo fii). W^ls sagt der Verf. htezu 
S.'178.f.7 Bekaaatlich kennt Gajas die Deftoactalion als allgemeine 
Prozesseinleitaag aebea der m ms vmeeiio noch nicht ; deaaoch meint 
derVerf.y dass nicht aar diese zweiteProcessforro damals schon exi- 
sttrt habe, soadeni -^ dass sie wegea Ihrer WeitlHaftigkeit ßlr die 
li^idea Scbaldkiagea schon Ter Gajas wieder abgeschafft gewesen 
sei. Wir habea schon viele Beweise van dem Mothe d^ Verli. dea 
Qaellen gegeaQber gehabt; aber danaach verstaaunen wir nor der 
Beherztheit, aieht bipss die in Marc Aarel's Gesetz ßber die Va^ 
ilimoaien, soadera selbst die in ikm Gesetz von Arcadras und 
Bo aar ins vom J. 4M>» (L 6; €. Tk. de denune. //., 4.> ansgespro- 
«heaea aaaan Rechtsordnungen als vor Gajus schon bestehende 
Radifssatze figoriraa za lassaa, ^da die Coastitntionen der Kaiser ba* 
iKaMilJich meistaas Achoa vurhaadeae Rechtssätze zasammenfasslenl^^ 
Ja die Annabmaa des VerCi. siad eigealücb noch haltloser als sie 
hier afe'scbeiaea, da .es ihai nicht einmal klar geworden ist, daas 
iraaa die Deaaaeiation bei linden SchuIdkUgen schon vor Gajas 
wieder abgekaaraiea sein soll, si« als aUgeroeiae Prozesseinlatuag 
nicht erst darch Marc Aarel eiageföhrt seia kann; indem er aa 
dem ietztera Satze feslbilt, steht bei ihm die Eatwicklnag so da, 
dass Marc Aarel der.Beqnamliefakeit der Denanciation wegen sie 
aar allgeaieiaao Prozesseialeitaag gemacbt, dass man aber vor ihm 
ihrer Unbe<|aeailichkait wegea sie bei den Goadiettonen abgeschafft 
kit. Das ist der geschiehtliehe Zusammenhang der BeaunciatioQ 
mit dem erstes proaesaeialeiienden Dekret, welchen uns der Titel 
verheisst! 



der Kläger), die iweHe WftlirMlieiBlieli %iU den HetfiJas^en , und an beiden Steilen 
scbeinta HUm peräere, emuta Oadere angenaue Ausdrucke nieht juristischer 
Scliriflsteller sn sein für das faktisch sehr ahnliche in sutnmaiM vadimottii 
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III. Wirknag^«« der f^roztfsseinleiiQftdap D«Biieialiiia, 
Also aa«li ilar zweite AbscboiU bleibt eben •• obue wahre Bor. 
snlUte, wie der erate mit seiner Deii»BcUtten vor den dt« drei Tribui 
pepriseBtire&deii Zeogen ; man wird die asreliscbe DeaAiietaiiea äaeh 
wie vor ableite« aus der fraheren gewHHiilrlea ProaetterdffaaDg, wat 
weniger bisioriaeh sein mag nU die AnknOffang «n das LegisacUenen- 
system, aber dafür natOriteb) einfacb und verständig iat» ^^. Mtfehti«. 
es uns noR wenigstens so gnt werden, diesem letxttfn. anslükriittben 
Abscbaiit ein verdientes Lob erlheilen zu. köutiea I ifenn der Vierr*. 
mag es nan glauben oder nteht, auek den Rez. aehmerzt dias ewiiga^ 
Tadeln im hoebsten Grade und gwn legte er bier di« Fader oiedeiv 
wenn er nicbt diese Sobrift. streng und ganz zn verweHen ^iob 'm 
seinem literariseben Gewissen gedrungen hielte ond dem Verf« dabcf 
wenigstens eine, durchgeführte Begründung schuldig z« sein giaflbte« 
Obwohl nun dieser dritte Abecbnitt aüerdings eiae gnte Bemerkung 
aber das V^rhaltniss der denuneiatük and der eejnrtjatw. entbi^^ wen 
rauf wir spiter znpöck4efflmQn, so i^t docb die Halfan tersuebtiag 
aber das Verbäüniss der Denunciatien cor ültscontestatlea wiederum 
volUtäadig verfehlt. Man ersebriekt^ wenn nvaq anf die Fra|^t 
,y Warum man in ältester Zeit mit der in iu$ voeaUo kdn deäue^y^ 
m iudieium^ sondern erat mit der Litiseontesfalien verbuade«}^^ vom 
Verf. 8. 262. (vgl. S. 243.) die Antwort geben bartt ««WeU der:B^ 
klagte durch erstere nicht von den AnsprCtohe« des Klägers in Kennte 
niss kam, sondern erst durch letztere/^ Wohin, sekbe. Priaxipiei 
üabren massen, kann man sich verstellen;' nso hat. der V«rf«.:gar kein 
Arg, daraus, dass im Legisaetionenprozesee die.Vara|laaMi9ll 
einer privaten Denunciation dieErklä^ang des Siamigen /m*o d€mnM$ 
md die sofortige Einleitung des Execntionsverfahrena gehabt bähen 
seil (S. I4i2.)' Dtese aos^erliefae An^assmg der Litiseontestation b^ 
ttieht wenig dann beigetragen, dass der Verf. in der UntepandMiflg 
§§. 18"*-22. eine grosse Anzahl der bis jetzt dardmat der. Uiiae«»* 
testatien beigelegten Wirkungen der Dennneiatton beilegen kalnnta^ 
ohne zu ahnen, dass eine jede dieser iJebertragnngen von, der Litj«r 
centestation auf A^ Denunctalien (deren das apMtere Recht bekenntr 
iicb allerdings einige aufweist) ein Bruch der atrangen ReebtapffiO'^ 
zipien, der obligatorischen Grundlage der Prozesse sei. Nar ao 
konnte er zu der schon prinzipiell nnmOglichcn Behauptung kommen, 
dass die wiebtigsten Wirkungen der Lit^seontestation ^icht erst im 
spätesten, sondern schon im klassischen Recht („ohne Zweifel scho^n 
im Ganzen zu Mare Aurefs ZcU^' S. 243.) auf die ß(;viMnci;)Jliop 
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ibtrlMge« sm», js Mfsr die exorbka«!^ V«mMilliDBg aofstelleo, dass 
n der L» A. per e^mdieHontm die DeaaBekUoB, weldw deeh nach 
ilm selbst ner die in iu$ vöcmtiö ottd das vadm9Mittm vertrat, wakr- 
eeMoiich «eck sog^leieli die wklMifSte Wirken^ der Uiis eemtesUi' 
Ae, die Consomtien am sich geraft bake (S. 1S9. 241.). 

Was BOB die veni Verf. als WiricBBgea der DeBOBetatioB aaf- 
ftstellteB Reeblsfelgea, als da smd PerpettnlioB^ CoasoBtiea o. s. f* 
ketriA, so wird naa saaäckst frageo, wie der Verf. aiit deo uozak- 
ligOB Stellea sorecktkoaimeY die diese Wirkeagea der Littseostestar- 
tioB keilegea. Der Vtrf. aatwortet» daas er aUerdiags diejoBigeo 
lleehlsfoigeB, welche tob eiaefli posiftiTeB HaodelB des Beklaglea ab- 
käBgig seleBy erst mit der LitiscoBtestation eiotreteo lasse (S. 270 — 
272.; hätte er Bor kedacht, daas aeeh die CoasaaUiea aaf eioer No- 
vatioo, d. h* aaf eieer positivea Thitigkeit des Beklagten beruht): 
dass swettens die DeaBaelatioa oar oater der VoraBssetzoog wirke^ 
dass ihr die Liliseoatestatloa aaekfolge (S. 272—283.; wobei oickl 
kedacht ist, dass alle WirkuHgea der LitisceBtestatioa iasofero by- 
^tbetiseh eiad, als sie aa das ceadeaiaatorische oder absofutonsek« 
fiadenbeil gekaOpft siad, dass also aas der GoDdilioBalitat der Deaan«- 
etalioi aoek gar aiekt ihre Neaeaag anstatt der aiehi minder eon- 
dUüeneUea Lillseooteslation gerechtferligt werden kann) nad dass 
drittent an aiaaebea BteUea, welche vor der (Jeberlragung des Erfolgs 
disr L* C. aaf die DeBeaoiataon gesehriebea siod, die NeaaBog der 
LittaceatestatioB aaf eiaem Stekealassea des ällern Rechts berabe 
Bad sie als DenaacialioB so fisusen sei (S. 2^—^270.) ; wenn hieför 
L 2ft« §. 7. B. de H. P. V^ 3. angefibrt wird, so widerlegea derea 
Worle gerade dea Verf. aafii i>eotlichste : quamquam litis eeii- 
$4$tatae meniwßai in SO», tarnen et pösi motam e^mtrover' 
$iam bmnes poisessores pmresßuMt^ d. h. gegea den Baehstabea des 
Ceselses — uad öberdies, hat der Verf« bloss mit deo Schriften der 
Jttriatea vor Marc Aarel hier xn ibaa?'*'). — Doch alles das wollen 
wir bei Seite laasen; die zabkeicken gaaz bodenlosen laterpretationea 
im §. 25., so wie die AatiBomiea, die n^aeb der Ansicht des Verfs. 
BBter Stellea desselbea JariMea entstehen, sollen aiehu gelten, weaa 
der Verf. aur Backsawebea vermag, dass die wichtigsten Wirkeagea 
der LitiscoBtestatioa schon von den klassischen Juristen 4er Dennn- 



*) So s.u. lagt derVerf. S.i95., dau wäbrend in /.8. $.3./>. deßdej, XhVf,^ 
t. < — von Ulpian — noch von der Börgichaft nach der Litiscoutestation ge- 
handelt werde, in /. 50. §. 2. de pecuL Xr.y 1. von der Burgschaft nach der De- 
aaadafioa die Rede sei. Und dieie Stelle i»t von Papinian, alio älter! 
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cialion beigelegt werden. Das UnmOgHefae wird nii^g^icb gemaelit 
^orefa einen der terminologist^ben Febier, w«leho 4^ Verf. sich so 
oft zu Schalden koBMiten (dsst^ durch die Annalme, dass 4ie dentut- 
etada auch convenii& keisso (S. 186* 187. 196*). Sollu mao e» glaii- 
fe^n<, da^s ein Jarisl den Aiiflsprtieh: eonnenins alttrum quoque 
li berat u. ähnl. auf die josiiDiaBeisehe ton^enii^ bcrzieheB,4teBte7 
Wir wQrden es ni«ht veranlwprteB könnren, ia dietetn Blatte weit- 
Jäoliig^zo defflonatrjreDy dass ot^n^enire (unserti . belange a ent- 
spreehead) ein dnrebaus aHgemejtter Ausdroek isl, der selbst aa^h 
der Lilisednleslation noeb gebraucht wird (/. 14. §. ?• D^ de reiig,Ä!.y 
7.), sehr hSftfig aber zur Bezelcbanng des ganzenf Verfahrea« tüiure 
(A8.14.*p/'. 26. de nomaL aoU. /X, 4. e/c); dass in.Sf%Merer Zek 
als der erste Akt iili Prozess, die Eingabe des-KJagHbeHs, jtirisiisebie 
Bedentsamkeii erlangt hatte» aftn diesen, weil er naier die conveniw 
mit/fi«), dnreh diesen Nariie« im Gegensalsi der litiseoBtestätkta 
individiialisirte'Bfld dadurch d^ni Worte neben der aligemeiaeft etae 
speziellere,. fibrtg^Qs seltene Beden tan g gab; wir ^emmiien däriHier 
auf Oirkseo (im ma»u4iie s» v. eonvemre §« 4. c^m^ritus^^.%, 4.) 
Bftd anf die Pandekten selbst, FUr die wenig^nSte^Uen, wo eommtire 
WK Gegensatz m litem cantislari sKfIki oder zu stehen scheint, wie 
L 33. D. de ebL d actU XLlV^y 7. /• 7. §. 5. C. de praeser. JT^X 
itelXL, ann. FJJ,, S9,<t ßnden sieh unzähitge, in denen die conven^ 
entweder ganz allgeaiein oder »ir Bezeiehnung <i^r Liliseäatestiitioa 
stellt. .Gehen wir nun die einzelnen der Defumeiation vom Vef£ bei- 
gelegten Wirkungen doreb, so finden wir 

d) die prozessualische Consumtion mit all ibien Folgatt iai 
§k 19. S. 187 — 204. Sfimmtlicbe Beweisstellen rednziren sich aol 
aolche, ia denen convenire in der allgemeinen Bedeutung gebraneht 
ist ued Verwunderung erregt nur die Unbefangenheit, mit der der 
Verf. zugleich die Schriften von Keller und Ribbentrop eitirl, 
welche eben dieses ei»nvenire. out vollem Recht cum ef^eelu «*»> litem 
eontettari verstehen. — In der /. 8. pr, B.debon.Ubert* XXÄFHL^ 
2, hat der Verf. S. 193. gar ein tcstato eenvemrey das gar nicht auf 
den Process,^soadern auf eue blosse Mahnung vorZeugen (Dirksen 
a. a. 0. V. e^nvenire §• 3.) geht, auf eine prozesseioleitende Denn»* 
cialioA bezogen, woderch die L 8« cii* in klarte Widerspruch rok 
A6« eQd, kommt; noch unhegraifUcher ist es aber, dass ,die Itfi. dt 
diar cmnentio die coasumireade Wirkung abspnobi und, der Verf, eben 
Uttt diaae zu beweisen sie aafihrt (daneben freilich auch, um das 
GegaoUiaUt daa spilere Verschwiaden . der ceasAmirendeo Krafl der 
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e0mven(iOi lafaas 20 foigtra!). ^- DnindgHefa kOimeii wir e» aocfc 
uogerigt biDgelMD Imm«, data derVerf* 8.200. auf die Niehtavf- 
■ahne ata^r in daa Basilikaa eatiialiaaen Stalle in das corpus 
iuHs Polgeraagea baol; man halt soast gewabalkHi die Battlikea Ar 
eiae Ueberaetzaag dea e^rffus larriir, aach dam Verf« aber acbaiat 
fait das corpus iuH$ aua dea BaiUilieo ealslaadeo za sein! 

h) die Perpeluation der Kiagea nabtC dem BtatrRt der 
Verjahmag, der Littspeadens and der Traasmlssioa persOnüeher Klan- 
gen aaf die Erbea in §.20. 8. 204*— 218. — DaM dieae Wirkongaa 
an die Dennnelatloa geknfipflt seien 1 daAh* wkd aas dem klasaisebea 
Raeht aaster der Traasnissioa der fuereim inofßtio§a darcb Deaon- 
aiation (Welmelir schon dnrch blasse Erklaniag die Klage derein«t 
aaslelleB zo wollea; dass Obiigeas dieser entschieden exeepHeaeila 
Satz auf RascHpCe Yon Antoainos Plus zarü^kgefUhrt wird, macht 
saeh den bekainlen GrtmdtMien das Verüi« niohts aas, „da die Coa^ 
alitottaaea der Kaiser mebt aar bereits geltendes Reeht aofnahroefi**) 
aar elac allardlags sehwierlga Stella aagef&brf, /. 83. D. th 0. etji. 
XLIF.<i 7. #1 a^aa» e^nvenitts ßtermt p^enne ptn€cuii0nem trtms^ 
matrm vii0ti quasi itte eoniestaim cum m^rtuo. Allein wett« 
auch hier fuasi aicht =äs teifi»9i zu nehmen ist (vgl. Dirksen «•l^ 
§. Bi), sa tat doeb langst von den tficbtigsten Reohtsgelebrten (sa 
Mablanbrach, Lahrb. des P.R. 2. Anfl. §. 144. A. 23.» Vangerow 
iai Leitfaden I. S« 167.) erinnert worden, dass derselbe Panlns, der 
hier aa die erste Beaacbricbtigang den Uebergsag der Poaalklagea 
zu knOpfen scheine, an andern Steilen denselben erst mit dar Litis* 
coniestatlon eintreten lasse nad daher wahreehein lieh hier ein Fall 
an varsteben sei, wo die Litlseontestation dureh Schuld des Vafstor- 
benea verzögert ist» Aber dem Verf., dar diese Erklärung gänzlich 
igaorin, ist die SteHe ^^eiafkcb and klar/' — Was die spatere Zelt 
betrifft I sa ist dteWIrkang der Litiacontestation, persönliche Klagen 
Bu transBiittiren, unversehrt geblieben und eben dies beweist L i, C. 
qUündo HheiL pHn^j^ dat liU^ eonieitationem facitit /.» 20. — woraas 
der Verf. S. 207. allerdiags das Gegentheil heraasieterpretirt. Da- 
gegen Ist die Unterbreehong der Verjahruag allerdings spater auf 
dle^Zeft des Aabringeas der Klage bezogen worden, sireiiig aber ist 
es, in weichem Uairiange (Mflbleabruch, Lehrbach a« a. 0. A.25.) 
VangeVoir a. a. 0« S. 182.). l^tt Verf. Ist der uwfiisseadstea An« 
steht 2tagethan, oamentKeh auch der Ausdehnuag aaf die Temporal- 
klagen; da er aber hiebe! ganzlich unbekflmmert um Preoad oder 
Feind, wie wenn ar zuerst die Frage behandelte, zu Werke gabt, 
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so kaan er es auch ntcbt verlangetiy daM^wir von seinen Ai^nentaa 
ireilere Nolis aebineB» 

c) die PestbaoQung des streitigen Re^htsyerbältnisset 
und Beebtsabjekts; ODter weicber lleberscbrift in §.21* S« 218-*« 
2S6. nencberlei aHManuneDgesteiil ist. Die £iilslebuBg 4er maim 
fidt&y die Püebt zur Herausgabe der Aceeseoriee» der BinlrHt der 
Litigiefillty die üaterbrecbung der AcqaisittyverjAlifttiig. Naebdem 
der VerC S. 219—226. viefe Worte vertorea bat Hbek* die FikirMig 
der Recbtsverbättaisse doreb op^ru novi /»«ncAr/la, wefebe doek 
neeb ibm seHist S. 215. voo der prozesseinleitettdeii Dettanciation 
durckans versebieden ist, beweist er »mitehst dda Kiatritt der Liti* 
giontAt dareb Denandatioa (S. 226— 228.) tbeils aus Gajas Worte« 
/• 3. D. de Uiig. XUf^.^ 6.-: rem de qua e^ntri^^^rtia e$t pr^- 
hibemuf* m sacrmn dedkare, tbeils aas Ulptaa's /* t. jft* eod.: LitU 
giosam rem nonfücit denuneiati^ qune impediemdäe een« 
ditionis causa fit. Bei der teroiinolegisebeB AesliaiaHiBg Ye|i 
0ontnn>ersi'am esse wollen wir uns aiebt mifbatten; aber dieaea €e- 
braaeb des atgumenium a eomtrario^ das« aas der sweiten Steile 
Ulli ziemlicher Klarbeit bervergebe, eine prozesserOAiende Deänn- 
eiation macbe res litiginsa^ übertrifft nur das »oeb, dass ia den ua- 
aiiltelbar fdgendea Worten Ulpian ausdrOeklieh die LitigiosiMk von 
der Litiseontestation abhaaf Ig maeb«. Uad das siad ftinaitlieb GrOade, 
wessbalb ^it Litigiosität seboa in der klassischen Zeit darcb Deann« 
eiation btgröndei worden sein soll! -^ Was das spütere Reebt be- 
triffty so leidet es keinen Zweifel, d^asa die Lttigiostiat bei diaglicber 
Klage sckoa atit der eonoentie eintritt; aber gegen eine Aasdebaong 
dieser BestiaiBiang auf Forderangen (Aet Verf. S. 228.> ist mit vollem 
Grande von Mflblenbrucb (Cessloo 8. 386.) und allen Neoerea pro- 
teslirt worden, olMie dass der Verf. sich daram im geringsten kttn- 
merte. — Was die Unterbrechung der Ersitzung darcb die Denan- 
ciation betrilFt (S^ 229 — 231.)9 so ist bekanntlich bei der Usncapioa 
selbst die Litiscontestatioa, immer aber die Deaaaciatloa irrelevaat; 
die Stellea, die der Verf. für sieh aafBhrt: /. 10. G, de praeser. Li. 
ViLi 33. nad /. 2. (niobi un*) C. übt in, rem aet. ///., 19.^ beweisen 
eatsebteden gegen ihn, indem in der ersten Us conlestata and moia 
eoMiroversia denselhen Moment bezeichnen und in der zweiten die 
Aasoabme, dass bei der auciorü laudatie oater gewiseea Umständen 
4lie Ilmerbrecbnag der Ersitzung, statt darch die hier uaaMIgticbe 
Llliscoateatation; sehen dareb Denoneiation eintrete, die Regel be^ 
stitigt. -^ Dass (S. 331—286.) 4i« fiagirte maSaJSdes «nd damit 
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die Pflielit leor HeraMgabe der Aceetsorieii bei der keredilmtis peü'iio 
•choD frQh mit dem ersten Beginn des Prozesses eistrat^ ist beki»Bt, 
Bad ob dies dordi /. 25. §• ?• D> de H. P. V., 3» auf alle dinglichen 
Klagen fibertragen sei, wallen vir bier BichC erörtern ; aber nea ist» 
dass aadi ia ebUgatoriseben Processen di«^ Deaoneiati^B dieselbe 
Wkkwg babe. Das soll sieben 'mLZ%^\.D.de umr. ÄXIU 1.: 
Non sujjficii ad fMrohathntm morwt^ $i servo deh'torü ahitnfy de* 
njnueiatum tst a ertdiiore proeuraioreot eiu$^ cum cHam^ si tpm 
domine denunciatum €$U etUrum posUa • cum ü sui petegtuit^ Ja* 
tertt^ Qmisäa estei repeiemdi debiti insiatttiM^ non pr0imus per de^ 
bitorem mora faeia iMteUigüurm Die , doppelte Deauneiati^A bal 
allerdings ibrj3 S^wierigfceit, aber mit Asverus die ersle auf «ine 
Mabnaag» die zweite aaf die prosiesseinleitea^e Dennacialloa.za 
besiehen, beisst gar ni^bt begreifea, i?o?on Mareian spricht. Mir 
scheint ts aaeh den prakliscbeji GrundsütBea ftber culpa vollkoairoea 
za rechifertigeii, daiis zwar die Mabausg an den Sklaven des ab*- 
weseadea Sebulduers genilgt« aber wenn der Schuldner re iniegra 
selbst erscbeiat^ er dennoch selbst gemabnt werdeü mass. Vergl« 
Madai mdra S. 52. C 

i/) die Haftoni^ de^ Njchtbjesitzers ^ui sponle litt se 
obtuiiU Diese triii nach /. 25> JD. de rei vtnd. FU t* «in f^^^ 
littm canleslalam; deanoch soll aus der vamittelbar folgenden /. 27. 
eed. derselbe nncb der Deoanelition hallen (S 236—240). 

So stQbt es mit dem versprochenen Beweise^ d«ls& die Denan- 
cialion schon in der klassischen Zeit die wichtigsten Wirkungen der 
LilisconlestatioB an sich gcsKogen babe 4 dies sind sümmtliebe Gründe 
des Verfs* bis auf eimge in dea folgenden §§. zerstreute* Doch die 
S.244* aus /. 4. C« 7i. de denune* 11.^ A^ (wo lis exordium au^pi^ 
CQtur erklärt wird durch /a eoute$t{ttur!) und S. 27S. aus /• 7* 
§. 5. €. de praescn JTJTX vH ÄL aun. FIL, 39. (wo^höcbstens 
gesagi wird, dass die litis cantfßsUlio wirksamer sei als die comvenU'o) 
entnommenen klonen wir uns unmöglich zu referiren entsehlicssen ; 
wie mag der Verf. aber S. 284— 29ö, die /. un, C. de U C, ///., 9* 
fär sich anführen, die ja nicht bloss das von ihm darin Gefundene 
sagt, ,^ass die Convention und.dje Lilisc^^nte^tation sehr versebi^ene 
Diego seieu/S so^dqrn, apsdrUaklicb.tii^^fagt, ,^das6 erst die letztere 
im iudiciujn dedazirC? Ueber die Interpolation derselbea werdeu 
wir uns, mit demVe,cf* ie keine fiLoutroverse einlassen« — Am meisten 
Schell^ hAi noch, unter allen Stellßn^.diCider Ver£ fqr sieb anfübrt, 
die. /. a- C de utt^^ egce* Flh^ 4ft. (3^ d^n Vprf. .S.2W-): Si qmdm 
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libelium eonventienis eompoiut^it^ causam tttmen non ea:* 
pre$serit, an^idtatur omnes cMusas i« iudieium deduxisse? Aber 
da diese Kontraverse den veieres zogpesehriebetr wird^ so wird man 
hier annebmen mflsses, dass nach der Abfeasungdes libeilu» cds- 
vtntiom's die Litiscenttestation stattgehabt habe^ darauf aber bei einem 
aber den lohaU der Klage entsiandenen Streit anf den liMluSy ver- 
Bittlhlicfa als das eiaeig Schriftlicbe ta Prozess, zorUcigegaDgeB 
werde. 

Einen Lichtpunkt in der Abhandlung bildet die Nachweisung des 
Uebergangs der Denunciation in die convtntio (S.244.f., bes. S.251 — 
257.). Lassen wir die Nuncupation mit den drei Zeugen, welche 
Entdeckung dem Verf. hier sehr beschwerlich fällt, bei Seite, so ist 
der Unterschied beider in der Mündlichkeit und Aussergerichtlichkeit 
jener, der Schriftlichkeit und Gerichtlichkeit dieser zu suchen. Die 
letztere föhrt der Verf. sehr gut auf die> Verordnung Gonstantins 
zurück f /. 2. C, Th, de denunc,)^ dass jede Denunciation gerichtlich 
stattfinden sollte; dass sie damit auch schriftlich wurde, war sehr 
natürlich, theils weil schon früher oft schriftlich denuncirt ward, 
tlieils weil eine gerichtiiche Denunciation, d.h. die Streitankündigung 
an den Beklagten durch das Gericht, dem Kläger die Eiugabe eines 
Libells nothwendig machte, wenn dem Gericht nicht die Formulirnng 
seiner Ansprüche aufgebürdet werden sollte. — Aber leider verdirbt 
uns der Verf. gleich wieder die Freude an dem gewonuienen Resultat, 
indem er über die Ausführung der Denuaciation durch das Gericht 
die ganz unmögliche Meinung hat, dass dieselbe per edietum ge- 
schehen sei, sich stützend auf die /. 4. C Th. d!k dennnc: Post re- 
lebralam denunciationem [sive edicto sive'\ edili&ne rescripti //'[/i]« 
exardium auspicatur. Das Eingeklammerte ist von' Hänel nach 
Handschriften aus dem Text geworfen; unverkennbar ist edicto aus 
einer Variante am Rande (edilo rescripto) in den Text gekommen. 
,,Das Ausgelassene hat von jeher den Interpreten grosse Schwierig- 
keit gemacht'^ und darum 9,mag man (die Interpreten? oder die Ab- 
schreiber?) sich des anscheinend Schwierigen entledigt haben ^' — 
meint der Verf. und erklärt nun frischweg edietum so, dass man nicht 
weiss, ob er wirklich eine Ediktalladung des Beklagten annimmt oder 
edietum in der Bedeutung von Insinuation fasst (S. 244—248.). 

Sollen wir unser Urtheil über diese Abhandlung zusammenfassen, 
%o verweisen wir auf die Aeusserung des Verfs. selbst in der Vor- 
rede, dass y,eiaige Godexstellen ^^ die Untersuchung veranlasst haben 
und den Sehlusastein derselben bilden. Jede Seite des Bncbes zeugt 

Digitized by VjOOQ IC 



Aiherusj Die Denuiiciaiioii der Römer. 

davon, daii vom spltettes Redile aai der Verf. das klaiiiiehe zu 
begreifen sacht nad die Helle der freien Reclitsentwicklaiig aar dareh 
das trObe Medimn des Kaiierreehti anichaat. Nor so waf et mdg- 
lieb» die Ltfiseealestation aas der jattiaiaaeisebea Prozeaaeialeatongy 
die iegü aeit9 fer eondieiiönem aaa Mare AurePs Deaaneiallott 
and die angeblieh uralte Deaaaeialiensfirai aas dem (boften Bacli 
Mosis zu kontUruirea, and «oi et mit einem Worte ia sagea, eine 
Monographie ohne ein einziges baltbares Resultat zu schreiben. 
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Die Literarum ohligatto des älteren roiiiischen Rechts. 
Nach den Rechtsqaeileii beleuchtet «u. in ihrem Zusammenhange 
mit dem Obligationen- Recht der justinianischen Zeit dargestellt von 
Hetnr. SIehfiler. Breslau, Hirt, 1842. 98 S. gr. 8. (geh. | Thlr.) 

R e c e D s i r t 

'von 

Herrn Pr»ftfi9or Jir« Ton Snehlii^lta za Königsberg, 

Die vontehende dem Herrn v. Savigny gewidmete Abhandlung 
eines preassiseben Praktikers zerfällt in zwei Banptlheile, deren er^ 
ster von den HaosbOebern nnd Rechnungen der ROmer (S. 3 — 34.)> 
deren zweiter aber den Literalcontract selbst (S. 35 — 98.) handelt. 
Das erste Haaptstack, bei dem es zu bedauern, dass der Verf. nicht 
auf Keller's Aufsatz in SelPs Jahrbüchern Bd. L Nr. 3. die ndthige 
Rocksicht genommen y weist eine doppelte Art von HausbQchern der 
Rihner nach, die adversarta und den codex ^ jenes als Notizbacb, 
«dieses weder als Gontoourrentbucb, noch, wie es Keller betrachtet, 
alsCassabach, sondern als ein Buch, in welches alles die Vermegeus- 
verwaltung Betreffende, sowohl die Einnahme und Ausgabe, wie die 
geseblosseneo Vertrage, in chronologischer Folge ^ und (höchstens) 
nit Trennung von Einnahme und Ausgabe in besondere Golonnen, 
oder (bei sehr grossen VermOgensverwattungen) Binde niederge- 
schrieben wurde« Auf S. 17. gibt der Verf. ein Schema an, wie 
dies Buch geführt sey, wornach die Notizen in der Mitte der Seite 
atebuy die Zahlen aber links und rechts aasgeworfen werden. Aus 
diesem codex wurden die rationes d. h. die Rechnungen mit Ein- 
zelnen excerpirt (ditpungebttntur) ^ und das ceiendanum, d. b. das 
VarztiehniSB der aetiven Obligationen , zusammengestellt. 

Wvhread wir dem Ernste der Forschung in diesem HaupIstOcke, 
se wie in dem Resullate derselben nur ganz dem Verf. unsere Bet^ 
sttaiaiottg za erkennen geben misaen, kennen wir bei dem zweiten 
Haopttheile nicht den Wanseh aaszaspredien unterdrSekeu, dass es 
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dem Verf. hätte gefalieD roögea, noch cioDial vor dem Drucke geoau 
dessen Inhalt darcbzugehn, um sich vor scheinbaren und wirklichen 
VVidersprUcheo sicher zu stellen. Der zweite Haupttheil zerfällt in 
drei Gapitel. Zuerst handelt der Verf. von dem ersten Entstehen 
eines nomen und dem nomen arcarium^ sodann vom nomen trans^ 
scHptitium und endlich vom chirographum und von der syngrapAa. 

Im ersten Haoptlheiie halte der Verf. sehr gut oachgewiesen, 
dass alle vermögensrechtlichen Verlrige vollständig in diesen Co<lex 
hineingeschrieben wurden, woraus sich namentlich aueh das Verb- 
leiben der Codices erklärt, damit Fremde ihre Contracte zum bessern 
Beweise d^rin niederschreiben konnten, in welchem Falle, wie wir 
meinen, die Contractssumme gar nicht ausgerückt wurde, da dies 
Geschäft gar nichts mit dem Vermögen des EigenthOmers dieser Co- 
dices zu thun halte, während der Verf. meint, dass diese Summe 
ante iineätn gestellt wurde* Im JBiogang^ des zweiten Hauptlheils 
scheint der Verf. die eben abgegebene Erklärung, dass alle Verlräge 
in den Codex aufgenoninien würden, zu wUlefrufWa, indem er S. 35. 
behauptet: nur die Verträge, worden in den .Codex eitge«chn«l»ei», 
hei welchen die Contrahenten darüber einig waren, dass sie uielit 
re oder vtrhis^ sondern literis geschlossen werden sollten, was nuui 
nomina facere nannte«. Dass er ^ber keineswegs hiemit seine frühere 
Behauptung . 2ur0cktiehmen will, geht daraus hervor, dass er auf 
S. 40* bemerkt: wenn das Hineinschreihen in die Hausbücher einen 
Literalcontract hervorgebracht hätte, so wäre jeder Vertrag, den 
der Schuldner und der Giäuhiger in ihre Codree« .eingeschriehe% ele 
Literalcontract oder ^m nomen gewesen, was keineswegs der Fall 
war. Dafür, dass nomen (des$^ Herleitung von notemen wir dahia- 
gest^t sein lassen) eioe sobriMich verzeiehoele Schuld« wenn auch 
keinen Literalcontract« bedeutet, dafür spricht noch ein von dem 
Verf. übersehener Reweisg/ruod, nemlicfa die Aeusserung des Gajus 
111., 131.: arcaria notnina nuUam facere obligatio item ^ sed obliga* 
tionis factae testimomum praebere. Diese Worte geben nur daon 
einen genügenden Sinn, wenn wir sie dahin verstehn: das Einschrei- 
ben des Vorganges, dass ein Darlehn aufgenommen sei, in den Co- 
dox» auch wenn vou beiden Contrahenten diese Scriptur nnterzeichnet 
ist, bringt picht eine obligatio zu Stande, sQndem gibt nur einZasug* 
niss darüber, dass eine obligatio anderweitig, abgescbloasen sei. Ohne 
dasf inan hier untei* nomen c^Joen schriftlich vfrzei4hnejten Coniraet 
ifers^ehty hat die $teUe keisen Silin,. Zur GiUigJ^eie .der Litercikoii« 
tracte verlangt der Verf. eitunaU. und die» hat ^r |^^n. Savigny 
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8«hr plansibeX gemaeht, die Unterzeieb'nnng beider Goritrafaenten, &o* 
ilaon Terlangt er mit den meisteD Neuero, dass die Lrteralcontracto 
an eiae solenne, der Frage und Antwort der Verbaleootraete gleiche 
(wir niö^cbten lieber sagen: äbnlicbe) Formel gebanden waren, ist 
aber so aufricbttg zu gestehn, dass es für diese Behaaplang an 
directen Beweisstellen fehle. Er vei^langt aber aneh no(^b die Gegen« 
wart beider Parlheien und leugnet, dass nomiim xmier Abwesenden 
geschlossen werden konatenl Dies Reqnisit kl^nnen wir ¥om Stand- 
punkte des Verfs. ans nicht zugestehn. Denn Theopbilus III., 21* 
verlangt keineswegs für die Giltigkeit aller n^mina^ sondern nur für 
die der nomina b^cmsscriptitia ^ dass beide Partbeienzasajnnien waren. 
Auch spricht gegen diese Strenge sowohl, dass nach Cicero ad dU 
versos Hb, 7. epist 23. Stellvertreter beim Gontrahiren ^bt nomina 
zugelassen wurden, als auch nicht minder, dass der Godex des einen 
Gontrahenten zu dem Andern zu dessen Mitun^rscbrift geschickt 
werden konnte, da man ja seine Hausbücher zuweilen verlieh. Is 
solchen F^len der Abwesenheit verstattet der Verf. „ein besonderes 
Instrument ober den Vertragt' zu errichten, „auf besonderm Blatte 
ein Schuidinstruroent*' auszustellen S.5t*; nichts desto weniger leugnet 
er auf S. 52«, dass nebeto dem Godex besondere Schuldiiratromenle 
vorgekommen wären, weil der Inhalt jeder Schuld auch in den Godex 
eingeschrieben wurde. Da aber die Bausbücher nicht auf einmal 
ausser Gebrauch kamen, sondern allmahlig an ihre Stelle Sehuidin* 
Strumente auf besondern Blättern traten, so nniss^n doch wenigstens 
tn dieser Uebergaagsperiode beide Arten von Sehnidiastrumenlen sich 
neben einander finden. Während der Verf. auf S» 53. sich mit Er« 
folg bemüht zu beweisen, dass die in literMrum oh ligütionem facta 
eäfdüo der c, 6. Tk^ €, 2., 4. eine in den Godex eingetragene Schuld* 
Urkunde, eine iiierarum obligatio gewesen sei, behauptet er S. 5S; 
Note 118. entschieden, dass cautio gerade den Gegensatz des Literal- 
contraets bezeichne. Gut macht der Verf. S. 63. darauf auftnerksam, 
dass das arcarium nomen des Gaius die Grundlage des Literaicon- 
tracts Justinians gewesen sei. 

Das nomen iransseriptitium^ der wahre Literaieenträct, ent- 
steht entweder a re in personam^ fttr welche Verwandeinng der Verf. 
S. 67. mannigfache Veranlassungen aufzählt, oder a persona in per* 
9&nam^ worin der Verf. S. 76* entweder eine Gesston oder eine De- 
legation annimmt, bei welehen Gesebäflen der Hauptvertrag, d. h. der 
Bwiscben Gedent und Gessionar, so wie der zrwischen dehitor delegam 
ond delegktus gewiss auch ia feierlicher Ferih ood sebriftlich gescbebn 
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masste. Recht gtt weiii der Verl & 84. ff. die Pamilele dieser heU 
den Arten der transseriptiüti uomi/m mit den beiden Arien der eeji« 
#/iVtf/a peeunim bo sieben. Unriebltg; aber ist die Bebeuptung des 
Verfs.9 düts in Cicero^s Zeiten «an noch ftr keine Spnren von dem 
eoMStiiuium dthiti finde, und daM sogar noch Gaius darfiber schweige. 
Wenn Gaias in seinen €oninienlarien des e^nsUtutum gar nicht er^ 
wihnt hätte, so w5rde daraas keineswegs folgen, dass damals dieser 
Vertrag noch nicht exislirte^ sondern dies Schweigen sich daraus 
erklären, dass Gains meist nur civile Recblsinstilate herücksiobtigt. 
Nichts desto weniger aber wird von Gajas die pecunia e^ttsiituta IV.« 
171.9 wie der Verf. aber mit Unrecht behauptet in einer andern Be- 
deutung, angeföhrU Belracbten wir femer den Digestenlilel de pe^ 
etmia comtituta^ so sehn wir, fast alle Fragmente siad Exeerpte 
aus den libri ad EdicUm. Da nun mit Julian, dem uamiUelbaren 
Vorgänger von Gajus, die Entwickelung desEdictt so gut wie been« 
det war, so moss doch schon zu Julians Zeit, also vor Gajos, 
diese Lohre ausgebildet geweien sein; und dies hestütigt auch der 
Inhalt der Fragmente, worin mehrere Xltere Juristen, namentlich im 
fr* 3« §• 2. und /r. 27. Labeo und Pedius, bei dieser Lehre er^ 
wfthnt werden, bt nan aber Labeo mit dieser Lehre vertraut, so 
ist mit grdsster Wahrscheinlichkeit dieselbe ancb schon zu Cicerone 
Zeit im Gebrauch gewesen; und in der That finden wir aueh dies 
Rechtsinslitnt unleugbar in seinen Briefen ad ^ttieum L, 7. und 
XVL, 15*, nicht Mos in der vom Verf. angefahrten Rede pro Qmaiie 
Gap. 5., wo der Verf. sich einbildet, dass hier c^nsHiuere eine an* 
dere Bedeutung haben müsse.. Am allerwenigsten kann man dem 
Verf. zugestehn, dass \m fr* 2ft« 0* 13*, 5., weil hier Gajus von der 
constiiuia peeumia handelt, ein Emblem Tribonians sich finde. So 
ist es gewiss auch unrichtige wenn der Verf. behauptet, es fiade 
sieh kein Beispiel daftlr, dass ein constitutum mftndlich eingegangen 
sei. Wir sind der Meinung, da nirgends zum Wesen des eonstiluti 
seine schriflliche Abfassung verlangt wird, so ist fiberall, wo nicht 
ausdrQcklich ein schriftliches constitutum erwfthnt wird, seine münd- 
liche Abfassung anzunehmen. Aus dieser verfebHen Ansicht folgte 
wiederum eine unrtebtige Erklärung von fr. 12. und /r. 31. D, 13«, 
5., indem der Verf. behauptet, in beiden Stellen bedeute nomen 
einen schriftlichen Gontract. Im ersten Fragment heisst aber deeem 
nomine teneri soviel als auf zehn verhaftet sein, und im zwetlen 
Fragmente bedeuten die Worte ciisHem eo nomine atlionem eoutr 
petere; es stehe eine Givilklage aus diesem Grunde zu. Nommm 
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bedeutet also an boi4en Orten soviel als titulus oder ctiut0. Vergl. 
birisen Manuaie v.nomen §. %. 

Im letzten Capitel von den chirographis und $yngraphi8 leugnet 
der Verf., dass diese SchuTdurkunden einen Literalcontract gebildet^ 
indem er sich auf die Worte des Gajus: praeterea literarum obli- 
gatio fieri videtur chirographis ei syngraphis beruft. Vergleicht 
man dieselben mit den frohem desselben Juristen: literis obligatio 
fit veluti nominibus transscriptitiis^ so könnte man für den ersten 
Augenblick meinen, dort sei das erste, hier das zweite Beispiel der 
literarum obligatio angegeben; allein dieser Schein schwindet, wenn 
man sich ins Gedticbtniss ruft, dass bei Gajus veluti nicht: zum Bei- 
spiele, sondern: nemlicb zu bezeichnen pflege, z. B. f?omm. IV., 223. 
Sehr gut zeigt der Verf., dass syngrapha ein den gröbsten Wucher 
beförderndes Geschäft gewesen, wodurch Stellen wie pro Murena 
Cap. 17. und de harusp, responsis Gap. 13. eine tiefere Bedeutung 
erhalten. Die Natur dieses Wuchergeschäfts jedoch aus der Etymo- 
logie des Wortes zu erklären (S. 94.) ist wohl eben so gewagt, als 
praes mit prae-dare (vorausgeben) in Verwandtschaft zu bringen 
(S. 82.), oder gar (S. 44-, A^*) die obligaliones re, verbis und literis 
contractae mit den drei Unterscheidungsmerkmalen des Menschen, 
die der Verf. dahin angibt: Gesichtszüge, Spracbe und Schrift, in 
Verbindung zu setzen, 

Sebn wir von den genannten Ausstellungen ab, so können wir 
diese Schrift als einen sehr erwünschten Beitrag zur Aufbellung einer 
noch immer dunkeln Lehre begrüssen. Die Polemik des Verfs. ist 
stets gemessen und freundlich. Desto mehr fällt die harte Aeusse- 
rong auf, die er sich auf S. 2. erlaubt. Er meint, Dr, Gneist in 
Berlin habe „die wahren Schwierigkeiten dieser Lehre gar nicht er- 
kanntes weil derselbe in seiner Diss, de literarum obligatione (vgl. 
diese Jahrb. 1840. S. 458. f.) es ausspricht, die bekannte Abhandlung 
Savigny's habe hier alle Dunkelheit entfernt. Darf eine solche 
captatio benevolentiae in einer Inauguraldissertation, die zu Berlin 
unter JSavigny's Augen vertheidigt wurde, wohl von einem preussi- 
sehen Juristen gerügt werden in einer Schrift, die er seinem jetzigen 
Jastizminister, demselben Herrn v. Savigny dedicirl bat? Denn 
dass Dr. Gneist die Schwierigkeiten der vorigen Lehre sehr gut' 
erkannt hat, Hess schon die Tüchtigkeit seiner Inauguraldissertation 
errathen, und wird jetzt' noch einleuchtender bewiesen durch sein^ 
eben vollendete Schrift Ober die Formalcootracte der Römer, 
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lo der Gorredar der Dmekfekler biUe der Verf. sorgfillUger 
sein köBoeD, z. B. aaf S. 9. iit Ascobios ins vierte statt ins erste 
Jahrhundert gestellt; S. 12. Note 50. ist za lesen st 16: eod.; 
S. 45. ist Ulbricb, S, 73. Prabrot st Ulrich and Fabrot ge- 
druckt; S.89. Note 57. steht et st ex; S. 91. Note 162. in Ferrem 
IL, 36. st 11^ 1., 36. 
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Der Oberhof 211 Fraidtfart am Main und dai» fränkische 
Reolit in Bezng auf denselben. Bio NAehlast von Ji^iu 
€(erbaril ChrUitiianTliomas, lt«raiifigegeb#ii von J»r.Ii«Atr. 
Heinr. Bvler, und bevorwortet von Jacob Cfrivim« Mit dam 

BUdRisse des Verfassers. Fraakfart a. M., Jägersehe BttcMaiHll.i 
1841. XXXII u. 591. S. gr. 8. (geh. 2| Thlr,) 

Recensirt 

Herrii Pr^rewor jpr« C}i|ii|ip %n BresUv. 

Wiewoblverspilel, dttrfte eine Aaoeiffft des öbig^et Werkes in 
dtesttB BIIHUrn Doeh inner niehtad spit^rftcheinoa. Der VerfM* 
Mr Aesaelhea gelUhrto zs des trefftkheten MttDnera de* denlsdbii 
Volkes, and Re£, dem das Gilfck seiner persdnltei^ii BekaiäiUehall, 
wenn anek mir in flücbliger Begegsnng an Thßü gewi^den wur« bftt 
ein treues Andenken an die UebiMisvflrdigkäil ond.G^didgenbeitM^ 
ner ganzen Erscbeinang bewahrt. E§ war ein Genast« unter seiner 
Leitung das heitere, za den Taannshllien binbiiekeilde FrankAirt zu 
dorebwanddny . und d^n zahlreieben und interessanlen Monumenten 
its Altertbnns daseÜMl näher zu treten. GescbftAsgewandbeit und 
sicherer Blick in den Dingen der Gegenwart, nicht ol\|De einen Ao- 
lstrich von der feierlioben Wirde de$ hOJieren Staatsmannes» feodep 
sich in ihm aut Innigster Liebe zur Wissensehaft, mit Lust an eigesi9r 
Forschung in den SchMtzen der Vergangenheit gepaart, ufld ab 
nächster frachtbarster Gegenstand bot sich dieser Neigung din ßo 
reiche Vorzeit der eigenen lieben Vaterstadt dar. In mehreren 
scfafttzenswerthen Abhandkngen hat er die Runde derselben zu er- 
heHen und zu erweitern gesnebt; mit besonderer Vorliebe nher ua^ 
temahm er längere Zeit hindureh nm^ueendere Studien über die 
BnUtehüng und Bedeutang des Frankfurter Ofoerhofesi. Dia Frucht 
dieser Forachnngen lA das genawite Werk, dessen Herauagaba er 
selbst nicht mehr besorgen konnte. Wäre ihm diese ooeh vergönnt 
Krit. Jahrb. f. D. KW. Jahrg. IX. H. X. 57 ' 
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gewesen, so rnftekle Jie Arbeit wobi iioeb naiiebe Verbesseraogeii 
erfahrea haben; so aber isl sie in iler GesUlt, wie er^ie hinterlassen, 
als eui fienfcauil 4es Verfs. nnd seiner Liebe znr Vaterstadt heraus- 
gegeben worden, nnd Dr. Ealer, welcher sich diesem Gesehllle 
mit grosser Pietit nnterzogen, bat nur ganz wenige Zasltze, meist 
Verweisongen auf neuere Literator beigengt. 

Ich Dehne keinen Aastand, in dem vorliegenden Werke das- 
jenige, was sich namiuelbar anf Prankfort bezieht, ÜBr den bei wdtem 
wiebtigsten nnd ausgezeichnetsten Theil zu erklaren. So lObKch auch 
das Streben des Verfii. genannt werden muss, die Besonderheiten des 
einzelnen Ortes an die allgemeinen Einrichtungen des Mittelalters 
Oberhaupt aozoknOpfen, so konnte er doch hier fkst nur fremden 
Forschungen folgen, und man mag auch gern zugeben, dass er unter 
verschiedenen Meinungen nicht immer der besseren oder doch wahr- 
scheinlicheren den Vorzug gegeben hat Das Gesagte gilt namentlich 
von den ersten §§., welche sieb mit dem ältesten Gerichtsverfahren, dem 
Fehde- und Conq>ositioneBrecht, den Beweismitteln, dem Kampfrecht, 
den Gottesnrtheilen, Bideshelfern u. s.w. beschäftigen. Bigentbfimiicher, 
nehr auf sich selbst fiwseod wird die Darstellong da, wo der' Verf. 
«nf die aHmählig im gerichtlichen Verfahren eintretenden Verände- 
mgen und den Einfloss des städtiscbea Elements daraal tbergeirt. 
Schon in viel älteren Zeilen hatte das germanische Konigthum m 
•romanischen Ländern, als es sieh seiner selbst bewussler wnrde, ite 
Gotlesurtbeile, nanuntlich den gerichtKehea Zweikampf und die 
Pehden einzuschränken gesacht „/jteerl^* sumut de judieh Dei^\ 
sagt Ronig Luitprand c, 118. setner Gesetze, ^^etmuiUs üudwi- 
mtts fer pugnmn iime justitim eataam summ periere. . Sed propier 
i^onntehtdinem gentis noHrme Longobardorum legem impiam veUire 
Tten pommus.^*' Man vergi. noch Ed. Motkär. ^. 74« CapituL 
a. 779* c.%2* bei Pertz HL ^9* Aber eben das, ^as Lnilprand 
als eine lex impim seiner Langobarden bezeichnet, Hess sich nament- 
fith in Deutschland, wo die Nalionalitit dem Einflüsse des antiken 
Lebens keiäen Stfitzpunct gewährte, erst sehr spät a»srotten,viia9 
für diesen Zweck haben dann die an poütischisr Bedeitnng wachsen^ 
den Städte, einerseits eise Fortsetzung des alten monicipalen Ele- 
ments, andererseits in mehrfacher Beziehung die Vorboten des mo- 
derilen Staates, am unmittelbarsten mitgewirkt Grade> «ie. hattea 
flberail ein natürliches Interesse, an die Stelle der Fehden die Herr- 
schaft des Hechts zu setzen, und slatt der so bedenklichen £^tsehei- 
d6ng durch Gottesortheil ein vemönfligeres Beweisverlahrefi eintraten 
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zn lasseo* In dem RiU^rtliam lag dagegen das Streben, die allere 
ZnstÜDde aufrecht zu erbaltea, and in dem hieraus nachsenden Wider- 
streite bewegt sieh in den letzten Jahrhunderten des Mittelalters ein 
grosser Theil des inneren nationalen Lebens. Nur sehr langsam er- 
rangen >sich die neuen Piineipien den Swg, ja die Städte musslen 
dieselben wohl in einzelnen Fällen wieder aufgeben und zu dem alten 
Rechte des geriehtlielien Zweikampfes und der Ordälien zurfickkeh- 
ren, -offenbar weil jene gereinigteren Graidsätze im Volksleben über- 
haupt noch zu wenig feste Wurzeln geschlagen hatten. Was der 
Verf. in den §§. 8. und 9. mit Rficksicht auf jenen Kanqif Ober den 
Eittfluss des rheinischen Stidtebundes von 1254. sagt^ und was er 
zur Begründung seiner allgemeinen Angaben aus der Geschichte der 
flandrischen Städte zusammenstellt , erscheint der Berück^^htigung 
vorzügltch werth, nnd lässt die Richtung de« Zeitalters in vielen 
interessanten Beispielen deutlich erkennen* Ein Gegenstand , der 
noch jraifassendere Untersuchung verdioit, als ihm bisher zu Tbeil 
geworden, ist die S. 47. und von J. Grimm im Vorworte S. VL er- 
wähnle iH^üitio der taeäa, oeeulta veritas^ welche man mit Recht 
als ein Bindeglied zwischen dem alten acousatorischen und dem sich 
allmählig entwickelnden inquisitorischen Vlerfahren im Strafprocesse 
ansehen darf. Analogien fttr das, wm uns hier in Flandern begegnet, 
lassen sieh aus den verschiedensten Gegenden Deutscbüidds nachwei- 
sen; namentlich ist .hier an die iito Sachsenspiegel L 2. §. 4. dem 
Bauermeister auferlegte Pflicht des Rügens^ so wie Überhaupt an die 
zahlreichen Rügengerichle zu erinnern, «»tlcbe zum Theil bis in die 
neueren Zeiten, weiin gleich* mit wesentlich veräiiderter Gompetenz» 
fortgedauert haben. Auch in wendisch-denischen Ländern werden 
dieselben angetroffen, z. B. in Schlesien (Tzschoppe und Stenzel 
Urkundenbuch S» 221.); und in der Oberlausitz. schloss sich an das 
auch dort, namentlich zu G(lrlitz vorkommende RUgengericht seit der 
Mitte des vierzehnten Jahrhunderts das merkwürdige Fehmgericht an 
(S. 222. a« a. 0.), welches von Kaiser Karl IV., den Thomas S. 2ii. 
irrthümlicb auch fttr den Begründer der wesiphäliscfaen Fehmgerichte 
hält, 1347. für die Sechsstädte der Oberlansitz eingerichtet nnd von 
König Wenzel 1400w erneuert und bestätigt wnrde. lieber dieses 
Fehmgeriebt sind neuerdingi^ an einem Orte, wo niemand dergleÜeben 
suchen sollte, in. den Abhandlungen der naturforscheaden Geselbchafit 
zu Görlitz Bd. 4. Heft 1. 1844. S. 121. f. von dem Privatgelehrten 
Jancke einige Mütheüungen gem^ebt worden» 

In der Gründung einer £ssteren Rechtsordnung wurden nun audi 
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Ji« OfcerbOfe mU ihr^ immt znahMsAen Bdfeiittiig eia sehr 
wMtiget Maneot (§• 10. f. bei Tkootai.) Wem iKeselben eige&l- 
lieh eetsten^teii, ist iiiciil g^eBan ra sage«; &i frflhesle Zeagaisst 
was man bia jetzt kenot» gehOrl wie GriMai ia Verworte S. XII- 
berieblagel, Dicht dem J. 1015., seedehi 1017. aa, Naek Tkemma 
S. 52. aelleo dBe Oberkdfe in der That aaek etvt seil dem «itflea 
Jakrhaadert eatstandea, aad Akaakme der Recktskoade, Eiadrang 
der frenidea Rechte, iasoaderheit aoeh die zakireickea Bewidmuagea 
eiazelner Orte mit aiterea Stadirechtea darauf ven Einflass geweaea 
sein. Grimm im Verwerte S. XIII. fiodet dagegea keiaeft Gnuid, 
weskalb ucht aaek schon in frühereä Zeiten, aameatlich im aenatea 
nnd zehnten Jahrhundert ein Recktszog an irgend ein Obergeriehl, 
ein Havpt des Datergeridila hätte Statt fiaden kdnaea. Büt der 
Frage über die Zeit des Ursprungs steht in genaaem Zusammenhaage 
die aadere, was dean eigentHeh als der historische Keim des Reckts- 
zages an einee Okerkef zu belraekleB sei? Mass maa den en^mm 
Grund in der l^voUkommenheit eines Gerichts» namentliek in der 
Zwiespialtigkett desselben filr den verliegenden FmU sucJlen, so dan 
^tm sar Jadarck^ ohne eine andere von aasiea hlazutretend« 
Nothwendigkeit, der Recbtszng an einen Oberhof zum Bedürfniss ge« 
werden wäre, oder hat jener erste Grund in einem solchen äusserea 
UiBsUnde, 4er snil der Zwiespältigkeit des GeriehU an sidi nicht pekr 
zusammenhinge gelegen? Das Leiztwe mächte ich gar nicht för an- 
wahrscheinlich kalten, und es, wäre leickt m<^ck» dass diie htaton* 
sehe Wurzel des Recktszages an einen Oberfaef in dem Sckelten des 
Drtheils, welches jedem Dingsassen, vor allen also ei^r Partei selbst 
zustand, gesucht werden mässle. 

Der Sachsenspiegel, dessen hoher Werth fär so viele Zweige 
des auttelalterlichen ReehU zum Theil auch mit darin besteht, dass 
sich aus ihm eta orgaaisckes Ganze zusaaunensetzen lässt, weiss 
nlckts von einem Recktszoge an ein höheres Gericht, welcher ohne 
vorausgegangenes Schelten eines gefondenen Unheils Statt gefanden 
hätte« Seinen so merkwürdigen Bestimmungen über die Gerichtsver« 
fassung, besouders IL 12., liegen vielmehr folgende Gedanken zu 
Grunde. lanerhalb des in der Sache eben eompetenten Gerichts 
wird auch jedesmal ein Urdieil gefunden werden kOnnen. Wenn 
der filnzelDe, der darnach gefragt wird» dasselbe nicht finden kann 
und diess sein Unvermögen eiAick erhärtet, so schadet es ihm nichts; 
man soll dann einen Andern, utt4 wenn auch dieser dazu nicht im 
Staade wäre, einen Dritten, dann einen Vierten' u. s« w. fragen; nur 
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Aer Letzt« sehaiat skli melil vuH» mk Miflemi Vm^efiii^ei ent- 
sehnldig«« za kdünes, sondeni Huts ein Urtheil findeD, iiefaflk aber 
dafür aneh Frist Ms za dem Tage^ an welehea derjieaige, aif den 
das Uriheft ergehen soll, vor Gerichr geladen ist. ist nan v<m eiDem 
Gelragten eta ürtheil gefandea worden, so mag jeder DiogsiBwse dem«» 
selben widersprechen ond ein anderes Urlheil finden vdieiBer eio&obe 
W4ders)[»ro«ii aber ist wohl zv nnterseheidea von dem fllktniichen 
Schelten des Uvtheils. Stehra sich daher in Fofge eines blossen 
Widerspruchs verschiedene Meimnigen über die Entscheidung einer 
Sache gegenfiber, so hängt der Sndbeschiuss fUr diese oder jeof 
Ansieht von der Mehrheil der Stimmen ab-. Is schadet einem Ur- 
lheilsfinder nkhl, wenn aneb das von ihm^ gefundene- Uriheil nrchl 
die Zastimmung 4er grösseren Menge erhalt; ^sveiäigr^ M^ m^rrt^ 
voige ke9ei^ die beialt n'n ordel, unth kihet i> kei^ wnder gm- 
weäde^ wende ir nen des anderen ordel ke$euldem ne kevet^- An«* 
ders verhält sich die Saehe^ wenn ein Gefragter em Urtheil gefla^ 
den hat^ und Aeses von einem Andern gescholten wird, wozu gegen 
das von einem Sch<(ffenbaren gefundene Urtheil immer nur ein Eben* 
bOrtiger berechtigt war. B^ Sehelte« eines Urtheils begnttgl sich 
meht mit einem etnfaehen Widerspruche^ sondmi^ hier sind gewisse 
Förmlichkeiten vergeschrieben. Stehend seil man« ehi Urtheil scheN 
ten und mk den Worten t das Urtheil^ das der Mann gefbnden hat, 
das ist nnrechty das schelte ich n. s. w« ha fiinzelMn ist aber dann 
wieder ein doppeltes Ver&hren m^lichi. Entweder der Schelter 
kann das gescholtene Urtheil an seine vordere Hand und an die 
meiste Menge ziehen, wo dann das Gottesnrtheil, im Kampf ve» sie« 
ben gegen sieben entscheidet,, ob das gescholtene oder das dagegen. 
von dem Schelter gefiindene Unheil das rechte neu Oder das ge* 
schoUene Urtheil wird an den hl^eren Richter gezogen^. Als diesee 
erscheint he> einem in einem Grafengeriehte gescholtenen. UrUieüe 
deijenige Fttrst, von dem der Graf die Grafsdialt geliehen erhalten 
hat, und zidetzt der KOnig. Nur gilt nach die Regef, dass ein fge* 
seholtenes Urtheil niemals aas einer Gralschaft in eine Markgraf* 
sehaft, also an das höchste markgräfliche Gerieht gezogen werden 
darf, selbst dann nicht, wmm der Graf die Grafschaft von dem 
Markgrafen hätte: weil nämlich in der Harkgrafsehalt kein Königs* 
bann und ihr Hecht ven dem der Grafschaft verschieden ist. Ans 
einer Grafschaft, weiche an einen Markgrafen verliehen worden ist^ 
mnss daher ein gescholtenes Urtheil gleich unmittelbar an den König 
gezogen werden. 
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AHm Dtif«mge, was sidi tan in Folg» claes sdeb^B Schfeltess 
«D den Skg des eitoea oder dat aadem Theiles kottpft^ k4ta<ea wir 
kierasf sieh berahao liitsaB, indeoi för «isern Gegtaftlaad nur das 
¥00 Dädistar Bedeatang iht, dass der Reditsaog aa eta höheres Ge* 
riekt aaeii dem Saehseasplegel stets ein yerhergegange^es Scbeltea 
eines Drtbeik veraassetat. In der Tkat spricht alier nun selir Vieles 
deftlr, dass eben kierin fiberhanpt der nlcbste Enteteknnfe^groad A^s 
Rechtszogee gelegen habe, ein solcher aber schon in sehr fViÜier 
Zeit in Folge des Sebeltens eines gewiesenen UrtkeiL ssUlthalt ge^re- 
•en sei. Wenn wir im Sachsenspiegel die Alternative aalreffeO) daaa 
der Sckeller eines Urtkeils eben dieses naeb seinem Belieben entwe- 
der an das Gericht Gottes (den gerichttichen Zweikampf) oder an 
das habere sensebUche Gericht zn ziehen bereebtigt ist^ so kann 
man die Frage aafwerfen^ ob auch schon die älteste Zeit diese bei- 
den Anfecbtnngsmittel eines gefundenen ürtbeils neben einander oder 
nur eins von beiden und dann welches gekannt habe? Nach dem i«- 
neren Entwickelnngsgies^tze . des deutscken Staat»- nnd Becbtslebiens 
streitet die Vermntbuog offenbar daf&r, dass #enn wiitfieb oicbi beiim 
von Anfang an neben einander bestanden haben» die Berufung anf 
das Gottesurlheil als das ältere betrachtet werden mttsse. Aber zmr 
Zeit der Velksrechte kommen sdion Andeutangen eines Recht»nges 
aa ein köberes menschliobes Gericht vor« So ist doch bei den alü 
jmlices im alamannischen Gesetze 4i, 8» am wahrscbeialishsten an 
ein Obergericht zu denken^ und auch hier ist ein Schelten des zuerst 
gefällten ürlheiis veradsgegangen. Nach dem salischen Gesetze 60, 
3*9 dem ripoarischen 55. soll eio Raginburge, welcher ein ÜKbeil 
wider das Recht gewiesen hat, 15 Schillinge an den Betheiligten, 
vmgekehrt aber der ein Urtbeit ühne Grund Scheltende an den Ra- 
giaburgen, dessen Urtbeil er gescholten hat, ebenfalls 15 Scbii- 
Unge als Bnsse zu entrichten haben. Aber, wie auch Grimm im 
Vorwort S. X» bemerkt, es wird nirgends gesa^t^ soiMiem als bekannt 
vorausgesetet, wer den Ragio bürgen des imgereckten, den Schelter 
des gerechten Urthdis fiberfi^hren solle» flier liegt doch in der 
That Aer C^anke sehr nahe, dass diese Uebeifabmng.wte im. Sach- 
senspiegel entweder duirch ein Gottesurlheil oder durch ein höheres 
menschliches Gericht, an welches : der Scbeller den Rechiszng ge- 
nommen hatte, erfolgen musste. Auch scheint fttr ein haberes AUer 
der Oberh<(fo, als von Thomas angenommen wird, der Umstand zu 
sprechen, dass in späterer Zeit, wo die Nachrichten daraberbHufiger 
werden t von einer neuen Einführung derselben nickt ^e Rede is^ 
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ihre Bxistosz vielibelir Qberall ab etwas sieb voä seUKt. Versieheii^ 
des vorausgesetzt wird. 

. In Laufe der Zeit haben sieh aber dapn die Fälie eines Reehts-* 
Zttfpes an Oberh^fe naeh nnd nach bedenlend veraiehrl. Bei den 
verschiedeolen YöUtsstä^inBen mdgen auch hierin mancherlei Bigen« 
thtolichkeiten obgewaltist haben. Im Ailgemeinen aber wird eiiri 
Rechtiwug nun i^ fielen Fällen stallhaft, wo kein Schelten eines ge« 
fandenen ürlheils vorausgegangen war. Aoeh davon sind die Cirilnde 
gewiss sekr mannigfaltig gewesen. Die Bescbrtfnknng der Fefadea 
nnd die Abnahme des geriehllichen Zweikampfes wie der Gott^urn 
theile iiberhanpty das grössei*e Zurücktreten der Volksgemeinden mä 
Aen Gerichten, seitd«m es bleibende Scabini. gab, die zanehmende 
Verwickelung der Lebensverhiitnisse und das eben damit wie mit der 
fortsebreitenden Rechtskvnde sich ganz von selbst erweiternde Feld 
des Zweifels und der Gontroverse :. aUe diese Umstände konnten die 
BeruCongen an höhere Gertchte in vielen Fällen nnr um so nöthigec 
erscheimn lassen. Am gei^geltslen aber bildete sich die Einrichlung 
der Oberhöfe in dem Verhältniss verschiedener Städte und Stadtge«* 
richte miter einander jaus, und die nächste Veranlassung zu e«ter 
selchen dauernden Verbtudüng war hier bekaanllich durch die Be* 
widmnng einer Stadt mit dem Rechte einer andern gegeben« 

:Von §. 15. an geht die SehUderung dei Verfe. unmiitdbarer 
zu Frankfurt selbst über, und sacht die Bedeutung dieser Stadt wii^ 
ihres Oberhofes im Einzelnen genauer nachzuweisen. Sehr beleh«> 
read erseheint in dieser Hinsicht namentlich das in §. 26. mitge- 
theilte alphabetische Verzeiehniss der so zahlreidien Bewidanngen 
mit Frankfurter Recht und der von den OberiMfe daselbst ertheiltea 
Rechtsbelehrungen. Daran schliesst sich in den folgenden §§. ein 
Verzeichaiis der Orte, welche Burgrecht ode^ Borglehen zu Frank- 
furt hatten, und eine Angabe der Gemeinden, Gorporatiönen, beson- 
ders vieler Klöster, und geistlicher Gonvente^ ao wie der einzelnen 
Personen, welche als Aasbürger ins frankfurter Bürgerrecht aufge«> 
Bafmmen werden waren. Nicht selten wurden auch der Reichsschulb^ 
km» und die SchöflEen der Stadt ausdrücklich ermächtiget, diesen 
oder jenen . rechtlichen Act gradezu als Stellvertreter des Kaisers 
verzeaefamen, und der Reicbsschulthetss insonderheit erscheint in 
Urkunden nebrfoch als Zeuge, Obmann; und Schiedsrichter aach 
ausserhalb der Stadt, oder als. Vertreter der Bürger, bei .fremde» 
£eriehten. Die weitbin retcheode Wirksamkeit dieser alt^ Wahl* 
Stadt der dentsd»n Könige tritt in vielen einzelnen Zügen solcher 
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Art hanrof , «i4 ak ein lalervfttaBlts Zeagaisi «Her latztereii Be« 
ieatnag des Ortet hebe ich hier nech hen%r «Im Sehreihen 4mm 
Vmjf9tu Urhen 4* » im KOoig Riehard voa Con^aWf^ woifo der 
Wehktreil zwitches Riehai'd lad AlpheasTM Gatüwa en^lk iui4 
die Gfflade aat einaoder geieUt w^m^b> mti irelehe steh jeder rom 
beUea herafea hatte» i» die RechtaMtMgkeit eeiaer Erwihiang dar» 
aalbaa. Vgl« Leibniiz eoiL /an gemt. ptoät^omt. pag* i%. «f. la 
dea lelztea §§» Agt daaa der Verf. aeeh eta firetlich iekr Iflekeakaf« 
les VerzeiehaiM voa Bewidttuogea deaticher Stildie aitt andereai 
ab fraakfmrter Rechte hei» weiset in gNtoster Kilrae aaf die GrHade 
Ms, welche aUoüriiKg eto AnfhOrea der Oherhtffe ia Ihrer hisherigea 
Forai bewirktea, aed beschreiht sehliesslich aoeh einige andere 6e^ 
mbte» weiche aeben dem Reichsgerichte ia Fj^nkfurt ihren Si(2 
hatten. DalBr, dass jemals eia eigealliehes Fehmgericht daselbst ge« 
hdtea worden sei, febk es aa alftea Sparea, aber wie aas aadera 
Slldtea aasswhalb Westphalens^ so worden aach von Frankfiirt aus 
ta dea fteUtea ZeiUa des Mitteiallers atcht seHea SchaAm «ad selbrt 
Schaltheissea aaeh Westphalea gesaadt, am za Vreisehiüba aa^e* 
aa m mea aa werdea aad die heimlicbeB Gerichte za erfahreat. Mag 
es yergöaat seia, bei dieser Gelegenheit aaf die Aaaieht über d«a 
Ursprung der Fehaigertchte za rerweisea, welche mA ia meiaea 
ScbrUlea} Recht and Verfassung der alten Sachsen &. 7t. aad: die 
Genaai^schea Ansiedlaagea und Laadlbeilungen ia dea Proviaaea des 
Baanschea Weltreichs S. 573. aagedcntet fiaden. 

Besottdere Herverhebaog Terdieat aber noch die Unlersaehang 
des Verfik Über das alte frankfurter Recht selbst* Die Frage m^h 
demselben masste darcfa die so häaGgea Bewtdmting^n anderer SUrite 
mit diesem Rechte yoa seihst her?orgenifen werdea^ aad soaut eine 
BeleuchlaDg deijenigCn Quellen Teraalassea, in denen dasselbe yor^ 
«ifsweise niedergelegt hU Aaf dtesea Gegeastaad bezvehea sich die 
§§. 18. bis 25«^ and zwar wird hier am ausföhrlkhsten über das ia 
dem beigefügten ürkODdeahuehe No. I. ahgedrackte Sladtreeht voa 
1297. gehandeil, woranf sich die Darstellung zu ein Paar jaagerea 
Schaffenareisthfimern, besonders aber zu der fraal^urter.Refermatioa 
voa 1509* nad ihren spflteröa Revisionea weadet* Ganz aaehgemiss 
erscheint hier namentlich die Anknüpfung dea in dieser Refbnaatioa 
eatbaltenea ehelichen Güter*- und ErbrecbU an das ripaarischie 6&> 
setz Tit. d7.| nur Wäre wohl eine nähere VermUtelung zwisehta die* 
sen 60 weit aas einander liegenden Quellen wftasehenswerth ge#esea» 
Daför über, dass aach bei den salisehea Fraaken ein timiiches Dsil« 
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Iboilr^t iw übörIeb#Bfl^ Whtwo S6Kt gsfubden, sefamt hk «iser 
Mtreilfisclien Forinel IL 17. tm widitigerefl Zeogaiss ab ii dem 
verstttBittekeii Tih 82. der von Ediiard Felierl^aeh lieransgege* 
beoen Lex i$iAra enthaites tM sein. Aodi drÜDgl sich hier ooek die 
B«neflHmg sif, dass eine Ud^nrsidit imd Gbe^skteristik der wieiitfg* 
slea sogetiaaiiteii Refomalietteiif weicke seit den 15te» biszimi 17teft 
JahrfaüDdert in vielea der bedeatendsleB Stftdte ersoiiietieiiy nebst 
tfiant Naekweisang des vnfer ihoeii selbst wieder obursIteodeB Ver^ 
failtftisses> nanieiiUicb des fiisflnsses, den se bfteig die eittis snf die 
andere sesgeObl hat^ eine der tekrreickttee Arbeheii für die Bät^ 
wldcelengdgesckiehte des dentseken Redits sein mksste. Dess z. K 
das hainkciirger Sudireeht von i60S. ^ossebthc^ls der ntroberger 
ReMVnatien entlebot ist, gekOrt 2n den Tbatsachen, weicke auf ein** 
mal aber viele Verkaltnisse ein aberrasckendes Lickt verbreiten. 

Zu dem fraafcfdrter Stadtreekte von i. 1297. (auck in der fFet^ 
iitp^fhi Bd. 1« Heft 1. S. 252., und bei Jok. Fr. B4(knier C^4eas 
(^iom. Metnofraneof. Th. 1. S. 304. abgedrackl) kat der Verf. 
S. 84. %. des vorliegenden Werkes einen Goiamentar gelieferl, wel- 
ebem ick nock einige Bemerkungen beifügen will. Gleick der §. 1. 
ist wokl von demselben nickt ricbfig aufgefasst Verden. Die Worte 
kiiilen: PrMui ürtienlu$ eii Hriüt^ ifu&4 nuliui contra ms p&$e»t 
f^ette ükquod iesttmomum^ vel contra nO$ frohare Mtibus quibui^ 
4mtpfe, guod fit in pra^füdMum nostrorwn corpofum iivc bonorum^ 
Tkomas kalt es nun fQr wahrsckeinfick, hinter nulhts sei das Wofi 
tostrancHi ausgelassen worden, oder habe sich von sdbst verstanden, 
leb mochte dagegen hierin nur den Grandsalz wiederfinden, wekber 
im Sachsenspiegel Ul. 54. §. 4. als etwas dem A*änkischen Reckte 
Sigenes, jedoch in grösserer Besckränknng und bloss iil Beziehungp 
«if Todesstrafen anerkannt wird: dass nxmiSck der Franke seinen 
Leib nickt verwirken m8ge, er werde denn in der handhaften ^hat 
^fangen, oder sein frffnkisck Reckt sei ihm zuvor erthdlet worden. — 
Bei den gebuseme des §. 29., deren Thomas gleich bei §. 1. Er- 
wähnung tkat, ist nicht an gewöhnliche £ideskeffer zu denken, son* 
dem es sind damit Magen, Verwandte gemeint, und der Beweis, den 
nach dieser Stelle ein in Frankfurt als Bürger aufgenommener Mann 
lllkren soll, wenn er von einem Berrn als dessen angeblicher Ün^ 
f^ler in Anspruch genommen wird, ist derselbe, von dem der Saeh- 
sensp. III. 82. §. 5. bandelt. Vgl. Ulr. Fr. Kopp Bilder und Schrif* 
tea der Vorzeit Th. 1. S. 9«. Dass der Ausdruck gebusemcn, der 
im sXeks. Reckte den engeren Sinn von Descendenten kat^ in frankl- 
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aebM C«gea4«i für V^nmilkt iberbtapt g^btandil wiH^ |;dit aas 
aadeni Zangaiataa mil Siebarheit barvor. So hatsst es in etsaat 
Vartrage zwiicbaa da» InbUebof Waraer voa Maiaz aad daa 
Grafea Jabana von Spoibaim aaa deai J. 1282«: iSfac imuper ea/ 
ai{^'aailKM^ ^aai/ in amUm n^i (dar ErsbtscbaQ.ve/iMceaisaraf um*?» 
k^m^es didomm eomiium vtl hereimm^ fmo§ per eartmd^m ketmi^ 
mtm eonMM^gumeos^ qm gebuäeme mdgariier appeUänim'^ theer^ 
füitrunt es9e suos, tum ree^'emui in ewu^ seu dßim0tm9u in mu9$T 
ftit mumiiottihis ptibu9€unqm0. Qw$d et ipsi eameß €t kfiredes üt- 
malakilit€tr.oh9ervadunL Gudemus cod. diplom. 1.» fi. 790* Of^ 
DBobar aber wird biar an den Beweis gadacbt» s^m dem in Säeb- 
aaasp. IlL 32«^ §• 4« die Rede ist. — In §. 4* mau wobi wie ia §• S» 
dominus rex ebne das in der Mitte stabende nee gelesen wardte. — 
Der Widersprncb, weleber iwiscben dem §. 7. na4 dem Stadtfriedea 
^an iS18. (bei Böbmer a. a. 0. 8. 44S.) biasiebtiicb dar Beorafong 
eiaas Mordes Statt findet, indem die. jangere Recbtsquelle aasser der 
JPrivatbosse nur Verweisung aas der Stadt festsetil^ welcfae von einem 
iabre spfiter im J« 1352« anf zdin Jahre erhöht wird, kdanta sieb 
vfelleicbt dadnrch bebebea, dais in dem Stadtreishte van 1297» dac 
Fall voraasgeaetst wird» wo der Verbrecher in bandhaf^er That ergriffen 
werden ist^ denn in diesem Falle verwirkte aaah der Pranbe imfA 
gewisse Verbrechen seinen Leib, Sa^hsensp. 111, 54. §• 4*» wlbrend 
im Stadtfrieden van 1318. nur die Ffille gemeint zu sein scbaiaea, 
wa einer dqFch das Urtheil ewes Todlsohlfiges oder Mordes^ fftr 
aebaldig erbtört wird , ohne in bandhafker Thal ergriffen werden zn 
•eia» — I)er.§. 11. lautet: Jlem qui, vc^wn faeü coram sculMo^ 
qtmd vare taeUe dicitw^ sohet seul$ei0 quarta^ pptim vini et n^n 
pbu. Abei^. ^werlieh hat Tbo^mas die Worte vare Kf«/<e richtig 
erklärt, wenn er s^e von der Verpflichtung versteht, für die Bestelleag 
eines gerichtlichen Pfandes oder ^r^irkung eines Arresjtes dem Scbnlt- 
beissen seine Gabfihr zu eptricbtefi, wozu nimlich derjenige, der das 
Pfand oder den Arrest best^lltj^, der also hnssfällig war, gehaltea 
gewesen sei. Ich wilrde die etwas dankelii Worte dagegen so er- 
klaren: Wenn jemand, w^ in vieJe^ Fjll|({n geschehen mtfsste oder 
kjsnnte, vor dem S^bpltbeisseii Sicbef^heit wegen Gefährde leistet, 
(Gefährde, Hinterlist, bOse Absicht, , daher vare so oft mit captio^ 
c$iumnia v^rbornm^ insidiae verbqrum übersetzt), so soll er dem 
SchuUheissen um ein Viertel des besten Wernes zu entrichten ver» 
bonden sein, Dje theilweise. ^djer gänili^be Absthaffiang dar söge» 
nannten vare kommt häufig als laadesberrlicbe Begfinstigiiag für 
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etnzebe Orte vtfr,' und aneh in obiger Sieile soll den vor Gerieht 
liasdelodeii Personen dnrch Festsetzndg dessen^ viras der SehuHheiss 
10 dergleichen Fällen höchstens fordern dürfe , eine solehe Onnst er^ 
wiesen werden. Irre ich nicht, so enthält No.. 14. des beigefiigten 
Vrknndenbnches S. 303. einto hierher gefa^igen .Fall^ wo diejenigen^ 
weiche in di^ Band des Sehaltheissen gelohten, dass etwas geredet 
sei ohne alle GelUhpde vmd fest gehalteb -werden solle, dasjenige 
thaten, was; in d^n alten Sta4trechfe vare, wette genannt wird. 
Vgt.Tzs.ehoppe und Stenzel Schlea. Urkandensammluog S. 267, 
SchmeUer Bayerbcäes Wdrterbnch Thi i. S. 5^. -^ Ob bei dem 
Worte ebevdng in §. 23* eine Verwandts^hitft mit hitianc (captura), 
was freilich zantfehst ein Ackeroias» bedeutet, anznehnen sei» lasse 
ich dahingestellt. Wie sieh aus §^ 28. üe znnftmttesrge Verfas^ng 
des Hamdeisstandes eigeben soll, ist mir nicht klar. Ich würde diese 
Stelle vielmehr auf das Recht des zu selben Tagen gekommenen 
Sohnes beziehen, sich sogar wider Willen Aes Vaters von dieseift 
alaasondern und ein eigenes Gewerbse zu begranen. — Auffallend 
akd die zwei vetrsohiedenen E^ilcige» der eine hinter §. 21», der 
suidere am Schlosse des Ganzefn. Es Hesse sich denken, die ersten 
21* §§• mit dem ersten .Epih»g seien einmal als eine besondere Ur- 
fconde fUr sich einer Stadt zugesandt worden, später aber habe nuin 
dieses erste Stadtrecht utn das StQck von §. 22. an bereichert einer 
zweiten Stadt mitgetheiU. Man kdnnte aber auch annehtnen^ 416 
«rsten 21« §§. seien zur MiHheilung an eine andere Stadt von einem 
SdiOffea aufgesetzt und mit dem ersten Epilog versehen worden. 
^Is aber diese Arbeit dem Seböffencollegium zur Prüfung vorge* 
lof^ wurde, glaOlKe man sie noch etwas vervoUstHndigen zu müssen, 
und flgto gleich vor der ersten Absendong noch das Stück yoo 
§• 22. 00 hiü^. 

Um reichhaltige, angemein viel Interessantes darbietende Ur- 
kandenbschy weichet^ von S. 215. an die grossere Hälfte dos ganzen 
Werken bildet, gewährt ma«nigfaltige Einsicht in daf Re^htsleben 
its Mittelalters. Derjog)»naonte jffoeii/i^yirtfficii ausdem:14ten J^hr«« 
bnnderty dto Schöffen« und Gerichtsordnungen, und das.Verzeichniss 
der . mit dem Schnltheissenamte verbundenen Rechte und Gefälle, 
oalhalloa sinMiitlioh aiich eine Menge materieller Rechisbestimmuqgen. 
Zu jenen Befugnissen geborte unter andern noch S. 294^ dass alle 
Mflhlenwasaer auf dem Moine, d. h. doch wohl, die in deo Main 
»fittden, von des Reiehes wegeo des Schultheisson waren, und ^9^^ 
«r Meup was darunter wüdes Gewllsser war, verleihen mochte, wem 
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er woOta. Am in aUrci^tB BecksMiM mdl 
weklM TM 8. 299. «i wm altra FretokolkB dies Sdiftfo^mctee 
Mitgelkeih wertes, ÜmI «eli, betoaiert im Verek Mt Biliaer's 
UrkeBieabecli, eis «leitficfcet Bild ilet weilrerbreiletee Hewlds wdl 
Verkebn gewiBeee, weldber wUk ie 4er allee freiee ReielMeUJc 
eoBceetruie. Aa gpre ch e ib lee leigt sick diets 4aria, 4ut fie ver 
Gmckt aaftreleft4eB PiwieieB so kieftg wengHeM tkeilwme eetfer»- 
tes Sudtee, eU Geel, Ufreek, Nirakerg, Aegtk«^, ZweikrSekea, 
Baekenich ■• «• aegeliereB; akkt eettea werde* deee a«ek Jodes 
daruter aageCrofea. Bei dea aitgetkeillea Sirdnillea koaiBil sekr 
oft die Vertkeihug des LaadredbU vor; aoek fiadel aiek, dast tker 
£e Besekaffeakeit daer Waade eis inllickea Zeagatst eiagekalc 
wird. J»er Aral, keiisl et S. 372^ kai aoT dea Eid i^esagt, da» 
ea eiae flieMeade Waade aeL«< Eiae keaeadera Verüeke kal Tke- 
aiaa aaek ia dieseai IMaadeakaeke wieder deoi ekelic fc e a GUer- 
aad Eriireekle zagewaadt, wie die ZasamaeasteRaag dakia eiatekla- 
geader Doeaaieale yoa S. 431. aa dartkat. Uater dea Reektoiaati- 
tnlea, Dir weicke ia den eriaiiaalistiackea Tkeile iw gawea San»- 
laag eia reickea MiAerial kier aad da aerstreal eatkallea ist, keke 
iek aoek dea fageaaaatea Kaoiaer kervor, weleker ikerktiifi eime 
griadlickere Ualertaehoag yerdieaea »eekte, als ikai ia aasem pro- 
cetsaalislisckea Werkea za Tkeil so werden pflegt. Bei aiaaekea 
EaUckeidoBgen der altea ScbOfleo mdekte aiaa gar za gern die eigeaA- 
Kckea rütiontM deciiemdi erfabrea, wie a. B. kei deai S. 467. aritga* 
Ikeillea Saceessioasfiille. Jeaiaad bat weder Kkder aoek Bltera «der 
Geschwister biaterlaMen, aber voa drei ferstorkmen Brfdera dessei- 
kea sind Kiader vorkandea, von eiaem Broder drei, foa eteeai an- 
dern zwei, nad voa dem driltea eiaes. Da wird geliragt, ob eia 
jegliches von diesea Braderskindera ein Stamm sei»» d. k. ob sie 
alle in eapiia oder nicht vielmehr m Uirpet saeeedirea soNea, und 
bieraef wird mit Urlbeil gewiesen, dass eia jegticfaes Toa diesem 
Braderskindera eia Stamm seia nad dem einen billig oad dorch Recht 
eben so viel werden soll als dem andere; d. k. also die suceesno im 
eapita wird für die Beerbnng ikres Oheims als Regel ansgesproebea. 
Hätte Boch einer von den Bridern selbst gelebt, so mOebie wdil 
sHceessio in siirpes aagesomoen werden sein, wenn die BraderifciB« 
der nicht vielleicht ganz ausgescblosseB worden wirea. 

Die Freundschaft, welche Thomas mit J. Grimm verband, kat 
dem Werke in einem Vorworte des letzteren eiaea seböaen Sckaraek 
verschafft. Der markige, fcerahafte lahak desselkea, wodardi es 
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»A itt Ir^fflidislen ArheH^n Grimm*:» lAer das ttltinr« Rechl aa« 
fd^9 scheiiil iuiom so allgemen bek«BBt ^worden za se^l, als es 
sa wiDsobea wiirs. Am aasflkrliclisleii wird darin tob den Grönden 
gehaadalty welche eleen Reektszng von einem GerieMe an ein an« 
dere» veranlisseo keonteti. Bniweder «eigl si€h, wie Grimm wm* 
|«Mheidel, die MaogeUiafUgkeit eines Gerichts , heiler das Dribeil 
gDs^rochen ist, nnd hier sind wieder zwei FiUe denfchaf, indem 
mdgltcher. Weise die Urtheilenden das Recht entweder nicht finden 
wollen oder nicht finden können^ weil wie es hier o& in den Quellen 
b^isst, das Urtheil stdssig wird. Oder die -Miangelbafligkeil des Go* 
riehta zeigt sich, nachdem das Urtheil gesprochen Ist, indem es von 
irgend jemand, meist wohl von der nadi dem Urtheil anlerüegmideQ 
Pisirtei geschehen wird. ,£hen hicrhei erinnere ich laher mm noieh 
•inmal an das System des Saohseittpiegels. Deal Pmll^ iass die Ur« 
theilenden das Reicht nicht finden wollten, kennt derselho gar nicht. 
In dem Falle des stSissigen Urlheils macht er Albs von der Stimmen«- 
«ebrheit ahhfiagig; Unter verschiedenen Meinnngeii geht di^enige 
vor, welche die meiste Fo?ge hat. Ako .hieih|t ganz consequent 
ndr dier Fall des Schaltens fihrig, in welchem ein Reelitsziig an ein 
Ohergertcht Slatt finden kann« *i- Das Vorwort verbreitet sich aber 
«och noch über einige andere Gegenstände, insottderbeit Über die 
Bedeutung des gemeinen Friedens, aoE welchem schon in ältester 
Zeit alle Rechtsordnung beruhte, und aus welchem sich eine Menge 
]»esonderer Frieden gleichsam abzweigen, die an einzelne Gegenstände, 
Zeiten und Zustände geknUpft sind^ und als Hans- und Hof-, Pflug-, 
Mühlen-, Rurg-, Ding«^ Lenz-, Herbstfrieden u. s. w. vorkommen. 
Auch bekämpft Grimm ausdrücklich die von Thomas aufgestellte 
Ansicht, dass unserem Alterthum nur Gottesurtheil nnd Gomposition, 
nnd kein Gericht ohne Klage zu Gebot gestanden habe. Man braucht sich 
ja nur an die bekannte Stelle der Germania e. 12. zu erinnern, um 
jedes weiteren Reweises dafür fiberhoben zu sein, dass die Germanen 
von jeher auch ein Öffentliches r>Strafrecht gekannt haben, zu dessen 
Anwendung es gewiss keiner Klage bedurfte. Proditores et trans* 
/ugas arboribus suspendunt: ignavos et imbelles^ et corpore infa- 
mes^ eoeno ae palude^ injecta tnsuper crate, mergunt etc. Die 
Schwierigkeit liegt nicht in der Frage übi^ die Existenz eines solchen 
Öffentlichen Strafrechts, sondern in der fiber die Ausdehnung des- 
selben. Ob nnd inwieweit auch bei sogenannten Privatverbrechen 
ein unmittelbares Einschreiten der Obrigkeit, nm es kurz zu sagen , 
des Staats, in der allgemeinen Rechtsverfassung begründet war, oder 
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ob die HitwirfcoBg des Staats im Grnide yom Belieben iw Partetea 
abhing, je nachdem der Eine klagen, der Andere antworten wolhe, 
wArend es dem Yeiietzton firei stand, anch gleich Ton Anfang an 
Fehde zn beginnen, so wie dem Friedensbrecher, es ohne Beant- 
wortnng der Klage lediglich auf Fehde ankommen zn lassen > (perim 
culosiores sumt üUmicitiae juxta itbertaiem Germ. ii.)t das sind 
und bleiben sdir zweifelhafte Fragen. Wenn irgendwo, so scheint 
man grade bei dieser Untersnchnng das leitende Priaeip festhalten 
zn mfissen, dass nicht alle Völker mit demselben Masse gemessen 
werden dllifen. Die Deutschen waren kein Staats- nnd Bechtsvolk, 
sondern ein Volk der gnten Sitten nnd Irischen Natürlichkeit; mit 
gutem Grande hat man auch oft gesagt, das Recht der Deutschen 
sei mehr Moral als strenges Recht, man konnte anch sagen, mehr 
Jus naturale mA ^gentium als Jus civUe gewesen. Von diesem 
Gesichtspunkte angesehen erscheint sehr Vieles bei ihnen möglich; 
was dem Geiste und Charakter der antiken StaatsvOlker gradezn 
widersprochen haben w&rde. Sicherlieh verträgt sich auch mit in- 
niger liebe zar Vorzeit des eigenen Volkes sehr wohl die Ansicht^ 
dass die Erbschaft, welche den germanischen Völkern seit der 
Gründung der neuen Staaten vom 5ten Jahribundert an aus der an- 
tiken Welt zbkam^ in ihreul Einflüsse ailf die Audnldung einer fester 
gegHederten Staats«, nnd ^Rechtsordnung oft noch viel zu gering an- 
geschlagen wird. • 
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Das Preifösisclie Staatsreclit. Von Helnr. fSdnion. Erster u. 
zweiter Thetl. Breslau, Aderholz, 1844. LXXVI 0.-668^ XII vt. 
682 S. Lex.-8. (5| Thir.) 

Receosirt 

von 

Hefrn Professor Jür« ^WiiiBSCM^ileben 2it Bresiao. 

„Es ist dem Manne eine Schande^ seine Reehte nicht zq kennen^'; 
diess Molto hezeiifhnet hinreichend die Grundidee deis vorliegeadeft 
Werks, welches seinem Verfasser einen nnhestreilharen Ansf rach anf 
Anerkennifng und Dankbarkeit aller derer sichert , welchen nächst del* 
wissen^chaftKchen Knltor des prensslschen ^raatsrechts besonders eine 
Yolksfhfimliche^ nationale Entwicklong desselben und eine kräftige^ 
lehensvolle Betheilignng des Volks an demselben am Heneen liegt lii 
4er ersteren Beeiehnng entsprach der bisherige Znstani anch wkA 
den bescheidensten Ansprüchen und Erwartiragen. Die Bacher von 
Miras nnd Ostermann (vgl. diese Jahrb. I84S.S. 1109« ft*) sind IFUf 
dSe Wissenschaft durchans bedeatungslos, äie Schrift von Bergins 
(vgl. dieselben l$d9. S. 5S2. ff.) wiH flberhavpt kein vöHstilndiges 
System seivy soniem nnr eine, besonders flNr prensshche Bränte be- 
stimmte, Qbersichtliche Zosanunenstellnng des gelten^n preussisoben 
Innern Staatsrechts, welche sich umnittelbar anf die Quellen^ stOlat, 
ohne sich anf eine PrQfong und Kritik der bestehenden Binrichtungen 
einzulassen, und man kann dem Verf. das Anisrkenntniss nicht ver(^ 
sagen, dass er eine fSr diesen Zweck fiberaas brancbbare Arbeit ge- 
liefert hat. Das vorliegende Werk Ketet in seinem vollständigen 
Quellesapparat und mit seinem schonen, reichen Materiaie die ersten 
amfassenden Vorarbeiten für die wissenschaftliche Begründung nnd 
Darsteihmg des preussischen Staatsrechts. — Für eine volksthüm- 
liebe Entwicklung des letztem war durch die denkwürdige Gesetz- 
gebung vom J. 1807 — 1815. "ein herrHcher Keim gepflanzt, welcher 
jetzt zwar noch unverloren nnd unverdorben -ist, aber nkitier den man- 
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cherlei) einer natOrliehen Aasbildmig nicht eben gfinstigen Ein- 
flQssen der spätem Zeit nicht recht Wurzel fassen, wachsen und 
FrQchte tragen konnte. Brst die neoeste Zeit hat diesem Keime Licht 
und Lnfk ge wahrt , und trotz der so engen Begrenzung des Umfangs 
nnd des Maasses dieser Freiheit ist doch bereits ein frisches, yolks- 
thttmliches Leben, ein reger Antheil an den dffentlichen Zoständea, 
ein politisches Bewnsstsein unter den Staatsangehörigen erwacht, und 
damit die Realisinmg der eigentlichen Lebensbedingungen des Staats 
und Staatsrechts angebahnt. Welchen Aifschwung haben in dieser 
Beziehung die letzten 5 Jahre hervorgebracht! Wie allgemein und 
entschieden dokumentirt sich jetzt die IJeberzengnng von der Unvoll- 
kommenheit und Unhaltbarkeit so mancher unserer staatsrecbUichea 
Institutionen ! Mit jedem neuen Landtage ist das Auftreten und die 
Haltung der ProvinaialstaDde kräftiger und selbststlndiger gewordeii, 
immer sichtbarer tritt bei ihnen das sehr natürliche Bestreben her- 
vor» die provinsielien Schranken zu überschreiten, und die allge- 
meinen Fragen und Verbaltnisse vor ihr Forum zn ziehen, welebe 
jeden Euuielnen berühren, und deren L9mng nnd Regulirung die 
Gegenwart müchtig bewegt.^ laiflier allgemeiner und dringender er- 
scheint das Bedürfniss von Reiehsstanden, d. h. „einer Reprftsea« 
lation für den ganzen Staat, durch welche ein Geist, ein National- 
iateresse an die SieHe ihrer Natnr nach immer einseitiger Provisr 
sdalioteressen tritt/' Bb^MO ist die Unvereinbarkeit der von der Wis- 
senschaft tftngst fiberwandenen Idee der sogenannten ständischen 
Gliederong mit dem Leben und den Anschauungen der Gegenwart 
immer klarer ind unzweideutiger hervorgetreten. Va*gebetts sueht 
man ihr ein kinstliches Leben zu erhalten, sie scheitert an der die 
liffentliehe Meionng beherrschenden Staatsidee« Mit aller Entschie- 
denhtit strebt das Volk nach Garaatieeii dafkr^ dals die Sonverainelftt 
sich nie identifissire milWillfcühr; die affentiichen Institutionen sollen 
rechtlich und unverbraehlieh featgei^ellt und geordnet sein, die Be^ 
fngnisse des Volks ^ie mehr als willkahrlich wied«*rofliche Konzas*- 
sionen behandelt nnd au%efasst werden können, der Macht** und 
Bechtskreis endlich der Krome, wie des Volks soll genau begrenzt 
«nd fixirt sein, damit eine Repristinimag des fitai e^tst moi mid 
der Lehre vom „beschrttakten Unterthanen verstände *< eine reefatKcbe 
Unmögliehkeit werde. — «9/^ pubiicMf sagt Gerbet sehr wahr, 
e$i la 8inc4rüi des peupleil^^ Nichts ist mehr geeignet, ein wahres 
nnd kraftiges Volksldien, d» h. eine lebendige llieilnakme des Volks 
an den ^ffenlliehen Instüntioiieni» eiae selbststandigere Behandtuaf 
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seiner eigeoen iDteressen, ohne unmittelbare Konkurrenz der Behör- 
den, und zo^Jeich eine Veredlung seines sittlichen Znstandes hervor- 
zurufen, als die Oeffentlichkeit, und das unennildliche Bingen 
der Gegenwart nach Oeffentlichkeit deutet unwiderleglich, auf einen 
nicht geringen Grad politischer und sittlicher Kultur des Volks. — 
Besonders aber ist notbwendig, dass das Becht, das Öffentliche Becht 
in das Bewusstsein des Volks trete und „mit dem Kreise der Volks- 
aaschauungen verwachse* ^^ So lange die Kenntniss des Staatsrechts 
nnr bei „Männern vom Fach<^ und in der Beamtenwelt (und hier so- 
gar z. Th. in einer überraschenden Dürftigkeit und Oberflächlichkeit) 
anzutreffen ist, so lange fehlt ihm die Lebenskraft und der innere 
Halt. Jene zu wecken, diesen zu begründen, und dsfmit einen wesent« 
liehen Maagei in unsern öfl'entUchen ZustXnden zu beseitigen, ist 
Zweck des vorliegenden Werks. Durch dasselbe soUen „die Gesetzes- 
Grundlage unserer Öffentlichen Verhältnisse, der Bechtsboden, die 
Bechtsquellen selbst, den Gebildeten im Volke zagSngUcher 
gemachtes und dadurch beigetragen werden, „dass das Volk wie- 
derum Besitz ergreife von seinem öffentlichen Bechte, dass das Volk 
dem Staate, der Staat dem Volke innerhalb, der verfassungsmässigen 
Grenzen immermehr zurückgegeben werde. ^^ Nach der Legalord- 
Dung des Landrechts sind die über das öffentliche Becht des preussi- 
schen Staats bestehenden Gesetze vollständig abgedruckt, die wich« 
tigern Ministerial-Verfüguagen aber nur dem Hauptinhalte nach, 
und diese letztem sind darum besonders von praktischem Interesse, 
„da in ihnen die Art der Anwendung und die praktische Bewährung 
der in d^ Gesetzen enthaltenen Prinzipien sich abspiegelt.*^ Ausser- 
dem sind bei den wichtigsten Fragen die Fota einzelner Gerichts- 
köfe, die Ansichten der bedeutendem praktischen und theoretischen 
Juristen, und Auszüge aus den Gesetzrevisions- Arbeilen mitgetheilt, 
welche letztere, dem Verf. und seinen Mitherausgebern für die be- 
kannten „Ergänzungen und Erläuterungen der preussischen Bechts- 
bficher u. s. w.'' zur Benutzung verstaitet wordea sind. Aus der 
Ueberarbettung dieses seiner Natur und seinem Preise nach für das 
grössere Publikum unzugänglichen Werks zum Zweck einer, zweiten 
Amgabe ist gleichzeitig das vorliegende „Staatsrecht'^ entstanden. 
BistoHsehe EinlJBitnngen endlieh dienen dazu, die allmählige Ent- 
wieklung der einzelnen Institutionen und den charakteristischen Un^ 
ierschied zwischen den gr^sstentheils sehr neuen Verhältnissen und den 
frühem nachzuweisen, in Verbindung mit einer Prüfung und Beurthei- 
lütig des Wertbs und der Bedeutung der bestehenden Verfassung. 
Krit. Jahrb. f. D. R.W. Jahrg. IX. H. X. 58 
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Rec. bedavert, dasa der Verf. daa Material Mch der Legalord- 
Birag des Allg. LandreehU iBsaniMeBgeateih bat, deoD eise systeoia» 
tiseiie, wisseasebaffUiclM Aaerdnang warde siverlassig dem Zwecke 
des Verfs«, Erieiehlermig der Debersicht and praktische Aaweadbar« 
keit, ia bOkerm Grade eat^rocbea habe», als die ¥oa ibm gewaUte. 
Er sagt (8. XII.), dass bei eioeBi fQr das Lebea besliaimtea Bache 
iberbaupt nicht aa viel Gewicht auf eine strengwiMensebaftliche Me^ 
thode, auf eia kOnstlicbes Lehrgebäude gelegt werden dOrfe, da jede, 
der innera Koase^eni nicht eraMsgelnde Anordnung der Darstelloag 
fieoilicb gleich gnt sei. -— Niemand wird in diesem ,,fir das Leben 
bestimmten'^ Bache «rwarten and gerechtfertigt finden einen beson-* 
dem Anfwand von Gelehrsamkeit, ein Häufen von literar^bistortscberoy 
antiquarischem y kritischem Material, ein spexielles Eingehen in sub- 
tile, für die Praxis nafracbtbare Fragen, aber die Anordnung des 
Stoffs, die Methede wird auch hier nothwendig eine wissenschafi- 
liehe, die Darstellung eine in allen ihren Theilen zusammeabangeode 
sein mUssen« Die Wissenschaft arbeitet und schafft fttr das Leben 
«ad die Praxis, und es ist Aufgabe der letztern , die Resultate der 
erstem sich anzueignen; aber auch die Perm und Methode einer 
praktischen Schrift, und grade einer solchen, ist wahrhaftig nichts 
Gleichgfilttges, oder glaubt der Verf., dass ein Werk, in wekhem, 
wie im vorliegenden, der Stofi in dem bontesten Gemisch durchein- 
ander geworfen ist, in welchem die wesentlichen Gmndbegriffe und 
Fandamentalsatze am Ende, die Folgerangen aus ihnen am Anfange 
stehen, Zusammengehöriges getrennt und an verschiedenen Orten zer- 
strent ist^ — dass ein solches Werk wirklich geeignet sei, üem Bttr- 
ger eine klare Uebersicht Aber das Recht seines Staats, den Cha- 
rakter desselbea, den Zusammenhang zwischen den einzelnen Lobreii 
zu verschaffen, so dass er die Konsequenzen aus den Prinzipien zu 
entwickeln, und die Norm för die rechtliche Beortheilaag der ver- 
scbiedeneii Verbaltnisse aufzufinden im Stande sei? Das vorliegende 
Werk bietet dem Leser keine „systematische Darstelking^^ der be« 
Ireffeadee Gesetze, welche doch der Verf. ( Vorr. S» X.) bezweckte, 
und Rec., welcher in diesem Punkte dem Werke von Bergius dea 
Vorzag giebt, vermag in der folgenden Anordnung des Materials bei 
Simon die „innere Konsequenz^* in der That nicht zu erkennett. 
Der erste Band amfassi ausser einer Einleitung aber Begriff und 
Quellen des preussiscfaen Staatsrechts (S. XXVH— LXXVI.) 5 Ab- 
theilongeti: 1) die Volfcsstande, 2) die Staatsbeharden, 3) dM Staats- 
dienst; 4) die kiroblicben und 5) die Unlerrichis-VeriiaHntsse. Der 
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s wette Band 9 Ablheikingeii: !) Prensseii im Verliftltnits zam dent* 
sehen Baade, 2) ven den Reehtea oadPfliehteB des Staals fiberbanpt, 
3) die ^täadiscbe VerfossoDg, 4) tod den StaaUeiakOoftett «od fiska- 
lischea Recbteo, 5) von den Rechten vnd Regalien des Staals in An» 
sehung der Strassen, StrOme, Hafen nnd Meeresnfer, 6) von den 
Reehlen des Staats anf herrenlose Güter «ndSaehen, 7) die GeHehU* 
barkeit, 8) vom Staatsbfirgerrecbte, yen Answandemngen, Ahfafarts- 
nnd Absefaossgelde , 9) das Amenweeen. 

Die Natnr Aet Sache gebot hier doch vor Allem die Betrach« 
tong des aligemeinen Charakters der preassischrä Staatsverfassnng, 
des Inhalts nnd Umfangs der Staatsgewalt, Gegenstände, ven welchen 
der Verf. erst im 2ten Bde Abth. 2. handelt. Ebenso gebahne noth- 
wendig eine Stelle noter den ersten Abschaitten einer zosammenhan- 
genden Darstellung der allgemeinen Rechte und Pflichten der untere 
thanea, welche Rec. ganz vermisst« Das reiche Material aber diese 
Frage ist darch das ganze Werk hin zerstreut, obgleieh eine Zusam-^ 
menstelluag der hierher gehörenden BeslimBraBgea dem Leser eine 
klare Uebersiebt Aber das Recbtegebiet der ünterthanen zu gewähren 
ganz besonders geeignet gewesen wäre, und dessbaib sicherlich dem 
Zwecke und der Tendenz des Verfs. entsprochen hatte. Die wesent- 
lichen Rechte der Staatsgewalt musslen entschieden und konsequent 
auseinandergehalten, und getrennt werden ven den sogenannten Re* 
gaUen und ausserwesentlichen Rechten. Der Verf. wirft Alles unter» 
einander in den Abtheilungen 2, 4 bis 8 des ften Bandes. Die 2te 
Abtheilung handelt unter der Rubrik ,ylioheitsreeltte^* oder MMajestflts« 
rechte <' 1) von den äussern Landeshoheilsrechten, 2) der gesetz- 
gebenden Gewalt» 3) vom Privilegienregal, Aemter« und Tiielrecbt, 
4)derJustizhobeil, 5) vom Begnadigungsrecht, 6)Mttnzregal, 7)Maass 
und Gewicht, 8) der Finanzhoheit, 9) vom Slaatsoberanfstcbtsrecht. 
Nr. 3. gehört wesentlich znr geaet^ebenden Gewnlt-, und mit diesem 
Abschnitte wären nothweiMlig zu verynden i^ §§• 12. bis 20. d^r£9n- 
leitung (S.LX— LXXVL) aber Abfusung, Publikation, Anwendung, 
Austegung, Aufbebung der Gesetze; Nr. 5. ist Ausfluss der Justin* 
hobelt, Nr« 6« gebort gar nicht zu den weaenilicben Hoheitsreehten. 
Unter Nr* 4. ist nur die Rede vom Missbrauche der Justizhoheit, i^f 
Kabinetijustis> die Grundsätze dag^en über den. Umfang, Inhalt und 
die Auaabni^ der Justizhoheit werden erst nuten in der 7le» Abth. 
des 2ten Bandes abgehandelt xtnA zwar in Verblendung mit der 
Pelizeigewalt. Uater Nr. 8. besprieht der Verf. u«r den allge-^ 
meinen Steats-^Etat und das Staatsschuldeawesen, während er, wie 
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Mis de« obea mitgt Iheilten lahaltsvdrzeiehoisM hervorgeht, Ton den 
SuaUeiekOftfteiiy fifkaUtchen Recbtea und Regalien in deo Ablbeil. 4, 
5» 6» S basdeU» AbtIieilaDgeB , io deoen ebenso der Stoff in baater 
llaanigbUigkeit durebeiaander geworfen ist. Der Verf. bätte die 
EialbaUflBg der Hobeilsreebte aacb ibcem Gegeastande ond nacb der 
Form ibrer Tbätigkeity und den Unlerscbied zwiseben wesentUcben 
and aasserweseallicbenRegieraagsrecblen beacbtea sollen, and dess- 
balb in die 2te Ablb. neben die gesetzgebende nad oberanfsehende 
Gewalt aicbt das Privilegien- und Aenterregal, die Jnstizfaobeit und 
Piaanzbobeit u. s. w. stellen sollen, da in diesen allen die Staats- 
gewalt ancb eine gesetzgebende nnd anfsebende Thätigkeit entwickelt. 
— Diese Beispiele nOgen genflgen, als Belege für den vom Rec. aos- 
gesproebeaen Tadel der ünwissenscbaftliebkeit und Prinziplosigkeil 
in der Anordnung des Stoffs« 

Die Eialeitnng bandelt vom Begriff nnd den Quellen des 
Preussiscben Sta«tsrecbts. Der Verf. bezeichnet jenen im §. 1. 
als ,, Inbegriff derjenigen Normen und Grundsätze, durch welchen die 
Recbtsverbiltnisse bestimmt werden, welche sich auf den Preussiscben 
Staat als soleben bezieben.^^ Rec. hätte diese Definition grade um 
des praktiscbeii Zwecks dieses Werkes^ willen bestimmter nnd klarer 
gefasst gewünscht. Warnn nicbt lieber: Inbegriff derjenigen Nor- 
men , nacb welchen verCsssungsmäsBig die Rechtsverhältnisse d^s Für- 
sten «nd der Untortbanen bestimmt nnd geordnet sind? Es wären auf 
diese Weise zugleich die beiden Faktoren des Staats angegeben, und 
der Verf. hätte gleich hier unmittelbar eine kurze Entwicklung des 
Wesens nnd der. Bedeatung des modernen Staats überhaupt, sowie 
eine Erklärung des oft genannten und beklagten : /*dtMi c*esi moi an- 
kafipfen k(H»en. Nicht oft genug kann man daran erinnern, dass mit 
der Staatsidee die ansscbliessUehe Berrsehaft von Sonderinteressen 
unvereinbar ist, and der Staat, als die oi^nische Einheit von Fürst 
und Volk, ein Bewusstsew, einen Willen repräsentirt, welcher der 
WiUkühr des Einzelnen enthoben ist. Der Verf. bätte endlieh aaf 
die so vi^faeb verkannte Bedeutung der absoluten Monarchie bin- 
preisen können, welche nie und nirgends identisch ist mit Despotie 
md Wiilkübrherrscbafl, er hätte zeigen kennen, dass auch in der 
absoluten Monarchie der Fürst „der erste Diener des Staats ^S and 
Beebt und Gerechtigkeit zu stärken und zu schützen verpfficbtet ist, 
dASft auicb hier das Volk keinesweges recht- und schutzlos dem Belieben 
der Regiernag anheimfallen darf, und seine Rechte nicht erst durch 
Gavanlieen und Schutzwebreo gegen Bedrückung undWiilkübr begrün- 
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del werileo. — - Der 2te Abschnitt handelt von den Quellen des 
Frenssischen Staatsrechts, insbesondere von den allgemeinen 
Geselzbficherny den Provinzialgesetzen, der nenem Legislation. Es 
wird gezeigt, in welchen Landestbeilen die Gesetzbücher pnblizirt 
sind, in welchen gar nicht oder nur in Beziehung auf einzelne Be- 
stimmungen ; es werden nachgewiesen die durch den ,,ganz unerrottd- 
liehen Eifer'' des Justizministerium Kamptz veranlassten Bearbeitungen 
von 59 Entwürfen Preussischer Provinzialrechte, welche letztere der 
Verf. nicht mit Unrecht, in Betreflf der Sicherheit des ftechtszost^in- 
des, eine GfTentliche Kalamität nennt, und dabei den in der Geschichte 
vieHeicht allein stehenden Fall beklagt, dass der Staat gegen die 
Wünsche der Provinzen deren VerschiedenheSten aufrecht zu erhalten 
strebt, statt dass man sonst nur dieses Streben Seitens der Provinzen 
dem Staate entgegen wahrgenommen habe. Die übrigen Abschnitte 
dieser Einleitung handeln von der Abfassung, Publikation, Anwen- 
dung, Auslegung und Aufhebung der Gesetze, mit Berücksichtigung 
des altern Rechts und vollständiger Mittheilung der betreffenden land- 
rechtlichen Bestimmungen 9 sowie der neuern Deklarationen und Er- 
gänzungen. 

In der ersten Abtheiinng sind die Rechtsverhältnisse der Volks- 
stände dargestellt (S. 1 — 48.). In Biner nur wenige Zeilen fassen- 
den, selbst fQr den vorliegenden Zweck nicht ausreichenden, geschicht- 
lichen Einleitung deutet der Vei^f. die allmählige Ausbildung der Stände 
an, und ihr Zusammenfliessen besonders seit dem vorigen Jahrhundert. 
Die sogenannte ständische Gliederung hat alle politische Bedeu- 
tung verloren y „der Vorzug des Adels im politischen Leben ist 
identisch geworden mit dem des Besitzers, im gesellschaftlichen 
mit dem des Gebildeten'^ die Exklusivität des Ständischen, also 
das Charakteristische desselben, ist vernichtet worden. „Wenn daher 
die neuere provinzialständische Verfassung es dessenungeachtet ver- 
sucht hat, zu dem Begriff der ehemaligen Stände zurückzukehren, so 
ergiebt sich hieraus nur der Mangel einer umfassenden Basis der- 
selben*' (S. 2*). Die erste llnterabtheilung (der Bauernstand) ent- 
hllt. einen Auszug aus den „Geschichtlichen Vorbemerkungen *' zu der 
agrarischen Gesetzgebung in den ,; Ergänzungen und Erläuterungen*^ 
Bd. 4. S. V — XIII. ; er skizzirt die bäuerlichen Zustände in Preussen 
bis zu Anfang dieses Jahrhunderts, den Charakter und die Tendenz 
der agrarischen Gesetzgebung ,,in den sogenannten Preussischen Un- 
glfieksjahren, seinen wahren Glücksjahren 'S nnd die Ergebnisse der 
neuem Legislation seil dem Edikt vom 14. Sept. 1811. »9^ gehört 
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so iem Bedeileadtteo, was Preof sen liei sdiiier Regeoeration geleistet; 
dass es die Fefselo, in die der Graod nad Bodea, inabeioBdere der 
des Baaera, in Laufe vieler Jahrhuaderle gesehlagea werden, inner- 
balb eines Menschenalters in Rahe und Frieden gelöst hat (S. 6.)^^ 
Der Verf. verheisst S« 2* Aam. 3. eine Darstellung der ländlichen Ge« 
neiodeverhaltnisse in den verschiedenen Landestheilen der Monarehie 
als Anhang zo diesem Werke, sie ist aber bis jetzt niefat erschienen, 
ood somit eine wesentliche Lücke nnansgenillt geblieben, was 
Ree. ebensowenig billigen kann, als, das Weglassen der Darstellaag 
der stadtischen Gemeindeverfassang in der zweiten üaterabtfaeilung 
(der Borgerstand). Der VerL verweist anf sein and v. Bonners 
aüerdiags treffliches Werk über diese Materie, allein mit Recbt kann 
man in einer Bearbeitong des Preussischen Staatsrechts eine £at- 
wicklang derjenigen RechtsverbaUoisse erwarten, ta weichen die 
Stadt- nad Landgemeinden stehen, jene wichtigen and lebensvollen 
Glieder dts Staatsorganismits ; auch die grosse Verbreitung von Text- 
abdrOcken n. s. w. der beiden Slädteordnnagen kann den Vert voo 
der Verpflichtaag zar Aufnahme auch dieses Gegeastandes in sein 
Werk um so weniger entbinden, als dieses sich keinesweges auf die 
vollständige Mittheilong der Gesetze beschränken will, sondern auch 
den Nachweis „der Entstehung und Verbindung derjetzigen Zustände 
aus uad mit den frühero'^ and der Art der Anweadang und praktische« 
Bewährung der gesetzlichen Plrinzipien durdh die wtehtigern 
Ministerial- Verfügungen za liefern beabsichtigt. Die dritte 
Unterabtheilung handelt vom Ad^L Ree. vermtest in der historischen 
Einleitang eine die Hauptuomeate wenigstens andeutende Darlegung 
der Entaehungi Ausbiidung und Anfl^toung des Adelsstandes, und 
kann dem Verf. nicht beistimmen, wenn er am Schlosse (S. 9.) sagt: 
,4)c>* Adel ist durch die fausir echtli ehe Auschllessung der übrigen 
Borger von ursprünglich gleichen Rechten und durch feudalistische 
Schutzfaerrschaft über sie entstanden; er mnsste aufhören mit dem 
Untergange des Faustrechts und der Lehnsverhältoisse^*, denn die 
frühere Bedeutung mid Stellung des Adels hatte ihre volle historische 
Berechtigung, die Befognisse und Prärogativen desselben berablea 
keinesweges auf Willkühr uad Usurpation, soinlem aaf einer vom 
Gesetz der Notbwendigkeit getragenen Idee, uad erscheinen f(lr jene 
Zeiten auch äusserlich legalisirt durch zahlreiche Gesetze und recht- 
liche Vereinharangen. Der Verf. behandelt in zwei besondern Ab« 
schnitten 1) den ehemals reichsunmittelbaren reichsstän- 
dischen Adel und 2) den niadern AdeL Im ersten Abschnitte 
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ist uiittr i^n ange^ebeaen S^brifteo slatl KOkUr: Kohler z« [ettnh 
»ach bfitte erwShnt werdoo klonen desselben Verfi,: Die staatsrecbt- 
ItdMB Verhftitoisse des mittelbar gewordenen vomals reicbsslflüdiscbeo 
Adels in Deitsehland, Sulcbacb, 1844. — In dem zweiten Abschnitte 
(von den Rechten ond Pflichten des niedern Adels) vermisst 
Bee. ein hier gewiss notbwendiges Anseiaanderbalten verschiedener 
Klassen des niedern Adels, namentlich sind ganz tibergangen die 
z. Tb« eigentbim lieben Rechtsverhältnisse der scblesischen und lau- 
sttrachen Standesberren. Auf der andern Seite aber hält er die Mit- 
theilung der iandrechtlichen und spätem Bestimmungen über die £r- 
langongy den Ausweis des Adels, ttber den Uaterachied zwischen äl- 
terem und neuerem Adel, Persenenadel, Verlust, Erneuerung des 
Adels u. s. w. für nicht hierher gehörig, weil sie lediglich dem Ge- 
biete des Privatrechts angehören und in keiner Weise slaatsrechtlicbe 
Beziehungen darbieten« 

Die zweite Abtbeilung (die Staatsbehörden, S. 49— 166^) 
enthält eine sehr sorgfiiUige Zusammenstellung der die Organisation 
der Behörden betrefienden Gesetze, Verordnungen und Instruktionen 
in 2 Abschnitten, von denen der eine die Gentralhehörden, der 
andere die Provinzialhehörden umfasst. In Betreff der Ressort- 
verbäHnisse der Provinaialbehördea für das evangelische und katho- 
lische Kirchenwesen sind durch 2 Verordnungen vom 27. Juni 1845. 
woMatlicbe Modifikationen in dem bisherigen Wirkungskreise der 
Konsistorien und Regierangen festgestellt worden. Hinsichtlich der 
evangelisch -kirchlichen Verhältnisse hatte man schon längst das Be- 
diirfniss etaer Reorganisation erkannt« Bei dem von der Regierung 
deutlich ansgesproehenen Prinzip, dass die Kirche sich mit Freiheit 
aus sieh selbst bilden und entwickeln müsse, einem Prinzip» zu dessen 
Anerkennung und Vertheidigoog der christliche Staat berufen und 
vorpflichtet ist, musste man vor Allem die Fundamentirung eines Neu- 
baues erwarten, in Folge dessea der evangelischen Kirche eine freie, 
lebendige Bewegung, eine selbststindige Thätigkeit eröffnet, die 
Handhabnag der religiösen und kirchlichen Verhältnisse kirchlichen 
Organen äberwiesen und damit die beruhigende Aussicht und Bürg- 
schaft gewonnen wurde, dass der sog. kirchlich-amtliche Glaube^ wie 
Kultus und Verfassung stets nur der Ausdruck und das Abbild des 
kirchlichen Gesammtbewusstseins sein, und nicht einseitige, abge- 
souderte Riebtung eine Herrschalt fiber das kirchliche Leben erJan« 
gen werde. Allein diese Hoffnungen sind bis jetzt nicht erfüllt wor- 
den, noch ist die Grundlage zu einer Kircbenverfassung» eine Reprä- 
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sestatio« der kirchliebeBGemaiBJda, nickt yorhaaden, Dach istMne 
bestininte Aotsicht zo einer iem Priazip der evangelischen Kirche 
entsprechenden Vertretong der grossem kirchlichen Kreise bis zar 
Landeskirche 9 and dennoch hat die Reorganisation der Konsistorien 
nnd die neoe Regolimng der Ressortverhältnisse der kirchliehen Ver- 
waltaagsbehOrden Statt gefunden, obgleich grade hier bei der hohen 
Wichtigkeit des Gegenstandes and dem darchgreifenden Eiaiasse 
jener BebiH*den eine Mitwirkung und Miterwflgung der Kirche aaf 
Grund des von der Regierung selbst anerkannten oben erwihntea 
Prinzips, erwartet werden nusste; eine solche würde auch ohae 
Zweifel zu eiaem aoch durchgreifendem und konsequenteren Ausein- 
anderhalten der welllichen und kirchlichen Verwaltung geführt haben, 
als es in jener Verordnung vom 27. Juni 1845« geschehen ist. 

Die drille Abtheilong (der Staatsdienst, S. 167—350.) zer- 
fallt in 2 Abschnitte: Militair - Staatsdienst und Civil - Staatsdienst. 
Auch hier hat der Verf. den staatsrechllicben Gesichtspunkt nicht 
streng festgehalten und im ersten Abschnitte zogleich die das Privat- 
recht der Militairpersonen betrefTenden Gesetze nnd Verordauagen 
mit abdmcken lassen. In der Einleitung zum zweiten Abschnitte hebt 
er mit Recht die Nothwendigkeit eines sittlichen Elements in dcHi 
Verhnitnisse des Staatsdieners zu« Staate hervor, und erklärt sidi 
entschieden gegen die rein privatrechllicbe Auffossang desselben. 
Hier hätte der Verf. noch erwähnen kennen den §< 44. der GeschäAa« 
iastruktion far die Regierongen, vom 26. Dez, 180S.: ,, Jeder Offi- 
ziant muss dem Dienste voUe Anstrengung und einen reinen recht- 
lichen Sinn widmen. Eben darum mfissen die Regierangen 6sis Dienst- 
verhältniss gegen ihre Untergebenen nicht zu einem Miethkontrakt 
und Öffentliche Beamte nicht zu Miethlingen herabwürdi^a^ indem 
ein Jeder von ihnen, nach dem Verhaltniss des ihm angewie^eaea 
Berufs, zur Erhaltung u&d Beförderang des allgemeinen Wohls bei- 
tragen soll, und darum nicht minder Mitglied der Nation selbst ist«^^ 
Die wichtige Kontroverse tlber die rechtliche Grundlage des Staats- 
diener-Verhältnisses lässt der Verf* unentschieden. So sorgfjKltig nnd 
umsichtig derselbe das Material zusammengetragen hat, so vermisat 
Rec. gleichwohl grade hier manche wichtige Bestimmungen, z. B« ia 
Betreff der Erfordernisse zum Staatsdienst, nnd der Rechte und Pflich-» 
ten der Givilbeamtea in Ansehung ihres Amts, worfiber Bergius in 
der oben angef. Schrift S. 85. £ eine vollständige und zasammeahäfi'- 
gende Darstellung geliefert hat. lieber die so wichtige Kontroverse 
wegen der Verpflichtung des Staats aus den Uandlungen der Cini* 
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beamton bringt der Verf. einige interessante Erkenntnisse Preussiscli er 
Gerichte und Ansichten mehrerer Juristen bei, nngem aber vermisst 
Bec. hier die Prtlfnng jener und die Begründung der eigenen Meinung 
des Verfs.; beides ist grade wegen der praktischen Tendenz dieses 
Werks nothwendig, weil nur dadurch dem Leser -(fiär ,,MSnner von 
Faeh^^ ist jenes zunSchst nicht bestimmt) der so nothwendige feste 
Anhalt gegeben und die sonst unausbleibliche Verwirrung und Bath- 
Josigkeit erspart werden kann. Der Abschnitt, welcher von der un- 
freiwilligen Amtsentlassung handelt, ist z.Tb. antiquirt dur^h das fol- 
genschwere, den Provinzialständen aber nicht vorgelegte Gesetz vom 
29.Mllrz 1844«, dessen die Unabhängigkeit des Bicdterstandes so ent- 
schieden bedrohenden Charakter der Verf. in seiner schönen Schrift: 
Die Preossischen Bichter und die Gesetze vom 29. März 1S44., bis 
zur Evidenz bewiesen hal. 

Gegenstand der vierten Ablheilang (S. 351 ^611.) sind die 
kirchlichen Verhältnisse und eine Gesetzgebung, welche dem 
Bec. als die schwächste und unerfreulichste Parlhie der gesammten 
Prenssischen Legislation erscheint. Der Standpunkt dieses Theils 
des Landrechts ist ein in der Wissenschaft, wie im Leben jetzt längst 
fiberwundener. Obgleich es ftlr den Gesetzgeber nahe lag, die katho- 
lischen und evangelischen kirchlichen Verhältnisse ihrer durchgrei- 
fenden Verschiedenheit wegen scharf zu sondern, so ist doch der 
katholische Standpunkt wesentlich in den Hintergrund gedrängt wor- 
den, eine protestantische Färbung geht fast durch den ganzen Titel, 
nnd Normen y deren Quelle när in der Entwicklung der evangelischen 
Kirche liegt, sind zur allgemeinen Begel erhoben, obgleich sie ent- 
schieden unvereinbar sind mit katholischen Prinzipien. Der Grund 
lag gewiss nicht blos in der grOssern Vertrautheit der Bedaktoren 
mit der evangelischen Kirchenverfassung, sondern in dem Einflüsse 
der jene Zeit beherrschenden Auffassungsweise der Entstehung, Be- 
deutung und des gegenseitigen Verhältnisses von Kirche und Staat. 
Dieser abstrakte, kollegialislische Standpunkt, diess Ignoriren der 
konkreten Zustände, so namentlich der durchgreifenden Verschieden- 
heit in der Verfassung der evangelischen und katholischen Kirche, 
tritt besonders klar hervor in den -4 ersten Abschnitten des Uten 
Titels, welche gewissermaassen die allgemeine Grundlage bilden und 
der katholischen Kirche gegrOndeten Anlass zu schweren Bedenken 
gegeben haben. Allerdings findet sich zuweilen eine direkte, öfter 
eine indirekte Anerkennong wesentlicher Bechte und Einrichtungen 
der katholischen Kirche^ und eine Bücksiehtnahme und Verweisung 
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anf positiV-kirehlieli» Organe ttnd RecbtsqneHeo derselben, JlestAUe« 
erscheint aber nar als singulare Aosnahme von jenen dem Kanonischen 
Rechte diametral entgegenstehenden Prinzipien. Hält man an diesen 
fest, als der Grundlage nnd Regel, nnd dies» wtfre der an sich rich- 
tigste Weg, so mOsste man t. B. den wesentlichen Inhalt der bischdf- 
Kcben Gewalt als anfgehoben, mithin die Grandlage der katholischen 
Kircbenverfassang negirt erachten. In welchem Verhältnisse das 
Landrecht zum Kanonischen Rechte stehe, ist kontrovers, nnd keines- 
weges ist es nnzweifelhaft, wie der Verf. (S. 354.) meint, dass von 
dem Kanonischen Rechte in Preussen nnr noch so viel gelte, als ans- 
drQcklich von dem Allgemeinen Landrecht anerkannt sei, nnd dass 
das Kanonische Recht, als Kirchenrechtsqaelle, unter die Kategorie 
der „andern fremden subsidiarischen Rechte nnd Gesetze*^ gehOre, 
an deren Stelle, zu/olge des Publikationspatents, das Landrecht ge- 
treten sei. Diese Ansicht des Verfs. ist dem Rec. uro so. mehr auf- 
gefallen, als derselbe die Reichsgeselze, welche das staatsrechtliehe 
Verhältniss beider christlichen Religionstheile betreffen, als durch 
das A. L.-R. nicht unbedingt aufgehoben statuirt. Wenn er sagt 
(S. 855.): „Jene Reichsgesetze begröndeten durch ihre Bestimmungen 
zngleich ein wohlerworbenes Recht jeder Kirche in den einzelneo 
deutschen Staaten auf Religiensttbnng in einem bestimmten Umfange, 
anf den Besitz bestimmter KirchengOter und aaf eine bestimmte Kir- 
chenverfassung. Diese Rechte machten seitdem einen Theil des Kir- 
chenstaatsrechts eines jeden einzelnen Landes aus. In dieser Beden- 
tang ist ihre Fortdauer keinem Zweifel unterworfen, und wenn «e 
gleich nicht unter den Schutz des deutschen Bundes gestellt und durch 
diesen vertragsweise eben so unabänderlich geworden sind, als sie 
wahrend der Reichsverfassung durch die Unterordnung der Landes« 
hoheit unter die Reichsgeaetze waren, so sind sie wenigstens gleich 
Jedem andern wohlerworbenen Rechte gesichertes — so ist nicht aln 
zusehen, wie er dieses „wohlerworbene Recht der katholischen Kircfae 
in Preussen auf ReligionsUbung in einem bestimmten Umfang, auf den 
Besitz bestimmter Kirchengdter und anf eine bestimmte Kirchenver- 
fassung^^ bei seiner Auffassung des Verhältnisses zwischen dem A, 
L.-R. und dem Kanonischen Rechte retten will, denn die wesentlich- 
sten jener Rechte wSren hiernach durch das A. L.-R. aufgehoben 
worden, und in der Tbat wäre die Existenz der katholischen Kirche 
als solcher in Frage gestellt, wenn nicht blos die Bestimmaog der 
politischen und bürgerlichen, d. h. privatrechtlichen Beziehimgen der 
kirchlichen Mitglieder und der Kirche selbst, sondern auch die der 
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inoern kirchKehen Verfassnogsverhältnisse der Staatsgesetzgebaog^f 
Bnd sei diese noch so diskret, überwiesen würden. In Preussen war 
schon vor der iaodrechlliohen GesetKgebang die katholische Kirche 
rechllich geordnet und ihre Verfassung vom Staate anerkannt, wie 
hätte d«s Landreeht diesen Rechtszustand verkümmern oder gar ent- 
ziehen können oder wollen, statt ihn zu regeln and za fixiren? Aus 
diesen Gründen ist es völlig undenkbar, dass in den oben angeführten 
Worten des Publikatienspatents auch eine Derogation des Kanonischen 
Rechts, öder vielmehr des Corptis juris canonici^ als Kirchenrechts- 
qnelle ansge^prochen worden sei. Sehr einfach und natürlich ist da- 
gegen die Beschränkung der Derogation auf den weltlich^ privatrecht- 
lichen Inhalt des Corptis jur. can,, da ja die neben den „addern frem- 
den subsidiarischen Rechten und Gesetzen '^ genannten „Romischen, 
gemeinen und Sachsenrechte ^* ebenfalls nur diesen privatrechtlichen 
Gesichtspunkt zulassen. Endlich beweisen aber zahlreiche neuere 
Gesetze die Anerkennung einer fortdauernden, wenn gleich in man- 
chen Punkten durch die Landesgesetzgebung modißzirten, Rechts- 
kraft des gemeinen Kanonischen Rechts, wofür Rec. auf die, dem 
Verf. wie es scheint unbekannt gebliebene, vortreffliche Ausführung 
von Laspeyres verweist, in dessen Geschichte der katholischen 
Kirche Prenssens S. 829. ff. Den Redaktoren des Landrechts war 
jenes Verhaltniss augenscheinlich nicht ganz klar, auch hatten sie 
irrige Ansichten von der Stellung der Kirche zum Staate, wie denn 
Suarez, welcher offenbar auf die antikatholische Färbung des Uten 
Titels einen grossen Einfluss ausgeübt hat, ein schlechter Kanonist 
war. Uniäugbar ist eine Kette von Widersprüchen zwischen den 
ersten Abschnitten und den spätem Ausführungen, und eine direkte 
Negiernng oder Verkümmerung mancher wesentlichen Rechte der 
katholischen Kirche und ihrer Organe, welche in einem schneidenden 
Kontraste steht zu der ausserordentlichen Konnivenz und Nachgiebig- 
keit, welche die neueste Politik der Preussischen Regierung in Be- 
ziehung anfdie katholische Kirche charaklerisirt, — Ebensowenig: 
aber entsprechen die zur Begulirong der evangelisch-kirchlichen Ver- 
hflltnisse bestimmten Abschnitte des A. L.-R. den Anforderungen unJ 
Bedürfnissen der Zeit, auch sie sind in wesentlichen Punkten unver- 
einbar mit den Prinzipien der evangelischen Kirche, eine Eigenlhüm- 
lichkeit, welche sich einfach ans dem koHegialistischen Standpunkte 
ond der abstrakt- naturrechtlichen Auffassungsweise der Redaktoren 
erklärt. Jener Standpunkt, wie diese Auffassungsweise ist längst Über- 
wunden: den sporadischen Kircbengesellschaften des A. L.-R., 
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Prodokteft dat Zufalls und der Willkfihr, ist der Begrif der Rirehe 
und ihrer Einheit gegenOber getreten, welehe gegrfindel ki auf die 
Gemeinschaft des evangelischen Glaubens, ein Begliff, von welchem 
die Redaktoren, namentlich Suarez, nichts wissen wellten. Bei der 
Revision der Monita zo dem Abschnitte von Kirehenpatronen sagte 
dieser U.A. (l^bteriall. Bd« 15. Fol. 139. 140.): ^^Fietiones jwris^ wo 
sie einmal da sind, kann man nicht immer abschaffen. Aber sie zn 
erweitem oder wohl gar neue zo machen , scheint mir den Graid- 
sätzen einer auf Natur und richtige Vernunft gebauten Legislation 
nicht gemäss.^* 99 Die Distinktion zwischen Kirche und Kircheoge- 
sellschaft verstehe ich nicht. Die Kirche abgesondert von der Kir- 
cbengesellschaft scheint mir ein dunkler Begriff au sein, von dem sich 
die Eigenschaften einer Personae moralis nicht prjidiciren lassen.^ 
Ebenso haben sich andere Ansichten über das Verhiltniss zwischen 
Kirche und Staat, über die noth wendige Organisation der Kirche in 
ihren kleinern und grössern Kreisen u. s.w. gebildet, die Union, das 
kräftige kirchliche Leben und Bewusstsein, welches die Gegenwart 
cbarakterisirt, die neuen Ideen und Formen, welche dasselbe her- 
vorgerufen hat, — diesem Allem steht die landrechtliche Gesetz- 
gebung völlig fremd und fern gegenüber. Welche Uebelstäude bei 
einer solchen Lage der Dinge eine fortdauernde Rechtskraft des A» 
L.-R. mit sich führen muss, wie wenig geeignet und zulässig ein 
Herausheben einzelner Bestimmungen ist, welche nicht selten erst 
durch willkührliche Verbindungen mit andern, und durch gewaltsame 
Interpretationen einen Schein von Anwendbarkeit auf die gegenwär- 
tigen Verhältnisse erhalten können, wie wenig hier mit Deklarationen, 
Nachhilfen und halben Maassregeln überhaupt geholfen wird, wie nn- 
erlässlich eine durchgreifende, radikale Reform dieses Theils der Ge- 
setzgebung ist, kann keinem Zweifel unterliegen« 

Der Verf. tbeilt die betreffenden Gesetze, Verordnungen and 
Deklarationen unter 2 Hauptrubriken mit: 1) kirchliche Verhält- 
nisse der öffentlich aufgenommenen Kirchen gesell sc haften, 
2) Verhältnisse der geduldeten ReiigionsgesellschafteB. 
Der erste Theil enthält den Uten Titel des 2ten Theils im A. L.-R. 
mit den spätem Ergänzungen und Erläuterungen in 19 Abschnitten, 
und ausserdem die Militair- Kirchenordnung vom 12. Febr. 1832«, die 
Kirchenordnung der evangelischen Gemeinden der Provinz West- 
phalen und der Rheinprovinz vom 5. März 1835., und die Bulle de 
Salute animarum, publizirt den 23. Aug. 1821. — Reo. hätte hiev 
eine übersichtliche Zusammenstellung aller auf di>d Union bezüglichen 
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Kabioetsordren und VerordDungen in einen besondern Abschnitt, um 
der Wichtigkeit der Sache willen gewünscht, die Kab.-^ Ordre vom 
27. Sept. 1817. ist ganz übergangen. — Die zweite Unterabtheilong 
enthalt die Bestimmungen über die Rechtsverhältnisse der Mennoniten 
(wobei die von Jacobson in seiner Geschichte der Quellen des 
Preussischen Kirchenrechts, Th. L Bd. 2. im Anhange unter 
Nr. 32. u. 126. roitgetheilten Dokumente erwähnt werden konnten), 
ferner der Quäker oder Separatisten, der böhmischen oder mährischen 
Brüder, ^er Herrshuter, Philipponen u. A. 

Eine ganz neue Kategorie, welche mit den landrechtlichen Be- 
stimmungen in keiner Weise in Einklang zu bringen ist], hat die 
Kab.-O. vom 30. April 184.5. für die christ- katholischen Gemeinden 
geschaffen, welche hiernach nicht in die Klasse der verbotenen, aber 
gleichwohl nicht einmal in die der geduldeten Religionsgesellschaften 
geboren, denen gegenüber die Behörden weder hemmend, noch för- 
dernd auftreten sollen, eine Bestimmung, welche in ihren Konse*- 
quenzen sich sehr bald als unausführbar, als in Wahrheit hemmend, 
und als eine sehr bedenkliche Verkümmerung der Gewissensfreiheit 
herausstellte. Nach dem obschon beschränkten und mit der Humanität 
und dem sittlichen Prinzip des Staats unvereinbaren Standpunkt des 
A. L.-R. sind die Reltgionsgesellschaften entweder unerlaubte oder 
Öffentlich aufgenommene oder geduldete. Der Regierung lagen die 
Glaubenslehren und Prinzipien der neuen Gemeinden vor, hätten diese 
gegen die Postulate des §. 13. Th. IL Tit. 11. Verstössen (Ehrfurcht 
vor der Gottheit, Gehorsam gegen die Gesetze, Treue gegen den 
Staat, Sittlichkeit), so war die Regierung verpflichtet und darum be- 
rechtigt, die Verbreitung solcher Lehren und die Bildung von Ge- 
meinden zu untersagen. Dazu aber war gar keine Veranlassung, so 
sehr auch einzelne Fanatiker sich beeiferten, den Dissidenten nicht 
blos die christliche Grundlage abzusprechen, sondern auch unsittliche 
und revolutionäre Motive unterzuschieben. Die Regierung konnte 
and durfte den Anspruch der Ghristkatholischen auf rechtlichen Be- 
stand, wie den irgend einer andern Konfession, nicht mit der dogma- 
tischen Elle, sondern nur mit dem Maassstabe des Rechts, der staat- 
lichen Ordnung und der Sittlichkeit messen. Die Gemeinden wurden ^ 
daher nicht unterdrückt, aber das minimum^ welches sie nun nach 
der landrechtlichen Legislation beanspruchen konnten, die Rechte 
geduldeter Religionsgesellschaften, wurde ihnen nicht bewilligt; ob- 
gleich die Grundlagen und wesentlichen Prinzipien der neuen Kon- 
fession feststanden und eine Regulirung ihrer staatlichen nnd recht- 
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licheo Verhiküisse als driageiidea BedOrfoiss, ja io gewiaser Weis« 
als eioe LebeasbediaguDg fOr dieselbe ersckien, wnrdeo die Geneis* 
deo, welcbe ikrer religidsen Ueberzengaag die firübera recbUieke 
Existenz aad sUaÜicba AoerkenaoBg geopfert batten, io eiaem Zu- 
stande der RecbtsnnsicJierbeit, wo nicbt RecbUosigfceit (man deake 
an die Gogfiltigkeit der von ibftn Gekilicben eingesegneten Ebeal) 
gelassen, welcber mit dem im A. L,-R. aosdrOcUicb sanktioDirUi 
Prinzip der Glaubens- und Gewissensfreiheit sebwer in Eiakbag za 
bringen war, am so mebr, als die Gemeinden nicbt in die Kategorie 
der nnerlaobten gestellt worden« Die Unbaltbarkeil eines solchea 
Zostandes, die Unaosrubrbarkeit ond die onaosbleibticbe demoraUu- 
rende Wirimog jener Verordnoog war sehr bald aogenscheinlicb, uad 
ans polizeilieben Motiven erfolgten Konzessionen, wenn gleieb 
sebr bedingter nnd eingescbrftnkter Art; diesen werden später vieU 
leicbt wieder einige folgen, und so kann allmäblig wohl ein eioiger* 
maasseo gesicberter nnd die religiösen Ueberzeugnngen der Dissiden* 
Un scbonender Rechtszusiaod eiolreten. Welchen Aufschwang der 
Gematber, welcbe Begeisterong würde die Regierung hervorgerufen 
beben, wenn sie, gestützt auf den acht protestantischen Grundsatz 
der Gewissensfreiheit, unbeschrankt ond anverkümmert jenen Gemein* 
den, welcbe unbestreitbar auf evangelischem Boden stehen, die 
Rechte aod Freibeilen ertheilt bitte, welche unsere evangeliacben 
Vorällern erst nach schweren Drangsalen und bietigen Kämpfen dee 
katholischen Gegnern abgerungen haben! Die römisch-katholische 
Hierarchie freilich würde protestirt haben, wie sie damals protestirt 
hat; den Preussischen Staat aber, welcber alle Konfessionen nmfasst 
and das Prinzip der sittlichen Freiheit vertritt und schützt, welcber 
seine Macht nnd Stütze im Vertrauen und Rechtssinn des Volks hat,— 
ihn können jene Proleste ebensowenig berühren, als römischer Bei- 
fall und römische Allianz ihn irgend schützen und fördern kann« 

Der letzte Abschnitt, über die Rechtsverhältnisse der 
Juden, ist vortrefflich und mit grosser Sorgfalt gearbeitet. Der Verf. 
unterscheidet die staatsrechtlichen und privatrechtlichen Verhältnisse. 
Im ersten Theile behandelt er zunächst die gemeinsamen Staatsrecht« 
liehen Beziehungen der Juden im Preussischen Staate, und sodann 
die betreffenden Verhältnisse in den einzelnen Landestheilen. Der 
zweite Theil, welcber sti'eng genommen der Tendenz dieses Werks 
fremd ist, erörtert zunächst die Gesetzgebungen, nach welchen die 
civil- und criminalrocbtlichen Verhältnisse der Juden in den einzelnen 
Landestheilen zu beurtheilen sind, und sodann diese Verhältnisse 
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selbst. Die Rubrik: „privatrechtiicfae Verbältiiisse*^ ist za eog 
für den ibr sobsamtrieB Stoff, dtnii die crlminalreebt lieben Be* 
stimmaiigeB gebttrea siebt zum Privalreebl. 

Die fiofteAbtbeihiDg, die letzte des erstes Besdesy bandelt von 
den UnterriebtsverbaltBieseB (S. 612-^668.)» «od eslbalt die 
GeselzgekiBg Ober Privalerziebnag, Blementar - Uotenriebtswesen» 
habere Borger* nad Realscbalea, Gysmasien und Ualversitaten. In 
6er fiinleitang bebt der Verf. dtm landreebtliebe Prhizip bervor» dass 
die Sebalen StaatsaBstaltea seien , dessen weseBtIicbe Keasequenz die 
Uebeniaboie der Volksbildaag als eine Staatspiicht von den Gemein- 
den war. ,, Allein die«e Idee ist auch in Preussen nnr sebr nnvoli- 
fttlBdig ins Leben getreten. Was insbesondere die breite Grundlage, 
das VolkssebilweseBf betrlfi^, so wird dasselbe von des Gemeinden 
delirt, und der Staat kommt nur da, wo die Krfffte der Gemeinden 
nicht ausreipben, za Hilfe, diess aber in sebr ungenOgeoder Weise. 
Wir haben in Preussen 325 Land- Schul I obrer , die weniger als 
10 Tbaler jährliches Einkommen haben, 857, die 10 bis 20 Thaler 
haben; 2287, die 20 bi^ 40 Tbaler haben; 2826, die 40 bis 60 Thaler 
haben; 2957, die ein jährliches Einkommen von 60 bia 80 Tbalero, 
und 2833, die 80 bis 100 Thaler haben. Um diesen 12,000 Staats- 
beamten und den Sladt-Schuliehrern, die in ähnlicher Lage sind, es 
möglich zu machen, die Million dCinder, die ihnen anvertraut ist, 
wirklich auszubilden, wOrde der St^aC zunächst etwa mit einer 
halben Million Thaler jährlich hinzutreten raOssen . . . Diess ist eine 
sehr unbedeutende Summe im Verhällnisse zu dem zu erreichenden 
Zwecke; sie wird überdiess zur Zeit nicht gespart, sondern nur in 
anderer Weise verausgabt; statt sie nämlich für den Unterricht, 
die Erziehung jener Million Kinder zu verwenden — diesem Haupt» 
hemmniss des Pauperismus und des Verbrechens — wird sie auf 
die aus jener Million erwachsenden Armen und Verbrecher verwendet, 
man baut nur statt der Schulhäuser Armenhäuser und Zifcbt- 
bäuser. Was durch gesetzliche Anordnungen in Preussen für 
das Schulwesen zu erreichen, ist dem Wesentlichen nach erreicht; 
diese bleiben aber zu einem grossen Tbeile auf dem Papiere, wenn 
der Staat nicht gleichzeitig die Geldmittel giebt, sie ins Leben zu 
führen. Er ist hierzu nach seinen Prinzipien verpOicfatet^^ (S. 613» 
614.)« 

Der zweite Band beginnt in der ersten Abibeilung mit dem 
Verbältnisse des Preussischen Staats zum deutschen Bunde 
(S. 1^34.)* Bac. hätte, zur Orientirung des des Gegenirtandes nicht 
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Kondigeiy m der BiakitiHig eise gedrisgte DarsleHnog des Wesens 
sad Ckarakten des deatscheo Baodes, sowie des VerbaUiiisses ge- 
wOasebt, io welehem die eiazehiee Bnsdesstaaten zom Bande stehen. 
Nach eiaer «eklieB aUgaaeiaen Vorerinneiiing wOrde sich der Leser 
weit eher in den beiden vom Verf. nutgetheiken Gruadgesetzen des 
Bandes sureehtfindea. Besonders notbwondig waren lerner einige 
Andentangea über die eigenthOmliche Richtung, welche die Bundes- 
geselsgebang seit dem J. 181 9. genommen hat, «nd ihre Veranlas- 
sangen« denn ohne Kenntniss derselben möchte ein Verständntss «ad 
eine richtige Wfirdigung der ebenfalls abgednickten Bnndesbesehlfltse 
vom J. 1819. n. 1832.« sowie eine Erklärnog der mancherlei Wider- 
s^flche zwischen diesen Beschlossen und der Bnndesakte kaum mdg- 
lieh sein« ^Da die Basis^ der Landesgesetzgebung fiber die Presse 
dnrcb die betreffende Bundesgesetzgebnng gebildet wird^S so hat 
der Verf. beide Gesetzgebungen hier in Verbiadnng dargestellt. 

Die zweite Abtheilaog (S. 35 — 1 13.) fahrt den Titel: Von den 
Rechten und Pflichten des Staats Oberhaupt. Der Verf. hebt 
hier die ,,den Schriften Friedrichs d. Gr. enllebote'^ Staatstfaeorfe des 
Landrechts hervor^ welche den Staat auf einem Sozialkontrakt be- 
ruhen lässt, wonach der König nur das Oberhaupt ist, mithin die ihm 
zukommenden Rechte nur zur Erreichung der Staatszwecke besitzt, 
und vertheidigt diese Ansicht gegen die von H aller und unter An- 
dern auch Von dem weil. Berliner politischen Wochenblatte ausge- 
sprochene Verdammung derselben als einer revolutionären. y,Wenn 
man diejenige Ansicht als „revolutionär'^ bezeichnen muss, welche 
gegen den bestehenden^ rechtsgültig begründeten Zustand an- 
kämpft; so können umgekehrt jene Restaurationsgrundsätze gegen 
Gesetze und Zustände, in deren Besitze Preussen sich seit einem 
halben Jahiiiunderte glücklich fühlt, der erwähnten Bezeichnung nicht 
entgehen. Es ist anderswo bemerkt*), dass es ein Revolutioniren 
nach Vorwärts und nach Rfickwä^ts gebe, und der ganze Unterschied 
zwischen beiden nur darin bestehe, dass uns Ersteres unsere Ver- 
gangenheit abschneiden will und Letzteres unsere Gegenwart und 
Zukunft** (S. 37.). Rec. ist hiermit vollkommen einverstanden, nicht 
aber mit jener Begründung des Staats und der Staatsgewalt auf einen 
Vertrag, einer Ansicht, welche willkührlich und unhistori^ch ist. 
Wenn der Verf. jenes Wort Gärtner's (in den „antipolitiscfaen 



*") S. die Abhandlung: Roch contra Suarez In dem Centralblatte von 
1838. S. 1074. 
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Rriefeii*')>eotgeg«nlilt: '>,jass jedes TisiiSiigiieii, jedes Igtietireo, 
jedes BnieitesobMeiil d«s LandUBckts miiristoirtech ht und jede histo^ 
rieclie EsCWitlilairg- aoferes dffeAtfictien Reehts; wild unseres iViyat- 
reehls« von dem^LaadfiecIle ab ?on Hirer geg<el>eflMfi mid rorhaüdeiiea 
Woneelgestiiil avsgvtoii mtsse^ <&S7. AtiiD.5.)r-^ »o'iäl'dtttilf Mr 
die Herrscht 'der VeHnigstheorie niehts bewiesini^ detti dle'Staats- 
tlieorie^det Ikn^drecfciSy welebe tm Ffirsteii nur dasOberiMapt öAtk 
deo Reprfliiestüteii des Staats atterkesul «ad «eke -Reebte av staais- 
reebtüebe latemsesuDd Zwecke bindet, — eiae lliewie,* welche 
nehr ^i^ mdir in das Volksbewnsstsein fibergegaai;eB ist ittd da« 
dttrcb Leben und AeaKtil gewonnen hat — , hi a^ "im Laüdrecht 
nicht auf £e Andabme eiilea SoziaHioKtnskls battrt, and Vfice ei der 
MI, se werde dies» abstrakte, oabbtorlscbe Begrfindungsfweise and 
Argnmentntien -eine andere bessere nianals'ansscbliessen, ohne dass 
dadnrcb „der bestehende, recbtsgfillig begrAndete Z^sstaitd«» irgend 
in Frage: gestallt wäre. Anch Reo« baldigt denhistorisdieii Stande 
fnnkte bei Benitheiluiif von Staat usrd Recht, welcher die Gegenwart 
erklärt und würdigt als Produkt der bisbevigefl Batwiekltng^, nnd eben 
darnm ist ^ wieit eätfernt^ die- la^idrecbUiahei ^esetagebnn^ verlflag- 
nen) ignorlven oder beiseitaschiebeh zä weiten^ indem er^ diese abet* 
nach dem Charakter «nd der fiildaag der Seit-Ifeartbeilt, in welcher 
sie entstand, viadizirt er< jeder Zeit'einenreehtsbHdenden Trieb und 
Bernf, und hte^ ersdieint ihm ab das' orspriagticfh SefaaiTende nnd 
Enen^iU das Volk, sefls Gesamintbewnsiisefn, sei«e SiUe. So 
bat der Drang der Zeit neoe lidcMiy neoe Formen hervorgerufen, 
wekhe dem A.1».-'R.'> fremd sindf so strebt grade die Gegenwart, jenen 
Standpunkt Friedri€h's.d.6r*OBd des Laudreehts zu Obei"winden, 
welcber ausgesprochen ist in der Phrase: y/A4les ffir das Volk, 
Biehu . durch das Volk«^' -^ Ueber dbn völligen' Kängel einer 
wBsaenaebaAHchen :Ordannf <niid an Zusammeabcrng ia diener Abthei- 
luttg bat Reo. schon oben bericbtet% Der Absehniftt dl« ftussern 
Landeshoheitereehte «ntbftlt'ttur eine Rubrik: Oesandtschafts- 
recht. Der Verfllgidbt die wiehligsten Schriften ttber dasselbe eo, 
handelt idter gar niehtvoii den Gesandtd», obgleich iQr die eigent- 
lich gesandtschafilichen Verhfiltnisse eine" Reihe landesgösetzlieber 
BestimoMHigen vorliegen, sondern beschränkt sich auf A^lbellang 
das Konstlarref^lements vom lg. Sept. 1796* In Beziehung auf 
das Kriegs- nnd Bändnissrecht lag die Darstellung der Bändes^setz^ 
gefcuugiUnd daa Binflusses'der Btindiasgew^alt, sowie dMr besobderen 
Steünng Preümna als eun>|>äiM9ber Gresamneht Dfabe. • ( 
Krit. Jnhrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. X. ^ 59 

Digitized by VjOOQ IC 



jWe drin« A^lMfawt (** ll4r^M2,) eMlik «« tt|s4il€li^ 
y^rlMtoBg itB Preiiftii>eii»B Sftaail ttd kl.auMri d^ geloi« 
§mm At#i»iilM» j^ t»i<ei Wcritt^ >U Mar g»MUeli«lklMB Eni* 
\mlmM§ wM <U#KwUlifcMf, AnldbiUfmi^iMMi 4erUAl«f«teg 4er lud- 
f«9a4iHll«li.V«rf«Mfi9g9B Md «UtodiMlmi ikdil» ia den minaiMa 
laocUfni» i» 4»« fiM^Udgaa darg^tulte, mii J«dain:di* mtAwiis 
4it« Ff#M#iidie ((0HiUlg«bMf fiWr die ,^NiU«e*etoifeitesUlieo^^ k 
grfper ValkMIadigkfil iiiil«etfceill, u4 die ^BotidekkMg«' des In- 
»titele der Rejf toeUUwIe bis. a»r MiieBteft Zeil ^rerlolgl. In- den iol- 
geedflB AMcheilleweiftl der Verf.*die Uoililtaglitihibeil. and das Be^ 
de^chci imoPr^iiaial&UUidee ohae Reickssllade nacli^ theill dk 
liekaaiileft AessprüeM Bardeeherg^s uad Wilbela v^^flanbeld^s 
Ober diesea Pnakl» sewiedie Aasiehlea ven DablmaiiB».Ga.na and 
BilowCaaiaier!9.w smI^ worauf die Geaette Hber Pcenaaialelliiide 
«ad ihre Aoss^lifiase» die JConmaiial» iiii4 Kreilsliade, .imd. sdetät' 
die Aber die recblllcbe SteUnog der LaudrAffae felgsea, dereii mpileg^ 
li<:b sUadis4^r CbaivibM dtt'cb ibr Verbiüotsa äa dea KreiJssIftAdbai 
wieder berVjeng^b^*« w^dAa isl. ' . . 

Pie vierla Ablbaiiaag(Ven dOn SuatseiakfinIlAn and lia*- 
kaUsehea {lejckl^^at S*^3r-aa2.) iNafas^ aaeh einer ^ beeoaders 
dar^b die NiUbeiMg #toer; Reibe vea.EilMiBlaissea Preastoiseber 
Geri^sbOle» iaiereaieelea Aasmkriiag qbet die .^Delebraag^. des 
SUelMiAisMluw .VMi.l6k. Neu. ISaU io. Betreff des VcrhäUaissfö 
jpviscbea dsm Fiskal, and den.X^adeshefceits-AecItea^' im sebr aas- 
fttbrüebeK iw4 veUmuidlger. Weiae^)in yetbiadung nit ^escbicblkcbea 
Kinleitoj^geiif die Ck«eligebAagrib4r die SletterhY-I^einaia«», 
pie49^« Re^atiea tm.Allgeaielaeoyiuiid fiskalisebea Beebte. 

DieJÜnfl^, Ablbeilung (S. 33^—436.) betracb^t fas.EiazebMn 
die. Re^j^aU^Ot ead Re^ehitei, welcbe der Staat ib Aasebunig der 
$tr,aMe9« Strieme» Baien tfiid Me^rcttafer beaitat^ oad zwar 
z^ä^\aü iß Aas#btfag der Strasaen» die Reobte aa Blienbabpeo, 
{^fid* and Beer«lrassee nnd GbanaseeB, .aodarin äu Wa&serregal 
a%cb feiue» «(Mtnigfaeben Beiiebungea ^ die Z^ileMt den Gebvaucb 
der KpnniaaikaliiOafr-ApUelleiiy feracir d^ Pestregai und daüHlili* 
lenrecbly werauf in der : 

sechstepi AblAeilung (S. tö7^m^) die Beerte dea. Staats 
auf herr««:losje G^ler uii|d Sachen feigen, napMmticb anob ^as 
.Jagdr;e|;aÄ tiad.B;ergr)egaL ^ v. 

, ,|n.d4riatebelilen Ablbeifan^ (Ole.&eriebtsblipkeil^ S,,4f*-* 
572.) bandelt der .VerL ««erst ton dm Umfange der Antizhebteit «n 
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VoirMfaiUi» l2il aälmi StM^t IMlt Uer idicp StatlgfiMrilg« nn% 
welche Preassen zur Erleicbterung i^ fteelitiftfle^v VMt Bdiaf 
geg«is^gerfiMlrfeAia{fi geHAÜielier inetiiuaiüiofai' «^ ^e^ Aus- 
lldfe^n«|gr' ^B! V«rUtM>beffluiiicL'I)e8eHeiir«li':nlt «a^lfni ^Suifeii ' ^ 
scblMM iMt^ JuiAgeh^iastf'ZiiriDwiieHmigiMr A^Mii«tH4i9^ 
J^siiR^^'tilMr. Afl einer geM^UcUift^FtMMMJig Ui'VnUtfcliMei 
zwisfibeb > Jtfüii'' fliuI^AdkimialrtttvMfltfebeii' Mir ee^t-Md^^ler' V^4 
be«efa#«Bit.^«ii;b Mif Mi«rtieil«i^ «to#>VMi>idäi ibfaailuiftMteii 3diM4ft 
darüber aufgestelllea AMiebieti^i obni» atii»^ e%i096 jd^ efMbIrMli; 
vergl. Docb H. A. Zachariä, Deutsches Staats- und Bundesrecfaty 
Abtb. 2. §. 145. — ^ Der Verf. uoterscheidet sodann die Falle, in 
denen die Kognition der Geri<ihte ganz ausgeschlossen ist, und die- 
jenigen, in denen die Administrativ -Exekution, vorbehaltlich des 
Rechtsweges stattBndet, und geht dann zu dem Verfahren fiber, wel- 
ches bei Kompetenz- Konflikten zwischen den Gerichts- und Verwal- 
tungsbehörden gesetzlich festgestellt ist. Die folgenden Abschnitte 
behandeln den Umfang der Civil- und Griminalgerichtsbarkeity 
die Polizeigerichtsbarkeit (namentlich die Organisation der Po- 
lizeibehörden, die Kompetenz der Polizei -Strafgewalt und das Ver- 
bältniss der Polizeibebtf rden zu andern Behörden), die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit, die Gerichtsbarkeit in nicht streitigen 
Sachen, das Verhäitniss des Richters zum Staat (die aus dem 
Prinzip der Unabhängigkeit des Richterstandes vom Verf. abgeleiteten 
Sätze haben durch die bekannten Gesetze v. 29. März 1844« wesent- 
liche Modifikationen erlitten, wie sie der Verf. in seiner oben angeführten 
ausgezeichneten Schrift über diese Gesetze nnumstOsslich nachgewiesen 
bat), endlich die Lasten und Nutzungen der Gerichtsbarkeit« 
In der achten Abtheilung (S.573 — 605.) ist die Rede von dem 
StaatsbOrger-Rechte» dem Erwerb und Verlust desselben, von 
den Auswanderungen, ihren Bedingungen und Folgen, von den 
Verträgen mit andern Staaten über die Aufnahme der Ausgewiesenen 
und Vagabonden zu Unterthanen, und vom Abfafarts- und Ab- 
scfaossrecbte, welches nur noch geringe praktische Wichtigkeit 
bat, da ein solches in Beziehung auf deutsche Staaten nur noch von 
den Provinzen Preossen und Posen gegen Bremen, und von Privat- 
berechtigten in den genannten Provinzen auch noch gegen Baden, in 
Beziehung auf auswärtige Staaten nur noch gegen Ungarn und Sie- 
benbürgen für Nicht-Militairs, gegen Massa, Karrara und St. Marino 
dagegen allgemein ausgeübt wird. Der Verf. giebt hierüber sehr 
genaue NachweisungeB. 
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Di» aaMla AMMÜMg eUlUk flaOill «ke OMrsldlwig da« Ar- 
■iMir»M«8 (& 606^687.). 

IW CdMMMk iM W#gks wifd erleMilMl iweh eis sehr Borg* 
Mlig gemMMlm c l w • I t yMkw QttrtiMytaaidMwf obA et» alplia- 
UtiMhM gjitlupigktir, w»Mmi «WriM Ree. tahr oft mi SUck g«- 
iMMri Uk. 6«ht wtMdMMweftib ifi jiMgMt« iMl die ui der Yer- 
reie feittJateia» 2 Kartm« j«b Zwacke der VOTensehevKchiBg der 
■IhilHy Biidefcg d— Ptf ea te wek ee Slaeto wid sener gegeewiriigee 
BeeMadlheUe, tmAl fcald ersdMteee »«eble«. 
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MM. A n m e l g e ik. 

Zar Erinnerung an GustaV Hago. Beitrag zor Gescbjcbu 
der Rechts-Wissenscbaft von Meinr. Mjmmenlämwätm Berlio, 
gedr. in d. Ded^erschen Geh. Ober-Hofbacbdruckereif [Leipzigt 
Kammer^] 1849. 17 S. 8. (geh. ^ Tbir.) 

Diese Blätter enthalten weder eine Oarsteliong der Lebensge- 
schichte Hngo's noch eine vollständige Aufzählung find Besprechung 
seiner literarischen Leistungen, sonckrn sie gehen ii\ allgemeinen 
Zogen und Umrissen ein Bild seines wissenschaftlichen Geistes/ wie 
er sich entwickelte und sich gehend machte: |,an daa EslscheidSend^^ 
das Durchgreifende, das Epochemachende werde errionert, was er 
in seinem Fache und in dessen Behandlung theih durch Autrettung 
von Vorurtheiteut theils durch Erweekung und Anregung neuer kräftiger 
und schwunghafter Ideen bewirkl und geiichaffen.'f Diese Ttmdenm 
der kleinen Schrift erklärt sieh ganz natirlkh aus- ihrer upsprCingt 
liehen Bestimmung; sie ist fttr die Augsb. aNgenMine Zettuag ge« 
Schrieben und in derse(ben zuerst rerOfentUcht, jetzt aber mtt einige» 
Znsätzen rermehrt ^wieder abgedruckt worden. — Bcr Verf. ist ei» 
enthusiasttscher Bewunderer des Verewigten; dies tnsiert sich theik 
in den nicht sparsam gespendeten Lobpreinungen, welche uns Andere^ 
die wir Hugo^s grosse Verdiei»te um die Wiseenaehaft heebsebätzeir 
und laut anerkenuenri ohne dock kt äer Bewuaderaug derselbe» 
gradezu aafimgehev, oft Obertriebea^ verkommeny theils dariuy das* 
der Verf. in hingebender Liebe zu seinem Ideal selbst solche Eigene 
Schäften desselben, die mau bei unbefkngener Aneicht Seaderbarkeitenr 
zu nennen sieh veranlasst ßude» kann, zu den aeinige» zu unmIm» 
gesucht hat. Zu den letzten gehtfrt z. B. der Styl, was sieh ft^tieb 
weniger aus dem vorliegenden^ Aufsatz^, als aus- iw vor Kurzem er<*> 
schienenen Abhandking des V^rfs«: „Justiuiens Digpeeten nach Drit* 
cheilen, Partes, Bachern, Titeta und Fragmenten ^^ erkennet» lltosl^ 
Eine solche Gepiruag ist in keinem Falle etwas Anspreebeudes; was 
bei dem Copirten als eriginell erschien, nimmt bei dem Copirenden 
gur zu leieht die Gestalt der Carrikatnr an. Zu den ezaltirtei» Aeo#* 
erungen des Verfs. aber rechnet Ref. z. B. fotgeode» ^Hog» vew 
der Triagweite seines Geistes weit Ober PUte hiaattBgefllhrt''9 femer 
die Bemerkung S. it., nach welcher sefbst die' Aulindung der In«« 
stitutioneii des Gajus, grosn^ Sttcke des Tbeodos. Codex und der 
Mai^schen Patimpseeten als eine Folge dea Eifers« und der Begei** 
•teruBg dargeklolh'Mrd, mit wekbeA H» die ausgeaeiebneusten aei» 
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IBfe Bj/$$e nkMrd i^ Zur Eriimennig; an GuMt Hogo. ' 

aer joristiselieii Ztitgeiossen aal ZohOrer erfttHt hat. Dofh Ober 
dieses und Aelinliches wollen wir nicht vergessen, dass in Allem, 
was der Verf. nach H*s. Tode Ober denselben ausgesprochen bat, 
sieh eine Pietit zo erkennen giebt, wie sie Oberhaopt selten ist und 
mm Ueberraseheadftea aaler den vorliegenden Verhältnissen erscheint: 
bei einem jüngeren Preassischea praktischen Juristen gegen&ber 
einem bauptsleblich In der Bearbeitung der ROm. Rechtsgeschichte 
ausgezeichneten I1ieoreiik#r,. dessen Glanzperiode nicht erst mit dem 
Tode schloss. — Wir können dieser Pietät unsere Anerkennung 
nicht versagen, wenn wir derselben auch eine andere Form ge- 
wflnsei^ Mtt^n.^ ' 



Untersnchnn^eQ aber die wirihsclaftliclieii Gmiidlageh des 
Recliti^ voll JÖr. phiiQB. i'rieaemann Aüttlinsej*, Rech- 
nuDgs-Commissair bei d. K. Regierung v. MiUetfranken. Apsbach, 
Gummi inCbuimiss., 184^. XII u. 121 S. gr. 8. (geh, J Thlr.) 

Dasä die GegeaalAnde» auf v«flleke die Reebte der Measchen ge« 
ricblei sjad» atcM blos eine reobüidie Bedeutung haben , soqdera 
«nehv^a. andern SeAea, iasbeseddere von dw wirihsobaftlitthen^ ie** 
iraclilel ^^mardsfi kOeaea# isl^o Mar pai eiBJeucbtead,, dass wpW kaem 
tia Zweifel Atrflber anfk^MmpeEa wird« JBbeas^wenig kaaa es Dem* 
j^oigef , < wakhec die Aeatuamna^ der.'ReebtavorsDbriftea an<$h' «ar 
mit, tiaigiei\ Anflaarkslnikilt Ja Srwägang ^i'ebt, «at^bea, dass bei 
dar Entstehung^ derselben iUe wfartbsebafUielienuyerJialViMS»« mitwirken 
aad 4äss dkstlblBn oftuiav Gestai&uag de» RaeMs> die Veraabssaag 
gebcta. . Weaa aas abo . iemaifcd sagt,, dass dift/Rfcbtswisseosehaft 
aad die Wirtbsfbiiltslebre aiitteiaaideraaaai^^idiiagea aad die aima 
sieh Uer aad dai«a 4ie(aad«i^iaalebaA^.so- wird m«u,iiiai laibeidenk« 
lieh beislimaiaikktfAne»i abdr aach «s etkeaneA.febea «lüssta» das» 
dies einb alte« läng^ «vrkaoiHe/ Wabrhett aeyw l>ag^gea werden* wir 
es tmoieri däakba^ an^iuaahmen.ikabas, weaa ein Rerufeaer jenea Zu- 
saflHB^ahimg teefer s». beipvIli^Aay ja^iväe' dea. gctgeaseiti^^ £iafla«s 
dealbeaeieboaifaiMSsaaftclMftüfihea Gebtateiattf einander im JBiaaeinea 
Avznlagtai iiad ia'pbüoftiiphiacher fldtraciHniig aaf ;Priacipiea sartck- 
zafilkreBiaateraiaMai.'^ Daler^aohtfagen^t dieser Art ain4 auch in der 
nenerea Zeit atAts iiU deit ibtoon : gababreade« uAaerkennung aufga- 
DaaHtaettiwetdeok". RaC« ertnii0n,<n«r>aa die z^ar klßjne, aber sehr 
gediegeae .8ebffi|t:Voa liaCaaQie,. Milehe, M^ebalsen tat diesen 
Jlabi^« .ia4£.. S; £01 ff. baur^iJii JiaUv^ jm dar Erwaatong^ atwaa 
AaMiciieS' ia. den.iBiiebe..«i'faiea»,. deaseo Tital obeo aageKebaa 
wardea isl^pabia'Raf« dal^elbeiiai <li«;IIwid^. Das VorwoH.steigerU 
diese Venailaialaang^ loderoseHiea. heriebtet der Verf..auerst,.dssa 
er'ia dei«; Jahren 18M« h ehiJ)aeb üatendeai Titel: Grundsüga aiaer 
allgematnea: Aecbta-^ a# 'Wi^hsabaflslehray gQsebpiobeB babe^ (Ref. 
batl0-bia>dahia.vao dlaaeii Raaba aiobugewttaal, pineJgnoraa^t ia 
aiekhaaeriailiilebaa fieaassea aadidieer lu baUageskaiiia.biailiag« 
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lidie V«railltt^Qiig za häbia gfanbt,) und dass ibift^ wie er in' d^ 
sweiten Bändehen jenes Buches dargetkan, ia Beziehung auf eine 
jurii^tsch^oaineralisttscbe Sdiule zwei Einwendungen gemacht werden 
5eyent 1). dass jene zwei versehiedene Wissensehaften nutzlos ver- 
mitcht wirden, nnd 2) dass er eine nähere ünlersuehnag über die 
wirihsehaftiicben Grande der Keehlsnoriiien und somit eine innigere 
Verbindmig der einzelnen Materien ^schol^iig geblieben sey. Diesen 
Einwendungen soll nun*, so föbrt der Verf. fort, durch die gegen» 
' wttrtige Schrift begegnet werden. — Was aber ßind Bef: in dieser 
Schrift selbst? Soll er es aefHehtlg sagen, so entbffltsie in der 
Tbat eine bechst trockene und triviale Außsählung i^on Re<ibt^ätzeii^ 
welche hier und da auf e^(ie ganz locicere und ausserlic|lfe Weise 
mit wirthscfaafilicben Grundsätzen und Verbfittnissen in' Beziebun^ 
gebracht werden. Dieses Urtheil kann nicht i>esser' belegt werden^ 
als durch die Mittheilung einer Stelle aus dem Buche. Bei dem 
Uebergange zum ObKgationsrecbt nach Besprechung des Sachen-, 
Familien'- und Erbrechts finden sieb S. 35« i» fdgeade. ^»allgemeine 
Betrachtungen '^ des Verfs.: t . : 

,,Ehe wir zar nähern UniertucjiUQg ^er wiribscbaftlicken Crrandiagen 
des Obligationen -Rechts übergehen, woUen wir vor AÜem einen kurzen 
Ruckbliclt auf das bisher Entwickelte thun. Wir nnd hiebe! ganz dem Gä(%e 
der Entstehungsgeschichte des menschliehen Geschlechts gefolgt, und hlri)en 
zuerst den Menschen allein .gegenüber der Saehenwelt gesehen^ wie er von 
den Ihm dargebot^en irdisehen Getem' BesHiz nahm und sie för «ich nutzte; 
dMm in Verbindong nit einen andern West n s^nes 6eMhleeb4es, wie sie sich 
beide gegenseitig genieiseni zosanunen wirth^^haften, fCiüder erzeugen, diese 
ernähren und erziehen; und endlich wie der Mensch stirbt und sein Naehlass 
unter seine Hinterbliebenen vertheilt wird. Htebei haben wir al)er die traurige 
Wahrnehmung gemacht, dass alle Handlungen des natdrKchen Menschen 
voAHah- und Genusssucht, voadem Triebe nach witthschaftüthlietf Vtfrthel- 
leu geleitet werden. Das Sachenrecht ist ihm nichts anders, als die Lehra 
vom Erwerb und Gebrauch irdischer Guter zum Unterhalt und zur Ergötz^ 
lichkeit des Menschen, und das Eherecht eine lebenslängliche Verbindung 

' zweier Personen verschiednerlei Geschlechts zur Geschlechtsbefriedignng 
und Erlangung von Gfitergenttnschaft; -^ daher die Svdht, schöne mid 
reiche Friioen zu .bekommen^ W«il dei^Mann Frau und Kinder ernähre» 
mos», so hat er auch Gewalt über sie, und darum müssen sie auch für ihn 
arbeiten. So wird auch die väterliche Gewalt zu einem voriheilhaften Ger 
Schäfte gemacht, und Manchen erscheinen viele Kinder bi6s deswegen als 
ein Segen, weil sie dadureh viele Arbeiter und Vertheidiger ihres KigenUimtit 
erhalten, was namentlich bei .Nemadenj Kriegern und Landwirthen der Fall 
ist ; denn Kinder pind als die künftigen Erben ihrer Aeltern die besten Knechte 
und Mägde derselben., Selbst aus der Verwaltung des Vermögens Unmündiger 
ttdch^n gewissenlose Vormdnder Voirtheile zu ziehen, und detn gewöhulicheli 
witthachafUlehen Menschen ist das Erbrecht nichts anderes, als deir Ei<werh 

' der. iSSuier eines Verstorbenen 9 weshalb er den baU^en Tod .des Erblapsera 

, WMPlcht. Was wird ihm daher das Obligationenrecht seyn? Offenbar blos 

die Lehre von den Verhältnissen zweier oder mehrerer Personen , wodurch 

der eine Ttiell n>n dem andern Etwas fordern kann, also materielle Vor- 

ih«ite «vlkttgt.«' < 

Iit «(dlchen seichten Bemerkungen bewegt i^cb der Vcrt das 
ganze 'Bu^h htndureb. Ref. hat auch nicht einen originellen oder 
ftr ditf Wissenschaft erspriessliehe Gedanken gefbndeii; Somit iit 
4iö Angabe, wdabt der Verf. sich gesteift bat, durch an nicht ge^ 
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Iftil worAe«, $t\m Bacfa tföf 4ie WiMlM8«lMfn.'ohBe, BtdhNlIoiig. Da«s 
«r, eio VerwAllwfshfap^ter, vom Rechte n«br weii8,»,al8 vielleielil 
Apd«r« seiB^i SUad«», mag deo Vert ajaf die I4ee gebracbl fcafa^Of 
iU«s er in Sumde seya werde» eineii GefeneUod ze hearbekeo, 
defsen Besprechnog eine KeonUiM der Wirtb«ck9aft6letffe sewehl als 
der Rechlswissenschafl verausseUU . Er bat jJier. dab^i äbersebeot 
dass fs bei eiaer Uatersucbaag, wie er sie anteriiemeilKn, aicbt Mos 
darauf aakoamlt dass. man voa den Gegen^uMen depseiben Etirjas 
weiss, iondem dass hier eine phiJqso^isdbe Ouceblüildueg i^opbaadeii 
seyn moss, wie sie nicht bei Je4ea «ad feenig^tees bd ^em VerF. 
nicht gefunden wird. Ibfe Steile vertritt bei demselheii der g«te 
yVille, welcher ihm nicht abgesprochen werden soll« WSi djeien 
kommt man aber freilich auf dem Gebiete, welche« der Verf. betreten 
bat, nicht weil« 



Criminalistische Beobachtntigen und Erfalirnngen. Eine Vor- 
lesung, in d. Gesellschaft f. Wissenschaft!. Vorträge in Berlin ani 
25. Januar 1845. gehalten, von JDr« C. IPT. Asher. Mit einem 
-Vorwort. Hamburg, Agentur des Rauhen Hauses, 1845. XVIIl« 
«. 40. S. gr. 8; (geh. ^ Thir.) 

Die gjßgenwärtige Vorlesung betriff^ vorzüglich die Frage wegen 
allgemeiner Einfiihmng des pemisylvanisehen Gefängnisssystems« Der 
Verf., welcher früher seihst f&r dauernde Anwendung vereinzelter 
Haft sich ausgesprochen, nimmt hier, in Folge neuerer Beobachtun- 
gen u. Erfahrungen, seine Ansicht zum Theil zurück, indem er sich 
für eine weseatiiche Beschränkvng u«d Jkiodifioaiion jene» . Systems 
erklart. Er findet die Erklärung des nnverkennhar sich daHegen- 
den ionern Widerwillens gegen die dnrcfag?tngige Anwendung verein* 
zeiter Gefangenschaft und des vofi ^o vielen tilchtigen Männern ge- 
stellten Anverlangeas seiner Ausfähraag darin , dass man bei Extre- 
men stehen geblieben sey, dass diejenigen, welche sich tlie Reform 
nnsrer Gefängnisse hauptsächlich angelegen sein lassen, den Ver- 
brecher ebei^.nur im Gefängnisse gesehn haben iind dass das Ver- 
fahren, wejcbes sein Strafurtheil herbeiföhrt, ihn in seiner Individua- 
lität nicht gehörig erfasse und vorstelle. Die fortdauernde Einzelhaft 
werde manchem Verbrecher eine besondre Wohlthat, auf andere 
Verbrecher ,ohne allen Einfluss . und bei andern endlich von ^sehr 
schädliche» Wirkaagea begleitet sein, keineswegs aber hei allea 
oder doch den meisten dieselhen Wildungen hervorbringea. Man 
habe bis jetzt — meint der Verf., worin ihm wohT beizustimmen seia 
würde — hier wenig Rücksicht auf die Individualität des Verbrechers 
genommen; diese müsse zunächst erst vollständig erkaaat -werden. 
Der Veirf. bemerkt, dass deshalb noch nioht fttr iille. v^schiedne 
Individualitäten verscbi^due Stafarten: festgesetzt werden müsstea. 
Allein wie man schon jetzt in einigen der besten neueren Strafen- 
stallen ßin drittes, eine Art gemischtes System, gleichsam eis^ Art 
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Weebselwitiyefaaft bii^^fart habe, dor^ welche, nach 'WrscbiaJnen 
ClaMifioiitioii^ ondi fifar gi^wbse Zeiträume « ider6efangBe vok enier 
iselirtea Haft zaeiser f^emenMchafÜichen hiniiber* und zarftckgefObrl 
werde, so» glmuht ier Verf., werde es a»ch im Ailgemeineii genögett, 
wttflo die .Strafgef^gnisse so eingerichtet wären, das« eine jed^ 
Aeser. PreUMltsstrafeB znr Anwendung und Au^fahrung gebracht wer- 
den kdnne und dem nrtbeilendea G^iehte die Möglichkeit gegeben 
eeiy auf die Anwendang der einen oder andern zn erkennen. Diese 
Möglichkeit indet der Verf. im öffentlicb-mttndNchen Verfabren, 
«lurcb welches allein das urtbeitende Gericht die Thal und den Tbäter 
in allen ihren Beziebungen gehörig erkennen köane. — Die Abhand- 
laag ist mit Geist, Saebkenntniis und Wärme geschrieben. -^ im 
Yorwerl« werd^ «antge inlö'eedante MfUfaeilungen des Crinftinalraths 
von.Widk zu fiötzow Über die in dem Stra%ef)lngnisfie zu D reiber* 
gen (im Grossberz« Mecklenburg -HSebwerin) gemachten Erfahrungen 
r^erirt. U dieser Strafanstalt, wekfae seit 1839f atlmHlig besetzt 
worden ist, bat man da» laelirsystiem eingefÖfarC; jedoch auch hier 
bat Mch bereits der Gegensatz zwischen System und Praxis bemerk- 
bar gemacht und der Verf. findet die EkrkUtrung desselben darin» 
dass man der Glassifi^irnng der Sträflinge noch eine aniere (objectiT^) 
l>nmdlage gegeben habe, als die ihrer Individaalilflt. — Insbesondere 
ist aber, auch hier mit Recht darauf' aufmerksam gemacht werden, 
^ss man, einer Strafgefangen Schaft ^gegenüber, wie die neuem 
rationellen Systeme sie wallen, aacb mit der Untersuchungshaft, 
vorzüglich binsichtlicb ihrer Dauer, eine durchgreifende und roll- 
stttndige Veränderung vomebfnen mQsse. 



tJericbtshalle« Sammlung merkwürdiger RechlsfitHe aus neuester 
Zeit, bearbeitet von Mehreren^u. heransgeg« von JDr« Ü« praun- 

' fels» Advocat in Frankfurt a. M. — Erstes Heft: Bletry od. die un- 
bekannte Leiche. Verhandelt vor d. Assisen zu Golroar vom 10 — 16. 
März 1845. Frankfürt a. M., Oehler, 1§45. 92 S. (geh. ^Tblr.) 

Eine Vorrede bat der Herausgeber nicht vorausgeschickt. Es 
lässt sich daher die Tendenz dieser Sannalung nicht näher angeben. 
FtU* eine Bereichernng der Roman^Literatur, als eide Sammlung cri- 
pninalistiscber Novellen lässt sie sich aber schon deshalb nicht an- 
sehen, weil die Mittheiluag .im vorK Hefte die sämmtlichen Zeogen- 
verbOre u. s. w. wortgetreu enthält und keineswegs den Process in einer 
erzählenden Form referit, vielmehr aus den steqographiseben Nieder- 
schriften, welche bei den üffentl. Verhandlungen von den dazu be- 
aioftragten Correspondenten fran,zö^^ Zeitungen aufgenommen und m 
letztern wieder abgedrjuckt worden waren, entnommen worden m sein 
sebeint. Ob der Herausgeber n^r aaf Fälle des öffentlich -münd- 
lichen Verfahrens sich .bes^bränMo werde, lä&st sieb zur Zeit auch 
nicht abseben. Die Mitlbeilung der Verhi^ndlungen des Proces^ 
ses Bletry für das .teütscbcv Publicum ist aber jedenfalls darum 
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4«»keti*wortli » weil iwnMt alledHiigs das bcsoiri«re lateresse 
BidU Um 4ts Joristefe^soBderii eiset Jedea lebhaft in Anspraeh 
nafaaiea mua. Es ist bekasot, 4ass die Beantea der Bisa&baha aof 
der Stalioa Fegerskein bei Strassborg am Mergea des 10« Jimi 1843« 
plOUlick eiaen starken Leickeagerooh bemerkten , welcher aas einer 
am 5. desselben Monats bei der Ankunft daselbat abgeladenen, aber 
bis dahin nicht abgeholten Riste drang nnd dass man b«i Ereffbnng 
der Kiste Seiten des Geriehts in selbiger die grissKeb verst4iaimeiten 
Beate einer Fraä von 40 bis 50 Jahreki^ wovon die Beine, welche 
in der Kiste keinen Platx gehabt hatten, fehlten, Torfiind, sowie dass 
die AerzU erklärten, dass die Frau in Folge der imi Halse beind- 
liehen großen Wunde, welche ihr bei ihrem Leben beigebracht wer* 
den, gestorben sei. Mehrfache Thatsachen, welcbe in Bezug auf die 
Frage, wer die Kiste auf der Eisenbahnstation abgegeben ' habe , er- 
mittelt wurden, lenkten den Verdaehi aaf den Bandelsaumn Bletry ra 
Mühthaosen, welcher, als von einer hMbst geaehteten Familie abstam- 
mend , für seine Person nicht in besonders gutem Rufe zu stehen 
seheint und mit einer übelberfichtigten Fraaen^rson, von de^en 
Gewerbe er millebt, zusammenwohnt, so wie auf diese FVauensperse« 
und zwei Oienstleute derselben. Das Auffällige der Sache besteht 
insbesondere darin, dass, der sorgfaltjgsten IVaehforsehuDgen unge«^ 
achtet, bis jetzt Nane und Heimath der Ermordeten nicht zu erniit« 
lehi gewesen, ja dass als man in dem Leichnam eine bestimmte Per- 
son tu erkennen glaubte, diesen Glauben, durch etnige Zeuigeiiaus«- 
sagen unterstatzt, bei der Untersuchung festlnelt und darauf die 
Anklage basirte, diese Person, welche 120 Meilen entfernt war, 
durch die Zeitungen von der Nachricht ihres Todes ttberrascht, nach 
dem Orte der Untersuchung hinreiste und sich dem Untersuchungs« 
richter und den Zeugen, die ihren Leichnam erkannten, als die Verr 
misste legitimirte. Ebenso war es ein seltsames Begebniss, dass die 
ersten Assisen -Yerhandlopgeo, welche im September 1844. vor den 
Assisen des Oberrheins stattfanden, auf den Wunsch der Vertheidiger 
der Angeklagtien wegen ungenfigender Voriintersucbung abgebrochea 
wurden und im März 1845. ejne neue Verhandlung vor den Assisen 
zu Golmar erttffäet wurden *-^ Die mitsetheilten ZeogenverhSre bieten 
viel interessanie AnfiscU08se'4ar, ^^ die Reden des Generaladvocaten 
und der Vertheidiger sind ebenfalls mit Anszeichnung zu nennen und 
wahrhaft ergreifend. -^ Bl^try bebst den übrigen Angeschuldtgteil 
wurde freigesprochen, -^ und nach 21. monatticlier Haft endlich in 
Freiheit gesetzt. — Bs lasst sich schon fm Allgemeinen der Sehluss 
nicht rechtfertigen, dass, wenn die hier vorgelegteil Untetrsvehengs« 
ergebttisse einem i^chtsgelehrten Ricbterdolleg, zeiiheriger Verfas- 
sung vorgelegt worden waren, dieses dieselbe oder eine andre Rn^ 
Scheidung gef^Ht haben würde, theits weil auch hfei* ^nbjective An- 
sichten entscheiden und die Ueberzeilgung des fiiozelnen sich nicht 
im Veraas bestimmen und äbzirk^ lasst, theils weil' dem R<i(fhter 
hier die aus 'der ünimttelbaren Anschauung hervorgehende Ueber- 
zeugungsquelle mangblt.- Allein wenn man Mos bei den Aussagen 
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dtf Inctlfttiali nni Zai|^eiiv wie ne hier nii%e(fa9iU werden sind, 
sieJin ble^ «nd diese Mttdmimij^n ^eieJisäni. eis die vorgeMgnen 
Preloflofo ensieht« so wftrde.Ref. etfdi für seinen Theil Ansiaiid ge-* 
fttbetti die Ai^klagten iOr sebnidif^ %n erkläreni^ 



Die ätändisclie Gesetzgebung det Pteussisclien Staaten. Her- 
ausgegeben voq K. F« Raui^r» Redacteur d. Kameralist, Zei- 
long. Zwei Theile. Berlin, Heymafin, 1845. VW. u. 280. XVI. u. 
638 S. gr. 8. (geh. 4 Thir.) 

i Der erste Band des vor^lif^nden Werkes ist eine für sich he- 
atehepde Senunlung, welche den vetJstftqdigea und cerrecten Text 
ajler st^lndisehen Gesetze Prens^ns» piid in den Noten Verweisen-* 
g^n agf die Par^grapheii und Zus^Ue im »weiten TJieile enihaltt Die 
9.19 §§t in} ^yfmt»n Tbeile enthalten sowohl dieselben Gesetze fast 
gan^ Vieder, aber meistens ans dem mrspritngUeheo Zusammenhange 
gerissen, in einer systematischen. Folge, als auch einzelne auf die 
stJIndiscbe Verfassung bezügliche Qesetze, welche nicht in der Ge-* 
^tzsammlnngf sondern nur in Kara.pt z^ Annalen' veröffentKeht sind« 
Qie 12$7- Zusilta^e« welche den einzelnen §§. bejgefilgt sind, entrt 
halten meistens Mini^t^rialrescripte, zum'Tbeil interessante» seihst 
sinrilcLgewieseae Anträge der Provinj^jalslände* •— ^Der erste Theü giebt 
yik seiner erste» Abtbeihing^nnr dae allgemeine Gesetz wegep Anord-^ 
nueg der ProrinzialslAnde vom 5. Jneins^ lS23»^hiemit hätte die dritte 
Abtheilung ganz gut combinirt werden können^ welche sieben zusätz- 
liche und. ergftn^ende allgemeine Verordnungen enthält. Die zweite 
^tbeilung giebt di^ profiaziellen Verordnungen f^r die acht Pro- 
vjii^q, Dns neuere GeseM, urelches Raaer mittheilt, ist vom 10« 
Jonius 1844*1 s<^tdem ist die Gesetzgebung in dieser Beziehung .noch 
»weimal thätig gewesen, indem am 27* Deoember 1344, eine Kabiaets-t 
ordce erschien Aber £e SteUong der iiandtagseomraissarinn za.den 
ständischen Ausschüssen, so wie über dje.£rnenauDg der Stellver-« 
tcertar fi&r 4i6 Landtagsconmissaricnt und zwei Tage darau£,eine> 
Vererdnirag -wegen Zusammenrechnnng der Besitzzeit der Erblasser 
oed der Erben bei der zuf Ausühnng ständischer Rechte erforder- 
lichen Dauer des Grundbesitzes» -*-* Der. zweite Theil ist in z^ei 
AbibeMnngen.zeirspatlten, deren erste die Stände als berathendee 
Orgen, ' die ;»weito. die Stände als (mittelbar oder unmittelbar) ve^-* 
waltenden Körper daristellt» Der erste Titel der ersten Abtheilung 
giebt in acht. Abschnitten die allgemeinen Pestimmnngen über die 
ProvinziaUtände, ihre geogrepbiscbe Begrenzung, die ^nenn^ng der 
Stände nebst der Zahl der Stimmen, die allgemeinen Bedingungen 
der .Wählbarkeit,, und die besondem. Bestimmungen über die Wähl- 
barkeiti im Stande der Fürsten and Herrn, im Stande 4fit Riuerschafr, 
der SiUdte nnd^der I^ndgemeinden nach den nebt Provinzen geordnet« 
bi den. nitchsten vier Abschnitten handelt der Saaunler von den Stella 
Vertretern^ den Wählern, den Bedingungen der Ausübung, des Wahl^ 
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re«lrtt, «a4 tob 4«a fchgn 4er ttlAAickeB Reehte» welcliet Leiktere 
Ml AUgeseiaea wegen Ceaeen ead BeedMillenheft, im ersten SUede 
inebeaea^ere alMr neeh stattfiadka teil, wena eiae SecietI» Ritter* 
gflter adqotrirt and weaa darefc ZerstttclBehiBg die Eigeasehafl eiaet 
RiUergnles oder eiaet grossere Grandbesities vemicbtel wird. Von 
diesen vier GrQnden sind aber aar der erste and der dritte neblig. 
Dena in den speciellen Gesetsen wegen Anordnung der Provioziiä- 
stdade wird dberaU das Roben der Wahibarkeil von dem Aofhöreo 
der Wflbibarkeit onterscbieden, and zu diesem letatem Falte ik 
Zerstflckeiong des Grandbesitzes gezahlt. Darcb ein Crtminaier- 
kcnntniss ferner erfolgt nacb dem citirten Gesetze vom 8. Mai 1837. 
die gfinslicbe and bleibende Aosscbliessang von der Standscbaft, nnJ 
der AasgeseMossene kann nar dircb eine vom Landesherm avsdHlek- 
heb aasgespreebene Wiedereinsetzang von Nenem wnbifibig werden. 
Die letzten seebs Abschnitte bandein von den Wahlen, von dem 
regelnflssigen Aossebeiden der Abgeordneten und Stellvertreter, von 
den Ergflnzaogsii*ablen , von der Bernfang, der Dauer and den Ve^ 
bandlangen der ProvinzioUandtage , endlich von der Poblrcatfon der 
Rcsaltale der Landtagsverbandlongen and von den Kosten. Der 
zweite Tilel betrachtet die stiadiscbea Ansschflsse. Während der 
Inhalt dieser ersten AbtbeHnng ziemlich allgemein bekannt Ist , indem 
Aflesi was in dieser Beziehong geschieht, in vielen Bfüttern bespra- 
chen wird, erfreOl steh der InhaK der zweiten AbtbeHong einer viel 
geringens PablteitH) angeacbtet hier, Ibetlweise schon seit einenr 
halben Jahrbnerdert, sieb grosse Tbittgkeit entfaltete. In dieser Ab- 
theilang wird nemltcb^ von den KreissUlnden, von den Gommanalsti»- 
^n and nochmals von den Provinzialständen, als verwaltenden Be- 
hörden, gehandelt. Die ersten unter dem Vorsitze eines Landratbes, 
Ober welche» ein besonderer Abschnitt bandelt, baben die den gan- 
zen Kreis betreffenden Gommanalangelegenbeiten za beralhen and 
zo entscheiden, sofern dieselben nicht blos polizeiliehen Inhaltes 
sind. Bei Gelegenheit der Befogniss der KreisstBnde, Aasgaben zv 
bescbliessen, ist dem Verf. das aasffthrliche and wichtige Statut llr 
die Allensteiner Kre^scorporation, als Unlemebraerin von Melioratio- 
nen (Gesetzsammlung 1843. S. 274 -- 288.) entgangen, in BeziebuDg 
auf welchen Kreis auch am 3. Februar 1845. eine besondere Ver- 
ordnung erschien, wodurch diesem ein jus singuhre binsichtlich der 
Provocation auf Gerne! hiheüstheilung gestattet ist. Auch ist hinsicbt- 
Kcb des Rechts Ausgaben zu bescbliessen noch eine neue Verord- 
nung vom 7. Mtfrz 1845. Rir die Kreisstande in der Kur* und Neo- 
Mark und im Markgraflbum Niederlansitz erschienen. Selbst eia- 
zelnen StSdten, Memel und Berlin, i»t auf jedem fnnebaber lautende 
Stadtobligationen auszaferttgen • bewilligt (Privilegien vom 14. Min 
und 4. April 1845.). Gommunallandtage inden nur in den Provin- 
zen Bf^andenbnrg und Pommern und zum Tfaeil in Schlesien Statt 
Die Besläligung des Regulativs Rlr die Geschiftswirk^amkeit der 
Landka&ten«Bevollmichtigten von Neuvorpommern vom 20* November 
1843. konnte noch nicbt aufgenommen werden | da die BesUlUfaag 



Digitized by VjOOQ IC 



Arendi, Samml. v. EilMniD. a. d. gtm. q. bayer.Civ.-R. u.Proz. 941 

•rsl am iJk^ SeptettlMr 1844. urMgi i^ Jdk anaeliie Provinz hat 
eaJIfek aoch betoiiiere AnsUltdn, die von den ProriazialsUlBdeB 
res9orliren» - Däfaia gehUren yörnemlioli Laodarmeo-^ TaubslBiwBeii-y 
BHad^B- und Irren »Anslabeo, Fefaersocietilett md Arbeitskäaser. 
Doch wtfdRao er trotz seioea Bmiasigen Sammelas gewiat niclil bc- 
Imapten, dieae Anstidten vollständig ange^geben zn Juiben; so f^blt 
bei der Provinz PrentaeB £e dnrcb Bülow von Dennewilz gegHla« 
dete Blinden -UntertlitzmigsäBstait; und das von ibp bei deBselben 
Provinz angegebene ständiscbe Stipendium reissortirt wenig^ens j^zt 
niebt vofn dem Proviaziallandtage» sondern seine Verleibnng ist dem 
Staatsminister t. Sehtf n Mif Lebenszeit übertragen. So thfttig wie 
die Gesdtzgebung nach dein Bemerkten in ständischer Beaiehang isl^ 
eben »ömirig zeigt sich auch das lotereitse dattr in weiten Kreisen« 
und wir dirfen daher dieser fleissigen Sammlung einen zahlreichen 
Leserkrefe nrit Sicberhett propheneyen. 



Sammlnng interessai^ter Erkenntnisse ans dem gemeinen nnd 
bayerschen Civil-Rechte n. Processe. Herausgegeben von c* 
Arejid«, K. Advok. in Nördlingea. Erstes Heft. Nördlingeo, Beck^ 
sehe Buchh., $845. VIII u. 164 S. gr. 8. (geh. ^ Thir,) 

Die NOtzliohkett der Mittbeilnog von interessanten Erkenninissen 
der hohem Sprocbbehftrden einfs Landes Dir den Juristen dieses Landes 
M>vohl als auch' flr das grössere auswärtige und jurislisehe Publtcuiit 
ist anerkannt. Ebenso hat aber die Erfahrung gezeigt, wie selten die 
Hetaus^ber soleher HittbeilnngeBauf den gehörigen Standp«4t bei* 
der Wahl der zi verOffemliehenden EMenninisse sieh «i stellen ver- 
a^oeht haben 9 wie hibfig die Herausgabe so oberflüchlieh and naob- 
lAaaig besorgt wurde, dass eie wie eine Schreiberarbeiltanssab uud 
sich mehr als eiae wohlfeile und deshalb. wAlkommne Finan^^peculalion 
des Herausgebers prXdicirte. Man hat oft auch übersehen, dass Er- 
kenntnisse , durch welche eine juristische Streitfrage entschieden wor- 
den ist, wohl fQr das betreffende Land nnd die dasigen Jaristen als 
PrJB^jodiz für kOnftige gleiche Falle von Iiiteresse sein können, dass 
aber solche Erkenntnisse auf allgemeineres Interesse und wisseirsQhMt- 
licben Werth nur dann Ansprach haben» wenn sie sich bei Entschei- 
dung der Streitfrage nicht blos auf die Ansiebten einzelner Rechts- 
lehrer und die von diesen angeführten Gründe beziehen, sondern wenn 
sie seibststündig die angenommene Meinung rechtfertigen oder doch 
bei der Erklärung für diese oder jene Gründe eines Rechtslehrers 
eine selbststandige Prüfung der Gegengründe zeigen. — Was nun die 
vorliegende Sammlung, von der allerdings zur Zeit nur erst ein Heft 
ersehieneuy anlangt, so enthalt dieselbe unter XXVI Nummern eine 
Anzahl von Erkenntnissen Bayerseher Bezirks-Gerichte, $o wie des 
Bayer. Ober-Appell.-Ger. Die Erkenntnisse sind im Allgemeinen be- 
friedigend, bieten aber meistens für das grössere juristisehe Pttbücnm 
in wiaaensehaftiieher Benehang keio beiOBderesrinterease,Jndem 
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sie M «igeallichMi jvtslisdm IMvctkniM wmi «tMtuiebaAKcfc« 
Erikieraagttt faü aiMiitlMli Maog^ kidra nndMlAai' bÜMMii BeMsw 
mImm aif die AaiidrtM ¥0B RedililtlireBa^ili imgittgen. Dm Vcr* 
ÜHsan 4i«Mr Bitop^iwue aoH toüit Jm* Vmtwmf gtvkmki w^iem^ 



itk dte ItUtera ebea nidil tob Baote am Kvm fiMebe btiti«nü } 
mmA ibrea: tigeatlicbas aai BaaiitialbaMa Zweek valbliodig «Wlan* 
Altaia as kaaMt ndi darooi, ob iliata Eitaaalatiie ia. wissansdiafl«» 
lieher fieziehoag zur Verdffaiillichatog siab «iffaaiaa;, tfnd dlesea mini 
bei dea araistea derselbeB ans den oben asgef^ebaeii Grltaidem ynt* 
aeiat werdea. Jedes liilgKed einer Sfitaebbebirde wei^> data mmm 
•ebr blnfig^ bei Ablnaoag der Baticbeidaog^fttede mnt einet Bitr» 
weiseas auf die AnsiebtoMi eines Reebtslebrers inr Begrfinteag dar 
aBfeaeaBMaeBMeinMg bedarf, wenn man ^iebt die Grind» dea fte«»* 
lern gra dean absebreiben wHI, dass maa aber elveiideabalb' und weü 
man die betreffende Materie durefa diefirOrtemng diesem ReebuMrecs 
für völlig erscbepft angesehen bat, nicbt im Entferntesten daranf aas- 
gegangen ist, eine dareb den Dmck za Teröffeallicbende Arbeit z« 
liefern« Der Herausgeber der voriieg. Sanunlnng, dem es nm^h det 
Vorrede sowohl als nach der Art der Mittheilnng offenbar Ernst ge- 
wesen ist, etwas Tachtiges darzabieten, wird gewhs^ hei nochibatiger 
PrOfnng, diese Bemerkang nicht angegrifndec finden und Ref. hofft 
daher, ia den nächsten Heften Erkenntnisse zn finden, iie den g^e- 
dadiMa AafordafaageB entsprecbea, and zwar am. $o nushr, als slwb 
dea Urtbekbidieni der Rayerseken gfrockbeberden im Gaa^n noab 
wettig OQ aUgesMiaer Kemtaisa gebngl ist and di^elben dalM^.iB««b 
ckief.ael» reiebe Aasbente gewibren milsaea» Aach idt e»aeUiweo4%, 
dass der lleaflasgeber die Brkeäninisse iteem Hanplihhake naeb maaev 
gewisse wiasettseiiaftlkbe Cat^rien naeh ABtciUng ivgeadi eiaes Paai« 
deetea^ysaeiks n. e. w» bringe^ da die gegenwärtige Reiheafolgä vMiff 
wiilkifticfciJal «ad den Brkeaatnissea dadareb effbabar das I^e 
in der Baaer eatrogen wird« 



U DieGinfliete^wiflchattderFlöteemaitfäffieiitKcbesFi^^ 
und den Mihleil]^et5htigteii5 erörtert nach gemeliieibDeiitseben 
nnd WUrttembei'gischen Recht. Bfn Beitftig zn dei* Lehre vom Was* 
serreehte von C. <^. (ScItwaB. StatCgart; Metzlelr^ehe Bach- 
liandluflg, 1844. fM 8. S* (geh. f Thlr.) 

ä. Das Flossregal besonders in yTürttemberg. beleuchtet larecht- 
licher Hinsicht aus Gelegenheit eines Rechtsstreits zwischen der 
württembergischen Finanzverwaltuag.und den Wasserwerksbesitzern 
am Rocherflusse von J^r. Carl Hofaeker* Stuttgart, Rieger^scbe 
BuchhandL, 1844. 120 S. 8. ;. 

Biesa heidea Schriften akd dareb dis üaleraebmäadev WtMte»« 
bergiaobea Finanaverwakmig^ eiaea kleinen .Flaas (dea Kacfcer)* B«a 
Bdiaf geamansieberer.Befir^baiig «hier Widdangaiifiossbalr ziiaMtcbaiv 
ImvergeraSaa« Dateb dicsiaftilefaeinMa urortta :did vMea Waäaea^ 
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werfclamtser mi jastm Ffois In ^a&t Weise be<lrobt, weMie sie m 
lebtraftem WulersUa«! niid allen ibnea offen stehenden BeseWerden 
nnd Rbfen bei des betreffenden Administrativ- «nd JnslizsteH^i nnd 
selbst zn einer Anrnfcng der Kammer der Abgeordneten veranlassten. 
Ibre Schritte hatten auch den Erfolg i^renigstens einer vorlflofigen Ab- 
bilde gegen das rasebe Zug^iCen der Finans-Verwaltnng. Nach den 
ersten Aete dieses viel Asfselien erregenden Beginnens erschien die 
nerst angeßlbrte Schrift, deren Verfasser (ein Assesser im Finmiz- 
departement) einer der Consnienten der Finansvänraltnng ist nnd die 
Materie, welche ihm der S^eialfall in die Hände gefUlirt hatte^ einer 
allgemeinen Ausf&bropg naeb gemeioem nnd wüMtembergiscbem Reebt 
«nierwarf ^ ohne iNirigens offene EnHtbnung des besondens Verbalt«- 
nisses nnd der SteHnng, welche er hiebei eianabm, zn thon, was 
wir tadeln mfissen, weil er schuldig war» dem Pabiienn einen Wink 
zn geben y wodurch demselben angedeutet gewesen 'wtre, dass ea des 
allgemeinen Titels nnd InbaHn nngea^tet doch mtr eine einseitige 
Patibeisobrift erbalte« Bieravf ersebien die mreite Schrift, deren 
Verfasser (Mttgüed des GriminnUSenats des Ober-Tribunals nnd Bear- 
beiter des Entwurfs eines Bandcis-Gesetzbacbe lär WOrltenberg) mit 
neiner Pamiüe mit Eisen- und anderen Wasserwerken bei der Frage 
«rhebiich betheiUgt ist. Diese SchHft, in 4eren Vorwort dem< Verf. 
der ersleren Schrift dasVisir abgesogen wird, und welche sich offen 
9, als eine abgendibigte Vertbeidiguag gegen das Beginnen derPieanz*- 
verwattnng^S ohne alle Bntscbädignng V^ef die Wehre nnd Wasser- 
krifte der Werksbesitzer zu veHÜgea, nnd gegen die AusfAhrang 
ihres Consnlenten nnbttndigt, giebt jedoch gleicbftills grandlich anf 
die allgemeinen Fragen nad- Grfmdsitze ein und bat ihre Hanptani- 
■gabe *- WiderleguQ^ der in der ebenerwihnten' Anifabrtfng au^e- 
«teHten Tbeorieen nnd Sülze — mit Scharfsinn nnd sorglllltiger- nnd 
ffewandter Benatzung der Anloritftten gelöst. — Es ersebeinen daher 
beide Schrtfion^ ihrer singuiären Tendenz nnerachtet, doch von aK- 
fpemeinem Interesse , nm so mehri, als 4te Lehre vdm Wasserreoht 
«bell nicht zn den ausgebiMetsten gehnrt, und ihrer Natur nach am 
lieken ans dem Leben selbst ihre weitere Ausbildung erhalt.^ - 

Die erste Schrift fixirt ihren Standpunkt in der Einleitung 
S.l.ff. dahin. Aus dem Begriff eines Flusses ^ als einer iUffentltchen, 
nicht in eommercio befindlichen Sache, deren Gebrauch Allen genmn- 
sekaAlicb gestattet sey, wird der Grundsatz abgeleitet, dassd^Wa^ 
serwerksbesitzer sich die Necbtheile nnbedtngt gefallen fassen masse, 
welche er in seinem Betrieh durch die WasserbenOtabng der Uebrigen 
erleide. Dieses natQrliche Rechtsverhältniss sey nun aber historisch 
durch die anssehliesseaden Vorrechte der Regiemngen und die ver- 
möge derselben an Einzelne verliehenen Berechtigungen verändert 
werden, ebne jedoch einen rein privatrechtKchen Gharacter zu er- 
balten« Die Aufgabe sey nnui^ z« bestimmen, wo die privalrecbtlicbe 
Natur der collidirettden Berechtigmgen anfange, wo anfhllre. In 
einer sofort folgenden Erörtem|^ der Lehre von der Regalität wird 
hnnptaicbikb der SaU anagefthrt, dass eine Identücaüon derReeble, 
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mMm 40» SUJH ab AotiiMe te Slaats^geiilHnM imr •UMtbem 
Gowitier Bvsleheat iMt doa m^ ^b Regaliau^Priaeip lianihes^ii 
NolMBgsbeJbgoisMa detsalbeo tli6oreli»ek üui jNwcUMb Msulässig 
sey« «ttd iImi ite oMitlei Befagoitie dos-SiaaUMi OftnUiebeti Flttasea 
ortpHlBglich «od dar Nitar dar Sacke, aaeh Aaifliüa das SUals- 
Eigaathams sejrea* la diasam Satie, wakhaa dar Verf. ia viaÜMliea 
Waadaagaa vaHUrt» litgt die Bialeltaag z« der gaasaa TlMoria dea» 
falkaa. Alleia er klaibl biar aoeh groMaatbails aaf daai GeUale der 
Uassaa Nagalioa aad rOckt mit dar Aaaraadaag fteiaasAziaa» aaf dia 
vaa der StaaUgawalt ao Privaten verKakaaaa WaBfergereafaUgkeilaa 
seck aickl klar karvor« -^ Nack dar Eialaitang wardea ia daa drei 
erttaa C^itala die aligaaieiaea Begriffe vaa dar OfaalUekaa 
Eigensckafl der FUlfsa, vom Flatsaa uad FloM-Bagal abgekaadalt, 
kiekei jadock tebaa eiaiga wicbtige F^lgettttte aufgaftallt. fiia Be- 
griffiikealiiiiaaagan des Verfs. sind sebr sakwaakead and okne rackl- 
liekea Werlh. Zam Beweis kiefilr fQkran wir aar aa^ dass er selbst 
siek das Bedeakea aafwirft, seiae Defiailioa von OffeaUiekoB and Pn- 
valflQssea besage aiekt viel niekrt als: ,,eiB affeatüekar Flass 
say ebea eia offeatiicber» ein Privatflass sey eben ein Pri- 
vat flnss 'S (weiebem Bedenken er niebt weiter entgegensetzt , als: 
maa geke eine bessere Begriffskestimamng!) (S.28.). B^i dea Be- 
gHftbestiHiaittagea über das Flassea lernt maa niebt viel weiter als 
Aia Artea, wie das Holz aaf dea Flassea transportart wird (S. 4a.ff.> 
Staklkar aik der Verf. za den Coaflietea zwisoken der Flasserei und 
daa Mahleokefechtiglen» and za Begranduag aml AasQAniag seiaes 
Regalitau- Priattifts, walckes siek bm dea faadaaieatsisaU dreht, aaf 
welekea er» wie aekoa oben erwähnt, seine gaaaeThoarie baut, dass 
das Reckt aa das Wasser eia Oientlickes Becht, eia Recht des Staats 
sey, aad dass maa hiebei akerall von deai Begriff eines Staals^igea- 
tkaoM aosgahea aiQssa* Ab diesen Satz kaO^ er sofort eine Widar- 
tegaag der Ansicht derer an, welche das Staiats-Eigenthum der Offeat- 
lieheaFlisse, d. b. die Begaüiiais-Tbeorie in etn Privat-Eigeathaai d«s 
RegeotaR verkekrt kabea, sacbt sieb jedoch aach diese Aosicht für 
seiae Schlüsse dienathar za erbaltea (Su 61.)* R^^* bekeaat, dass 
ihm diases Fimdamental-Priacip des Verfs. weder iai Atigemeinea noch 
in seitoer einzelnen Anwendung ganz klar gewordea ist. Es scheial 
ihnif dass der Verf. die verscbiedeaen Begriffe on^ Beziehangea voa 
Staatsgewalt und Staats- Eigentbam, von den Rechten des geneiaea 
Wesens and Staats-Aerars« Von der Repräsentation der verscbiedaaeo 
Rechte in der Person des Regenten und den Eigeothamsrechten das 
Regenten nicbt gehörig gesondert bebe und dadurcb auch bei seinen 
Folgerungen in die Verwirrung geratben sey, welcb^ sieh di^reh die 
ganze Schrift hindurchzieht. So kommt er schon hier darauf^ daas 
die Rechte der Wasserwerksbesitzer aaoh dem natiirlichea ^ffeatlich- 
rechtlichen Standpunkt dem Flossreckt nachstehen mUssen <S. 58* 61.)« 
InBeziehaag auf WarUentberg-tieitel er den Salz, dass dasFlossrecbt 
««als ein aus dem SlaaU-Eigentkao^ der Fia^e akauleitaodes Reg^^* 
faalraehlal wardea.aiilssei ausjtia psar Gesetsesatelli^n uad Aaljocan 
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ab ; jedoch — betoadem was Nemrarttemberg betrifft — bdchsl ober- 
llachlieb ond willkahriich (S. 62 — 66.). lo dem sofort folgendea 
IV. Gapilel geht eraaf die BrOrtening des reebtlicbea Verhält- 
nisses der Flosserei s« den Rechten der MQblenbesitzer 
(biernalor siad bei dem Verf. Qberbäapt Wasserwerksbeisitzer ver- 
staodea) aa Offentliehen Flössen aber (S. 67. ff.). Hier musste 
er sich denn auf den schon bei den obigen allgemeiaea BrOrterungen 
berührten, fdr seine Aufgabe freilich etwas fiitalen Punkt der That* 
Sache der Goncessionen wenden » die seiner allgeilieinen Theorie von 
Staats-Eigeatham, (welches er nach der geragten Vermischung seiner 
Begriffe auch hier wieder mit Öffentlichem und gemeinschaftlicbeni 
Benfitzungsrecht identificirt, 8.70.)» als inamovibles und daher aner- 
kanntes historisches Factum gegen Oberstehen. Er wirft sich hiebei 
annächst die Frage auf, oh denn auch der Slaat befugt sey, einem 
Privaten die BenOtzung eines Offenttiehen Flusses in so ausgedehnter 
Weise 9 so ausschliesslich zu ertheilen, dass er sich hiedurch der 
eigenen VerfBgung so weit begebe, dass die Goncession insbesondere 
einen Verzicht auf das Flossrecht als Ausfluss des Staats-Eigenthums 
in sich scbliesse (S. 78.). IHese Frage wagt er nun freilich mit Rflck- 
sicbt auf die von ihm selbst angeführten gewichtigen Autoritäten nicht 
2U verneinen (S. 74. 75.)» gibt aber diesem Resultat das Temperament, 
dass er diese Verhältaisse ohne alle BegrOndung als blosse mOg« 
liehe Ausnahmen erklärt, wobei er denselben weder die Ehre 
efnes legitimen Namens anthuti (er bezeichnet sie als sogenannte 
Gerechtigkeiten), noch weniger ihnen eine Ebenbürtigkeit mit den 
Ansprüchen des Staats eiaränmt, indem er blos oben h^rab zuge- 
steht, dass der Staat denjenigen , welchem ei* eine solche Goncession 
ertheilt habe, in seinem Rechte zu schützen (gegen den das Staats«* 
Eigeathu« ausübenden Suat?!) verpflichtet sey (S. 74. 75.). So 
liinwiederam zu seinem natürlichen Offentlieh rechtlichen 
Standpunkt zurückgekehrt, kann der Verf. wieder das alte BVQtjxa 
aasrufen, „dass das Floss- Regal als ein Ausfluss des Staats-Eigen- 
Ifaums (oder, dem älteren Deutschen Staatsrecht zufolge, des Regals) 
der öffentlichen Flüsse, d.h. das Recht des Staats einen Öffentlichen 
Fluss zum Flossen eincurichten, zn benützen und benützen zn lassen, 
den durch Goncession an Einzelne übertragenen Rechten auf Be- 
nützung dieses Flusses als Wasserkraft, zum Betrieb ihrer mecha- 
nischen Werke, vorgehe^', und nun werden der Reibe nach fol- 
gende praetische Sätze entwickelt: 1) dass da, wo ein Private aber- 
baapt im Besitz der Wasserkraft eines Öffentlichen Flusses zum Be- 
trieb seines mechanischen Werkes sich befinde, nicht vermulhet wer- 
den dürfe, dass er auch im Besüz einer den Offentliehen Gebrauch 
hindernden oder ausscMiesseaden Wassergerechtigkeit (Mühlgerech- 
tigkeit) sich befinde: diess müsste vielmehr von dem Besitzer erst 
dargethan werden } — 2) dass auch die Nacbweisong einer ausdrück- 
lich vom Staat ertbeiltea Goncession zu Errichtung eines mechanischen 
Werks und zu Benützung der Wasserkraft ^e$ Öffentlichen Flusses 
zum Betrieb dieses Werks nicht hinreichet um den behaupteten Be- 
Kritiahrb. f. D. R W. Jahrg. U^. H. X. 60 
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liecbls 40 erw^Mieo (S. 78«) 9 c& 9k98#9 vjisijvi^ von 4«yipi MübliMi- 

l»«aii^v, welcher eia. aewchlifiMlijQli^s^, o^er. w#iii|^tea« ein. de? 

g«aieiiiea*GebraQ€h biod^rA^ß» QPd s^mift no^ den Flos^-HegaU Yq^ 

l^ebeiiiei Was»eroiiUiMigfreeb(,iA An^ppoeb DJinnia, QMibt uwf a^ch« 

IpewieteA werJ^Q, d4«9 ^r Yoq 4er 3u«t#9eiviiU. di^ C^A^es^WM^ zu 

Benauai»f der Wasterbraft de« FIm^mü {ür dei^ Betrieb seiof»« 

Werka (U>er,haupi erbaUeo, btU^, apodieru, aAcb. überdies noch ape* 

eieJU 4a<a ihm «^uadrOek^Uch die QenQUiiiig des. Fluaa<iS> z«^ obigciiB 

Zwecke mif AqsachlDsa jedes sonatigea Gebra^uebf.» oder untßr 

Verzicht von Seiten des Staats auf die s^nsiilgea«' aus seiqem HobeiU- 

rechl fliesscnden BeoAtziiQgsarAeii, in jy^erojSe.aoCAivUbuag des Fioss- 

rechU, verliehen Wi^rden^a^y (&. 81.); — 3) dass van^dei« bJos^eo Nicht* 

g^^chy der uMerJasseneHv Aasübaag eines a^. d^m lligetiitbiiin Ae« 

^ffeiftilicbeq Flussea beziehungsweise i^mRfigßle^Fbtmimm^üJL^^^ßHi 

Nutzgagsrechts (in ßpccic. des Flossrechls) von Soi^ des &a9t% aaf 

einen Verzicht de« JUfibJberecbtigten gegenjib^r sieht gascblossai 

werden dürfe. — Dieser AjusfUbrung folgt sofort eine Gri^rternug d^ 

Frage nach den BeslAiuiniingen dei! wenigen, wifrlliefnibergischeO; G^ 

setzesqnelien, aAs, welche« der. Verf, für. seine Au^abe^ arguü^nilreii 

k^oAo.tey wovon wir Qbrigen« das Näher« ühetfgehßn CdUsse» und nnc: 

so viel anfiMM'eo« dasei, er djircb. einige seiner Tii^iorje en^eg'Cnian- 

fead^ Worte derselben stark in daß Gedn^nget ge^iidi. — r- Mit Vor- 

stebondeai b^t 4er Verf,, wie wir sehen, die BiehaadhHig d^r sofort 

foigeadon Aasfähroag im V. Capital t. üb.or. 4»e. Ei;satzAa,spri^C:li0 

des Mublenb^ereehtigtea (S*.91rfft) i#i einer Weise !^or)i^ei!eä#K 

welche oas die f(es«liato ii« Voraus err^tbAi^ l^su, Oieso^Aosnibrong 

hierüber zeigt dena aber auch, aaeh Fora itad labalt klari dass, der 

Verf. aicbts, weiter als eine PaHeiscMft gea^bfiebea. h^ An dje 

$piU&e dersolbea stell! er ein absfJtrecbendes^ a»« seiaen. vagea uad 

verworreaea Begriflaa, über Staata-SigODtbiwa nad Rechte derC^n^ia" 

heil, abgeleitetes. Entscboidungs-Primcip^ führt dann die sei|i^ Airf- 

gäbe feeilich sehr angUnstigea Aasichtea d#r.Rechtsiehrer Uher die 

Frage aa« findet jedoch aiobt fbr gut,, solche, za widerlegen» hewNr 

ex auch die — seinar Theorie übrigens, efeeasowenig güaitigea — 

wüi^teoiberg. Gesetaesbestiipmnngeia eil»geaobad(0t bat, und wider^ 

legl- sodaoa. iieideriei' thaik n^it einseitiger, und. wiUfcühriicher Ua^eir*- 

stelluagi besondarer BeaietMiagea oad BejsehriSBbingen, der eatgegear 

stebi^di)« S^tfse». theUs» mo solches ^icbt aagohc» wäl,. mit dem, scfcia<- 

geadeaArgamea;, dasA die entgegengesetzten, Ansicht^ dem von.iW 

anfgesiellten. FuudM»en.tai*Princip^ zuwiderlaufen. Am anffalleadsiea 

Uebei ist es., w<ena er die klar lauieaden B^stiimmoageo.des.vtürtteair* 

hergischea Boehts damit z«^ besettjge» suebt^ dass er daa« hieriki amr 

gesprocbeiae EntsohluUguagsrIViacip. wir als^ eine-.ge^^rteBtiilii^-* 

kelt. ohne A«erjLe^tniss.eiaiestB«Qbtfr,Aasprqcb& hia«ibeUt« De«>K^ra 

diesej?:Aaaführuagen kütaoan wir. mit.Kurzero dabia rderirea. Öa/ das 

Recbt. einaa: Binaelaen auf! BeaC^tsung doa. Wassers, einesi dffeatlijebe«. 

Flaases.zu.einott prisratMrißat 2wAdb> in.speeie zim MlAisvJMiiiA y*io^ 
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Reefal der vom Staat verlreteAe» Gdsammthelt auf Beafllziinfg 
desselben FInsses als allgemeiae Wassorslrftsse, d. h. zur Sehiif- nwd 
Flossfehrly sekie MtfirlidH) Beschrünknog fiwde; so folge von selbst, 
dasa Jeaer Privadbercchtigte, wenn il« durcb letztere BenOtzang^ ir- 
gend ein NaehllieH zugebe^ in seinem Recbte nicht verletrt 
werde, eben weU sein Rieeht auf die Wasberbenülzung von Anfang 
•an aar ae- weit begründel sey , als er solebe obde^ Collision mit jener 
bevotBiigten allgenteitten Benfitzaog aesttbeh boitne ond dass daber, 
da naeb einer bekannten Re<chts«egel da, wo keine Recbtsverletzang 
vorliege, aacb kein Ansprach auf Schadensersatz begründet sey (S.94. 
9b.)y ein solcber nar in den scbrni oben bezeichneten besonderen Aus- 
iMboisAilleii slattfiade, wo die Wasserwerksbesitzer ein aosscbliessen- 
des oiet dieefa dea gemeinen Gebrauch hinderndes Nvtzungsreefat <hirch 
aassefalieseliobe Concession des Staats nachzuweisen im Sraade seyen% 
Da der Verf., wie aus dem Obigen erhellt, für solche Ausnahmsfalle 
aasdrückliehe Ausschluss-* und Verziohts» Formeln fordert, so konnte 
er galtst berabigt seyn, das» sein Client, der Staat, wohl nicht vie4 
But fintoebtfdigUngs-ABsprüeken werde behelligt werden, ind«m solehe 
CeACeasioaen wdbl nieht leicht irgend wo so Airmulirt zu werden' pie«- 
^en^ um dem Goncessionirten ßlr sein oft init grossen Kosten und 
iUeieo angelegtes Werk eine dem Priaoip ^s Verfs. entsprecheivde 
Garantie gegen wHlkührlicheVerjagungans seinem Besitz au gewahren'. 
Wifi wnndef« «na daher, dass er skb dennoch betfrihte, auch noch 
df^Graadäälze zm erörtern, weiehe bei dem VerftUlreü der ßxpro^- 
prktion' nnd' Sohflfdeos-EnniUluBg bei seinen AusnahmsAlilen in An^ 
wellda»g aut bringen aeyen, wabel er wieder, wie- sich' denken lasst, 
aidit vürtebwenderieeb za Werke geht, sondern arithmetisehe Ge*- 
^isshdt nitt..Aaiaeftluss kaufiaannisjcher Sehatzwig fordert (S. \i<T. 
118.} Bbd sogar der Nachweisung der Un^ulassigkeit des Warderongs^ 
fiidtea aJs Beweismittel einen eigenen weitaOsholeBden Paragraphen 
widfliet (S* 119; IT'), und! den WürftembecgtecheniGeseteesbestimmun-^ 
^en-aaf eine wirklich überraschende Weise Folgerungen für diese Frage 
extopqairt (S. 12i8«'ff«)w -^ Im sechsten Capitel endlich wird geban^ 
delt: von den erkennenden: Beh4lrd&n bei Conflicten zwi* 
ackea dev Fiö'ss^vei and dea Rei&hleni eiazelber Mäblenbe» 
r ee h tig^ie du. Das« hier der Verf. di» änssersten Atistrengungen mavbt^ 
am. die IaceBi|ietaaz' der Gerechte fastfir alle FflUe, wo sein>€Hieati 
der Skaat,. betheiligt wttrden* konnte, . wegzudemonsltriren, kann wohl 
0iebt. hefrem«kn,. da er aas sehr naho liegenden« Gründen die Gerichte 
Biebt flu geei^et halteB- mochte , die sublimen Smze setner Theorie 
gebtfrtup aDBuweiiAaai R«f. glaubt jedoeb steh eines näheren B^richls 
abep dieset in der'Tbat'kei« aUgeiieinea Interesse darbietende Aus« 
fahmng enübebcMi 2* können' und fikhrt nnr zu einiger Bezeichnung 
des Wegi, wetebet» der Verf. htebei einseblitgt^ an, dass i derselbe fUr 
Wfirtleiidiiarg: dieHaaplfrage als durcb eiii paiar ganz allgemeine; vM^ 
deatig& Walte wNi. Dienst- ln:strii'eti«'n«n^ weiehe ^rdi# Mlviel-^ 
aod 6alerbeharden int Fache der PoUael «i^ Admfnisimlioii vaeh 
fioMBiriMig: dier VeriMSUiigshUrkaBdaergiitf^ ond also in keinem PaU 

60* 
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Getetzetkraft hitlea» onbedeakKcb und ohne irgend nibere Begrte- 
doBg entscbiedeii erklärt (S. 182. ff.). 

So viel von der ersten Sekrift, deren einseitige Tendenz wir 
gerade am desswillea offen ond naebdrflcklieh hervorheben z« rafissea 
glaohten, weil, wie im Eingang bemerkt, der Verf. derselhen die Be- 
zeicbnong ond das Ansehen einer allgemeinen wissenschafUicheo Er« 
Orterong gegeben bat, and welche, da sie in der Thal als eine blosse 
Parteischrift encbeint, bei einer fllr fremde Kreise bestimmtea An- 
zeige and Wflrdigang nach nur von dieser Seite in das Aoge za 
fassen war. 

Bei der zweiten Schrift, deren Richtang von dem Verf. nach 
Form and Inhalt offen dargelegt ist, wird — der Aufgabe entspre- 
chend — statt den eigenen Versach einer allgemeinen Theorie voran- 
zustellen und ihre Anwendung den zu erörternden spectellen Fragen 
aufzuzwingen, Qberall von dem concreten Fall und den sich hiebei 
aufwerfenden Fragen ausgegangen, ond die Untersuchung hierüber nil- 
telst Aufsuchung und Erörterung der anwendbaren scbriftstelleriseheiL 
Aatorititen ond Gesetzesqoellen vorgenommen, und hieran sofort 
die Widerlegung der Ausßibrungen der Finanz- Verwaltung und der 
Schwäbischen Schrift insbesondere angekoilpft Hier wird daher 
ein noch kürzerer Ueberblick des von dem Verf. eingeschlagene a 
Gangs und der von ihm gewonnenen Resultate genügen. Die Ein- 
leitung gibt Notizen über das die Rechte der Wasserwerksbesitzer 
bedrohende Unternehmen der Finanzverwaltang, ihr Verfahren hiebei 
und die Schritte, welche von der Stündeversammlung hiegegen ge- 
schahen (S. l.ff.). Sofort wird nach einer kurzen Erörterung über 
Floss-Einrichtongen Oberhaupt (§. 1.) und insbesondere auf dem den 
Streit veranlassenden Kocherffuss, wie sie bisher bestanden and künf- 
tig eingerichtet werden sollen (§.2.3.), die Rechts- und Beweis- 
frage dahin festgestellt, dass die Finanz- Verwaltung Behufs der Aus- 
führung ihres Unternehmens, wie sie solches beabsichtige, zu beweisen 
habe, dass sie befugt sey, über die Rechte und Wasserkräfte der im 
uralten rechtmässigen Besitze derselben befindlichen Werkbesitzer 
unentgeltlich zu verfügen^ und zwar da sie sich hiefttr nirgends auf 
specielle Thatsaehen und Rechtstitel berufe, dass ihr das bestehende 
Recht eine solche Verfügung einräume (§.4.). Der Verf. untersucht 
nun die Frage über die öffentliche Eigenschaft des Kocher- 
flusses, wobei seiner Sache der besondere Umstand zu statten kommt, 
dass derselbe da, wo es sich von den neuen Einrichtungen handelt, 
grofsentheils neuwürttemb. Gebiet dorchfliesst, wo der Verf. (aller- 
dings unterstützt durch die Thesis des Geheimen-Raths) von gemeinen 
Rechten ausgeht (§. 6—8.) und biemit das Resultat findet, dass die 
Finanzverwaltung in Beziehung auf diese Theile den Beweis zu führen 
habe, dass der Kocher ein öffentlicher Fluss sey (S.29.). Der Verf. 
untersucht nun aber weiter in Unterstellung, dass dieser Beweis ge- 
führt wäre, die Folgen hievon mittelst einer Erörterung über die Re* 
galität und die aus den Regalien hervorgegangenen Gerechtig- 
keiten der Privaten, fiberStaats-Eigenlhum an denFlüsseoi Mfibl- 
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Regal, MahUamm, Wassergerechligkeit (§.9 — 15.)» wobei er in der 
flauplsaebe zu dem Resultat gelaugt, dass die den Privaten verliehenen 
Gerecbligkeiten Privatrechte bilden, welche für die Beliehenen und 
ihre Rechtsnachfolger ein ewiges Recht gegen die Regierung auf Er- 
haltung und Schutz in solchen begrflnden (S.32.)9 dass der rOniische 
Begriff von Wasser-Eigenthum durch das teutsche Recht so modificirt 
worden sey, dass Öffentliches Wasser ein Geneingut sey und es eigent- 
lich nur einzelne regale Rechte an den Öffentlichen FIflssen gebe 
(S.35.87»)y und dass einem Wasserwerk besitzer kein Einschnitt in 
sein Wehr gemacht werden könne, ohne sein nutzbares Eigenthnms- 
reeht zu verletzen und nichts von der verliehenen Wasserkraft ent- 
zogen werden kOnne, ohne seine reale Wassergerecbtigkeit zu ver- 
letzen (S. 41.). Hierauf gebt der Verf. zu einer Untersuchung über . 
das Floss-Regal im besondern über (§.16 — 18.)r wobei er haupt- 
sächlich den Unterschied zwischen Flossrecht und dem Recht flossbar 
kB machen in das Auge fasst, und auf das Resultat kommt, dass das 
Recht Floss- Einrichtungen zu treffen, welche den Wasserwerksbe- 
sitzern zu nahe treten, weder aus dem Wasser-Eigenthnm, noch ans 
dem Floss-Regal folgen kOnne, ersteres nicht, weil das Nutzungsrecht 
an die Was^erwerksbesitzer abgetreten sey, letzteres nicht, weil in 
dem ausschliesslichen Recht zu flössen, noch nicht das Recht liege, 
andere aus ihrem Besitz und Rechte zu verdrängen (S. 47.). Nach 
diesem auf dem Weg der allgemeinen Ausführung gefundenen Resultat 
begrfindet der Verf. den Satz, dass das Flossbarmacben und eben 
so auch die Erweiterung der FlOsserei nur gegen Entschü- 
digiing kraft des Jus /emtnens geschehen kOnne, sofern die 
Bedingung der Expropriation überhaupt — ein zu dem allgemeinen 
Besten des Staats gereichender Zweck — gegeben sey, durch positiv- 
rechtüefae Belege (§. 19. 20.), und führt auch die Entschädigungs-^ 
pflicht bei eingerichteter FlOsserei kurz aus (§.21.), und fügt 
endlich diesen allgemeinen Ausführungen eine Erörterung der Grund- 
satze des wfirttemb. Rechts über die FlOsserei an (§. 22. 23.). Es 
folgt sofort eine in das Einzelne gehende Widerlegung der Aus- 
führungen der Finanz-Verwaltung (bei den bisherigen Verhandlungen 
des Streits vor den Behörden), so wie der Schwäbischen Schrift 
(•§. 24 — 86.). Der Verf., welcher mit entschiedenem Uebergewicht 
eines langst erprobten Scharfsinns und allen Künsten einer gewandten 
Dialectik streitet, hebt hier die — freilich alle Licenzen des CHentel- 
Verhflltnisses- fiberschreitende und daher das Rechtsgefühl eines Be- 
rtieiligten natürlich doppelt verletzende Einseitigkeit und Ueberspan- 
«nng 4et Ausführungen des Verfs. • der ersten Schrift in nicht sehr 
schonender Weise heraus, indem er ihm neben Bodenlosigkeit seiner 
setbsterfundenen Theorie (S. 65. 78. 82. 95.), auch mehrfache Absur- 
ditilen im Bhizelnen (S. 61. 69. 80. 81.) und einen fast perfid scheinen- 
den Misbrauch- der von ihm geltend gemachten Autoritäten (S. 63. 64. 
83« 84. 90.) nachzuweisen sucht In dem diese Ausführung schliessen- 
doo §• 86. wird sodann als Scbluss-Resultat der Satz aufgestellt, dass 
der FimHiz- Verwaltung, welche bei dem fraglichen Unternehmen blos 
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vü^ timuä jHOiEbirea oipt & taliidit« FloiMr«f«l GfkoMcll »adM — 
eiae U^m^ K«AeraUtra&M bau«, eis EaprofriatioM^IWlU weht «»• 
siehe» taadero ein salcbe« aar dann tUU finden würde« wenn die 
StaaUverwaJtang eine Offienüiclie Waseerelra^se *** Sehiffs* oder PI96I* 
atraste anle^n wfirde <S. 98.)« Dass der Vert bei dieaeü SaUf raeUieh 
Becbt behalten verde, Ul zo bezweifeln» da leider aelbsifc in cetfuOH 
toUonellen SUalen Hebel genag verüegan» die iU|»ecsal-(n^r«8ffe» mit 
4en StaaU-lnteretsen zü identi£ciren. Wir wfinacben und hofieo ner, 
das» es ihm gelinge, wenigs^ena der aus dieser Identification 9oth* 
wendig folgenden Aaweadong des verfassongsaftässig garantirteiii £»• 
propriatjons-Princips — des EntsdUidigaagi-Roehts Geliung %n ifot* 
schaffen. — Der letzte Abschnitt der Schrift handelt die Coippetie na* 
frage ab (§.37 — 430- Die Hauptfrage hiebei beantwortet der Verf. 
dahin. Wenn fther die in der Gerechtigkeit liegenden Befpgnisse oder 
Ober die Art derAasQbung Streit entstehe, so haben die PiSizeiheb^ 
den zn entscheiden; wenn dagegen Streit eDtstehe, ob dem B^tkz^r 
die Gerechtigkeit ganz oder theilwei$e gehöre, ob er dieselbe gais 
oder theilweise einem Anderen so Oberlassen habe» so gehöfo 4ie 
£atscheidang vor die Geriehie* Als Princip f&r diese Abgrenzung eUMi 
er tbeils das Interesse der oberaufsehenden Gewalt bei derarlsgen 
Streitigkeiten, theils die Natur der fiotseheidungs^Normen — je n eck«* 
dem solche nemlich in den Polizergesetzen gelegen seyen — auf (S* 102« 
i03.)* Der Verf. scheint dem Ref. mit dieser Ldsong des ProbUiBB 
nicht glficUich gewesen zu seyn» Das Interesse der StaalsgewaU bei 
einem Streit ist ein an sich vager Begriff und nicht abzusehen, warim 
solches bei der Frage entsebeidend seyn solle. Die Natur der EnU 
schetdungs-Normen konnte jedenfalls nur dann einen sicheren Anhalts* 
pnnkt g<^en, wenn überall ausdraeklicbe Gesetze hiafiSr bestunden 
und zugleich ihre Natur gesetzlich festgestellt wäre. Allein da* wo 
man keinen eigentlichen Codex der Poljzeig^setae hat, gibt es Fftlle 
genug, welche der Entscheidung 4«r Polizeibehörden anheimfalien» 
ohne dass man aosdrQckliche Gesetze hießir hat und es gibt Gesetze 
genng, bei denen es zweifelhaft ist, ob sie als blosse PolizeigeseUe 
anzusehen seyen oder zugleich auch Privatrecbte normire^ Auch gibt 
es Streitfälle, deren Bntscheidungs-Norm in Polizeigeset^en gelegen 
ist, und webcbe doch der gerichtlichen Bntscheidung angehören. 
Ebenso wenig sind die von dem Verf. aufgestellten Tbeorieen befrie- 
digend. Sie sind jedenfalls nicht pcäcis genug formulirt, um gegen 
Missdeutung und unrichtige Anwendung gesichert zu seyn. DieFinaaz- 
Verwaltung konnte sagen: ihr Streit betreffe nichts anderes, als dio 
Art der Ausübung ihrer Flos^erechtigkeit und der entgegenslebendeii 
Gerechtigkeiten; die Frage, ob ihre Gegaer ihr Wasserreeht Behufs 
der Ausführung ihres Unternehmens an sie zu überlassen habe, er- 
scheine schoi^ nach iem klaren Aussprueb der Verbsswigp-rtlrkunde 
nicht als Justiz^acbe u. dgl. Allerdings hat der Verf., wie der Z/k^ 
sammenhaog mit »einen übrigen AusTuhrungeo ergibt« Jena Sitae nicht 
in dem Sinne gemeint, welcher eine solche Arganentatioo rtchtfor* 
tjgtev allein schon die Möglichkeit einer «olchen AaAi^afiiw. iseigi 
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M^jfer^ {äehi^ten üb. d. I^ark^^ser. 4. JusiiisweseDs tm 'P. Lippe. d51 

^te praktiflchb ÜnznlifDgK^M^t Bey lSfe*i$rtett]fig iet Frag^ nadi 
#fiHlembergiscber Geset^gebatfg hand^Il der Verf. wie St^hwab, von 
den i^benangenibrten Dien^troftlruetronen, iils wIPreti ftdkhe Gesetze. 
(S. 109). -^ 1a dem StbFoss-Pafe^agrapiieh (44.) steHt deli* Verf. das 
pfeussiäche Gics^t^ Vlb^t 9ff6«tliehe Flüsse (tom Verfahren d<er #ÜH- 
flßttib^rgiseh'eti Fi^anz-Vehiraltting gegenüber tmü ruft derselben zum 
Stfaldss d!^ ^orte des Potsdamer MiHlers zu. oü. y .. 



i) Ueber die Ausschliessaiig der Advocttten von den Yerhand^ 

Ivngen ^tr den Aenitern »Ad über das gericbtMcbe Ver- 

' fabren im Ffirstentbam Lippe überhaupt. Von B. Meyer» 

Stadtsyndieus zu Hörn. Detmold^ Meyer^scbö Hof-Bucbb., 1844. 
36 S. 8. (geb. \ Thir.) 
2) Yersnch eines Entwurfs von Grandzügen zn einer Reform 
. des Justizweseis im Fürstentk Lippe. Zunächst zur Begrün- 
dung eines an die SUndeversammluog von 1845. gericbteten An« 
trags aif eine zweckmässigere Justizverfassung bestimmt. Von 
B« Meyer» Sudisynd. zu Born «• Landtagsabgeordnetem» Eben« 
daselbst, 1845. 36 S. 8. (geb. | Thlr.) 

D^ Verlangen nach Veränderungen auf dem Gebiete der Justiz 
And insbesOtidere in deih gerichtlicheh Verfabren beginnt allitoäblig 
auch hl den kleinem D^utscben Staaten sieb zu regen und auszuspre- 
chen. Ref. fot itieht d^ir Atasiebl, dass dfe^ Aeusserung^, weil sie 
die ZMtffn^e der dein «ussern Umfange nach nnbedeniendsten Theile 
üDsers Vatel^tiindes betreffen, gering zti ächten seyen. Was die wich- 
tigsten Interessen eines Gliedes unsers Volkes berSbrt, muss fVir das 
Ifetttere sietbt Bedeutung haben, so fange noch ein Nationalbewusst- 
seyn die Itu^serlich durch Latidesgrenzen getrennten Deutschen zri 
einem Günzen verbindet. Und gerade in den kleinen Deutschen Staa- 
ten stellt sieb dal Bedtfrfniss von Reformen als ein überaus dringen- 
des dar*, die ans jenen LSndern vns zugebenden Mittheilungen machen 
ans tnlt dd¥t noch bestehenden Einrichtungen bekannt, deren Beseiti- 
gung selbst ton 'Denjenigen ftir hothwendig angesehen werden wird, 
die In den von den Zeitorganen gepriesenen und ungestüm verlängten 
Neoerungf^ Wirkliche VeH>essei*ungen zu erbiicken nicht geneigt sind. 
In den kleineren Deutschen GebieteU hat sich, begünstigt durch eine 
gfAssere UntbSti^keil der gesetzgebenden Gewalt und nicht beUn- 
i*nbi|[t d<iVch die Ofentlicbe If einung, welche dort kaum sich zu bil- 
den, geschweige denn sieh zu äussern wagte, gar Mabches aus der 
Vorzeit erhallen, was in d^ta grossem Staaten längst schon eiherden 
BvMrfiliesen der ' Gegenwart und einer geläuterten Einsicht entspre- 
chenden Gestaltung gewicheti ist. Mh solchen veralteten Einrichinn- 
|;efl H^rien Wi^ auch durch die obigen beiden Schriften bekannt 
gemacht^ wir finden sie diesmal in einem Lande, das sonst, so klein 
#t «neb Ist, doch lange Zeit hindurch mit seiner Staatsverfkssung 
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952 Jf^y^, ScbiifieBab.d.Yeri>esaer.lJiisüxwe8ei8iBF.I^^ 

vor nancbt« gfotsen Staate lienrorleftebtete« — Die erste Schrift 

betrifft des ia FOrsteiitii. Lippe -DetiBoU fesetzlicli amsgesprocbeaea 

Gnuidsats, dtss Advokatea bei den gericblUcbea VerbaDdlugea Y«r 

dea Aeaiteni nicbt zagelassea werdea sellea, ein Priacip» welches m» 

flbnlicbeB Voranssetsongee aad Racksicbtea bervorgegaagea ist» tmM 

velcbcB eiaat ia Preossea die sag. Assisleaxrfltbe aa die Stelle der 

Advokatea eiagef^hrt wurdea. Der VerL weisl die Taaachnagea aach, 

deaea aiaa sieb bierbei hiagegebea bat, and fHbrt fiberxeagead aaa, 

dass jene Aosacblieasong aiit dea jetzigea geliatertea Aasicbtea ftber 

die Wicbtigkeit des Advokatenttaades, sowie aiit dea Aafordemnge« 

eiaer sorgf^ltigea Recbtsplege sieb aicbt vereinigea lasse. Er scbllgt 

zagleicb vor, an die Stelle des jetzigea nntergericbtliebea Verfabreaa 

ein Shnlicbes, wie das ia Preussea darcb die Verordnnag ftber dea 

Mandats-, den sumoiarischen und den Bagatell-Process v. 1. Jnoi 1853. 

eingef&brtey zu setzen. Die ganze Abhandlang zeagt von einer dnreh 

Erfabraog gelSnterten and befestigten Renntniss des Wesens dea 

Processes und der BedQrfnisse des Recbtslebens. Es lässt sich er« 

warten, dass, in Folge einer solchen mbigen und einleachtenden Er- 

OrteroBg nicbt blos das Fehlerhafte der jetzigen Einrichtong erkaaat, 

sondern auch eine zweckmässige and der Gerechtigkeit förderliche 

Uminderang werde vorgenomniea werden. — Noch aolßüliger sia^ 

aber mehrere derjenigen Gebrechen des Jostizwesens in dem geaann- 

ten FOrstenthnm, welche die Schrift nnterNr« 2« darlegt. Der Verf. 

gebt in derselben davon ans, dass die Frage, 9b die voa Vielen ao 

driagend verlangten Neaerungea — Oeffentlichkeit undMftndlichkeit der 

gerichtlichen Verband Inngea, Geschwomengerichte, coUegialiscbe Be* 

setznag der Untergerichte, Trennung der Administration von der Ja» 

stiz, wOrdigere Stellung der Rechtsanwälte, EinfUhmag deutscher 

GesetzbQcber — zweckmässig und zur Herstellung eines erspnesa- 

licben Rechtszustandes notbwendig seyeo, fDr entschiedea aazusehee 

sey; es handle jsicb nur noch um die Frage, wie das, was der Zeit» 

geist errungen habe, auch äusserlich in dasLehea selbst aufgeaoaiaiee 

werden kOnne. Ref. kann zwar die Siegesfreode des Verfs. nicht ia 

jeder Hinsicht ibeilen, er folgt ihm aber gern bei der Betracbtaa|; 

der im Farstentb. Lippe bestehenden Gerichtsverfassung und stimml 

mit ihm darin ganz Qberein, dass hier viele Umflnderangea aothweadig 

siod, um den Zwecken der Gerechtigkeit zu genfigen. Die Uebei- 

slände der dortigen Jostizerfassung, welche der Verf. eiaer Prfifaa^^ 

unterwirft, sind folgende: 1. Das Nebeneinanderbestehen zweier sich 

coordinirter Obergerichte, des Hofgerichts und der Justizkanzlei, 

deren Trennung nicht auf einem Bedfirfiflsse, sondern auf nicht mehr 

vorhandenen Verhältnissen beruht und um so weniger zu billigen ist, 

als eine factische Vereinigung tbeilweise schon besteht, indem die 

meisten Mitglieder des einen Obergerichts auch dem andern angeh4rea« 

Auch die Regierung ha^ die Zweckmässigkeit der Verbindung ericaaa^ 

es besteht seit mehreren Jahren eine Kommission für die vollkoauaaaa 

Herbeiführung derselben ; man sollte meinen, dieses UateraehBMa he* 

dürfe nicht jahrelanger Vorbereitung und Uehorleguag« — i. Eiaa 
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Meyer^ Sehriften üb. d. Vwbesser. d. Jastizwesens im F. Uppe. 953 

grotie Anzahl Geridite erster losUoz mit komplicirtea Kempetenzbe- 
fognUgeB. — 3* Die Besetsong aller dieser Gerichte mit Eiozeinricb* 
tern und die Verhindong der Verwaltung mit der Justiz in denselben^ 
mit Ansnabme der Stadtgerichte , bei welchen die Trennung begon- 
nen hat. — 4. Die sog. Gogerichte, welche bei jedem Amte und Stadt* 
gerichte einmaiMm Jahre dorch ein dazo kommittirtes Mitglied der 
Regierung abgehalten werden und sich auf den grOssien Theil der Im 
Laufe des Jahres vorgekommenen und bereits vom Unterrichter in- 
stmirten und begutachteten Processe beziehen. — 5. Die vielen eximir- 
teli Gerichtsstände. — 6« Beim civtlgerichtlichen Verfahren der weit- 
linftige Schriftenwechsel der Advokaten in den Obergerichten, das 
die Regel bildende blosse Instmcttonsverfahren, ohne alle scbrifklichd 
Vorbereitung und ohne Zulassung von Advokaten in Untergerichten. — 
7* Der Mangel eines eigentlichen Advokatenstandes« Jeder exami- 
nirte Jurist kann advociren ; haben aber die jungen Advokaten einige 
Jahre ^ang practicirt» so gehen sie zum Theil in die Richter- oder 
Beamten-Laufbahn fiber, so dass der Beruf der Advokaten nicht viel 
mehr ist, als eine Bildungsanstalt für kttnftige Richter und Beamten« •— 
8* Die Berechnung der AdvokatengebOhren nach kanzleimftssigen d. h. 
möglichst wenig enthaltenden Bogen und die zu hohe Gebfihrentaxe 
der Gerichte. — Der Verf. macht VorschUge, wie diesen Gebrechen, 
welche gewiss jeder Unbefangene mit ihm als solche ansehen wird, 
abzuhelfen sey* Ref. findet diese VorschUge im Allgemeinen sach- 
gemäss und gut gerechtfertigt, ist aber mit Einzelnem nicht einver* 
standen. So kann er es nicht billigen, dass der Verf., der den Vor* 
sag der Richtercollegien vor den Einzelnrichtern selbst anerkennt 
nnd hervorhebt, doch die jetzigen Untergerichte erster Instanz 
nicht collegialiscli organisirt wissen, sondern f&r Sachen von ge« 
ringerem Wertbe in der jetzigen Weise fortbestehen lassen willf 
während fttr wichtigere Sachen das in Gemässheit des Obigen aus 
den beiden bisherigen höchsten Jostizcollegien zu bildende Oberge- 
richt die erste Instanz werden soll. Allem Anschein nach ist diese 
Inconsequenz durch lokale, vielleicht pekuniäre Verhältnisse veran- 
lasst. Aber man sollte meinen, dass ein Princip, welches man ein- 
mal als heilsam erkannt hat, ganz durchzuführen sey, sollte es auch 
grössere Schwierigkeit veranlassen und etliche Thaler mehr kosten, 
als wenn man sich bei halben Maassregeln beruhigt. Ffir das ge- 
richtliche Verfahren empfiehlt der Verf. eine Nachahmung Preu$sischer 
Processgesetze; diesen Punkt möchte Ref. recht dringend einer wei- 
teren Erwägung und Prüfung anbeirogeben und dabei namentlich zn 
berflcksichtigen bitten , dass diejenige Processmaxime noch nicht die 
beste ist, welche die Erledigung sehr vieler Sachen in kurzer Zeit 
möglich macht, sondern dass dabei auch sehr viel darauf ankommt, 
wie sie zu Ende gebracht werden. Sehr beachtenswerth ist aber, 
waa der Verf. ferner in Bezug auf den Advokateostand vorschlägt« 
Ueberhaupt wird man die Schrift nicht ans der Hand legen, ohne 
dem Streben des Verfs., der Freimfllhigkeit desselben und der Ein- 
iiebt« mit welcher er die Fehler der jetzigen Zustände erkannt und die 
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Mittel zor Ver^sserotig gettmien «od l^gffiHfct bkt, Jle verA^te 
Anerkeminirg tn Theil werfen iMsen. M5ctrte der Prophet ancb im 
Vftteriaiide getten nad sevae Stimme liickt liberhikt werden! 



.1 



Anleitung zn finanziellen^ politiscben und joridisclien Reck- 
nnngeil* Ein Handbuch f. StaaUdicoer, Gameraliaeiiy Kajifleutei 
Joristan» Forstmänner, Oekosomen v. s. w. von jarwlj« 0e4tiacer» 
Gharzogl.-Badisehera Hofralh ■• o. Prof. d« Mathematik an d. {Jniv. 
zo Freibarg im Brebgan. Brannschweig, Viaweg u. Sohn, iS45* 
XX u. 322 S. gr. 8. (geb. If Thlr«) 

Es hu dleaes, von nnerraadKchem Pleisse and großem Scharf- 
sinne des Verfs. zengende Werk nicht so weh I ^azn besti«ttl, den, 
in den Regeln n. Grandiätzen der Mathamatik weniger erfahrnen Jn- 
risten rn den PaHen, in welchen leizire einer Keontalss der entern 
bedürfen, ein Hiifsmitlel za gewahren » wekhes auch bei nar einiger 
Kenntniss der Mathematik Trest nnd Umtnffflznng bietet, sondern 
die sog. Matkesis fottnsin wissenschaftlfcfa za feegrAaden nnd fesfzii- 
Steifen, diesen mit der Ausbildang der sociafen Verhallnisse immer 
mehr an Bedentang nnd praktischem Werthe gewinnenden Zweig der 
Mathematik fn seiner Besondemheit gtk^i^ zit entwickeln nnd dnrclf 
allseitige Begrenzung als ein wissenschaftliehes Ganze hinzn^tetten* 
Essehliesst sich dieses Wer% Sin die rühmlichen Leistungen Kästners, 
Brunes n. A. an nnd setzt bei seinen Lesern di^ Kenntniss der Lehren, 
welche der Artthmetik u. Algebra mit Biiisehiuss der Log^tfamen 
zngehOren^ allerdings vorans, weshalb alles , was sich zanSchst anf 
Anwendung der Elemente dieser DoctHnen bezieht n. selbst zum Theil 
auf die der Geometrie (wie in v. Florencourts Werke)^ weggelassen 
worden ist. Dagegen hat der Verf. mit Recht die Lehre von den ein« 
fucfaen Zinsen, welche nach zn einer wissenschaftlichen Begrandnng 
dieses Zweigs der Matbemetik wesentlich ntHhig ist. insbesondre 
zeichnet sich diese Sdirift aber durch die Torzfigliehö Darstellung 
n. Erörterung der Frage ^ eb bei Beantwortung der einschlagenden 
Probleme die Rechnung mit einfachen Zinsen eder Zihses^insen za 
Grunde zu legen sei , und der Lehre von den Letterie- Anlehen und 
den Lotterien <wobei die K« Sachs. Landeslotteri^ als Vorlage and 
Beispiel der Untersuchung gewählt worden) ans, so wie die Grand* 
Züge der Wahrscbeinitchkeitsrechnung von der Sterblichkeit und vdn 
dem Interosurium einer sehr ausführlichen und gründlichen Prüfung 
Unterworfen Worden sind, deren Ergebnisse zum ThoÜ .als völlig 
neue, allenthalben aber als neu und salbstständig gewenüeiie anzn« 
erkennen sind. Der Inhalt des Werkes nach seinen einzelnen Capi« 
teln ist kürzlieh folgender: 1. Von den einfhchen Zinsen; IL Von 
den Zinseszinsen , wobei der Verf. zwischen conformem n. relativem 
Zfnsfusse unterscheidet. III. Von dem Verhaltttisse Zwhchen der 
Rechnung mit einfachen Zinsen und der mit Zinseszinsen. IV. Von 
der Berechmmg AtB Internsuriams^ wobei neben literar- geschieht- 
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Oettäigery Anleit zu finanz., polit. a. j aridischen Rechnungen. 9&5 

liehen Notizen und einer Kritik der zeitherigen Systeme nachgewie- 
sen wird, dass nur die Rechnung mit Zinseszinsen, also die Leib- 
nitzsche Methode, ein richtiges Resultat verbürgt. V. Von der Wahr- 
scheiniichkeitsrechnnng. Auch hier sind die Bemöhungen des Verfs., 
die Lehre auf einfachere GrundzQge zurflckzufuhren, nicht ohne Er- 
folg geblieben. VI. Von den Lotterie-Anlehen und den Lotterien. 
VII. Von der Sterblichkeit. Auch hier ist eine Kritik der versebied- 
nen Ansichten gegeben. VIH Berechnung der Leihrenten, Lebens- 
versicherungen, Wittwenpeisioaen a.f.w. Dem Werke selbst sind 10 
Berechnungstafeln beigegeben, von denen I-r-'IV. auf die Zeitrech- 
nungen, V. VI. VIL VIII. u. IX. sowie X. auf Capitel VIL sich beziehn. 
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m. Berichte filier akademfselte 
ISelirIfteii« 

Quae peregrüwrum apud 6ermano$ conditio et oKm 
fuerit et nunc $it ewponitur. Diu. inaugwr. qumm iii. 
ielorum ordimii in Jeademia Friderieiana Halenti cum Ftleker- 
genti eQmsociatm mueUriUUe ad summos im u. j\ homores rite ädt' 
piseemdos d. FL m. Sept. tu MDCCCXU. etc. def endet Cor. Amt. 
WrUter. MmgeHutri» Muikusanus. Haiisj typ. Eemdeiimäi* 
49 S. ffr. S. 

Die Getcliiclite det Frendenrechte bSa aof die neuere Zeit, welche der ente 
Tktü der Abhandlung (8. 9 — S7.) liefert, itt recht lleitsig gearbeitet und giebt 
ron einen grundlichen Quellenttudinm Zeugniia. Unbedeutender itt, wan in 
den iweiten Theil (S. 38 — 49.) über das heutige Recht getagt wird. £• igt die 
Wiederholung der hergebrachten Ansichten, bei welchen sich der Verf. beruhigt 
hat, ohne ihre Mangelhaftigkeit und Unrichtigkeit in ergrOnden und selbst- 
standig f a verb^sem. Insoweit kann das vom Verf. Gegebene jetst um so weniger 
genagen, je grosser die Fortschritte sind, welche die Wissenschaft gerade in 
dieser r«ehre nach der Zeit, sa welcher der Verf. schrieb, gemacht hat Ihm, 
als einen Anfänger, kann freilich nicht figlich ein Vorwurf daraus gemacht 
werden, dass nicht schon er Besseres, als seine Vorgänger, geliefert hat. Für 
den Standpnnct des Verfik ist die vorliegende Abhandlung eine recht lobens- 
werthe Arbeit. 



De duplici apud Romanos dominio selectas quaestiones 

$i$ten$ Dissertatio quam ill, ictorum ordinit auctoritate profes- 
soris extraord. munus in univ. litt. Fratislaviensi rite auspicaturas 
d.XlF. m.Dec. a.MDCCCXL. etc. publice def endet Car.WerMm. 
WabriciuM, / u. Dr. advocat. notariusq. publ. etc. Fratiilaviae 
typ. univ. 32 S. gr. 8* 

Wenn Ref. einer ihm schon lange obliegenden Pflicht durch die gegenwartige 
Anzeige so spät genügt, so hätte er sich wohl deshalb vor allen Dingen sn ent- 
schuldigen. Da jedoch die Gründe, welche ihm sur Seite stehen, meistens 
solche sind, mit denen er die f>eser der Jahrb. nicht füglich behelligen kann, ao 
glaubt er voraussetzen tu dürfen, dass ihm der Entschuldigungsbeweis werde 
erlassen werden. Dagegen rouss er sich rechtfertigen, dass er überhaupt noch 
eine bereits vor länger als vier Jahren erschienene Dissertation zur Anzeige 
bringt, und zwar zu einer blos referirenden, nicht zugleich kritisirenden An- 
seige. Hierzu veranlasst ihn zunächst der Wunsch, dass die letzte Arbeit eine« 
würdigen Gelehrten (vgl. Jahrb. 1842. S. 574.) nicht ganz der Vergessenheit ver- 
Csllen m5ge, wie dies den Anschein hat, indem dieselbe in den seitdem erschie- 
nenen rechtshisiorischen Schriften wenig oder gar nicht berücksichtigt worden 
ist. Zar Erreiehnng jenes Wnmiches wird abar eine bloss« Aelation ansceichMi 
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a Bmmmei^ De eoUalione bonorom. 969 

«nd Ref. ImU eiwe totelM gcg f w ä r t ig um so mehr ffir di« aiig«meNeiif (e Fon* 
ier Beriehteratattang, all der Verf., dieser Welt entrfiekt, aaf die Einwen- 
dangen de^ Ref. an antworten aniser Stand aeyn wdrde. — Ei beiteht die Ah«> 
kandlung aaa drei Kapiteln. Dai ente hat die Uebendirift: De verbi: dmpler 
ett dtmUmfum^ vi ae »enm. Der Verf. vertlieidigt hier die Aniieht, daii dai 
4npUx thmimium^ von welckem Gajui I. $.64. apricht, nicht, wie man et 
gewöhnlich vmmteht, ein doppeltei Eigentbum, ein Eigenthum, welohei iwet 
Arten hat, londem ein ani swei Beitandtbeilen luiamniengetetatei Eigenthum 
beseichne. Er fährt diei mit vielem Aufwand ron Scbarfiinn and Gelehnamkeit 
am; den Ref. hat er jedoch nicht uberseugt. Dai iweite Kapitel behandelt dai 
Thema: 4fmiä antrat inter xo in boni» e$$e ei bonae fidei p9$9ei$ionem. Die 
Amicbt dei Verfik wird von ihm mit den Worten aoigeiprachen: nem aeüene^ 
»edexeeptione<f äi»tiugunnturbtmaefidtipoue9$ory etity ettjut im bonig res €9t» 
In dem dritten Kapitel endlich nntenacht der Verf.: Quid praetor deM^blieiama 
aetiene danda edixerit. Die Worte dei Edicti haben nach dem Verf. anprüng- 
Ueh logelaotet: St gmi$ id^ qued bomaßde emii^ tradHum tibi et nendum «««- 
cmptum, ex Jutta emu$a petety Judicium dabo, Ent durch die Kompilator«u 
Bind die Veränderungen vorgenommen worden, in Folge welcher die in L, i. 
pr, D, de publ, iu rem aet, au leienden angeblichen Edictiworte entitanden 
atod. — « Die ganae Diiaertation iit klar ond gut geichriebeo, einieln« Ventdiae 
gegen eine feinere f>atinitat und gegen den guten Geicbraack (wie namentlich 
das öften gebrauchte vd) abgerechnet. Eine nicht immer gani angemeiiene 
Polemik gegen Mayejr aiekt sich dnrch die Schrift) besonders das sweit« 
Kapitel derselbem 



De coUatione bonorum a descendentibus facietida se^ 
cufidum jurü romam principia. Adumbratio (?) histo-^ 
rica C) quam autoritate ilL jctorum ordinis ad veniam legendi in 
univ. litL DorpatieHsi rite impetrandam (,) seripsii aique publice 
def endet Corol. a MMmMn£^(,) jur. Cmnd. Dorpati Livo- 
n»rumy typ. Schünmanni viduae, MDCCCXL. 49 S. 8. 

Zur Einleitung über Entstehung das Gewöhnliche ; hiniichtlich des Grundes 
der Collation der Eroancipirten hat der Verf. das Verdienst, noch vor Fe in 's 
überzeugender Auifuhrung (freilich nach Zimmern'i Andeutung), gleichfalls 
die Fiction der Suitat aufsustellen, wobei er noch auf /. 3. pr, />. de eofiat. ver- 
weist: Praetor.,,, deutomitrat quid data B, P, fieri oportet, Ueber die 
weitere Ausbildung, fiber Auidehnung und VoUiiehung der eoiiaiio handeln 
$.4 — T. Hierauf §. 8 — 11. fiber Collation der dot von Seiten der $ua in ihrer 
weitern Aaibildung durch die Conitilutionen. Zuletzt will der Verf. in §. 12 — 15. 
beweisen, daii auch nach der Geietsgebung der Novellen die eigenthfimliche 
Collation der Emancipirten beibehalten worden sey. 



De jurejurando quod ad düuendttm criminum sugpir 
cionemjure communi receptum esty ex legistarum, juos 
vocani^ doctrina oriundo. Pro summis in u* j\ honoribus rite ob* 
iinendii icripsit Car» MiMSenbntnS. Monaekit\ typ. FFolßanis^ 
1841. 22 S. 8. 

Der Verfv referirt in der ersten Abtbeilung die Aussprflche der Glossatoren 
Aber den Reinigungseid. Bei der Tendens und Richtung der Untersuchungen der 
Glossatoren war es natttrlich, daas dieselben auf die bekannte Stelle in c. 3. Cod, 
de r$bm$ ered, IV ^ i. «- womack bei der imepim pr^bmtiommm der Riel^er nach 
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tMmiAtm am£ timm Ei4 erHaMMi k&UM. — BMunfiea wmä iter ihn Aan«»- 
dofifl; A«f den Criiiii«al|ir#ceM skh ««tbreiteCe«. Ob' Aeeavftia^ «aent dafilc 
sieb MWgetprocben , du« beidem Maagel gpesigender (mhd ReJceMitokte aal die 
Tortur oder i«r VeraitbeUaog avirtiebender) Indieie» oof eitten Eid, dorcb 
welelMA der Aageklogte eioli voa der Aiililage reinif ea eoUe, erfcoMii irerie« 
kdaae^ «ochie wohl bosvueifelt werden, täetmehr terdenfat ■och dee Ret. Aneieht 
dieoei Bid eeine Eiofabrong ollerdinge der fieie^ltohkeift und den koaonioeheB 
Beehto; er steht in enger Verbindong mit den Ordatten. DeeVerCi. entgegen^ 
geaetate Mainang ifiiehi sieh in Mgendem, aicht gaas deoMidtea, aoch nicht 
naher nachgewieinen Satse aaa: y^Ad imfmmimm »9pitmdam tmnomiea pmrgmiie 
0rmi imUlMiay eiciU Uis jureJurmmiU Jmdiei. $mii» ßthat^ wie eiimm tM A 
fmmtm- aA tmnmmm jmH9 ei^äi» dinerek^ur^ pttTgaUomiB me tmetUiomem fmidm 
fmHtkuni.*'^ — In der swettea Abtheitong erhlart der VerC eich dahin, dose die 
italianitelken Jariiten den Reinigungeeid nicht gekanat hatten, vielmehr nur die 
Obaenrans der itaJteaiiehan Qeriehte beaeagten, wiornaeh der AngeUagteTor 
seine» Veraehamag sohiMkr, die Wahrhek au sagetty nnd^ nachdees er diesci 
oaf nicht swei rollen Seiten auigeführt, wendet ersieh stur Widerlegoog der ento 
gegeuiiehenden Ansicht Siener's (Ueiteage s. d. Gesefa. des lBqaisit.-Pree 
ft. M.)t den er seUsoncr Weise für bereilo gestorben aneehea ronse«, da er reo 
dessen Manen spricht, wahrend wir ons fueoen^ diesen rorleelHiehen Redbia» 
gelehrten naeh unter d^n Lebendigen sil wisaedk. In. der dritten Abtbeilang ipbt 
der Vart wenige and nicht: genugende Andeutungen Ober die AneiohteA einiget 
Piaktiker vor den flsiten Ga«pz«v'a> womit die Jlbfaandiitng sieb schliaaat» 



Be wuoue pr^lüim ehurt^tUmne» pro 4ibtm9nia fmeuHau 
Ugtnii in umw. titt. ^netm publica ief^dJät auct^r iDmw9. 
Wrider» €hpr^er tu j\ Dr* Jm^e in Hb* üachhausenima 1844. 
82 S. 8. 

Der Verf. strebt anniicifst dahin, nsohtmraleen ^ dait dtoEin1c{»dsel»aft 
sich schon vor Aafhahm# des fdmUchen BacMea aasgehildet gehabt habe^ und 
dieser Beweis erscheint ihm deshalb für die rechtliche Beurtheilung des Institotei 
selbst besonders wichtig, weil er dadnfch eiae fest^ Grundlage ffir die rechtliche 
Auffassung' der Binkindschaft zu gewinnen glaubt, was an sieh ein richtiger 
Gedanke ist V¥oltten wir nun aber auch annehmen, dass die Einkindachaft 
schon in tffergedachten Zeit äbllch gewesem s^ei (witewohl wir In mehreren der 
$.9. beigebrachten Stellen nur einen Vertrag* des sich wiederferheirathendea 
Ehegatten mit seinen schon vorhandenen Kindern ohne alle Rtick sieht auf 'die in 
der anderen Ehe erst zu erzeugendeitHnden können,) und dass alsd das Mundittm 
und die Gewere zu rechter Vorraundschsfl iti der vtn dem Verf. bezeichneten Art 
ffir das Institut massgefoend'sei , so wGrde dadurch doch für die Benrtheitung der 
Einkindschaft in unsererZeit immer nocH*eine praktlsehe Regel^au gestellt sein, 
weil namentlich die gedachte Gewere längst schon aus dem geltenden Rechte ver- 
schwunden ist. Es zeigt sich hier also reehi deutlich, wie es für das gegen- 
wärtige Recht nicht ausreicht, ein Institut, wenn schon an sich richtig, nach 
den Grundsätzen des teutschen Rechtes des Mittelalters zu construiren. Die 
Voräftderungen^ die- das ctoheimisch« RecM dureh die Aufnahme des: rdnrisehea 
orlitten. hat, därfen dabei nie au« deft^ AageiV gelassen werdon.. Uehcigena^ er- 
kennen wir gern den Eleiss und -das Streben des Verfs., von. dem noch mehr zu 
hoffep ist) an. 
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T¥. Jurlstiselie BiMi<»sraQliie. 

Neu erscbienene Scbtlfien» 

iZdi. Alker ^ H., Land' u. Stqdtgeriehtsrat^ , ^— Qfu^buch juir Vqrbtr^itoiig 
Q. ziuo pirakt. Clebraach für pi^eau. Jungten v. für preu«i. JastU' Subaltern- 
BeanitMi u, s. w. 7« Heft ^Lisaa, Günther. S. 55^-^65^ gr, 8. .(Geh. 
Subn?|-.-Pr, iTblr.) 

299.. -<*- Per prejuu* KonJrurs u* der erbaohaftHche.i;4qoidi|tion«prosei9< io aeiner 
jeitfligen Gestalt. ( Beaond. Abdruck, i^i^ Obigeiy.) , .£beii4ask 96 S. gr. 8. 
. (Geh. U<Ng:r.). , 

293. Archiv für dap €ivU-i u, Crimlnalrecht der KönlgL Freust. Rhein provipzen. 
Ifer^Migeg. durch einen Verein von AMtgltedern def offentl« Miniaterinnit v« 
d. AdyocatengtandeH b, Rhein. AppeUations-GerichtabQfe zu Köln. 3^« (der 
neuen Foige 3^) Band in ^ heften. Käln, Pet. Schmit.?*. %. It«ft. 6^«« 
^X^. gc, 8, (4Thln. ^ 4,Ft 12 Kr, rheinO 

^4, Arcjiiv, iiiQUOf, fiMT prfittaaisehe« Recht u. Verfahren , ao wie^für deo^vches 
Privatrecht. Herauggeg. von Dr, J[, F. J. Somm^t^^u^ ^r. TA» H^ele, 
*1. lahrg. %. «f ft, AwabWg.,. RUtar. S. It3^a4#v 3. (q«b* | TWr, «^ 
1 Kl. 12 Kr. rheinO 

295, Blumeniritty St* W.y -^ Daa öaterreich. Strafgesetz aber schwere 
f o.ljzeirL^e|>^ittr<Qtung«n f. 3. Sept^ 1803,^ saipml den hierzn hii Ma» 1844. 
n«ehträgUchei:sc;bi«nanen.^efeVLfn.UfVei:ordiHiqgeB« 2Thlf9. 2. uwgewrfb^ 
n, verm. Aufl. Wien, BraurauUer o. S«ide^ .t8^,. 9dA,». 237 S« gr.8. 
(Geh. SThlr. = 6 Fl. 24 Kr, rh.) . 

2a#» ßjornemamn^ Dr, W.,:wirki,GßA;0b€r-Ju$Jt*a9^aifi».9^»f,t -r- S^rstpipad;. 

. , ^ar^teUung 4e«.pj:euf «4 OiviUecMs! mit Reout^Wg^ der »Hat§r*aHen de« aAlgera. 
Landrechts. SachregisteTf. — - Register üMr die erbitterten .G^fetzesstellen 
•H, fMizelnen Verordnujigan. 2. vcjrni. u. verb. Ausg. Berlin , JoniuK Vert; 

. ili!igpbtnc|ihÄndiung. ^Qa. gr..i». (G^h. jXWr.X . . 

297. Elven, Dr^fyn Frip4r»^ Hnr/Üntl. flesf, OMr - Afig^Untior^r^iky — 
Der nationale Standpunkt in Beziehung auf Recht, Staat u. Kirche. Dar- 
gelegt in einer Reihe von Aufsätzen aus früherer und späterer Zeit. Kassel, 
Kriegerische Buchh. LXiii u. 580 S. gr. 8. (3 Thlr. = 5 Fl. 24 Kr. rh.) 

Hieraus ist besonders abgedruckt: 

298. — Der Gustav- Adolph- Verein, ein Werk deutscher Bildung, Gesinnung 
n. That. Ebend. 40 T. gr. 8. (Geh. \ Thih » 18 Kr. rh.) 

299. Goebeiy Dr. Pä., LandgfiticfiUrath ä._A, — Ueber die Verbindlich- 
keit der Civilgeraeinden zur Unterhaltung der Kirchengebäude. Eine Unter- 
iuchöng nach den Grundsätzen der in der Rheinprovinz noch bestehenden 
französischen Cultosgesetzgebung. Nebst einer Prüfung des von Hrn. o.s. w. 
Ruppenthal üb. die Bedeutung der erwähnten Gesetze gegebenen Gutachtens. 
Herausgeg. nuf Wunsch o. Veranlassung der Synode Gladbach. Bonn, 
Habicht in Corom. X u. 127 S. gr. 8. ( Geh. f Thlr. » 1 Fl. 21 Kr. rh.) 

800. J ei Her, Karl Fr, v., Pupillenralh in Tübingen ^ — Handbuch über die 
Behandlung der Geschäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit im Königreich 
Würitenberg. Nebst e. Anhange über die allgero. Grundsätze des Kassen- 
n. Rechnungswesens,, mit h«amidL Besiehnng auC Pilegrcchnungen. 2. verb. 
u. mit Formularen u. Beispielen verm. Aufl. 6 — 7. Lief. od. 2. Bd. Tübingen, 
OaiMider'sche Bachh. xxvu a. S. 629—1495. gr. 8. (Geh. 3 Thlr.) 
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960 JvislitdM BMogri^. 

SM. tCmmpim^ C.jL, K. Pirmm. iUg{enmg$rmtAy » DieHaaialt- «idSekiff- 
Aikrtorcfftrice 4m Z«llver«fait. Mit RiekttekC aaf ier FreMdlinder Geiete- 
gckMig •• ftwtrUklM V«ffyUteiMe bckwckteC. BnsMckweig, Vieweg ■. 
99hm. Z«.4«C8. gr.S. ( 6«k. 2( Tklr. « t FL 54 Kr. rkeifl.) 

MX Jri##, iS: 11% gtf ^ii— g w igM «. *. it. Dr^ — Dm gcittliclie Amt i« Ctn« 
iikt Mit 4e« LMi4«agMett«, «der: darf 4i« WeifMraBf der GeinUiclMih 
gewine MAck tei LaadeijrgMtw «riaakte Kkea eiasmegaeii, g«daldet 
wHtm f Bia ¥•!•» ms de« Priaeip der Reforaiatioii mid der bettekendea 
ClMit ■§■>—§. PMea, €ekr. SdMffc. M S. & (Cek. ^TUr.) 

Ut. Militair-StTAfreckt, preuMitebet. Bntbalt: «) Strafgeeetibucli für du 
pre«M. Heer < 4. S. April i84S.; d) die neaea Kriegtartilcei n. Verordnanf 
iker dena AirareiidaBg <4. ai.iui 1844.; e) Vererdaangea fiker die Kkreii- 
gerickU, dM Verfiüurea kei Streitigfceitea ■. BeleidigoAgen swiMkea 00- 
sierea ■. BeetraAug des ZweikanpCi aater Ofisieren ä. 4. 24. iali 1841. 
Trier, TrMckeL 7 Bag. kL8. («ek. 8Ngr.) 

844. Mittermaier^ Dr.C.J,A,^ Gek, RatA m. Pro/,y — Das deattekeStraf- 
rerfakrea ia der Fortkildaag darek Gerickttgebraock a. Laadet-Getets- 
kieker aad ia geaaaer Vergteicknag mit de« eagßackea aad fraasoaiacbea 
StrafrerCftkrea. 2 Tkeile. 4. völlig aaigearb. a. sekr rem. Aafl. Heidel- 
berg, i. C. B. Mokr. 1. Tkt Till a. 685 S. gr. 8. (Beide Tkle 5^ TUr.) 

848. Prariasial-GeaetssaaiailBag des Köaigr. Bobnea fdr d. J. 1844. (24. U.) 
Prag, HaaaeSdkaeVerlagtexped. 48} Bog. gr. 8. (2Tklr.) 

844. Prdfaag der Ia dea Preattitcken €etetiea fiber die Ebefcbeidaag aateraoai- 
»eeea Befona. BerKa, EyMeakardt^ieke Backk. 44 S. gr. 8. (8 Ngr.) 

84t. Beektetezicea fllr Jariiten aller teaftchea Staatea, entbaltead die geiamiate 
ReckttwiMeatckaft Bearb. voa Mebrerea a. redig. voa Dr, JmL WeiMke^ 
Pff, in Leipitig. 4. Bd. 8. Lief. Leipafg, O. Wigaad. S. 744—924. ^r. 8. 
(Geb. )Tblr. — Veliap. | Tbir.) 

848. &t€iiUr^ Fr.y Prmf. d. Simmt9w. mm ä. Hthiekuh ata Beru^ — Stmata- 
a. Reebttgetekiebte des Kaatoae Bern. Voa dea ältettea getcbicbtlichea 
Zeitea bii sar Kiafukraag der VerfMtaag rom Juli t881. Bern, Haber a. 
Caaip. IX a. 182 8. gr.8. (Geb. |Tblr. — FOrSödd. IFI. 21 Kr. rb.) 

8#t. Ueber Bbieaatrafea a. Bbreafolgea der Verbrecke« a. Strafen. Eise Ak- 
kaadloag aas den Gebiete der Strafgetetsgebung. Rostock y Stiller*scbe 
Hofb. in Coaim. IV a. 805 S. gr. 8. (Geb. 1 J Thir.) 

814. Ueber die obrigkeitiiebeZasaad^keit ia standesberrlieben Vonanndsekafts- 
sacbea. (Voa Dr. Hellmuth.) Mfincben, liter.-artist Anstalt nr a. 
54 S. gr. 8. ( } TkIr. •— F4r Sfldd. 30 Kr. rkein.) 

811« Zeitsekrift f8r gesekicktliebe Reebtswiisenscbaft, beraasge^^. von F, C, 
V. Sari'gay, C. F. Eiehh»rm^ A. A. F. Rmdorff, 18. Bd. 1. Heft. 
Berlia, NicoUiscbeBacbb. 180S.gr. 8. (Gek. {Tbir.) 



( Hierzu InieltigenMutl Nr. 1.) 
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I. Recensionen. 

AUiandlBogen an» dem Strafrecbte OHd dem Strafprocesse 
von Jkr. ABton Bauer. Dritter Band. A. u. d.T. Die Tlieorie 
detAozeigenbdiir^ises nebst vofaasgeschickter DarsteItüDgderTbeo- 
' rie des GriaiiDalbeweises fiberbaopt GöttiDgeD, Dietertcb^scbe 
BachbaDdl., 1843. X. n. 802. S. gr. 8. (If Tbir.) 

Recensirt 

von 

Herra Professor JDr« Abefff zu Breslau, 

Bei Gtlegeeheit der Aazeig« des zweitea Bandö» Bieter AUiahd* 
loiigefl in dtoten Jabrb. 1845« S. 67S.'ff. habe ich meioe Ansicht 
darüber aosgesprachen, . wie da« W,edL «ine» eben an» der Reibe- der 
Lebenden < geschiedenen icbInngswbFthetn GeUhrten ben^iheüt it^rden 
fliAese; Ba^ss* schien mir Pflicht and wnr Bedflrfhiss, in eo fern neben 
der objediv^ Betrachlnng auch di« Snb^tivitil ihr Recht verlangt« 
Jene allerdtngt darf und kann darch keine Ar Mmde Rieksicbt he« 
dingt werden; wie oft sind wir nicht genOthigt — wemi aoth niehl 
in eigenlÜeh s« g. Recensioneni dtuHi in eignen Arbeiten die LetslMi- 
gen Uigst vlarslerbener Yorgingier.der Beortiminng» zu «bterwerfin? 
Hegt ja eben darin eine' AnerkenMmg^ dass A\eU -^ nnnbfaengig 
von der Person des Verfassers in der Wisseibchaft forllelen änd 
auf Betfickaicfaygnng Ao^mch kahMTl Aber es fiM ntan b^i«i|. 
KeberweiAe aUes hinwe|^, was im Verlütoiss nb ton lebesdiia/and 
in ier Waasensdiaft fortarbeitenden Schriftsteller) den Zweek hat» 
sieh, mit dtesemi selbst iMt veiiständigen. Vien diesem Ständpnhkle 
nnagehend^ wirde ich dem gegenwirtigen Bande, wefeber nach 
Bauers Tode dorch Herrn Professor H«' A* Zaeharifl in Gohiofon 
(Vöfrede S.Y» VI.) ans der bereits vollendet gewesenen Baiddchrift 
beraoAgegebeo worden ist, nur eide kurze ^a^'if»^ zn n^daen haben« 
Was ufehmliek den .GflfgeMlaod betritt ^ den s. ^. Ahsei^tebe^eis 
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9Kt Bmier j Abhandlugoi a«s d. Sirafmchte n. d. Stra^rocesse. 

sa isdet ticb ia dieser recbt fibenicbüichea ZosammenstelloBg dessen 
was die Liierstur aeaer Zeit, aa der der Verf. seiaea aaarkeaaeaa- 
werlkea Aatbeil bal — darbietet, darebaas aicbts Neaes, aad aach 
fir meb, da icb aiit Baaer aber die bier vorkoaiaieBdea Streitfragen 
aMbrbeb verbaadelt babe, weaig Yeraalassoag za aeaea Bemerkon- 
gea. Was das subjektive Verballaiss anlangt, so ist jetzt aicbt mehr 
die Rede davoa, dass Eiaer dea Aadera voa der Ricbtigkeit seiner 
Aasicbtaberseage, aad fBr dieselbe sa gewianen saebe« Aber, wie das 
ganaa Werk aaigi, batle, aueb weaa es aaders war» aiebt gebofi w^- 
daa kaaaea, dea Verf. dahia aa bringen, eine Tlienrin aobagabea» die, 
wie aabaltbar sie aucb ist, aad wie gefKbrIicb sie sieb Cur die An- 
wandai^ erweiset, vaa dem Dr. Bauer, mebf als irgend eine andre 
Lebre, f&r die er sieb iatereisirt, wiederbnit aad aiat eioem Aafirsaif 
vaa Mabe, aaeb tbeil weise Scbarfsina bebaadelt worden ist. Es war 
die VertbeidiguDg Ar iba eiae besondre Ehreosache, ich will gern 
glaabea, aucb eine Gewisseossacbe, sie knüpft sieh aa einen bekann- 
ten Reebtsfall an, auf dea er immer wieder znrflck kommt, und selbst 
wer mit dem, was voransgngangen, niebt so rertrant ist, wie die^ 
welche den ganzen Streit tbeilnehmend verfolgt haben, wird dennoch 
skh niabi vaibebien bannen, dasa die varliegnoda ArbeSl weit mehr 
den Sladrack eiaer Partbeiachrift, als einer grOndlicken Wissenschaft 
Unban Untamnabnng ebne ▼nrbargefassle Mninang mache. 

Dieser Umstnnd aber, dass hier nin Werk ttü der Pordemn§ 
den PtAÜbar dargeboten wird, sin sollten als «uweifelbafte fi^ign^ 
nasaa dar Tbnorie aaiiiebaKn, wna so gegrindeten Bedenknn nnter- 
]^l^ din Wiebligkeit ier Snehe, nm die es sich bnadeli, der nn* 
nnttalbive Znsamaephnng dersdien mit den Fragen, deren LOsnng 
vnn der GnsnIzgnIiaBg anserer Zed erwarte wird, r-^ gebtetnn mir 
niber aitf dnn gngenttand eima gnfan , nnd za versnchei, fIr din 
wnbi« Gerechtigkeit aach hier aMsnan Betrag an lielbra. Allerdfngn 
Irmeieb nneb hier ab Gegner, win man nn sagen pflegt, des^ Verla., 
in der Thal aber nur seiner Ansiebten n«f. Er aeibst bat nieh ala 
sokhnn an Verscbiedaen Stdien genannt* Dass er dieas abemll mit 
webiwellenda* Anerfcennang gethan, du% er mich Usmw aasieicbnet, 
wird nneb so w^g bestechen als die keineswegs an billignade Weise, 
wie er seine Vertheidigong gelOhrt hat, mioh abholen soll, das Gntn 
anmerknanen, was in dea Werke za fiadea ist. 

Btasselbe zerfüfclli in eine: „Allgemeine Einlettong* Von 
dem Beweis« ttberbaapt.'' (§.1 — 19 oder S. i--«ll^>^* ibnndi 
banddl der >^Erste Abschnitt. Von den Anzeigen im Allge«- 
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B«c. von Hm. Professor Jtr. A^gg 7m Breslaa. 9M 

tfoffiOiii^* (§.S0--*4l9*oderS. ii4-^Wf*), iet «^Zweito Abseboilt« 
Voa QaXtting9n und Arten der Anzeige«. ^^ (§» 49 — 46» oder 
S« M8^302.)« Uelier diese Attordnefig^ Ober die Perm iied Metkode 
der DsfVleliciig) wetelM die fast stereetype aHer Abbandlioget des 
VerHi« ist^ so dass msM^ weiia man einmal seine Chnindansldit kennte 
siek leiebt selbst das Sebema entwerfen kdnnte, will ich kinweggehei^ 
um niekl bereits Gesagtes zn wiederbolen» Naeh den vorhandenes 
grossem Werken Ober den Beweis^ z. B. von Mitternaier, Ki-ika^ 
die der Verf. auch anfilkrt, wOrde ^e bkr gelieferte Uebersiebt, in 
ihrer Dfifftigkeit, da nirgends eine nene fmditbare Entwicklnng vor« 
kemmt) ganz entbebrtich gewesen sep, wenn niebt sehen bi<M' es 
fttr raihsam eraehtet worden würe, dasjenige aofeustellen, was zom 
Sehntz der alsbald za prüfenden Behanptnngen dienen seil, wobei es 
denn nioht an sog. peiiiiones frincipii fehlt, denen man Ober* 
httn^i in der Schrift hSußg begegnet. Zwei Streitponkte sind es vor* 
ttekmlieh) denen i\t beiden Abscbnitie gewidmet werden, einmal dass 
der An. 2t. der P. G.^ seit der Abschaffhag der Folter seine GOl« 
iSfiieit verieren habe« wonaeh also aaoh das Verbot derVerurtheüOttg 
nttf Anzetgen wegfhile, nnd dann dass eine a^, ratieneHe Beweis* 
theorie nnd insbesondre das rOmisebd Recht eieen auf blosse Anietgen 
gegründeten Tollen UeberfOhmngsbewek anerkenne. Pör die ErOr- 
t^vnig dieser Fragen, die ieh sofert in der Form der bejahenden Ant^ 
ir#rt milgetheilt hdie« die der Verf. vertheidigt, ist es freflicb ikbt 
gleiehgttilig> wie man die Begriffe von Beweis^ Gewisabek, Wahr» 
seheinliohkeit n. s. w. «nffasst, «nd so mag es sieh erklären « wenn 
■Mm in^ der Einleitung, welehe weniger Ontersnehungen enihils, ab 
Satte vnd Versiebemngen — solche Ergehnisse findet anf die in der 
FMge als bewiesene « fOr d«s zn Beweisende Bezog genommen wird. 
OlMie Widersprflehef kann es dabei allerdings nieht abgehen« Denn 
•^Meh 8. B» §• 2. znm Beweise GrOnde fOr die Wahrhell gefofu 
dert werden, §. 3. znr Gewissheit BeweisgrOnde, weMie zor AnmAwe 
dbr Wahrheit notbigen, sfnd fimer bemerkt wird (S^ ä«), dass 
tfMH Üntersehiede von der elvHreehtHcheo Gewissfaeit im StMrfreehie 
nnr ^materMi^e wirkliehe, nicht formale Wnhrhei4^ in Be- 
ftMMht komme, so wird doch §. 6; <S. 17.) nm „die Realitlt der Ein- 
«hetlong in mittelbaren nnd unmittelbaren Beweis ^^ zo rechtfertigen, 
gteiehsam im Vorbeigehen , die Behanptang eingeAlhrt^ deren Mehiig- 
' keit eben k Frage steht, nnd aof vi*elche dann sj^aier, ak sey sie 
dargethan, verwiesen wird. Dem Einwand gegen die Realttit jener 
Etnthoilnng, 4ais nehmlicb „Schlösse, nnd also dtr mittelbare Beweis 
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QlMtMijpl keio^a Bewm bili^teB^S wird korimg f«l|;endcfttM«9a 
iMfegoel: 99D« mdesKttlBdicMD d^^cii ohne alieii Zweifel GrlanU 
Ür die W*lirlieii eioer ThaUatlie eatbakoii« fa ptssea sie oater 
4«fe Befriff des Beweise«.'' Wir wfllea Hkher die RiehligiMit der 
BiirtkeikMg Mek( weiler spreekeo ; sie k^^enie cilet^kgililig ßic die Ae^ 
vMidiuig seye# wee» owib sieh nur gekfl^rii^e ReekenschaCt io Betreff 
deteea giekl, wes ikr uatergestellt wird; eker sie wird kedesklieki 
pee» derwis, dees Beweis — s^lUe er iei streefitem&lee gepoguMi 
werdee -* eil Galliiegsbegriff «irgesteUi wird« ein SchUisf auf des 
Werlk der ledieiea gemaekt wird, wie es kier, und ooek daza 19 
etaeaiZueaiiiiaeakaege geechieki, der dea weniger versiektigeQ Laser 
mir aaf die EialbeilttBg, als theereUsck, aiehi aaf den Ubalt des 
eiogesckwanlea Salies bliekea Ussl. Sa wird deno, wasGeigea^ad 
ies gaaaeo Werkes, Anfgabe der gaaaea Uaterssckaag seya ji^Q, so 
gaiegeatück ia einer Weise, als ek es sii^h von «elkat ver^MUide»* yac- 
jjekert Davea, 4es6 man aus Anaeigen afckt die Wakrkeit, soodev». aar 
Wabrsekeiaiiebkaii, nicht die Gewissheii, soniera nur ejaeVer- 
«ttlkaag erbake« ist hier aieht die Bede, ich trenne beide; «oek 
aabaa üaiaarlich in der Eiatbeitong« wie es der Begriff, der Suebe 
yeflaagl, «ad. das peaitivte Rseht thut ea aieht iiiindar'^)^ 

Sdkoa bier abo Baden wir den Verf« in. einer Voreiagenanta^a- 
kaü. Bf gabt aber gleich (S.20. 21.) ,Mcb i^aiter. Mab kann, «a- 
gieken, tfM ßkr ^e, rechtUcke, Qe«?i#sheit, yoraas^setat sie grlMUe 
eich auf da« labelt, einer biareicbefiden Beweisfohipng, dje also.aalkst 
eekaa aiekr seyn aiass als klapse, #eaii aack nocb^o.dringenda, Wakr^ 
saheiaiiebkeity es, genügend ^Y> waan dje Anaabiaa des G^eAtheils 
(floll ibeiftsea» waaa Grftade fl^ die AnBahme) aasgescblosgea werde 
.aad'da«a aieht gerade die Uaia4glMikeit odefUBdeakbarkeit ides 
fiagtatbeib erterdert: wende* P€|aa.aller4i|ig».:la$iiea mh ,»aas: dan 
.gKaaeaiasea Reiche der JMi4)gMehkait eaÜebaMi .G^feahj^potbwiB, £e 
-mm. aiMleire. BrkläraDg snlessea, seihst beiai ; Daseya rephUiekar .fie- 
wfttsheit ivaier neck auffiadaa upd er^Quen.^« Aber dami/istja 
w#M aieht düe Redet »mal wenn. schon ,^reebüiche GeiH«tbeiA^ 
,yeiafi v4lljg bewie^ne Tha^^^he" vorliegt. Ni^t am, («Msre J^WUa 
.4er llagtiehkeilen, soadem um vemO^fllige GrUnde der Oenkliprkeit 
des Qegefrth^iis. handelt es sicb^ .aiqbt wenn Gewissheit, oder Bewab 
vorüfigl — depn ai9daaa wird das Gegentheil aotbwendjg anitgefieUos-^ 
sen, and Mia versllipdiger Richter wird dann von der.ftlaglicbkeitidQs' 
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fi«|«iitli6fl8a«tg«hea — sondern die Frage, anf die 4er Verf. bier 
■Mit gemg mgegangea ist, Meibt inmter: ob und wodnrch ein sol* 
eher Beweis, solche Gewissheit begründet werde, die das GegeatbeU 
asssc^liessen. Pttr seine Bebanptong nnsste er bessere GrOade bei» 
bringen, als die; y^mäm dOife nieht die apodiktisebe Gewissheit der 
recbtliiehen «vierstellen *^, „man wirde abdana abf EHanguag eioes 
▼vUsttadigea Beweises, dne welebe. doch keine Sehutdigsfireeboiig 
irtati findet, gthizlieh verzidrt^ missen.^ Wir haben nicht nOtbig 
den Widerspradi anümfcd^en^ der^sehoa in diesen Sffizen Iwgt, »k 
diHMn sieb riei ansricblen liesse^ isdeai einerseits oin v^Ustäadlger 
Beweis verlangt, andrersetta behauptet wird^ dass seteher nicht ai 
^onge genemnea werden soUe, weil man aisserdeni aof das „Schob- 
dUgsprecben*^ venEichtea ntttsste, als eb es vemehnlich auf dieses inid 
a»f das Vemrtbeilen «nd nicht vielwehr darauf ankäme, def wafhre« 
Gereebügkett zn genflgen und fQr jenes die onerilsslicbe Bediogosg 
an^nisteUen'^). 

DerVerf. gebt sofort (S.2t.) weiter: „Die hiernäe4t(7) o&&^ 
bar fakcho und sehr gelttHicbe Mbglicbkeitstbeorie^* — (ich wHI 
nie niobt v^rlbeidigen, aber sie ist, wenn man sie Oberbeopt so be*- 
soiehiiiBB darf, ntcbt gofUhrüekir^ als die entgegen giesetste, nebnklicb 

*) Wie sehr es dem Verf. begegnet, „c vincutis sermocinari^^, ergießt 
<dttt angflbdrlieli gewiMle Bdg^l^ deMeH er #ieh S. 20. be^ent. ,, Wenn Thnei 
.clsffiiciie Aagcpzwigen einstiininig «usiagen^ d«M 4<r Angtecciialdigte die Tlii^ 
verübt habe, go bleibt eg doch immer möglich, dass äie die Personen verwech- 
•«Heu end ttcli tättMhten. Diete Hioglrchlrdt en^ült aher kdnen vernOnffiit^ 
Grund, dag Gegentheil der durch jene Auggage vöUigfbewiegenen Tbatsache 
für wahr zu halten.*' Eg fragt sich, ob dadurch dfis zu Beweisende völlig 
Hewiegen geyf Igt ci go, dann igt von einer mftgUchen Venveohsfung nnd 
X«ugchung nicht die Rede; -^ wo nicht (und hier war eben einp behriedigeude 
Augfuhrung notbig,} go darf man zwar nicht deshalb einen Schluss auf die \Va1ii\- 
lieit deg Gegentheila degsen tnaehen, wiw die Zeugen anngegai^ haben, wohl 
aber wird der Ri^Ui: gloh nicht bei der fomb^l^n.Getviagheit beruhigf n» &t)iwei»- 
lieh wird eine Verurtheilung lediglich auf Grund golchen Zeugnisses erfolgen, 
vtelmehr wird es, auch abgeg^en ron dem gongt herzngtelfenden objektiven Thaf- 
begtagid, Aafgabe s^n, Allei wag zur Gai^ttolt der Zefignigae dl«^, aulzii- 
gucheu und zu benutzen. Dag Bedenkliche, wag man sich nicht verhehlen darf, 
* wo es f Ar den Reweig einer Tiratgache nnr anf Zeugen anlröinmf, liegt adf Mrrer 
andern Seite, und eg igt aotfallend, dagg diese dem Verf. gans aatgii^, decftein 
Beigpiel weit begger hätte begr^inden können , freilich aber dann zu einem etwas 
abweiehenden Rrgebnigge gelangt wäre, welcheg er vermeiden wollte. Dagg 
swei claggigche Zeugen, die übereinstimmen, gich in derPergon irren, wird 
nicht gp leicht vorkoinmen, wenn man an den sämmllichen Erforderniggen der 
Olagsieitat feethilt. Aber, dag igt nicht zu leugnen, dasg diege In der Regel 
weniger pogitiv fegtgegtellt wird, alg negativ, d. h. durch die Abwegenh^it dej: 
formellen Gründe, die dem vollgültigen Zeugnisg entgegengtehen , (Verneinung 
aer hierauf gieh beziehenden Generalfragen u. g. w.), go dagg die formell ein- 
wandtfreien Zeugen nichtgdegtoweniger lügenhafte, falache oder leichtfertige 
geyn können. Mein Lehrbuch deg Criminal-Prozeggeg §. 125. f. und meine Bei- 
träge sur Strafprozegggegetzgebong S. 153. f. 
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wd ViiirlliiiiBR MMk Attcigift «rf WalindMiiiKdAtit 
ItogBclilieiMlM^ri« 4es Verft.) -^ ^imiii« ii^mm» (tAorim wmt vmi 
■ilrhw VeHlieidigeni «rf CMthMniM gehMd gMMcht, Ae mäk 
Mcht 4m WaMMl<« — (WM htfthrigt n Bieter i« thmr AUftir 
■•iribrit gradllMM, «nJ iwdi ^m Verb» «i^aiie GiMe vo» thi w i 
HMhUg«M»tM (N«l. I.) wU«rl€gt« AMdMMigMi^) ~ 
4i« iMuif it% StIiMigMi, «OTcb AiftUümig wfcgjrtir 
Hyp^UMse«, zm Zttlt ««MM. la dkr Miatliü Zeift iil 
Mieb« abtr» vf i g e 4m I m iti iI i — J wa ri arf w Bc tIrtWM » 
gMdMMiglM » jede« Pieia ge^e« BMtraft M g n schule«, ait 
«■eh vea BitliiTs nr AfewenihHif getoMhi wetdea. Eni sekr : 
«irdigM Baispiel dieser Art gewibri fcr bakaaate Weadi^scke Cti* 
aHaaUaU.«« Es irird aaa hier ¥oai Verf. wiederholt, was er eft vif 
alets Biil etaer erklirüehea MIssitiaiaiaag ia Miaea Sehriftea gcssgt 
aad aam Gegeaslaad seiaer ReebtfsriigBaf geau^bt halt daM der 
Tischler Weodt za Rostock von deai GMIinger SproehcellegiaM 
dM Gütaierds tdbald^ geiprochea^ — - Baaer war Refereat «^ nad 
aar Tedesstrafo aMMekt des RadM werart^siky hieraaf vea der Bei« 
dslherger ftiealUfc, ,^w«lche die lerldaaenide GtiUgkeil dM Art. %%. 
C* C. €. naaimit aad dM daria ealhatteae Verhei der Vetortoiknig 
SM ladiciea selbst aaf den zosaaiaiCDgesetzteB Beweis ausdehnt» voa 
der laslaaz eaibaadca^^ -^ aaf aaderweite VarlbetdigBBf sodaaa rmm 
deai Ober- Appellationsgericht zo Parchfm gSozRch iMgcsprochea 
wordea sey, ladeai er aaa hier -*- aad wehl aa merkea ia der Bim« 
leitang, we er aoch nicht seine Lehre der Anzeignog begrOnJet, 
soadera aar die EialhsUoog dM Beweises ia ▼oUstäadigea aad wi- 
TenstlaJigen anglebt, nad dabei anticipirt, dass ersterer dorch das 
bergesl%Ut werde, wm er erst aasAhrea sollie, -r* bereiu mü deai 
RMahate feilig ist, und im Verllbergebea die Beidelberger P^caHtt 
eiaer aancbligea Aasicht bescbaldigt, föhrt er fort i , J)iaM aaCslIeade 
Ersebeianag erklart sieh jedoch dem Sachkundigen sehr einfach aas 
dem Uaistaade, dass der geaanate Gerichisbef seiaem ürtbeile die- 
fiilsche IfOgIfchkeiUlheorie zom Grande gelegt hat, wie solches ans 
dea RntseheidoagsgrOnden ersichtlich ist.<^ 

fa der That ist es nicht blas im Interesse der Wissenschaft be^ 
tr&bend, wenn man sieht, wie statt eiaer Recbtfertignag einer Aasicht, 
die za nicht minder aoffaHeaden Ergebnissen filhrt, wie die entgegen- 
gMetzte, sofort dem Leser zugemalbet wird» zu glauben, jene Tbesaa, 
die der Verf. anfstellt und für die Anwendung selbst auf Gefkbr flfr 
die mögliche Unschuld geltend machte, seyen die iinzareifelbaft ricbr 
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Ug#B und die Gegoer beftD^ei üA niebt nor in Irr^vn^ •oidtm 
lA bösen Willen und wiMenllich gdteliiridrigen. Strebe« (s. auch 
& 37. 2^Me id.). 

Der Ver^ erkl&ri sidi fftr die Nelbwendigkeiit «ioer ^«»eti« 
HcheiK Beweisthearie. Das isl avoli die von Tiden Andern and 
TMi mir rertlteidfgle Anaiciit. I^ Anteilen d^rsellien MiH netb^ 
wendig ara de» Sfstem der Jury, bei welchan aßeiny lo ton die 
ttir%^ dadurch bedtnglen £i«rietongen anf gdNIrif e Wdise «latr 
i nden , die sonst entfeg^tretenden Bedenken ^r beseitigt eräcbtet 
iperden kennen. VoerträgÜeh wäre es, das (iHbeN ttbelr di^ Tbat- 
friige deo recbtsversttedigen, cngfetdi ii» fiecbtsft'sge enUebnidin«* 
)en Riebtei*n xn iberlassen, dieae sAier ron allen vergcicbrie benen 
Pe wei ar egein und der Netbireiidigkeit der Reebeneebaftsabkgong n» 
kefkwien '*^). Dms sieh aber eben daraus PSa den Indieienbeweis ei» 
nndwes Ergebnis» bennssielle, als der Verf. I8r nazfreifatbaft er« 
aeblet, wetnte i^ spnter m ze^en snehen. Wenn en nun S; Mv 
Ivelsat: „die RMter seyen verpflieblet, ven den Grflnden ibreir IM^r^ 
sMngvng ^renge Reebensebnft bu geben, sie dürften di# Wabriielt 
derTbalaaeben niebt etwa blo» nacb ibrem sobjeltdven Fttrwab^hnkeir 
amebmen, sondern nNtestem solebe nacb alfgemeia gtfUigen, aflse ob« 
/ektimen, ans der Vernunft gesebnpflen und darehErfabnnigl^eWllliptea 
CHInden beuitkeiien'^y so kann man hienit, von der Fassung a^e- 
«eben, etwrerstafudeii seyn. Dagegen bembt der Naebents: ,yUni sie 
bei diesem sebwierigen Gescbl^ zu leiten, und nöglicbst gegen Irr« 
cbttm zu sicbem, biedbrcb aber sewebl dto Losspreebung des Sehnl« 
4igen, als die Vemribeilung desHJnsebutdlgen zu verboten ^ stellt 
4er denisehe Straf^ronesa eine Beweistheorie auC<% — anf etoer 
iNffigen Verkenvnng der gesebicbtlicbeB BHdoog dessen, was bier Be- 
wdstbeorie genannt wird, iedenfolk wird bier vou Voranssetzuagen 
anagegaagen, die uaHebtig siad^ und der ganze Satz ist mtUsIg. 
Kaott mdcbte er atlenfaHs eine Bedeutnarg'fir eine neue landesr^eht« 
Bebe Proaessordnung baken, wo nadi vorgltng%er Beratbung ved 
Verbandfung nber die Frage, eb man gesetzMefae Versisbriflen iber 
die Beweismittel, deren Gebraueb und Wirkung anfsteHen aolfe oder 
nicbt, und im Falle der Bejahung, wie alsdann die sog. Beweistbeerie 
festgesetzt werden solle, sieb diess als Ausführung einer durchdachten 
Alisiebt als wirkikhes Brgebniss der tSesetzgebung erzeigt Man 
f^d niebt die P. G.-O., die selbst solche Vorschriften enthalt, dä- 



*) Mein« ang. Beiirige S. 129. t und der das. aag. Welcker. 
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fegt! «aCikr«», tia hat is dtor fl— piiiete mchts Na«»ft ekgtfiftft, 
MNulerB Vfgp ftw daBei^ Mnesllkb aot dta freadeo Rtebt, bestii* 
tigt, ofed so viel es die VerscbiedeBkeit der Prineipie« geüatlel. Ah 
B^mmmrtrkkrm Im birgerlicheo Praseat tnai Mwlar geMOiiaeii. 
Canida da, wo aia aacl dar AaaickI das Verik ¥oa dan ftükefea md 
aaf§aaa»Miiiaa fraaidaa Raelita abweicht, bai denVarfcat dec Verar» 
tiMilttif aaf Aaseigen t aadjedanfalla — wia naa aack die Baüia^ 
Bwagaa das RtaiadMa RecbU arkliraa niga — Mer eine aodbftck^ 
UalM Varsehrift giebt, dio das Brgebaiss eiaar grfiadlieban BrwSyiag 
das fiagaastaades isl, ^ da wtU dar Verf. diets oicbt galtaa laasaa. 
Uabrigaas wirde ouiBy dt ar sa oft dieses Tbem bahaadalt bät^ dt« 
bftaig varfcoflMBeodea Babauptaagea wie S« 40* Nota t4.: ^Aadb 
lajgaa di4 Meiste«, walebe das ParcbiaMr ürtbail ak aia^a Btovafii 
dar RecbUWidrigkail das GOiiiagar Uftheils ansabea , im Maogal- etatf 
gaaSgaadea Kaaataiss der Sacbe^* — laiebtar sieb gefeUan ksseay 
waan sia aar nicbt da varklaiea, wo nao atwas Andreres ^-^^ Msa 
wissaasdiaAiiaba Begriadaag erwartet. Oder S. 08. i^eh itr Bcm^vc 
baagt «,das» dia Gasetaa ?Dwet^a eine« Bei^aisaiittel, gegaa die 
valjoalda BaweisIbatfriA, Wirkung gabaii oder ndinieii^^: ^Ki wa^ 
daf«b 4an Art. %t.f bevor di«Mr durch AsAakaag d4t £oU#ff *ft^iii«; 
Cftltigkait v«rlor, jedem, aacb dem voltotiadigsM Anseigatbi-^ 
wcise^ die Widcaag, dass däraaf dia Schaidigspreebimg g«stilzt arfirdef 
varsagl, wibrawd demseibaa docb volle Beweiskrafl, eiawobat^' 
Und ebenso :S. iOOu ^Die C. C. C« Art 2S. e»tsog jedoch dem An- 
ze^abeweisa diea* Wtrkaag nad beaebrinkia .tioUsben*^^ Ferner 
S* 101.; tolasbasaadera bat — wia nnien nSbet ailsgaföhrt werdea 
wird -^ der Art.:.22. seiaa 6aUigk>eit veTlorep. . Es Irelea also 
dia mii'dar ralMaalea B^waislkaorie QbereinstifDmaAian GrtiadiJKat» 
das Rdmiscfcaa Raebts . wieder barvor^ aacb welcbao die 3cbaldig*T 
spreabang .aoeb aaf vallstSädigaa^rein kttaallisbea 0d(ir «asammea« 
gesaUtaa Beweis sl^tfiadet. a. s» m.'* Bbeaso S. i08«: ,i Dia Aaf he/* 
boag der Folter bat jedoch nar die Folge, dass die dqrcb .daraa 
SlaUbaAigkdit bcdiagtea Bestimmuagea d^r C. C. C* Ober die Wjrkqag 
des erfolurtea Ges&Sndaisses nad über die Ua24a(KsN*gkoii einer Sdiol* 
digsfMfeehiiag auf Anseigeoboweis, verscbwondea siad«^< 

Man bramcbt i\|cbt diese Sätze au aoalysircni om sa zeigeat 
wie eine Reibe von Voraribeilen and von erjst za befrOndenden Bc* 
hanptongen ohne weiteres als begrfindet aufgestellt werden, nnd ick 
würde hierüber hinweggehen, wenn nicbt der Verf. in den fpigenden 
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ikfeidbiiitte» temf skk b«zDg«i, als bstte er sehva dargelbiiii itai 
er «rM za be^eiino iS»mtoain#ii. 

1 So ANi*ftig Uno aoeli diese absiebtsvoile ElnretbiDg ist, w«li;be 
keineswegs die Lehre vom Beweise überhaupt darstellt, gesebwe%e 
teaa wiiseiMc^iftlieb be^ttbdet und gesehiebtiicb reebtfeitigt, so 
w«sig aaeb irgend ein erbebüch oeoer Gedanke gefondeil wird^ so 
fiblt es deeb aiebt aa böebsl beaditeBswertben Aeassäningea, die 
$ekom dadinrcb, dass^e vea eiaeni'sa yleljäbrig^n fleissigeo Arbeiter 
OD Gebiete Asfr Theorie and Praxis aasgegaageo ^ad, auf eiae ge-^ 
wisse Antortiai Anspräeb babea. Dabin reebne ich, was der Verf. 
oiiae' dte Gebrecbea des eiaheifaisclien Ved^abrens zu rerltaBB^a, aar 
V«ärlbaiAgaa^ delsselbear gegf» uager«lite Aägriffis vo^rtn^U Zw4r 
beHihrt er Hauches, was jthiJ Gegetiisland . lebfaaftei* EFOrltroagea 
ial^siar g^legeatlicb^ nad aic}fti8tets öbaeVortirtheül -^ wie' er itoiii 
sj Bw.die^ welche sich ^cgei die Eatla^saag voa.der inslane erii 
Ufirea» ab wekhea anm Modetoa gehare (&90^ NofoiS.)) ^c*""^^^^ 
keauuig (S.24. Naie 6.), d^ Uaikiihde nad Emasüigkeit (S. 98:)^ 
gebaltieser moderner: Deelkmaliesea (S; l8a;>Nate 4.) besehaWft* 
Bier koaate ersicb zwar anfsc^iäe rrftbereAbbaadlatig<Bd. ILl&.St^) 
hHUkfUi^ ond eine wiMerbeite .Begrttndoftg seiner Ansieht eispareat 
abel* was berecbti^t,*die GegBer,4iä nicht minder aaf^issenschaftliobem 
Wegeibr^abwaiebebde Tbeorie an npoblferlig^ eaeben, in solcher 
wegwerfender Weise an b^baadeln? . Auf äfaa^ebe VVeisö tritt er im Vor4 
beifdieo denen eatgagen»^ wel€be fit Müadiiobkett und OefCeat^ 
Hebkeit im SlrafvepMirea spreehem^ fbdem dies«- ,;Unkunde sad «ä^ 
laatese Grftnde'^ aaf Seiten Aer Verlbetdiger des Bestehenden 6mim 
(S»'970* Dtese Tbalsaebev der.die erwähnte» Aensaerotigen.deiBVerfsi» 
^atapreohea, ist mcbt aä bestretten: abeit sie. ist, als iter ,sdbJ!ebtSven 
Weise derPoleaMfc angeh^^rig, hier gsnz untergeordnet, wo es,Qben4l 
^( dfjektive Grinde ankommt, uad; findet sieh Hberbaupt meHr in 
dem Gebiet, wo dei^eioben Fragen anders als wisse^schfaftlAsb .atfd 
praktiseb besprachen m werden pflegt; .Wir mftssea jedöah bemerr. 
fcwSy dass der VerE. zageslebt, das«: ,ydocb» wenn der Angescbaldigte 
nicht geständig ist, auch manche Falle vorkommen, wo die Akten 
den Mangel der eigenen Wahrnehmung nicht zu ersetzen vermögen'*'*^. 



*) Der Verf. tagt a. a. O.: „Iit eii hingegen dem erkeimeiKlen- Richter ge« 
stattet, den Angetcholdigtea and dieZengen aelbat zu sehen und zu boren , deren 
gaiisea Benaliniea su beobachten , von ihnen die ihm nöthig acheinenden ErJäu* 
terangen and Rvgiui»Migen sa fordern, mithin unmittelbai; zur Kenntniai^ 
der Grande ffir die Wahrheit der Thatsachen zu gelangen , so wird, wenn gleich 
anch sein Gefähl dadurch bestochen oder empirt^ und so die Unbefangenheit 
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MO BmuTf AUMotfMfBii ms i. Smfreebe o. 4. Stmfyroetsae. 

Br «rhiiit aitli idm Ar «im Borklinnf, wo iit MMkmtmBM^S» 
i9m AftgetdiaMigtea mni ite Zt«gen Mlbii tobca oml MteSy «vd Tor«* 
Bifiicli) wemi mf AaioigOBieweit ge§«i ehiM L0«gM»i«n n 
•rkMMB tey (S. §!•)• 

Der mM f ol g eai l e a BetraAtaig Mw den eigtitlidwa Gegti^ 
•iaei te Weilief» MlHiilicfa aber 4ie Ldire vm doi Anieife« md 
4«r9« Wirkmg^eii, mmu ich die Erknerwig ToraMtdackes^ 4im 
toVeiC tmeAMidU kereilt Mebnnb» «ad Mekl in kiielsiif aif 
de« ackai erwilnlea RtehliMi» TerlheUigt htke» A»f der eben 
Seite erUlK siek kier, wie mmm ttetea WiederketeBgee kegifMt «ad 
«iiveadf elwaa Nevee ladel; aaf der aadero Seile, wie der Verf. 
gkMkea keaale, auiaekes sek«« se avigeftkfft z« kakes, daM eiae 
klaaie Aaaagaakaw aaf die Mkem Akkaadlaagea kiareiehe'*). Der 
Streit, der aaek jetzt aickt erledigt iit, (den es ist «ariektigrf weta 
der Verf. aa «»krereo SteUea erklärt, dass seine Aasiökt ia Tkeorie 
««d Praxis die kerrsekende sey — voa der oeaera Gesetzgekaag ist 
jelat atclt die Bede) waltet aickt Uog zwiscken den Veif. ond etalge« 
fiegaera ok, seadera er ist aUgeaieia; iadcss sind es attenHags stets 
aar etaSge Yertreter der Wissenschaft, welche eine bestimaite Frage 
Terkaadeln, -*- wie zun Toraossetzcn darf «ad wie sich hier adf da« 
verseUedeaen Seiten kewahrt, im lateresse der Sadie. Von BMlner 
StellBBg zu deai Verf. in BttanfS dieser «an zn belencklenden Streit- 
firage kake Ick kereits geiprockea. £s ist aker Ffliekt hehrorznhekee, 
dass aoek der an ansere Wiiseaschafl verdiente Heransgeber dieses 
Werhea des s. Ba«cr, Hr. Prof. IL A. Zachhria, selbst ond nft 
aaaaerkeaaeader dSraadliekkett die entgegengesetzte Tkeorie yertkei- 
digt kake, aad dass weder dieser Unstand akerkaitpt, noch inske« 
soadere der, dass Baoer eine eigeae AkkandkiBg wider ika verAmt, 
JeaselkeB akgekalten kakisn, ,,eine PietfltspIKcht derch Reraosgake 
ekier Schrift zu erfüHea, wetcke aker de« gedaektea Gegenataad ond 
iker eine Reihe der wichtigsten Fragen von den seinigen „dorchaaa 
akweiefaeade Aasicklen verikeldigt'< (Vorrede). Seihst der Ver- 
aoekoBg, etwa in Anmerkmgen den Verf. eatgegeazatretea aad siek 

gefährdet werden kaup , doch im Ganzen ein treuer«! Bild daraui hervorgehen, 
alt dai ist, welches er blos durch Vemiittelung der Akten sich schaf. Vor- 
«figiich gilt dies von den Fällen, wo auf Anseigenbeweia gegen einen Leng* 
iMsdas an crkeMtoi tat." 

*) Bauer, Sfrafrechtsf&lle Bd. I. S. iS6. f. Derselbe, zur Lehre vom 

. Indieienbewetaer ein Beitrag zur BerieMigung derUrtheile Aber den Weiidt%ehen 

Criminalfall. fti v. Jagemann'a Und Ndilner'e Seitsekrift ftr Deotaehea 

Strafverfahren Bd. II. S.l.ff. und : Noch einige Worte fiber dieSehuldIgspreehung 

•uf Auieigenheweis. Bd. lU. S. JZl. f. 
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Am. von Hm* 9toS»s» ßr. Ak^g «t JreilMi^ ffl 

g^t»AHitrepfUtaABiw0 «*§» w. jm torvakreii, 1*1 der i ilfce» wfe mm 
nekl» iriJIt fitaotoL Ua ao iMhr JifffMi wir ia de» FolgeMas »Mr 
lUt SmIm n tt ot •fffeebM lasstB. 

Ah^: ,^Ef ster Albstinilt« Von den AsiAig^B i» AU«* 
l^««iAaiu^^ Bier mar mhi die Aaforderviig die« die aDgftUiali 
ratieiude TKeorie alt aa&hwaadif danadiaii md daaa gaatUcMiali 
n varMgea, wie sie siali §elleiid tnaekt oder dnrth feiitive Vec^ 
aeiiriAea begreast wird. Ea mattira ia die Tiefe des Begriffii aiafa^ 
gaagaat to Wesen derWaiufceil «ad dieBedeatang derWiAneheia«- 
UelilMil gewirdif^ werden % wakei BMa dma allerdiagi nieht etee 
Logik und Pbilosophie tiberhaupt zom Ziele gelangt Daaaali saehl 
man Mar aber irei^eas« FreiUeiL war dma '•^ da jaiaft van den 
Aaseig#a gebaadelt wer^a aall ««^ ans dar . Bmleitang veraas^a- 
aalseni abar eben diese ImI^ wie gazetgt, aelebe Begrfiadong ^^eih* 
auetea bsaeli and tieh aetbsl lail Veraastetinafea begalgU Vtair 
laiebl tadaH Jemand» das« wir^iesa nnd die sofort wiednr enlfpegen^ 
taetsaia fabeba Hetbode nocbmals erwibnen.. Aber die Meihode 
mtdA bier dea Mille^ankt derBetracbtaag oad wird niebl aageelraft 
fiamaiUaasiglf nnd indeai wir dem Verf. ScbriU fir Scbriu folga*i 
ja ibn aalbst reden lasaeni Tanattgen wir jede» Vorwarf a ha ais baaai i 
dv aas ebeai «ntgegengasetateii Verftibreo de« Benrtbetttr genuKbl 
werden kfinnt«. Die Vorertnnemng scbeint e»e bistoriselM Bialeto- 
iMg geben x« aoUan. Diese isl mebr ab dftrflig. «^Der Lebre ifm 
den Aaseigen werde iai Strifjirozesse atel^ eiae grOeaara Wiehlig- 
kok beigelegtt als tai Civilproresse'**). Im Ramiacben Bedilifindtft 
eieb iadoMon aoiser der AaeHc^mong der Anzeigen ak Beweisgtttad^ 
so wie der Statthaft igkeit der Schuldigsprechung auf vollen Anzeigen- 
beweis (§.83.) nur die Erwähnung einzelner Indioien« Leiztmrea gut 
ancb vom Canonis<5ben Rechte. Weit mebr leistete Schwarzen- 
berg, indem er znerst dem Richter eine veMstandige AnleUnng aar 
Auffindung und Benutzung der Anzeigen ertb^ilte, und eine mehr 
geordnete Aeispielsamalnog van Indieien anfstellle*'^'^)» deren reehl- 



*) Vgl. mein Lehrbuch des Cnminal-Prozeiiet $.89. f. 132. f. Mulle r^ 
Lehrbuch $. 125. 128. 

**) Richtig, aber es hätte loUen erörtert werdea, warom und in wie fem! 
wobei dann die BedeotoBg def Geitändnisie«, die im Strafrecht eine andere iat 
alt im börgerlichen, und woran ti«h dann eine Reihe von praktischen Bestim- 
mnagen knüpfen, und ferner die Verschiedenheit in den Wirkungen des I^eug- 
nena n. a. w. mit in Betrasht konunen mussten. 

***> In der Note 1. heita« oo» ,,Baia 8chw*raenberg hierin viel leisteto, 
«rgieb« «iek nater andenn anch a«s doni Unitonde , daoi beinahe SOG Jahre tpüter 
v. Grolman in der ersten Aasgabe seines Lehrbttchot$.aHi f., bei OnsteUeng 
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tfl AnMr, AUMiiilmftD ms i. Slraftwebte vu d^Stra^roeesse. 

If«be Wf rinMf er' j^itk wni dH» B«fHlwl«ig ier Feltar batekriato; 
md Mwr üe Mieies ImI «UMeliliMtiidi ia Besielittiif «if dK« Poher 
behaadalie/' Ab diese so|^. kisterisehe B w e iiwug katpft sieli eis« 
lüeriiiyeselilehilielM, wobei wieder -die alle peiiiio prin^^n Tikr% Rolle 
spiell. ,,Bnt ab die Feller aäd ant ibr die • Beweiskraft im ^mk 
sie erswaageaeo Gesiaad»isses abgesebaü wordea/ iBilhiD(t) aaek 
das aabediagle Vorbei der SekaldifsprocbaBg aaf ladieiea TorselnriHN 
dea war (§«8S.) aad sieb aoa dia bebe Widüigkeit iw Aaseigea« 
beweises<T), so wie dessea Uaaatbdwüebknt fBr die Slrafreebc^ 
ffoge laifte — fiog aHO^ aa, ditsi^ Lebre grossere A^aerksaoikeit 
sa widoMB o. t. w,*^ 

Naoaiekr foigl wieder eiae ubellariscbe Aafcablaag§« 2 t. S; 117. 
„i. Aaaeige isl eiae TbiAsaebe, von wolcbeip aaf die Wabrbait s^Mk* 
aaden Tbatsacbie geseblossea wardea kaaa,^ Wie gewabaticfa giebi 
deaa die warlUcb OfUatarie DefinMoa Gelegeobett andvo äa aibs- 
biiltgea, aad des Gebiet MOb ÜMfeeg und Greozea ie eleer' Weise 
BQ betUnao«, die, weaa ■»■ die aa die SfitoO geBiklHe M^nHwä 
aagiabti eatbeb^ltek aed aabesireitbar isU Dean es verstebt stob; 
dass, was nierslm die DoMlioa kineiageiegl ist, aaeb wieterme 
iawiH la Tienasgeaoaiaiea werde« kaoae. Daram soll i-^ abgeselieäi 
etwa- Toa* der Helkode iociaeia Compoadiaai, welebes bereils larlif^ 
Crgebnisse ia wisseesebSftMier Form verlegt — die Definiäoe biobs 
^ea Aa&ag. OMishea, wo «ie nar als VersiebecHig gilt, soMdera aie 
satt «dl* als das aatbwiudige Ergebmas der wiaaea^cbaAlidien^fieiraeb* 
taag benoisstellen. Die Methode der Arbelt, die pbilosopbtsebe and 
gbadMabHiebe Eolwieyiug des Begrifiil sott »igieieb dessea Beredi«- 

der Indicien ganz dag System der Carolina zum Grund legte.^' Ein schwaclier 
ttewviv lOr die ubrlgwa» nicht gm^tm h>^Mfde TOchtiglre^ Schwarz enfoerg^ 
und diEM^ Vonicht, gt&in welche die lieichtfertin^keit, mit d«r die spätere 
Praxis und dann auch zumTheil die Theorie von dem Gesetze abwich, sehr un- 
«ortbeillHirt absticht. Schwarfetib^rg selbst war aber d«f> Rbetoren , iiisbe- 
■ondre Cicero und Q.uinctiliAn gefolgt. Zwischen ihm und Grolman 
liegen eine Reihe von vermittelnden Versuchen. Der V^erf. hätte erwähnen 
künnön, das« auch dl« t^reusa« CIrlm.-O. sich der C^.C. C anschliesse, wie diesa 
überhaupt mehr oder minder der Fall bei allen frühem Landesgesetzgebungen ist. 
Nicht in der Aufstellung der Indicien und der Anleitung zur Auffindung und Be- 
nutzung liegt das'Hauptverdienst Schwarzenbcrg's — fast jede der Ciceror 
nianischen Reden ist hier Musler — sondern in der weisen Beschränkung der An- 
zeigen, auf ihre Redenfung, daiis sie etwas anzeigen, was man aufsuchen solle 
and in der Warnung, dass man nicht glaube, wenn man das Gesuchte nicht fin- 
det, mnn dfirfe sich dabet berohigen und den Verdächtigen verortheilen. Wenn 
d^ Verf. fortfahrt: „Immer aber zeigt der Inhalt der P. G.-O,, dass man zur Zeit 
ihrer Abfassung von dem Anzeigenbeweise, wie diese Lehre jetzt ausgebildet isf, 
ketn« Vorstellung hatte ^^ f— so wird , ob man.dieas fär Tadel oder f^b sa nehmen 
iMibe, vartöglich von der Kntschcidang der gaazan Streitfrage alrfiäng«n) ^e 
hier wMtr präoccarirt ist. 
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^ Reis, von Hrii. Pn^hs^oa Dr. Ahgg m Areslaa. 973 

Üffkßi und Noliure^ügl^eit daffüij^, sie ist 4er A0lh«rfftjiga B^lrjm^ 
Wir-.Bi|iQh0B dßßi «. Verfass^F^ der~siob in dieieiii Wtirke eteenGipeU 
D^ßati kj9in«io Yotm^i A^ft^^^^ «Uis.«r dac.ianueUen Logik 8#i»er 
Ing^ndzeit folgt, und eioe^ veraHciien JU#Ui«d0y der tr, «od. fast mir 
^r» 10 stfkher ped^^tisiilicir Streoge ood LiaogweUigkeitJo alten Wer-» 
ken t^eo gebli^bep Uu Ab^v die l^^^^i^^baft , irellßbe oiebt slilU 
^lehl, fpp^ auch die Forlüchritte eiozeleer.Tbeite auf mdre übertra- 
gen, und men ^jrd.derJeti^txeit das,Reehi einräamen massen, ireUer 
m geben« 

Ware es ricbtigi das« die Aniseige einen Scblns^ anf die Wabr« 
beit einer andern. Thaitsdche begründe — . nun da- wäre der Streit zu 
Ende. Aber das ist ja eben die Frage, ob die angezeigte Wahrbeil 
di^eoige sey,^ die.man suehl «od deren man bedarf, oder: i^ Me. 
Anzeige, der Verf. mag dagegen sagen was er weite, doch znnücbil 
i^r eineMttglichkeil oder WabrsebeinHchlEeit begründet, — so btetbl 
immer npch die Frage, ob diese eine aacb tegi^cben Gesetzen zu er^ 
sebliessi^nde Wirkliehkeit sey! Es kommt rak fast trivial vor, Bei« 
fpiele anzpföbren, aber da es der Verf. tbot, so, dürfen wir uns iknen 
nicht entziehen. Man findet bei JC^ einen Gegenstand, der dem Jf^ 
gebOp:t hat, ohne erweislich gemachten Erwerbsgrund, in )den Kleir 
dern desX Blutsppii^en, wühi^ed dery^acbr obwaltet, s^ia Gegner 
J. ßey gewaUsaipen Todes g^stprbeq» wird der Scblussaef die Wahr^ 
heii so tenteii, ^. sey der Dieb oder der Sfi^er? Niehl einmal iit 
u^bedingjbe WabrscheinUehkeit folgt ans der llngGcftkeit des «Mttel»r 
Ijeb^ .^fSKVinif abanges, und es iqusß in coneretem. Falle sieb noch 
Vteles vereinigen,, nm ^an^h nur den hypolheti#cfaen Scbloss zn. ge^ 
amten**^). Ja.^oi^ar» wenn die: Wahirbeit^ dtesieb hier erisehlteslen 
i|&#st, ^nd die noch nicht nol)iwendig inyerlnndungmii^der.Vel^bQng 
eines y^rbi«<^bfins stebtr einen Umstand enthält, der auf das Ver- 



7— ~ — "~: — : . ■ • . » 

*) S. 175. erkennt diess der Verf. doch selbit an in den Worten: ^Z. B, daii 
der BeBchutdtgte am die Zeit des verübten Mordes mit blufbeflectcten Waffen oder 
lUalileni gsaelMo «ordftn, woraus siah daim von teibil die Ft^ge ergiebt, daat 
er dei Mordes verdachtig sey" — also doch nur eine Wahrscheinlichkeit^ 
nicht Wahrheit and Gewissheit. Und eben so S. 176.: „dass die den Forderun- 
gen cats|irtchencKcaAnx«igeii doch—* mit AiMnahne der aothwendigen Indteien, 
allein stehend — noch keine Gewissheit der angeaeigtea Thatsache erseugen, 
vielmehr begründe der in ihrliegendeSchTuss nur dieMSglichkeit oder Wahr- 
a^heinlUbkelt des llaiiptfi^ktania.^ Das tagt er fceilieh später erat^ damilr 
der Widerspruch ipit seiner Definition der Anzeige (d.h. also schon der einzelnen, 
nicht erst der mehreren zusammentreffenden) — dass solche einen Schluss der 
W nhf h« i t Jbsgvande, nkht sa. «ngenfftllig hecrortrete. So giebt er^ielbst ein« 
Waffe gegen seine angebliche rationale Theorie in die Ifand, und man begreift 
nicht, wie er gegen die polemisirt, welche diese Sätze, denen er seine Zustim« 
nuittg nkht ^ectraif eim luuin , fsdlf erlsli% donMfihBen. 
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974 Bmm^ AMimdliüg— a« d. Strsfredte «• i« Sinrfjprocesse. 



I, «» M MtM iMh ttoefc kaifl MAm miT i 

iM iklcnMbngfl^RMltri itr 4f# S|MMft TiHblgeB, 4i« Mig#a6ig« 
IM TlttlsMlm »t iri tt i hi ••II, mUk^ Ifer it% trÜMileadmi, ab A dtl#» 
MT» Mit M dkr Patew H l Mg ei« g«BQg«ad#t CrgelHÜM tidi iMltt 
l nn w tfg tttg M l iMt) Wfiigl wir«, darki «Imb Beweis zm fisdea« 

Der Veit Mgert 9. IB.t „ Am aeek die Aagahe dee 6raadef,^ 
wel eh e r die SehhiMMgefoa der oiaeB Tluitoaeke aafdie WaM^U dee 
aadeni getUttet, aiclit le den Begriff der Anzeige geliQre, iade» di« 
Regefa vea StatthafUgkeit daer Sdrfeufolge aee der Logik za eat^ 
Mkeea tiad, a«f welcke tekoB iw Begriff der ABzeigea deuflieli 
geaag liiaweiset% aad beaieriLt daza ia Net. %\ ,,ABd6rer Meiavag 
sied Abegg and Miller, welebe Ia dea BegrHT der Aazeige dae 
Daeeya eiaea magKehea ZafiaaM»afaaBges zwieeliea der aszeigeadea 
aad der za erteliliessMdea Tluilsaebe aBfnebflieB.* Wer dienet lieel» 
Britehte glaabea, wir Aadera ktuea gegea die Legik pretectirt» eder 
diese Logik, aaf die wir oas gerade bier aasdrfiekftch bemfea, lekrw 
etwas Aaderet , als das» die Anzeige eiaen Sebless^ der Afagfiefakelc 
zalassea kaane. Niete aof dea Groa^ konat es ao « der okaedieaa 
bier mit dem Brgebaiss — dem Begrindeten «^ und eben zuMgei 
iogiseber Regela zosanineBMIt, sondera anf dea lahaH. Baaer da-» 
ÜaiHADzeige alsTbaUacbe, woraasanf die Wabrbeit, wif Aadera — 
weraBs aaf die Mogliekkeit des Daseins einer aadera gescbtossea 
werdea kaas. Br bIbmiI -^ man siebt aiebl ein, wodareb bereefc* 
llgi, .^ iit Cewlssbeili — wir aebnieB dio WabrsebeiaKeUeit der 
Bacbe aa, — diess ist der Ptaakt, über dea er aiebl biaaaskeaiBif, 
vad wobei daa« das, was bier wdrtltcb angefthrt isl, aiebt ah Wider» 
legaag* aaserer ia der Saefae liegenden, keineswegs wiHkiliriiebea 
Aasickt gelten kann. Kess wird nocbmals wiederbolt S» 125« bei 
Gelegenheit des nocbmaitgen Bedauerns, »,dass die C. C.C. Art* 22» 
die recbtücbe Wirkung der Anzeigen so sehr beschrSnkt, worin ndiea 
vargefasstOB MaiaBBgea die- Ursaebe der Verkenaaag der wabrea Naiat 
der Anzeigen und der alweichendea Vorstellungen liege** (!)• Es 
beisst I ,»Zn eiaer riebsigea BestimaNBg ikres Wesens di«»eB lolgeMk 
Bemerkungen: I. Die Anzeigen haben die Natur von Beweisen« 
wena man diese fUr Beweisgrande ainml. Deaa (7) sie sind Griada 
ftr die Wahrheit von Thatsachen/^ Sollte Bauer iliemals erfahren 
kaben, dass etwas dea Sebein der Wahrheit haben k^ane aad deaaeek 
die Saehe sich anders verhalte, duss der Schein trügen könne, oder 
dass das Ergekniss einer gr üadli ek ea GalersoebaBg picbt sebea 9^f 
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fko. von Hm. Profittor Dr. Abegg im Brenkm« 975 

jasi dar ivilieireide UttsUnd iwdars erUaK werieii inllsie, a»f «tWM 
Atdaret Imbw«m, alt man aofoags amieliatea zu dflrfeii glaabtl üdi 
%*»rnio€h(e tr wirklidi sieh selbst zs fibarradco, daa PAithieQ elaer 
gewtssaabaftaDf dia Wahrheit sochesdea Forsehaag eatspraeheo a« 
babea, weaa er sieb begaOgt, diesea Satz, dasa dareb Aazeigea 
Gfftta^e fttr die Wahrheit vea Thataaefaen geböte» werdea, bis saai 
Ueberdrasa zu wiederhetlea, atalt iha selbst einer Pritfoag aa aaler- 
werfea^ die sac^ dee verbaadeaea Voraribehea and den eiabehstev 
Graadalizen der Logik doch aieht so schwierig ist? 

Wie sehr aber hier theits die erforderliche Bewcisführang um« 
gangen und auf die frQhern BehaoptoDgen, als sey sie dort geliefert, 
zurQckgewiesen, Iheils etwas für Begründung gegeben wird, was in 
derThat keine ist, kann man aus dem unmittelbar Folgenden ersehen, 
was ich ohne weitere Bemerkung anführe: ,, Diese Eigenschaft^^ — 
Gründe f&r die Wahrheit von Thalsachen zu seyn — „ist ihnen 
A, schon nach der rationalen Beweistbeorie beizuregen, denn(!) sie 
sie passen unter den Begriff des Beweises im weitern Sinne, als des 
Inbegriffs der Gründe, aus welchen die Wahrheit einer Thatsache er- 
kannt werden kann (§. 2.}« Bie Natur der Beweise lässt sich ihnen 
auch um so wenfger absprechen, da, wie unten gezeigt werden wird, 
blosse Anzeigen unter den gehörigen Voraussetzungen selbst einen 
vollen Beweis bilden und rechtliche Gewissheit erzeugen können/* 

IJebrigens so kategorisch dieser Satz lautet, der beweisen soll« 
dass aas Aazeigea geradezu dje Wahrheit erseUofsea werde, so 
dringt sieh doch wider Willeo dem Verf. die Beaierkaag auf, dasa 
diess doch nicht so ganz richtig sey, weshalb er darch Berofuag auf 
^gehörige Voransse tzongen'^ seiaea Satz nicht ohne ianem Wider« 
Spruch dahin beschränkt, dass die Aa^gea aelbst an^h — aber 
Qtcht nothwendig — die Wirkung haben köaaea, -^ aber aich( 
mdssen, — die er ibaea in der Deßaition beigelagt, 

•Derselbe ei^eant 8w I29. f* «n, dass meine Ansfttbnrog, Indicien 
ae^en aiebt Beweisgrthide^ aeadera gestattea aar eiaen Sehlnss 4er 
ll«glitllkeit, WahradieiaUobkeit, sieht der WirkKehkeil der zu er- 
aehliesseadeaTbatsaebe, „aafwissensebaftKeiie Weise, nach bgisehe» 
Regeh aad ako- aas der ratioaalea Beweistbeorie^ gegebea sey. Alleia, 
waa er dagegen eriaaert, dass diess aar auf jede eiazelae Anzeige, 
aof den Beweis iai engem Siaa gehei dass ieb za viel fardere, dass 
ich die aetbweadigea Aazeigea ausaebiesse ^- auf Gniad der C. C. C. 
^-* 4iess ist, genaa betrachtet, eia ZageMadaisa, das er mir aMckt,- 
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976 JZmcr, Afchmamyn ns i. Surtfreckle n. 4. Siraljprocesse. 

mJ w^gßgßm ich Mi M wMlftr «Iwmf eriaMm mär i* Alles dies 
kereiu fcaiprochei isL Nar ei« Wert Ober die sof» soUiweedii^e 
^ÜMeifPt 4ie eedi sehe« eft a^peMirt werdea ist. Der Verf. bat 
aiclii r ew ie c ht «ehr als zwei aekoa roa des rivisdieB ClassiLera 
gebimaekte Beispiele zu erwäbaeat die aiebr als imdicU^ die mrgu- 
w^mtm eied» aad die idi laii Aadera ebea dara« gar aietit als Messe 
Aaaeigea gelUA lasset weil, was naHttelbar oad aosacUiessead ia 
ei«eai bei^iwtea Gaasalveriiiltaiss fcembti eder. jede aadre M^^UeJi- 
keit eatferat oad gradeia als nndeakbar erstheiaen lisat — nicki ia 
das Gebiet der Aazeigea oad „argwoaigea stfick^ gekört. Da« eiae 
ift die Scbwaagerscbaft Aber, weai ist wobi je eiogefaliea, eiae 
solcbe aas aadera Ursacbea als dea nacb der Ordaang der Natar 
alleia möglicbea aazuaebmea, — das andre ist das alibt, welches 
allerdiags nickt blos die Möglichkeit, sondern die Gewisskeit begri&a- 
det, dass derjenige ein be&limmtes Verbrechen nicbt verfibt kabea 
köaae, weicker zur Zeit, wo dasselbe vor|fefallen, slck an einem ent- 
ferntem Orte erweislick befunden, so fern nehmlicb — und diess hätte 
aock bemerkt werden müssen, wie es später gelegentlick nnd nicht 
erschöpfend geschiebt (S. 180.) — von einem solchen die Rede ist, 
welches eine anmittelbare Wirksamkeit in Zeit und Raam erfordert« 
Es bedarf daher auch gegen das, was S« 134. f. wider meine An- 
sicht erinnert wird, wonach ich jene Falle, wo die erwiesene Tbat- 
sache einen Schluss der Noth wendigkeit begründet, von den An- 
zeigen trenne, welche nnr einen Schlass der MögHehkeit gestatten, 
keiner weitem Vertheidigong. bem Verf. masste, ora seine'Theorie 
zu retten. Altes daran liegen, jenen Unterschied nicht bestehen za 
knea aad sich der stfg. noth#enfligea Anzeigen aaf eine Weise za 
bedienen, dass sie für die andre gleichfalls gelten, die aber oabalc« 
bar ist. Whr wollen^teur die Beispiele anfthren, deren er sieh gleich 
daraaf S. 137. bedient: „arsaehliches Verhällniss — die Feind- 
schaft gegen den Verletzten^*, „Wirkung — z.B. Zeichen des SchaM* 
bewosstieyns^'(?), „Da^yn eiaes starkcrn Abtriebes, zu 4#ai VfUrbre- 
eben, auf dieses als iiß Wirkung oAsr von 4er einge^etenea Wir- 
kupg auf das Daseya d^ Yerbrecbens, jU die Uraatdie|/z. B. yea dem 
Besitze ißf, g^stohlnea Gu^s «tof die Begehung des Oiebslabb'S — 
,^Bedingang8verhtfltBiss z. B. Gegeawart am Orte der Xhal^ der 
Besitz gestohlener Sachen^' u. a. w. Uad nun dürfen wir wohl finiN 
gen, ob. diei^ vfrdüchtigepden Umstflade di^ Wahrheit begrün4ßa 
pod. in tBiA^ Kat£^rie mit dem nolhwendigen Scbiiisse. gestellt wer* 
dfa l^ißümi.ftSi mulier peperit^eum viro cpBcuhuij^*' . ^Lana 

Digitized by VjOOQ IC 



Rec. von Hrn. Professor Dr. Alegg zu Breslau. 977 

der Besitz gestohlner Sachen nicht eben so gut, wie den Diebstahl, 
so die Hehlerei 9 oder den widerrechtlichen oder selbst im guten 
Glauben geschehenen Ankauf indiciren? Kann nicht der Dieb die 
gestobine. Sache bei einem Andern ohne dessen Wissen verborgen 
haben, ut apud te potius^ quam apud cum invemretur?''^) Beziehen 
sieh nicht auf solche Möglichkeit genaue Vorschriften Ober die Haus- 
suchung schon im altem Rechte? '*^^) Und ist es Oberhaupt noch nicht 
vorgekommen, dass ein Verbrecher absichtlich, um den Verdacht auf 
eine andere Person zu lenken , sehen im Voraus Veranstaltungen ge- 
troffen habe 9 welche Thatsachen herbeiführen, die als Indicien wider 
diese gebraucht werden? Es muss auffallen, dass der Verf., welcher 

— diessmal ohne mich zu nennen — meine Ausführung benutzte, 
wonach es nicht blos auf die Richtigkeit des Schlusses aus den Vor- 
dersätzen , sondern auf die des Obersatzes ankommt^ da in diesem 
schon der Schluss enthalten ist (S. 136.) — die Regel a pesse ad 
esse tton valet consequentia (S.138.) zwar als eine Bescbrän* 
kaog des Schlusses von der Bedingung auf das Bedingte, nicht aber 
bei Gelegenheit des Obersatzes geltend macht, wo sie ganz unerläss- 
lieh ist, wie ich mit weiterer Begründung dieser Lehre gezeigt habe'^**). 
Darum 4st man bei dem Schlüsse, wie folgerichtig er auch sein möge 

— denn von falschen Schlüssen aus richtigen Praemissen wird natür- 
lich auch von den Vertheidigern des Anzeigenbeweises nicht gespro- 
chen — immer nicht weiter, als bei dem Obersatze f). Und eben 
darum ist, für das gemeine Recht wenigstens, auch der Unterschied 
der gesetzlichen Anzeigen von den übrigen nicht für so unbedeutend 
zu halten, wie es von Manchen geschieht, da hier ja doch immer nicht 
mit der Wirkung eines zur Verurtheilung führenden Beweises, die 
PrSmisse aufgestellt und für den Richter bindend ist; eine Annahme, 
die ich nicht durchaus billigen kann, die aber um so mehr für alle 
andre nicht benannten Fälle die Freiheit der vernünftigen Erwflgung 
anerkennt, der zufolge nie ausser Acht zu lassen ist, dass die als 
Obersatz dienende Thatsache H^. sich nicht die Wahrheit, sondern 
nur die Wahrscheinlichkeit einer andern folgern lasse. Nur bei den 
gesetzlichen Anzeigen ist mit Angabe der Wirkung bestimmt, wie 
fem sie nahe oder entfernt seyen. Wie viel sich auch hiergegen von 



*) Gttii Comm, III. $. 187 

**) GmH Comm. III. f 182. f. 
***') Mein Lehrbuch des Criminai-Proaetses f. 132. 13S. 

f) Mein Lehrbuch $. 134. 
KritJahrb.f.D.RW. Jahrg.lX. H. XL 62 
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aBserm Staodpankt aot sagen Iflsst, so ist doch theils die von dem 
VerL S. 151. an deren Stelle gesetzte Unterscbeidang in starkem 
nnd schwachem an nichts besser, theils ist seine Angabe (Note 10.), 
dass jene Bezeichnung eine „gebrinchliche'' sey, dabin za bericb- 
tlgen, dass sie die qoellenmissige sey. 

In §. 27. wird anerkannt, dass „die anzeigende Tbatsache ge- 
wiss nnd Tollstandig erwiesen seyn rafisse/^ Zwei IrrtbSmer sind bier 
zn rflgen. S. 168. beisst es: „Nur eine vollständig erwiesene An- 
zeige hat die ganze Kraft, der sie vermOge ihres Obersatzes flabig 
ist. Eine unvollständig bewiesene Anzeige hingegen ist um so 
schwacher, je mehr an der extensiven und intensiven Vollständig- 
keit ihres Beweises feblt.'^ Abgesehen von der Bedenklicbkeit sol- 
cher Bruchrechnungen bei dem Beweise, wird man einer nicfat be- 
wiesenen. Anzeige, also einer selbst nur als möglich oder wahr- 
scheinlich befundenen Thatsacbe, gar nicht die Kraft eines Schlosses, 
am wenigste^ im Sinn der Definition desVerfs. (die hier ihre Wider- 
legung findet) beilegen dürfen. Der Verf. will das Erforderniss der 
vollen Gewissbeit der anzeigenden Tbatsache nur auf die einzelne 
Anzeige an sich, beschränken, die Regel aber nicht gelten lassen, 
wenn mehrere unvollständige Indicien so zusammentreffen, „dass maa 
dem solchergestalt verstärkten unvollständigen Beweise die Kraft eines 
vollständigen Beweises der anzeigenden Tbatsache beizulegen genö- 
tigt sei*^ — worin nicht eine Ausnahme, sondern eine modifi- 
cirte Anwendung der Regel enthalten sey. Wann diese Notbiguag 
eintrete, wird nicht gezeigt, denn was S. 170. bemerkt wird, beruht, 
wie die ganze Ausführung, auf der Annahme dessen, was erst zu 
begrinden wäre. Und so wie dann (S. 171.) gemissbilligt wird, wenn 
Landesgesetze unbedingt den vollständigen Beweis der anzeigenden 
Tbatsache fordern, so wird — und diess ist das Andere, was als 
doppelter Irrthum und nicht zu duldende pj^incipii petilio er- 
scheint, — femer behauptet, der Beweis des Untersatzes k^nne selbst 
durch Anzeigen und Schlösse der M%lichkeit hergestellt werden, wo 
man dann, da diese wieder ihre Untersätze haben — nicht aus dem 
Kreise herauskommt. . Allen diesen Behauptungen liegt eine weitere 
Praemisse zu Grunde, die etwa lautet: „was wahrscheinlich Ist, 
ist wahr." Dem Einwand, dass die C. C. C. Art. 23. und 30. diess^ 
ausdrücklich verbiete, da sie, damit eine Anzeige genugsam sey, den 
direkten Beweis derselben verlangt, wird für die jetzige Praxis durch 
die beliebte Erinnerung begegnet, es sey dieses ausser (^brauch 
gekommeoi da nach Abschaffung der Folter die Statthaftigkeit der 
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Schuldigsprechung auf vollen*) Indicienbeweis anerkannt isey(?); 
für den jetzigen Gesetzgeber aber dadurch, dass er sich nur nach 
der rationalen Beweistheorie und der Processpolitik zu richten habe* 
Ist es nun auch gegründet, dass die Vorschriften der P. G.-O. als 
solche dem Gesetzgeber nicht im Wege stehen, so folgt daraus doch 
nicht, dass solche ihrem Inhalte nach keine Ansprüche auf Anerken- 
nung haben. Vielmehr ist gerade die Forderung, dass man aus er- 
wiesenen, nicht aus vermutheten wahrscheinlichen Thalsachen auf das 
(mögliche) Daseyn anderer schliesse, mit der rationalen Beweistheorie 
in Uebereinstimmung, und die Politik wird um so weniger sich hier 
mit den Forderungen der Gerechtigkeit in Widerspruch setzen dürfen, 
je mehr es auch im wahrhaft politischen Interesse 4iegt, nur im Falle 
erwiesener Schuld zu strafen. 

Die Ausführung über das Verhältniss mehrerer Anzeigen zu 
jeinander (S. 177.) verdient vollen Beifall, obgleich sie nur längst 
Gesagtes wiederholt. Sie soll denUebergang zu dem „vollständigen 
Anzeigenbeweise ^' machen (Sc 180« §• 30.) ^ wobei man der Sorgfalt 
bei Aufstellung der Erfordernisse die gebührende Anerkennung gern 
gewähren und auch die Bedeutung der ineinandergreifenden Anzeigen 
zugestehen wird, wenn man schon die Sprünge, die in den Schluss- 
folgerungen vorkommen, und die hier unbedingt geforderte und be- 
hauptete „Nötfaigung zur Annahme der Wahrheit der behaupteteu 
Thatsache'^ (S. 187.) anders, als auf dem bisherigen Wege begründet 
zu sehen wünschen muss. Dass neuere Gesetze, und diese doch nur 
zum Theil, und nicht ohne gewisse Beschränkungen hier vollen Be- 
weis zulassen, wird so wenig für die Theorie des Verfs. sprechen, 
als die Berufung auf ergangene Strafurtheile, deren Richtigkeit und 
Gerechtigkeit auch wohl nicht minder in Zweifel gezogen werden 
kann, als nach dem Verf. das entgegengesetzte Parchimer, und resp. 
das Heidelberger Urtheil für unrichtig gehalten werden soll. Zur 
Bestätigung seiner Behauptungen vieler sprechender Beispiele voll- 
ständigen Anzeigenbeweises und darauf gestützter Verurtheilun- 
gen führt er (S. 190. Note 12.) ausser Pfeiffer Ausf. Bd. II. S. 443— 
456. lediglich seine eignen „Strafrechtsfälle^^ an, welche „eine grosse 
Zahl von Beispielen enthaltenes indem er (S.198. Note 7.) sich rühmt, 
»,den Indicieobeweis stets vertheidigt, und in einer beinahe dOjähr. 
Facultätipraxis häufiger als irgend ein Anderer zur Anwendung ge- 
bracht habe.e^ Dabei kommt wieder der Wend tische Fall und alles 



*) Auch wenn diees wäre, ist denn hier ein voller Indicienbeweti vorhanden, 
wo die wichtigste Praemisse des Schlusses der gehurigen Begründung entbehrt! 

62* 
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schon Vorgebrachte vor. Man wird aber dem Verf. gewiss glaoben, 
— and diess allein vermag einigermassen mit der betrfibten, doch 
nickt znni Aenssersten gekommenen Sacke versöknen, — y,dass er in 
der lebendigen Ueberzeogong der Gerecktigkeit des geßUlten Urtheils 
sick befanden kabe.*^ 

So wie aber selbst wenn man , wie es gewiss reckt ist, die jetzt 
nor von Wenigen vertbeidigte Mttglickkeitstbeorie gegenfiber dem 
sog. Anzeigenbeweis verwirft, dieser doch dadurch auch nicht be- 
grOadet wird, so können aock die Aeasserlickkeiten auf die S. I99>f. 
Bezug genommen wird, der unbefangenen Wflrdigung nicht entgegen- 
freien. Denn, wenn ein Wertb auf die gesetzlich ausgesprochene 
Notkwendigkeit ,,einer grossem Anzahl stimmender Richter und einer 
grössern Stimmenmehrheit ^% so wie darauf gelegt wird, ,,dass stets 
oder gewöhnlich eine wiederholte Prttfung statt findet'^ und da&s da- 
mit >,die Besorgniss eines Missbraucbs verschwinde^^, so liegt in 
Allem diesen, verbunden mit dem Umstände, dass alle neueren Ge- 
setzgebungen die Verurtheilung in die volle ordentliche Strafe aus« 
schliessen *), die Anerkennung der Unsicherheit dessen, was hier An- 
zeigenbeweis genannt wird. Möge man, wie §.32. geschieht , der 
rationalen Beweistheorie, als rechtliche Wirkung, die Beweiskraft 
beilegen, wobei der Verf. nur nicht auf die Schwurgerichte sich be- 
rufen sollte, wo „der Anzeigenbeweis die Hauptgrundlage bildet^ 
(S. 205.) — die deutsche Wissenschaft, Praxis und Gesetzgebung 
haben nie umhin gekonnt, den Unterschied des direkten Beweises 
und der Indicien anzuerkennen. Die Geschwomen, die ohnehin nicht 
an eine gesetzliche Theorie gebunden sind, und keine Rechensdbaft 
der Grfinde ihres Verdikts ablegen, — sind es nicht, deren sich der 
Verf. annimmt (S. 38. 41 .f.)* Und doch führt seine Theorie dabin. 
So wie die Jury, der Natur der Sache nach, auf Anzeigen muss ver- 
urlheilen können, wie gefährlich diess auch erscheinen möge, so wird 
umgekehrt die Statthaftigkeit einer Verurtheilung mit der Wirkung!; 
der vollen Strafe nur unter Voraussetzung des Schwurgerichts zuge- 
geben werden können*"*^). Ferner, der Beweis, dass die fremden 
Halfsrechte den Anzeigen jene Wirkung beilegen, §. 33., wird auf 
einigen weilgedruckten Seiten (S. 206 — 210.) gar zu oberflächlich 
geführt. Die bekannten Stellen, die man hin und wieder geltend 
macht, sind abgedruckt ohne den geringsten Versuch der Auslegung 



*) Namentlich die Todesstrafe. 
**) MeiBe ang. Beiträge S. 129. f. 
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und Exegese; ich werde als Gegner*) erwähnt, ohne dass meine 
sorgfältigen Erörterungen näher beleuchtet und zu widerlegen gesucht 
worden, (vom Canon. Recht wird in wenigen Zeilen gehandelt) nnd 
der ganzen ungeschichtlichen Darstellung, wohei dem römischen Ver- 
fahren die Ansichten unserer Zeit untergelegt werden, nnd unstatt- 
hafte Analogieen aus dem Art. 22. der 6*. C, C. mittelst eines Argu- 
ments vom Gegentheile vorkommen, ist mit unglaublicher Naivetät 
Folgendes vorausgeschickt '*''*'). „l. Um über die Frage: ob das Rö- 
mische Recht dem Anzeigenbeweise die rechtliche Wirkung beilege, 
dass eine Schuldigsprechung auf denselben stattfinde? richtig ur- 
theilen zu können, ist es A, nöthig, folgende allgemeine Bemerkung 
ins Auge zu fassen: Es ist von vorn herein anzunehmen, dass das 
Rtf mische Recht, falls nur keine entgegenstehende Bestimmung des- 
selben vorliegt, dem Anzeigenbeweise seine volle Wirkung gelassen 
habe/^ Ausser der Willkühr dieser Annahme, gegen die sich jeder 
gründliche Rechtsgeschicfatsforsch'er erklären muss, ist hier wieder in 
den Worten: „volle Wirkung" das, was dargethan werden sollte, 
vorausgesetzt, indem der Verf. auch hierauf sein Vorurtheil bezieht, 
der Art. 22. enthalte nicht eine wohlüberlegte, dem Begrift der Sache 
und der Forderung der Gerechtigkeit entsprechende Bestimmung, in 
dem Verbot der Verurtheilung auf Anzeigen, sondern eine ungerecht- 
fertigte Beschränkung. Ja es wird sogar (S. 207.) so geschlossen: 
„Hält doch Schwarzenberg die besondere Aufstellung eines sol- 
chen Verbots mittelst des Art. 22. für erforderlich, unr die Unstatt- 
hafligkeit einer Verurtheilung auf Anzeigen auszusprechen, wie viel 
nölhiger würde dies im römischen Rechte gewesen seyn, wenn die 
rationale Beweistheorie in diesem wichtigen Punkte halte abgeän- 
dert werden sollen.^' — Aber an Gesetzgebung über Beweis in un- 
serm Sinn darf man fUr die Zeit, ans der die Stellen herrühren, die man 
mit einigem Schein fQr jene Ansicht anführen kann, gar nicht denken. 
Allerdings finden sich Beispiele der Verurtheilungen auf Judicien. 
Aber, wie ich gezeigt habe, nicht auf Grund einer Beweistheorie, 



*) Mein Programm: de sententia condemnatoria secundum principfa jurig 
romani e soiii indicii» haud admUienda, VratiiL^ 1838. Wai 6 e i b , Gegchiehte 
dei romiichen Criminalprozeste« 1842., gegen meine AnMicIit erinnert and wa« 
icli dagegen in den Jahrbäcliern für wiBsenscliaftliche Kritik 1843. Nr. 14 — 18. 
S. 111. t bemerkt habe, igt von dem Verfaiier, der im Sommer 1843. starb, nicht 
benutzt werden. Nor an» zweiter Hand icheinen meine im angef. Programm aus- 
geführten Ansichten belcannt geworden zu seyn, Herrn E. Laboulaye, Verfasser 
des sehr beachtenswerthen Werl^es: Essai sur les lots crfmf neues des Romains 
eoHcemant ia responsabilite des magistrats, Paris, 1845. Vgl. S. 153« f. 
**) Wieder in der beliebten Naroerirungsmethode. 
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welclie dieses die Wirknag der ToUen SeholdigspreebaDg zugesteht, 
soadera ia Brmaaglaog irgead eiaer gesetzlichea Beweistbeorie aad 
iB ZasaaiBieahaag mit eiaen Verfahren, welches die Einflüsse der 
politisehea Aasiehten der Parlhei-lateressea und der WillkOhr keines- 
wegs abwies. Von der Betrachtung (S. 211. f.) fiber „die C. C. C, 
a. Sinn aad Umfaag des Art. 22* (§. 34.) und b. beutige Ungültig- 
keit des Art. 22. (§• 35.)^' möge mir erlaubt seyn zu scbweigeo, da« 
mit diese kritische Abhandlung nicht zu sehr ausgedehnt werde. Denn 
ich 6nde auch nicht einen einzigen neuen Gedanken und keine neue, 
den Gegaem eatgegengestellte, der Beachtung wQrdige Erinnerung. 
Der Verf. hat sich dadurch, dass er überall auf seine frühem Be- 
hauptungen, als auf eben so viele Begründungen verweist, die Sache 
sehr leicht gemacht, und kommt daher (S. 225.) nochmals darauf 
aurllck, dass „zu der hiernach*) mit Abschaffung der Foller von 
seihst eingetretenen UngOltigwerdung des Art. 22. es nicht erst einer 
gesetslich ausgesprochenen Aufhebung desselben bedurft, vielmehr 
bestand die einzige Aufgabe der Gesetzgebung, für den nun wieder 
von selbst zu seiner frühern Wirksamkeit gelangten Indicienbew^eis 
die erforderlichen, dessen richtigen Gebrauch möglichst sichernden, 
Vorschriften zu geben. '^ Gleichsam als sey in diesem Satze , der 
drei Punkte versichert, die, statt bewiesen zu werden, postuUrt sind, 
ein schlagender Beweis geliefert, fährt der Verf., in freudiger Stim- 
mung, wie ihm seine schwierige Aufgabe zu lösen gelungen sey, also 
fort: „Hiemit verschwindet denn der einzige für die fortbeste- 
hende Gültigkeit des Art. 22. angeführte Grund, dass derselbe nicbt 
durch ein gemeinrechtliches Gesetz aufgehoben worden sey.^^ 

Ebenso wenig darf man zugeben, dass am Ende des vorigen und 
zu Anfang des jetzigen Jahrhunderts fast allgemein die Ansicht aner- 
kannt gewesen sey, welche der Verf., jetzt aufs neue veranlasst, 
,, durch die gegen dieselbe laut gewordenen Stimmen bedeutender 
Criminalisten *'^) sorgfältig geprüft und besser begründet und gerecht- 



*) DieiB bezieht sich auf die nicht zu leugnende Thftfgache, dass mit 
Aufhebung der Folter eine Lücke in das Beweissystem der C, C. C gekommen 
sej. Der Verf. sagt Not. 3.: „Selbst ein sehr scharfsinniger Gegner des Aniei- 
genbeweises, Ah egg (Lehrb. S. 145.), erkennt das Oaseyn dieser Lücke an." 
Daraus folgt aber nur, dass es einer Ergänzung bedürfe, welche neuere Gesetz- 
gebungen auch wohl durch beschränkte Zulassung des ludicienbeweises ent- 
fernen, — nicht aber folgt daraus für das gemeine Recht das völlige Weg- 
fallen des Art. 22. 

**) Die Note 1. S. 221. nenntt Mitterraaier, Abegg, Henke, Müller, 
Zachariä. Aber, es sind noch Andere, ältere und neuere, auch, so weit jetzt 
noch im Verfahren gemeines Recht zur Anwendung kommt, nicht wenige Ge- 
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fertigt habe/^ Ich will die Grundsätze, wodarch man die von mir 
wiederholt gemissbilligte» in die Preuss. Gesetzgebung übergegangene 
ausserordentliche Strafe za rechtfertigen gesucht hat, keineswegs hier 
in Schutz nehmen. Aber ich muss sie hier in Erinnerung bringen, 
als Zeugniss, dass die damalige herrschende Theorie und Praxis 
durchaus nicht ^- wie uns hier zu glauben zugemuthet wird (S. 221.) 
— die Meinung der Zulässigkeit eines vollen Beweises durch Anzei« 
gen gehegt habe, und auch die neuesten Gesetzgebungen selbst, die 
solchen Beweis anerkennen, stimmen mit jener, den Verf. wider- 
legenden Ansicht überein, indem sie darnach die äusserste Strenge 
der Strafe, und bestimmte Strafarten, namentlich die Todesstrafe aus- 
schliessen, und einen wesentlichen Gegensatz zwischen dem eigent- 
lich sog. Beweise und dem Indicienbeweise aufstellen und mit prak- 
tischen Folgen durchfahren. Diese neuern Landesgesetze werden 
§. 36. durchgegangen und vom Standpunkt des Verfs. aus kritisirt, 
welcher §. 37. einen ,, Entwurf gesetzlicher Bestimmungen 
über die Schuldigsprechung auf Anzeigenbeweis^^ mitiheilt. 
Man begegnet dabei bald (S. 246. u. 238. Not. 20.) der Behauptung 
eines „vollen Indicienbeweises^S bald (S.25i.) dem Zugeständnisse, dass 
es Maassregeln bedürfe und „für den Angeschuldigten einer grösseren 
Garantie gegen den etwaigen Einfluss des nicht selten ohne klares Be- 
wusstseyn der einzelnen Beweisgründe entstehenden Tolaleindrucks.^' 
Lassen wir der Aengstlichkeit und Besorgniss, die sich hier bekundet« 
und den Vorschlägen von Maassregeln, wie sie sonst bei keiner an- 
dern Art des Beweises vorkommen, wegen des Motivs, volle Gerech- 
tigkeit widerfahren; aber erkennen wir zugleich darin, wie wenig 
der Verf. seifst von der Wahrheit seiner Behauptungen überzeugt 
seyn musste, wenn er so viel nachzugeben sich genölhigt sah. Auch 
in Betreff der Todesstrafe findet sich Ralh. Die Besorgniss eines Irr- 
thums bei dem Anzeigenbeweise scy ein Ueberbleibsel des ehemaligen 
Verbots. „Unter Voraussetzung*) einer nach obigen Regeln er- 
folgten Ueberführung und Schuldigsprechung ist solche jedoch für 
• ungegrüudet zu halten u.s.w.^^'^*). „Aber der Regent, welcher durch 

richtehöfe und S^rachcollegien, welche sich unsern Ansichten anschliessen, 
wie dien auch in diesem Werke und insbesondre liei Gelegenheit des Heidel- 
berger und Parchimer Urtheils erwähnt wird. 

*) Ja wohl: Voraussetzung — aber diese soll eben nicht stattfinden. 
**) Hier bemerkt der Verf. : „Die Annalen der deutschen Straf justizpflege lie- 
fern durchaus kein Beispiel, dass ein Unschuldiger auf einen Anzeigenbeweis zum 
Tode verurtheilt worden wäre**, und belehrt die Gegner, die sich auf die 
Schuldigsprechung des Tischler Wendt berufen -* dass und warum st€ im Irr- 
thum leyen.** 
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ias Beispiel mehrerer LsDdesgesetze veraDlasst, Bedenkea trage, ein 
anf reinea Aozeigeabeweis ergaDgeaes Todesartbeil vollstrecken za 
lassen, kann diess ja durch Verwandlong der Strafe aas Gnade 
verhindern** (S. 254.)9 wobei gleiche Bedenken, wie diese Belek- 
rnng, der Nachsats erregt: y,und das ist ohne Zweifei besser als die 
gerflgie Inconseqnenz durch das Gesetz zu billigen/* 

Es wird femer §. 38* y^Von dem zusammengesetzten Be- 
weise** wieder mit besonderer Bezugnahme auf die zwischen den 
schon erwähnten Vertretern der verschiedenen Ansichten gepflogenen 
wissenschaftlichen Verhandlungen gesprochen, und zuletzt in dem 
zweiten Abschnitte ,,Von den Gattungen und Arten der 
Anzeigen** (S. 268. f.), was offenbar zweckmassiger vor der Frage 
fiber> die Wirkungen der Anzeigen und dem Gesetzentwurfe geschehen 
wäre. Darin findet sich zwar nichts, was eine neue Darstellung be- 
dingt, aber recht gute Zusammenstellung des Bekannten. 

Schliesslich möge mir erlaubt seyn, noch Folgendes zu bemerken. 
Indem ich, vornehmlich vom Standpunkt des gemeinen Rechts, mich 
gegen die Vorurtheile, petitiones principü^ und Sophismen erklären 
mnss, mit denen der Verf. den Art. 22. hinweginterpretirt, und eben 
so gegen die unspecolative Weise seiner angeblichen BegrOiiflong 
einer rationalen Beweistheorie, und gegen die oberflächliche Behand- 
lung des römischen Rechts, — bin ich keineswegs der Meinung, dass 
den Anzeigen Oberhaupt kein Werth beizulegen sey. Aber ihre Be- 
deutung muss, jedenfalls fär das gemeine Recht, und wohl nicht blos 
für dieses, hauptsächlich fär die Untersuchung, nicht, wenn diese 
zu keinem befriedigenden Ergebniss führte, — für die Beurthei- 
lang statt finden. Ob eine andere Form des Verfahrens, und ver- 
änderte Stellung der Richter über die Thatfragen es gestatten, andere 
Grundsätze zu befolgen, diess zu erörtern liegt ausserhalb der gegen- 
wärtigen Betrachtung. Für unser Verfahren, ohne OeOentlichkeit, 
ohne dass der erkennende Richter selbst sieht und hört, würde eine 
Freiheit, wie sie den Geschwornen zugestanden ist, in hohem Grade* 
bedenklich seyn. Mehrere Vertheidiger Jordan's in öffentlichen 
Blättern und zum Theil auch in eignen Schriften haben besonders 
den Mangel des öffentlichen Verfahrens geltend zu machen gesucht. 
Es ist einleuchtend, dass diess hier ganz vergeblich seyn musste, wo 
man sich an das Verfahren, wie es gesetzlich vorgeschrieben, und 
auch ohne Zweifel beobachtet worden ist, zu halten und nach den 
bestehenden Grundsätzen die Richtigkeit eines vorzugsweise auf An- 
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zeigen gefüllten Erkenotaisses zu prüfen halle. Mehr wäre schon 
früher geleislet worden, wenn man sich der Mühe unierzogen hüUe, 
die Theorie, die dem ersten Urtheile zu Grunde gelegt wurde, einer 
genauem Prüfung zu unterwerfen, und nicht bloss für die beson- 
dere Anwendung, sondern überhaupt deren Unhaltbarkeit nachzu- 
weisen *). 

Breslau im März 1845* 



*) Zur f/iterator kommt jetzt noch: Verordnung betreffend die Bedingun- 
gen und Wirkungen de» Anzeigenbewei8e§ in Strafsachen für die Herzogthünier 
Schleswig und Holstein. Kopenhagen den 27. März 1843. 
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Entwarfe und Anträge za einer umfasseDdeii Givil-Gerichts- uni 
Prozetsordnong fQr dat Königreich Württemberg vom Präsidenten 
B^llejr. Zwei Bände. Staltgart, SteinkopPsche Buchbdi., 1844. 
XVI a. 752., IX a. 693 S. gr. 8. (geb. 5 Thlr.) 

Reeeosirt 

von 

Herrn Director Jir. von HufiQagel za TObingen. 

Sollte diese Schrift des ehrwürdigen Veteranen der würtember- 
gischen Richter and des im ganzen deutschen Vaterlande rühmlich 
bekannten Schriftstellers einen ihm an Gelehrsamkeit und reicher Er- 
fahrung gleichen Beurtheiler erwarten, so möchte eine solche Beur- 
theilung wohl noch ferne liegen. Darum mag es von den Vielen, zu 
deren Belehrang der Verfasser geschrieben hat, Einem erlaubt seyo, 
mit einer Anzeige dieser gehaltvollen Schrift einige Bemerkungeo zu 
verbinden, um durch sie auf den Gewinn, der aus ihr zu ziehen ist, 
aufmerksam zu machen. 

Nachdem der Verf. früher in einem beschränkten Amte seine 
fiberschiessenden Talente und Kräfte der Bearbeitung des vaterlän- 
dischen Rechtes gewidmet und hiedurch schon in seinem ganzen Vater- 
lande gewirkt hatte, nachdem er von 1815. bis 1819. als einer der 
mathigen Führer der Vertheidiger des alten öffentlichen Rechtes seines 
Vaterlandes zur glückliehen Errichtung der pactirten Verfassung bei- 
getragen hatte, sodann neben seiner Stelle im höchsten Gerichte auch 
im Rathe der Staats- Regierung einer der erfahrensten, einsicbtvoll- 
sten und productivsten Mitarbeiter an der Reform der Gerichtsverfas- 
sung und der Rechtspflege, vornehmlich durch Trennung der Justiz 
von der Verwaltung, durch Aufstellung der Grundzüge des Verfah- 
rens in der unteren Instanz in dem IV. Edicte vom 31. Dec. 1818. 
und des Verfahrens in der höheren Instanz in der provisorischen Ver- 
ordnung vom 22. Sept. 1819. und durch ein neues Pfand- Prioritäts- 
und Executions- Gesetz vom 15. Apr. 1825. gewesen war, erbot er 
sieb, im Jahre 1836* wegen vorgerückten Alters in Ruhestand ver- 
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setzt, im Gefühl seiner Kräfte zu der schwierigen Au%abe, die an- 
gefangene Bearbeitung einer umfassenden Civil-Gerichts- und Process- 
Ordnung fortzusetzen und zu vollenden. 

Dieses reichhaltige Werk, das auch manche kurze Rechtsfällc 
und ausser solchen Materien, von welchen es zweifelhaft ist, ob sie 
in die Process- Ordnung oder in das Civil- Gesetzbuch gehören, und 
die in der Regel als in die erstere gehörige vom Verf. behandelt 
worden sind, noch andere interessante connexe civilrechtliche Erör- 
terungen und Bemerkungen enthält, legt nun der Verf. nach einer 
späteren Nachschrift zur Vorrede der öffentlichen Beurlheilung mit 
der Bemerkung vor: er thue diess blos als Einzelner, als Private; 
der Entwurf dörfe in keiner Beziehung, sey es im Ganzen oder im 
Einzelnen, als von der Regierung bereits geprüft und gebilligt 
betrachtet werden. 

Der Inhalt des ganzen Werkes ist folgender: 

Erster Theil. Allgemeiner Theil. Tit. I. Vom Verbot der 
Selbütliülfe. Tit. II. Von der Wirksamkeit der Process-Ordnung. Tit. III. Von 
den Gerichten. Tit. IV. Von den nicht befreiten Gerichtsständen. Tit. V. Von 
der Fähigkeit zum Richteramt und der Ablehnung der Richter. Tit. VI. Von 
den Rechten und Verbindlichkeiten des Richters bei Rechtsstreitigkeiten. T i t. VII. 
Von der amtlichen Thätigkeit der Gerichte. Tit. VIII. Von den Schiedsgerichten 
und dem schiedsgerichtlichen Verfahren. Tit. IX. Von den Parteien. Tit. X. 
Von den Bevollmächtigten qnd Rechtsbeiständen der Parteien, so wie von tien 
Schriftverfassem. Tit. XI. Von Process-Strafen , Kosten und Schäden, dann 
von Sicherheitsleistungeir im Processe und vom Armenrechte. Tit. XII. Von 
Fristen und Terminen, von den Ladungen und deren Insinuation, und von den 
Rechtsmitteln gegen Versäumniss-Verfügungen und Erkenntnisse. Tit. XIII. 
Allgemeine Normen des Verfahrens. Tit. XIV. Von der Veränderung der Par- 
teien und den verschiedenen Arten der Beendigung des Rechtsstreites. Tit. XV, 
Von der Berathung und Abstimmung, der Form der Erkenntnisse und der Ent- 
scheidungsgründe und deren Eröffnung. Tit. XVI. Von der Remission einer 
Rechtssache von dem Oberrichter an den Unterrichter. Tit. XVII. Von der 
Rechtskraft der Erkenntnisse.. 

Zweiter Theil. Besonderer Theil. Erster Abschnitt. 
Von den einzelnen Verhandlungen erster Instanz, im ordentlichen. Process über- 
haupt, ohne Rficksicht auf die Gerichte, bei welchen sie vorkommen. (Hier wird 
schriftliches Verfahren untergestellt.) Erstes Hanptstück. Von den Ver- 
handlungen mit Ausschluss des Beweis- und des Contumacial- Verfahrens. Ti 1. 1. 
Von der Klage und der richterlichen Verfügung darauf. Tit. II. Von der Ver- 
nehmlassung auf die Klage. T i t. III. Von der Wider- und Nachklage. T i t. IV. 
Von der Replik und den weiteren Verhandlungen bis zum Schlüsse des Verfahrens. 
Tit. V, Vom Schlussverfahren, von der Uebersicht über die Streitverhaltnisse, 
dann vom Vergleichsvenuch und der Bezeichnung der für das erste Erkenntniss 
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ipruehreifen Sacken. Tit. VI. Von der Benlhaug und Absünimung. Tit. VII. 
Von den ürtheilen. Zweites Haaptstuck. Vom Beweisverfahren. Begriffe 
von Beweif and Bescheinigung. Tit. I. Von der Einleitung det Beweisverfali- 
ren«. Tit. II. Von der Beweisantretung. Tit. III. Vom Geständnist. Tit. IV. 
Vom Urkondeobeweis. Tit V. Vom Zeugenbeweis. Tit. VL Vom Beweit durch 
Aogenichein and Sachventandige. Tit. VU. VomSchiedteide. Tit VIII. Vom 
Eid über Schatxungen und Grossen. Tit. IX. Vom Beweise durch Vermuthungen 
und Schlüsse. Tit. X. Von den Verhandlungen über die Anfechtung und Aus- 
fahrung des Beweises. Tit. XL Von der gerichtlichen Prüfung der Beweise and 
den gerichtlich xa erkennenden Eiden. Tit. XII* Von dem Offenbarungseide. 
Tit. Xm. Von dem besonderen Verfahren Qber die Anerkennung einer Urkunde. 
Tit. XIV. Vom Beweis xnm ewigen Gedächtnisse. Drittes Uauptatuck. 
Vom Conturoacial- Verfahren. [Bd. f. §. 1—1272.] 

Zweiter Theil. Zweiter Abscbnitt. Von den Eigenthiimlich- 
keiten des ordentlichen Verfahrens erster Instant bei den verschiedenen Ge- 
richten. Erstes Uauptstäck. Von dem Verfahren bei den Bezirksgerichten. 
Zweites HanptstOck. Von dem Verfahren bei den höheren Gerichten. 
Dritter Abschnitt. Von den ausserordentlichen Processen erster Instanz. 
Erstes Hauptstiick. Von dem abgekürzten Verfahren im Allgemeinen. Zwei- 
tes Hauptstück. Von provisorischen Verfugungen. Drittes Hauptstuck. 
Vom Arrest Processe. ViertesHauptstuck. Vom Verfahren bei der Selbst- 
pfandung. Fünftes Hauptstuck. Von den sogenannten aussergerichtlichen 
Schuldklagen und von dem Mandats- und Executiv-Process, oder vielmehr deren 
Surrogaten. Sechstes Hauptstuck. Vom Besitz - Processe. Siebentes 
Uauptstuclr. Von den Aufforderungen zur Klage und den öffentlichen Vor- 
ladungen unbekannter Ketheiligler. Achtes Hauptstuck. Vom Vollsteck ungs- 
Verfahren. Neuntes Hauptstück. Vom GantA^erfahren. Abtheilung I. 
Vom Gant- Verfahren im Allgemeinen. Tit. I. Allgemeine Bestimmungen. Tit. If. 
Von der Veranlassung und Einleitung des Concurs-Processes und den Mitteln, 
denselben abzuwenden. Tit. 111. Von den Wirkungen des Concurs-Erkennt- 
nisses und den gerichtlichen Verfügungen bis zum ersten Zusammentritte der 
Gläubiger. Tit. IV. Ort der Verhandlung und Besetzung des Gerichts. Tit. V. 
Von den Verhandlungen bei dem Zusammentritte der Gläubiger. Tit. VI. Von 
den Vindicauten und andern dinglich Berechtigten, von den Massegläubigern, 
den Separatisten und den Vorzugsrechten der Concurs-Gläubiger. Tit. VII. Von 
Fällung des Prioritäts-Erkenntnisses und des Distributions-Bescheides und deren 
Eröffnung. T i t. VIII. Von der Rechtskraft des Prioritäts-Ei kenntnisses und des 
Distributions-Bescheidet und den Rechtsmitteln gegen die in Concurssachen er- 
gehenden Erkenntnisse. Tit. IX. Von der Vollziehung der Distribution und der 
Beendigung des Gant-Verfahrens. Abtheilung U. Von Gantsachen von ge- 
ringerem Umfange. Abtheilung III. Vom Gant -Verfahren gegen Handels- 
leute. Abtheilung IV. Vom Gant- Verfahren gegen die exemten Gutsbesitzer. 
Abtheilung V. Vom Partie ular- Concors. Vierter Abschnitt. Von 
den Rechtsmitlein. Erstes HauptstQck. Von der Ergänzung, Verbesserung 
und Erläuterung der Urtheile. Zweites Hauptstöck. Von dem Rechfs- 
mittel der Appellation. Erste Abtheilung. Von der Appellation Oberhaupt. 
Tit. I. Begriff and Eigenschaft dieses Rechtsmittels. Tit. II. Von den Erfoc- 
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dernisflen der Appellation. Tit. Ilt Von den Verfugfungen des Obergericlitei 
nach Einreichung der Begeh werdeschrift, beziehungsweise nach Ablauf der Noth- 
frist. Tit. IV. Von der Antwort des Appellaten und dem weiteren Verfahren. 
Zweite Abtheilung Von der Oberappellation. Drittes Hauptstuclr. 
Von der Revision als Surrogat beziehungsweise der Appellation und der Nichtig- 
keits- Klage. Viertes HauptstOck. Von den Nichtigkeiten des Verfahrens 
oder der Erkenntnisse. Fünftes Hauptstuck. Von der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gegen Erkenntnisse. Sechstes Hauptstuck. Von der 
Beschwerdefuhrung. Siebentes Hauptstilck. Von der Syndicatsklage. 
Fünfter Abschnitt. Von der Rechtspflege durch die Orts- Obrigkeiten. 
Tit. I. Von den Befugnissen der Orts -Obrigkeiten iu Beziehung auf die bürger- 
liche Rechtspflege überhaupt. Tit. H. Von der concurrenten Gerichtsbarkeit 
der Ober-Amts-Gericbte. Tit. III. Von dem Umfange des Richteramts der Orts- 
behorden. Tit. IV. Van den Friedensgerichten. Tit V. Von den proviso- 
rischen Verfügungen der Orts-Obrigkeiten in Beziehung auf Rechtsstreiligkeiten. 
Anhang. I. Entwurf eines Gesetzes über die Grenze zwischen der Civil- und 
Administrativ-Justiz. II. Entwurf eines Gesetzes, die Aufhebung der privat- 
rechtlichen Vorrechte des Fiscus betreffend. III. Entwurf einer neuen Redaction 
des Executions-Gesetzes. IV. Besondere Motive zu diesem Entwürfe. V. Ein 
früherer Aufsatz über die possessorischen Rechtsmittel, als Grundlage des Haupt- 
entwurfs Tb. II. Abschn. III. Hauptst. 6. VI. Beitrag zu der Lehre von dem 
eisernen Vieh - Contract , zu' Begründung und Entwicklung der Anträge im 
§. 1786. Nr. 3. lit, e. [Bd. II. §. 1273 — 2140. ohne den Anhang.] 

Besonders wichtig sind die Entwürfe I — III. des Anhanges. 
Schon im J. 1821. hatte die Staats -Regierung anerkannt, dass der 
§. 95. der Verfassungs- Urkunde: ,, keinem Bürger, der sich durch 
einen Act der Staatsgewalt in seinem auf einem besonderen Titel be- 
ruhenden Privatrechte verletzt glaubt, kann der Weg zum Richter 
verschlossen werden ^^ — einer authentischen Interpretation bedürfe, 
und die fortwährenden Gonflicte zwischen den Justiz- und Verwaltungs- 
stellen haben diess seit dieser langen Zeit bestätigt. Wenn nun gleich- 
wohl die Staats-Regierung den schon im J. 1838. ausgearbeiteten Ge- 
setzes- Entwurf bis jetzt bei den Ständen nicht eingebracht hat, so 
wird man fast zu der Vermuthung berechtigt seyn, dass dieser Ent- 
wurf den Beifall der Staats -Regierung nicht habe; inzwischen aber 
wird nnläugbar durch die Praxis des K. Geheimen-Rathes der Ressort 
der Gerichte zu Gunsten der Verwaltungsstellen immer mehr beschränkt, 
wie denn z. B. für Streitigkeiten zwischen der Brandt>Versicherungs- 
Anstalt und dem Beschädigten, welche früher vor die Gerichte kamen 
nnd welche auch der Verf. in §. 31. noch denselben zu weist , nach 
einer neueren Ansicht des K. Geheimen-Rathes die Gerichte nicht 
mehr zuständig seyn sollen, und der früher festgehaltene Grundsatz, 
den auch der Verf. in §. 9. des gedachten Entwurfes aufgenommen 
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hat, das» es bei der Beartbeilong der ZnstXodigkeit nicht darauf an« 
kommen kOnne, ob ein Ansprach wirklich gegründet, sondern einzig 
darauf, welche Eigenschaft demselben nach den von de'm Kläger 
angegebenen Merkmalen beizulegen sey, in neuerer Zeit bei Gon- 
flicten nicht mehr beachtet wird. 

Wie wichtig und zeitgemfiss der Entwurf IL, betreffend die Auf- 
hebung der privatrechtlichen Vorrechte des Fiscus sey, ist för sich 
klar. Dass dieser gleichfalls f8r sich bestehende Gesetzes- Entwurf 
bei den Ständen noch nicht eingebracht worden, ist nicht weniger zu 
bedauern, da man mit dem Verf. es für zweckmässig halten muss, 
dass der schon durch die Gesetze von 1825« , so wie durch das Ge- 
setz vom 5* Sept. 1839«, Aber die privatrechtlichen Folgen der Ver- 
brechen und Strafen, im Art. 20. u. 26. betretene Weg weiter fort- 
gesetzt werde, dass namentlich aoch die processualischen Vorrechte 
des Fiscus abzuschaffen, dass insbesondere dem Fiscus, und denen, 
welche Rechte der Minderjährigen haben, auch materielle Rechts- 
Nachtheile anzudrohen seyen. 

Hätte man im J. 1836*» ^'^ man dem. in Jahren schon vorgerück- 
ten Manne die grosse Aufgabe der Bearbeitung einer umfassenden 
Givilprocess- und Gerichtsordnung stellte, demselben noch einen jün- 
geren Gehülfen beigegeben, so hätte Wfirtemberg jetzt ohne Sweifel 
einen zu ständischer Berathung und Bescblussnahme reifen Gesetzes- 
Entwnrf, oder es hätte doch der Verf. die letzte Hand an das Werk 
legen kOnnen. Hiemit ist schon ein Urtbeil über dasselbe ausgespro- 
chen; und Rec. würde auch die Hochachtung, von der er gegen den 
Verf. erfüllt ist, nicht zu verläugnen glauben, wenn er weiter sagte, 
dass der Entwurf, als aus wahren vom Verf. bearbeiteten Gesetzes- 
Paragraphen mit untermischten Motiven, aus Paragraphen des früheren 
Entwurfes mit Zusätzen, zustimmenden oder abweichenden Ansichten 
des Verfassers, aus einzelnen gelehrten und practischen Bemei4an- 
gen und Abhandlungen bestehend, mithin noch nicht in formam artis 
redigirt, sich zu einer Vorlage als Gesetzes-Entwurf noch nicht eigne, 
wenn der Verf. nicht selbst in der Vorrede bemerkte, seine Meinung 
sey ganz und gar nicht, dass seine Entwürfe und Anträge in der Ord- 
nung und in der Form, wie er sie vorlege, zu Gesetzen erhoben wer- 
den sollen; aber dahin sey seine Absicht gegangen, eine tüchtige 
Grundlage zur Berathung und Verabschiedung eines umfassenden 
Process-Gesetzes zu liefern. Diess konnte der Verf. mit allem Grunde 
sagen; diess war bei der Uebernahme der Aufgabe seine Absicht, 
die er, wie Keiner oder wie Wenige im Vaterlande, ausfahren könnt«; 

Digitized by VjOOQ IC 



Rec. von Hm« Director Dr. v. Httfnagel zu Tübingen. 991 

wenn er aber am Schlüsse derselben Vorrede bemerkt hat, dass er 
nichts mehr wünschen könnte, als dass es zulässig seyn möchte, ehe 
irgend ein weiterer Schritt zu einer neuen Gerichts- und Process- 
Ordnung geschehe, den gegenwärtigen Entwurf etwa anf eine Periode 
von ffinf Jahren bei unsern Gerichten in volle Ausübung zu bringen, 
so ist diess wohl nur damit zu erklären, dass er diese Vorrede vor 
dem Schlüsse seiner Arbeit geschrieben hat; denn dass sich seine 
Entwürfe und Anträge vermöge ihrer Form auch nicht zn einem pro- 
visorischen Gesetze eignen, möchte wohl keinem Leser zweifel- 
haft bleiben. 

Der Verf. bemerkt hiezn in einer Note, er könne den Wider- 
willen, welchen sehr geachtete Mitglieder der zweiten Kammer bei 
der Berathung der Straf- Process- Ordnung gegen die provisorische 
Einführung solcher Gesetze zeigten, weder theilen, noch nach so 
anffallenden Erfahrungen, wie die neuere Zeit sie darbiete, sich auch 
nur erklären; und es ist dieser Gegenstand von so allgemeinem 
Interesse, dass hierüber einige Bemerkungen wohl gestattet seyn 
werden» 

Provisorische Gesetze sind nach des Rec. Dafürhalten zu keiner 
Zeit und unter keinen Umständen zn rechtfertigen. Wenn auch jeder 
EinzeilM oder jede grössere oder kleinere Versammlung, welche zur 
Bildung eines Gesetzes mitzuwirken berufen sind, ihrer Fallibilität 
eingedenk seyn sollen, so müssen sie gleichwohl überzeugt seyn, dass 
sie wenigstens in diesem Augenblicke das Wahre und Gerechte als 
Gesetz aufstellen, und sie können auch gegen das Gesetz keinen Ge-» 
horsam erwarten, wenn diese Ueberzeugung ihrem Werke nicht zn 
Grunde liegt; sie können diese Ueberzeugung, die sie selbst nicht 
haben, nicht in denen reprodnciren, welche dem Gesetze gehorchen 
sollen , und dass sie selbst diese Ueberzeugung nicht haben, sprechen 
sie deutlich aus, wenn sie ein Gesetz nur provisorisch, nur auf Probe 
geben. Abgesehen davon, dass Gesetze über die höchsten, wie über 
die geringsten Güter der Menschen iverfiigen und dass diese sich nicht 
zn Experimenten des menschlichen Wrstandes eignen, so kann auch 
wohl der Gesetzgeber auf den Gedanken, mit Gesetzen Versuche an- 
zustellen, gar nicht verfallen, wenn er vom wahren Begriffe und 
Wesen eines Rechtsgesetzes ganz durchdrungen ist. Ist er freilich 
der Ansicht, dass Rechtsgesetze durch Speculation gefunden oder als 
Thatsachen des Lebens in irgend einer Gesellschaft oder einem Volke 
entdeckt und aus demselben herausgehoben und verpflanzt werden 
können, so mag er auch meinen, er könne versuchen nnd beobachten, 
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wie die exoiitcbe Pflanze ib fremdem Shaliclieii Boden gedeihe; hat 
er aber die Ansicht, dasi seine ThXtigkeit keine schdpferbche seyn 
dflrfe, dass sie sieh vielmehr daranf besehrflnke» sn beobachten, wie 
ans der geistigen Bntwicklong des Volkes und ans den Reibungen der 
socialen Verhältnisse die Modalitäten des unwandelbaren Rechtes in 
dem Bewnsstseyn der Verstlndigsten sich gestallen and wie sein Be- 
mf blos der sey, dieses Bewnsstseyn zo fixiren und zor allgemeineB 
Renntniss and Geltung za bringen, so kann der Gedanke an eise 
Probe gar nicht entstehen. Sogar derjenige, welcher von der Rechts^ 
erzengnng eine andere, nur von der äusseren Erscheinung hergenom- 
mene Vorstellung hat, muss eine Probe mit Gesetzen filrchten, wenn 
er an die Folgen denkt, welche entstehen milssen, sobald, zumal nach 
kurzer Zeit, nach einer Zeit von ffinf Jahren, ein Stück aos dem 
Rechtsleben wieder herausgerissen wird, um ein anderes in dasselbe 
einzusetzen, weil er bei allem Glauben an die Passivität der von dem 
Gesetze Beherrschten doch f&hlen muss, welche Menge von Fäden 
des nach Assimilation strebenden Stoffes wieder abgerissen werdea 
roQssen. Der Einsicht oder dem Tacte der Gesetzgebungen ist es 
daher zn verdanken, dass provisorische Gesetze selten mehr vo^ 
kommen. Die neueren Erfahrungen, auf welche der Verf. anspielt, 
sind gar nicht zu längten, aber sie beweisen mehr nicht, als dass 
weder der Absiebt, noch dem Erfolge nach provisorische Gesetze 
gegeben werden sollen ; sie beweisen nur, entweder dass die Gesetzes- 
BntwOrfe nicht reif genug, oder dass die ständischen Rammern Air 
die Berathung nicht thätig oder nicht tOchtig genug waren , oder dass 
ihre Verbesserungs^Vorscbläge nicht genug beachtet worden sind. 

Der Verf. sagt in seiner Vorrede, er gestehe offen, dass er 
nichts Zweckwidrigeres finden könnte, als wenn eine bärgerlicbe 
Process-Ordnung in zahlreichen Versammlungen in derselben Art ge- 
prüft und disculirt wärde, wie diess bei unserem Straf- Gesetzbuche . 
der Fall gewesen sey. Liesse sich bei irgend einem umfassendes 
Gesetzbnche eine artikelweise Berathung und Beschlussnahme einer 
Stände- Versammlung rechtfertig^ii, so wäre es noch bei einem Griminal- 
Strafgesetzbuche und bei einer Criminal- Process-Ordnung, (so fem 
letztere nicht auch eine Anleitung zum Verfahren enthält), da diese 
Gesetze zum öffentlichen Rechte gehören und von deren Bestimmun- 
gen nebst der Grund -Verfassung die bOrgerlicbe Freiheit des Volkes 
abhängig ist; gleichwohl muss man auch in Beziehung auf diese Ge- 
setzbficfaer dem Ausspruche des Verfs. beitreten, der eine Reihe von 
Jahren als ständischer Abgeordneter oder als Regierungs-Commissär 
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zu solchen Berathangen and Beschlussnahmen mitgewirkt oder sie 
als Sachverständiger und Vaterlandsfreund aufmerksam beobachtet 
hat. Aber nocl^viel mehr gilt seine Ansicht bei einer borgerlichen 
Prozessordnung. Der bOrgerliche Process ist das eigentlich Tech- 
nische im bQrgeriicben Rechte, so dass man einer ans Männern von 
der vollendetsten allgemeinen Bildung znsanimengesetzten Stände- 
Versammlang gewiss nicht zn nahe tritt ^ wenn man behauptet, dass 
m der Berathang einer bürgerlichen Process- Ordnung schlechterdings 
nicht föhig sei, oder dass, sofern jede Stände-Versammlung mehr 
oder weniger richterliche Personen und Anwälte in ihrer Mitte zäh- 
len wird, diese die allein be^athenden Mitglieder, alle übrigen aber 
nicht blos gleich Null, sondern oft schlimmer als Nullen seien, indem 
sie blos numerum^ aber oft nicht auf der richtigen Seite machen. 
Daher macht denn auch der Verf. Vorschläge zu einer zweckmässig 
geren Berathang einer bürgerlichen Process-Ordnuug« 

Der erste Vorschlag geht dahin, dass die Regierung zunächst 
nur eine Verabschiedung über die Haoptgrundsätze des neuen Ge- 
setzes einleite; dass sie nebenbei eine Vereinigung darüber herbei- 
führe, dass und unter welchen Modiiicationen der bereits in das 
Einzelne gehende Entwurf, welchem eben jene Hauptgrundsätze ent- 
nommen sind, die Grundlage des neuen Gesetzes werden solle; dass 
dann das ganze Gesetz mit Freiheit neu redigirt und endlich den 
Stände» za dem Zwecke wieder vorgelegt werde, zu prüfen, wie 
fern die AosfQhrung mit den verabschiedeten Grundsätzen überein- 
stimme, wie wohl andere Erinnerungen allerdings auch nach ihrem 
inneren Werthe auf Beachtung Ansprach zu machen hätten. — Dieser 
erste Vorschlag des Verfs. wird bei genauefer Betrachtung als nicht 
annehmlich erscheinen. Theilweise war die Ausführung dieses Ge- 
dankens in Wttrtemberg früher schon versucht worden. Der stän- 
dische Ausschuss, der ausgezeichnete Juristen zu Mitgliedern zählte, 
hatte das eingebrachte Pfand -Prioritäts- und Executions- Gesetz in 
Haupt- und untergeordnete Sätze aufgelöst, um so die Berathung 
und Bescblussnahme den Kammern vorzubereiten und zu erleichtern ; 
die Kammern machten aber keinen Gebrauch davon, um dem Aas- 
schusse keinen Reiz zu Ausdehnung seiner Befugnisse zu geben. 
Man hat demnach in WOrtemberg zwar noch keine Erfahrung, wie 
sieh eine Berathang Ober ein in Hauptsätze aufgelöstes Gesetzbuch 
gestalte, aber doch ist bekannt, wie hartnäckig und schleppend 
Grundsätze in Stände-Versammlungen discotirt werden. Dann soll 
es nach der Ansicht Ats Verfs. an der Berathung und Beschliessung 
Krit.Jalirb.f:D.RW.Jahrg.IX.H.XI. 63 
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der HanptgraodsSize ejrsi nicht genOgei, sondern man soll sich aocli 
Docii darQber vereinbaren, das» und onter welchen Modificationen 
der bereits vorgelegte« in das Einzelne gehq^de Entwurf die 
Grandlage des nenen Gesetzes werden solle; was ist aber gewisser, 
als dass hiedurch alle diejenigen SUndewitglieder, welche sieh den 
Beruf zum Mitsprechen zutrauen, in das ganze Detail d^ schon vor- 
liegenden Gesetzbuches hineingezogen werden? Und nnn Ut die 
Diseussion noch keineswegs zu Ende. Kann auch die Staats^R^gie- 
rung ihre neue freie Redaction noch derselben Stäade-V^rsaffiia- 
lung vorlegen, so kann die Prüfung, ob jeder ontergeardnete SaU 
seinem Haupt -Grundsatze entspreche, eine Diseussion herb^ifllhr««, 
welche mit den andern Erinnerungen, welche auch jetzt noch zur 
Beachtung sollen vorgebracht werden dürfen, einer neuen artik^l- 
weisen Berathung des ganzen Gesetzbuches fast wird gleich get^ 
können. Mit dem ersten Vorschlage wird demnach der Verf. #««iien 
Endzweck nicht erreichen. 

Dagegen muss man sich für den zweiten Vorschlag, dep 4ier 
Verf. in der Note macht, nachdem er den ersten längst niederge- 
schrieben hatte, desto unbedingter erklären, nämlich für 4en Vor- 
schlag, eine umfassende bürgerliche Process-Ordnung nach geh(^riger 
Prüfung im Ganzen anzunehmen, oder im Ganzen zu verwerfeii, ein 
Gedanke, auf den auch den Rec. seine Erfahrungen geführt liabefl 
und über den er sich schon früher geäussert bat. 

Der Verf. sagt in der Vorrede, er habe einen ausführlichen 
Entwurf des altgemeinen Theils vergefunden, welcher zu Anfang des 
zweiten Jahrzehends verfasst worden sei. So viel bekannt, wurde 
der Bearbeitung dieses -Entwurfes vornehmlich die preussische Ge- 
richtsordnung zu Grunde gelegt, was wohl dawale natürliisb war, da 
man ans ihr die Untersuchnngs -Maxime in das IV. Edict vom Jahr 
1818. aufgenommen hatte und damals noch wenige neue Civil-Pro- 
cess- Ordnungen zu benutzen waren. Aber man wird wohl fragen 
dürfen, ob, wenn der Verf. auf jenen Entwurf als die Grundlage sei- 
ner Arbeit nicht ausdrücklich oder durch die Umstände angewiesen 
gewesen wäre, er aus eigenem Antriebe jene Grundlage gewählt 
hätte? Rec. bezweifelt es; es ist ihm viel wahrscheinlicber, daiss, 
wenn er zu der Annahme jener Grundlage keinen änsserii Anlass ge« 
habt hätte, er sich eine Grundlage gewählt haben würde, die Ihm 
näher lag, nämlich das IV. Edict von 1818. über das Verfahren in 
den unteren Instanzen, und die provisorische Verordnung von 1819* 
über das Verfahren in den höheren Instanzen. 
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Der Verf. sagl zirar, es werde, wie er boffe, Billigung verdie- 
nen, dass er das in Wirtemberg Bestebende, so weit es sieb durch 
eine mebr als zwanzigjflbrige Erfahrung bewährt, zu erhallen gesucht 
habe, nnd so dürfe man seinen Entwurf allerdings wenigstens theil- 
weise als einen Versneh zu der schon im Eingange des IV. Edictes 
vom 81* Dee. 1818. verbeissenen weiteren Entwicklung der in die- 
sem Edicte enthaltenen Grundsätze betrachten; allein gewiss würden 
die wfirteabergificlien Richter es dem Verf. verdanken, wenn das 
Gesagte noch in higherem Grade zu rühmen wäre, wenn er jene 
Kinder seines erfahrungsreichen amtlichen Lebens mit grösserer Vor- 
liebe gepJegi und gross gezogen hätte. 

Es ist gegenwärtig noch völlig ungewiss, ob und wie weit und 
in welcher Metamorphose die Entwürfe und Anträge des Verfs. wer- 
dein zum Gesetz erhoben werden; nur so viel ist gewiss, dass sie für 
neu zu schaffende oder fUr die zu verbessernden und zu erweitern- 
den bestehenden Process- Gesetze eine Fundgrube reichen Materials 
sein werden. Wir dürfen daher von diesen Entwürfen und Anträgen 
als solchen wohl einen Angenblick absehen, und fragen, was denn 
dem wUrleabergi sehen Lande hinsichtlich der Givil-Process-Gesetz- 
gebung Noih thue? 

Hält man eine bürgerliche Process-Ordnung nicht für ein Kunst- 
werk, das aus einem Gusse sein oder sich doch als ein feines musi- 
viscbes Gebilde darstellen solle, hat sich vielmehr eine solche Ord- 
nung aus dem in der Ausübung befindlichen Verfahren herauszuent- 
wickeln» so ist derZustand der würtembergischen Process- Gesetzgebung 
ein anderer, als man ihn nach den vorliegenden, so umfassenden Ent- 
würfen und Anträgen zu beurtheilen versucht sein könnte; die An- 
forderungen an dieselbe erscheinen dann viel massiger und viel 
leichter zu befriedigen. Und in der That bedarf es, so scheint es 
dem Ree. , keiner von Grund aus neuen, jeden Schritt des Verfah- 
rens vorschreibenden Gerichtsordnung. Aus dem Speditionsgeschäfte, 
ans welchem bis 1818. die Processleitung im ordentlichen bürgerli- 
chen Processe bei der ersten Instanz bestand, ist durch die Reform 
der Gerichtsverfassung und der Process-Ordnung in den Edicten vom 
J. 1818*» verbunden mit der Novelle von 1822., eine richterliche 
Thätigkeit entstanden, ohne welche bei der vergrösserten politischen 
Aufklärung, bei dem vermehrten Verkehre , bei den in den bürger- 
lichen Einrichtungen vorgegangenen Veränderungen ein völliges Jus- 
titium hätte entstehen müssen ; und diese Veränderung hat neben der 
veränderten Gerichtsverfassung nicht eine ausfQhrliche Process-Ord- 

63* 
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DSBg, soBdera es haben dies die vom ordenllicheD Verfaliren der 
Bezirktgeriehte handelnden 108 Paragraphen des IV. Edictes mit 17 
Paragraphen der Noirelle vom 15« Sept 1822. bewirkt. Sollte dbb 
diese mehr als zfranzijgAhrige Uebung dorch eine ganz neue Proeess- 
Ordnnng wieder verloren gehen, sollte zu diesem luerum cest§ju 
auch noch das dumnum emergens hinzukommen , das mit der Bekanal- 
■lachung eines jeden neuen umfassenden Gesetzbuches ftir die in der 
AosObung des Amtes stehenden Richter verbunden ist, zumal in eioer 
Zeit, wo ihnen ein umfassendes Strafgesetzbuch noch ziemlich bcb 
und eine von dem bisherigen Untersuchungs- Verfahren bedeutend ab- 
weichende, nur auf sechs Jahre angenommene Straf-Process-Ordnang 
noch ganz neu ist? Sollte es insbesondere zweckmässig sein, durch 
eine neue umfassende Civil-Process-Ordnung die Art der TkXtigkeit 
der wflrtembergischen Bezirksrichter wesentlich zu verändern, diese 
Thätigkeit nämlich, welche bei einem blos die GrundzQge des Ver- 
fahrens enthaltenden Processgesetze noth wendig sehr frei sein mnss, 
durch eine ganz ausführliche Process-Ordnung zu beschränken? Sollte 
es der wfirtembergischeB Rechtspflege nicht erspriesslicher sein, statt 
der Abfassung einer von Grund aus neuen und ausführlichen Proeess- 
Ordnung die bestehenden Processgesetze zu verbessern und noth- 
dOrftig zu erweitern, mithin das IV. Edict sammt der ihm derogi- 
renden Novelle neu zu redigiren , an beiden Gesetzen zu verbessera, 
was sich in der Praxis als unzweckmässig herausgestellt hat, und in 
diese neue Redaction die wenigen noch geltenden Bestimmungen des 
ersten Theils des Landrechtes oder anderer Gesetze, so wie solche 
Bestimmungen aufzunehmen, welche entstandene Streitfragen, z. B. 
in der Lehre von den Gerichtsständen, von der Streitgenossenschaft, 
von der Intervention, von der Adcitation, von den Processkosteo, 
entscheiden oder erkannte Lücken ausfüllen ; und auf gleiche Weise 
auch mit der provisorischen Verordnung über das Verfahren in den 
hdheren Inatanzen zu verfahren? 

Dass mehrere Correctionen in den genannten neueren Process- 
geselzen an der Zeit seien, lässt sich nicht in Abrede ziehen*). Ohne 
Zweifel wird eine Revision dieser Processgesetze schon bei ihrer 
Maxime anfangen. Man wird wohl zur Verband lungs-Maxtme zurück- 
kehren, weil die sogenannte Untersuchungs-Maxime consequent nicht 

*) Nachdem den gegenwärtig vergammelten Ständen ein in 16 Paragraphen 
bestehender Entwurf einei Gesetzet, das Verfahren bei den hdheren Civil-Ge- 
riehten betreflfend, rorgelegt worden , bat Rec. in gegenwärtiger Anzeige Erör- 
terungen über diejenigen Materien supprimirt, welche durch diesen Entwurf eine 
Aenderung erleiden sollen. 
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dorchznfHhren ist, da auf der eineii Seite schon der Grundsatz des 
IV. fidictes: der Richter dOrfe von Amts wegen alle Mittel benutzen, 
deren Anwendung die Partei selbst im Wege der Verhandlung vom 
Richter zu begehren berechtigt gewesen wäre, (ein Satz, bei wel- 
chem atfeh der Verf. S. 84. ein Fragezeichen gemacht hat,) auf eine 
Ausdehnung führen würde, die das Gesetz selbst nicht will und von 
der die wQrtembergischen Richter keinen Gebrauch machen , und da 
auf der afidern Seite die im §. 78. dieses Edictes aufgeführten Be- 
schränkungen , womit das unpassend sogenannte „Verfahren von Amts 
wegen'' angenomqien seyn soll, genau betrachtet nichts Anderes sind, 
als Handlungen, welche blos der Strafrichter im inquisitorischen Pro- 
cesse vornehmen darf, oder die selbst dem Strafricbter nicht erlaubt 
sind, and da das Fragereeht des Richters und in zweiter Instanz das 
Recht der Partei, neue Thatsachen und neue Beweise vorzubringen, 
so weit materielles Recht herbeifiihren, als möglich ist, wenn man 
nicht die Parteien als Uiimtfndige bebandeln will, bei denen es sich 
von einem VerfOgungsrechte gar nicht handeln könne, denen man 
vielmehr lediglich von richterlicher Vormundschaft wegen ihr Recht 
zuzutheilen habe. 

Absichtlich ist hier neben dem Fragerechte nicht auch des Er- 
gänzungsreehtes des Richters gedacht worden, denn offenbar 
lässt sich dieses letztere nur in einem Gemische von Verhandlongs- 
und Untersuchungs^Maxime rechtfertigen. Hieven fiberzeugt man 
sieb, wenn man betrachtet, was nach dem Verf. in diesem Rechte 
liegen soll. Der Richter, sagt er §• 163., hat die der Intention des 
Klägers am meisten entsprechende Klage als angestellt zu betrach- 
ten, wenn nicht die von jenem wirklich angestellte ganz bestimmt 
bezeichnet ist. Offenbar soll der Richter hier den der Partei vor- 
theilhaftesten Antrag vermuthen; wozu aber eine Vermuthung, da er 
dem Kläger seine bestimmte Intention abfragen kann und abfragen' 
soll, wie diess Überhaupt eine natürliche allgemeine Regel bei der 
Vemehmnng einer Partei ist. 

Mit dieser Vorschrift fällt im Wesentlichen der Satz zusammen, 
der gleichfalls unter das Ergänzungsrecht gestellt wird, dass das 
richterliche Erkeontniss bei einer richtig angestellten Klage rüQk- 
sichtlich des Umfangs des Klagegesuchs durch bestimmte An^ 
träge nicht bedingt sei; dass es insbesondere, damit nicht neue Pro- 
cesse entstehen, auch auf solche Nebenforderungen erkennen soll, 
welche mit einer besonderen Klage geltend gemacht werden können, 
Z. R. versprochene Zinse. Lässt sich nicht denken, dass der Kläger 
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«btichtlich am BtHigkeitsgrÜDden seinen Aosproch beschrankt habe 
md dast er sie blos ans dem Grunde annehme, weil sie ihm der 
Richter ans eigener Bewegung zugesprochen habe, dass also der 
Richter dem Beklagten zo nahe trete? Erkennt der Richter dem 
KiSger eine grössere Summe, als in der Klage gefordert war, ans 
dem Grunde zu, weil sich ein erbdhter Anspruch im Laufe des Pro- 
cesses ergeben bat, so bedarf es zur Rechtfertigung nicht des Er- 
ginznngsrechtes, da der RiSger mit Recht angenommen* hat, data 
sich dieses von selbst verstehe. 

Theils Qberflassig, theils bedenklich ist der Satz des Verfs. in 
§• i67.: „ausser den Einreden, welche anf die Öffentliche Ordnung 
sich beziehen, können auch diejenigen Rechts-Binreden ergänzt wer«' 
den, welche, ohne vom Beklagten benannt zn seyn, ans den von 
den Partieen (dem Kläger sowohl , als dem Beklagten) angegebenen 

Thatsacben klar hervorgeben namentlich gelte diess auch von 

der Einrede der Verjährung;*' — tiberfltlssig nämlich, so ferne die 
Einrede in Wahrheit bezeichnet und nur mit ihrem gesetzlichen Na- 
men nicht benannt ist; bedenklich aber, so ferne jener Satz gar 
leicht zn einer nicht zu rechtfertigenden Ergänzung führen kann. Es 
kann in den Acten klar vorliegen , dass der Beklagte eine Läsion er- 
litten hat, er kann aber seine guten Grönde gehabt haben, anf die 
eine Verletzung constatirenden Thatsachen seine Vertheidignng nicht 
zu gründen. Nicht unbedenklich ist auch der Satz, den der Verf. 
in §.169.* als einen ziemlich anerkannten hinstellt, dass der Richter 
in Ansehvng der RechtsgrQnde an den Vortrag der Partieen nicht 
gebunden seyn solle. .Gewiss verträgt sich auch dieser Satz nicht 
mit der Vei*handlungs-Maxime, und gewiss ist es richtiger, wenn 
man mit dem baierschen Entwürfe von 189t. annimmt, dass vom 
Gerichte eine andere Recbtsregel, als die von den Partieen aufge- 
stellte, nicht angewendet werden dürfe. Npch viel weniger scheint 
der in §. 169.^ aofgestellte Satz gerechtfertigt werden zn können, 
dass der Richter berechtigt sey, alle in den den Partieen gehörig 
mitgetheilten Acten liegenden faclischen Momente, welche zur 
Unterstützung ihrer Behauptungen dienen, zn berücksich- 
tigen, wenn solche gleich von den Partieen, zn deren Gun- 
sten sie dienen, nicht besonders ausgehoben und geltend 
gemacht, oder andererseits keine besonderen Erklärungen 
hierüber abgegeben worden sind; denn wenn auch dieser Satz 
in dem vom Verf. angeführten Falle zum materiellen Rechte geführt 
hat, (wiewohl er nicht einmal noth wendig gewesen zu seyn scheint 
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da es zwischen der Uoterlassongs-Randfung des Waiseogerichtes und 
dem gegen dasselbe eingeklagten Schaden am Cansalznsammen bange 
gefehlt hat), so kann er in vielen andern Fällen zum Unrecht füh- 
ren, da eine solche von den Advocaten ganz unberührt gelassene, 
von dem Gericht aber gemachte „tiefer greifende scharfsinnige*^ Be- 
merkung auch wobt nur eine vermeintliche seyn und als solche 
hei einer neuen Verhandlung erkannt werden kann. Ueberbaupt 
scheint man ans einer wfllkiibrlichen Mixtur der Verhandlungs- vnd 
Üntersuchungs-Maxime nicht hinauskommen zu können , wenn man 
nicht von dem logischen Begriffe eines Processes .ausgebt. Hat die 
Partie, wie das canonische Recht sagt, nichts als factum et rei vem 
ritatem vorzutragen, hat sie also lediglich den lermintis minor für 
den richterlichen Syllogismus zu liefern, was die Processualisten den 
thatsächlichen oder den nächsten Klagegrund nennen, so sind wir 
schon auf dem Wege zur reinen Untersnchungs-Maxime, wie man 
denn überhaupt wird behaupten dürfen, dass die sogenannte Unter- 
suchungs-Maxime des Civil- Processes (vermöge der dem Richter ge- 
gebenen Vorschrift : simplicüer et pure factum ipsum et rei veritatem 
investigare) eben so, wie der inquisitorische Straf-Process aus 
dem canonischen Rechte stammt, gleichfalls ihre Wurzel daselbst 
habe; dagegen gelangen wir zur reinen Verhandlungs-Maxime, wenn 
man die Partie auch noch den termtnus major (was die Processua- 
listen den Recblsgrund der Klage, den entfernten Klagegrund nennen) 
und die Conclusion, diese als Gesuch, und Beides, so weit als die 
Partie vermöge ihres Verfügungsrechtes will, beibringen lässt. Es 
mag noch zu rechtfertigen sein, dass der Richter ausnahmsweise in 
dem Falle nach dem Rechte erkenne, wo er durch eine Auff'ordemng 
an die Partie, den Rechtsgrundsatz anzugeben,, aufweichen sie ihren 
Anspruch gründe, wegen ihrer Rechts-Unknnde denselben von ihr 
nicht zu erheben vermag, weil man in diesem Falle doch annehmen 
kann, die Partie habe wenigstens stillscbweigend erklärt, sie spreche 
durchaus Alles an, was ihr das Recht zuerkenne, und in so ferne 
habe sie in Wahrheit von ihrer Dispositions-Befugniss Gebranch ge- 
macht. Aber weiter darf man nicht gehen ; man darf dem Richter 
nicht erlauben, den termtnus major und die Conclusion, welche die 
Partie gegeben hat, abzuändern, an deren Stelle andere zu setzen, 
welche er für wichtiger oder vortheilhafter hält. Ist ihm dieses ge- 
stattet, so wird er zugleich zum Anwalte beider Theile gemacht, 
und weil man wohl wird sagen gönnen, dass sich diese drei Personen 
in Einer Person nicht vertragen, so wird man wohl auch sagen müssen, 
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dais ein solcher Richter Dicht mehr Riehter sey. Eine solche Er- 
laoboissy eine solche Maxime lässl darchans keine festen Grundsätze 
mehr zu *). 

Dieses zeigt sich deutlich in einer Beschränkung, die der Verf. 
in seinem Entwürfe einer Bestimmung des IV.'Edictes geben will. 
Nach §. 106* dieses Edictes ist der Richter auf die von den Partieen 
angezeigten Beweismittel nicht beschränkt, ^«vielmehr berechtigt und 
verpflichtet, alle gesetzmässigen Mittel zu Erforschung der Wahrheit 
anzuwenden und die dazu führenden Vorkehrungen unmittelbar oder 
durch Requisition anderer obrigkeitlicher Behörden zu trefi'en. Eben 
deswegen büngt es zwar immer noch von der Willkühr einer Partie 
ab, die einmal angezeigten Beweismittel^ welche noch nicht durch 
reelle Production gemeinschaftlich geworden sind, wieder fallen zu 
lassen. Aber wenn von deren Benützung sich mit Wahrscheinlich- 
keit Aurklärong Ober die streitigen Thatsachen erwarten lässt, und 
wenn der Richter dieselben selbst beizuschaflTen vermag, so hat er 
solche von Amts wegen zu benutzen.^' Dieses geht nun dem Verf. 
des Entwurfes selbst zu weit; diese Bestimmung soll aufgehoben und 
dagegen soll gesagt werden: „besonders wird dem Richter sehr em- 
pfohlen, auch ohne besondere Aufforderung der Partieen, nicht nur 
die in der Verwahrung seiner eigenen Ganzlei befindlichen Acten, 
welche zur Aufklärung der Streit- Verhältnisse des jetzigen Processes 
dienen, einregistriren zu lassen, sondern auch die ihm bekannten 
Acten anderer Gerichts- und Verwalinngs-Stellen, von welchen 
man eine solche Aufklärung sich versprechen kann, durch Requisition 
und Weisung beizuschaffen ; " — („ein Punkt, der dem Verf, so viel 
gilt, als eine ganze noch so zweckmässige Processordnung, welche 
solchen nicht enthält^^). Aber wp ist hier die Consequenz? Ist es 
denn in Beziehung auf die Parliecn ein wesentlicher Unterschied, 
ob er auf Thatsachen Rücksicht nimmt, w;elcfae blos in seiner Privat- 
wissenscbaft beruhen, oder auf Thatsachen , welche ihm sonst irgend 
einmal in einer anderwärtigen amtlichen Function zur Kenntniss ge* 
kommen sind? Ist es ein wesentlicher Unterschied, ob er an 



*) Mit dieier Ansicht harmoiiirt fi'eilicli der Verf. niclit, wenn er in §. 759. 
(Cur das ordentliche schriftliche Verfahren) die Bestimm ong vorschlägt: „die 
Anführung und Entwicklung des Rechtssatzes, unter welchen das Factum ge- 
bracht, und wodurch die Begründung der Klage vollendet werden soll, ist zwar 
an sich nicht wesentlich, es wäre denn, dass die Klage anC fremde Gesetze 
oder ein Gewohnheitsrecht gegründet würde. Doch ist eine gründliche and bun- 
dige Rechtsausfuhmng stets erlaubt^ und den Partieen für manche Fälle zu em- 
pfehlen.*^ 
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allen Orlea and Enden bei äffentlicben Behörden nach Acten fragen 
und sich solche ausfolgen lassen darf, oder ob er bei Privaten nacb 
Urkunden forschen und sie sich vorlegen — und Zeugen, welche 
die Partieen nicht benannt haben, auskundschaften und abhören darf? 
Ist nicht das Eine wie das Andere eine wahre Inquisition , obgleich 
nach dem §. 78* des IV, Edictes der Richter „sich hüten soll, dass 
er nicht auf eine inquisitorische Weise in die Geheimnisse einer 
Partie einzudringen suche* ^? 

Jedenfalls wird man bei der Revision der wttrtembergischen 
Proeessgesetze dahin kommen, fclr die unteren und für die höheren 
Instanzen die ganz gleiche Maxime aufzustellen. 

Dass die Maxime nicht die gleiche sey, ist deullich ausgespro- 
chen in dem §. 10. der provisorischen Verordnung von 181 9.« ^o 
gesagt ist: „die Verbesserung des früheren Vorbringens findet bei 
den höheren Gerichten nur in Gemässheit der bisher geltenden Grund- 
sätze (des gemeinen Processes) Statt; die in §. 126. des Edictes 
(von 1818.) den Partieen für das Verfahren bei den niederen Gerich- 
ten gestaltete Nachsicht kommt daher bei den höheren Gerichten 
nicht auf gleiche Weise in Anwendung;'* während nämlich der an- 
geführte Paragraph des Edictes sagt: es solle nicht nur die Verän- 
derung der Klage nur als eine Verbesserung derselben betrachtet 
werden, sondern es solle auch, so lange die Instruction des Pro- 
cesses dauert, bis zum Verfluss der Beweis-Frist jeder Partie das 
unbedingte Recht zustehen, das, was zu ihrer Rechtsvcriheidigung 
bei den früheren Verhandlungen gehört, was ihr aber dort ans Ver- 
sehen entgangen ist, noch naehzulragen, unter der Verbindlichkeit 
jedoch, dass sie dem Gegner die aus der verspäteten Angabe er- 
wachsenden Schäden und Kosten erstatte — (Sätze, welche aus dem 
preussischen Processe genommen, von diesem aber selbst seit 1833. 
aufgegeben sind). 

Der Grund dieser Verschiedenheit ist der in dem §. 2* gedachter 
Verordnung angeführte: „da bei den höheren Gerichten die Partieen 
sich jederzeit rechtsgelehrter Beistände zu bedienen haben/' Erklärt 
ist allerdings auf diese Weise eine Verschiedenheit der Maxime des 
Verfahrens in der untern und in den höheren Instanzen durch den 
angeführten Grund und dadurch, dass nach dem IV. Edicte die Bei- 
ziehung rechtsgelehrler Beistände bei dem mündlichen Verfahren nicht 
gern gesehen und erschwert war*); dass ein ganz schriftlicher Process 

*) Bine angönstige Reitironinng, die des $.76., dast gegen einen von einem 
Advocaten versänniteir peremtoriichen Termin nicht reitituirt werde, welclie 
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gMt sieht gestattet war, dass nor factiscbe Darstellungen und Eine 
rechtliche, von einem Advocaten verfasste Dedaction beigebracht 
werden honnlen; allein seihst diese Erkllmng fiel dadurch hinweg, 
dass die Beschrinkung des Gebrauchs der Adrocaten durch die No- 
velle von 1822. wieder aufgehoben worden Ist und die Partieen wieder 
vom ganz schriftlichen Processe Gebranch machen könne«; und ge- 
rechtfertigt ist jedenfalls nicht eine solche Verschiedenheit der 
Maxime. Die Partie, welche keinen rechtsgelehrten Anwalt ge- 
braucht, soll gegenflber dem Richter nicht melioris conditionis seyn, 
als diejenige, welche sich mit einem solchen versieht; jene soll nicht 
wie eine Curande, diese aber als eine selbststftndige Person be- 
trachtet werden; denn wenn dieser zum Vorwurf gemacht werden 
wollte, sie habe es sich selbst zuzuschreiben, dass sie einen unge- 
schickten Advocaten gewählt habe, so künnte sie der Staats-Ver- 
waltung vorwerfen, dass sie bei dem Publicum und demnach auch 
bei ihr einen ungeschickten Advocaten accreditirt habe. 

Die Unzulassigkeit einer verschiedenen Maxime in den untern 
und in den höheren Instanzen ist auch von dem Verf. des Entworfes 
anerkannt, indem er in Tbl. II. S. 19.* die Aufhebung dieser Ver- 
schiedenheit als einen Grundsatz seiner EntwOrfe bezeichnet. 

Eine weitere, bei der Revision unserer neuesten Processgesetze 
zu erörternde Frage wird seyn, ob die Beweisdecrele derselben bei- 
zubehalten seyen. In dieser Beziehung verordnen die §§. 103. u. 104. 
des IV. Edicies: „Es wird, mit Ausnahme des in §. 124. erwähnten 
Falles, (eines Beweis-Nachlasses,) kein eigentliches Beweis- Erkennt- 
niss ausgesprochen; dagegen werden beide Theile nun noch bestimmt 
aufgefordert, in einem möglichst kurzen peremtorischen Termin, in 
der Regel von dreissig Tagen, die bisher noch nicht benfilzten Mittel, 
wodurch die Wahrheit ihrer sich widersprechenden Behauptungen, 
in Absicht auf die vom Richter als erheblich ausgezeichneten 
Umstände, an den Tag gebracht werden kann, dem Ober-Amls-Ge- 
richte anzuzeigen und, so weit es von ihnen abhängt, in dessen 
Hände zu bringen. Diese Aufforderung ist jedoch für die End-Entschei- 
dung sogar in der ersten Instanz nicht präjudiciell. Sie wird an beide 
Theile auf gleiche Weise gerichtet; keine Partie wird dabei, als 



üuch in den §. 11. der proviitoriichen Verordnung fibergegangen, ist stehen ge- 
blieben, und die letztere ist durch einen Gemeinbescheid des K. Ober-Tribunals 
vpm 27. Jul. 1825. nur dahin gemildert worden, dass gegen die durch die SchuM 
eines Advocaten versäumte zweite Appellations-Nothfrist die Partie in den vo- 
rigen Stand zu restituiren sei. Auch nach des Verfs. Ansicht in §. 357. ist sie auf- 
zuheben. 
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ob ihr der Beweis vorzugsweise obläge, bezeichnet; sondern dann 
erst, wenn am Ende bei der Beurtheilnng des ganzen Rechtsstreites 
der Beweis solcher ThatmnstXBde, worüber nicht nnr die Auf- 
fordernng an die Partieen ergaogen ist, sondern welche 
auch das Gericht nun als die eigentlich entscheidenden 
erkennt, nichi genOgend erscheint, — dann erst wird eine Unter- 
snchung darüber, welchem Theile dieser Beweis eigentlich obgelegen 
hätte, angestellt, und hierauf wird, ohne ein neues Beweis-Erkennt- 
niss, die End- Entscheidung gegründet.^' 

So richtig di« Einwendung ist, welche man diesem Beweisde- 
crete des IV. Edictes gleich anfänglich gemacht hat, dass, wenn 
man es als für den Richter schwierig betrachte, noch vor geßlhrtem 
Beweise den beweispfiichtigen Theil zu bezeichnen , man viel wemger 
der Partie oder ihrem Anwalte zumuthen solle, zu bcortheilen, wem 
die Beweislast obliege ;~^so lüsst sich doch nicht in Abrede ziehen, 
dass in dieser Eigenthümliehkeit des Beweisdecretes des IV. Edictes, 
dass der beweispflichtige Theil in demselben nicht bezeichnet wird, 
die grösste Inconvenienz noch nicht liege, indem an der Bezeich- 
nung der Richter nicht gehindert ist, so fern jene Stelle so ausge- 
legt wiH, dass sie ihm nicht eigentlich untersagt scy, obgleich man 
begeben mnss, dass die Gerichte von dieser Auslegung äusserst sehen 
Gebrauch machen. Der bedeutendste Nachtheil, den die Eigen- 
thümliehkeit des Beweisdecretes des IV. Edictes mit sich führt, be- 
steht vielmehr darin, dass der Richter nicht gehalten ist, das zu Be- 
weisende so zu fassen, wie es in den Interlocuten des früheren Pro- 
cesses gefasst wurde, dass er sich darauf beschränken darf, von den 
bestrittenen Thatumständen diejenigen, wehche er als mehr oder we- 
niger relevant für die Entscheidung erachtet, auszuheben und einzeln 
zur Beweisführung hinzustellen, ohne sie zu einem eigentlichen Be- 
weissatze, zu dem eigentlichen tAetna probandum zn verarbeiten. 

Diese erlaubte oberfiächliche Würdigung der Relevanz der be- 
strittenen Thatumstände ist dem Verfahren in erster, wie in zweiter 
Instanz nachtheilig, weil hierdurch das Beweisverfahren gar häufig 
eine überflüssige, die Partieen wie den Richter beschwerende Aus- 
dehnung erhält Eine grössere Ausdehnung der Beweisführung liegt 
schon in der Art eines solchen Beweisdecretes, noch mehr in der 
entstandenen Maxime, im Zweifel lieber zu viel, als zu wenig, na- 
mentlich auch solche Thatumstände zum Beweise hinzustellen, deren 
Relevanz auch noch zweifelhaft sey. 

Davon, dass das Beweisverfahren nach dem IV. Edictc nicht auf 
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das Nolbweadige eaicentrirt werde, können in den bezirksgericht- 
iicken Aelen fast ligiicb Beispiele vor, zuweilen aach ganz auffal- 
lende. So worden z. B. in einem Proeesse, in welchem der Ver- 
miether eines Pferdes gegen den Miether den Ersatz dieses gefallenen 
Pferdes einklagte, 44 bestrittene ThatumstSnde in ^ie Uebersicht der 
Streitverhftitnisse und ans dieser in das Beweisdecret aofgcnonraen. 
Allerdings in viel geringerem Maasse wird eine Ausdehnung des 
Beweisverfahrens bei den Kreis-GeriebtshOfen in Folge der bei ihnen 
bestehenden wahren CellegialitSt zu bemerken seyn ; allein denjenigen 
Umfang der Beweisführung, der seinen Grnnd darin hat, dass das 
Gesetz dem Richter so zn sagen eine deinitive, eine abgeschlossene 
Reflexion, die Fassong einer Formel in diesem Stadium des Processes 
noch nicht znr Pflicht macht, moss man selbst bei diesen höberen 
Gerichten wahrnehmen. Dieses Urlheil über die Beweisdecrete des 
wflrtembergischen Processes sollte selbst der Verf. der Entwürfe za- 
geben. Denn die Grundlage des Beweisdecretes ist offenbar die 
Uebersicht der Streitverhfiltnisse. Nun sagt aber der Verf. S. 355.: 
„er müsse zugeben, dass die Entwerfung der Uebersicht über 
die Streitverhältnisse weit nicht das geleistet, was er sich da- 
von versprochen habe.^^ Er setzt zwar hinzu: „diess sey ganz ge- 
wiss nur durch die Schuld der Gerichte und der Partieeo oder vielmehr 
ihrer Anwälte eingetreten; denn jene haben häufig die Acten nur ab- 
geschrieben, ohne ein Ergebniss zu ziehen, oder w<>hl gar einen 
ungenauen Auszug nur flüchtig entworfen, und diese haben nicht 
selten die mangelhaftesten, unvollständigsten Uebersicbten ohne alle 
Bemerkung anerkannt; was bei den höheren Gerichten hauptsächlich 
Folge der Trennung der Procuratur von der Schriftverfassong ge- 
wesen sey.^^ Ganz richtig; aber so wird es mehr oder weniger immer 
seyn, weil dieselben Ursachen fortwirken, weil es den Gerichten und 
den Anwälten an hinlänglich starken Motiven fehlt, sich anders za 
benehmen, indem das Gesetz ihnen sagt, dass die auf den Grund der 
Uebersicht der Streitverhältnisse geschehene Aufforderung zum Be- 
weise für die End-Eotscheidung sogar in der ersten Instanz nicht 
präjudiciell sey, dass sogar nach der Beweisausführung neuer Beweis 
noch gefordert, angeboten, auferlegt und eingezogen werden könne. 
Zwar macht der Verf. in §. 834. den Vorschlag, da., wo öffentliche 
Rechtsanwälte den Partieen beistanden, oder die Partieen selbst 
Rechtsgelebrte sind und den Vorschriften über die Uebersicht der 
Streitverhältnisse Genüge geleistet werde, die ausdrückliche oder 
stillschweigende Anerkennung der Uebersicht nicht blos, wie die 
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Novelle von 1822« §• 20. beslimroe, als AnerkeoiMiiig eines Acten- 
AaszugSf toDdern als Anerkennung des Dargestellten selbst 
wirken zu lassen, so dass es nur unter den Bestimmungen über Be- 
rtcbtignng von Irrthfimem widerrufen werden könne; allein abge- 
sehen davon, dass, wie schon oben bemerkt worden, es sich nicht 
rechtfertigen lässt, eine Partie nach dem gemachten Unterschiede 
bald als eine selbststflndige, bald als eine nieht selbstständige zu be- 
bandeln, scheint es nicht gerechtfertigt zu seyn und zu weiteren 
Verwicklungen zu fahren, wenn hier der Partie ein verbindliches 
Urtheil über die Relevanz der Tbatumslände, mithin das angesounen 
wird, was dem Richter obliegt*). 

Dieses auf der Uebersicht der Streitverhflitnisse beruhende Be- 
weisdecret des IV. Edictes und der provisorischen Verordnung will 
nun der Verf. der Entwürfe iu den §§. 631* u. 887., zum gemeii^en 
Processe zurückkehrend, dahin abgeändert wissen, dass bei jedem 
zum Beweise ausgesetzten Punkte die Beweispflichtigkeit jeder Partie 
bestimmt bezeichnet werde, und dieses wäre allerdings eine Verbes- 
serung; allein, wie schon bemerkt, nicht die wichtigste, oder nicht 
eine zureichende. Näher tritt der' Verf. der Entwürfe der Quelle 
Ae% bemerkten Uebelstandes, wenn er im §. 887. sagt: „das Beweis- 
Erkenntniss nass enthalten 1) eine genaue Bezeichnung der Beweis- 
sätze, d.h. der Hauptthatfragen, worüber Beweis überhaupt oder 
weiterer Beweis erwartet wird, je mit Ausscheidung jedes Anspruchs, 
auf welchen sich die Beweissätze beziehen. Dabei . ist es zweck- 
mässig, wiewohl nicht nothwendig, die Aufmerksamkeit der Partieen 
abf die einzelnen streitigen Umstände, welche zu Unterstützung ihrer 
Behanptongen vorgebracht wurden, so ferne sie als erbeblich er- 
scheinen, in der Unterordnung unter jede Hauptthatfrage zu richten.^' 
Hierin, namentlich ivt dem Zwischensatze: ,ge mit Ausscheidung je- 
des Anspruchs, auf welchen sich di^ Beweissätze beziehen ,^^ liegt 
zum Mindesten eine Andeutung, dass die Sätze des Beweisdecretes 



*) Eine richtigere Ansicht über die Uebenicht der Streitverhältnitse liegt 
nach dei Rec. Dafürhalten schon dem Art. 6. dei oben erwähnten bei der wärtem- 
bergiichen Stande -Veriammlung eingebrachten Gesetz-Entwnrfea zu Grunde, 
wenn derielbe lagt, „eine besondere Verhandlung zum Behuf der Festttelluig 
einer Uebenicht der Streit verhältniise kann da, wo schon aus anderem Anlaise 
im Laufe des Rechtsstreites eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, künf- 
tig orogangen watien." Ehe der Richter auf Beweis erkennt, muss er allerdings 
einen itatum rausae et controversiae formiren; diese Formation muss stets in 
•einer Reflexion vor sich gehen, mag er sie su Papier bringen oder nicht; aber es 
ist dieses lediglich ein Geschäft des Richters, bei dem ihm die Partieen nicht hel- 
fen können und nicht helfen sollen. Was sie hiezu beitragen kdnnen und sollen, 
mfif f en sie bereits in ihren Schrifts&tsen gethan haben. 



Digitized by VjOOQ IC 



1M6 B^Ikjf, BBlwirfe sa e.Gr.-Gar. u. Proxessi«d. f. Wörttemb. 

sieht eis losat, ■•!«* siA nitki gehörig verikvnienes i»d getiaeUs 
Aggregat von ThaUunstäadba teya Mrfea; allein die völlige Verar- 
beitoBg z« eiaea wahre« ikema probandmm, zo dem Auaspradke, 
was all Gnmd der Klage, eder als Einrede, «der eigealliche Bepiik^ 
eder etgeotliche Dvplik erwiesen werde« misae, ist doch aneh hier 
nicht gefordert. Dagegen mata man mii dem, weaiit der Verf. der 
Entwürfe aneh die fernere Nicht^Appellahililät der Beweis-Erkennt- 
nisse ia §. 890.^ hegrOndet, wohl völlig einverstanden seyn. 

Aneh noch einzelne Bestimninngen in dem Verfahren der unteren 
Instanz scheinen bei einer neuen Redaction des Gesetzes eine Wieder- 
holte Erlluterung zu verdienen. 

Nach dem gemeinen Processe wird es bekanntlich als Vorschrift, 
oder wenigstens als Gaotel angenommen, dass mit den processhin- 
dernden Einreden des geendigten Rechtsstreites eine Einlassang anf 
die Klage eventuell verbanden werde. Das wartembergische Edict 
glaubte hier eine Abkürzung des Verfahrens anordnen zu fcönoen. 
Es sagt im §. 93.: 

„Die Anführung von zeritörenden Einreden befreit den Beklagten nicht tob 
der Verbindlichkeit, Ober die Thatumstände der Klage tich zu erklären. Je* 
doch, wenn er sich darauf beruft, 'dast der jetzt erhobene Recbtastreit 
■cboa früher durch Vergteich, Verzicht oder r«chUkräftftg«n richterljeiiefi 
Autsprueh beigelegt worden sey, lo kann er, ohne licb zugleich eren- 
fuell Ober die Klage zu erklären , verlangen, data zunächit allein Ober diese 
Einwendungen dei geendigten Aechtsitreitci gehandelt und hier- 
über erkannt werde. In wie fern nun durch dietea Erkenntniss der Be- 
klagte von der Einlassung auf die Klage entbunden wird, hatsolcheS) «I« 
den Recktsstreit been^gend, die Natur einer wahren End-Ejitschei- 
iung. Inwiefern aber dem Reklai^ten die Einlassung auf die Klage auf- 
erlegt wird, so hat es nur die Eigenschaften eines den Processgang lei- 
tenden Decretes; und selbst, wenn dadurch die vorgebrachten Fänreden 
gänzlich verworfen würden, kann dagegen nach den näheren Bestim- 
mungen der §§. 150. u. 157. erst nach Aussprechung der End-Kntsckeiditng 
ein eigentliches Reebtsmittel ergriffen werden.** 

Dieser Paragraph führt nach der Erfahrung in den höheren Instanzen 
Inconvenienzen mit sich, die man wohl nicht vorausgesehen hat. 
Wird gegen ein Erkenntniss des Unterrichters, das wegen einer Ein- 
rede des geendigten Rechtsstreites von der Einlassang auf die Klage 
entbanden het, appellirt nn^ der Appellations-Richter hat die gleiche 
Ansicht, so wird die Absicht des Gesetzes allerdings erreicht, der 
Process wird durch die weggefallene Einlassung auf die Klage und 
die weggefallene weitere Verhandlung hier&ber abgekürzt. Hat aber 
der AppellatioDS-Richter über die vorgebraehte Einrede des geen- 
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iigten Reclitsstrettes eine andere Ansieht ^ so entfitehen Cnzoträg- 
lichkeiten und der Process zieht sieb mehr in die Länge, als wenn 
der Beklagte sich eventuell hfltte einlassen müssen. Der Beklagte 
soll in Beziehung auf 4ie Vertheidigung gegen den Ktagegrond keine 
Instanz veriieren; die provisorische Verordnung bestimmt daher in 
§. 20m dassy wenn in k<(herer Instanz die vom vorigen Richter för 
zulässig erkannte Einrede des geendigten Rechtsstreite^ verworfen 
werde, mitbin nun erst eine Verbandlang in der Hauptsache einge- 
leitet werden nösse, diese in der unteren Instanz vorzunehmen sey. 
Die Verfügung, durch welche der AppeUalions-Ricbter eine Ver* 
handiung in der Hauptsache vor dem Ilnterrichter anordnet, ist an 
und für sich ein processleitendes Decret; diesem Decrete steht aber 
nach dem §. 93. des IV. Edictes ein die Natur einer wahren End- 
Entscheidung habendes Erkenntniss entgegen, das nicht bestehen 
bleiben kann. Es scheint daher zweckmässiger zu seyn, im Sinne 
der Reichsabscbiede stets, wenigstens eine eventuelle Einlassong zu 
verlangen , demnach auch in diesem Punkte von der Eventual-Maxime 
niebt, wie im IV. Edicte geschehen, abzugehen. Selbst der Verf. 
der Entwürfe beschränkt hier die Befreiung von der Einlassung so 
sehr, dass von ihr gar wenig mehr übrig bleibt, und dass, wie in 
solchen Fällen immer, das Gegentkeil von der beabsichtigten Ver- 
einfachung erfolgt. Er sagt nämlieh in §. 626., die Einlassang auf 
die Klage künne bei den Einreden des durch Vergleich, durch Ver- 
zicht oder durch rechtskräftiges Erkenntniss beendigten Rechts- 
streites nur dann unterbleiben, wenn die Beziehung dieser Einreden 
auf den in Frage stehenden Rechtsstreit ausser allen Zweifel gesetzt, 
wenn ferner die Einreden selbst schleunig erwiesen werden kennen, 
und wenn mit solchen diese Beweise vorgelegt, beziehungsweise 
angezeigt werden. Im §. 627.a empfiehlt er dem Richter, die Ein- 
lassung auf die Klage, •sey es nach Vernehmung des Kjägers oder 
ohne dieselbe, vom Beklagten schon dann zu fordern, wenn Zweifel 
darüber entstehen, ob der Richter die Ansicht, dass sie processhindernd, 
odar völlig in^s Klare gebracht seyen, theile; und in §• 627.^ mahnt 
er neeb die Beklagten von dem Gebrauche dieser Befreiung ab; er 
nagt: ^»flbrigens werden die Beklagten, besonders in' Fällen, in 
welchen sie sich von der Einlassung auf die Klage oder von den 
ihu^n etwa sonst zustehenden, nicht processhindemden peremtori-^ 
sehen Einreden die Erreichung ihres Zweckes noch schneller, sj« 
ekerer und entscheidender versprechen können, als von den ehe» 
beseickaeteB Einreden ^ sehr wohl daran thon, wenn sie von selbst 
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die EinUssang und ihre flibrigen peremloriscben Einreden damit ver- 
binden/* 

Ferner scbeint bei einer oeaen Redaction des Gesetzes f&r das 
Verfabren in der unteren Instanz die unbedingte AbsebafTang des 
Gefübrde- Eides nocbmals erwogen werden zu dürfen , obgleich der 
Verf. in §• 1237. sieh bierfiber ganz bestimmt dahin ausspricht: „der 
Eid fttr Gefährde bleibt nach §. 116. des IV. Edictes fttr immer auf- 
gehoben. Statt demselben genügt in den in diesem Gesetze bemerkten 
Fallen die innere Wahrscheinlichkeit einer Angabe.** Der §. 116. 
des IV. Edictes bestimmt: „der Eid fOr Gefährde soll nicht nar 
in Beziehung auf den Antrag von Haupteiden, sondern bei dem ^iiW» 
zen Verfabren der Ober- Amts- Gerichte aufgehoben seyn; eben so, 
wie die schon bisher ausser Uebung gekommenen Positioual-Artikel 
mit dem juramento dandorum et respondendorum. In denjenigen 
Fällen, in welchen bisher die Zulassung neuen Vorbringens, z. B. nen 
entdeckter Einwendungen gegen die Personen der Zeugen (Lan^lrecht 
Tb. 1. TiL47.); neuer, vorher uubekannter Beweis-Mittel nach Er- 
öffnung der Zeugen-Aussagen, oder nach dem Verfluss des Beweis- 
Termins oder nach völlig beendigfer Instruction (Laudrecht Tb. J. 
Tit. 49., 50.); oder der Widerrufeines Eides-Antrags wejgen solcher 
Entdeckungen, — durch einen besonderen Eid fQr Gefährde bedingt 
war, soll kQnftJg die innere Wahrscheinlichkeit der Angabe der Partie, 
dass ihr diese Vertheidigungs-Miltel bisher unbekannt gewesen seyen, 
fQr hinreichend gehalten werden.*^ Es ist keine Frage, dass mit dem 
juramentum calumniae nach dem gemeinen Processe Missbrauch ge- 
trieben wurde und dass im Allgemeinen die Bestimmung des IV. Edictes 
zweckmässig ist; dagegen dürfte sich doch fragen, ob es der Ge- 
rechtigkeit entspreche, dass auch bei der Eides-Delation die Forde- 
rung des Gefährde-Eides unter allen Umständen unzulässig seyn 
solle? Da die wUrtembeTrgischen Gerichte #qch die nach gemeinem 
Hechte richtige Ansicht festhalten, dass eine vorgängige Bescheini- 
gung der Thatsachen, Ober welche der Eid deferirt wird, nicht er- 
forderlich sey, so hat sich bald nach dem IV. Edicte, das den Ge- 
föhrde-Eid abgeschafft hat, die Thesis gebildet, ein Eides-Antrag sey 
nicht nur alsdann . wenn das Beweis-Thema als bereits erwiesen vor« 
liegt 9 sondern auch in dem Falle zu verwerfen, wenn es den Be- 
hauptungen des Deferenten, worauf der Eide^Antrag beruht, iso sehr 
an innerer Wahrscheinlichkeit fehlt, dass derselbe als chikanös er- 
scheint. (Sarwey, MonaUchrift Bd. I. S. 304. Bd. IV. S. 153. ff. 467. ff.) 
Dieselbe Ansicht hat der Verf. auch in seinen Entwurf aufgenommen, 
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wenn es daselbst §• 1118. beisst: „der Eides<Antrag soll nicht zur 
Chikane missbraoeht werden« Wenn daher der Deferent seinen An- 
spruch nicht nur auf keine Weise bescheinigt hat, sondern solcher 
sogar als ganz unwahrscheinlich sich darsteilt, so kann der Antrag, 
wenn der Gegner sich denselben nicht freiwillig gefallen lässt, nach 
richterKchem Ermessen und sorgfältiger Erwägung aller Umstände 
von Gerichts wegen verworfen werden.^' Allein mit diesem Satze 
scheint der Gerechtigkeit noch nicht volle Genüge zu geschehen. 
Der Satz, dass die Eides- Delation nicht chifcanös seyn dürfe, und 
dass sie chikanös sey, wenn erhebliehe Gründe gegen die Annahme 
der Richtigkeit derThatsachen, welche durch den Eid bewiesen wer- 
den sollen, vorliegen, kann dem Rechte des Deferenten sehr oft zu 
nahe treten; denn es ist ganz richtig, was Westphal in seinen 
Rechtsgutachten erinnert» dass dasjenige, was auch an sich unwahr- 
scheinlich ist, dennoch wahr seyn kann, es muss* also eine Partie 
aueh zum Beweise einer unwahrscheinlichen Behauptung zugelassen 
werden, wenn wir nicht endlich so weit kommen wollen » zu be- 
haupten: es müsse jede Partie, gegen welche ein Rechtsanspruch 
formirt wird, berechtigt seyn, zu erklären, dass sie den Beweis des 
angesprochenen Rechtes durch die übrigen Beweismittel ausser der 
Eides-Delalion erwarten dürfe, und einen angetragenen Eid als einen 
Vergleichs- Vorschlag wohl annehmen könne, aber nie ihn annehmen 
müsse, eine Ansicht, mit welcher noch zur Zeit die bürgerliche 
Rechtspflege nicht bestehen kann. Auf der andern Seite kann auch 
dem Delaten Unrecht geschehen, wenn er blos darum, weil er den 
Anspruch des Deferenten nicht unwahrscheinlich zu machen vermag, 
die Eides -Delation schlechthin anzunehmen, verpflichtet seyn soll, 
da es keine unbillige Forderung des Delaten zu seyn scheint, dass 
der Deferent ihn auf eine glaubwürdige Weise versichere, dass er 
in der Ueberzeugung seipes Rechtes zu dem Beweis-Mittel der Eides- 
Delation greife, ein Gefährde -Eid, der mit einem wahren Schieds- 
Eide, und umgekehrt, nicht unvereinbar ist, und da es ferner ganz 
richtig ist, wie in der angefahrten Monatschrifl bemerkt wird, dass 
man häufig Eideszuschiebungen dazu benützt sehen muss, von der 
scmpulosen Gegenpartie Nachgiebigkeit zu erzwingen und Nachlässe 
an der unbequemen Schuldigkeit im Wege des Vergleiches zu be- 
wirken. Nach allem Diesem erscheint es gewiss einer wiederholten 
Erörterung werth , ob bei der Eides-Delation ganz unbedingt der Eid 
für Gefährde aufgehoben bleiben tolle. 

Was schon oben bemerkt worden ist, dass das wenige ans 
Krit. Jahrb. f. D. II.W. Jahrg. IX. H. XI. 64 
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itteren Gesetzen, namentlich aus dem Landrechte nnd aus der Hof- 
gerichts -Ordnoog noch Geltende bei einer neuen Redaction der be- 
stehenden Process- Gesetze in dieselbe aufgenommen werden jsollte, 
gilt iasbesondere bei den Rechts-Mitteln, die in diesen Umrissen alhca 
karz abgehandelt sind« Es gilt insbesondere bei diesem wichtigem 
Abschnitte der Ph>cess-Ordnnng auch die Vorstellung, welche fiber- 
haupt dem Wunsche des Rec. nach einer Revision der bestehenden 
Process-Gesetze zu Grunde liegt , nSmIich die Vorstellung, dass die 
bestehenden Process-Gesetze f&r die neue Redaction ein Fachwerk 
bilden, das einmal die nach der zwanzigjährigen Erfahrung erforder- 
lichen Verbesserungen nnd dann diejenigen ZusXtze aus den übrigen 
noch in Ausfibung befindlichen alteren Gesetzen und aus der Praxis 
aufnimmt, welche der strenge Begriff des Gesetzes erfordert, unter- 
schieden von der Instruction und dem Lebr-Buche. Wird dieser Be- 
griff festgehalten, so muss jede bürgerliche Process-Ordnung von ge- 
ringem Umfange seyn, so müssen wenigstens die beiden wflrtember- 
gischen Process-Gesetze filr die Ober-Amts -Gerichte und fOr die 
Gerichtshöfe von geringem Umfange seyn können, nachdem durd 
eine mehr als zwanzigjährige Rechtspflege der Beweis geführt worden 
ist, dass mit blossen Umrissen, dergleichen das IV. Edict und die 
provisorische Verordnung sind, ausgefüllt durch die Richter mit ihrer 
Repntniss der allgemeinen Process-Grundsätze und der noch aus den 
alteren Gesetzen geltenden Bestimmungen und mit ihrer Kenntniss 
der durch die Praxis entwickelten Satze, das bQrgerliche Recht ver- 
waltet werden könne. Zum Beweise, wie ausführliche Process-Ord- 
nungen Satze enthalten können, welche nicht in ein Process-Gesetz, 
sondern nur in einen Gommentar, oder in ein Lehr- oder Handbuch 
oder kaum dahin gehören % will Rec. aus den vorliegenden Entwürfen 
nur einig« Paragraphen herausgreifen: 

(§. 138. u. 139.) „Was der Richter iunerhalb der Grenzen seines Amtes und 
Mit Beobaditung der gesetzlichen Form unternimmt, hat offentlicben Glanl»en 
nnd volle Beweiskraft. Dagegen ist der Richter verbünden, die Gerechtigkeit 
mit voller Unparteilichkeit ohne Verzögerung als Diener der bestehenden Gesetze 
Jedem zu gewähren, *^ 



*) Dem Verf. der Entwürfe ist dieses bei Einer Stelle, bei der nähereu Be- 
stimmung über die Grösse der Process-Kosten nicht entgangen; er sagt: „dieses 
Detail könne vielleicht in einer Process-Ordnung entbehrt werden , aber da nidit 
anzunehmen sey, dass neben derselben eine besondere Instruction ertheilt werde, 
so habe er dasselbe aus dem früheren Entwürfe hier aufgenommen , weil es aller- 
dings zur .Belehrung der Gerichte d4cnea könne.*' Allein eben dieser Grund ist 
nicht anzuerkennen. Die Gesetze sollen und können nicht Alles enthalten» was 
die Richter zu wissen brauchen. 
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(§. 146.) „Noch wird tämmtlicben G«ri^hii*Mitgliedern Mhr empfohlen, 
dais sie die Wärde ihrei Amtei nie vergeiien, und lich auch bei e|nem nicht lu 
rechtfertigenden Benehmen der Partieen oder dritter Personen nie zu leiden- 
schaftlichen Ausbrüchen hinreissen lassen.*' 

(§. 23T.) y)Jedc Partie muss sich zur Sacke legitiroiren. Dies gilt auch von 
denjenigen, welche sich an die zuerst auftretenden Partieen anschliessen , oder 
erst spater mit denselben vereinigen.'* (§. 238.) „Der Kläger bat die Thatum- 
Stande anzuführen und zu beweisen, aus denen hervorgeht, dass er es ist, wel- 
chem die erhobene Klage zusteht, und dass der Beklagte es ist, gegen welchen 
sie ihm zusteht.** (§. 239.) „Eben so hat der Beklagte die Thatumstande anzu» 
fuhren und zu beweisen, aus welchen hervorgeht, dass er es ist, dem die ge- 
brauchte Einrede zusteht, und dass der jetzige Klager es ist, gegen den sie ihm 
zusteht.** (§. 240.a) „Gleiches gilt von den eigentlichen Repliken, Dopliken 
und den ferneren in selbstitändigen Behauptungen bestehenden Angriffs- oder 
Vertheidigungs-Mitteln.** (§. 240. b) „Wird jedoch vom Betheiligten eine A^er- 
änderung in der Art behauptet, dass ein Recht des Klägers, oder eine Verbind- 
lichkeit des Beklagten auf einen Dritten übergegangen sey, so liegt es ihm ob, 
diess zu erweisen.** (§. 241.) „Wie ferne Jemand die in der Person eines An- 
dern entstandenen Rechte geltend machen könne, oder wie ferne Verbindlich- 
keiten des Einen auf einen Andern übergehen, ist nach den Civil-Gesetzen zu be-> 
urtheilen.** 

(§.333.) „Eine ausdrückliche Einräumung der Substitotioiis- Gewalt ist 
vorhanden, nicht nur, wenn die Vollmacht dem Sachwalter mit bestimmten 
Worten die Befugniss ertheilt, einen After- Anwalt zu ernennen, sondern auch, 
wenn darin überhaupt, obschon etwa im Vorbeigehen, des Sachwalters oder 
seines After-Anwalts Erwähnung geschieht. Wird sich des Ausdrucks „After- 
Anwälte** bedient, so tritt die Vermuthong ein, dass der Gewaltgeber auch die 
Bestellung eines substituirten After-Anwalts gestattet habe.'^ (§. 934.) „Wenn 
nicht unzweideutig die Uebertragung der Sache an einen Andern ganz in das Be- 
lleben des ersten Anwalts gestellt wird, so ist anzunehmen, dass dieser nicht 
willkührlieh der Selbstbesorgung sich entschlagen dürfe, vielmehr nur im Falle 
eigener, dem Gerichte nachzuweisender Verhinderung zur Substitution zu 
schreiten befugt sey. Hievon sind jedoch solche gerichtliche Handlungen aus- 
genommen, welche die materielle Rechtsvertheidigung nicht betreffen.*' ($.335.) 
„Die Bevollmächtigung eines After-.inwalts geschieht auf eben dieselbe Weise, 
wie die eines Uauptbevollraächtigten. Auch werden bei jenem die gleichen ge- 
setzlichen Eigenschaften, wie bei diesem, vorausgesetzt. Wenn die Art der 
Ernennung des Ilaupt«Sachwalters nicht zu Recht besteht, oder demselben die 
gesetzlich erforderlichen persönlichen Eigenschaften fehlen, so ist i^ch die von 
demselben geschehene Bestellung des After- Anwalts unwirksam, es mag solche 
an sich betrachtet als unmangelhaft erscheinen oder nicht.** (§. 336.) „Der 
Haupt-Anwalt kann auf den Affer-Anwalt nicht mehr Gewalt übertragen, als ihm 
selbst eingeräumt worden. Der After-Anwalt ist daher zu Handlungen, wozu 
ein besonderer Auftri^ erfordert wird , nur unter der Voraussetzung befugt, dass 
der Haupt-Anwalt zu denselben ermächtigt sey, ihm die Substitutions-Gewalt 
unbeschränkt zustehe, und er den Substituten nach den näheren RestinimuNgen 
der §§. 326. ff. zur Vornahme solcher Handlungen legitimirt, oder seine eigenen 
Befugnisse nach derefi ganzem Umfange ausdrücklich, wenn gleich nur im AU- 

64* 



Digitized by VjOOQ IC 



101^2 BoBegj Entwürfe za e. Qv.-Ger. o. Prozessor^, f. Würilemb. 

gCMeiM«, Mf ilw ibeHnifea liAbe.« (f. SIT.) „Der Afler-Berollnäclitigte, 
welclMT fai Folg« der dem ersten BeroUniicIitigteB ertheilten Berechtigong Fon 
dien» beittUt wrdea Ut, tritt gegea die Partie in ein eben so unmittelbares 
RecbtsverlüUtniss ein , wie wenn er von dieser selbst bestellt worden wäre/' 

(^ 54#.). »Die geriebtliehen Ladungen derPartieen können einen doppelten 
Zweelr liaben, nimlicli, dass dieselben entweder an einer bestironiien Tagfahrt 
Tor Gericht erscheinen, oder dass sie innerhalb einer bestimmten Frist 
eine gewisse Handlang Fornehmen. In jenem Falle werden entweder die Par- 
tieen selbst sn einer solchen Handlung , welche sie For Gericht auszuführen 
haben, aufgefordert (arctatorisifhe Ladung), oder sie werden von einem beab- 
sichtigten Vorgang blos in Kenntniss gesetzt, um demselben anzuwohnen nud 
ihre Rechte dabei wahren zu können (monitorische Ladung). Die Ladung an 
eine Partie kann arctatorisch seyn, wahrend die an die andere Partie nur moni- 
torisch Ut.(* 

(§. 914.) „Wer den Beweis durch Urkunden CShren will, moss entweder 
schon im Besitze derselben sich befinden, oder sich solchen zu verschaffen Sa- 
chen. Namentlich hat der Kläger diess in der Regel , schon vor dem Beginnen 
des Processes, wenigstens so weit zu thun, als die Urkunden in den Händen 
Dritter, nicht des Beklagten selbst, sich befinden und zur Begründung der 
Klage selbst gehören.** 

(§. 1905.*) ,)Die Erfordernisse der Appellation sind, dass 1) ein der Rechts- 
kraft fähiges Erkenntniss ausgesprochen, 2) dass der Appellant zur Ergreifung die- 
•es Rechtsmittels befugt sey, 3) ein appellabler Gegenstand; endlich 4) gehört 
beziehungsweise zur Gültigkeit und zur vollkommenen Wirksamkeit der Appel- 
latlöB, dass die .\ppeIlations-Fristen gewahrt seyen. An diesen im öffentlichen 
Interesse aafjgestellten Erfordernissen kann durch die Uebereinkunft der Partieen 
Nichts verändert werden/* *) 

lieber die Revision des Gesetzes Ober das Verfahren in den höheren 
Instanzen, nftniich der schon oft angefahrten provisorischen Verord- 
nung von 1819. will sich Rec. nur noch wenige Worte erlauben, da 
zwei Hauptfragen, nämlich die Frage: oh der Satz, „das Verfahren 
bei den höheren Gerichtshöfen bleibt auch fernerhin mit den unter 
§. 8. enthaltenen Modificationen (mflndliche Verhandlung ttber die lieber- 
sieht der Streilverhaltnisse und Vergleichs- Versuch) rein schrift- 
lich;*^ und dann die Frage: ob die seitherigen Appellations-Pristen, 
15 Tage für die Einlegung und 90 Tage f&r die Einführung der 
Appellation I beibehalten werden sollen? — in dem schon erwühnteo^ 



*) Zum Conventional-Process (der eine gans unbedeutende Literatur hat, 
und nach des Rec. Dafürhalten in der Doctrin und Praxis vernachlässigt und viel 
zu sehr beschrankt ist) gehdrt wohl die vom Verf. in §. 179. vorgeschlagene neue 
Bestimmung, dass in Sachen, wo die Partieen Schiedsrichter bestellen dürfen, 
es ihnen auch erlaubt seyn soll, Richter der Thatsachen zu ernennen, wenn von 
den ordentlichen Gerichten auf Beweis oder auf eine Beweiserhebung erkannt 
worden ist. Als Richter der Thatsachen können nach §. 119. auch Frauens- 
personen erwählt werden. 
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bei den gegenwärtig versammelten Ständen eingebrachten Gesetzes- 
Entwurfe behandelt sind. 

In Beziehung auf die geringfügigen Sachen der Exemlen I. Glasse, 
welche ihren Gerichtsstand bei den Kreis -Gerichtshöfen haben, ist 
nur das noch zu bemerken, dass, wenn hier von dem Grundsatze des 
§. 1. der gedachten K. Verordnung eine Ausnahme gemacht wird, 
wenn nämlich bei diesen Processsachen 1. Instanz von einem Betrage 
von — 50 fl. nnd ds^runter die Schriftlichkeit schlechthin ausgeschlossen 
und nur durchaus mündliches Verfahren zugelassen wird, hiedurch 
der Beschwerde derjenigen, welche sich in der Nothwendigkeit be- 
findeji, eine geringfügige Klage gegen einen Exemten I. Glasse zu 
erheben, noch nicht gänzlich abgeholfen werde. Es wäre fast immer 
noch einer Verweigerung des Rechtes gleich, wenn ein Dienstbote, 
ein Handwerker, um einige wenige Gulden gegen einen Exemten 
I. Glasse einzuklagi^n, von seinem von dem Sitze des Gerichtshofes 
entfernten Wohnsitze zur mündlichen Verhandlung vor dem Gerichts- 
hofe erscheinen oder im Falle der Verhinderung bei demselben einen 
Bevollmächtigten aufstellen müsste. Es fordert daher die Gerech- 
tigkeit weiter, dass die Ober- Amts- Gerichte, in deren Bezirk der 
beklagte Exemte I. Glasse seinen Wohnsitz hat, den beständigen Auf- 
trag von den Gerichtshöfen erhalten, solche Process- Sachen zu in- 
struiren und nach geschehenem Schlüsse, die Acten zur Fällung des 
Erkenntnisses an den Gerichtshof einzuschicken, lieber diese Er- 
leichterung der Kläger könnten sich wohl die Exemten I. Glasse nicht 
beschweren, denn da der Kläger iseine Klage nur bei dem Ober- 
Amts-Gerichte anbringen kann, in dessen Bezirk der Beklagte seinen 
Wohnsitz hat, so geht diesem hierdurch keine Beschwerde zu, und 
da dem Ober-Amts-Gerichte blos die Instruction der Sache beständig 
committirt ist, so wird ihm auf diese Weise sein privilegirter Ge- 
richtsstand in Givil-Sachen so wenig entzogen, als man seither eine 
Schmälernng des Rechtes der Exemten I. Glasse darin gefunden hat, 
dass man den Ober-Amts-Richtem in Griminal-Sacben der Exemten 
I. Glasse die Untersuchung aufgetragen hat. Die Uebertragung der 
Instruction an die Bezirks- Gerichte ist aber auch aus dem Grunde 
nothwendig, weil die Organisation der Givil-Senate auf schriftliches 
Verfahren berechnet ist und bei zu häufigem mündlichem Verfahren 
nicht mehr genügen würde. Endlich würden durch diese Einrich- 
tung auch die Ober-Amts-Gerichte nicht beschwert, da solcher Pro- 
cesse bei jedem Ober-Amts-Gericbte nur wenige vorkommen können. 
Auch der Verf. der Entwürfe schlägt in diesem Sinne im §. 1386.'^ den 
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Sals Ter: Ist der Gegeiista«d gar onbedeateady so kOttoen die hdWre« 
Gerichte, um die Parlieen so wenig als mOgUefa zu .belästigen » die 
Verlundhing den Beairks-Gerielilen anfiragen ond sich nor die Ent- 
aelbeidmig vorbehalten. 

Es bUiht nnr noch fihrig, Yon dem Instilnte ^er wOrtembergi- 
sehen Procsratoren etwas aosf&hrlicher zu sprechen. Dieses Inslilnt 
fihrt zwei Haaptnachtheiie mit sich, es vertheaert und verzdgert dte 
Rechtspiege ond gewihrt dorchaus keinen andern Vortheit, als den- 
jenigen, welcher dorch Inainaations-Mandatarien erreicht wird^ wenn 
dieselben för nothwendig erachtet werden. Die Procuratoren, nor 
4 — 6 an jeder httheren Gerichlsstelle, geniesseo entweder vemdge 
ihrer Persönlichkeit ein besonderes Vertrauen vor den Rechts-Con- 
snlenten, oder sie geniessen ein solches nicht. Im ersten FaUe sinA 
sie für die meisten Processe, die hei ihrem Gerichtshofe anhSng^g 
sind, zugleich die SchriAverfasser. In diesem Falte sind sie dann 
ftherbUrdet, and vertheuem and verzOgern die Processe, weil je4em 
Schriftsatze ein oder swei, ttfters noch ein drittes Frist -Verla oge- 
reogs- Gesuch vorangeht. Geniessen die Procuratoren vorzugsweise 
¥or den Rechts-Gonsulenten kein besonderes Vertrauen , und jeden- 
falls ist die grosse Mehrzahl der einkommenden Schriftsätze von dea 
Rechts* CoDsulenten bearbeitet, so treten die genannten Naehtheife, 
Verzt^gerung der Sache und grosser Kosten-Aufwand nar noch stärker 
hervor. Das Erste ^ was in Appellations* Processen der mit der Ah- 
iissung der Resckwerdeschrift beauftragte Rechtste onsnlent Ihut, ist, 
dass er um Einsicht der Acten der ersten Instanz bittet, die sodann 
an das Gericht seines Wohnsitzes verschickt werden. Die Folge ist, 
dass der Gravatoriallibell in den meisten Fällen nur einen oider wenige 
Tage vor dem Ablauf der dOtägigen Nothf^ist einkommt. Den wei* 
leren Schnfbätzen gehen dann in der Regel dem Procarator znge* 
tehickte und von ihm unterzeichnete Dilation s-Gesucbe voran , in 
vielen Fallen vielleicht darnm» weil die Decrete von den Procuratoren 
nicht so achoell an die Rechts» Gonsulenten expedirt werden, dass 
diese schau die erste Frist einhalten könnten. Nun hat die Partie 
zwar zwei Advocaten, aber ihre Sache ist damit keineswegs doppelt 
gut besorgt. Wollte der zweite , der IVoeurator, von Föhraag einer 
achlechten Sache dea Rechts- Gonsulenten abmahnen, wolltö er ihm 
seine Zweilei aber Vollständigkeit oder Richtigkeit der factisehen oder 
rechtlichen Regrttndung der Sache mittheilen, so wfirde er sich hei 
dem Rechts-Consulenten fir künftige Procuren öfters übel empfehlen« 
Ist aber aach der Procurator von der wahren Bedeutung seiner l^elle 
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ei füllt« bflit er sieh nicht blos für den Correspondeoten und Spediteur 
des Rechts-GoDsuIenteD, dem weiter Nichts obliegt , als die Schrift- 
sätze gegen die Gebühr zu durchsehen, damit keine groben Schreib- 
fehler oder leidenschaftlichen Ausfalle stehen bleiben, so kann er doch 
in der Regel, auch wenn er wollte, nicht mehr thun^ weil er ge« 
wohnlich die Schriftsätze nur kurz vor dem Termine erhält. Daher 
kommt es denn auch, dass dem Procurator^ welcher nicht zugleich 
Scbriftverfasser ist, die Sache, die er als procurator fuhrt, häufig 
völlig fremd ist, und dass mündliche Verbandlungen, iu welchen die 
Uebersicht der Slreitverbältnisse vorgelegt und ein Vergleich ver- 
sucht wird, gewöhnlich keinen Erfolg haben, wenn er nicht vorher 
ausdrücklich nnd speciell zur Einholung der Information angewiesen 
wird. Gleichwohl häufen sich durch die Revisionsgebühren fQr die 
Schriftsätze und durch die Gebühren für die fortwährende Gorre- 
spondenz des Procurators mit dem Rechts-Gonsulenten , zuweilen auch 
noch mit der Partie selbst, die Kosten bedeutend und oft so sehr, 
dass die Deservitenrechnung des Procurators der des Rechts-Con- 
sulenten im Betrage nahe kommt, was der Partie eben so beschwer- 
lich als unbegreiflich ist. 

Es sollte demnach das Institut der Procuratoren aufgehoben und 
sollten die Recbts-Gonsulenten, aus welchen bisher die Procuratoren 
genommen wurden, und mit diesen keine andere, als die gleiche Prü* 
fung erstanden haben, für legilimirt erklärt werden, wie bei jedem 
Üntergerichte, so auch bei jedem höheren Gerichte des Landes un- 
mittelbar und ohne Beschränkung zu practiciren, vorzustehen und zu 
exhibiren, was zum Vortheil der Partieen und selbst des Fiscus in 
Beziehung auf OfficiaUVertheidigungen die Folge hätte, dass an je- 
dem Sitze eines höheren Gerichtes sich eine grössere Anzahl von 
Rechts-Consulenten niederlassen würde. Sollte sodann eine Partie, 
sobald sie ein Reehtsmittel an ein höheres Gericht ergreift, am Sitze 
dieses Gerichtet einen Insinuations-Mandatar aufstellen, welcher von 
Anfang bis zu Ende des Rechtsstreites den Verkehr zwischen der 
Partie und dem höheren Gerichte vermittelt, wie der Verf. der Ent* 
wirfe in §. 1325. will, so wäre nach des Ree. Dafttrhalten die Partie 
10 Vergleiehong mit der gegenwärtigen Einrichtung schon ziemlich, 
erleichtert; allein in solchem Umfange scheint die Aufstellung von 
Insinuation«- Mandatariea durchaus nicht nothwendig zu seyn. Der 
Beweis hieflir liegt darin ^ dass schon bei der gegenwärtigen Einrich«> 
tong die höheren Gerichte in nieht wenigen Fällen durch die Be? 
sirks-Geriehte mit den Partieen verkehren. Jede Besebwerdesebrift 
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wird dorch das Becirks-Gericht des Appellaten demselben zurVernehm- 
UflSQirg roitgetbeilt ond aaf demselben Wege werden die Fristen hiezu 
erstreekl. Diese Conmunieation bat fQr das Verfabren keinen Nachlbeil 
und für die Bexirks-Gericbte ist sie keine sonderlicbe Beschwerde. Die 
Notificalionen tob diesen Terminen an den Appellanten gehen zwar ai 
den in der Regt! schon bevolimicbtigten Anwalt desselben ; in vieles 
Pflilen könnten sie dorch denselben Erlass an das Bezirks-Gericht ge- 
achehen; ond gewiss wire im Allgemeinen nnndthig, dass schoo 
wegen solcher Notificationen den Appellanten die Aulstellang eioes 
Insinoattoos-Mandatars zur Pflicht gemacht werde. 

Mit der Vernehmlassung wird in der Regel der Appeliations- 
Process, wenigstens das erste Verfahren geschlossen. Ob lediglich 
der InsinnatioB des Erkenntnisses wegen ein Insinuations-Maodatar 
•ofzostellen sey, diess könnte uoch erwogen werden. Von den be- 
nachbarten ausländischen Gerichten kommen die Decrete und Erkennt- 
nisse für diesseitige Cnterthanen in ziemlicher Zahl ein; und wenn 
hierttber nicht ein besonderes Protocoll und ein Bericht erfordert 
wird, so macht die Insinuation durch die wOrtembergischen Bezirks- 
Gerichte denselben wenig zu thun. Gewiss geschieht auf diesein 
Wege die Insinuation richterlicher Decrete und Erkenntnisse an deo 
gemeinen Mann zweckmässiger, als wenn ihm solche durch den Pro- 
corator durch die Post zngeschickt werden. Wollte man aber auch 
für die Insinuation von Erkenntnissen die Aufstellung von Insinuatioos- 
Mandatarien fSr nothwendig erachten, so läge hierin doch eine ge- 
ringere Last, als in der Nothwendigkeit, für den ganzen Process 
einen Procurator zu haben. 

Kommt es in dem Appellations-Processe noch zu einem Beweis- 
Verfahren, $0 verkehrt dann der Appellations-Richler mit den Par- 
tieen in der Regel durch das Bezirks-Gericht, wenn er diesem selbst 
oder einem Commissflr den Einzug von Beweisen aufträgt, und die 
Aufstellung von Procuratoren hat dann Notificationen an diese zur 
Folge, welche ausserdem wegfielen. Da nach der bestehenden ver- 
nünftigen Observanz jeder Kreis -Gerichtshof den Bezirks- Gerichten 
der andern Kreise gleich den seinigen richterliche Auflagen macht, 
so scheint f&r eine Partie aus einem andern Kreise die Aofstellaog 
eines Insinuations-Mandatar^ nicht einmal nothwendig zu seyn; es 
mttssten demnach ordentlicher Weise nur solche Ausländer zur Auf- 
stellung eines Insinuations-Mandatars verpflichtet werden, mit deren 
Regierung kein Vertrag über die Insinuation der Verfügungen dies- 
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seitiger Gerichte besteht, eine Bestimmung, die auch der Verf. im 
§. 752. ff. u. 794. vorschlägt. Für die Vermatbung, dass auch in 
den höheren Instanzen die Partieen nur selten mit der Auflage, in* 
sinuatiOns- Mandatare aufzustellen, beschwert werden würden, mag 
endlich die Thatsache sprechen , dass schon der §• 74. des IV. Edictes 
bestimmt hat, dass diejenigen Partieen, welche nicht in dem Ober- 
amts-Bezirke wohnen, bei der ersten Verhandlung aufgefordert werden 
müssen, allgemeine Stellvertreter für unvorhergesehene Fälle zu 
Protocoll zu bevollmächtigen, und dass gleichwohl die Bezirks-Richter 
des Landes zugestehen «werden, dass sie diese Vorschrift selten oder 
nie beobachten zu müssen glauben. 

lieber die Frage wegen Beibehaltung oder Aufhebung ^es In- 
stitutes der Procnratoren spricht sich der Verf. der Entwürfe zwar 
nur kurz, aber bestimmt aus; er sagt in §.335.: „unser Institut der 
Procnratoren kann, wenn bei den höheren Gerichten auch nur ein 
Gedanke von mündlichem Verfahren eingeführt wird, nicht bleiben, 
wohl aber wird sich dann der Unterschied zwischen Anwälten, welche 
am Gerichtssitze wohnen, oder nicht, von seihst bilden. Warum 
unter Jenen besondere Procuratoren bestellt werden sollen, dafür 
giebt es gar keinen Grund. Für Schriften, welche von Andern ver- 
fasst werden, könnte aber wohl eine Art von Insinuations-Mandatarien 
eingeführt werden." 

Und nun glaubt Rec, in seiner Anzeige zum Schluss eilen zu 
müssen. Da, wie schon bemerkt, gegenwärtig noch völlig ungewiss 
ist, welchen Weg die Process- Gesetzgebung in Würtemberg ein- 
schlagenwird, so schien es dem Rec. nicht unangemessen, gegenüber 
dem einen Weg, zu welchem der Verf. durch die Vorlegung des Ma- 
terials zu einem ganz neuen spatiosen, in seinen innersten und kleinsten 
Theilen auszurüstenden Gebäude einladet, auf den anderen Weg, der 
eben diese Eigenschaften negirt, wenigstens aufmerksam zu machen« 
Die vom Rec. geroachten ganz allgemeinen Bemerkungen werden sich 
neben diesem nächsten Zwecke wohl auch als eine Anregung von 
Fragen rechtfertigen, welche in jedem Falle eine Erörterung ver- 
dienen, und die specielleren Bemerkungen werden wenigstens zur 
näheren Würdigung des Bestehenden beitragen. Nun anch noch aus 
des Verfs. Entwürfen und Anträgen das vfele einzelne Vortreffliche 
auszuheben nnd über anderes Einzelne Bedenken zur Prüfung vorzu- 
legen, glaubt Rec. unterlassen zu müssen. Jenes wird Doctrin und 
Praxis zu finden und zum Gemeingut zn machen wissen; Dieses wird, 
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•o boffl Rec.y iB abgetonderteo Abbandlongeo von vaterlSodiMbeo 
Jarittes gescbebea, welcbe bieza den Bacbslea Beruf baben. Nur 
dieses Einzige mOchle Rec« noch bemerken, dass der Verf. sieh die 
Praetiker seines Landes zu doppeilem Danke verpflicblet hätte \ wenn 
•s ihm gefällig gewesen wflre« das gegenwärtig Geltende Qberall als 
S4ileb#s zo bezeichnen, weil ihnen biednrcb ein HQlfsmitlel fttr ihren 
Beruf geworden wäre, wie jetzt keines exisUrt «nd in der nZcbsteo 
Znknnfl woU noch keines za* erwarten ist. 
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H. Anzeigen. 

!• Kritische BdeucLtung der Schrift des Hrn. Prof. Zöpfl zu 
Heidelberg über das VerhältDiss der Beschlösse des teutscben Bundes 
zu Sachen der streitigen Gerichtsbarkeit u. gerichtl. Entscheidungen. 
Von JDr. Karl TollgralT, o. Prof. d. Staatsrechts n. d. Politik zu 
Marburg. Frankfurt a. M,, Varrentrapp, 1845. 56 S. 8. (geh. ^Thlr.) 

2. Afitikritik der vom Hro. Prof. K. V«Ilgraff herausgegebenen so» 
geaannten krilischcn Beleuchtung meiner Abhandlung im civilist. 
Archive (Bd. XXVII. H. 3.) ,,fiber das Verhältoiss d. Beschlüsse 
d. deutsches Bundes u. s. w.^' von JDr.Heiiir.Xöpfl» Gherzogi. 
Baden schem Hofraihe, o. ö. Prof. des Staatsrechtes zu Heidelberg« 
Ritter U.S.W. Heidelberg, Mohr, 1845. 75 S. 8. (geh.|Thlr.) 

3. Antikritischer Beitrag, betr. des Hrn. Prof. Vollgraff in Mar- 
burg s. b. kritische Beleuchtung der Schrift des Hrn. Prof. Zdpfl 
zu Heidelberg 9b. d. Verhältniss des teutscben Bundes u. s. w. Eine 
accessorische Intervention von JDr. Ferd. Gottlieb Cüeken- 
berg. Leipzigs Tauchnitz /t/;!» in Kommiss., 1845* 83 S. gr. 8. 
(geh. i Thir.) 

Bekanntlich hat die deutsche Bundesversamnlung in der Sitzung 
vom 21. Juni 1845. den Besehlnss gefasst: ,,die Bundesversammlung 
erklärt, dass der grä£L Familie Bentinck nach ihrem Slandesver- 
hftltnisse zur Zeit des deutschen Reiches die Rechte des hohen Adels 
und der Ebenbürtigkeit im Sinne des Art. 14. der deutschen Bundes^ 
acte zustehen. Dieser Beschluss ist öffentlich bekannt zu machen 
und den drei Grafen Wilhelm Friedrich Christian, Karl Anton 
Ferdinand und Heinrich Johann Wilhelm von Bentinck in 
Erledigung ihres Gesuchs vom 29. März und 23. Mai 1843. mitzn*- 
Iheilen^S Nach diesem Beschlüsse ist die Frage von der Gompelenz 
des dentscben Bundes zur Abgabe einer Entscheidung über die Eigene 
achaft der gräflich Bentiack'schen Familie als einer hochadlichen 
keineswegs völlig erledigt, indem noch immer die Frage von dem 
Sinne und der Bedeutung dieses Beschlusses und insonderheit von «eig- 
nem Eiafinase anf den anhängigen Rechtsstreit fibrig bleibt, welche 
von der Competeazfrage nicht wohl schlechthin su sondern ist. Die 
Schrift unter Nr. 1. sucht die Gom|ietenz der Bundesversammlung 
und die Ineompetenz des Oldenbnrger O.-A. -Gerichts hinsichtlich des 
Bentiack'schen Rechtsstreites nachzuweisen. Der hohe Adel sei 
gar kein Recht, sondern nichts, als auf der einen Seite die Bezeiein 
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■■■g, dat Wort fQr die höchste Ehrenttellang, welche eine Familie 
•der Person dadurch einoehme, dats sie die Landeshoheit, die mo- 
narchische Regierangsgewalt oder jetzt die Souveraineläl besitze oder 
ausübe, beziehungsweise durch ihre streng eheliche, ebenbürtige Ge- 
hart dazu ausschliesslich berufen und beHlhigt sei, und auf der andern 
Seile völkerrechtlich, dass jene Regierungsgewalt, somit auch die 
daait verbundene höchste Ehrenstellun^ der Familie oder Personea 
als eine Thatsache von den öhrigen souveränen regierenden Häusero 
stillschweigend oder ausdrücklich dadurch anerkannt werde, dass man 
in höfischen und völkerrechtlichen Verkehr trete a. s. w« Der hohe 
Adel sei also mehr völkerrechtlicher als staatsrechtlicher Natur. Zar 
Zeit des Reichs hätten weder das Reichs -Gammergericht noch der 
Reichshof rath, letzterer ursprünglich kein Gerichtshof, sondern ein 
mit einer GeschäAsordnung versehenes Ralhscollegium, über Succes- 
sionsfähigkeit und hohen Adel geurtheilt« Jetzt sei für den Ben- 
tinc kuschen Streit nur der Bundestag und nicht das Oldenbnrger 
O.-A.-Gericht competent, da nach Art 14. der Bundestag den ehe- 
mals reichsunmittelbaren Fürsten und Grafen den hohen Adel ver- 
liehen habe, nachdem sie denselben verloren, also auch competent 
sein müsse, ihn bei noch vorhandenen Bedingungen anzuerkenneB. 
Nach dem Berliner Abkommen sei ferner der Grossherzog von Oldea- 
bürg an die Stelle des Kaisers, der Bundestag an die Stelle der 
Reichsversammlung oder von Kaiser und Reich getreten, und das 
Oldenbnrger O.-A. -Gericht an die Stelle der Reichsgerichte. Da 
letztere nicht competent gewesen für Successionsstreiligkeiten, son- 
dern nur Kaiser und Reich , so sei auch jetzt nur der Bundestag com- 
petent. Das O.-A.-Gericht sei höchstens nur insofern für den Ben- 
tinck'schen Process competent, als es den hohen Adel und die Eben- 
bürtigkeit der Familie Bentinck schlechtweg als eine völkerreebtliche 
Thatsache anerkenne (also präsumire?) und müsse sich, wenn es diesen 
hohen Adel ßir zweifelhaft halte oder gar nicht anerkenne, für in- 
competent erklären (S. 29 — 34.)* I)>® Erklärung des Bandes sei für 
das Gericht weder ein Zeugniss, noch ein Gesetz, noch eine Ent- 
scheidung, sondern habe die Wirkung aller drei, und sei schlechtweg 
,eiD für die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft bundesrechtliches 
Anerkenntnisse^ (xic), welches das O.-A.-Gericht auch als bindend be- 
trachten werde. (S. 51. 52.) (Jeherhaupt wird der jetzige Besitzer 
der Bentinck'schen Güter für einen notorisch unebenbürtigen De- * 
tentor, den man nicht habe gerichtlieh belangen, sondern brevt ma/tu 
ausweisen müssen, angesehen. (S. 15—21.) — Die augenscheinlichen 
Unrichtigkeiten and Uebertreibungen in dieser Deduction werden in 
den Schriften unter Nr. 2. u. 3., wie uns scheint, mit Erfolg wider- 
legt: eine Wiederholubg des^ Inhalts dieser Schriften wäre indess * 
nicht möglich, ohne das bei Gelegenheit des Bentinck 'sehen Streits 
fchon oft genug Gesagte zum völligen Ueberfluss zu wiederholen. 
Ein neuer Gesichtspunkt ist durch die Schrift unter Nr. 1. nur inso- 
fern eröffnet, als der Versuch gemacht ist, die ganze Sache in das 
völkerrechtliche Gebiet zu ziehen. Throne sind keine Privatbe- 
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sitzangen, und in Streiligkeiten um Staatstuccessionen bändelt es sich 
nicht um Besitzthümer, sondern um historische Stellungen und Function 
neu. Solche Streitigkeiten werden durch die Diplomatie vermittelt, 
und im schlimmsten Falle durch Krieg entschieden. Dieser völker- 
rechtliche Gesichtspunkt, der die Gompetenz der Civilgerichte aus- 
schliesst, scheint indess auf die Standesherren nicht zu passen. Von 
den früheren Rechten ist für diese eben der völkerrechtliche Theil, 
die Theiinahme an dem Verkehr der selbstständigen Staaten verloren 
gegangen, und das Übrig Gebliebene ist nur privatrechtlicher Natur 
und mehr ein Besitzthum, als eine historische, völkerrechtliche Stel- 
lung. Die Standesherrschaften sind jetzt, was Staaten nicht sind, 
Besitzungen. Die Herrschaft Kniphausen hat freilich nach dem 
Berliner Abkommen bei weitem mehr Souverainetätsrechte conservirt, 
als andere Standesherrschaften; in die Reihe der souveränen Staaten 
ist sie indess nicht eingetreten, indem sie nach aussen durch Olden- 
burg vertreten wird und selbst die Bundesverpflichtungen nicht direct 
an den Bund leistet. Der hohe Adel kann nur als Folge der Regie- 
rung über einen Staat etwas Völkerrechtliches sein, und wenn er 
jetzt getrennt von einer solchen Regierung vorkommt, so kann er 
nur als ein dem völkerrechtlichen Verkehr gleichgültiges £hrenrecht 
einer Familie angesehen werden, indem die Stellung dieser Familie 
nur durch die Zuständigkeit von Regierungsbefugnissen in einem sou- 
veränen Staate eine völkerrechtliche sein könnte. Wir haben in 
Deutschland Verwirrungen genug von der Vermengung des Privat- 
rechtlichen mit dem Oeffentlich* und Völkerrechtlichen zu erfahren 
gehabt, um endlich eine strengere Sonderung wünschenswerth finden 
zu dürfen. Zudem vertritt gerade in Bezug auf Kniphausen das 01- 
denbnrgerO.-A. -Gericht die Stelle der Reichsgerichte, und dass diese 
Streitigkeiten der vorliegenden Art entschieden haben, — wenigstens 
sofern die Theile nicht mächtig genug waren, das Privatrechtliche 
ganz bei Seite zu lassen und durch Diplomatie und Krieg zu ver- 
fahren, — scheint uns ungeachtet der Behauptungen in der Schrift 
unter Nr. 1. nicht zweifelhaft. Ist aber das vom Kläger selbst an- 
gerufene O.-A.- Gericht für den Streit competent» so ist es eine reine 
Unmöglichkeit, von dieser Gompetenz die Frage über die Zuständig- 
keit des hohen Adels auszunehmen, selbst wenn dieser nur eine völ- 
kerrechtliche Thatsache wäre. Sind die Gerichte auch zur Ent- 
scheidung völkerrechtlicher Fragen nicht competent, so können 
solche Fragen doch in Civilproeessen relevant werden , und alsdana 
leidet es keinen Zweifel, dass das Gericht Beweis fordern, und über 
das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein der in Rede kommenden 
Thatsachen durchaus selbstständig entscheiden kann. Im vorliegenden 
Falle glauben wir daher, dass das Gericht den Eingangs gedachten 
Bundesbeschluss nicht für seine Entscheidung als präjudiciell ansehen 
wird, sondern dass der in der Schrift unter Nr. 1. angedeutete Ge« 
•ichtspunkt in dem für den Kläger günstigsten Falle nur dahin führen 
kann, dass das Gerieht überhaupt nicht das Vorhandensein einer 
Rechtssache annähme, und die sich aufwerfende Frage: ob der Streit 
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Qbtr den ßetiiz ei»er Suadesherrschafl ein Streit am Throofolge, 
ein vOlkerrechtiichesZem'flrfiiiss, oiler ein Process am ein Besitzthnm 
sei, nach den besonderen Verhaltnissen der Herrschaft Kniphansen 
nicht in dem letzteren Sinne entschiede. Es ist eine aag;enschein- 
liche Inconseqnenz der Schrift nnter Nr. 1., wenn sie diesen Ge- 
sichtspunkt nicht festhält, sondern fiberali noch eine Competenz. des 
Oldenbnrger 0.-A.-Gerichts — beschränkt durch die mit Rechtspre- 
cbang Qberhaapt nnvertrftglichen Anfordernngen, den h«hen Adel 
entweder zn prisnmiren, oder über eine zu beweisende Thatsache 
die Erklämag des Bundes schlechthin als beweisend anzanehmen — 
sulflsst. 



Ueber Wechsel und Wechselrecbt« Von Frledr. STo^jaelr. 
Berlin, Gumprecht, 1845. 42 S. gr«8. (geh. \ Thir.) 

Diese kleine Schrift ist erspranglich dem Programm zur Prü- 
fung der Zöglinge der Handels-Lehranstalt zu Berlin beigegeben, and 
jetzt in einer Umarbeitung auch dem grösseren Pnblicnm zugänglich 
gemacht. Wir müssen hierfür dem Verf. allerdings dankbar sein, 
denn die Schrift enthält, ihres geringen ümfangs ungeachtet, einen 
wohl zn beachtenden Beitrag zu einem bessern Verständnisse des 
Wesens des Wechsels, mit besonderer Hinsicht auf legislative Arbei- 
ten. Der Verf. erkennt es mit Recht an, dass das Wesen des Wechseln 
durch blos historische Forschungen nicht zn ergründen sei, indem 
man keineswegs zu allen Zeiten einen gleichen practischen Zweck und 
gleiche Bedeutung des Wechsels finde. Er sucht zunächst E inertes 
Ansicht, dass das Wesen des Wechsels nicht in der Wechselstrenge 
bestehe, zu widerlegen, (augenscheinlich ein Wortslreit, bei de« 
man zuerst über den Sinn des Worts: Wesen einig sein mflsste,) ud^ 
geht dann auf eine ausführlichere Beleuchtung der Ansichten E inertes 
ein, bei welcher er im Ganzen den in den Motiven zum Entwürfe 
einer Wechselordnung für das Herzogth. Braunschweig ausgespro- 
chenen Gründen beipflichtet. Hinsichtlich der rechtlichen Bedeulung 
des Wechsels werden dann S. 21. gleichfalls die in jenen Motiven 
angegebenen Gesichtspunkte gebilligt. Nach diesen Erörterungen 
über die heutige Bedeutung des Wechsels kommt der Verf. auf die 
historische, prüft die bekanntesten Hypothesen über den Ursprung 
des Wechsels und erörtert insonderheit die Ansichten von Bttsch 
und Martens als die richtigsten. Den Beschluss machen fromme 
Wünsche für ein allgemeines deutsches oder wenigstens den Staaten 
des Zollvereins gemeinsames Wechselrecht: wir wollen mit der Hoff- 
nung schliessen, dass eine Zeit nicht fern sei, in welcher diese 
Wünsche keine fromme mehr sein werden. 
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HommePs alphabetischer Zeugen-Katalog, unter besonderer 
Berücksichtigang des Aiigemeinen, Sächsischen, Prenssischen und 
Baierschen Prozessrechts, bearbeitet von Gast. Adolpb Acker- 
mann» K. Sachs. Appellationsrath. Dresden, Goltschalck, 1843. 
XVI. u. 170 S. gr. 8. (geh. f Thir.) 

Hommel's Verdienste, besonders um die Praxis des SSchsischen 
Rechts, sind gross; das wird kein vorurtheilsfreier Benrtheiler in 
Abrede stellen. Aber seine Schriften stehen auf dem Standpunkte 
seiner Zeit; di« Wissenschaft des Rechts ist heute nicht mehr die- 
selbe, welche sie zu HommeTs Zeit war; sie hat seitdem mehrere 
Stadien der Entwickelung durchlaufen und grosse Fortschritte gemacht. 
Wer daher auch immer die Bedeutung der HommeTschen Werke 
fflr ihre Zeit anerkennt^ wird doch nicht leugnen können, dass sie 
jetzt mehr als Erscheinungen in der Geschichte der Rechtswissen- 
schafty denn als Quellen einer wirklich practischen Weisheit Wertk 
haben. Namentlich wird Niemand verkennen, dass die Art der Be- 
iiandlung und Darstellung der Recktslehren jet2t eine ganz andere 
sei, als sie zur Zeit Hommel's gewesen ist. Dies Alles gilt insbe^ 
sondere auch von dem CaUlogus alphabeticus testium. Denn, wenn 
man diese Sehrift mit dem Herausg. auch eine „classische^^, eine 
„unschätzbare'^ nennen wollte, so könnte man dieses Urtheil, wenn 
08 irgend hallbar sein sollte, doch nur auf die fV'flhere Zeit beziehen. 
Die Gegenwart hat den Standpunkt dieser Schrift vollständig über- 
wunden. Der Herausg. hat dies auch gefdhlt. Denn er spricht selbst 
auf der ersten Seite seines Vorworts von den vielfachen Verände- 
rungen, welche seit dem Erscheinen des Catalogus eingetreten sind. 
Allein er meint, dass der Gegensatz zwischen der Gegenwart und 
der HommePschen Zeit sich vermitteln lasse durch „eine, auf diesen 
vielseitig veränderten Stand der Dinge Rücksicht nehmende Bearbei- 
tung^'. Hierin irrt er sich aber. Jener Gegensatz ist nicht ein blos 
äusserlicher, etwa in einer grösseren oder geringeren Vollständigkeit 
des Materials bestehender, dem man durch Zuthaten und Ergänzungen 
abhelfen könnte, — sondern er ist ein innerer, auf dem völlig verschie- 
denen Standpunct der Wissenschaft und ihrer Behandlung beruhender. 
Der Zeit HommePs genügte eine Bearbeitung der Lehre von den 
Zeugen, welche nach Vorausschickung einiger allgemeinen Regeln in 
alphabetischer Ordnung die verschiedenen, möglicher Weise als Zeugen 
vorkommenden Personen durchging und bei jeder aus den Quellen 
oder mit Rücksicht auf Gerichtsgebrauch oder auf Schriftsteller einige 
Bemerkungen über ihre Fähigkeit zum Zeugniss, ihre Glaubwürdig- 
keit u. s. w. hinzufügte. Unserer Zeit sagt aber eine solche Art der 
Bearbeitung nicht zu, sie gilt ihr geradezu flHr unwissenschaftlich, 
für handwerksmässig. Wir fordern heut zu Tage, dass der Bear- 
beiter eines wissenschaftlichen Gegenstandes denselben auf Principien 
zurückfahre und die einzelnen Erscheinungen, welche der letztere 
darbietet, aus diesen Principien ableite, nicht aber dieselben nach 
dem Alphabet ohne innere Verbindung znsammenstelle. Eine so rein 

Digitized by VjOOQ IC 



1024 HoMu^^eFi alpbabet. Zeugen-Katalog v* Ackermann. 

aotserlicbe, empirische Behandlung eines Stoffes, welcher einer wis- 
senschaftlichen Bearheitnng Rihig ist, befriedigt jetzt in keiner Weise. 
Wer irgend den inneren Zusammenhang einer Rechtslehre zu be- 
greifen im Stande ist, verschmäht es, sich die einzelnen zu derselben 
gehörigen Gegenstände in aipÜabetiscber Ordnung, d. h. in der gren- 
zenlosesten logischen Unordnung, vorlegen zu lassen, durch weiche 
das Zusammengehörige zerrissen und das Fremdartige verbunden wird, 
so dass man z. B. unter dem Buchstaben L. folgende Personen in 
Rücksicht auf ihre Fähigkeit zum Zeugniss und ihre Glaubwürdigkeit 
hinter einander aufgeführt findet: Laie, Legatar, Lehnherr, Lehr- 
bursche, Lehrmeister, Leichtsinnige, Lieferanten, Litisdenuneiat, 
Lüderliche, Lügner. Welches innere Band rechtfertigt es, dass diese 
Personen neben einander gestellt werden? Giebt es nicht noch mehr 
Leute, weiche mit einem L. anfangen und möglicher Weise als Zeugen 
denominirt werden können? Warum fehlen z. B. Liebhaber, Lite- 
raten, Lumpensammler u. dgl. m»? Sind sie nicht ebenso berechtigt 
wie jene, da, wo es blos nach dem Alpbabet geht, aufgeführt und 
zusammengestellt zu werden? — Also blos mit einer, „auf den viel- 
seitig veränderten Stand der Dinge Rücksicht nehmenden Bearbeitung^' 
ist es für unsere Zeit bei den Schriften HomroePs und insbesondere 
bei dem Catalogus testium nicht gethan. Wer der Gegenwart ge- 
nügen will, darf nicht mit einer Bearbeitung des Homrael'scheB 
Buchs, er muss mit einer von Grund aus neu errichteten Lehre vom 
Zeugenbeweis hervortreten, zu welcher ihm Hommel höchstens mehr 
oder weniger brauchbare Materialien liefern wird. — Doch wir wollen 
die Betrachtung des Buches von dieser Seite scbliessen, zumal sich 
zur Entschuldigung des Herausg. die Rücksicht geltend machen lässt, 
dass gar mancher Practiker seine Wissenschaft mehr auswendig ge- 
lernt, als in sich aufgenommen hat, und dass es eine, freilich nicht 
verdiente Mildthätigkeit ist, wenn solchen Schwächlingen zur Unter- 
stützung ein Stock in die Hand gegeben wird. Was nun die Aus- 
führung anlangt;, so hat der Herausg. die Observ. 210. u. 211. der 
HommePschen Rhapsodteen, von welchen jene allgemeine Regeln 
über den Zeugenbeweis, diese das alphabetische Verzeicbniss selbst 
enthält, in^s Deutsche übersetzt und beide theils durch Hinzufügung 
neuer Regeln und Artikel, theils dadurch vermehrt, dass er ihnen 
Zusätze beigegeben hat. Bei dieser ganzen Arbeit hat der Herausg. 
einen alle Anerkennung verdienenden Fleiss bewährt und namentlich 
die vorhandene Literatur vielfach benutzt. Hiervon giebt jede Seite 
Zeugniss. Rücksichtlich der Literatur hätte Ref. gewünscht, dass 
hier und da die ältere oder richtiger veraltete übergangen und da- 
gegen die neuere, bessere berücksichtigt worden wäre; in der letztem 
Hinsicht vermisst er z.B. die Benutzung der Abhandlung von Linde 
(Zeitschr. f. Givilr. u. Proz. Bd. L S. 285 ff.) in dem Artikel: Unter- 
bändler, (während sie in den Artikeln : Advocaten und Notar bekchtel 
ist,) ferner die der Abhandlung von Seil (Jahrb. f. bist. u. dogm. 
Bearbeit. d. röm. R. Bd. 2. S. 148. ff.), in dem Artikel: Gemeinheit; 
jedoch ist diese Abhandlung vielleicht zu spät erschienen, um vom 
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Heransg. oocb eingesehen werden zu können ; sodann die Berücksich- 
t igong der Bemerkungen von S i n t e n i s (Erläuterungen Qb. verschiedene 
Lehren d. Givilprozesses Bd. I. S. 510. ff.) in den allgemeinen Re- 
geln u. a. m. Die vom Herausg. gelieferte Uebersetzung ist im All- 
gemeinen verstandlich nnd richtig, doch finden sich auch einige recht 
auffallende Versehen, welclie schon anderwärts gerügt worden sind 
(vgl. Neue Jenaische Allg. Lit.-Zeilnng 1844. Nr. 1990* Die Zusätze 
des Herausg. enthalten mehrere gute Bemerkungen. 



Der Preassische Civil-Prozess oA. praktische Anleitung f. Preus- 
sische Juristen zu Verhandlungen im summarischen , Bagatell- und 
Mandats-Prozesse, sowie zur Anstellung von Klagen ^ zu Anträgen 
im Laufe des Prozesses u. nach Beendigung desselben, durch Bei- 
spiele in Formularen erläutert. Bin Handbuch f. Supernumerarien, 
Auskultatoren , Referendarien u. Justiz-Gommissarien. Herausg. von 
Ferdin. Cäsar. Halle , Lippert u. Schmidt, 1845. XI. u. 454 S. 8. 
(^eh. fThlr.) 

Die Darstellung von Rechtstheorien in Formularen ist immer etwas 
Missliches. Wie auf der einen Seite das geistige Element leicht 
durch den todten Buchstaben ertödtet wird, so lässt sich auf der an- 
dern Seite die Theorie nie in Formularen erschöpfen ^ da die Rechts- 
verhältnisse in so mannigfachen Näancirungen erscheinen ^ dass man 
nicht' einmal entfernt im Stande ist, dieseJben durch Formulare zu 
veranschaulichen. Mit dieser Formularjorisprudenz hat es ceteris 
paribtis dieselbe Bewandniss, wie mit einer Gesetzgebung, die, statt 
allgemein leitende Principien aufzustellen, in der Gasuistik ihr Heil 
findet. Und so gewiss man eine solche Richtung der Gesetzgebung 
schon deshalb mangelhaft finden muss, weil die möglicher Weise vor- 
kommenden Fälle nie im Voraus fixirt werden können, so gewiss wird 
man aus demselben Grunde dem Formularwesen abhold sein müssen. 
Ein relativer Werth lässt sich freilich solchen Formularen beilegen 
und namentlich werden sie fär diejenigen instructiv sein, welchen 
die oOthigen Vorstudien mangeln, oder denen beim Uebergange von 
der Theorie zur Praxis die nöthige Application abgeht. Wenn aber 
der Verf. sein Werk auch als Handbuch f&r Referendarien und Justiz- 
Gommissarien bezeichnet, so ist dies eine gewagte Voraussetzung. 
Denn wer die Stadien, welche der Referendar während seiner theo- 
retischen und practischen Bildung zu durchlaufen hat, hinter sich 
hat, von dem wird man doch billig annehmen müssen, dass er sich 
ohne Formular behelfen kann; entgegengesetzten Falls würde es fdr 
ein solches Individuum gerathener sein, die Praxis ganz zu quittiren. 
Dies scheint auch der Verf. theilweise gefühlt zu haben, indem er 
seine Schrift mit der Massgabe für ein Handbuch der Justiz-Gom- 
missarien erklärt, dass sich durch Bezeichnung eines bestimmten For- 
mulars für die Untergebenen manche zeitraubende Arbeit vermeiden 
lasse. (Vorrede S. IV.) Allein selbst mit dieser Modification kann 
Krit. Jahrb. t D. R W. Jahrg. IX. H. XL 65 
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dem Verf. nicht beipflicbteo, da, wie bemerkt, die unendliche 
Mannigfaiiigkeil der Rechtsverhällnisse eine Fixirung durch Forma- 
lare nicht zulasst, jeder einzelne Fall vielmehr nach seiner Indivi- 
dualität behandelt sein will. Und wenn nun auch einzelne Sachen 
hiervon eine Ausnahme machen würden, so können doch Ausnahmen 
nicht entscheiden, ganz abgesehen davon, dass die Anpassung des 
concreten Rechtsfalles auf das Formular gewiss eben soviel Zeitauf- 
wand erfordern dQrfle, als die selbstständige Ausführung desselben. — 
Uebrigens liefert die vorliegende Schrift nur «zur Hälfte formelles 
Recht mit den darauf bezüglichen Formularen; die andere Hälfte bildet 
materielles Recht, indem es sich der Verf. zur Aufgabe gemacht 
hat, die Rechtsmaterien, welche durch die Formulare anschaulich 
gemacht werden sollen, im Extracte mitzutheilen. Wenn gleich nun 
aus diesem Grunde der gewählte Titel: „Der Preussische Civil- 
Prozess^' nicht passend, vielmehr viel zu eng erscheint, so hat 
doch dadurch die Brauchbarkeit der Schrift für AuscuUatoren nnd 
Supernumerarien bedeutend gewonnen; auch tritt dadurch das rein 
Mechanische, wozu die milgetheilten Formulare reichen Stoff liefern, 
etwas in den Hintergrund. — Den Inhalt der Schrift anlangend , geht 
der Verf. nach einer kurzen Einleitung, welche das prozessoalische 
Verfahren im Allgemeinen abhandelt, auf den Begriff der Klage, deren 
wesentliche Bestandtheile und die Erfordernisse bei Anfertigung der- 
selben über. Von S. 41. beginnt die Behandlung des Haupttbemas, 
welches der Verf. zum Gegenstande seiner Schrift machte, was der- 
selbe auch dadurch angedeutet hat, dass er hier erst mit §. i. an- 
hebt. Die einzelnen vom Verf. behandelten Rechtstheorien sind 
folgende: §. 1. vom Besitze; §. 2. vom Eigenthume; §. 3. von den 
Verträgen im Allgemeinen; §. 4. von den Kauf- und Verkaufsge- 
schäften; §. 5. von der Abtretung der Rechte (Gession); §. 6. von 
der Anweisung (Assignation) ; §. 7. vom Trödelvertrage; §. 8. von 
dem Dahrlehnsvertrage; §. 9. von den Schenkungen; §. iO* von den 
Vollmachtsaufträgen; §. iL von Uebernehmung fremder Geschäfte 
ohne vorhergegangenen Auftrag^ §. 12* von nützlichen Verwendung^en ; 
§.13. vom Verwahrungsvertrage; §.14. von der Verwaltung fremder 
Sachen und Güter; §. 15. von Cautionen und Bürgschaften; §. 16- von 
dem Leihvertrage ; §. 17. von dem Precarium\ §. 18. von dem Mieth- 
und Pachtvertrage: §. 19. von dem Miethen des Gesindes; §.20. von 
den Verträgen, wodurch Sachen gegen Handlungen oder Handlungen 
gegen Handlungen versprochen werden; S. 218. ff. behandelt der 
Verf. die einzelnen Prozessarten, und zwar im §• 21. den Bagatell- 
prozess; im §. 22. den summarischen Prozess; im §. 23. den Man- 
datsprozess; im §. 24. das Arrestverfahren; im §. 25. den Diffa- 
mations- und Provokationsprozess ; im §.26. die Injnrienprozesse ; im 
§. 27. die Interventionsprozesse; im §. 28. die Ehescheidungsprozesse. 
Von S. 337. geht endlich der Verf. auf verschiedene im Laufe des 
Prozesses und nach Beendigung desselben möglicherweise vorkom« 
mende Anträge über, wobei derselbe namentlich im §• 29. die Pro- 
rogationen, im §. 30. die Litisdenunciationen, im §. 31. die Resti- 
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totionen und Litisreassumtiooen, im §. 32. die RecbtsmiUel gegen die 
Erkenntnisse und im §. 33* die Executionen hervorhebt. Zu jedem 
der vorstehenden §§. sind mehrere passende und gut ausgearbeitete 
Formulare von Klagen, bei der Darstellung des prozessualischen Ver- 
fahrens auch Formulare zu Klagebeantwortungen, Recurs-, Executions- 
Gesuchen u. 8.w. geliefert, so dass man allerdings ein ziemlich treues 
Bild ttber den Gang des Preussischen Givilprozesses erhillt. Als An- 
hang ist eine Uebersicht der Kosten im Bagatell- und summarischen 
Prozesse beigegeben; die Uebersicht des Ganzen ist endlich durch 
ein alphabetisches Register mit Angabe der wesentlichsten Gesetz- 
steilen erleichtert worden. Im Allgemeinen lässt sich das Verdienst- 
liche der Schrift nicht in Abrede stellen; der Verf. bat das Wesent- 
liche der von ihm bebaudelten Materien richtig gewQrdigt und durch 
die beigegebenen Formulare die Anwendung der am hfiufigsten vor- 
kommenden Rechtstheorien für das practische Leben klar gemacht; 
wiewohl nur fUr einen kleineren Kreis, als der Verf. ursprünglich 
beabsichtigte. Indess auch für diesen wird das Werkchen mannig- 
fachen Nutzen gewähren. — Schliesslich kann Ref. nicht umhin, noch 
auf Eins, was dem Verf. zum Vorwurfe gereicht, aufmerksam zu 
machen. Derselbe hält nämlich in Ehesobeidungssachen die Kab.-Ordre 
y. 25. Febr. 1833., welche den persönlichen Gerichtsstand des Ehe- 
mannes ah forum erklärt, zur Zeit noch massgebend. (S. 21. n 330.) 
Allein nach dem Gesetze v. 28. Juni 1844. (Gesetz-Samml. S. 183. ff.) 
sind alle Ehescheidnngssachen an die Obergerichte verwiesen und der 
bisherige Ehescheidungsprozess hat durch diese Verordnung so we- 
sentliche Modificationen erlitten, dass die Aufnahme derselben in die 
vorliegende Schrift dringend noUi wendig erschien. Diesem Vorwurfe 
sucht der Verf. in der Vorrede durch die Bemerkung zu begegnen, 
dass der Mangel an Zeit eine Umarbeitung verhindert und dass sich 
Qberdies das Bedttrfniss dazu durch die neuerdings erlassenen gesetz- 
lichen Abänderungen nicht unbedingt herausgestellt habe (S. III.). Man- 
gel an Zeit kann da, wo es sich um Umarbeitung eines halben Bogens 
handelt, nie schützen, und wenn der Verf. kein unbedingtes Bedürf- 
niss dazu erkannt hat, so lässt sich dieser subjectiven Ansicht mit 
Recht entgegenstellen, dass bei der totalen Reform desEheschei« 
dungsverfahrens, welche die V.O. v. J. 1844. in^s Leben rief, wohl 
Jedem das Bedürfniss zu einer Umarbeitung des Ehescheidungsver- 
fahrens einleuchten muss. Ueberdies hat doch gewiss der Verf. seine 
Schrift nicht zum Gebrauche für eine kurze Zeitperiode bestimmt, 
und für diesen Fall ist es nicht nur Cautel, sondern erheischt es auch 
die Pflicht gegen das Publikum, den neusten Standpunct der Gesetz- 
gebung so viel wie möglich zu benutzen, besonders in Rechlsmaterien, 
die so unmittelbar wie die Ehescheidungen in^s practische Lebön ein- 
greifen. 
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Nenn ActeDSt&cke aas der fiskalischeD Untersuchungssache wider 
dea Rreis-Sekretair v.Yoang zn Lyck wegen Beleidigaog des Re- 
gierongs- Präsidenten Braun zu Gnmbinnen. Königsberg, Theile, 
IS45. 39 S. gr. 8- (geh. ^ Thir.) 

So oabedeolend an sieh der hier zur Untersuchung gelangte Vor- 
fall für das grossere Pablicum erseheinen mag, so bietet er doch in 
HiBblick auf die in der Untersuchung ertheilten Erkenntnisse aller- 
dings einiges allgemeinere Interesse dar. — So viel das Factische 
•■langt y hatte v. Young bei einem Spaziergange mit seiner Frau auf 
OfleaUieher Promenade den (ihm vorgesetzten) Präsidenten der Re- 
gierung zu Gumbinnen B., welcher ihm begegnete, nicht gegrfisst, 
nad als ihn B. darflber sofort, mit Beziehung auf das Landrecht, auf 
Öffentlicher Promenade in Gegenwart der GaUin v. Y.^s zur Rede ge- 
setzt, demselben erwidert, dass das Landrecht keine diesfallsige Be- 
stimmung enthalte, er(Y.), wenn er ohne Damenbegleitung gegangen, 
ihn (B.) stets gegrfisst habe, dagegen als Begleiter einer Dame, die 
er (B.) kenne, auf den ersten Gruss rechne oder gar nicht grüsse. 
Den andern Morgen hatte v. Y. dem Präsidenten einen Brief zuge- 
schickt, in welcbem er nochmals gegen jene Zurechtweisung B.^s, da 
selbiger ihm nur als Privatmann gegen abergestanden, protestirt, und 
dakei schriftlich bemerkt: 

„Ob es aber scbickück war, mick bei der geitrigeo Begegnang auf ö f f ent- 
licker Promenade in Begleitung meiner Frau lur Rede xu itellen, dai 
m5gen Ew. Hochwoklgeb. beurtheilen, wenn Sie diesen Brief gedruckt lesen 
werden. Dann, glaube ick, werden Sie empfinden, wie unabhängig diedf- 
fentlicke Meinung von politiichem Anieken iit und wie icbnell der Glans 
aet grosslen Mannet — sei er wirklich oder in der Einbildung vorhanden — 
«Bter einem Bii eben Orackenchwarse vench windet.*' 

Der Präsident B. sowohl, als die Regierung fand in diesem Briefe 
eine gröbliche Verletzung der dem Dienstvorgesetzten gebührenden 
Achtung und eine Beleii^ung in Bezug auf sein Amt; 4ie Regie- 
rung trug in einem von dem Präsidenten B. unterschriebenen Com- 
Bunicate bei dem 0.>L.-G.. zu Insterburg auf Einleitung der Unter' 
aachung wider v.Y. an. Nachdem ein Gesuch um Niederschlagung 
Ton dem Könige zurfickgewiesen und dabei bemerkt worden war, dass 
V. Y« die seinem Dienstvorgesetzten schuldige Achtung demselben auch 
in nicht amtlichen Beziehungen zu beweisen habe, wurde die Unter- 
suchung eingeleitet und v. Y. in dem ersten Erkenntniss wegen schwerer 
Verbalinjurien mit sechswöchentlicher Geföngnissstrafe belegt. Es 
wurde dabei zuvörderst in den Entscheidungsgründen anerkannt, dass 
kein Beamter schuldig sei, Rügen des Vorgesetzten, noch dazu wenn 
«ie ansseramtliche Handlungen betreffen, ohne weitere Vertheidigung 
hinzunehmen, — dass der Untergebene im Dienste dem Vorgesetzten 
Achtung und Gehorsam beweisen müsse, dagegen es nur wohlanständig 
sei, dass der Untergebene auch ausseramtlich den Vorgesetzten als 
solchen honorire, wie fiberdiess v.Y. als Adlicher (Allg. L.-R. II. 9. §. 1.) 
in ansseramtlichen Angelegenheiten dem Präsidenten B. sich gleichstel- 
len könne. — Dagegen wurde angenommen , dass in den obigen Worten 
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in V. Y.*s Briefe B. einer ungebührlichen Anmassung gerieben werde 
und jene Stelle nur dahin zn verstehen sei, dass die Autorität, auf 
deren Grund B. sich zn seinem Verfahren gegen den v. Y. berechtigt 
gehalten habe, eine nichtige sei und von der grössern Menge nicht 
beachtet werde, so ,wie dass in dieser, übrigens an sich unnöthigen 
Aeusserung eine Geringschätzung B/s liege und daher eine strafbare 
Injurie enthalten sei. Die (nach der Ansicht des Ref.) sehr begrün- 
dete Ansicht v. YJ*», dass die Regierung nicht beleidigt sei und daher 
selbige auch keinen Strafantrag habe stellen können, wurde an sich 
als richtig anerkannt, aber damit (auch in 2ter Instanz) beseitigt, dass 
der Präs. B. den gedachten Antrag mit unterschrieben und daher 
auch fttr seine Person genehmigt habe, — was nichts beweist, da B., 
als Präsident, und nicht für seine eigne (individuelle) Person den 
Antrag unterzeichnet hatte, und einen Beschluss der Regierung in seiner 
Ausfertigung auch dann, wenn derselbe nur per mqfora erfolgt und 
er selbst in der Minorität sich befunden, unterzeichnen, musste, seine 
Unterschrift daher nur den Beschluss der Regierung, nicht seine eigne 
Uebereinstimmung mit selbigem verbürgt. -^ Y. suchte nun der obigen 
Steile seines Briefs eine mildere Deutung zu geben, und das Königs« 
berger Tribunal sprach ihn auch von der Beschuldigung los; (in einer 
Stelle des Briefes, wo Y. sagt, dass er weit entfernt sei, den B. auf 
der Promenade als seinen Vorgesetzten, ja auch nur als einen Mann 
höheren Standes anzuerkennen, fanden beide Gerichtshöfe nichts Ehren- 
kränkendes, weil Y. ein Adlicher sei und daher jdem B. ausseramt- 
lieh gleichstehe). Das Tribunal war ebenfalls der Ansicht, dass v.Y. 
gegen die Zurechtweisung B.^s habe remonstriren dürfen, die Art der 
Remonstration aber an sich keine Beleidigung enthalte, da, wenn 
schon sie in Bezug auf die gegenseitige Stellung Beider als höchst 
anpassend und unangemessen zu bezeichnen , doch nicht als strafbare 
Injurie anzusehen sei, zumal die Absicht der Bhrenkränkung vom De- 
nuncianten nicht nachgewiesen und auch sonst für selbige keine ge- 
nügenden Verdaehtsgrfinde vorhanden seien. 



AflSgeiibter Kinderraab gegen einen Preussischen Cnterthan unterm 
Schutze der Gerichte der freien Stadt Frankfurt. Actenmässig dar- 
gestellt, nebst einem Anhange. Charlottenhurg, Bauer, 1844. 
V u. 207 S. gr. 8. (geh. 1 Thir.) 

Es ist der hier in Frage befangene Process bereits der Gegen- 
stand mehrfacher öffentlicher Besprechungen und zum Theil der Auf- 
forderung zur Sammlung von Beiträgen für den Herrn v. Fab«ck, 
um demselben die Mittel zur Wiedererlangung seiner Kinder zu ge- 
währen, geworden, und es hat das Verfahren des Stadtgerichts zu 
Frankfurt a. |l« bereits wiederholt eine sehr strenge Kritik und viel- 
fachen Tadel erdulden. müssen. Das Sachverhältniss , welches hier 
aus einem vollständigen Aktenauszuge sich klarer, als nach jenen Zei- 
tnngSBaehrichten übersehen lässt, ist folgendes: v. F. — ein preussi- 
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•eher DntertliaB — lernte seine Praa in Florenz kennen, schloss mit 
derselben daselbst das eheliche Band ond wandte sich, nachdem er 
bis znr Jnlirevolotion in Paris and dann in England sich aufgehalten, 
nach Prankfurt, woselbst er mit Genehmigung der dasigen Behörde 
I8S6« ein Ersiehnngsinstitot f&r Madchen begründete. Aus den Aos- 
aagen der abgehörten Zeugen ergiebt sich zweifellos, dass er diesem 
Institute seine volle and rastlose Thfltigkeit zuwendete und hierdorch 
dasselbe auf einen blöhenden Zustand brachte» bis nach einigen Jahren 
die wohl schon frflber bisweilen vorhanden gewesenen Misshelligkeften 
zwischen ihm und seiner Ehefrau immer bedeutender und leidenschaft- 
licher wurden» dadurch aber das Gedeihen des Instituts gefährdeten 
und zuletzt seine Auflösung (wahrend des Proeesses) herbeifdhrten. 
An 21. August 1841« reichte die verehel. v. F. bei dem Stadtger 
richte zu Frankfurt ein Gesuch ein, in welchem sie anführte, dass 
ihr Ehemann sie und die Kinder auf die empörendste Weise mtss^ 
handle und schlage, — ein deshalb bei der geistlichen Behörde an- 
gestellter SObneveranch fruchtlos geblieben sei, — und sie die Ehe 
mit ihreoi Ehemanne nicht fortsetzen könne; sie verband damit den 
Antrag, ihre Ehe von Tisch und Bette zu trennen und ihr nebst ihren 
A Rindern und den Zöglingen ihres Instituts die Beziehung einer ab- 
gesonderten Wohnung und die Mitnahme der fOr sie nöthigen Hans- 
gerflthsehaflen zu erlauben, sowie nach sofortiger summarischer Ver- 
nehmung der Dienstmadehen Ober die gedachte Behandlung der Kinder 
dureh eine schleunige VerfQgung dem Beklagten jedeVerSudernng 
hinsichtlich des Aufenthalts der Kinder, bis zur ausge- 
machten Hauptsache, bei Vermeidung von Zwangsmass- 
regeln zu untersagen. Das Stadtgericht hörte hierauf sofort die 
angegebenen Zeugen ab. Dieselben vermochten mit Bestimmtheit 
und aus eigner Wissenschaft ober Misshandlungen der Klägerin durch 
Beklagten nichts anzugeben, bestätigten aber — jedoch ohne ilire 
Aussage eidlich zu erhärten — mit einer gewissen, dabei sieb 
zu Tage legenden Gehässigkeit gegen Beklagten, dass derselbe seine 
Kinder mehrmals sehr bedeutend gezQchtigl habe. Auf Grand dieser 
Auslagen decretirte nun das Stadtgericht sofort, dass der Klägerin 
gestattet sei, mit ihren Kindern provisorisch eine abgesonderte Woh- 
nung zu beziehen, wies sie aber mit ihrem Antrage auf Separation 
wegen Incompetenz des Gerichts ab, und setzte den Beklagten hier- 
von, so wie von der Klage selbst nunmehr in Kenntniss. Es drängt 
sich hier sofort die Wahrnehmung auf, dass das Stadtgericht offenbar 
seine Befogniss ebensowohl, als den Antrag der Klägerin überschritten 
hat. War das Stadtgericht als Ehegericht nicht competent, so konnte 
es auch nicht eine provisorische Sonderung aussprechen, welche über- 
dies von der Klägerin nur als Folge ihres Scheidungsgesuchs 
beantragt worden war. Ihr Schlussantrag ging dahin, dass bis nach 
erfolgter Scheidung dem Beklagten jede Veränderuiig in Betreff 
des Aufenthalts der Kinder untersagt werden solle, — weiter nicht. 
Auch konnten etwaige rein polizeiliche Rücksichten das Stadt- 
gericht schwerlich zu solcher Massregel berechtigen. Hierzu kam 
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aber noch ganz besonders, dass Beklagter jedenfalls zuvörderst ge- 
hört werden musste, ehe man einen so tief in wesentliche Rechte 
desselben eingreifenden Beschluss fassen durfte, und dass die unbe- 
schwornen Aussagen der Dienstmädchen die Anklage der Ehefraa 
nicht ausreichend bescheinigen konnten. — Die v. F. benutzte auch 
sofort dieses Decret, um sich von ihrem Ehemanne zu trennen tind 
die Kinder mit sich wegzuführen. Nach den Aussagen der später 
abgehörten Zeugen dieses Vorfalls — unter denen sich auch zwei 
Gerichtspersonen und ein Pfarrer, den die v. F. herbeigeholt hatt«, 
befanden, — weigerten sich die beiden älteren Kinder (von 15. und 
11 Jahren) entschieden und mit Bestimmtheit, ihren Vater zu ver- 
lassen und ihrer Mutter zu folgen , und, obschon v. P. dies sofort 
anzeigte und auf jene Zeugen sich berief, liess das Stadtgericht 
es bei seinem Decrete lediglich bewenden. Die Tochter von 
15 Jahren wurde nun ungeachtet ihres Weinens und Sträubens von 
den Dienstmädchen auf Befehl der v. F. in einen Wagen getragen 
und nebst ihrem Bruder von 11 Jahren von der letztem fortgeführt, 
wobei die Tochter noch aus dem Wagen ihrem Vater zurief: ^^Vater, 
es ist nicht mein freier Wille! Verlass Dein Kind nicht !^' Diev. F. 
hatte ihrem Manne den Knaben vergleichsweise überlassen, er 
aber beide Kinder behalten wollen und erklärt, wie er schon sein 
Recht auf beide Kinder verfolgen werde. Er bat nun, ihm wenig- 
stens zu gestatten, dass seine beiden ältesten Kinder täglich ein oder 
zwei Stunden in seine Wohnung gesendet würden. Auch dieses 
Gesuch^ schlug das Stadtgericht ab. Nnnmehr wurden die von 
v. F. angegebenen Zeugen erst abgehört;. dabei bestätigten ein Dienst- 
mädchen, ein Gensd^armes und der Gerichtssecretär, so wie noch 
andere Zeugen insbesondere die gedachte entschiedene Weigerung 
der beiden Kinder, ihren Vater zu verlassen, und die gewaltsame 
Fortschaffung der Tochter. Das Stadtgerrcht, von der Ansicht aus- 
gehend, dass diese Weigerung Folge von Furcht sein könne (!), liess 
auch jetzt noch es bei seiner Verfügung bewenden. Nun- 
mehrwandte V. F. Berufung ein, bezog sich noch auf neuaufgefundene 
Zeugen, welche zum Theil aber nicht abgehört wurden, und griff 
das Verfahren selbst als illegal an. Das A.-G. zu Frankfurt bestä- 
tigte aber den Bescheid des Stadtgerichts. Es ergriff v. F. nun an- 
derweit das Rechtsmittel der Appellation und berief sich auf Zeugen 
in Betreff seines Verhaltens gegen die Kinder. Aus den angestellten 
Erörterungen ergibt sich nun so viel, dass v. F. sehr streng gegen 
seine Kinder gewesen ist, wohl manchmal zu streng, obwohl die ent- 
schiedene Anhänglichkeit seiner Kinder an ihn In der Stunde der 
Trennung und ihre Weigerung, der Mutter zu folgen, sehr zu seinen 
Gunsten spricht. Seine ausserordentliche Thätigkeit, sein Eifer und 
reger Wille für das Beste seiner Zöglinge wird allgemein und zum 
Theil sehr rühmlich anerkannt , wogegen die von der Klägerin ange- 
gebenen, theilweise aber sehr verdächtigen Zeugen weniger günstig 
über ihn sich auslassen und theilweise gerade das Gegentheil ver- 
sichern. Jedenfalls aber muss man doch zugeben , dass einem Vate>* 
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na deswillen f weil er seine Rinder sehr streng bebandelt, — dafero 
■nr nicbt Nacbtbeile für Leben und Gesondheit der letzteren ent- 
standen sind, — dieselben nicbt ebne Weiteres gerichtlich wegge- 
Bommen werden können. Das 0.-A.*G. zu Lübeck hob auch die Eni« 
leheidangen des Stadtger. n« A.-G. zu Frankfurt auf, weil das Pro- 
Tisorina — abgesehen von den dabei verhangenen Unfdrmlichkeitea — 
■ateriell nnbegrOndet sei , Ober den Antrag der Klägerin hinansgehe, 
nnd es daher nicht einmal der vom Appellanten neuerlich beigebrachten 
Gegenbeweise bedflrfe. Allein die Klägerin hatte unterdessen Mittel 
gefanden, mit den Kindern nnd zwei von den als Zeuginnen aufge- 
tretenen Personen nach England abzureisen, so dass v. F. sein endlich 
erlangtes Recht nieht realisiren konnte. Er selbst hat die Aktenstäcke 
TerOlieBtlicht. 



Actemnässige DarstellaDg des wider Jochim Hinrich Ramcke, Anna 
Maria Ramcke n. Hinrich Lad iges ans Halstenbeck, wegen verübten 
Mords n. Brandstiftung gefQbrten Griminalprozesses, nach den voll- 
ständigen Griminalacten herausg. von €• J* Cfraba, Justiz-B., 
Justitiar u. Branddirector in Kiel. Mit einem Grundrisse. Kiel, 
BQnsow, 1844. Vlll. u. 51d S. gr.8. (geh. 2 Tbir.) 

Der in der Aufschrift genannte Griminalfall hat eine ausserge- 
wOhnliche Theilnahme und Sensation erregt. Das besondere Interesse, 
welches f&r denselben sich gezeigt hat, ist hauptsachlich eine Folge 
der Intervention des Dr. Peter v. Kobbe und der von ihm zur 
Unterstfitznng derselben vorgebrachten Behauptungen, so wie der 
seltsamen Fflgung des Schicksals, durch welche ein zum Tode ver- 
nrtheilter Inqoisit an den Stufen des Schaffots dem Leben wieder- 
gegeben nnd begnadigt worden ist. Dieses Interesse musste sich 
noch steigern, als die Vertheidiger Ramcke^s und seiner Genossen 
ihre Vertheidigungsschriften bekannt machten und in denselben zum 
Theil Vorwürfe gegen die Holsteinschen Gerichte vorgebracht wor- 
den, die allerdings eben so befremdlich, als in Bezug auf den zeit- 
herigen Ruf der Gerichte unerfreulich waren. Ebenso wurde das 
Interesse noch dadurch erhöht, dass zuletzt doch nicht mehr in Ab- 
rede gestellt werden konnte, dass Ramcke, dessen Benehmen man 
im Laufe der Untersuchung sowohl, als auch später lediglich als Si- 
mulation einer Geisteskrankheit angesehen und den man als einen 
verstockten, verschlagenen Verbrecher mit schweren Ungehorsaros- 
strafen belegt hatte,, gegenwärtig wahnsinnig sei, so wie dass sein 
zwar nnberQfener,.aber eifriger und biedrer Vertheidiger P. v. Kobbe, 
immittelst — wie man sagt — in Folge der mannich^cben (man darf 
wohl sagen), nicht verdienten Kränkungen und Verdächtigungen, welche 
er wegen seiner Intercession, so wie der Angriffe auf die gespro- 
chenen Erkenntnisse und die denselben unterliegenden gerichtsärzt- 
lichen Gutachten erlitten, gestorben, nnd eben so auch kurz darauf 
sein Bruder, Theodor v. Kobbe, welcher das Werk des Verstorbenen 
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mit eben so grosser Pietät als warmer BegeisteniDg fortsetzte, eben* 
falls inmitteUt aus dem Kreise der Lebenden geschieden ist. 

Ref. nimmt Bezog auf Dasjenige , was er bereits S. 545* ff. dieses 
Jahrgangs über die Handlung Kobbe^s sowohl, als den Criminalpro- 
cess selbst bei der Anzeige zweier, hierher gehöriger Schriften aus'> 
f&hrlich bemerkt hat. Der von ihm S. 551* ausgesprochene Wunsch 
ist nun auch durch die vorliegende Schrift insoweit in Erfüllung ge- 
gangen, als eine vollständige Relation des Griminalprocesset in der- 
selben dnrch ihren verdienstvollen Verfasser geliefert worden ist 
Derselbe bemerkt, wie er hoffe, dass dieses Werk dazu beitragen 
werde, dem gebildeten Europa die Ueberzeugung »i verschaffen, dass 
die Crlminalrechtspflege in Holstein zwar nicht von Gebrechen frei 
sei, aber mit einer Gründlichkeit und Gewissenhaftigkeit ausgeflbt 
werde, die das Vertrauen zu den Richtern, denen sie fibergeben sei, 
nicht erschattem lässt und die sich der Gerechtigkeitspflege aller 
fibrigen Staaten Teutschlands an die Seite zu stellen nicht scheuen dfirfe. 

Eine vollständige Darlegung der Ergebnisse der hier mitgelheilten 
Actenextracte sowohl , als ein tieferes Eingehen auf die ziemlich aus- 
führlichen, einen grossen Theil der Schrift einnehmenden Erörterungen 
und Darstellungen des Verfs. selbst wfirde hier zu weit f&hren. Viel- 
mehr sollen hier nur kürzlich folgende, die frühere Relation vervoll- 
ständigende und berichtigende Notizen Platz finden. 

Es kommt bei Beurtheilung der Sache wesentlich auf zwei Punkte 
an: 1) Sind die von Ramcke abgelegten Geständnisse in Verbin- 
dung mit den übrigen, in der Untersuchung gewonnenen Verdachts- 
gründen für ausreichend anzusehen, um, der späteren Widerrufe 
ungeachtet, ihn für fiberftthrt erachten zu kOnnen, und — 2) Lässl 
sich annehmen, dass Ramcke bereits im Laufe der Untersuchung 
wahnsinnig gewesen oder nur erst später geworden sei? 

Zu I) ist zu bemerken, dass diejenigen Zweifel, welche der 
Ref. früher bereits in dieser Beziehung ausgesprochen hat, nicht 
gänzlich beseitigt worden sind. Lässt sich auch nicht in Abrede stellen, 
dass aus den mitgetheilten Protocollen u. s. w. sich noch mehrere 
Momente ergeben, welche den gegen Ramcke vorliegenden Ver- 
dacht sehr wesentlich verstärken und verschiedene Behauptungen 
Kobbe^s als unerheblich sowohl, als zum Theil auch irrig erscheinen 
lassen, so sind die Zweifel, wie Ramcke 's Angaben mit denen seiner 
Frau und seines Schwagers in Einklang zu bringen und die offen- 
baren, höchst wesentlichen Widersprüche in denselben zu beseitigen 
seien, nicht gelöst worden. Eben so ist nicht zu verkennen, dass 
die Aussage Ramcke's auch an sich schon mannigfache Widersprüche 
und UnWahrscheinlichkeiten enthält und dabei Umstände als Indicien 
gegen ihn aufgestellt worden sind, die in derThat weder an sieb noch 
in ihrem Zusammentreffen mit andern Umständen als erheblich und 
beachtenswerth erscheinen, vielmehr sich auf eine völlig unverdäch- 
tige Weise erklären lassen. Ebenso lässt sich der Zweifel nicht 
ganz beseitigen, dass, nachdem Ladiges bekannt hatte, Ramcke 
sowohl als früher bereits dessen Ehefrau mehr auf die eindringlichen 
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VorttelloDgeD des GericliU bei den Confrontationen Dasjenige, was 
ihnen vorgebalten worden, als selbstsländig gestanden baben. 
Selbst die Passang der Protoeolle gibt zu solchen Zweifeln Veran- 
lassung and insbefondere Iflisl sich nicht verkennen , dass die Art 
und Weise, wie die Ramcke gestand und dann im Gefangnisse wider- 
rief, die Angst, die sie allenthalben vor ihrem Manne aussprach, 
einer-, und die moralische sowohl als physische Ermattung, die in 
Folge einer zweijährigen Untersachungshaft leicht erklärlich ist, an- 
dererseits, wohl geeignet sind, die Giaubwirdigkeit ihres Geständ- 
nisses zu entkräflen. Besonders aber muss wiederholt werden, dass, 
selbst wenn die mannigfachen and schweren Ungehorsamsstrafen, die 
Rameke^n auferlegt worden, keinen Eiofluss auf seine Geständnisse 
gehabt haben sollten, dieselben allerdings den Leser immer noch 
sehr unangenehm berflbren. Fttr die Ansicht von der Schuld R a ra c k e *s 
spricht Übrigens insbesondere noch das neuerliche, von dem Verf. 
roifgetheilte Gespräch desselben mit der Ramcke Im Zuchthause, wo 
sie ihre Strafe verbttsst. 

Zu 2). Dass Ramcke an Wahnsinn gegenwärtig leide, ist in 
der That nicht zu bezweifeln. Gibt nun ferner der Verf. zu, dass 

— seiner Ansicht nach — Ramcke schon zur Zeit seines ersten 
Geständnisses an intermittirender Verrftcktheit gelitten habe, welche 
•ilmälich in anhaltende abergegangen sei, — eine Ansicht, die aller- 
dings sehr viel fßr sich hat, — so gesteht Ref. offen, dass Kobbe 

— seiner Meinung nach — das grösste Lob verdient, dass er einen 
solchen Menschen vor dem Richtschwerte und die bürgerliche Gesell- 
schaft vor einem beklagenswerthen Unglücke bewahrte. Dass Ramcke 
anHinglicb Wahnsinn sinulirt habe, kann wohl zugegeben werden. 
Ebenso,' dass die Aerzte und die Gerichte den allmäligen Uebergaog 
von der Simulation zum Wahnsinn anzunehmen keine Veranlassung 
halten und in seinem Benehmen nur ein planmässiges Vertheidignngs- 
system gefunden haben. Allein es i«t auch wohl zu bedenken, dass 
es sehr unwahrscheinlich ist, dass ein Landmann, und wenn er auch 
mit der eisernen Willenskraft und Selbstbeherrschung begabt ist, 
welche von Einigen und auch vom Verf. Ramcke'n zugeschrieben 
wird, mehrere Jahre hindurch eine solche Rolle in der Weise, wie 
geschehen, spielen sollte, — dass — worauf Ref. entschiedenes Ge- 
wicht leg^ — ein solcher Landmann auch nach der Urlbelspnblicatioo 
bis zu den Stufen des Schaffots und bei der plötzlichen Unterbre- 
chung der Execution nicht aus der Rolle fallen, weder im Angesichte 
des Todes die Maske fallen lassen, noch bei der plötzlichen, nner- 
warteten Rettung sich unwillkürlich verrathen und seine Freude be- 
zeigen sollte. Das Benehmen Ramcke^s am Executionstage lässt 
sich in der That nur dann erklären, wenn man ihn für gemüthskrank 

, ansieht und zugibt, dass er es schon an diesem Tage gewesen sei. — 
Auch die Gerichte selbst waren sich nicht sicher, ob Ramcke^s 
Wahnsinn in der That nur simulirt sei. Von der Landdrostei wurde 
bei dem Ober^riminalgerichte, nachdem Dr. Jessen in Utersen die 
Annahme des früheren Arztes als höchst unwahrscheinlich erklärt 
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hatte, dass R. noch gegenwärtig eine SeelenstOning nor simalire, 
angefragt, ob die Strafe za vollstrecken sei, wenn nach der Pnbli- 
cation des Urthels R. fortfahre, sich so zn betragen, wie zeither. 
In dem Ober-Griminaigericbte zeigte sich Verschiedenheit der An- 
sichten und endlich entschied man, dass in Gegenwart des Dr.J» das 
Urthel R/n publicirt und executirt werden solle, — wenn bei 
und nach der Pubiication sich nicht Kennzeichen der Ver- 
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HandhiBg der Jastitbehftrdeo vermiedeo wurde, welebe dem Zwecke 
der Justiz anbediagl entgegenlief. — Manche Betrachlungen, die 
sich aa diesen merkwürdigen Process mit Beziehung auf die Ver- 
schiedenheit des inquisitorischen und mOndlich-Offentlichen Verfali^eDS 
knOpfen lassen, und die hier um so mehr von Gewicht sein würden, 
als an der Gewissenhaftigkeit des Unlersucbungsgerichts sich nicht 
zweifeln Usst, müssen hier — nm nicht diese Anzeige ungebührlich 
zu verlängern — bei Seite gestellt werden. — 



Nene Sammlang bemerkenswerdier Entscbeidangeii des Ober- 
Appellations-Gericbts za Cassel. Herausg. unter der Aufsicht 
des Rurf. Justiz -Ministeriums von F* G. ü. Strippelmanm» 
O.-A-G.-Secretftr. 3. Theil. 2. Ahtheil. Gassei, Fischer, 1845. 
441 S. 8. dlThlr.) 

Der fieissige Herausgeber vorstehender Sammlung hat bereits 
wieder eine Abtheilung derselben, welche uns vorliegt, zum Drucke 
befördert Dieselbe enthält XXIV. Nummern, von denen die beiden 
letzten Nachtrüge zu früheren, schon in den vorigen Abtbeilongen 
• enthaltenen Erörterungen geben. Im Allgemeinen kann sich Ref. 
hier ebenfalls auf Dasjenige , was er bereits S. 256. ff. und S. 1033. 
des vorigen Jahrgangs dieser Jahrb. in Bezug auf diese Sammlung 
und deren Werth bemerkt hat, bezieben ; jedoch mnss derselbe audi 
hier die S. 1033. gemachte Ausstellung wiederholen. Von beson- 
derem Interesse und auch ziemlich vollstündig sind die Erürternngen 
unter f.: einige, in der Lehre vom beneßcium legis et inventani vor- 
kommende Streitfragen betr., und XXII.: über die dem Richter, resp. 
gerichtlichen Hilfsbeamten obliegende Entschädigungspflicht aus Hand- 
lungen oder Unterlassungen der streitigen oder freiwilligen Gerichts- 
barkeit (S. 1—80. und S. 289 — 421). Von Interesse sind auch die 
Erörterungen unter II. : lieber die Verbindlichkeit der Kinder, be- 
ziehungsweise Schwiegerkinder, die dürftigen Aeltern, bezOgl. Scbwie- 
gerültern airs der Errungenschaftsmasse zu alimentiren; III.: Ueber 
die Verjährung der Litispendenz; IV.: In welcher Lage desProcesses 
ist die auf die s. g. Rechtswohlthat der Competenz gegründete Ein- 
rede zulässig (das O.-A.-G. zu Cassel hat in Uebereinstimmung mit 
Thibaut, Pand.-R. §. 108., v. Vangerow, Fand. L §.174. S.215., 
Francke im Archiv f.Civ.-Pr. XX1ILS.388. u. Sintenis in d. Zeitschr. 
f. Givilr. n. Proz. XV. S. 341. angenommen, dass diese Einrede zwar 
im Hauptverfahren vorgeschützt werden könne, aber ihre t3igentliche 
Stelle in dem Execotionsverfahren finde); XVIII.: Ueber die Frage: 
Ob und in wie weit Stiftungen zu milden Zwecken zu ihrem rechtl. 
Bestehen und zur Erlangung der Rechte einer Corporation der Be- 
stätigung der Staatsgewalt bedürfen? (Das O.-A.-G. bat hier folgende 
Sätze angenommen: d) zur rechtlichen Existenz einer solchen Stif- 
tung ist die vorgängige Einholung der Genehmigung der Staatsge- 
walt nicht erforderlich, b) Es haben zwar solche Stiftungen nicht 
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ohne Weiteres die Rechte der Gorporalionen ; vielmehr ist, am solche 
zu erlangen, jene Genehmigung allerdings nothwendig. Dahingegen 
bedarf es 3) zu deren Grtheilung nicht gerade einer darauf gerich- 
teten ausdrücklichen Willensbestimmung der Staatsgewalt, sondern 
es kann diese auch aus schlflssigen Handlungen gefolgtert werden, 
dergestalt, dass wenn auch der Stiftung bei ihrer Gründung das 
Recht selbstständiger Verwaltung nicht beigelegt wurde, gleich- 
wohl solches im Laufe der Zeit damit sich vereinigt haben kann). — 
Das particttlare Recht ist vorzugsweise in dieser Sammlung berück- 
sichtigt. 



Die psychischen Krankheiten und die damit verwandten Zu- 
stände^ in Bezug auf die Rechtspflege. Vornämlich zum Ge- 
brauch für Gerichtsärzte und Rechtsgeiebrte. Von J. H« Hoff- 
liauer» der Heilkunde und Wundarzneikonde Dr.^ pract. Arzte zu 
Bielefeld u. s. w. Berlin, Förstner, 1844. 266 S. 8. (geh. l^ Thir.) 

Es haben wenige Wissenschaften in neuerer Zeit eine so all- 
gemeine und lebhafte Theilnahme gefunden, wie die Psychologie in 
ihren Beziehungen zur Rechtspflege, theils wegen ihrer hohen Wich- 
tigkeit und Bedeutung überhaupt und insbesondere in Beziehung zur 
Griminalrechtspflege , theils wegen des, auch selbst weniger gebil- 
deten Personen eigenthümlichen Interesses, welches an der Analyse 
und Charakteristik geistiger Krankheiten genommen wird. Es ist 
hierdurch die Wissenschaft, welche auf diese Weise in den Vorder- 
grund gestellt wurde, ebenfalls mächtig gefordert worden nnd es 
haben verdiente Aerzte sehr lehrreiche Untersuchungen über die 
Grundprincipietf nnd einzelne Theile der Psychologie sowohl, als 
einzelne besonders interessante Falle mitgetheilt, um die Wissenschaft, 
welche allerdings zum Theil noch sehr im Argen lag und in w*elcher 
noch jetzt nicht alle Dunkelheit und Verworrenheit verschwunden 
ist, ihrer Vollendung immer näher zn bringen und insbesondere eine 
feste Grundlage in derselben zum Weiterbauen zu erlangen. Nicht 
blos herrscht in den Lehrbüchern der gerichtlichen Psychologie eine 
solche Verschiedenheit der Bezeichnungen und Grundbegrifle , wie 
sie nnr selten in einer andern Wissenschaft sich findet , sondern man 
ist anch über die Grundvermögen der Seele nnd ihre wechselseitigen 
Beziehungen selbst noch nicht einig, und ist auch bei dieser Ver- 
wirrung zn fürchten, dass hier noch lange Zeit vergehen wird, ehe 
eine feste, allgemein anerkannte Basis gewonnen werden wird. — 
Was nnn das vorliegende Buch anlangt, so erweckt schon der Name 
des Verfs. gewissermassen ein günstiges Vorortbeil, indem die grossen 
Verdienste, welche J.C. Hoffbauer um die gerichtliche Psychologie 
sich erworben, gewiss von Allen gern zugestanden werden. Und 
dieses notnen ei omen habet täuscht auch nicht. Ref. hat wenigstens 
dieses Buch mit grossem Interesse gelesen und mannigfache Beleh- 
rung gefunden, — er muss dem Scharfsinne und der Folgerichtigkeit 
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einerseiu und der Klarheit und Deollichkeit der Darstellung andererseits 
ebenso volle Gerechtigkeit wiederfahren lassen, als dem Fleisse der 
Arbeit« und die Erwartungen, mit denen er das Buch in die Hand 
genommen, sind gerechtfertigt worden. Würde auch hier und da 
eine grössere Bestimmtheit sowohl, als theilweise auch eine grOnd- 
licbere Erforschung und Erörterung zu wönschen gewesen sein, so 
bat doch Ref. nur selten zu diesen Ausstellungen Veranlassung ge- 
funden und es lisst sich zuletzt bei Untersuchungen vorliegender Art 
über das Mehr oder Weniger der Erörterung auch keine allgemein 
anerkannte und gleichbleibende Regel aufstellen. — In der Einlei- 
tung bespricht zunächst der Verf. , nach Vorausschickung einiger 
Andeutungen über die vornehmsten Seelenvermögen des Menschen 
und die Beziehungen des Menschen zum* Staate (wobei übrigens der 
Jurist Manches auszusetzen haben würde und Ref. die Definition vom 
Staate für verfehlt erachtet und die Gründe für Beibehaltung der To- 
desstrafe nicht als folgerichtig ansehen kann), die Gompetenz des 
Arztes zur Untersuchung und Beurtheilung des psychischen Zustandes 
eines Menschen und ertheilt einige allgemeine Regeln über die Vor- 
uahme solcher Untersuchungen in Beziehung auf die Rechtspflege, 
wobei insbesondere die Bemerkungen über Untersuchungen von, der 
Simulation verdächtigen Individuen und bereits vergangenen psychi- 
schen Krankheiten hervorzuheben sind und Beachtung verdienen. Der 
Haupttheil des Buchs zerfällt in zwei grosse Hälften, von denen eine 
die psychischen Krankheiten, die andere die mit den psychischen 
Krankheiten verwandten Zustände, in Bezug auf die Rechtspflege, 
betrifft. In der ersten Hälfte werden zuuächst 1) die Krankheiten 
des Verstandes, 2) des Gemüths und 3) des Willens besprochen 
und zwar zu 1) a, die Verrücktheit, wobei auf die partielle Ver- 
rücktheit und deren drei Species (Wahnwitz, Aberwitz und Narrheit) 
eingegangen wird, b. der Blödsinn in Verbindung mit Dummheit 
und Stumpfsinn, als niedrigere Grade der Verstandesschwäche (wo- 
bei interessante Bemerkungen über angebornen und erworbenen Blöd- 
sinn, dessen Prognose und Ursachen, sowie Erheuchelung, Verheb^ 
lung und falsche Anschuldigung desselben gegeben werden); — za 
2) a. der Wahnsinn (hierbei über periodischen und anhaltenden 
Wahnsinn, sowie seine Verbindung mit Tobsucht oder Fallsucht, — 
Aber dilucida intervalla)^ b. Melancholie (hierbei über stille und 
irrende Melancholie und ihre Verbindung mit andern Seelenstörungen); 

— zu 3) a. die Tobsucht (hierbei insbesondere auch über anhal- 
tende und periodische Tobsucht, — Manie ohne Geisteszerrüttung, 

— krankhafte Zornmüthigkeit, ^- unheilbare Tobsucht. Diese Er- 
örterungen, vorzüglich die Beziehungen der Tobsucht und ihrer ein- 
zelnen Erscheinungen zum Griminalrechte, verdienen besonders her- 
vorgehoben zu werden.) b. die Will enlosigkeit (diese zuerst von 
Heinroth so genannte psychische Krankheit ist noch nicht gehörig 
festgestellt; auch möchte Ref. dem Verf. nicht beistimmen, wenn 
derselbe hier in Bezug auf das Griminalrecht sich dahin ausspricht, 
dass das mit solcher Krankheit behaftete Individuum zu einem Ent- 
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Schlüsse und einer Handlung absolut unfähig sei). — Im zweiten Theile 
werden folgende Zustände besprochen: a) das Nachtwandeln, 
b) die Schlaftrunkenheit, c) das Delirium, d) die Trunken- 
heit, e) die Trunksucht, /) Affecte (hier Ober niederschlagende 
und aufregende Affecte, so wie über die criminalrechlliche Wirkung 
desAffects aus einer erwiederten, aber unglücklichen Liebe von edler 
Richtung), g) Hunger, h) die Gelüste der Schwangeren, i) der 
Geschlechtstrieb, k) die Brandstiftungslust (hier wären insbe- 
sondere eine gründlichere Erörterung zu wünschen und die Ergeb- 
nisse der neueren und neuesten Forschungen mehr als geschehen zu 
berücksichtigen gewesen, und es hat die Darstellung dieser wichtigen 
Materie den Ref. nicht befriedigt), /) Taubstummheit. — Der Verf. 
hat bei seinen Erörterungen in der Regel eine dreifache Aufgabe 
sieb gestellt: 1) Die Exposition der Krankheit. Hier werden das 
Wesen der Krankheit und ihrer Species, — die Symptome der Krank- 
heit an sich und in ihrer Verbindung mit andern Krankheiten — die 
somatischen und die psychischen Ursachen — die Prognose der Krank- 
heit und ihr Uebergang in andere Krankheitsformen — so wie die 
Frage über die Annahme erblicher Anlage besprochen. 2) Recht- 
liche Wirkungen der Krankheit, und zwar in civil-, crimi- 
nalrechtlicher und polizeilicher Beziehung. 3) Ermittelung 
der Krankheit. Hier werden die Fragen erörtert, wie zu unter- 
suchen , ob gegenwärtig bei einem Individuum die Krankheit vorhan- 
den, ob sie früher bei ihm vorhanden gewesen, ob sie simulirt sei. — 
Die Reichhaltigkeit der Erörterungen ergibt sich schon aus dieser 
Uebersicht. Der Verf. hat übrigens einige Fälle — aus andern Lehr* 
bficbern und Sammlangen entlehnt — mitgetheilt, an denen er die 
von ihm aufgestellten Sätze kürzlich nachweist. — Es kann das vor- 
liegende Werk nach Dem, was vorstehend über Inhalt, Zweck und 
Ausführung desselben bemerkt worden ist, cur bestens empfohlen 
werden. 
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ID. Bertchte filber akademisclie 
Sduiften. 



De ficto possessore in foro hodiemo meditationes. Düs. 
inaug, jurtd; quam iii. tciorum ordinis auctoritate pro summis in 
u, ./. honoribus rite capessendis d. XÄL m. Jun, a. MDCCCXLIL 
publice def endet Guii. A.ug. JKeissner» Dresdensis^ j. u. 
bacc. et not. pubL Lipsiae, typ. Staritzii. 28 S. 4* 

Die Abhaadlong bildet gewistermaiien die Einleitung so einem von S. 34. 
an mitgetheilten Rechtifall, am welchem Ref., der fibrigeni dem Verf. dai 
Zeagniii nicht vertagen kann, dasi er mit guter Rerfickiichtigong der Quellen-'— 
die Literatur ist über diesen Gegenstand ohnehin dürftig — gearbeitet hat. Einiges 
referiren will. Die Erbin eines Allodial-Ritterguts war vom preuss. Fiskus auf 
Heraosgabe der im Gntseomplexe enthaltenen, aber an sich nicht speciell sa 
beselchnenden lehnbaren Pertinentien belangt worden, jedoch obgleich durch 
rechtskraftiges Erkenntniss dasu verurtheilt, im Besitze geblieben, hatte auch 
■päter das ganze Gut verkauft und sich nach Sachsen übergesiedelt Hier wurde 
anderweit, und zwar auf den Werlh der taxirten Parcellen Klage erhoben, 
■olehe jedoch von der Jnristen-Facallät su Leipzig abgewiesen, theils weil zu- 
nächst Heraosgabe der Sache zu fodem gewesen wäre, hier um so mehr als 
Grundstücke nicht abhanden kommen können, theils weil zam Begrilf der 
do losen Veräusserung die Absicht gehöre, dem Kläger die Verfolgung seines 
Rechts zu erschweren, delu9 ohnehin bei der von der Behörde nothwendig za 
confirmirenden Veräusserung nicht präsnmirt werden könne (L 145. D, de R. J,j. 
Diesen Ansichten wurde auch in den hohem Instanzen beigepflichtet, nebenbei 
die zweite Klage nicht etwa als aeiio Judicati, sondern als vindicatio utili» auf- 
gefasst und namentlich der Mangel einer speciellen Bezeichnung und äoMern Er- 
kennbarkeit der Lehnspareellen — denn die Regel der /. 6. D, de R. V. gilt aucii 
für den fiagirtea Besitzer — hervorgehoben , der auch für die etwaige mala fide% 
der Besitzerin von Einflnss wurde, jedoch die Klage nicht schlechterdings, son- 
dern nur angebrachter Maassen abgewiesen. Konnte hier nur kürzlich der Inhalt 
angedeutet werden, so wird doch einleuchtend seyn, wie fruchtbringend eine 
Untersuchung über re9 htigiosae, aiienaüo judieH muiandi eauiay und ver- 
vsandte Materien mit Rücksicht auf die Formen des heutigen Executions-Ver- 
fahrens, worüber der Verf. §.21. eine ganz kurze Andeutung giebt, seyn wurde. — 
Zu der Promotion des Verfs. erschien folgendes Programm, verfasst von dem 
Ordinarius, Domherrn />r. Günther: 

De Paulliana actione extra concursum instituta observationes. 15 S.4. 
Das sächs. Recht unterwirft auch den nicht gemachten Erwerb, namentlich 
die Enterbung bis zur Höhe des dem Gemeinsehuldner gebührenden Pflichttheils, 
der Rescission; einer solchen bedarf es aber nach eröffnetem Concurse nicht 
einmal, da fernere Dispositionen des Cridars ipio Jure null und nichtig sind. 
Von welchem Zeitpuncte an ist nun die aeiio Paulliana ausserhalb des Concurses 
als nata zu betrachten I Die Facultät nahm in dem mitgetheilten Rechtsfalle an> 
erst nach völliger Ausklagung des Schuldners, in zweiter Instanz ging man aber 
auf die Zeit vor dessen Verurtheilung zurück, bei welcher letztem Ansicht es 
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lieh denn heraasetellte, dass bei gleichzeitiger Klage, sowohl gegen den efgent- 
liehen Schuldner, der in Preussen lebte, als gegen dessen in Sachsen wohnhafte 
Miterbin auf Herausgabe des in fraudem vorenthaltenen Pflichitheils , die eigent- 
liche Schuldklage abgewiesen, dagegen in Sachsen nach dem Klaggesuche unter 
Bedingung der Leistung des zurfickgegebnen Eides über die Existenz der Schuld 
erkannt wurde. Kur die Meinung der Fac. spricht, theils dass die PauUiana bei 
den Romelrn nur pott bona vendita stattfand , theils dass sie gewisserinassen ein 
Surrogat der wider den eigentlichen Schuldner als erfolglos sich darstellenden 
Kxecution war. Demnach ist auch, was den Beweis betrifft, eine wiederholte 
Nachweisung des ursprünglichen Schuldverhältnisses dem subsidiarisch Beklag- 
ten gegenüber nicht erfoderlich, selbst die Einrede des dolus ^ soweit sie sich 
nur auf den frühern Schuldner (der z. B. sich verurtheilen Hess, am hierdurch 
Rescission des dem gegenwärtig Beklagten Zugewendeten herbeizuführen) und 
nicht zugleich auf die Person des Klägers bezieht, nicht zu attendiren. Noch 
viel weniger bedarf es eines Beweises der veritas nominum^ wenn beim einge- 
leiteten formellen Concurse der curator klagt. 



T¥. Berichte ttber Zeitscliriflteii. 

Revue de legisiation et de jurüprudence ^ publUe sous la 
direction de M. JL* WToUnosMet de M, nropUmg pour la 
Ugislation civile; de M. Charles GiroM^ pour les legülations 
anciennes; de M. Waustin^Melie et de M. Ortoimn. pour la 
Ugislation pönale, Dixihne Annie, Nouvelle Sirie. Tome IIP^ 
(ÄlX^e dela Collection.) Janvier— Avril 1844. — IFme (XÄ^e 
de la Collection.) Mai^-Aoüt 1844. — ^»«« (ÄXhne de la Col- 
lection,) Septembre — Dicembre 1844* Paris ^ Fideeoq^ pere et 
fils^ Delamotte et Comp.^ 1844. 688. 552 u. 544 S. gr.8. 

Indem Ref. sich wegen des Allgemeinen, was fiber diese gediegene Zeltscbrift 
SU sagen ist, auf seinen Bericht über den Jahrgang 1843. in diesen Jahrb. 1844. 
S. 940. ff. besieht, (welchem die Red. S. 1130. desselben Jahrganges eine sehr er* 
freuliche Berichtigung beigefügt hat,) giebt er im Folgenden eine Uebersicht des 
Inhalts des Jahrgangs 1844. nach den Rubriken, welche den Inbaltsverseich- 
nissen der einseinen Bände zum Grande liegen. 

Unter die Rubrik: Ugislation^ kistoire et pAiloiopAie du droit fallen fol- 
gende Abhandlungen: 

Du pouvoir de VEtat sur Venseignement y d*apre8 Paneien droit pubUe 
firam^ttity par M, Troplong. I. l.p. 5 — 50. 2. p. 161 — 219. 

De la HberU reügieuie en France^ par M, Hello ^ eon$eiller a la Cour de 
eauation, L 1. p. 51 — 89. Um so einem richtigen Verst&RdnisB des Art. 5. der 
Charte: Chaeun profette ta reHgion avee une ^gale Kbert^, et obüent pour ton 
eulte la mitne proteeüon, sn fähren, handelt der Verf. 1. du rapport deteultet 
avee le gouvemement; 2. de la Hberie' de profetwer ta reHgion; 3. de lapro" 
teetien aetordSe aux eultet; 4. de VegaHUdet eultet. 

De r^tai aetuel de la tcience du droit eommereial en itaHe^, par IH, Mit- 
termaierj prof. a la FaculU de droit de Meidelberg. I. 1. p. 90— 104. Eine 
Krit. Jahrb. f. D. R W. Jahrg. IX. H. XI. 66 
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FortieUung dei im vorigen Jahigmnge der Revue begonnenen Aafia(zes (^Jabrb. 
1844. S. 943.). Der Verf. betrachtet auch hier die literariichen and leginlativeii 
ErMcheinungeu der neuiten Zeit auf dem Gebiete dei Handelirechtg in Italien. 
Er ipricht im Allgemeinen Ober dieselben dasUrtheii aus, dass sie meistens an 
das Franzosische Recht sich anlehnen, zu wenig Eigenthumlichkeit und nament- 
lich zu wenig sorgfältige Beachtung der eigenen geschichtlichen Erfahrungen, 
der Uandelfgebräuche und der Bedurfnisse des Handels an den Tag legen. 

Dei projeti forme's avamt 1840. pour la publica tton d*un recueilde chartet 
fMunicipaleij par M. Martial Deipii, l, 2. p. 220 — 236. Eine interessante 
literar-historische Uebersicht. 

htudes historiques iur le droit civil firanfttis. — Origines germaniguei. — 
Smceesiiotß. Diipoiiiiomi a iitre gratuii, par M. Louis Koenigswarter^ 
Dr,en droit. I. 3.^.321—359. 4. p. 513— 539. Fortsetzung (vgl. Jahrb. 1844. 
S. 942.}. Wir wiederholen auch hier die angelegentliche Empfehlung dieser 
trefflichen, von einer grundlichen Kenntniss der Deutschen Rechtsquelien und 
Literatur zeugenden Arbeit. 

Reeherehes iur la eomtitution de la propriete dam lei payi musulmems, — 
De Im propriet^ rurale et urbaime en Algerie, — Den haboui et de l'ana* Par 
ilf. le docteur Wormi. I. 3. p. 360—425. 

Statiitigue de la juttiee eivile et eommereiale^ par M, Wo low 9 ki. I. 4. 
p. 557 — 598. Der Verf. schickt dem von ihm roitgetheilten Bericht des Jnstiz- 
roinitters fiber das J. 1842. einige allgemeine Bemerkungen voraas; diese bieten 
ebenso wie jener vieles Interesse dar. 

Notiee historigue eur Im vie et leg travmux deM. le eomte Sime'ouy par M, 
Mignet, IL 1. p. 5 — 43. Eine in der Aeademie dei sdeneei moralei et poH- 
tiguet gehaltene Rede. 

De Vameien Style de Normamdie^ mmmuierit dm guiMxieme iiecle^ par M, 
Mmrnie'r» IL 1. p. 44 — 51. Mittheilong fiber den Inhalt dieser für die Ge- 
schichte des Processes wichtigen Urkunden ond über die Beschaffenheit der zwei 
von Verf. vergUchenen Uandsehrifteu derielben. * 

Coneordance dei loii hindouei 4^du Code civil ftanfaiiy par M. GibeNttf 
proeureur-gen^ralä Pondiehery, II. 1. p. 52 — 73. 

De rorganiiationjudieiaire ehex lei Ath^nieni^ par M, Cauvet^ tuppleamt 
proviioire i la Fmemlt^ de droit de Cmem. IL 2. p. 129—175. 3. p. 289 — 386. 
Eine mit grfindlicher Benatxnag der Quellen geschriebene Abhandlung, welche 
ein lebendiges Bild ihres Gegenstandes gewährt. Die Deotsehe Literatur hatte 
der Verf. mehr beräcksichtigen können. 

Loi riglant leg droiti iur lei productiom Htterairei et lei oeuvrei d*ari 
en Saxe^ par M, V, Ckauffour^ dr.en droit, II. 2. p. 176 — 189. Nach einer 
Einleitong über die. Verhältnisse des sog. literarischen EigenthvmV in Deutsch- 
land überhaupt nud in Sachsen insbesondere theilt der Verf. das K. Sacbf . Gesetz 
V. 22. Febr. 1844. und die wichtigsten Pnnete ans der dasselbe betreffenden Ver- 
ordnung mit — AnflSallend ist in diesem Artikel , wie in den übrigen 4a, wo sie 
Deutsche Namen ond Wdrtmr enthaUen, die fibergrosse Zahl von Druckfehlern. 

ätude iur la Pratigue dor/e de Pierre Jaeobi, juriicomulte du guator- 
zieme ii^cle^ par M, Eiguirou de Parieu, dr, en droits avocat a la Cour 
royale de Riom, IL 4. p. 417 — 452. Dieser Aufsatz enthält einige Notizen fiber 
das Leben und eine ausffihrliche Analyse des Werkes (Praetiea amrea; erste 
Ausgabe, Lyon 1492.: Solemnii et praeticabilii tractatui likellörum elaristimti 
legum doetorii Petri Jaeobi de Aureliaeo GalUciJ des genannten Juristen. 

De la propriete dei eaux eouranteiy et partHouHerement dei eaur nun 
navigablei nißottableif par M» Champiouniere, 111. 1. p.5 — 52. Der Verf. 
sucht geschichtlich nachzuweisen, dass das ursprunglich freie Privateigentkuna 
an den nicht schiffbaren fliessenden Gewässern durch das Lehnrecht beschriUikt 
worden, diese Beschränkung aber gegenwärtig weggefallen und jenes Eigentham 
in Folge d«ss<;n wiederum frei geworden sey. 

De Vinfluenee deiformei et dei dimemioni de emlture sur Veconomie ioeialey 
par M. Paay. Hl. 1. p. 74—99. 4. p. 480—506. Eine in der Aeade'mie det 
icieneei mor, etpolit, gelesene Abhandlung. 
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Du mariage ehez letRomains et de ia puittanee rtiariiale, par HU. Troplong, 
Ifl. 2. p, 129 — 157. Der Verf. unterwirft folgende drei Fragen einer LTnter- 
laehung: 1. War die Eingehung der getetzlicheu Ehen bei den Honnem an eine 
Feierlichkeit, all wesentliche Bedingung, gebunden? Wird verneint. — 2. Kann 
man alt ein weientlichei Moment der Eingehung einer gesetzlichen Ehe bei den 
Römern die Confarreation, die Coemtion oder die Uincapion betrachten? Wird 
ebenfalli verneint. — 3. War nicht wenigstem erforderlich , dass der Aflann die 
Frau in Besitz nahm> wenh auch nicht durch einen feierlichen Act, doch wenig- 
stens mittelst einer einfachen Tradition? Wird gleichfalls in Abrede gestellt. — 
Der Verf. verbreitet sich zugleich über das Wesen der manu». Seine Darstellung 
lässt die Bekanntschaft mit den Forschungen der neueren deutschen Rechts« 
historiker vermissen. 

Examen critigue detdoeumenii relatifs a la reforme hypoihdeaire ^ publik» 
par M, le garde dei sceaux y par I\f. Guy ho ^ procureur du roi ä Jonzac, HI. 2. 
p, 197 — 210. Die Redaction hat j). 211—216. das betreffende Circulair des 
Justizministers v. 7. Mai 1841. beigefugt. Hieran schliesst sich der Artikel ( lil. 
3. p, 298 — 322.}: Document$ relatift au regime hypothecaire (introduelion). 

De rorgam'sation du iravaii, par M, Wolowtku HI. 3. p. 257 — 284. 
Wir empfehlen den Nationalökonomen diesen mit Einsicht geschriebenen , der 
Vertheidigung der Emanclpation der Arbeit gewidmeten Artikel. 

De l*u9urpaUon des marques eirangeres^ par M, G, Maise. III. 3. p.285 — 
297. Der Verf. gesteht dem Ausländer, dessen Fabrikzeichen in Frankreich 
nachgeahmt worden ist, nicht blos einen Civilanspruch, sondern auch eine Cri- 
minalanklage gegen den Betruger zu. Die Zweifel des Verfs., ob das Ausland, 
besonders England und Deutschland, nach gleichen Grundsätzen verfahre, kann 
Ref. wenigstens in Bezug auf die meisten Deutschen Staaten durch eine bejahende 
Antwort losen ; die neuern Deutschen Criminalgesetzbucher insbesondere ent- 
halten Straf bestimmuugen gegen die betrugliche Nachahmung von Fabrikzeichen. 
Du earaelere du droit eommereialy par Af. J, Alauzet, III. 3. |». s|23 — 
332. Ueber das Verbältniss des Handelsrechts zum Civilrecht. 

Projet de loi Bur ie divorce en Prutse^ par M, V, Chauffo v r , dr,en droit, 
HL 4. p. 385 — 417. Der Verf. sagt u. A. in Bezug auf das neue Gesetz , „ gu*une 
reforwM etait neeettairej que le projet de loi im r^aKse generaiemw-nt d*ume 
moniere iatiifaietmte^ et qu^ii n*aurait pai rencoutr4 8au$ doute une eritique 
auui aeerbe, i*ii n'avait pas port^ dam ion point de depart et dam piu»ieur8 
de $et dispo»iliom la f deheute empreinte d^une i^fluenee religieuse.^^ 

DuprSt ä inUrety par M, Troplong, III. 4. p. 418 — 479. Die Geschichte 
des Zinswesens bei den Römern, im Mittelalter, in der spätem Zeit bildet den 
Hauptgegenstand dieser in der Academie des sciences mor, et polit. gelesenen 
Abhandlung. 

Die Rubrik: Droit civil, bringt eine Abhandlung von Troplong, (III. 1. 
p, 53 — 62.) : Insense, — Mariage, — Conventions matrimoniales, Les collu'^ 
teraux peuvent ils attaquer ^ pour cause de demence, les Conventions port^es 
dams un eontrat de mariage f 

Dagegen werden unter der Rubrik: Droit erimimly folgende Abhandlungen 
mitgetheilt: 

De la mise en liberte sous caution, par M. Faustin^Helie, I. 1. p. 105 — 
122. 3. p. 426 — 457. Nach einer Darstellung der Geschichte und der Aner- 
kennung dieses Instituts in den heutigen Strafgesetzgebungen untersucht der 
Verf. die Natur und das Wesen desselben aus allgemeinem 6esicl|tspnncte. 

De la surveillanee de la haute poliee^ par le mime, I. 4. p. 540 — 556. Der 
Verf. macht auf Veranlassung eines in der Pairskammer in Betreff einer Modifi- 
cation des Code penal ort, 44. gestellten Antrags sehr geeignete Vorschlage. 

Du mode de poser les questions dam les «faires deparrieide et d'infantreide^ 
par M, Poulixacj eemeiller ä la Cour royale de Reimes, II. 2. p. 211 — 224. 

Statistique de la Justice criminelle pour 1842., par M, Wolowski, II. 2. 
p, 225—282. Rapport au roi sur Vadministration de la justice criminelle, 
p. 282 — 267. Diese reichhaltigen Mittheilungen lassen keinen Auszug zu. 

66* 
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Dm pr inci p e if# I« prme^ämre erümiMeii^ «««# les empereurg Cdtpm'B Auguste 
jm§fu*a Jugiiniemj, pmr M. FmuBiin^Helie, II. 3. ji. 387 — 850. Die beiden 
Principien, dai der moraliichen Gerechtfgireit and das des DeipotiiniUB and der 
CentraÜMition kampren anter den Kaiiem and das letstere erlangt den Sieg 
fiber dai entere. Dieter Gegentata leigt lieh aack in der Entwieklnne^ des 
Strafproeetaet. 

Biiai §ur le$ loit rrimimelfeg dei Romnins^ par M, Ed, Lab»ulaye; ar- 
ii€l0 d€ M. Fauttin^H^Üe. III. 3. p. 833—448. Eine aoifuhriiche kritiache 
Betraehtang der anter jenem Titel von Laboalaye verftsiten und von der 
Aemd^wHe ifot imieripüfmi et helfet - lethret gekrönten Abhandlung, welcher die 
vollste Anerkennung lo Theil wird. 

Aach in diesem Jahrgange Ist die Rubrik: Revuet criliques de juritprudenee 
sehr reichhaltig und enthält Mitfheilungen aus dem Gebiete des Civil-, Handels-, 
Straf- und Verwaltungs- Rechts. 

Eine andere Rubrik ist bestimmt, die Fransosischen Juristen mit dem In> 
halte der ausländischen Zeitschriften bekannt su machen : Revue det reeueUg 
/tramgen consaeret m la teiemce du droit. Besondere aunführlich wird über Auf- 
sitze in Deutschen juristischen Zeitschriften berichtet und damit eine kurae 
Critik derselben verbunden; so bespricht s. B. A. d'HautAuiile (i. 3./). 473 — 
478.) die Abhandlung von Francke über die donatio propter nuptiaty V. 
Chauffour (11. 3. p. 374 — 885.) die Abhandlang von Biener über die Vor- 
•ehlige aar Reform des Crim inal Verfahrens u.8.w. 

Sehr interessant sind ferner die Berichte Ober die In der Aeademie des 
iciencet morateg et poKtiguet gelesenen Abhandlungen. Wir heben daraus her- 
vor die Berichte Ober die Abhandlung von C kartet Luent Ober die Fortschritte 
des Poenitentiarsystems (1. 2. p, 269 — 301.) und Bemerkungen dazu von Toc- 
queville (ebendaselbst p. 301. ff.), Ober die Abhandlung von Berriat Saint- 
Prix Ober die Rechte des Gläubigers gegen den Schuldner nach den \% Tafeln 
(I. 4. p. C34 — 641.) und Bemerkangen dasu von Troptong und Giraud (da- 
selbst p. 641. ffr.). 

Das Bulietin Ugittatif giebt wiederum sehr lehrreiche Bemerkungen über 
neue Erscheinungen auf dem Gebiete der Gesetzgebung in Frankreich, z. B. 
Reforme det pritont (I. 3.p. 482. ff. 4. p. 644. ff.), droits det veuvet et enfantt 
deg auteurg dramatiquet (II. i. p. 88. ff.) , toi deg irrigationg (II. 1. p, 93. IT.). 

In dem Bulletin bihliograp/tique finden wiederum viele Deutsche Werke Be- 
rOcksichtigung, ausserdem aber vorzugsweise Franzoiische juristische Schriften. 

Eine sehr interessante Zugabe ist die Rubrik: Chronique^ kurze Notizen 
Ober juristische Zeitbegebenheiten enthaltend, welche eine grosse Maonigfaiti^;- 
keit darbieten and mit grosser Umsicht gesammelt sind. 

Der vorstehende Bericht rechtfertigt die Erwartung, dass die gediegene 
Zeitschrift, welche er bespricht, nicht blos in Frankreich, sondern auch im 
Auslande immer mehr Theilnahme finden und zur Beförderung des Ideenaua- 
tausches, besonders zwischen Deutschland und Frankreich, wesentlich bei- 
tragen werde. 
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Beiträge z. Strafprocess- Gesetzgebung von jr. Fr* H. Abeirir» 

d. Phil. u. d. R. Dr. n. o. Prof. d. R. an d. Univ. zu Breslau u. s. w. 
Neustadt a. d. 0., Wagner, 1841. XVIIl u. 210 S. gr. 8. ( 1^ Thir.) 
[Vgl. Jahrb. 1842. S. 896. ff.] 

Zeifscbrift f. deut. Strafverfahren. Bd. 2. H. 8. S. 373—395. 

,,Eine Schrift, von einem solchen Manne, Aber solchen Gegenstand, in 
solchem Zeitpuncte, muss das Vaterland mit freudigem Danke begrüssen und die 
Kedaction dieser Rlitter würde es für eine Versündigung an der Wissenschaft' 
halten, wenn sie nicht sofort die C^legenheit ergriffe, darüber einige Worte su 
sagen .... Aber es soll zugleich versucht werden , eine Analyse davon zn geben, 
weil dieses der Weg ist, die vielen aniiebenden Materien, welche der Verf. ab- 
handelte, anch hier, wo ein gleiches Kiel, das Ziel der Vervollkommnung unseres 
Strafverfahrens, redlichst verfolgt wird , wieder zur Sprache zu bringen.^* Nach 
diesem Eingang wird auf Keuerbach's Verdienst um das Strafverfahren hin- 
gewiesen, jedoch bemerkt, dass seitdem die Wissenschaft auch hierin weiter* 
gefordert worden sey. „Dies ist es eben, was den Ref., als er jene „ „ Beiträge *^ ** 
zu Gesicht bekam , so sehr mit Freude erfüllte , dass nach anderthalb Decennien 
abermals einer unserer Koryphäen sich der Aufgabe unterzog, zu prüfen und 
nachzuweisen, was das Bedürfniss der Zeit bierin erheischt und dass auch 
er, wie jener Gründer der neueren Crimiiialrechtswissenschaft , es nicht ver-* 
sehmähele, tiefere Blicke in die Gegenwart, in das heutige Volksleben zu thun, 
um der, unseren Gelehrten so vielfach drohenden Gefahr des zeitwidrigen und 
mithin nutzlosen Speculirens zu entgehen/* An einer spätem Stelle heisst es: 
„Aach Abegg ist vor vielen Andern seines Faches befähigt und vorbereitet, über 
Fragen der Gesetzgebung sein Gutachten abzugeben: denn er war es ja, der,' 
mit so vieler Gründlichkeit und I In Verdrossenheit, die Strafgesetzprojecte der 
nenem Zeit, einer wissenschaftlich' praktischen Kritik unterwarf und dabei so 
manchen wesentlichen Nutzen stiftete, der dann bei der Revision in die Gesetz- 
bücher übergieng und an diesem Orte muss insbesondere auf seine Kritik des 
württemb. Straf processentwurfs (in Dcrame's Annalen) hingewiesen werden, 
wo sich bereits mehrere Andeutungen finden, die in der vorlieg. Schrift eine 
nähere Beg^nduiig und weitere Ausführung erhielten; wobei es angenehm auf- 
fällt, dasi dieser fortstrebende Gelehrte jetzt den Anforderungen der Zeit, na- 
mentlich hinsichtlich der Oeffeutlichkeit, bereits grössere Zugeständnisse macht, 
als er sie dort geben zu dürfen glaubte. — Das Wohlihuende dabei ist aber die 
historische Ruhe und scientivische Besonnenheit, womit er überall zn Werke 
geht und es dürfte eben darum ein glänzender Steg der von ihm vertheidigten 
.Sätze um so weniger ausbleiben, weil es nun die Gegner der Reform nicht mehr 
wagen dürfen, zu sagen, dass man von „„schwindeligen Theorieen***^ ausgehe.^* — 
DieUebersicht des Inhalts, welche der Rec. folgen lässt, ist sehr ausführlich , und 
sowohl mit Lob des Verfs., als auch mit vielen eigenen Bemerkungen desselben 
begleitet. Am Schlüsse spricht er den Wunsch aus, „dass es den erleuchteten 
Vorträgern deut. Staatsweisheit gefallen möge, auf dieses, ebenso gründ- 
liche als leidenschaftslose Gutachten recht flelssig Bedacht zu nehmen.*^ 
(Rec. JPn Ijudw. v. Jagemann.) 
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1. Die deatschen Schwargericlite. Von j»r. Karl BrMMiiui 

WUrmmme. Leipzig, Naambarg, 1843. 263S.gr. 8. [Vgl. Jahrb. 
1843. S. 1019.ff. o. 1844. S. 106. Aui.'^)] 

2. Ueber Mündlichkeit und Oeffentliclikeit des Gerichtsyer- 
fahrens, n« ober das Greschwornengericht. Von Mhr. s*Mix, 
Adv. in Paris. Karlsrohe, Bielefeld, 1843. Xü o. 116 S. gr. 8. 
(geh. I Thir.) [Vgl. Jahrb. 1844. S. 97. ff.] 

3* Der Yerfassnngsfrennd. 2tes Bflndchen. Ueber Oeffentlichkeit 

n. Handlichkeit im deutschen Strafverfahren. Von F* ISItefper. 

Leipzig, Mayer n. Wigand, 1843. 74 S. kl. 8. (geh. ^ ThIr.) 
4* Ueber öffentliches Rechtsferfahren. Ein Beitrag zar Wfir- 

dignng dieser Frage. Berlin, Nicolai*sche Bochh., 1843. 45 S. 8. 

(geh. i ThIr.) 

Jahrbacher der Gegenwärt. November 184t. Nr. TS - 81. S.389.f. 295. t 298— 
800. t02~-804. 807. f. 810-^812. 814—816. 818—820. 823. f. 

Im Kinguige der Receneioo wird der lebendigen Theilnahme gedacht, mit 
weleher die Reform des Dentteben StrafverlthreM in der neoeren Slkit bespro- 
ebep nnd betrieben worden ii(. ^So erfrenlich nnn aber*S heiMt et dann, „die 
rielfacbe iitersritcbe Thätigkeit iit, welche fdr die in Rede itebende Frage ütk 
wiederara in regen beginnt, lo lehr ist ei «ach sogleich su bedaoem, daae sa 
einer der Idee der Sache angemcMenen IWiiung derielbea noch anendUch viel 
fehlt. — ZovÖrderst wäre ee nöthig, eich endlich einmal über die philosophiicäe 
Grundlage denelben kb.r su werden.** Nachdem der Rec noch bemerkt hat, daaa 
dieis jetst nicht su erwarten tey, dass aber aach der geschichtliche Weg nwa» 
Menge von Missverständaissen nnd Irrthfimem** darbiete und „nicht weniger 
ala eine ginsliche Revision der Wissenschaft nöthig scheine, um bot eine 
irgend sichere historische Grundlage fOr die Betrachtung der Gegenwart und 
ihrer Bedflrftiisse su gewinnen**, — geht er auf die obigen Schriften über, von 
welchen er suerst die unter Nr. 2. u. 4. bespricht: „Beide machen es sich xnr 
Aufgabe, gegen die Vertauschung des in Deutschland bestehenden Verfahrens 
mit dem öffentlichen und insbesondere mit dem Geschwornengerichte so warnen. 
Beide Verff. berufen sich, mit ausdrücklichen Seitenblicken auf die gelehrten 
Stubensitser in I>eutschland, gans besonders und fast einxig auf ihre in England 
und Frankreich gemachten Erfahrungen und) so verschiedener Gesinnung sie im 
Uebrigen sind, stimmen sie doch in einigen nicht unbedeutenden Punlrtea mui 
eine so auffallende Weise uberein, dass es wohl der Muhe werth ist, ihre Wajr* 
nungen näher su erwägen. — Am ungescbmincktesten und compacteaten tritt der 
Anonymus in Nr. 4. auL Seine Sprache ist die gebildete, feine, sinnige, massig«, 
affectlose Sprache eines unterrichteten Cavaliers, der selbst denkt, fibrigena 
ohne das Bedurfniss efnes abgerundeten Systems fdr seine Gedanken su empfin- 
den, vielmehr so, dass ihm die aristokratisch-conservative Atmosphäre, worio 
er lebt, dafiir in die Lücke su treten scheint Er bekennt sich gleich im Anfangs 
als Laien in der Rechtswissenschaft, was freilich nicht nöthig war, da es dena 
Leser auch ohnedicss nicht wohl hätte entgehen können. Eben diese Unkennt* 
niss maeht aber auch von vom herein die wohlwollenden Absichten des Autors 
unpraktisch. Denn er stellt schon an die Spitse den falschen Sats, dass die 
Oeifeiitlichkeit des Verfahrens ffir Deutschland keine nationale, sondern eine 
aosländisehe Frage sei. Ein wenig Kenntniss der deutschen Bechtsgeschichte 
würde den Verf. hievor bewahrt, freilich ihm aber auch den Vortheil genommen 
haben, den eben gegenwärtig die Conservativen, besonders die aristokratischon, 
so eifrig aufsuchen, den Vortheil, als Vertreter deutscher Nationalität su er- 
scheinen. -* Wir finden in der That in dem kleinen Schriftchen alle IngredienscR 
jener Standesgesinnung, wie sie jetzt von den klügeren Vertretern der Partbie 
sugerichtet und in Büchern, wie in Ständesälen als Ganses sn vernehmen gegeben 



Digitized by VjOOQ iC 



Naebweisnogeii von RecensioQeii« IQiSf 

ivird, in beiler Manier beitamnien.'^ — Eg wird nonn&lieraQfdieDeiikongtart 
and Ansicht dei Verfi. eingegangen. „Man braucht nur den Kern der Ansicht 
danulegen, am lie sogleich öffentlich gerichtet lu sehen, und man kann sich 
höchstens Aber dieNaivetät wandern, womit diese Revenants, diese Gespenster 
immer noch bei offenem Tage amgehen und von den Zeiten reden, die nicht mehr 
sind. Man kennt die Stichworte. Gönnt ihnen ihre MonoInge und die Guussen, 
die sie dasa braachen! Hoffentlich finden sie ihren Aristophanes, der ihnen ihr 
Recht anthun wird. — Unser Anonymus ist übrigens ein recht ehrlicher Geist, 
„ „ein recht ehrlicher Maulwurf****, mit Hamlet zu reden. Er sagt seine Meinung 
gerade heraus.^* — Im Fortgange wird gesagt: „Wenn der Anonymus von der 
anfehlbar aas der Natur der Sache sich ergebenden Nothwendigkeit des Fort- 
Boh^tts des demokratischen Princips so innig überzeugt ist, wie er es aossprichf, 
was will er dann überhaupt mit seiner Schrift? Soll sie ein blosses Klagelied 
und Knirschen über das Geschick sein? Oder will er mehr? Will er die Regie- 
rungen warnen? Will er ihnen gute Räthe geben? — So anständig und sanft 
and sauberlich die Rede des Verfs. dahin geht, so trauen wir ihm doch nicht 
genug paradiesische Unschuld zu , um das erste von ihm zu glauben. Und in der 
That lässt er auch darüber, dass das Zweite der Fall sei, uns selbst nicht im 
Zweifel. Der Cavalier zeigt wenigstens beiseite den Pferdefuss. Auch diess 
characteristisch. Der gute Rath au die Regierungen wird in eine freundliche 
Ermahnung an das Volk eingekleidet; es möge bedenken, was mit der Ueber- 
apannung der demokratischen Forderungen herauskomme.** Die Betrachtungen 
über diese Schrift unter Nr. 4. schliessen so: ,,Lebe denn wohl, armer antedilu« 
vianischer Geist, und kehre in dein Mittelreich zurück! Wo es sich von Fragen 
der Gegenwart handelt, da können Erörterungen in deiner Weise auf keine 
Critik mehr Ansprach machen. Nicht als ob wir etwa meinten , solche Fragen 
lassen sich ohne geschichtlichen Unterbau besprechen. Im Gegentheil, wir 
wtlnselMn gar nichts mehr, als dass der geschichtliche Reweis für die von dir 
bekämpfte Weise des Verfahrens, als die der Idee des germanischen Rechts allein 
angemestenc fiberzeugend geführt werden und allgemein dberzeugen möge. Aber 
dasu bedarf es allerdings eines solchen, der nicht, wie da, Laie in der Joris- 
prudens ist, der nicht, wie do, die Idee des deutschen Staats, welcher aaf die 
Freiheit des Subjekts gegründet ist, aufs schmählichste verkennt, der nicht, wie 
da , am englischen Staat sein zufälliges Beiwerk für das Wesen hält und nicht 
einmal weiss, wodurch die englische Aristokratie ihre grosse Macht errungen 
«ad bewahrt hat (dadurch, dass sie von jeher zur rechten Zeit ihr eigenes Princip 
sa durchlöehem und nachzugeben wussfe, was auch dann eine Weisheit war, 
wenn sie gezwungen nachgab), kurz eines solchen, der mehr Geschichte weiss, 
als da, der insbesondere sein historisches Wissen nicht erst vom 16ten Jahrhun- 
dert an datirt und das deutsche Königthum im Rokokojahrhondert Sein Ideal 
finden läset. Also nicht desshalb, weil du auf die Geschichte provoctrst, heissen 
wir dich schlafen gehen; sondern vielmehr aus dem Grunde, weil du mit histo- 
rischen Voraussetzungen kommst, die ein wahrhaftes Kennen der Geschichte 
ebenso lächerlich als falsch linden muss. Pfui über deine Geschichte mit Reifrock 
and Toop^e! Mit dieser Vogelscheuche wirst du Niemanden schrecken. Wir 
wissen wohl, warum ihr sie so eingeschnürt und travestirt habt. Aber man hat 
ihr den Schaürleib längst ausgezogen und kennt sie in ihrer ganzen, göttlichen 
Gestalt. Gute Nacht denn, lUtfränkischer Maulwurf!** — Nach llieser Kraft- 
rede an den Verf. von Nr. 4. wendet der Rec. sich zur Schrift Nr. 2., welche nach 
ihm „in jedem Betracht bedeutender ist.** Die Darstellung wird als „bündig, 
klar, gewandt** bezeichnet. „Die Schrift gefällt vornehmlich desshalb, weH 
sie durchaus den Eindruck einer guten Advokatenschrift macht. Aber eben 
darin liegen auch ihre Mängel. Wir finden nämlich sogleich, dass der Verf. sich 
nirgends in seinen Stoff hineinmacht, vielmehr deusellien sich immer gegenüber 
stellt, nm ihn entweder anzugreffen oder zu vertheidigen , femer dass er eben 
desewegen kein Bewusstsein von der organischen Einheit seines Stoflfs hat, viel- 
mehr denselben nach seinem Bedarf zersplittert und die einzelnen Seiten ein-» 
seitig verhandelt, dass das reinpractische Element alle philosophische oder histo- 
rische Behandlung der Sache ausschliesst , dass der Verf. allerlei Standpunkte 
nach einander gewandt einiunchmen und geltend zu macheu weiss, aber uns 
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sslctit in Zweifel darfiter laiit, weichet denn nun eigenüich leln wiiten- 
•chaflUclier Standpankt lei , wenn er nicht eben alt eklektiich bezeichnet wer- 
den soll. Wenn aber der Verf. mehrfach lu verstehen gibt, data die deutachen 
Theoretiker gegen ihn all Practiker, der die Sache beiier kennen muiie, im 
Nachtheile Meien, lo niuii darauf ein Doppeltet erwiedert werden: i) daai hinter 
dem Kerg auch Leute wohnen, die das öffentlich-mundliche Rechleverfahren von 
tieoehwornen in der Praxis kennen gelernt und daraus ein anderes Resultat ge- 
wonnen haben, als der Verf.; dass die deutschen Theoretiker überhaupt swar 
den nMMiiigfachen Vortheil nicht misskennen, den die Practiker vor ihnen voraoi 
haben, dabei aber doch aoch fdr die Einseitigkeit des blossen Practikers das Auge 
offen haben, und nicht sowohl in der Praxis, die sich gewöhnlich ausschliesslich 
ao nennt, weil sie in unmittelbar practischem Geschäfte an irgend einer ein- 
aelnen Stelle des Staataorganismus besteht, die wahre Praxis aehen, sondern 
in etwas Höherem, das ebenso die Abstraction von diesem ganz unmittelbaren 
Standpunkt, als von dem der blossen Theorie voraussetzt. Der wahre Practiker 
is4 nur der wissenschaftlich gebildete, denkende Staatsmann, der aus -der Idee 
des Staats und der Anschauung des gesammten Staatslebens heraus jede einzelne 
Frage betrachtet, der im historisch Gegebenen das Nothwendige und das Za- 
fiillige so unterscheiden, den Geist der Geschichte zu begreifen weiss, der von 
keinem untergeordneten Gesichtspunkt, von keinem Für und Wider der abge- 
riaaenen Reflexion sich befangen machen lässt, der überhaupt über die beliebten 
Standpunkte hinaus ist, weil er im Centrum steht, und eben desshalb vom Za- 
fall partikularer und endlicher Erscheinungen, der dem unmittelbaren Practiker 
ao oft in die Quere kommt, sich niemals übertölpeln lässt.*^ Wir heben neck 
folgende IJrtheile des Rec. dher das Ruch aus: ff W^ie weit der Verf. von einer or« 
ganischen Auffassung der Frage entfernt ist, zeigt gleich s«in mechanischer An- 
fang.^* — „Sehen wir von dieser Beschränkung ab, so finden wir sehr geamuit 
Ansichten beim Verf. Namentlich stellt er gleich im Anfang den Begriff treffest 
leat.^^ — .... »«mit dem Verf. ist überhaupt nur auf empirischem Boden zu reck- 
ten, da seine Schrift alle Theorie, und somit namentlich alle Philosophie ab- 
weist.*^ Im Uebrigen wird das W^esent liehe der Ansichten des Verfs. vom Rec. 
referirt und im Allgemeinen bald gebilligt, l>ald zurückgewiesen. — Von der 
Schrift unter Nr. 3. heisst es dann, dass sie auf wissenschafllichen W^erth keiaen 
Anspruch mache, sondern nur das Volk über die Zeitfrage aufklären solle. „Voa 
einer genaueren Darstellung der verschiedenen Processformen kann daher frei- 
lich nicht die Rede sein. Auch kann dem Verf. die Magerkeit seiner geschicht- 
lichen Darstellung billiger Weise nicht zum Vorwurfe gemacht werden. Gleich- 
wohl lassen sich einige Ausstellungen machen, die aber zum Theil nicht den 
Verf. insbesondere auf die Rechnung kommen.*^ Der Rec. führt solche Aot- 
atellungen auf und sagt dann am Schlüsse derselben: „All' diess betrachten wir 
nan aber weniger aJ« einen Vorwurf gegen den Verf. des vorliegenden Sehrift- 
chens, daseine Aufgabe nur war, die gemeine Ansicht des Liberalismus auf all- 
gemein verständliche und eindringliche Weise darzulegen. Um so mehr müssen 
wir uns mit den vorstehenden Bemerkungen dem Verf. der Schrift Nr.l. entgegen- 
stellen, welcher mit wissenschaftlicher Haltung und wissenschaftlichen Ansprü- 
chen auftritt.** Nach Angabe des Inhalts derSchrift Nr.l. erörtert der Rec. dasEin- 
selne, indem er beginnt: „Des Verfs. eigene Ansicht über den Strafproeess geht 
von dem Princip aus: das Ziel des Richters sei nicht die Wahrheit, sondern die 
Verwirklichung des Rechts, und die Wahrheit sei hlos das Mittel. Dieser höchst 
unklare, ja widersinnige Satz erweckt sogleich Bedenken. Es scheint, der Verf. 
will das Princip der materiellen Wahrheit verwerfen, um den (von ihm gans 
missverstandenen) inquisitoriKchen Process, weil er sich jenes Princip zur Grund- 
lage gibt, radical zu vernichten 4 demnach will er auch dem Strafprocesse das 
Princip der formellen Wahrheit, d. h. das des Civilprocesses vindiciren. Diets 
heisst nun aber von vorn herein das Pferd beim Schwänze aufzäumen, und der 
Grundirrthum zeigt denn auch seine Consequenzeu. Zwar ist es zunächst ganz 
richtig, wenn der Verf. fortfährt, nur diejenigen gerichtlichen Einrichtungen 
seien vernünftig, welche den Rechtszustand fördern; nur freilich ist es auch 
piAre Tautologie und dient am wenigsten dazu, den Begriff der RechtspAege und 
ihre notbwendigen Unterschiede in's Klare zu bringen. Der Verf. begodgt sich 
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damit, 4en Untencbied von biirgerliclier und Strafrechtipflege ala gegeben an-' 
saaehmen. — Ebenio unklar und verwirrt int die Erorterong der Elemente des 
Strafprocemeg im Beiondem. Die Hauptfrage loU sein, welche Handlungen alt 
V^erbrechen gelten und wie lie bestraft werden lollen? Allein dai gebt jadotb 
gewiii den Proceii nichti an , so wichtig es auch sonst ist. Hierauf folgen meh- 
rere Sätse aus Feaerbach's Abschreckungstheorie, die hierher wie die Faust 
aufs Aug^ passen. Und nun erst kommt der Verf. an die Frage, die allein den 
Strafprocess angeht» die Gerichtsrerfassang und die Normen des Verfahrens. — 
Vergebens suchen wir nun aber eine Entwickelang der Grundbegriffe, woraof 
Alles ankäme. Statt dessen stellt der Verf. »ogleich die von ihm beliebte, anti- 
philosophische und antigeschichtliche Eintheilung in Schworgerichte, Inquisi- 
tionsgerichfe und gemischte (französische) aaf.^' — Der Kec. beleuchtet nun die 
Ansichten des Verfs. etwas näher. Wir können nur Einzelnes ans dieser seharfe« 
kritischen Durchmusterung herausnehmen. „Wenn der Vert Trennung des 
partheilichen Klements vom richterlichen, .Trennung der That- und Rechtsfrage, 
förmliche Versetzung in den Anklagestand, offene Vorlegung der Anscholdigungs- 
punkte verlangt, so sind wir allerdings mit diesen Forderungen ganz einverstan- 
den, nur freilich aus anderen Gründen. Der Verf. macht dieselben lediglich im 
Interesse des Angeklagten, als wäre diess die hauptsächlichste oder gar die ein- 
sige Norm , nach welcher die Processeinrichtungen gemodelt werden mfilssten. . 
So wenig wir nun gemeint sind, dem Staatsabsolutismus das Wort zu reden, 
eben so wenig können wir das Subjectivitätsprincip für das letzte anerkennen. 
Freilich ist eben dieses Kantische Princip das Steckenpferd, a«f dem die grosse 
Mehrzahl der Liberalen reitet, zum Theil ohne zu wissen, was sie thun. Aber 
eben diess ist das Fatale und Lächerliche , was die Wissenschaft durchaus nie- 
derkämpfen muss. Denn es ist Unsinn, in der Jurisprudenz noch immer an der 
Krücke des alten dürren Aationalisrous herumzuhinken, während dieselbe in der 
Theologie bereits aus dem Felde geschlagen und als Vogelscheuche aufgepflanzt 
woNen ist. Ob nun freilich das Heil darin liege, dass den beiden divergenten 
Principien neben einander das Wort geredet und A und non A zugleich verthei- 
digt wird, wie wir es von einem unserer berühmtesten Processualisten gewohnt 
sind, dass ist allerdings eine andere Frage. Wir brauchen wohl nicht erst zu 
versichern, dass ein solches mechanisches Principiengemeng nicht in unserem 
Sinne liegt, dass wir vielmehr eine organische Verbindung der verschiedenen 
in der Sache liegenden Momente verlangen. Eben nur aus dieser sind dann anch 
die angegebenen Forderungen zu begrOnden. — Wie nun der Verf. diese Forde- 
rungen nur daraus ableitet, dass der Borger vor willkuhrlicher Verfolgung ge- 
sehatzt sein müsse (unhegreiftfch ist, wie unter diese Consequenzen auch die 
Forderung derMfindlichkeit eingepfercht werden konnte?}, so verlangt er wei- 
terhin, dass der Bürger auch eine Garantie gegen willkührliche Verurtheilung 
haben müsse. Hieraus leitet er die Nothwendigkeit des Geschworenengerichts 
ab, wogegen wiederum das eben Gesagte gilt: d. h. dass es verkehrt ist, das 
Interesse des Angeschuldigten als die letzte Norm im Strafprocesse hinzustellen. 
Gesetzt aber auch, dem wäre nicht so, so ist nicht einmal die Richtigkeit der 
Folgerung selbst abzusehen. Dass durch rechtsRfelehrte Richter als solche, die 
zugleich über das Vorhandensein eines Verbrechens zu entscheiden und die Strafe 
festzusetzen haben, dem Angeschuldigten nothwendig Unrecht geschehen müsse, 
dass letzterer hier gar keine Garantie gegen willkührliche Verurtheilung habe, 
das ist wieder einer jener falschen, abgeschmackten Sätze, womit die fanati- 
.sirten Liberalen nur sich selbst das Spiel verderben. Zu Grunde liegt diesem 
Satze der lächerliche 'und verderbliche Irrwahn, als sei Alles, was Regierung 
heisst, und mit der Regierung zusammenhängt, nothwendig der natürliche Feind 
der bürgerlichen Freiheit, als bestehe diese eben nur im geraden Gegensatz gegen 
den Staat und befinde sich am besten, je mehr sie gegen den Staat und seine Ein- 
richlungen negativ gestellt sei, als sei überhaupt der Staat nur ein notbwendiges 
Uebel, ein Druck, von dem das Volk möglichst befreit, gegen welchen dem Volk 
möglichst viel Reaclionskraft gegeben werden müsse. Solche Ansichten sind aber 
der Wissenschaft unserer Tage gegenüber eben so lächerliche Revenants, wie die 
entgegengesetzten, die wir an dem Verf. der Schrift Nr. 4. beleuchtet haben." — 
„Die philosophische Grundlage des Verfs. müssen wir mithin entschieden verwer- 
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Im, «14 witkt Allein, w«il de mm tiek einidtlg md schief itt «od einen längit JU»er- 
w«»deaeaSte»dpwdct««ige1i6rt, toiiierii aoeli imbesondere deswegen, weil sie 
•icM cimnml in kUren and foigeriehtigen Gedanken anigepragt iit, weil Belmap- 
tangen die Stelle vonGrilnden TeitreCen, weil gerade die enUeheidenden Punkte ver- 
miest werden, weil der Verf. mitZeitungsphrssen satkilft, wo ihn dieDenkkraft in 
84ieh liest, weil endlich die Einseitigkeit der wissenichaftlicben Ueberzeugnng bei 
ihn San nngeschninkten persenlichen Fanatisnas wird. Letsteres erhellt ans 
seiner DarsUUang des geneinrechtllch in Deutschland bestehenden Processes, den 
er fast anssehliessUch in seiner Anwendung anf demagogische Untriebe aoffasst 
nnd in dieser Beslehnng ohne Weiteres nit der Ketserinqaisition sasamnenwirft.<* 
— 9,In der That ist des Verfs.geschieht1icheEntwtckelung, die den Kern seines 
Boches ansnacht, bei fielen richtigen Benerkungen im ßinselnen, dennoch im 
Gänsen eine von Gmnd ans verfehlte.*^ Weiterhin wird bei Gelegenheit des 
Theiles des Baches , welcher von der Entstehung des Inqaisitioniprocesses han- 
delt, hesMrkC, dass diese „Parthie wirklich ergötslich^' sei. „Wir haben lange 
nicht mehr einem so gansconieqaeuten, sogansabstracten, selbitgenögsamea 
Fanatiker begegnet.'^ »Wie in allem Wahnsinn ein Fanken von Wahrheit ist, 
so auch in diesem. Dass aber die Darstell ang, wie sie hier gegeben wird, an 
der Grense der gesunden Vernunft stehe, braucht nicht erst ausgesprochen xa 
werden/* — „Durch die bisherige Aaseinandersetsung wird nan wohl hinlänglich 
bewiesen sein, dass durch die historische Darlegung des Verfs. weder die Wis- 
senschaft etwas gewonnen hat, noch die Sache des praktischen Fortichrittes im 
deutschen Processe liegend wie gefordert worden Ist. Sehen wir aber von dem 
Theile des Baches ab, der mit der PriUension der Gelehrsamkeit auftritt und 
wenden uns sn der Einleitung, welche im Geiste der Tagespresse gehalten ist, 
«o glauben wir hier den Verf. anf dem ihm angemessenen Felde so erblicken , und 
der Tadel muss sich in Lob verwandeln. Es ist swar nicht das Bedeutendste , was 
Ober die Sache gesagt werden kann, wenn der Verlauf der öffentlichen Meinnng 
über dieselbe dargestellt wird. Aber es ist immerhin von Werth , auch auf diese 
Seite SU reflektiren.^^ (Rec. R. Kö s tlin.) 

ÄBklageschaft^ Oeifentlichkeit und Mondlichkeit des Straf- 
Verfahrens^ gegrfindet auf eine historisch-kritische Beleäcbtang 
des bestehenden Inquisitionsprozesses too Ar.Feril.Carlllepps 
Prof. d. R. za Tabingen. Tübingen, Oslander, 1842. VI. o. 190 S. 
gr. 8. (geh. | Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1842. S. 652. ff. u. 1843. S. 97. ff.] 
Zeitschrift t deut. Strafverfahren. Bd. S. H. 4. S. 483—491. 
Die Recension beginnt mit der sehr richtigen Bemerkung, dass die £#osaii^ 
der auf dem Titel dieser Schrift angedeuteten Gesetzgebungsfragen dadurch ge^ 
hemmt werde, dass sich „die unselige Politik** derselben bemächtigt habe. Ks 
wird dann darauf hingewiesen, was von der Wissenschaft für die Verbesserungr 
der Strafrechtspflege zu hoffen sei. Hierauf folgt eine genaue Uebersicbt des In- 
halts obiger Schrift, verbunden mit einer Besprechung einzelner Puncte, wobei 
fiherall dem Scharfsinn und der Gelehrsamkeit des Verfs. volle Anerkennung su 
TUeilwird. (Rec.Z>r.Ludw.v. Jagemann.) 

Der Richter ab Geschworner? oder Geschwornengerichte mit 
Handlichkeit, Oeffentlichkeit und Anklage? lo Briefen von 
H. Hr. Hayen und €• B« v* Büttel* Oldenburg, Schulzes'sche 
Buchh., 1843. IV u. 206 S. gr. 8. (geh. | Thlr.) [Vgl. Jahrb. 
1843. S. 841. ff.] 

Götting. gel. Anseigen. 169—171. StOck. Den 23. u. 26. Oct 1843. 
S. 1681—1700. 
,)Dle vorliegende Schrift behandelt in anziehender Weite einen Gegenitand, 
der in unserer Zeit die Rechtikundigen , lo wie das gebildete Publicum überhaupt 
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lebhaffWieliftltigi. Er wird von twti Joititbeamten abgehandelt , welobe tlieo« 
retiichea and practiichet Wigien vereinigen , aber in der Hauptfrage einer ent- 
gegen gesetzten Ansicht huldigen, welche lie inernitem, würdigem, roltGeiit 
und Kenntnis! geführtem Streite gegen einander verfechten. Dass der Streit ein 
wiriclicher ist, dass die Briefe wirkliche Briefe sind, und nicht zor blossen Ein- 
kleidung der Discussion dienen , geht schon daraus hervor, dass die Streitenden 
sich nicht vereinigen, sondern dass ein jeder von ihnen, wie es im Leben zu ge- 
schehen pflegt, bei seiner Meinung verharrt und freilieh belehrt, aber nicht 
überzeugt aus dem Streite hervorgeht. So bleiben die Hauptfragen, nachdem 
sie von beiden Seiten auf gründliche Weise zur Entscheidung vorbereitet worden, 
am Ende unerledigt, und der Leser hat sich durch eigenes Nachdenken sein Urtheil 
zu bilden: ein Umstand, welcher der Schrift einen eigenthnmlich anregenden 
Charakter gibt." — Der Rec. selbst wird durch das Buch zu ausführlichen Bemer- 
kungen über den Gegenstand desselben veranlasst. Er wünscht am Schlüsse, 
dass diese Bemerkungen „dazu beitragen mögen, die Aufmerksamkeit, die es 
[das Buch] in hohem Grade verdient, auf dasselbe hinzulenken, und dass Viele 
gleich uns Belehrung und Anregung zu eigenem Nachdenken in ihm finden 



Die Nothwendigkeit und die Bedingangen der Mündlichkeit 
im Straf verfdiren, von irilli« iriestf Ober-Jastiz-R. u.s.w. 
za TObingen. Schalfhaasen, Burter^sche Bachb., 1844. X o. 124 S. 8t 
(geh. ^ Tblr.) [Vgl. Jahrb. 1844. S. 637. ff.] 
Monatschrift f. d. Justiz-Pflege In WOHtemberg. Bd. 9. Abtfa. 3. S. 314^324. 
Zuerst bemerkt der Rec. Einiges im Allgemeinen über den Gegenstand und 
darfiber, dass jede Stimme aus dem Richterstande, welche sich über denselben 
vernehmen lasse , erwünscht sey. Er fahrt dann fort: ,)Der Verf. obiger Schrift 
hat seine Berechtigung zu einem Votum über den Gegenstand derselben unzwei- 
felhaft bewiesen, sowohl durch die klare Anschauung und Sachkenntniss von 
demselben, als durch den Scharfsinn, die durchsichtige und gelungene Darle- 
gung, seiner Ansicht; und obwohl wir In mehrfachen Beziehungen nicht mit dem 
Resultate seiner Erörterungen ubereinftimmen , auch hinsichtlich des Tons der- 
selben sehr gewünscht hätten , dass die Gereiztheit, welche hie und da durch-' 
btiekt,'< [es wird ein Beispiel derselben in einer Anmerkung angeführt,] „die im 
Ganzen ruhige Haltung nicht auf so störende Weise unterbrochen haben möchte, 
■o können wir dns doch das Vergnügen nicht versagen, die Leser dieser Zeit- 
schrift auf das interessante Werk aufmerksam zu machen/^ Es wird hierauf eine 
Uebersicht des Ganges der Untersuchung und eine Mittheilung der Ansichten des 
Verfs. gegeben, wobei der Rec. einzelne zweifelnde Bemerkungen hinzufügt. 

Ueber die neaeren Vorschläge zur Verbesserong des Crimi- 
nalverfahrens in Dentschland. Von J9r« Frledr. Aug. Ble- 

ner» Geh. Jastizr. (Aus d. 12. Bde. d. Zeitsch. f. gescbichtl. Rechts- 
wissenseb. bes. abgedruckt.) Berlin, Nicolarsche Buchh«, 1844. 
69— ISO S. 8. (geh. ^ Thlr.) [Vgl. Jahrb. 1845. S. 97. ff.) 
1. Zeitschrift f. deut. Strafverfahren. N. F. Bd. h H. 3. S. 428—439. 
,,Die vorliegende kleine Schrift ist für den Freund des wahren Fortschritts 
eine dberaus willkommene Gabe." Mit diesen Worten spricht sich der Rec. gegen 
den Anfang seiner Beurtheilung über das obige Werk im Allgemeinen aus. Der 
übrige Theil dieser Kritik besteht in Bemerkungen über die Ansichten und Ausfuh- 
rungen des Verfs. im Einzelnen; der Rec. erklärt sich mehrfach mit denselben 
nicht einverstanden und namentlich gegen ),den einseitig historischen Stand- 
punct** des Verfs. In diese Einzelheiten kann dem tiec, hier nicht gefolgt werden. 
(Rec. J. O. U. Temme.) 
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2. JahrbfleWr f. wifsemeham. KriUk. Febraar 1845. Nr. 86.*89. S. 281—312. 
„Alf 4ein Untenekhneten dieM Abhandlang dei nm die Ermittelung und 
Feiiitellnng der getchicbl liehen tirandlagen anseres gemeinrechtlichen Inqoi- 
•itioni-Procetiei hochverdienten Verfg. zoent so Gesichte kam ond ein fluchtiger 
Onrchbliclr Mchon die üebeneogong gewährte, dais e« hier keineswegs auf eine 
blosse Rechtfertigung des Kestehenden abgesehen sei, drängte sich unwillkuhr- 
lieh der Gedanke auf, dass die vielen und lauten Klagen über die Gebrechen des 
dcutsehen Strafrerfthrens und die oft wiederholten Forderungen nach einer ge- 
•etslichen Reform desselben in ihrem Gewichte wesentlich dadurch verstärkt wer- 
den mSssten , wenn selbst Männer, die su den Hauptvertretem der sog. histori- 
schen Schule , auch in dem willköhrlich damit verbundenen Sinne einer die Codi- 
licatioBsfrage negirenden Richtung g^erechnet werden , mit dem ßekenntniss her- 
vorzutreten g^nothigt seien, dass der deutsche Criminal-Process wirklich an 
erheblichen Mängeln leide und eine grfindlichere Reform Noth thoe, als bis jetzt 
von Denjenigen anerkannt worden Ist, welche jene Klagen als gfehaltlose Dekla- 
mationen und jene Forderungen als blosse Ausflösse einer krankhaften Verstim- 
mung der jetzigen Zeit betrachten. — Der Unterzeich., welcher schon längst die 
auf wissenschaftlicher Grundlage beruhende und von politischen Nebenbesie- 
hungen sich frei fühlende IJeherzeugung theilt, dass eine die vorhandenen , zum 
Theil wirklich vortrelflichen , Elemente des deutschen Strafverfahrens In sich 
aufnehmende, zugleich aber dem Princip der Mündlichkeit und De ff ent- 
lich keit huldigende Reform des Criminal-Processes zu den unabweis li- 
ehen Aufgaben der deutschen Regierungen gebore, und der gerade des- 
halb den neuen Strafgesetzbüchern die ihnen vindicirte Bedeutung noch nicht zu- 
gestehen kann , weil sie ohne eine gleichzeitige, zur Losung der darin gestelltee 
Aufgaben geeignete, Gesetzgebung über das Strafverfahren in't Leben g^etretea 
sind,— bat deshalb die Schrift des geehrten Verfs. ungeachtet ihres, wie voraai* 
zusetzen war, sehr beschränkten Standpunctes mit Freude begru§8t und sie , wie 
alle Schriften des Verfs., nicht ans der Hand gelegt, ohne daraus niannigrache 
Belehrung geschöpft zu haben." — Kn wird nach dieHeni Ringange vom Reo. zuerst 
angegeben, was der Verf., neben den Vorzügen, als Mängel des gemeinrecht- 
lichen Verfahrens anerkenne und wie er diesen Mängeln abzuhelfen gedenke, ao- 
dann untersucht er, ob die vom Verf. vorgeschlagenen Abhülfen als ausreichend 
zu betrachten und sein Urtheil über die „reformatorischen Anträge** der neuem 
Zeit ein gerechtes und befriedigendes sei. Der Rec. verneint dies in einer langem 
Ausführung, in welcher er seine Ansicht von der Sache darlegt und hei aller Ver- 
schiedenheit von dem Verf. überall doch demselben seine Anerkennung zu Theil 
werden lässt. (Rec. H. A. Z a c h a r i ä.) 

Der Inqnisitionsprocess mit Rücksicht auf eine zeit^^m/lsse Re- 
form des deutschen Strafverfahrens überhaupt und besonders auf 
die Oeffentlichkeilsfra^e betrachtet von JDr, ^folfi^. Heini". 
Pnctata, pens. Landrichter, Ritler u. s. w. Erlanp^en, Palm u. 
Enke, 1844. Xu. 267 S. 8. (IJThlr.) [Vgl. Jahrb. 1845. 8.97.«*.] 

JahrbScher f. wissenschaftliche Kritik. Juli 1844. Nr. 12— 15. S. 95.— 118. 
Im Eingange berührt der Rec. den verschiedenen Slandpunct, welchen eine 
Kritik einzunehmen hat, je nachdem ein Werk rein ohjecfiv eine Betrachtung zu- 
lässt oder fordert, bei welcher der Verf. oder Urheber völlig in den Hintergrund 
tritt, oder, seiner Ohiectivitül unbeschadet, zugleich so sehr der Ausdruck der 
Subjectivität des Verfs. ist, dass die Würdigung des erstem nicht ohne Rücksicht 
auf den letzfern Statt finden kann. Zu den Schriften der letztern Art rechnet er 
die obige, auf deren Betrachtung er mit folgenden Worten eingeht: ))lch er- 
neuere mir den Genuss, den das Studium der Schrift des verdienten Greisen mir 
gewährt hat, indem ich versuche, durch eine kurze Berichterstattung Andere 
desselben theiihaftig zu machen und soviel ich vermag, dazu beizutragen, dass 
nuter der Masse dessen, was in unserer Zeit dber die A^erbesserung des straf- 
rechtl. Verfahrens der OefFentlichkeit übergeben worden ist, diese Erscheinung 
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Bi<$bt u^rkehen >verde. Ein Greie, sage ich, ist der Verf.; er selbst giebt sich' 
als ehemaligen richterlicben Beamten zu erkennen. Darin liegt sofort zweierlei 
— ^ wenii wir es nicht sonst wOssten und auf viel andere Weise in den Leistungen 
seit Jahren wahrgenommen hätten — einmal, dass dem Verf. ein reicher Schatz 
von Erfahrungen zu Gebote steht, aus dem er geschöpft und freigebig mitgetheilt 
hat, jedoch so, dass er dabei ein gehöriges Maass beobachtet und nur merken 
lässt) er könne nöthigenfalls noch mehr bieten ; zum andern, dass nur das Inter- 
esse an der Sache, nur das Streben für die Erreichung des gemeinsamen Ziels, 
der Erwirkung einer gedeihlichen Gerechtigkeitspflege seinen Beitrag zu liefern, 
es sei, welche ihn bewogen, sich in den, wie ich glaube, edlen und ehrlich ge- 
meinten Streit so vieler Wortführer über eine Tagesfrage mit einzulassen, wobei, 
wie ich schon anderwärts bemerkt, nicht bloss rechtliche, sondern auch poli- 
tische Rucksichten verfbigt werden. Nicht ein Sonder^ Interesse ist es, wie man 
es wohl — ich lasse dahingestellt, mit wie viel oder wenig Grund — den Be- 
amten, die als Vertheidiger des Alten oder des verlangten Neuen auftreten, zu- 
schreibt, indem Gewohnheit und Bequemlichkeit sie bestimmt, der Beibehaltung 
eines Verfahrens das Wort zu reden, mit dem sie aufgewachsen sind und sich 
herangebildet haben, in dessen Formen sie sich leichter bewegen , als in anderen, 
ihnen fremden, wo sie besorgen, niemals heimisch zu werden; ja, was sie 
möglicherweise ausser Stand setze, das andere grundlich zu kennen und unpar- 
theiisch zu beurtheilen: oder indem die Unerträglichkeit der Last der Geschäfte, 
•^<bei der Entbehrung der Anerkennung, welche eine andere Form des Ver- 
fahrens leichter gewährt, — das Verborgenbieiben einer löblichen Thätigkeit und 
ihrer Erfolge, bei dem erlaubten Selbstbewosstsein nud der Ueberzeogung vieler 
wackeren Richter, dass ihre Geschäftsführung die Oeffentlichkeit nicht zu 
scheuen habe, sie veranlasst, eine Aenderung zu bevorworten, welche ihnen die 
Hoffnung gewahrt, mit einer schon an sich und besonders nach der Forderung 
und Richtung unserer Zeit mehr ansprechenden Weise des Verfahrens, auch ihre 
eigne subjective Befriedigung in hohem Grade vereinigt zu sehen. Dies würde 
dem Verf. fremd kein, der auch sonst wohl seine Ansichten freimüthig ausge- 
sprochen hat. Dem ehrenvoll von dem Geräusch des Lebens in die Stille und Zu* 
rückgezogenheit der Beschauung Zurückgetretenen könnte für seine Person, 
wenn es ihm um diese zu thun wäre, die letzte Entscheidung über das Schicksal 
des jetzt in deutschen Landen bestehenden strafrechtl. Verfahrens gleichgültig 
sein. Alles dies verbürgt eine unpartheiische Betrachtung und verleiht der 
Stimme ein bedeutendes Gewicht. Säumen wir nicht, gleich zu bemerken, dass 
der Verf. die Mängel der bisherigen Procedur wohl erkennend, eine Reform für 
uiierlässlich erklärt, dass er diese mit Anderen auch in Einführung der Oeffent- 
lichkeit findet, dabei jedoch die nicht zo läognenden Vorzüge des so oft und aus 
so entschiedenen nicht bloss Gründen, sondern auch Rucksichten und Motiven, 
unbillig angefochtenen gemeinen und iandesrechtlichenStrafprocesses gebührend 
anerkennt, und den Unterschied zwischen den Vorwürfen, welche die gesetz- 
liche Verfahrangsweise und welche das handelnde Individuum treffen , mit rich- 
tigem Bliek hervorhebt. Erinnern wir dann noch, dass das, was der Process be- 
sweckt, was Alle dabei wollen und was für den Schriftsteller über den Gegen- 
stand, wie für den Gesetzgeber eben so sehr das Ziel, als für seine Thätigkeit und 
Aeusierung das leitende Princip sein toll, wie für den untersuchenden und den 
urtheileuden Richter — die Gerechtigkeit nämlich, das stets vor Augen ste- 
hende Thema sei, anf welches sich die ganze AusfOhrnng besieht, so haben wir 
im Allgemeinen das Charakteristische des Werkes bezeichnet, dessen nähere Be« 
trachtung nunmehr unsere Aufgabe sein soll.*< — Es werden nun mehrere Stellen 
aus der Vorrede mitgetheilt und dann der Inhalt des Werkes näher betrachtet, 
wobei der Rec. seine zum Theil abweichenden Ansichten entwickelt. Am Schlüsse 
der Recension steht: „Ich wiederhole am Schlüsse der Anzeige einer Ausführung, 
der ich in so vieler Hinsicht beistimmen musste, dass dieselbe nicht bloss von dem 
Qesichtspnnct einer rechtswissenschaftL Erörterung aus, und nach der Frage, 
ob und wieviel etwa Neues, bisher noeh nicht Gesagtes, für die Wissenschaft, 
die Anwendung und die Geaetzgebong beigebracht sei, sondern vornehmlich von 
dem einer Herzens -Ergiessung eines Ehrenmannes gewürdigt werden müsse, 
Weniirstens habe ich, der ich dem Verf. eine eben so gründliche »u wohlwol- 



Digitized by VjOOQ IC 



lOM M i 8 e e 1 1 e n. 

ItMe Blafülinuig in die geriektttelM iim4 ftdaiiiilftnüre PnxH Tenbrnle, fir 
mtcli geglAQbl, Mwli diesen sweiten GetlelitspnBct, und nie einen des Werk nun- 
leicIuMBden, festkntten sn mifien.^ (Ree. J. Fr. H. Abeg g.) 

Ueber OeffenÜicIikeit and Mandlidbkeit des Strafverfahrens 
in d. Prenss. Gerichten, von l^. K. üeman» K. Preoss. Geb. 
Justiz-R. 0. 8. w. Berlio, Scliröder, 1842. 78 S. gr.8. (geh.|Tblr.) 
[Vgi. Jalirb. 1842. S. 652. ff.] 

Nea^ Jenniiehe Allgemeine Literntor-Zeitnng, ioni 1841. Nr. 1S2 — 154» 

S. 680^689. 
Die Receniion beginnt: ^^Es gibt bei nne» Dank den Benihangen der lueto- 
riteben Scbule, keinen von einem und demielben Intereite beteelten Juristes- 
ttnnd roebr, sondern nur noeb jarietieebe Tbeoretiker und Praktiker, und diese 
serfalien wiederum in Romanisten vnd Germanisten und in Riehter and Advo- 
caten.^* Nacb diesem Specimen der Logik des Rec. wird der Leser gewiss ron der 
Reeension selbst weiter nicbts so wissen verlangen , nnd wir bemerken daber nur 
noeb, dass sie in langen Anssdgen ans der Sebrift, sowie in einigen eigenen 
Beroerkangen des Ree. bestebt, in welcben derselbe vor Allem auf Entsebeideag 
der Frage vom Beweisverfiabren dringt und sieb für die Einfabrung von Ge- 
scbwomengericbten entsebeidet Der reeensirtenScbrift laset er viel Lob zaTbcü 
werden. [Ree. C. M. Wolff in Berlin.] 



TIe miscellen« 



Personal-Notizen. 



Bef5rileraii|(e]ft umä filureitbeBeiipuifieift* Der ansterord. 

Prof. an der Univ. Berlin Dr. Lndw. Kduard Heydemann ist snm ord. Pro- 
fessor an derselben Univ. ernannt, dem bisberigen Prof. an der Univ. Leraberg 
Dr, Eduard Tomasebek ist die Lebrkaitzel der polit. Wissenachaften u. der 
polit. Gesetaknnde an der Tberesien- Ritterakademie zu Wien verKeben, der 
Privatdoeent an der Univ. Halle- Wittenberg Dr. Karl Eduard Pfotenbauer 
als ausserord. Professor des Crimtnal- and des Rdsi. Recbts an die Univ. Bern be- 
rufen und der Privatdoeent an der Univ. WOrsbarg Dr. Pözl in provisoriseber 
Eigensebaft som ausserord. Prof. an derselben Univ. befördert worden. — In 
Preussen sind der 0.-L.-6.-Vice-Pr&sident Graf v. Ritt borg su Breslau zum 
Cbef-Präsidenten des 0.-L.-6. su Glogau, der Geb. Regier.-R. u. vortragende 
Ratb im Ministerium des Innern, frftbere O.-Lu-G.-R. Starke su Berlin zum 
Vice-Präiidenten b. 0.-L.-G. zu Breslau, der Geb. Oher-Regier.-R. Dr. P e rn iee 
zu Halle zngleicb zum Oirector des dasigen Scboppenstabls, und der vormat St- 
tt. L.-G.-Director v. Gilgenbeimb zu Posen zum O.-A.-G.-R. ernannt worden; 
aacb haben der L.-G.-Prä8ident v. Voss zu Dfisselderf den Cbaraeter als Geb. 
Ober-JustiZ'R. und der Hofg^.-R. Fretb. v. Klot-Trautvetterzu Greiliraraid 
den Cbaraeter als Geb» Justiz-R. erhalten. — In Bayern sind beim A.-G. für 
OberpCalz u. Regensburg zum ersten Director der bisherige zweite Miebael 
Stautaer und zum zweiten Oirector der quiese.A.-G.-Oireetor Karl v. K»rb, 
femer ist zum zweiten Director d. A.-G. v. Oberbayem der O.-A.^G.-R. Job. 
Bapt. Volk, ingleichen lind zu 0.-A.-G.-Räthen der Ratb b. A.-G. v. S^wnben 
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a^Ncttbufg Clement Steyrer, derStaafsproknnitorAag.PeUrien snZwei- 
brOcken und der Rath b. A.-G. sa Aachafleiibarg Rud. Mets ernannt worden. — 
In Hesien-Kattel ist der 0.-A..G.-II. Gunate su Kastei unter Beilegung dea 
Charactera eines Geh. Jastia-R. zom Mitglied der Eisenbahndirection ernannt 
worden« — In Baden ist der Hofgef.-Director v. Kettenacker zum Hofrichter 
undder O.-H.-G.-R. Branner zam Hofger.-Director b. H,-G, zu Mannheim, in« 
gleichen der Hofger.-R. Bayer zum O.-H.-G.-R. befördert worden. — Den K. 
Preuss. Rothen Adler-Orden ond zwar 2. Classe m. Eichenlaub haben der Kam- 
mergerichts-PrSsldent v. Kleist zu Berlin und der Geh. Justiz- n. 0.-L.«G.-R. 
Möller zu Frankfurt a. O., sowie 4. Classe der Kamroerger.-R. Nieolovius zu 
Berlin, — das Ehrenkreuz des K. Bayer. Lndwigs-Ordens haben der Präsident 
desA.-G. V. Mittelfranken, Staats- R. K.L. Preih. v.Leonrod n. der A.-G.-Dir. 
B. A. V. Zink, letzterer bei dem Jobil&nm seines SOjahr. Dienstes am 12. Sep- 
tember, — das Groaakreuz dea Herzogl. Sachsen-Emeatin. Haaaordena hat der 
Gherzogl. Sachsen-Weimar. Staats-Minister Christian Beruh« v. Watzdorf 
erhalten. — Bei der Einweihung dea neuen Univ. -Gebaudea su Tübingen, am 
31. October, sind von der dortigen Juristen-FakultatAeffoWteoMfa zuDoctoren 
ernannt worden der Ober-Justiz-R. Hohbachzu EUwangen und Ed. Laboulaye 
zu Paris. — Die Professoren an der Univ. Tübingen Ihr, Eduard v. Sehrader 
und Dr, Robert v. Mohl haben das Ehrenbörgerrecht der Stadt Tubingen 
erhalten. 

Temeteuipen in den Riiliefitenil« Die o. - L. - 6. - Räthe 
V. Haugwitz in Brealau und F^enz in Stettin, Beide mit dem Charakter als Geh. 
Justiz-Räthe, der erste Director des A.-G. t d. Oberpfalz u. Regensburg Anton 
v.Spruner und der A.-R./>r. Sebastian Scherer aind, aanuntlich auf ihr An- 
suchen ^ in den Ruhestand versetzt worden. 



TII. Jarlstlsclie Blliliofrraplile. 

Nea erschieneiie Schriften. 

312« DSliingery €r., geh. Hautarehivar u,Bmth^ — Uebersicht der das Land-, 

Strassen« u. Wasaerbauweaen in Bayern betrefft gesetzlichen Anordnungen. 

Alphabetisch geordnet Nördlingen, Beck'ache Buchh. 416 S. gr. S. (Geh. 

2 Thlr. -^ FärSadd. SFt 80 Kr. rhein.) 
818. Edimuerj Dr.Fram»^ Prof,de$Nahtr^j de$osterr.€}riminalrecht$u,$,w, 

tmäer Uni9,tmGr&l%y — Erklirnng dea Strafgeaetzea Ober Gefalls-Ueber- 

tretnngen. 2r Bd. Iste AbtheiL Wien, Fr. Beck's Univ.-Buehh. 350 S. 

fr.8. (6^. l^Thlr.) 
314. Entacheidungen, henierkenawerthe , dea Criminal - Senatea dea Ober- 

Appellationa-Gerichta zu Casael. Mit Genehmigung des KorfQrstl. Justiz- 

Miniateriuma herauageg. von O. L, Ueutery Ober~AppeUationigerieht$^ 

Seeretair. I. Bdea 2. Heft. Caaael, Kriegeraehe Buchh. viiu. S. 357 — 

744. gr. 8. (Geh. 1| Thlr.) 
815. Foratgeaetz (Gherz. Badiachea). arThl.: Von den Foratfreveln. Carlsrube, 

Braun'sche Hofbuchh. 3 ^ Bog. 4. (:|Thlr.) 
316. Gesetze, die gutshenüehen u. bäuerlichen Verhältnisse betreflt, v. 21. April 

1825. u. t3. Juli nebst der Gemeinheita-Theiinngaordnung v. 7. Juni 1821. 

Hamm, Schula'aftlie Bochh. 95 S. gr. 12. (Geh. \ Thlr.) 
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SIT. Haupt, K^ 0k€rimmde$ g € H ekt9'iU/er9md^ — Die jnriftitcheii BiMangt- 
■tafen Ui PreoMen. It Heft: Die Studenten v. Kandidftten der Rechte. 
Qaedlinburg, Erntf tclie Buelili. vi v. 122 S. kl. 8. (Geh. } Thlr.) 

318. — Dasselbe. 2. Heft: Die AoskolUtoren. Ebend. viii n. 144 S. kL 8. 
(Geh. } Thlr.) 

319. Otterloh, Dr,Rob., Sachwalter im Letpaüg, — Der ordentliche bürger- 
liche Process nach KonigL Sachs. Rechte, systematisch dargestellt. 2 Bde., 
2te verm. a. verb. Aufl. Leipzig, Beruh. Tauchhitz J«s. XX u. 333., X u. 
672 S. gr. 8. (Geh. 4( Thlr. = 7 Fl. 4 Kr. rheiu.) 

320. Phillip t, Georg, — Gmndsatse des gemeinen dentachen Prtvatrechts, 
mit Eiuscbluss den Lehnrechts. 3. verb. Aufl. 1. Bd. Berlin, Dünunler, 
1846. ^vi u. 564 S. gr. 8. ( 2| Thlr. -• 3 Fl. 6 Kr. rhein.) 

321. Piehl, Fromm Xmv,, — Vollständige Sammlung aller im politiacken, 
Cameral- u. Justisfacbe unter der Regierung Sr. Maj. Kaiser Ferdinand I. in 
deu k. k. Staaten erlassenen Gesetze n. Verordnnngen, in chronologischer 
Ordnung, nebst e. alphabetisch geordneten Materienregister. 9. Bd. entb. 
die Gesetze vom 1. Jan. bis Ende Decbr. 1843. Wien, BranmfiUer a. SeideL 
XX u. 291 S. 8. (Geh. 1} Thlr.) 

322. Prorinsial-Gesetssammlung von Tyrol u. Vorarlberg. 29. Bd., welcher die 
im Laufe d. J. 1842. erflossenen Verordnnngen enthält. Italienisch o. deutsch. 
Innsbruck (Wagner'sche Bnchh.) 59^ Bog. gr. 8. (2^ Thlr.) 

323. RechtsbQcber, die österreichischen, des Mittelalters. Herausg. von J. P. 
Kaltenbaeek, 1. Die österreichischen PantaidingbOcher. 3. Lief. Wien, 
Ign. Klang. S. 821 — 480. gr. Lex. 8. (Geh. 1^ Thlr.) 

324. Sehmakowtky, Wilh,v,y Dr. d. Rechte^ — Preussen u. das ConcordaL 
Breslau, Treweudt 38 S. gr. 8. (Geh. ^Thlr.) 

325. Stabel, Dr, Amtom, Direktor de$ gherm, baditehem oberrh, Hofgeriehtw,— 
Vorträge über den bürgerlichen Process. 1. Heft. Heidelberg, K. Winter. 
112.S. gr. 8. (Geh. | Thlr. — Fflr Sfidd. 1 Fl. rhein.) 

326. Step h am, Dr.Wilh^ Privatdoe, de$ Rechte am der Umiv. aut Göttingem^ — 
lieber das Verbältiiiss des Naturrechts zur Ethik u. zum positiven Rechte. 
Gottingen, Vandenhoeck u. Ruprecht. Vi u. 100 S. gr. 8. (-^^Thlr. <«> 
1 Fl. 3 Kr. rhein.) 

327. Stoeckhardt, Hemr. Rob., j, u. etphil, Dr., jur. Rem, Prof, ord, Petro^ 
pol,, — Defructibueiie, 9^o9, qui jureconeulti mom eunt, e jurieprudemtia 
percipere pottimt. Oratio, Petropoli, (Leipzig, L. Voss.) 23 S. gr. 8. 
(Geh. iV Thlr.) 

328. Vegeeack, A,C,Freih, v,, Kammergerichteaeteteor, — Westpreossiscbea 
Provinzialrecht. 2 Bde. Danzig, Gerhard, xu. 509, 490S.gr. 8. (Geh.3ThlrO 

329. Wildmer, Edler v, Maitheteim, Dr, Igm,, — Theoretisch -prakt. Com- 
mentar der auf dem letzten ungarischen Reichstage zu Stande gekommenen 
Credits-Gesetze, nämlich des Wechsel-, Handels-, Fabriks-, Gesellschafts-, 
Fracht-, Intabolations- u. Crida-Gesetzes. 2r Bd. 8. u. 4. Heft. Wien, 
Braumüller u. Seidel. S. 375-^758. gr. 8. (Geh. Das nun vollständ. Werk 
kostet 4^ Thlr.) 

330. Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung, zanächst fSr das Königrelrh 
Sachsen. Herausgeg. v. Dr, Tb. Tauchnitz u. Reg.-Ref, C. J, Sperber, 
Neue Folge. 5. Bd. 1. Heft. Leipzig, B. Tauchnitz ium, 96 S. gr. 8. 
(Geh. i Thlr.) 
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1058 Herquetf Die Nichtigkeitsklage io bärgerl. Rechtsslreitigk. 

hat der Verf. za der ersten Ahtheilaog in dem unter Nr. 2. bemerkten 
Anfiatze einen Nachtrag geliefert, welcher uns veranlasst, auch in 
dieser Zeitschrift ein beartheilendes Referat über die erste Arbeit 
naebxoholen. 

Es lisst sich ohne Ungerechtigkeit nicht verkennen , dass der 
Abhandlang im Allgemeinen das Prädicat der Gründlichkeit zukommt, 
dass dieselbe als das Resultat ungemein fleissiger Stadien und For- 
schungen erseheint und im Wesentlichen gesunde , nicht ohne Scharf- 
sinn ausgeführte Ansichten enthält. Und wenn es bei allem dem 
nicht geleugnet werden kann, dass die Lecture derselben einen ge- 
mischten Eindruck majcht, so tritt es doch deutlich hervor, dass auch 
die Schattenseiten derselben den Umständen nach auf eine mildere 
Beurtheilung Anspruch zu machen haben. Der Verf. hat sicVi auf 
die Behandlung der Lehre von der Nichtigkeitsklage mit einem Eifer 
geworfen, der ihn in d.erselben eine Art von Lebensberuf erblicken 
lies»; wenn man aber die eigentliche Frische und in der Form das 
Ansprechende vermisst, so erklärt und entschuldigt sich dies leicht, 
wenn man das Factum erwägt, dass der Verf. bereits vor 30 bis 40 
Jahren einen hohen Posten im Staate bekleidete. Es lässt sich ferner 
nicht in Abrede stellen, dass sich durch die ganze Arbeit eine ge- 
wisse Einseitigkeit hindurchzieht, die sich gleichfalls leicht erklärt, 
wenn man darauf achtet, dass die ersten zwei Drittel der Abhandlung 
sich gleichsam wie eine Einleitung zu der Hauptfrage verhalten: kann 
man Erkenntnisse der höchsten Instanz als nichtig an- 
fechten? und wenn man sich erinnert, dass eben diese Frage es 
ist, welche seit dem J. 1826. in einent' den Verf. sehr unmiUelbar 
berührenden Rechtsstreit fortwährend wissenschaftlich und praktisch 
ihn bewegte. 

Schon die äussere Anordnung der Abhandlung hat dem Rec, 
nicht als angemessen erscheinen wollen. Der Verf. beginnt mit einem 
Abschnitt, in welchem er die Lehre von der Nichtigkeitsklage nach 
allgemeinen, oder, wie er sieh §. 14. ausdrückt, nach recbtsphilo- 
sophischen Grundsätzen entwickelt« In einem zweiten Abschnitt be- 
handelt er die Lehre nach den verschiedenen positiven Geset^^- 
bungen und schliesst in einem besonderen dritten Abschnitt mit einer 
ausführlichen Erörterung der Nichtigkeitsklage gegen Erkenntnisse 
der Deutschen obersten GerichUhöfe. Der Verf. gebt bei der Begrifis- 
bestimmung mit Recht davon aus, dass die Recbtsspracbe denjenigpen 
Gegenstand oder diejenige Rechtshandlung als nichtig bezeichnet. 
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welcher es an i^esentlichen Erfordernissen oder Bestandtheilen fehlt. 
Es ist voükofumen richtig, dass der Begriff ein rein negirender ist^ 
und eben deswegen triflft auch noch heute der Begriff auf das Schärfste 
mit der Römischen Benennung zusammen, welche das so heeehaffeae 
Recht als nulluntj die mangelhafte Sentenz dieser Art als nuUa he«- 
zeichnet. Es liegt aber eben hierin auch schon der Beweis, dass 
der Begriff der juristischen Nichtigkeit eine juristische Fictioa 
involvirt und in dieser Eigenschaft vorherrschend positiver Natur isL 
Es soll mit dieser Bemerkung keinesweges die Behauptung aufgestellt 
sein, als Hessen sich die rechtlichen Grundsätze über die Nichtigkeit 
oicht aus der Natur der Sache entwickeln; allein so viel dürfte aus 
dem Vorhergehenden folgen, dass es zweckmässiger gewesen wäre^ 
wenn der Verf. zur Grundlage seiner Deductionen nicht ein apriori-^ 
sohes System von der Nichtigkeitsklage, sondern eine Darstellung 
der mit vernünftigen Rechtsgrundsätzen gewiss sehr übereinstimmen- 
den Prinzipien des gemeinen Rechts gemacht hätte. Er würde bei 
der Entwicklung der historischen Fortbildung des Instituts vollkommen 
genügende Gelegenheit gefunden haben, im Einzelnen nachzuweisen» 
in wiefern sich die vom positiven Gesetz gelassenen Lücken aus dem 
innern Wesen des Begriffs und aus der Gonsequenz füllen lassen u. s. w» 
Dagegen erscheint die vom Verf. befolgte Methode als unerspriess- 
lich. Denn offenbar gewährt der erste Abschnitt, wenn er auch mit 
der vollendetsten Gonsequenz durchgefiihrt wäre, nur ein ziemlich 
unfruchtbares Resultat und einen khalt von praktisch untergeordneter 
Brauchbarkeit. ^Uein selbst diese Gonsequenz sucht man, wie dies 
ans dem Nachfolgenden hervorgehen wird, in einzelnen Hauptgrund« 
Sätzen der verschiedenen Abschnitte vergebens. Wie überhaupt die 
historische Entwicklung der zweiten Abtheiinng unstreitig zu dea 
gelungensten gehört, so ist es namentlich anzuerkennen, dass der 
Verf. sich in den§§. 18 — 20. über den Inhalt und die Bedeutung der 
Vorschriften des J. R. A.'s §. 121. 22* mit Klarheit und zum Theil 
mit schlagenden Argumenten ausgesprochen hat. Was der Verf. über 
die Verkehrtheit der Eintheilung in heilbare und unheilbare Nichtig- 
keiteii sagt, stimmt im Wesentlichen mit dem überein, was der Rec. 
im J. 1836. im 19. Bde. des Archivs f. Civ. Prax. ausgeführt hat* 
Der Verf. hebt es namentlich auch hervor, dass der Begriff der heil- 
barea Nullität eineo inneren Widerspruch enthalte, inwiefern man 
anter ihr eine solche verstehe, die aus verletzter Formalität und Suh- 
tilität des Prozesses entspringe; denn Formalität und Subtilität he- 
grfinden keine wesentliche Prozessbestandtheile ; ferner, dass die s. g. 

67* 
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fmliiißs tanahiUi eine blosse Reeblswidrigkeit enthalte» die im Wege 
der Appellation angefochten werden müsse; dass diese Appellation 
anch nicht den Mangel heile, sondern ehen das (angeblich nichtige) 
Brfcenntniss aofhebe; dass es auch ein Widersprach sey, za sagen, 
4ass die heilbare Nichtigkeil durch die Appellation geheilt werde, 
die sg« onheilbare aber nicht darch die Nichtigkeitsbeschwerde 
«•S.W« Wie passt nnn alles dieses aber zu den Grundsätzen, welche 
der Verf. im ersten Abschnitt aus der angeblichen Natur der Sache 
(seinem Naturrecht) hergeleitet hat? Hier raisonnirt er §. 2. mit 
folgenden Worten : ,,So wie. der Mangel, einer Sache, so kann auch 
der Mangel eines wesentlichen Erfordernisses einer Rechtshandlang 
gehoben, die Nichtigkeit derselben .•• geheilt werden ... Die Hei- 
lung einer nichtigen Rechtshandlung kann auf zwiefachem Wege be* 
wirkt werden: entweder durch das Hinzuthun des mangelnden we* 
aentlichen Erfordernisses, oder durch das Gefallenlassen des Bethei* 
ligten. Im ersten Falle verschwindet ganz nat&rlich mir dem Mangel 
des wesentlichen Erfordernisses die eben dadurch erzeugte Nichtig- 
keit von selbst, und die vorher nichtige Rechtshandlung ist nnDmekr 
rechtsbestandig oder geheilel worden. Im andern Falle wird das 
BMigelnde Erfordemiss von dem Betheiligten als vorhanden ange- 
aehen, oder die Rechtshandlung von ihm, den Maogel des weseoN 
liehen Erfordernisses nnbeachtend, als rechtsgaltig anerkannt, und 
io perassensum und per Jlciionem Juris die nichtige Rechtshandlung 
geheilet. Insofern also, als bei jeder Nichtigkeit das Hinzukommen 
oder Gefallenlassen des mangelnden wesentlichen EisTordemisses denk* 
bar ist, ist jede Nichtigkeit heilbar und keine unheilbar, 
und nur, insofern jenes Hinzukommen oder Gefallenlassen nicht mehr 
möglich ist, eine gegebene Nichtigkeit, also inhypothesi^ unheilbar**. 
— Abgesehen von der grossen Inconsequenz, welche hierin iraVer- 
hiltniss zu des Verfs. richtigen Argumenten des zweiten Abschnitts 
liegt, leiden die oben mitgetboilten Ansichten an inneren Wider- 
aprtichen. Mag man sie nach noch so abstracten Grundsiitzen be- 
nrtheilen: zu diesem Resultat wird man immer gelangen. Wenn der 
Verf. im *§. 19* (in Uebereinstimmung mit dem eben abgedruckten 
§• 2.) behauptet, „dass der Mangel des wesentlichen Erfordernisses, 
welches den Begriff der Nichtigkeit constituirt, in allen Fällen 
duTch Assens geheilt werden kOnne, so dass die wahre Nicb« 
tigkeit als unheilbar im Allgemeinen gar nicht erscheine^*; so möchten 
wir den Verf. weiter fragen, nach welchen positiven, oder nach wel- 
chen Gesetzen des Denkens es denn wohl als möglich erscheinen sollte, 
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dem Assens der Parteien die Wirkung beiznlegen, dass er den Sprach 
eines objeetiv incompeteolen Richters von der Nichtigkeit heilte, d. b« 
der Rechtskraft f^hig machte? Die Unmöglichkeit jener Annahme 
folgt aus juristischen sowohl, als aus inneren Gründen der Begriffs* 
nothwendigkeit. Denn aus Nichts kann Nichts werden. Wenn wirk* 
lieh, nach des Verfs. eigenem Aosdruck, das Nichtige mit dem 
Michtvorhandenen '^) identisch ist**), so mögen die Partheien sich 
vereinigen , wie sie wollen ; sie mögen nachträglich so viele „wesent- 
liche Erfordernisse hinzutbun^* und häufen, wie sie wollen: sie können 
neue Geschäfte zu Stande fördern, allein das Ntcbtvorbandene wird . 
dadurch so wenig modificirt, als dieses umgekehrt auf jene modifi- 
cirend einwirken könnte. Denn das nuUum ist nicht etwa eine Null, 
die sich als Ziffer zu Additionsexempeln gebrauchen Hesse« 

Das Verdienstliche der vorliegenden Arbeit concentrirt sich, wie 
bereits 'angedeutet, in der zweiten und dritten Abtheilung. Nicht eben, 
dass der historische Theil des 2* Abschnitts neue Resultate lieferte, 
aber mit einer gewissen Schärfe fOhrt der Verf. dem^Leser die Grund- 
sätze des Römischen, canoniscben und Deutschen Rechts in gedrängten 
Zügen vor die Augen, den Blick vorherrschend und beharrlich auf 
die Frage gerichtet , wiefern die Beschwerde über Nichtigkeit devo- 
lutiver Natur sey oder nicht. In dieser Beziehung beseitigt der Verf. 
zuvörderst mit guten Gründen die Gönner^sche Behauptung, dass 
nach Rom. Recht die Rescission eines nichtigen Erkenntnisses nicht 
von eben dem Richter, welcher dasselbe gesprochen, habe erwirkt 
werden können, indem er darauf aufmerksam macht, wie die /. 55. 
D. de re Judic,^ aus welcher man diesen Satz herleiten will, nicht« 
weiter als den allgemeinen Grundsatz enthält, dass der Richter nicht 
berechtigt ist, sein einmal gefülltes Urtheil willkührlich und eigen- 
mächtig zu corrigiren« 

Die ans der Geschichte der Nichtigkeitsklage entlehnten Resul- 
tate (§• 14 — 27.) lassen sich in folgende wenige Sätze zusammen- 
fassen: 1) Das Rom. Recht gestattet zur Rescission eines nichtigen 
Erkenntnisses eine Klage (querela) und eine Einrede. Eine Nich- 
tigkeitsbeschwerde als devolutives Rechtsmittel kennt das Rom. Recht 
nicht* -^ 2) Die ersten Beispiele einer solchen enthält das canonische 



*) Datt dieiB auf einer Fiction beruht, iit far die Sache selbst gleicfcgtltig^. 
**) Und an der Richtigkeit dieses Satzei wird nicht gezweifelt. 
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R«eht in desjeMgen Stolleo, welche darSber Zeogiiiss ablegen, dass 
der Papst bischöfliche Erkennlnisse als nichltg aufbob. Diese Bei- 
spiele machton die devolutive oder nicht devolative Natur der Nich- 
tif^eitsbeschwerde zum Gegenstande einer schon zu Vantius Zeit 
als alt bezeichneton Controverse. — 3) Die Reichsgesetze lassen die 
Nichtigkeiubeschwerde sowohl selbsistiindigy als in Verbindung mit 
der Appellation zn. Nur gegen Erkenntnisse des Reichskammerge- 
richts and des Reichshofraths ist dieselbe in Forai resp, der Revision 
nnd Snpplication anzubringen. Im Uebrigen behandeln die Gesetze 
. sie mit Beziehung auf das Verfahren gleich anderen Sachen simplicü 
querthe^ mithin im Wege des Citationsprozesses. Hieraus eDtniniBit 
der Verf. ein gewichtiges Argument für die Behauptung, dass Ai^sekhe 
flberally wo sie gegen Erkenntnisse der dem Reichskammergeriebt 
unterworfenen Gerichte und selbst der Oberappellalionsgericble in- 
appellabler Länder bei dem Reichskammergericht angebracht war^ 
(§• 24.), von den Reichsgesetzen nicht als ein devolutives Rechts- 
mittel, Oberhaupt nicht als ein eigentliches prozessualisches Rechts- 
mittel, sondern als eine in 30 Jahren verjährbare, persönliche Klage 
aufgefasst wird, die unter besonderen Competenzregelo steht. - — Ds 
dem Verf. dieser in der That mit Gonsequenz durchgeführte Satz 
von bedeutender Wichtigkeit für das weiter zu beweisende Thema 
ist, dass die Nichtigkeitsbeschwerde eine persönliche, nach der Wahl 
des Beschwerten entweder bei dem gravirenden Richter selbst, oder 
bei dem fibergeordneten Gericht anzubringende Klage sey, und dass 
auch in höchster Instanz ein Mittel zur Beseitigung vorgefallener 
Nichtigkeiten nicht entbehrt werden könne, so ist es befremdend, 
dass er mit Beziehung auf den letzten Satz den Umstand so gänzlich 
hat in den Hintergrund treten lassen, dass selbst der durch eine 
Nichtigkeit der höchsten Instanz Verletzte gemeinrechtlich auch auf 
dem Wege der Exception oder Replik Schutz suchen kann. Gesetzt, 
der Verletzte hätte bei früherer Anstellung einer Klage miUdst eines 
nichtigen Erkenntnisses der höchsten Instanz im Prozess unterlegen, 
ao wird er bei der ünterinstanz von Neuem klagend auftreten und 
die vorgesehfitzte exceptio rei judicatae mit der repliea senientiae 
nullae zurückweisen können. Man sollte meinen, dass dieser Satz 
dem Verf. vortrefflich in seinen Zusammenhang gepasst hätte, da er 
auch zu dem Beweise dient, dass die gerichtliche Anerkennung der 
Nichtigkeit nicht nur nicht ein höheres Gericht nothwendig voraus- 
setzt, sondern dass sogar die Nichtigkeit vom untergeordneten Ge- 
richt ausgesprochen werden kann. Dass im angedeuteten Falle die 
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EotscheicIiiDg über die Nicbtigkeit wieder dem InstaiizeBziige unter« 
liegt y versteht sich von seihst. 

Gegen das Ende der zweiten Ahtheilung bereitet der Verf. das 
Thema der dritten Ahtheiiong mit einigen ziemli<;h einseitigen Re« 
fleetienen aber das Gewicht oder vielmehr die (angebliche) Gewichts- 
losigkeit solcher Particulargesetzgebnng und Praxis vor, welche aus- 
spricht, dass die Nichtigkeiteklage nur bei dem höheren Richter an- 
gebracht werden könne. Wir werden hierauf später wieder zurück- 
kommen, haben hier aber noch zu erwähnen, dass der Verf. dieses 
Gapitely ohne dass irgend ein innerer Zusammenhang mit dem Vor- 
hergehende oder Nachfolgenden steh erkennen liesäe, mit der Be- 
sprechung einiger Beispiele ve« nichtigen Erkenntnissen schliesst« 
Was er im §. S%. von dem Erkennluiffi gegen die nicht gehörte Par- 
thei , §. 33. von dem zu Gunsten einer Parthei geHllUen Erkenntniss, 
§. 34. von dem auf eine unwahre Thalsache gebauten Urtheil, end-* 
lieh §. 35. n. 36« von der gegen ein Gesetz und gegen ein rechts«^ 
kräftiges Erkenotniss gefällten Sentenz sagt, wollen wir hier nichts 
wiederholen, weil A zum Theil in bckannteu Sätzen besteht, zum 
Theil aber mit den anerkanntesten prozessualischen Grundsätzen in 
so grellem Widerspruch steht, dass es einer besonderen Widerle- 
gung, die dadurch würde hervorgerufen werden, nicht bedarf» In 
dieser Beziehong wollen wir zur Rechtfertigung des Gesagten bei- 
spielsweise nur dieses. Eine hervorbeben , dass dem Verf. die Rö- 
mische Unterscheidung zwischen der sententia contra jus Constitution 
nis (in tkesi) und in kypotkeai noch im volls&en Umfange als ein« 
praktische erscheint, dass er die gegen ein klares Gesetz verstossende 
Sentenz unbedingt för null und nichtige mithin der Rechtskraft nicht 
ßlhig halt „Denn, sagt er, gegen das Gesetz entscheiden , ist Ver- 
nachlässigung eines wesentlichen Erfordernisses, also Nichtigkeit^^ (!) 

In der dritten Abtheilnng gelangt der Verf. zu seinem Haupt« 
thema, zu der Frage nehmlieh, „ob und in wiefern gegen nichtige 
Erkenntoisfe der Deutschen obersten Gerichtshöfe oder Oberappella- 
tionsgeriehte in bfirgerlichen Rechtsstreitigkeiten die Nichtigkeits« 
klage Statt finde^^ , Der Verf. beantworte! dieselbe nicht nar nach 
gemeinem Re^ty sondern er hat sieh auch die Mühe genorntt^en, aus 
den einzelnen Territorien Deutschlands sich darüber mit Notizen ver* 
sehen zu laaaen, wie die Frage von sämmtlicben Oberappellations- 
gerichten entweder iiaeh Gesetz oder nach Praxis beantwortet wird. 
Reo. ist mit dem Vorf« vollkommen darüber einverstanden, das» nach 
gemeinem Recht die ZuUUsigkeit der Nichtigkeitsbeschwerde auch in 
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kdcbster Istlasz nicbl zweiMbtft sein kano. Aeeli miiss er es eia- 
riomen, dass die nOhsane Zasammentragmig der ia den verscliie- 
denen Territorien gellenden 9 hieranf liexiglichen Grondaitze anfdank* 
bare Anerkennung Ansproeh bat, lehon ans den einfacben Grande, 
weil dieselbe einen freilich nnr sebr kletoen, aber doeb niebt onin* 
teressanlen Beitrag liefen zor GewinnoDg einer Uebersiebt dber das 
in den verscbiedenen Tbeilen Dealsehlands sieh wiederßndende ge- 
meinsame Recbtselement. Allein die Art und Weise, wie der Verf. 
hier seine Aufgabe zu Idsen gesncbt hat, lisst sieh nicht billige«. 
Es ist ihm offenbar hier mehr zo thnn, dnrch das aomeriscbe Ge- 
wicht der verschiedeaen hdchsten Gortchtshdfe dem Einen Geriebts- 
bof ZQ imponiren, dessen entgegenstehende Ansicht ihm iti ctrsm 
eonereio scbadenbringend geworden ist, als ein der Wissenscfcaft Ge- 
winn bringendes Resnltat za liefern« Wenn der Verf. nicht so eifrig 
bestrebt gewesen, in den einzelnen Obenippellationsgaricbien Be- 
kenner nnd Anwender des gemeinrechtlichen Grandsatzes za findea, 
so würde er mit mehr Sorgfolt die Stimmen gesammelt haben, als » 
es gethan. Nach des Verls* Sitmmenzähluog ^aben sieh von 17 
hdchsten Gerichtshöfen Deutschlands 13 fQr die Zaiflssigkeit der 
Nichtigkeitsklage entschieden; bei zwei derselben ist die Zalassoog 
freilich zweifelhaft, aber doch wahrscheinlich, und nur zwei, dMs 
Obertribanal zu Stuttgardt und das Oberappellationsgericbt zu Gassei» 
erklären die Nichtigkeitsklage fUr unstatthaft. Diese im Einzelnen 
naher ansgeftihrte Tabelle wird nun noch in dem oben unter Nr. 1. er- 
wähnten nachtrXglichen Aufsatz in der Zeitschrift f. Giv.- Recht und 
Prozess berichtigt. Nach nüheren Aufschlüssen hat es sich dem 
Verf. oehmlich ergeben , dass man sowohl das Wfirtembergische Ober- 
tribunal, als das Oberappellationsgericbt zu Wiesbaden, welches letz- 
tere der Verf. zu den unentschiedenen gerechnet hatte, denjenigen 
wohl beizSblen darf, welche ftlr die Zulassung sind, und er ist mit- 
hin gegenwartig zu dem von ihm gewOnschten Resultate gekommen, 
„dass ganz allein in Ghurhessen, im Gegensatz aller anderen Dent« 
sehen obersten Gerichte, und selbst wider die Bestimmung der €lnir> 
hessischen Verfassongsurkunde, sich die Erscheinung darbietet, dass 
gegen nichtige Erkenntnisse des b<khsten Gerichts keine RechtshCHfe 
Statt findet'^ — Rec. ist natürlich nicht gesonnen, das durchzn« 
mustern, was der Verf. über alle 17 Oberappellationsgeriebte mitge- 
theilt hat, und will annehmen, dass es mit der Mehrzahl seiner Re- 
ferate seine Richtigkeit hat. Dagegen muss es in hohem Grade a«^ 
fallen, wie der Verf. über die Ansicht der Oberappellationsgeriebte 
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zn OMenbprg, Wiesbaden und Kiel zu dem von ihm gewonnenen Re- 
sultat hat geiangen kdnnen. In Oldenburgs ist die Frage von der 
Statthaftigketl der Nichtigkeitsklage gegen ein Erkenntniss desO.-A^-G., 
naeb seiiMr eignen Angabe, weder gesetzlich bestimmt, noch bis 
jetzt vorgekommen. Er fiihrt dann fort: ^^Da indess nach der all- 
gemeinen Prozessordnong' Nichtigkeitsbeschwerden nur im Wege der 
Appellation an den höheren Richter gebracht werden können, das 
0.-A.«6encht aber keinen höheren Richter übersieh bat, so glaubt 
man, dass das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde gegen Er« 
kenntnisse desselben nicht Statt finde, dass aber damit, da der Fall 
einer begangenen Nichtigkeit bei demselben doch denkbar, der An- 
trag an die höchste Behörde znr Justizaufsicht um eine ausserordent- 
Udie Revisienscommission nicht ausgeschlossen, sey.^^ — (Jeher das 
Herzogtbnm Nassau lautete die Nachricht, die der Verf. aus frfiber 
erlangter Kunde miltheilte, eben so negativ, wie die Oldenbnrgische. 
Gegenwärtig erzählt er in s. Nachtrage a.a. 0. S.307. Folgendes: 
„In den unter einer sehr achtbaren Auctorität in Wiesbaden 1837. 
erschienenen Erläuterungen zum Prozessgesetz des Herzogth. Nassau 
V. 23. April 1822. von Gh. Flach S. 134. hat dieses würdige Mit- 
glied des O.-A.-Gericbts die in Mitte liegende Frage . • .., auch ohne 
ein desfallsiges Beispiel zu kennen und anzufahren (Wc), unbedenk- 
lich bejahend beantwortet, so dass dieses oberste Gericht zu den 
die Frage bejahenden Gerichten nun wohl gezählt werden darf'^ — 
Wie hoch man auch die wissenschaftliche Auctorität Fiach's stellen 
mag, 90 wird man doch kein Bedenken tragen dürfen, ohne weitere 
Ausführung es für ein wissenschaftlich nicht zu verantwortendes Ver- 
fahren zu erklären, wenn man auf solche Weise, wie H., die prak- 
tische Ansicht eines Gerichts zu deduciren sucht. 

Dasselbe mnss man über den Abschnitt vom Kieler Oberappel- 
latiottsgericbt urtheilen. Rec. befindet sich hier in der eigenthüm- 
liehen Lage, gegen seine eigene Auctorität protestiren zu müssen. 
Der Verf. tbeilt im §• 50« den Inhalt des §. 119. der provisor. Ge« 
rtehtsordnnng für das Schlesw.-Holstein-Lauenbnrgische O^A.-Gericht 
vom 15. May 1834. mit, welcher verordnet, dass gegen Entschoi- 
dangen des Oberappellationsgerichts kein anderes Rechtsmittel, als 
das der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand Statt finde, und setzt 
dann hinzu: „Nach einer glaubwürdigen Auctorität würde aber in 
dem Falle, dass ein Erkenntniss dieses obersten Gerichts als nichtig 
angefochten werden könnte, die Nichtigkeitsklage, durch das ange- 
fihrte Gesetz nicht ausgeschlossen, allerdings statthaft seyn^S Diese 
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Aeasserang kann sieh lur auf fotgeaclen Vorgaag beziehen. Vor dem 
Erseheinen seiner Abhandlnog beehrte der Verf. den Rec. brieflich 
Biit der Bilte, ibm daröber Aofschloss zu erlheiien, wie es bei dem 
Scblesw.-Holst-LaiieDb. Oberappellationsgerieht mit der voa ibm aii& 
geworfenen Frage yerhalten wOrde. Rec. erwiederte dem Verf., dass 
der Fall einer Niehtigkeitsbeschwerde bis jetzt nicht %'orgekomtten 
und dass sich offenbar der Inhalt des angeführten §. 119. derO.-A»-G.- 
Ordaung als ein Hindernis! ihrer Zaiassong interpretiren lasse. Es 
sey ihm indess nach dem Geist des Gesetzes- wahrscheinlich, dass 
das Oberappellationsgerieht vorkommenden Falles den §..119. so aus- 
legen werde, dass er der Znlassigkeit nicht in den Weg trete. Die 
Grtinde, welche Rec. filr diese seine persönliche Ansicht etwas oXbar 
entwickelte, waren dieselben, welche er in seiner Darstellung des 
Schlesw.» Holst. Gi?ilprozesses, 2. Aosg. Tbl. II. §. 159. Offeat^ 
lieb aosgesprochen oder vielmehr angedentet hat. Dieselben stimmen 
zum Tbeil mit den Argumenten fiberein, weiche Herquet in s. Ab- 
handlang und besonders in s. Nachtrage gegen die Entscheidungs- 
grfinde des Gasseier Oberappellationsgerichts geltend gemacht hat; 
und Rec. ist noch heute, da auch gegenwärtig die Frage noch gs- 
entschieden ist, derselben Ansicht. Allein von etwas Anderem , sth 
von einer Mnthmassung kann hier Oberhaupt, bewandten Umstao<Jen 
nach, unmöglich die Rede seyn, so lange die gemeinrechtlich zwar 
unbestrittene, durch den Inhalt eines Particulargesetzes aber zwei- 
felhaft gemachte Frage gerichtlich noch nicht entschieden ist. Man 
muss es im Gegentheil eia^ftamen, dass dieselbe hier vollkommen so 
controvers erscheinen kann, als in Ghurhessen. Eben daher kann 
Rec. 9 wie einverstanden er .auch im Resultat über die Beaatwortnog 
der Frage mit dem Verf. ist, es auch nicht billigen, dass derseiBo 
die Entscheidung des Gasseier O.-A.-Gerichts, welches seine Nich- 
tigkeitsklage zurückwies, in einer für eine wissenschaftliche Erörte- 
rung bestimmten Arbeit so behandelt, wie etwa ein Advocat sie in 
einer Partheischrift behandeln würde. Zu dieser Bemerkung giebt 
der Verf. oienbar die Veranlassung dadurch, dass er die entgegea- 
gesetzte Ansicht in einer Form anficht, als widerstritte sie allem ge- 
sunden Menschenverstand und als ginge mit ihr alle Gerechtigkeit zu 
Grunde, wahrend es sich doch nicht leugnen lässtf dass die Frage in 
hohem Grade disputabler Natur und res merae interpretationis ist, 
dass sich sogar, vom gesetzgeberischen Standpunkt aus, für die Aos- 
schliessung der Nichtigkeitsklage gegen den Spruch der höchsten 
Instanz dasselbe Argument vielleicht geltend machen Hesse, welches 
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dem ganzen Institut der Verjtfhrang zum Grande liegt. Reo. darf 
aofeine nflhereBeleachtong des ;9ro nndeontra nicht eingehen, weil diess 
hier zu weit führen wQrde. Nor auf einen Punkt mass er noch mit weni-» 
gen Worten znrttckkommen , den er schon im Früheren angedeutet hat. 
Der Verf. wirft im §. 29. seiner Abhandl. die Frage auf: wenn 
eine deutsche Particulargesetzgebnng sich dahin ausspreche, dassdie 
Nichtigkeitsklage gegen bQrgerliche Rechtserkenntnisse nur bei dem 
höheren Richter angebracht werden könne, ob diese Bestimmung 
auch die Nichtigkeitsklage gegen das höchste Gericht ausschliesse? 
Der Verf. verneint sie natürlich ^ indem er die Bestimmung einfach 
so interpretirt: man hat sich mit der Nichtigkeitsklage an das höhere 
Gericht zu wenden, so lange noch ein höheres Gericht vorhanden 
ist; ist man aber bereits bei der höchsten lostanz angelangt, so bleibt 
diese für die Nichtigkeitsklage die coropetente Behörde. Sein ein- 
ziges Argument für diese Interpretation bildet die Frage: „Oder soll 
als Folge einer solchen Gesetzgebung gegen oberstrichterliche Er- 
kenntnisse gar keine Nichtigkeitsklage Statt finden ?'' Wir 

haben nur darauf aufmerksam machen wollen, wie in diesem Raison- 
nement offenbar ein Zirkel liegt. Der Verf. sagt mit anderen Wor- 
ten : das Gesetz gestattet die Nichtigkeitsklage ; denn wollte man das 
Gesetz anders interpretiren , so würde es ja keine Nichtigkeitsklage 
geben. Auch müssen wir bekennen, dass wir mittelst einer gesun- 
den Interpretation aus einem Gesetz des angegebenen Inhalts unserer- 
seits keinen andern Sinn herauszufinden vermögen, als den, dass 
dasselbe von einer weitern Nichtigkeitsanfechtung des Ausspruchs 
der höchsten Instanz nichts wissen will. Und gegen ein solches Ge- 
setz würde folgeweise alles Demonstriren aus gemeinrechtlichen Grund- 
sätzen und der Natur der Sache rechtlich fruchtlos sein. — Etwas 
anders verhält sich freilich die Sache mit der zweiten, in demselben 
Zusammenhange aufgestellten Frage: ,, welcher Werth einer Praxis 
beizulegen sey, die sich in einem Deutschen Staate, dessen Particu- 
largesetzgebung sich über die bezeichnete Frage vom Gerichtsstande 
der Nichtigkeitsklage nicht ausspricht, dahin entschieden habe, dass 
letztere nur bei dem höheren Richter Statt finde'^ Auch in diesem 
Falle sind wir keinesweges mit dem Verf. in der Ansicht einverstan- 
den, dass die Nichtigkeitsklage unbedingt und absolut als verwerflich 
erscheine; allein so viel scheint uns allerdings einleuchtend, dass 
die Beantwortung jener Frage lediglich von der Beschaffenheit der 
Basis abhängt, auf welche die Praxis sich gründet, dass daher auch 
hier die Würdigung derselben res interpretationis ist. 
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Zan Schlats esüiill die AbkasdloDg id den §§. 64 — 74. einige, 
inn Theil eicht aeieterefsaete Erdrleroegen Obw die Beechwerde 
über Justizvenreigerang bei dem JostizminiBterinoi and bei der Bnn- 
deerersaBnloDg» Ober die Aaerdm^ig eines SpecialgeriebU (in diesem 
Paakt wird iadess der Verf. wenig GUubeasgenossen finden), aber 
Aetenverseadong ond aber die NichtigkeiUklage gegen aasirSgalge* 
riehtliche Erkenalaisse, eadlicb einige Winke für künftige diesen 
Gegenstand betreffende, gesetzUebe Reformen« 
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Entseheidongen des Königlichen Geheimen Ober-Tribunals, 
herausgegeben im amtlichen Auftrage von JDr* Aug« Heinr. 
fillnioii» geh. Ober- Justiz- u. Revisions-R., und Franz filaleil 
Aug« Hinflicliiafli» Kammergerichts ^Assessor. Sechster Band. 
Berlin, Dömmler, 1841. XIV u. 492 S. gr. 8. (2|Thlr.) [Vgl. 
Jahrb. 1844. S. 605. ff.] 

Recensirt 

von 

Herrn Ober*Landes-6erichts-Rath n. Ffirstenthnms- Gerichts -Director 

Koeli zu Neisse. 

Der vorliegende Band bringt 44 Rechtsfölle, von welchen 13« 
nämlich No. 5. (II.) 26. 28. 29. 31 bis 37. 39. u. 42. von den Heraus- 
gebern bearbeitet worden sind. Wie in den frühern Bänden, iät auch 
hier, ausser dem Inhalts- Verzeichnisse ein doppeltes Register, näm- 
lich ein alphabetisches Sachregister und ein Register über die aus- 
gelegten Gesetze beigegeben. Die mitgetheilten Fälle sind, mehr 
öder weniger, alle von Interesse bei dem Standpunkte der Preussischen 
Rechtswissenschaft, welche erst im Begriff ist, sich zu einer solchen 
wieder empor zu arbeiten, nachdem sie zu einer blossen Gesetzkunde 
mit Worterklärungen degradirt worden; denn wo die Rechtswissen- 
schaft als solche niemals ausgewiesen gewesen ist, können Fragen, 
wie sie mitunter in den Entscheidungen, noch mehr in den Rechts- 
sprüchen der Preussischen Gerichte überhaupt, gethan und mit vielem . 
Wortaufwande hin und her disputirt werden, gar nicht vorkommen. 
Wir werden daran bei der Durchgebung der einzelneu Rechtsfälle 
mehrmals erinnert werden. 

?(o. 1. Windmühle. Bäume. Forstrevier. Holzkultur« 
Die geietslicbe Vorschrift, daff Niemand berechtigt ift, einer Wind- 
mühle darch Anpflanzung hoher Bäume, wo dergleichen vorher nicht ge- 
wesen find, den nöthigen Wind zu benehmen, kann die Kultur der an Wind- 
mühlen grenzenden Foritre?iere dorcb Antaen von Holz nicht hindern. 
Das A. L.-R. Th. II. Tit. 15. §. 247. hat die Vorschrift: „Auch 
UX Niemand berechtigt, einer Windmühle, durch Anpflanzung hoher 
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Biome da, wo dergleichen vorher nicht gewesen sind, den n5lhigea 
Wind ZQ benehmen/^ Sie wird verschieden ausgelegt. In dem vor« 
liegenden Reehlsfall widersprechen sich die Richter der verschiedenen 
Instanzen darin wieder. Bei einer Windmühle war seit 22 — 24 Jahren 
ein Holzanwnchs darch nat&rliche Besaamung in einer Enlfemang von 
926 Fuss entstanden, and anf der andern Seile waren im J. 1832., 
960 Fass von der Mtthle, Kiet'ern angesflet worden. Der Müller be- 
haoptete, dass diese Waldaolagen seiner Mühle den Wind benahmen 
und verlangte auf Grund jener Vorschrift, dass der WaldeigentbQmer 
die Biune bis auf iOOO Schritte von der Mühle wegnehme. Der 
Richter erster Instanz wies den Kläger ab, man sieht nicht aus wel- 
chem Grunde; der Appelialionsrichter gab dem Kläger im Wesent- 
lichen Recht, nur wies er ihn bezüglich auf die 1832. angelegte 
Schonung zur Zeit ab, vermuthlich weil der Mühle jetzt noch kern 
Nachtheil entstand. Das Geheime Obertribunal ändert das Appella- 
tionsnrtel in revtson'o ab und stellt das firkenntniss erster Instanx 
wieder her. Die Entscheidung beruhet auf der Auslegung, dass nvr 
die Einsetzung schon herangewachsener Stämme in den ErdbodeTn als 
verholen anzusehen, wie aus dem Wortsinne und aus dem Grunde 
des Gesetzes entnommen wird. Die Angabe dieses Gruudes wird 
jedoch vermisst; es wird in Betracht gezogen, dass die Anpflanzuo^ 
hoher Bäume in der Regel nur zur Verschönerung von Wegen, 
Plätzen U.S. w. geschehe, welche auch ohne Bäume ihren Zweck er- 
füllten; dass es sich aber mit Holzrevieren ganz anders verhalte, in- 
dem hier der Grund und Boden den grössten Theil seines Werths 
verlieren, ja unter Umständen ganz unbrauchbar werden würde, wenn 
die Beschränkung des §. 247. auf Holzreviere Anwendung finden 
sollte; überdiess sei der Fall, dass Windmühlen in der Nähe von 
Forsten angelegt würden, nicht so häufig, dass man annehmen könnte, 
der Gesetzgeber habe daran gedacht, durch das Verbot des Anpflan- 
zens hoher Bäume in der Nähe von Windmühlen auch die Forstkoltur 
zu hindern, und eine Ausdehnung der Vorschrift des §. 247. auf 
Holzreviere würde zu den auffallendsten Resultaten führen. Daran 
wird die Berechnung geknüpft, dass wenn auf einer Quadratmeile 
neun Mühlen regelmässig vertheilt würden, die von Bäumen freiza- 
lassenden Kreise derselben sich berühren und für Forstanlagen nar 
unbedeutende Zwischenräume übrig lassen würden; eine solche Ein- 
schränkung des Eigenthums könne aber durch das Gesetz nicht beab- 
sichtigt worden sein. — Alles Dieses ist gut, aber es beweist juristisch 
nichts: die Frage nach der Grenze der in Rede stehenden gesetzliehen 
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Beschrinkang des fiigenthams bleibt noch immer nneDtochieden. 
Die anfÜingKehe Belracbtong, dass die Anpflanzang hoher Bäame in 
der Regel nnr zor Versch^aerang von Wegen und Plätzeoi die aoeh 
ohne Bäume ihren Zweck erfüllen, geschehe, scheint als Maassgabe 
den Umstand anzudeuten , dass auf Seiten des beschrankten Grund- 
besitzers durch die auf seinem Grunde und Boden getroffene Einrich- 
tung kein Nutzen bezweckt, und auf Seiten des Möllers Nacbtheil 
verursacht, also durch die Art des Gebrauchs des Eigenthums, ohne 
sich selbst einen Nutzen zu verschafften, einem Andern Schaden zu- 
gefügt werde. In der That ist diess der alleinige zur Auslegung der* 
Stelle dienende Rechtsgrund und es würde fruchtbringend gewesen 
sein, denselben aus andern allgemeinen Bestimmungen des Landrechts 
nachzuweisen, und damit die ausgelegte Stelle als eine Anwendung 
eines allgemeineren Rechtssatzes in Verbindung zu bringen, anstatt 
dieselbe zu isoliren. Denn was zur Bekräftigung Dessen, dass der 
Gesetzgeber nicht daran gedacht haben könne, die Forstkultnr durch 
das Verbot eiuzuscbränken, weil nämlich Windmählen in der Nähe 
von Forsten selten angelegt würden und die Ausdehnung des Verbots 
auf Forstanlagen auffallende Resnltate haben würde, ist nicht bloss 
von diesen Falle allein zu sagen. Noch viel seltener wird es sein, 
dass Jemand in der Nähe einer Windmühle hochgewachsene Stämme 
zur Verschönerung eines Platzes einsetzen lassen will, so dass sich 
mit noch grosserer Wahrscheinlichkeit sagen lässt, der Gesetzgeber 
werde nicht an diesen höchst seltenen Fall gedacht und gerade für 
diesen, der sich vielleicht in hundert Jahren nicht ein Mal zuträgt, 
ein apartes Gesetz gemacht haben. Desgleichen lässt sich nach- 
weisen, dass auch die Einschränkung des Verbots auf das Einsetzen 
von Baumstämmen zu auffallenden Resultaten führe. Im Jahre 1831.« 
wo noch die Oberlandesgerichte wechselseitige Revisioniihöfe für ge- 
wisse Sachen waren, ist mir eine Revisions-Sache über dieselbe Rechts- 
frage vorgekommen, in welcher der Fall war, dass Jemand ein Stück 
Land dicht neben einer Windmühle bei Memel gekauft und darauf ein 
sehr hohes, mehrere hundert Foss langes Gebäude erbaut hatte, wel- 
ches der Mühle den Wind in dem Masse benahm, dass wenn der Wind 
aus dieser Gegend wehete, die Mühle stillstehen musste. Der Müller 
wurde rechtskräftig abgewiesen. Was auf der einen Seite hatte ge- 
schehen können, konnte auf den übrigen drei Seiten auch noch ge- 
schehen, wenigstens eben so gut als die von dem Tribunal zur Vor- 
führung eines auffallenden Resultats gesetzte regelmässige Vertheilung 
von nenn Mühlen auf die Quadratmeile. Wenn dahpr die Mühle von 
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•ilea Seiten Mit hokee Gebindes amgebeB wflrde, so bätte derMfiller 
gar Diebts ree seiBeni Bigentbain, wäbrend der ElgendbüBier jener 
QaadralMeile alles Mdgliebe, nor niebt Eitbeii» Bachen und Kiefern, 
erbaoen k4lnnte. 

No. 2. Zahlung. Condictio indebiti. Reallaslen. Pächter. Funftel- 
Abzug. Vormaliges Königreich Westphalen. 

L Nicht bloff Geld oder geldgleiche, auf jeden Inhaber lautende Papiere, 
■ondem auch Sachen können mit der condictio indebiti^ sofern deren ge* 
f etiliche Erfordemif 86 vorhanden sind, zurückgefordert werden. •— II. W^enn 
ein Gmndttuck mit einer demfelfoen gebührenden Reatleiitang verpachtet 
worden: fo ist der Verpflichtete einen an den Pächter tW^^'/e ^abgeführten 
Theil derPraitaUon oder deisen Werth von dem Verpächter zuruckzarer- 
langen befugt. — III. Der zum Funftel-Abzug berechtigte Besitzer eine« 
mit Reallasten beschwerten Grundstucks in den Landestheilen, we\c\ie xa 
dem vormaligen Königreiche Westphalen gehört haben, darf, wenn er aus 
Irrthum den fOnften Theil der Reallasten abiEoziehen unterlassen hat, dietef 
Ffinftel oier dessen ViTerth mit der condictio iiiiftf^iVi zurückverlangen. 

Der erste und der dritte Salz kttoaeii nicht fiOr zweHelbtft 
oder bestritten angesehen werden; denn wenngleich der Appellations^ 
riebter in diesem RecbtsHall den ersten Satz nicht gekannt und vie^ 
mehr geglanbt hat, dass die condictio indebiti nur für solche Fülle 
der RBckfordemng gegeben sei, wo eine Zahlung im heutigen Siane^ 
d. i. Tilgung einer Verbindlichkeit mittelst haaren Geldes oder Geidr 
Surrogaten, slallgefunden; so wird dadurch das Recht nicht zweifei* 
baft. Die Bedeutung des dritten Salzes wird nur dann verständ- 
lich , wenn man, wie aus den GrOnden hervorgeht, weiss, dass der 
Beklagte bebauplet hatte, der Klager habe, nach dem Gesetze ober 
den Fünftel -Abzug, nur das Recht, den fünften Theil der Grund- 
PrXslationen abzuziehen oder zu behalten, nicht ^ber wiederzufor- 
dern, wenn er den Abzug unterlassen habe — eine Behauptung, die» 
wie auch das G. O.-Tr. zeigt, jedes Grundes entbehrt. Hinsichtlich 
des zweiten Satzes hingegen veranlasst der Gegenstand der Klage 
und die Bezeichnung des Condiclions-Beklagten Bedenken. Der Klä- 
ger, welcher Feldfrachte indebite gegeben hatte, coudicirt statt der- 
selben eine Geldsumme, das Trib. findet daran keinen Anstoss, und 
bat dafür keine andere Rechtfertigung als: „ der Verklagte hat nichts 
dagegen eingewendet, dass die Rfickerstattung nicht in Natur, son- 
dern dem Werlhe nach verlangt wird ** ; und der hieraus formnlirie 
Rechtssatz (U.) drückt sich gar so aus, als wenn der Kläger die un- 
bedingte Wahl hätte. Gegen diesen Satz muss Namens der Reebts- 
wfssenschaft Einbruch gethan werden; er ist falsch, in demselben 



Digitized by VjOOQ IC 



Rec. von Hrn. Ober-Lanclesgerichts-Ualh Koch zu Neisse. 1073 

Masse falsch, als er es bei dem Darlehn in andern verbranchbaren 
Sachen als baarem Gelde sein würde. Und der Rechtfertigungsgrund: 
der Beklagte habe gegen die Geldfordemng nichts eingewendet, ist 
ganz unzulässig, weil die Klagc^auf Geld in dem vorliegenden Falle 
an sich nicht gegeben wird (actio non datur), was der Beklagte zu 
sagen eigentlich nicht erst veranlasst werden soll, sondern was von 
dem Richter schon vorher gewürdigt werden muss. Hätte der Kläger, 
statt der indehite gegebenen Früchte, eine Heerde Vieh condicirt^ 
und der Beklagte hätte auf solche ihm gegen alles Recht insinuirte 
Klage nichts geantwortet; so würde dem Kläger auf den Grund hin: 
der Verklagte habe nichts dagegen eingewendet, doch wol schwer- 
lich eine Heerde zugesprochen worden sein. Auf eine nicht gege- 
bene Klage, oder, wie es die preussische Gerichtssprache ausdrückt, 
nicht substantiirte (nicht fundirte) Klage braucht der Beklagte 
nichts zu antworten, er bedarf nicht erst der Hülfe einer Exception. — 
Uebrigens ist das Not. 5. S. 18. citirte Schlesische Archiv Bd. I. nicht 

von Kocb und Baumeister, sondern von Koch allein. 

«» 

No. 3. Vormaliges Herzogthum Berg. Münster. Heimfall. Letzt- 
willige Verordnung. Erbfolge. 
I. Die Belitzer der dem Heimfall unterworfenen Güter in den Landes- 
theilen, weiche sa dem ehemaligen Grofihersogtham Berg eine Zeit lang 
' gehört haben, find, leitdem lie durch die fremdherrlichen Geaefze daf 
volle Eigentham erlangt haben, über dieselben letztwillig zu verfugen 1>e- 
rechtigt. •» II. Guter der gedachten Art werden daher nach den Grund- 
lätzen, welche vor der Einfuhrung der fremden Gesetze bestanden haben, 
nur vererbt, fallt von dem Besitzer Iceine letztwilligen Anordnungen ge- 
troffen worden. — ni. Diess gilt auch dann, wenn die altern Vererbungs- 
grondiitze in dem Verleihungs- oder Erbpachtivertrage wegen des betreffen- 
den Guts festgesetzt sind. 

No. 4. Vormalige französische Departements« Minden. Ravensberg. 
Heimfall. Letztwillige Verordnung. Erbfolge« 
Der Besitzer eines dem Heimfall noch unterworfenen Kolonats in den 
Landestheilen, welche vormals zu den französischen Departements eine 
Zeit lang gehört haben, ist seit Aufhebung der Leibeigenschaft zu Ver- 
fugungen über die Stätte unter Lebenden und von Todes wegen, mit Vor- 
behalt der Rechte des Heimfallsbereehtigten beim Eintritte d6s Heimfalls, 
befugt. 

In beiden Fallen wird eine irrige Auslegung des Appellations- 
gerichts durch das Geheime Obertribunal auf überzeugende Weise 
beriebt^gt. Nur möchten die unter No. 3. bingestelUen allgemeinen 
Sätze auf die vor der Fremdherrschaft unter prenssbcher Hoheit ge- 
standenen Landestheile zu beschranken sein, denn nur in diesen wird 
Krit. Jahrb. f. D. KW. Jahrg. IX. H. XII. 68 
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!■ Folge stattgefiiBdener friedeosvertragsinflssiger Abtretung die 
fremde Gesetxgebaog für rechtmissig erkannt. Anders in dea vor- 
nals banniveritchen ond braantcbweigiscben Tbeilen, welche naeb- 
faer an Prenuen gekommen tind, w^ z. B. das Amt Reckenberg; 
hier waren schon vor dem Uebergange an Prenssen durch eine bannO- 
yerisehe Verordnung vom 28. August 1814. die fremden Gesetze 
f&r null und unkrSfUg erklärt worden, (v. Kamptz Jahrb. Bd. III. 
S. 218. ff.) 

No. 5. Kurmark. Neumark. Pommern. Armenverpflegung. Gesinde. 
Tagelöhner. Dorfgemeine. Gntsherrschaft. 

Die Dorfgemeinen in der Kur- und Neumark, so wie in Pommern, habeu 
in Ansehung derjenigen Personen, welche als herrschaftliche Dienstboten 
oder Tagelöhner in den sum Rittergatt gehörigen HäiMiern wohaen, nicht 
die Pflicht dtr Annenverpflegang. 

Unter dieser Nummer werden zwei ReohtsföHe beigebracht , in 
welchen der in der Ueberschrift entbalteno Rechtssatz angewendet 
worden ist. In dem zweiten Falle wird derselbe nicht bloss auf die 
Kur« und Neumark und auf Pommern beschränkt, sondern als allge- 
mein gültig aus einem Reskripte des Königl. Ministeriums des Inneni 
und der Polizei, vom 25. Mai 1835., entnommen und als den beste- 
henden Geietien und der Natar der Sache entspreehend hingesiei/t. 
Zum Grunde gelegt wird zwar das Patent vom 8. September 1804* 
wegen näherer Bestimmung der Grundsätze Über die Verpflichtung zur 
Verpflegung der Ortsarmen in der Kurmark, Neumark und Pommern; 
indess ist daraus der obige Rechtssatz gar nicht zu entnehmen , dieser 
wird vielmehr aus einem geschichtlichen Grunde hergenommen, daraus 
nämlich, dass „das bei einem Dorfe befindliche, meistens nach dem« 
selben benannte Rittergut in keinem G'emeindeverbaude mit der Dorf'^ 
gemeine steht«^^ Was diese Vorstellung betrifft, so glaube ich, dass 
es mit der Wirklichkeit gerade umgekehrt ist: das Dorf ist nach dem 
Rittersitze genannt und „bei demselben befindliches indem sich die 
nach und nach angesetzten Landbauer (Hofeleute) bei dem Rittersitze 
(der arxj angebaut haben oder von dem Herrn angebauet worden 
sind. Dass aber der Gutsherr kein Mitglied seiner Laodbauer-Gemeine 
ist, ist im A. L.-R. oftmals anerkannt, indem nach §. 18. Tit. 7. Th.IL 
die Dorfgemeine aar durch die Besitzer der in einer Feldmark ge- 
legenen bäuerlichen Grundstücke gebildet wird und sonst auch bei 
Veranlassungen Gutsherr und Gemeine immer nebeneinander genannt 
werden. Uebrigens ist der Vortrag in No. 1. viel zn steif uad schul* 
massig, man glaubt ein Stick Probereiation zu lesen, deren Verfasser 
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die Regel y dass man vortragen müsse, was zugegeben und bestritten 
ist, nach der Chronologie anwendet. 

No. 6. Vertrag. Erfüllung. 
Wenn aus einem, in den Hauptpunkten bereits erfüllten Vertrage später 
fallig gewordene, wecbseheitige, jedoch voneinander unabhängige Neben- 
leistungen oder fortlaufende Verbindlichkeiten gefordert werden: so int 
jeder Kontrahent, bis der andere Theil erfüllt hat, bei gleichartigen Lei- 
stungen nur zur Kompensation, bei ungleichartigen nut zudem Antrag auf 
Erfüllung Zug um Zug, liicht zu einer gänzlichen Weigerung der Erfüllung 
von seiner Seite berechtigt. 

Der Fall ist ein Erbpachtsverhältniss, in welchem der Erbpächter 
bei jedem auf seiner Seite vorkommenden Sterbefall eine gewisse Ab- 
gabe an den Verpächter leisten, und der Erbverpächter den Wasser- 
lauf (der Gegenstand ist eine MQhle) repariren lassen soll. Die Re- 
paraturen waren unterblieben und der deshalb verklagte Erbverpächter 
machte den Einwand, dass der Kläger seinerseits noch mit der Er- 
füllung des Pachtvertrags im Rückstände sei, indem das Mortuarium 
für den letzten Sterbefall unbezahlt geblieben. Diesen Einwand er- 
klärt das Geh. O.-Tr. für „nnsubstantiirt<% weil die Weigerung zur Er- 
füllung eines Vertrags wegen mangelnder Erfüllung von Seiten des an- 
dern Kontrahenten überhaupt nicht weiter geben dürfe, als das Interesse 
der Kontrahenten sich erstrecke. Diess ist der eigentliche Rechts- 
satz, der zur Entscheidung des vorliegenden Falles geführt hat. Dieser 
Satz soll bei Anwendung des §. 271. Tit. 5. Th. I. A. L.-R.: „Wer 
die Erfüllung eines Vertrages fordert, mnss nachweisen, dass er dem- 
selben von seiner Seite ein Genüge geleistet habe, oder warum er 
dazu erst in der Folge verbunden sei'S auf einen, in den Haupt- 
punkten bereits erfüllten, Vertrag daraus folgen, „dass hei späteren; 
bereits fälligen, aber unerfüllt gelassenen gegenseitigen kontraktlichen 
Leistungen dieselben jedenfalls Zug um Zug geschehen müssen, da 
keiner von beiden Theilen behaupten kann, dass er dazu erst in der 
Folge verbunden sei.^^ Allein ganz dasselbe lässt sich sagen bei einem 
Vertrage, der noch nicht in den Hauptpunkten erfüllt worden ist. 
Der Beweis für die Wahrheit jenes Satzes wird durch die herange- 
zogene Eventualität: „es würde sonst derjenige, dessen Interesse das 
grössere ist, und der deshalb den andern Kontrahenten im Wege der 
Klage zur Erfüllung anzuhalten genOthigt ist, gezwungen sein, gegen 
die ausdrOcklicbe gesetzliche Bestimmung des §. 271.(?) früher als 
der Andere seiner Verbindlichkeit zu genfigen, weil ihm anderen Falles 
der Einwand o. s. w. würde entgegengesetzt werden*', durchaus nicht 
geführt, denn man kann dieses zugeben, oime dadurch zu einer Un- 
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gereinüieit zo kommeB, ja man niiiss dieses sogar als das wirklich 
geltende, ganz vemanflgeniasse Recht behaupten , welches auch bei 
noch ganz onerftillten Vertragen zar Anwendung kommt; denn dass 
da, wo noch von keiner Seite erfölU worden, das Interesse beider 
Theile immer gleich gross sei, llsst sich gar nicht als Rechtssatz auf- 
stellen; es mflsste folglich derjenige Kontrahent, welcher wirklich 
oder angeblich ein grösseres Interesse hatte, den Andern aufErfiUung 
zu verklagen berechtigt sein, ohne auf seiner Seite erf&llt zu haben, 
noch berechtigt zu sein, erst später zu erf&llen. Die Natur einer 
wirklich wechselseitigen Obh'gation bleibt sich zu allen Zeiten gleich, 
mag sie vor ErfQllang des Vertrags in den Hanptpunkten oder erst 
nachher entstanden sein. Durch dergleichen Deutung und Hervor- 
hebung von ZuHllligkeiten kommt man nicht auf festen Groitf, hier 
entscheidet ganz allein der Unterschied zwischen einseitigen un^ 
wechselseitigen Obligationen, Die von dem Erbpachtsmüller gegen 
den Erbverpächter geltend gemachte Verbindlichkeit zur Reparatur 
ist wesentlich eine einseitige, und die von dem Erbverpächler 
zum Einwände der mangelnden Erfüllung von der andern Seite um- 
geformte Forderung des Mortuariums ist auch eine einseitige Obli- 
gation , folglich ist der Fall der exceptio non impleti contrachu 
Oberhaupt gar nicht gegeben. Aus diesem Grunde, und nur aliein 
aus diesem, ist die Entscheidung gerechtfertigt, die derselben in der 
That zum Grunde liegende Rechlsanschauung ist unklar und der daraus 
entnommene Recbtssatz ist für die Aufhellung und Entwickelung des 
Rechts ganz unfruchtbar. Der Fehler liegt in der Verwechslung der 
wechselseitigen Verträge mit wechselseitigen Obligationen ; man meint, 
ein zweiseitiger Vertrag könne nur lauter wechselseitige ObUgationen 
hervorbringen. Allein ein Erbpachtskontrakt grfindet ein danerodes 
Rechtsverhältniss, woraus eine Menge einzelne Obligationen hervor- 
gehen, die durchaus nicht alle wechselseitig sein müssen. 

Ko« 7. Gesinde. Dienstentlassung. 
Gesinde, welchef auf anderen als geietzmäff igen Unacben vor Ablauf 
der Dienstzeit entlassen ist, kann eine Entschädigung nicht verlangen, wenn 
die Herrschaft zur Wiederaufnahme des Dienstboten und zur Fortsetzung 
des Dienstvertrages von der Obrigkeit erst nach verflossener Dienatzeit 
aufgefordert worden. 

Wie kann eine Aufforderung zur Wiederaufnahme eines Gesindes 
zur Erfüllung des Dienstkontrakts gedacht werden, wenn die Dienst- 
zeit schon vorüber ist? Das wärde ja ein neuer Kontrakt auf eine 
ganz andere Dienstzeit werden. Der Rechtssatz ist dieser: Wenn ein 
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Dienstbote vor Ablauf des Kontrakts von der Herrschaft entlassen 
wird und bei der Polizei, welche die Rechtmässigkeit der Entlassung 
summarisch zu untersuchen und zu beurtheilen hat, nicht bewirken 
kann, dass die Herrschaft wegen ungerechtfertigter Dienstentlassung 
aufgefordert wird, den Dienstboten wieder aufzunehmen; so findet 
wegen Nichterfflilung des Kontrakts keine Schädenklage statt. Ver- 
säoml der entlassene Dienstbote den Antrag bei der Polizei so lange, 
dass eine Aufforderung an die Herrschaft zur Aushaltung des Kon- 
trakts nicht mehr möglich ist: so kann der Dienstbote nichts fordern. 
Der Fall, dass die Polizei zu spät einschritte, kann eigentlich nicht 
vorkommen, wenn der Dienstbote seine Gerechtsame gehörig wahr- 
nimmt. Denn die Sache ist so gedacht, dass der Dienstbole stehen- 
den Fusses zur Polizei geht, und von derselben ein Gommissarius mit 
dem klagenden Dienstboten sogleich zur Herrschaft geschickt wird, 
der dort kontradiktorisch auf frischer That untersucht: ob die Ent- 
lassung mit oder ohne rechtmässige Ursach geschehen; worauf denn, 
je nach dem Erfolg der Untersuchung, entweder der unnütze Dienst- 
bote zur Ruhe verwiesen oder die Herrschaft zur Wiederaufnahme 
des^ schuldlosen Gesindes aufgefordert wird. In dem hier niilgelhcilten 
Rechtsfalie hatte der Richter erster Instanz die desfallsige Bestimmung 
der Gesindeordnung ganz und gar missverstanden. Ein noch bis zum 
I.Oktober gemiethet gewesener Dienstbote war schon den 1. August 
entlassen worden und hatte, statt seine Wiederaufnahme bei der Po« 
lizei in Antrag zu bringen, erst am 4. September ohne Weiteres auf 
Schadloshaltung gerichtlich geklagt. Darauf ersuchte der Richter die 
Polizeibehörde : die Herrschaft anzuhalten , das Gesinde in den Dienst 
wieder aufzunehmen. Als wenn das die Sache des Richters wäre und 
es nur auf die Anhaltung ankäme! Ein Polizei- Kommissar erhielt 
dazu am 29. September den Auftrag und den 10. Oktober berichtete 
dieser, das Anhalten sei erfolglos, weil die Herrschaft den Dienst- 
boten nicht wieder aufnehmen wolle und der Letztere auch schon bei 
einer andern Herrschaft wieder im Dienste sei. Die Sache schlägt 
um ins Komische« Der Richter verurtheilte nun den gewesenen Dienst- 
herrn znr Schadloshaltung. Dieses Urtel vernichtete dann das Geh. 
Obertribunal.* Der Fall ist nicht im Mindesten zweifelhaft, sondern 
giebt nur Zeugniss von einer fehlerhaften Praxis. 

No. 8. Posen. Erbrecht. Intestaterbfolge. Seitenverwandte. 
Adel. Rekadenzrecht. Altpolnisches Recht. 
I. Nacli altpolniichen Rechten wird ein Adliger, der weder Descen- 
denten noch Geichwiiter oder Geichwiiierkinder hiiiterlaiien h^t, von den 
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weiteren Seitemrerwandten der väterlichen nnd mStterliehenLinie dergestalt 
beerbt, daei an jede dieier beiden Linien dasjenige Vermögen zurückfallt, 
welches der Erblasser aas derselben ubericommen hatte. — II. Die Erbfolge- 
ordnung unter den entfernten Seitenverwandten in jeder der bezeichneten 
Linien richtet sich dagegen beim Mangel besonderer Bestimmungen für das 
eigentliche Polen, die sogenannten Kronlande, nach dem romischen Rechte. 
Das altpolnische Recht hat keine miUelst eines Gesetzes bestimmte 
oder festgesetzte Erbfolgeordoung und nur wenige unzweifelhafte 
Grundsätze; entstehende Streitigkeiten werden nach der Praxis oder 
Ortsgewohnheil (^^praxis et consuetudo locorum'^) und in deren Er^ 
niangelung nach dem subsidiarisch geltenden Römischen Rechte ent- 
schieden. Ein solcher Fall ist der hier mitgelheilte; es ist darin 
nachgewiesen, dass über die Erbfolgeordnung der entfernten Seiten- 
verwandten kein heimischer Grundsatz anerkannt ist und dai^er das 
Rtfmische Recht entscheidet. 

No. 9. Pfändung. Pfandgeld. Provinzialrecht. 
Die bei Publikation des A. L.-R. bestandenen Provinzialgeietze über 
Pfändungen sind, soweit sie den ausdrücklich einschränkenden oder ver- 
bietenden Vorschriften des Abscbn. 4. Tit. 14. u. den §§. 179. bis 186. Tit. 22. 
Th. L desselben zuwiderlaufen, ausser Kraft gesetzt und nur noch in Betreff 
der Hohe des Pfandgeldes von Gültigkeit. Die Erage: in welchen Fällen, 
In welchem Umfange und auf welche Gegenstände das Pfändungsrecht aus- 
geübt werden könne, ist daher lediglich nach dem A. L.-R. zu beurtheilen. 
Der Satz muss als richtig anerkannt werden, wenn man aacb 
mit den Ansichten des Verfs. Ober die Ansprüche eines Reschädigten 
gegen den Beschädiger wegen Genugthuung nicht überall «inverslan- 
den ist. Ganz entschieden unhistorisch ist die dem Ganzen zum Grunde 
Hegende Ansicht über das Wesen des Pfändungsrechts, welches mit 
Suarez als „eine Reliquie des Faustrechts'' bezeichnet wird, und 
ebenso entschieden ungenügend zum Schutz des Eigenthums und Be- 
sitzes namentlich gegen Plünderung und Verwüstung der Felder und 
Wälder sind die aus jener Suarez'schen Ansicht hervorgegangenen 
Bestimmungen des Landrechts, wodurch gerade umgekehrt der fried- 
liche Landmann dem Faustrecht der Feldräuber und Strauchdiebe 
überliefert wird. Es giebt mehrere Verhältnisse, in welchen die an 
Stelle des früheren Selbstrichteramts und Schutzrechts geordnete 
Obrigkeit mit ihrem formellen Gange ganz unmöglich genügende Hülfe 
bringen und entsprechenden Ersatz verschaffen kann. Hier muss der 
freie deutsche Mann Selbstricbter und eigner Schutzherr bleiben, wenn 
er nicht rechtlos werden soll, und die Obrigkeit mag die Selbsthülfe 
für solche Fälle in gewisse äusserste Grenzen einscbliesseii , aber 
nicht nehmen. Ain Schreibtisch in einer grossen Stadt, wo man nur 



Digitized by VjOOQ IC 



Rec. von Hru. Ober-Landesgerichts-Rath Koch zu Neisse« 1079 

aus dem Fenster zu wioken braucht, um ein halbes Dutzend Polizei« 
agenten und Gensd'armen zum Schutz zu haben, ist gut sagen: ,fdas 
Pfändnngsrecht ist eine Reliquie des Faustrechts ^S welches abgeschafft 
werden muss; aber auf freiem Felde, wo der Landmann die Früchte 
seines sauren Schweisses vertrusten und niedertreten sieht, da nimmt 
sich die Sache ganz anders aus. Ohne Selbsthülfe kommt hier der 
Staatsbürger gegen den Beschädiger in Nachtheil, weil er den Beweis 
nicht aufbringen kann , die Ermittelung des Schadens durch zu spät 
erfolgte Besichtigung und Schätzung unthunlicb ist und überhaupt 
kein sicheres Resultat giebt; überdiess auch einzelne Beschädigungen 
Tiir sich oft so unbedeutend sind , dass der Beschädigt^ das zehnfache 
durch das' gerichtliche Klagen an Reisekosten und Zeitversäumniss 
verlieren würde, zusammengenommen aber beträchtlich werden; end- 
lich noch die Mittel zur Befriedigung, die der Beschädigte zur Siche- 
rung seiner Forderung hätte pfänden können, fehlen. 

No. 10. Pfandrecht. Verpächter. Früchte. 

I. Das gesetzliche Pfandrecht des Verpächters erstreckt sich auch auf 
die im Pachtgrundstuck erzengten , noch auf dem Halme stehenden oder 
schon eingeerndteten Fruchte. — II. Der Verpächter ist sein gesetzliches 
Pfandrecht schon vor Beendigung des Pfandvertrages wegen seiher fälligen 
Forderungen geltend zu machen befugt. 

Beide Rechtssätze sind als geltendes Recht eigentlich nicht zu 
bezweifeln und kommen nur in Folge der bei Abfassung des Land- 
rechts beliebten Verbesserung der Römischen Grundsätze über den 
Fruchterwerb und in Folge der Gleichstellung des Pachtverhältnisses 
mit derMielhe in Anfechtung. Denn da man bei dieser improyisirten 
Verbesserung aus der Erfahrung die dadurch entstehenden Steine des 
Anstosses in dem weiten Baue noch nicht kannte und aus der Phan- 
tasie nicht entnehmen konnte : so war man nicht darauf bedacht, die 
Brüche und Risse durch positive Einschiebsel oder durch Wortfassung 
an den betroffenen Stellen unschädlich zu machen. Dieses muss nun 
zuweilen durch gezwungene Auslegung oder durch die Phrase : es sei 
nicht die Absicht des Gesetzes gewesen, das Recht hierin zu ändern, 
von dem Richter geschehen. Ein solcher Fall ist der vorliegende. 
Ein Personalscholdner eines Pächters hatte auf dem Halm stehende 
Feldfrüchte durch Execulion für sich in Beschlag nehmen lassen, und 
der Verpächter, der noch Pachtzins zu fordern hatte, kam als Inter- 
venient dazwischen und wollte wegen seines Pfandrechts die Feld- 
frUchte nicht verabfolgen lassen. Der Execntionssucher setzte ihm 
die Worte des Gesetzes entgegen, wonach der Verpächter und Ver- 
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mielber wegen seiaes Zinses anf die von dem PXcbter eingebrach- 
ten and zar Zeit der Endignng des Kontrakts in den Gute noeh 
vorhandenen Sacben und Effekten die Rechte eines Pfandg(äabigers 
bat, und sagte, die auf dem Halme stehenden FrOchte wären nicht 
eingebracht and der Kontrakt noch nicht za Ende, mithin nicht 
aosgemacbti dass sie alsdann noch vorhanden sein würden. Nach 
gemeinem Rechte bt ein solcher Angriff gegen den Verpächter ganz 
undenkbar, da die auf dem Halme stehenden Früchte jedem Dritten 
gegenüber in seinem Eigenthome sind ond nur zufolge eines obliga- 
torischen Rechts von dem Pachter eingeärndtet werden können, wel- 
ches der Verpächter nicht zngiebt, wenn der Pachter nicht den Zins 
bezahlt, so dass mithin auch ein Dritter, ans dem Rechte des Päcii- 
lers, nicht dazu kommen kann, wenn er nicht die Bediogoog der 
Gegenleistung erfüllt. Die geerndteten Früchte dagegen sind fructus 
naiif welche nach L. 7. D, in quibus causis ptgnus (XX., 2.) dem 
Verpächter stillschweigend verpfändet sind. Der Wortverstand des 
preossischen Landrechts ist hierin dem Verpächter offenbar entgegen; 
allein das Geh. Obertribunal sagt: ,,mao kann nicht annehmen, dass 
es bei der Abfassung des A. L.-R. die Absicht gewesen ist, das ge- 
meinrechtliche Pfandrecht des Verpächters auf die invecta et illait 
zo beschränken; vielmehr ist gerade eine Erweiterung und Ausdeh- 
nung jenes Pfandrecht« bezweckt, und deshalb ein solches dem Ver- 
pächter auch auf die eingebrachten Sachen des Pächters eingeräumt.^ 
Und vorher: „Das A. L.-R. hat im §. 395. a. a. 0. unzweifelhaft nicht 
beabsichtigt, das gesetzliche Pfandrecht des Verpächters durch Hin- 
weisung auf die eingebrachten Sachen und Effekten des Pächters ein- 
zuschränken, vielmehr nur für nölhig erachtet, auch des Pfand- 
rechts auf die Invekten und Illaten zu erwäbnen, weil, abgesehen 
von den letztern, dem Verpächter auf die Früchte undNulzun* 
gen desPachtgutes ohnehin schon ein Pfandrecht zustand.^ 
Man höre, wie dieser im Landrecht nirgend vorkommende und auch 
nach dem Rdm. Rechte in Beziehung auf die fructus pendentes nicht 
richtige Satz aus dem Landrecht bewiesen wird: „Denn nach §.475. 
Tit. 20. a. a. 0. haften die Früchte und. Nutzungen der verpfändeten 
Sache dem Hypothekengläubiger insofern, als sie sich zur Zeit der 
Executionsvollslreckung noch unabgesoodert von der Substanz be- 
finden '^). Es müssen daher auch die noch auf dem Halme stehen- 



*) DieiR ist beiläufig auch ein zur Erhaltung des bestehenden Rechts positiv 
eingeschobener Satz; denn der landrecMlichen Regel über den Fruchterwerb ist 
er schnurstracks zuwider. 
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denFrflchte dem Verpächter in Folge des ihm vom Gesetz eingerünm- 
ten Pfandrechts ebenfalls verhaftet sein/^ (!) Da hdrt die Fühlung 
auf, es lässt sich nicht mehr folgen. 

No.ll. Dahrlehn. Generai-Depositorinm. Depositalmässige Sicher- 
heit. Vertretnngsverbindlichkeit. Regress. Voliren. 

Wenn bei der Bewilligung von Darlehnen aaf dem General -Deposi- 
torium in der Beurlheilung der Sicherheit gefehlt worden, fo ist die Vertre- 
tungsverbindlichkeit jedes einzelnen IVlitgliedes des Gerichts für einen Aus- 
fall an den ausgeliehenen Geldern durch ein für die Annehmlichkeit der 
Sicherheit schriftlich abgegebenes Votum bedingt. Ist die vorgeschrie- 
bene schriftliehe Abstimmung unterblieben, so sind die einzelnen Mitglieder 
nicht verhaftet. 

Die Depositalordnnng von 1782* schreibt vor, dass über die 
Beartheilung der Sicherheit jedes Mitglied des Gerichts sein Votum 
schriftlich abgeben muss. Damals gab es kein heimisches allgemeines 
Gesetz über die Haftbarkeit der Mitglieder der Gerichte. Das spä- 
tere Landrecht bestimmte ganz allgemein, dass jedes Mitglied eines 
Kollegiums für die gefassten Beschlüsse, die Erfordernisse einer sol- 
chen Verbindlichkeit an sich vorausgesetzt, hafte, ausser wenn es 
seine abweichende Meinung mit Gründen unter den Beschluss gesetzt 
habe. Die beiden Senate des Oberlandesgeriohts zu Breslau nehmen 
an, dass diese Regel allgemein von allen Beschlüssen gelte und das 
in der Depositalordnnng-reglementarisch vorgeschriebene schriftliche 
Votiren keinen Einfluss auf das Recht der Privatinteressenten habe, 
vielmehr nur vorsorglich bezwecke, den Parteien einen solchen Be-^ 
weis za verschaffen, dass einzelnen Mitgliedern nicht der Nachweis 
ihrer Abwesenheit oder Nichttheilnahme ermöglicht werde. Die Mit- 
glieder eines Gerichts, welches eine Summe von 14,000 Th Im. Depo- 
sitalgeldern so unsicher ausgeliehen hatte, dass 4800 Thlr. verloren 
gingen, waren daher durch zwei gleichlautende Erkenntnisse zum Er- 
satz verurtheilt worden. Das Geh- Ob.-Tr. hingegen erklärte diese 
Meinung für irrig und vernichtete die darauf gegründete Entscheidung. 
Wir unsererseits finden die Meinung des Oberlandesgerichts voll- 
kommen richtig und den in der Ueberschrift enthaltenen Rechtssatz 
falsch. Für jene spricht nicht allein die bestehende Einrichtung, 
sondern auch die gesetzliche Vorschrift. Die Art der Abstimmung in 
einem Kollegium berührt gar nicht das materielle Recht, sondern ge- 
hurt zu den innern Angelegenheiten, die dem Einflüsse eines Frem- 
den ganz entzogen sind und daher lediglich nur unter den Mitglie- 
dern Rechtsverhältnisse begründen. Ist bei dem Stimmensammeln ir- 
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gend etwas vorgefallen , wodoreb einzelne Mitglieder in der Infor- 
mation oder sonst beeintrflcbtigt worden sind, so mögen sie sieb 4ie- 
serbalb an ihre schuldigen Kollegen halten: der Partei gegenüber ist 
das Ganze und in dem Ganzen jedes einzelne Mitglied verhaftet. Wie 
könnte man auch, wenn das anders sein sollte, mit einer juristischen 
Person, die sich durch ihr gesetzliches Organ nach aussen in vor- 
schriftsmässiger Form äussert, sich einlassen, wenn diese Aeosser- 
lichkeit nicht genügen, sondern die Verbindlichmachung des Ganzen 
davon abhängig sein sollte: dass es nicht unter den Mitgliedern hinter 
den verschlossenen Thüren unregelmässig zugegangen. Das ist für 
die andere Partei etwas unerkennbares und darum gleichgültiges; 
unter Kontrahenten richtet sich ein Jeder nur nach Dem, was der 
Andere durch Worte oder Zeichen ansdrückt, nicht nach Dem, was 
in dessen Innerem nnbemerkbar vorgebt. Diess ist es, was AVe Er- 
richtung oder die Natur der Sache mit sich bringt. Dem entspricht 
auch die Bestimmung des Landrechts über die aus dem Verwaltungs- 
geschart entstehenden Verbindlichkeiten der verwaltenden juristischen 
Personen. Wer von den physischen Personen, aus welchen die 
juristische besteht, durch das Ganze (den Bescbluss) nicht verbiod- 
lich gemacht werden will, muss seinen Dissens mit Gründen unter 
den Beschluss setzen. A. L.-R. Tli. U. Tit. tO. §.144. Die ältere 
Depositalordnung hat gar nicht den Zweck, etwas Besonderes za Gun- 
sten der verwaltenden Beamten, den ihnen untergebenen Privalinteres« 
senten gegenfiber, festzusetzen, wozu es auch an jedem Rechtsgrunde 
fehlen wörde, da diese Interessenten sich ja nicht aus freier Wahl 
ihnen anvertrauen. Das vernichtende Erkenntniss des Tribunals hängt 
mit seinem ganzen Gewicht nur an der grammatischen Auslegung eines 
einzigen Wortes, an einer Auslegung, welche, wie wir meinen, gaaz 
irrig ist. Die Depositalordnung bestimmt nämlich: 

§. 47. Dieser Werth (der Grundatucke) ist nach gerichtlich ausgefertigten 
Hypothekenscheinen und unverdächtigen Erwerbungsdocumenten , nach 
landschaftlichen oder gerichtlichen Taxen , aus einsofordemden Pacht« und 
Miethskontrakten, mehrjährigen Administrations - Rechnungen u. s. w. mit 
gehöriger Vorsicht zu beurtheiien. lieber diese Beurtheilung der Sicher- 
heit muss jedes Mitglied des Gerichts sein Votum schriftlich abgeben. — 
§, 59. Wenn ausgeliehene Gelder verloren gehen, so müssen, wenn bei 
ßeurtheilung der Sicherheit gefehlt worden, diejenigen, welche nach 
Maassgabe §. 47. für die Annehmlichkeit gestimmt haben, — wegen 
des Ausfalls haften. 

Also diejenigen, sagt das Tribunal, welche „nach Maassgabe 
§. 47. 'S das heisst also schriftlich, für die Annehmlichkeit der 
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Sicherheit gestimmt haben, müssen, haften/ ein anderer Nachweis der 
Zustimmung ist nicht zulässig. Wir glauben daran nicht. Die Form 
der Gedankenäusserung (Wort oder Schrift) ist kein Maass für eine 
bestimmte Sicherheit. Der §. 47. bestimmt zweierlei, nämlich: das 
Maass für die Abmessung der Sicherheit, und in soweit enthält der 
Paragraph eine Maassgabe; und sodann die Form, in welcher jedes 
Mitglied seine Gedanken äussern soll. Wenn nun der §. 59. sagt: 
wer nach Maassgabe §.47. die Sicherheit fehlerhaft für annehmlich 
erklärt, der soll haften; so ist damit augenfällig nicht die Form der 
Gedankenäusserung, sondern das für die Abmessung der Sicherheit 
gegebene Maass (Maassgabe) gemeint. Und dass zumal schlechter* 
dings kein anderer Beweis derTheilnahme zulässig sein soll, als aliein 
nur ein schriftliches Votum, dazu fehlt nicht bloss jeder vernünftige 
Grund, sondern das gute Becht der Privalinteressenten, die gezwun- 
gen werden, ihr Vermögen den Gerichten zur Verwaltung zu über* 
liefern, wäre ganz und gar in die Willkühr der Gerichte gestellt, 
indem Diese nur die in ihrem Beglement vorgeschriebene Form zu 
votiren nnang^ wendet zu lassen brauchten, um sich einseitig von 
aller Verantwortlichkeit aus ihrer Geschäftsführung zu befreien. Das 
wäre kein Becht mehr. Nach allen bekannten Bechten ist die Ver- 
letzung der dem Geschäftsführer ausdrücklich vorgeschriebenen Form 
ein Grund mehr zu seiner Verbindlichmachung. In dem vorliegenden 
Falle hatten die Gerichtsmitglieder mit Bewusstsein mündlich votirt, 
denn der Decernent hatte amtlich vermerkt, dass das Kollegium auf 
gehaltenen Vortrag diesen Beschluss gefasst habe (ex concluso collegii)^ 
es lässl sich daher nicht einmal sagen, dass die einzelnen Mitglieder 
keine Kenntniss von der Sache erlangt hätten. Statt ihr Volum für 
oder wider abzugeben, mussten sie, wenn sie nicht an der Verletzung 
der Form theilnehmen wollten, mit Hinweisung auf die für solche 
Fälle vorgeschriebene besondere Form ihr Volum versagen. Dass die 
Unterlassung dieser Dienstpflicht, also der Vorsatz oder das Versehen, 
wofür gerade die Geschäftsführer einstehen müssen, für einen Bechts- 
grund erklärt wird, sie von ihrer kontraktlichen Verbindlichkeit zu 
liberiren, ist in der That etwas ganz Neues, aber auch Unbegreifliches. 

No. 12. Bitlergutsbesilzer. Polizeibehörde. Dorfgemeine. 
Legitimation. 

Ritterguttbetitzer sind all Ortspolizeibelinrden, auch in Sachen, wel- 
che dat polizeiliche Interesse berühren, nicht befugt, Klagen für die ihrer 
Polizeigerichtsbarkeit unterworfenen Gemeinen oder in deren Interesse 
aniastellen. 
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No. 13. LegaUrieOi Konkarseröffnong. 
Legfttarien tiad, gleich den BrtechaCligliabigeni, aaf KonkarseröS- 
naag aniatrageii berechtigt. 

Beide RechUfüile sind onzweifelbafl und bieteo aoch sonst kein 
Interesse. 

No. 14. Kolonate. Hofeskinder. Verpflegong. Observanz. Vor- 
maliges Königreich Westphalen. 
Die durch die fremdherrliche Geietsgebung aafgehobeue Obeervans, 
dau bei frfiher eigenbehorigen Kolonaten in den Lande«theUen , welche vor- 
malt eine Zeit lang lam Königreich Weitphalen gehört haben, gebrech- 
liche Hofetkinder lebentlänglich Verpflegung auf der Stätte zu fordern 
befugt find, itt durch die preuiiiichen Gesetze nicht wieder hergestellt. 
In beiden Instanzen hatten die Richter übereinstimmeiid ange- 
nommen, dass die gedachte Observanz noch bestehe; das Geh. Ob.-Tr. 
hingegen ist der Meinung, dass diese Observanz von dem Westpbä- 
lischen Decrete vom 21. September I8O8.1 Art. 3*» wodurch alle Ge- 
wohnheiten in Ansehung derjenigen Gegenstande, worüber das Gesetz- 
buch Napoleons selbst Bestimmungen enthalt, ausser Kraft gesetzt 
sind, mit betroffen worden, indem eine solche Bestimmung in dem 
Art« 732. des Code NapoUon: „Das Gesetz nimmt bei Bestimmang 
der Erbfolge keine Rücksicht auf die Natur und den Ursprung des 
Vermögens^S nachgewiesen wird. Insofern man aünimmt, dass diest 
Bestimmung den fraglichen Gegenstand betrifft, worüber sich wol 
noch disputiren ISsst, ist der Meinung des Tribunals allerdings bei- 
zutreten; denn alsdann ist noch unzweifelhafter anzunehmen, dass 
auch das A. L.-R. Bestimmungen über den Gegenstand enthalte, so 
dass mithin, zufolge des Wiedereinführungspatents, durch die Wie* 
dereinführung der preussischen Gesetze jene abgeschaffte Observanz 
nicht wieder hat hergestellt werden können. 

No. 15. Konsolidation. Hypothek. Eigenthümer. Partialzahlang. 
Gession. Priorität. 
I. Hypothekenrechte werden durch die blosse Vereinigung ihres Eigen- 
thums mit dem Eigenthume des verpflichteten Grundstucks in einer Person, 
so lange sie nicht gelöscht sind, auch dann nicht aufgehoben, können viel- 
mehr von dem Grundbesitzer bis dahin gültig an einen Andern auch dann 
abgetreten werden, 1) wenn die hypothekarische Forderung nur theilweise 
bezahlt, auch die Abschlagszahlungen ohne Vorbehalt geleistet und ohne 
Aushändigung einer besonderen Quittung an den Zahlenden nur auf der in 
den Händen des Gläubigers verbleibenden Schuldurkunde vermerkt ist; 
2) wenn die vollständige oder theilweise Zahlung einer Hypothekenforde- 
rung nicht von dem Eigenthümer des verpflichteten Grundstucks, noch in 
dessen Auftrag oder Namen , sondern von einem Dritten , auf Grund einer 
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pertdollchen Verbindliclikeit od«r ans Irrthnm iih «igenen Namen geleistet, 
und das mit der Forderung verbundene Hypothekenrecht dem Zahlenden 
nicht ausdrücklich abgetreten worden. 11. Bei einer nur theilweise erfolgten 
Zahlung einer Hypothekenforderong gebührt dem Eigenthumer des nicht 
bezahlten Theils Tor dem Dritten , welchem das mit dem bezahlten Betrage 
verbundene Hypotheken recbt von dem Eigenthumer des verpflichteten 
Grondstäcks abgetreten worden , kein Vorzugsrecht. 

Der zweite Satz kann nicht als zweifelhaft angesehen werden, 
und auch der anter L, i. nicht. Was jedoch den Satz L, 2. betrifft, 
so ist er in der Art, wie er gefasst worden, nach den Gründen nicht 
gemeint nnd auch in der That nicht za rechtfertigen, wenigstens nicht 
nach der Grundansicht Ober das Recht des Hypothekenschuldners in 
Beziehung auf liezahlte Hypothekenschulden zu rechtfertigen. Der 
§. 52. des Anhangs z. A. L.-R. verhindert nämlich die Erlöschung 
der Hypotbekenrechte mittelst Gonfasion und gestattet dem Hypo- 
thekenschuldner, eine bezahlte aber noch nicht gelöschte Hypotheken- 
post zu cediren; und die Declaration dieses §.52. vom 3. April 1824. 
sagt, dass die Quittung über die vom Eigenthumer eines Grund- 
stücks bezahlten Hypothekenforderungen für ihn als Gesston 
gelten sollen. Die Jurisprudenz hat, wie es ganz richtig ist, die 
Befugniss des Hypothekenschuldners auf alle übrigen Arten der Er- 
werbung, als z. B. Schenkung oder Ererbung u. s. w.' ausgedehnt, 
kurz es ist überhaupt Vereinigung der Post und des verhypotbe- 
cirten Grundstücks erforderlich. Um nun den hier besprochenen, in • 
der Ueberschrift I., 2. hingestellten Rechtssatz für echt anerkennen 
zu können, muss die rechtliche Möglichkeit nachgewiesen sein, dass 
der Grundbesitzer ( Hypotbekenschuldner) die in Rede stehende Hy- 
polbekenpost an sich gebracht habe, mit andern Worten, dass eine 
Vereinigung bewirkt worden sei. Das ist in dem Satze, wie er 
gefasst worden, nicht ausgedrückt oder voraasgesetzt, und insofern 
ist er jedenfalls unecht. Der Richterspruch ist darin rechtsverstän- 
dig, denn er nimmt an, dass der Grnndeigenthümer in der That die 
nicht von ihm bezahlte Post an sich gebracht habe und dass derselbe 
folglich solche auch cediren könne* Allein aufweiche Weise soll 
die Vereinigung bewirkt worden sein? Hören wir. Der Urtels- 
fasser giebt oder deutet vielmehr, obwohl sehr versteckt, ein Ge- 
schäft an, wodurch die Erwerbung der Post (die Vereinigung) bewirkt 
worden, indem er sagt: »^der Schuhmacher Marauschke (der Grund- 
besitzer) hat in der Urkunde vom 31. October 1837. (seine Gession) 
die von der Wittwe von R. geleistete Zahlung als für ihn geschehen an- 
erkannt und genehmigt. Ueberdiess wurde der Schuldner Marauschke 
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durch die von der Wittwe von R., zwar oieht in seinem Namen 
geleistete, von ihm aber anch nicht gemissbilligte Zahlung — von 
seiner Schuldverbindlichkeit gegen den Gläubiger Müller befreit, 
ond es trat mithin, da nach §. 48. a. a. 0. das mit der gezahlten 
Summe verbundene H]rpothekenrecht ohne Cession auf die Wittwe 
von R. nicht überging, die im §. 52. des Anh. z. A. L.-R. voraus- 
gesetzte Vereinigung — wirklich ein.^' Bezeichnen wir das hier 
umschriebene Rechtsgeschäft mit seinem Eigennamen, so beisst es 
Geschäftsbesorging ohne Auftrag (negotiorum gestio). Nun 
fragen wir: kann dieses Rechtsgeschäft in das Reich der Wirklich- 
keit treten lediglich durch den einseitigen Willen des einen Thetls 
uod gegen den Willen des Andern? Das wird hier- von dem Geh. 
Ob.-Tr. behauptet; denn der Geschäftsbesorger (die Wittwe von R.) 
wollte mit Vorbedacht ausscbliesslich nur ihr eigenes Geschäft be- 
sorgen; sie wollte nur für sich selbst zahlen und, was daraus folgte, 
für sich selbst haben und behalten. Wie kann da der Marauschke 
herbeikommen und sagen: das ist fir mich gemacht? Und wie kaue 
dazu ein Rechtskundiger sagen: ja, der Mann braucht nur zuzulangen, 
das ist seine rechtmässige Erwerbung?! — Das scheint auch gpefühlt 
worden zu sein, indem zuletzt ein anderer vermeintlicher Rechtssatz 
zu Hülfe genommen wird, nämlich ,,dass ein dritter Zahler (die 
Wittwe von R.) durch die Zahlung allein nnr den Schuldner gegen 
den Gläubiger (Müller) befreie und das mit der gezahlten Summe 
verbundene Hypothekenrecht ohne Cession auf den Zahler nicht fiber- 
gehe, mithin die Vereinigung eingetreten sei.^' Diess ist so an- 
genau und unklar, dass eine vollständige Auseinanderlegnng des Zu- 
sammengehörigen hier zu weit führen würde, weshalb wir nnr die 
richtigen Sätze kurz angeben können. Die hier stattgefundene Zah- 
lung hat den Schuldner keinesweges befreit, sondern nur den Zah* 
lungsempfänger aus dem obligatorischen Verhältniss ausgeschieden, 
die Schuld aber ist bestehen geblieben. Mit der gezahlten Summe 
war kein Hypothekenrecht verbunden, sondern mit der Forderung, 
auf welche die Summe gezahlt worden ist. Durch die Zahlung ist 
die Wittwe von R. an die Stelle des abgefundenen Gläubigers, nach 
ausdrücklicher Vorschrift der. herangezogenen Bestimmung, einge- 
treten, nur die bestellte Sicherheit, die Hypothek, ist ohne Cession 
nicht auf sie übergegangen. Das Verhältniss steht so, wie es zu 
stehen gekommen sein würde, wenn der bezahlte Gläubiger dem Zahler 
die obligatorische Klage (die Forderung ausdrücklich ohne die actio 
hypothecaria (das Hypothekenrecht) cedirt hätte. Wie hierbei „mit- 



Digitized by VjOOQ IC 



Rec. von Hrn. Ober-Landesgeriehts-Ralh Koch za Neisse. 1087 

hiD^' die voraasg^setzte Vereinigang io der Person des Schuldners 
wirklich eingetreten sei, hätte gezeigt werden mOgen. 

No. 16. Vormaliges Königreich Westphalen. Rekonsolidationsrecht. 
Kolonat. Pertinenzstück. 
Die in den Laodestheilen dei vormaligen Königreichs Wettphalen den 
frfiher eigenbehövigen Kolonatbesitzem nach Partikularrechten zaständig 
gewesene Befugnist, die von dem Kolonate veräusserten Pertinenzstucke 
zoräckiuCordem — Rekonsolidationsrecht — ist durch die fremdherrliche 
Gesetzgebung aufgehoben, und kann selbst wegen solcher Pertinenzstucke, 
deren Veräusserong schon vor Einführung der fremdherrlichen Gesetze 
stattgefunden hat, nicht mehr ausgeübt werden. 

Ist nicht zweifelhaft und auch per tres conformes angenommen. 

No. 17. Sachsen. Lehnfolge. Mitbesitzer. Mitbelehnte. 
Gesammlhänder. 
Nach sächsischem Lehnreht gebührt bei der Succession in den Lehnsan- 
theil eines ohne lehnsfähige Desccndenz verstorbenen Lehnsbenitzers unter 
den von der nämlichen Linie abstammenden Mitbelehnten Deiy enigen , die 
sich in dem Mitbesitz des Lehns befinden, coinvestitis compossesson'öuSy 
der Vorzug vor den blossen Mitbelehnten, simultanee inveatitis in specie; 
jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die Letzteren oder deren Vor« 
fahren sich anfangs ebenfalls in jenem Mitbesitze befunden, ihren Antheil 
aber, unter Vorbehalt der gesanimten Hand, den übrigen Mitbesitzern, mit 
Einschluss des Erblassers, oder deren Vorfahren, abgetreten haben. 

Die angehängte Beschränkung ist io dem Gesetze (Friedrich 
Aagasts n.s.w. Befehl, die Enlscheidnag einiger zweifelhaften Lehn« 
Bechts-Fragen betreffend , vom 1. Juli 1797., Nr. 8.) nicht enthalten, 
sondern beruhet auf logischer Auslegung. Der Richter erster Instanz 
batte nach der Regel: wo das Gesetz nicht unterscheidet, darf auch 
der Richter nicht unterscheiden, sich bloss nach dem Wortverstande 
der Verordnung gerichtet; dagegen bemerkt das Tribunal mit dem 
Appellationsrichter mit Recht, dass diese Verordnung nicht aus sich 
selbst hervorgegangen sei, sondern Entscheidung auf eine ergangene 
Anfrage Enthalte und daher erst mit dem darüber erstatteten Berichte 
zusammen ein Ganzes ausmache. Da nun hierin der Fall, dass die 
Mitbelehnten ihren mitbesessenen Antheil den übrigen Mitbesitzern 
abgetreten hatten, vorausgesetzt war, so ist allerdings die Entschei* 
dong des Gesetzgebers auch nur für diesen Fall gegeben und kann 
Dicht allgemein und unbedingt gelten. Die sächsischen Lebnrechts- 
lehrer Kind, Weisse, von Langenn und Find er sind übrigens 
derselben Meinang, za deren Befestigung die hier mitgetheilte, sehr 
gut motivirte Entscheidung das ihrige beitragen wird. 
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No. 18. Magdeburg. Maonsfeld. Wegebesscrnng. Land-, Heer- 
ond PosUlrassen. Staat. Fiskas. Gericbtsobrigkeiten. Fuhren. 
Banddiensle. 
I. Die Verpflichtang lar Besierong und Unterbaltiiiig der Land-, Heer- 
und PoiUtratien liegt in dem Heriogthom Magdeburg und der Grafschaft 
Mannifeld, Magdebargiieher Hoheit, nicht dem Staat ob; vielmel^r eind 
data eiBitweilen — ^^proviHonaHter^^ — mit Vorbehalt ihrei Reg^esaet an 
den eigentlichen Verpflichteten, die Obrigkeiten , in deren Gerichten die 
Wege belegen lind, und mithin der Fiskui nur auf den Domain en am tera 
Tcrbunden. II. Die Fuhren und Handdienite mfiisen jedoch die Dorfachaf- 
(en verrichten, welche da, wo die Wegebeiierung geschieht, in dem Um- 
kreiie ?on einer und einer halben Meile liegen, wenn dieielben sich des so 
bessernden Weges bedienen; wogegen ihnen, falls sie solche Dienste nicht 
ohne Entgeld sn thun schuldig sind, täglich für jeden Wagen zwölf Groschen 
und für einen Handarbeiter drei Groschen von denjenigen, welche die Wege 
SU unterhalten haben , baar bezahlt werden sollen. 

Die beiden Senate des Oberlandesgericbts zo Magdeburg hatten 
das A. L.-R. für anwendbar gehalten; das Geh. Obertribunal erklärt 
diess fQr eine Rechtsverletsung und behauptet, dass die angegebenen 
Rechtssatze in den genannten Landestheilen geltendes Recht seien. 
Sie sind aus Kabinetsresolutionen und Edikten, welche auf Gegenvor- 
stellungen der Stände, also im Widerspruch mit ihnen erlassen wo^ 
den, und worin den Ständen unter anderem gesagt wird, dass das 
fOr die fiskalischen Kassen erhobene Wegegeld nicht für die Instand- 
haltung der Wege, sondern für die Sicherheit auf der Landstrasse 
bezahlt werde, entnommen, und passen nicht zu dem modernen Staat 

No. 19. Noihwendige Sobhaslation. Adjudikatar. Privatdienstbar- 
keitcn, Lasten und Abgaben. Onera perpetua. Wohnungsrecht. 
Gewährleistung. Löschung. 
I. Auch bei einem Kauf in nothwendiger Subhastation kann der Käufer 
für die auf dem erstandenen Grundstücke haftenden Privatdienstbarkeiten, 
Lasten und Abgaben, welche nicht allen Grundstöcken derselben Art in der 
Provinz gemein zu sein pflegen, keine Vertretung fordern, sobald ihm deren 
Dasein bekannt gewesen ist Diess gilt selbst in dem Falle, welln ihm des- 
halb bei der Kaufhandlung eine besondere Anzeige nicht gemacht worden. — 
11. Ein in das Hypothekenbuch eingetragenes Wohnungsrecht gehört nicht 
zu denjenigen Forderungen, deren Löschung der Adjudikatar bei einer 
nothwendigen Subhastation, nach Belegung der Kaufgelder, zu fordern 
befugt ist. 

Der erste Satz ist unzweifelhaft. Der andere ist ungenaa ge- 
fasst; ein Wohnungsrecht gehört aberhaupt zu gar keinen Forderun- 
gen, denn es ist keine Forderung, wie auch das Tribunal im Content 
ganz deutPich ausdrückt. Die Vermengung der verschiedenen Begriffe 
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von dioglichen Rechten und Hypothekenforderangen ist schuld an der 
Unsicherheit der Praxis über die Frage: ob Wohnuogs- und Niess- 
brauchsrechte durch die noihwendige Snbhastation erlöschen oder 
nicht; und es ist erfreulich, dass das Geh. Oberlr. der unklaren und 
unjuristischen Praxis entgegentritt, einer Praxis, der es mitunter an 
aller Unterscheidnngsgabe fehlt. So eben ist mir z. E. ein Ingrossa- 
tionsbefehl vorgekommen, wonach der Hypothekenbnchftthrer bei dem 
betroffenen Grundstücke das einem Andern daran eingeräumte Niess- 
hrauchsrecht eintragen sollte, mit dem Bemerken: „dass der Besitzer 
zur Sieherheit dieses Rechts^ Hypothek mit dem Grundstücke bestellt 
habe'M 

No. 20. Uneheliche Kinder. Erbfolge. Geschwister. Halb- 
geschwister. 
Uneheliche Kinder ebenderselben Mutter, wenn sie auch nicht einen 
ge^neinschaftlichen Vater haben , beerben einander all Halbgeschwister. 

Der Satz ist zwar im Grunde nicht zweifelhaft, aber doch von 
Manchen verkannt worden, weshalb das mitgetheilte Präjudikat, wo- 
durch das Geh. Obertr. die Richtigkeit des Satzes mit fichter Klar* 
heit nachweist, eine dankenswerthe Gabe ist. 

No. 21. Ehescheidung. Ehebruch. Verdächtiger Umgang. 
Wiederverheirathung. Rechtsmittel. 
Wenn eine Ehe wegen Ehebruchs oder verdächtigen Umganges getrennt 
und in dem Scheidungserkenntnisse die Wiederverheirathung des schuldigen 
Theiles nicht von einer besonders nachzusuchenden Erlaubniss abhängig 
gemacht worden ist, so steht dem beleidigten Ehegatten deshalb kein 
Rechtsmittel zu. 

Diesen Rechtssalz hatte das Geh. Oberlr. schon in einem frü- 
heren Falle anerkannt. In neuerer Zeit war die Mehrheit der Spruch- 
abtheilung anderer Meinung und die Frage wurde vor das Plenum 
gebracht, welches den Satz beibehielt. Die Anhanger der verwor- 
fenen Meinung sagen: „Wenn einem Ehegatten in dem Scheidungs- 
urtel die Wiederverheirathung nur unter der Bedingung der beson- 
dern Erlaubniss gestattet worden , so ist diese Bedingung ein wesent- 
licher Theil der erkannten Scheidung, wobei das Recht des andern, 
beleidigten Ehegatten vorwaltet. Dies Recht ist ein Privatrecht, 
welches die Partei selbst wahrnehmen und durch die Instanzen ver- 
folgen kann. Dia Gesetze haben dies der Partei nicht gewehrt, mit- 
bin es derselben überlassen." — Die ganze Begründung des obigen 
Satzes hestebet nun in der Widerlegung der Behauptung , dass das 
besprochene Recht ein Privatrecht sei; und diese Widerlegung 
Krit. Jahrb. f. D. RW. Jahrg. IX. H. XII. 69 
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käi keioe Schwierigkeit, da das Efaeverbot, welches dadurch, dass 
ia dem Scheidungsurtel die Erlaubniss zur Wiederverheirathang znr 
ßediogvBg derselben gemacht werdei soll, gesichert wird, io der 
That juris puhliei ist. Allein damit ist der hingestellte Satz und die 
Versagnng der Appellation doch noch nicht gerechtfertigt; denn die 
Anhinger der Meinung: dass die Appellation oder Revision wegen 
onterhiiehenen Vorbehalts des Heirathsconsenses dem gegnerisches 
Theil freistehe, sagen noch: „Die Gesetze haben dies der Partei 
nicht gewehrt, mithin es derselben flberlassen/^ Dieses Argument 
herohet hinsichtlich seiner thatsfichlichen Richtigkeit darauf, dass das 
A. L.-R. II., 1. §§.27. u. 736. vorschreibt, es solle, wenn der Ehe- 
bruch als Scheidongsgruod in dem Scheidungsprozesse gerügt wor- 
den und Ursache der erkannten Scheidung sei, dem ehebreciier/scÄen 
Ehegatten in dem Urtel die anderweite Verheirathung nur unler 
Vorbehalt u. s« w. gestattet werden. Soll in dem Urtel zwischen zwei 
Privatparteien über einen Punkt des öffentlichen Interesses erkannt 
werden, so Ifisst sich allerdings recht wohl sagen, dass wenn der 
Richter hierin gefehlt hat, die Gegenpartei dieserbalb appellireii 
kann, „weil ihr solches nirgend verwehrt, mithin es derselben über- 
lassen worden ist.'' Dies hat den Sinn, dass in Ermangelung eines 
Organs zur Wahrnehmung des öffentlichen Interesses hei Ehe- 
scheidungsprozessen der betreibenden Privatpartei diese Wahrneh- 
mung überlassen worden. Das ist just so vernünftig wie die römischen 
Popularklagen vernünftig waren, und hat in der Gonnexität mit dem 
Privatinteresse der Partei noch einen Berechttgungsgrund mehr. Des- 
halb genügt es zur Begründung jenes Rechtssatzes noch nicht, nach- 
zuweisen, dass die Aussprechung des Eheverbots in dem Scheidungs- 
urtel nur das öffentliche Interesse angehe, sondern es muss noch 
Btehgewiesen werden, dass und warum bei der hier zu Tage liegen- 
den Gonnezität der Privatpartei nicht freistehen solle, auf ihre Kosten 
das öffentliche Interesse wahrzunehmen, zumal kein Organ datiir vor- 
handen ist. — Zu erwähnen ist noch folgende Betrachtung des Ur- 
lelsfassers: „Im Grunde könnte das Eheverbot — für sich allein be- 
stehen, ohne dass es der — vorgeschriebenen Aossprechung desselben 
im Scheidungsurtel bedürfte, und in der That enthält schon das ge- 
meine Recht ähnliche Bestimmungen, ohne ihre Wirksamkeit an 
eine eigends in das Scheidungsurtel aufzunehmende Fest- 
setzung zu knüpfen.*^ Wenn, wie in der Anmerkung der Heraus- 
geber angegeben wird, dabei an das römische Pandektenrecht (L. 13. 
D. de his quae ut indignis [XXXIV., 9.]) gedacht ist; so ist nicht ein- 
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zDsehen, wie dabei von eioem Scheidungsartel gesprochen wer- 
den mag. 

No. 22. Sequestration. Exekution. Pacht. Verpächter. 

Gegen einen Pächter kann auf Seqaeitration des Pachtgutei im Wege 

der Execation nicht angetragen werden, selbst nicht vom Verpächter wegen 

Forderungen aus dem Pachtvertrage. 
Warum nicht? Der einfache Grund, sagt das Tribunal, ist, dass 
die Exekution in ein Grundstock, nach §§.110. ff. der Exekutionsord- 
nung, nur gegen den Eigenthümer stattfindet. Daran ist soviel 
wahr, dass a. a. 0.^ wo von der, an Stelle der Immission getretenen, 
Sequestration des Grundstücks eines Exequendus die Rede ist, ein 
Eigenthümer vorausgesetzt wird. Darum erklärt das Geh. Obertr. 
dieses Exekutionsmittel in ein Pachtrecht fiir unanwendbar. „Der 
Pächter ist zwar, heisst es, als Eigenthümer seines Pachtrechts an- 
zusehen, indem sein Recht als ein eingeschränktes Nutzungsrecht 
fremder Sachen bezeichnet wird, welches nach der Besitznahme des 
Pachtguts nir ein dingliches anzusehen ist. Allein dies kann die anf- 
gestellte Ansicht über die streitige Frage nicht ändern, da die Im* 
mobiliar- Exekution immer nur gegen den Eigenthümer des Grund- 
stücks stattfindet.^^ — „Man muss annehmen, dass das Gesetz die 
Verhältnisse, welche durch Verhängung der Exekution gegen- einen 
blossen Zeitpächter mittelst der Sequestration des Pachtguts entstehen 
würden, für zu verwickelt erachtet habe.'^ Inzwischen kennt das 
Recht in derThat die Sequestration eines Pachtrechts als Exekutions- 
mittel gegen einen Pächter, denn die Verordnung vom 26. December 
1808. §.42. schreibt vor, die verpachteten fiskalischen Grundstücke 
zur Beitreibung der rückständig verbleibenden Pacht, wenn nicht an- 
dere Exekutionsmittel angewendet werden, unter Sequestration zn 
setzen. Allein darüber hinwegzukommen, macht gar keine Schwie- 
rigkeit: das „erscheint als eine Ausnahme von der Regel, welche 
die letztere nur bestätigt.« Will ein Privatverpächter ein gleiches 
Recht ausüben, so muss er sich dasselbe im Vertrage besonders vor- 
bedingen; ausserdem steht es ihm nicht zu.'* Das ist jedoch uner- 
weislieh, in den Gesetzen steht es nicht, und das Recht bringt es 
noch viel weniger mit sich. Nach preuss. Rechtsansichten, zufolge 
welcher der Verf. selbst das Pachtrecht ein selbstständiges dingliches 
Recht, ähnlich der häufig vorkommenden Zeit- Emphyteuse nennt, ist 
die Meinung des Geh. Obertr. und der in der Ueberschrift enthaltene 
Rechtssatz so gewiss falsch als nach rüm. Rechte das Gegentfaeü ge- 
wiss ist^ indem hiernach der Verpächter einen Dritten nicht in das 

69* 
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Gnmdslilck komneo za lassen braucht, er selbst aber die Nutz- 
oiessuDg nicht abemehmen kann, ohne durch seine mit Vertreibung 
des Pachters verbundene Immission den Pachtkontrakt faktisch aafza- 
beben. Anders nach A. L. -R. Nur der Verpächter wOrde eis 
Widerspruchtrecht gegen die Sequestration haben, weil er sich die 
Sublocation nach A. L.*R. nicht gefallen zu lassen braucht; willigt 
er darin oder ist er gar selbst der Extrahenl^ so hindert nichts, 
dieses Nutzungsrecht ebenso wie die Erbpacht zum Gegenstände der 
Exekution zu machen. 

No. 23. Baudiensle. Gemessene Dienste. Vormaliges Königreich 
Westphalen. 

In den Landettbeilcn , welche Tormali eine Zeit lang zum Königreich 
Westphalen gehört haben, Iconnen Baudienste bloti um deswillen, weil 
ihre Leistung auf das BedQrfnist der Wirthschafts- und unentbe^TUcKen 
Wohngebäüde des berechtigten Gates beschrankt ist, als gemessene Dienste 
■icht angeaeben werden. 

Angenommen durch Plenarbeschluss vom 12. Oetbr. 1840. Vor- 
her war man bei Entscheidungen theils dieser, theils der entgegea- 
gesetzten Meinung gefolgt. Beide Meinungen beruhen auf Auslegaig 
des §. 6* des Gesetzes über die den Grundbesitz bejlrefienden Recbts- 
verhflltnisse in ehemaligen westphäl. Landestbeilen, v. 21. April 1825. 

No. 24* Westphälische Provinzen. Gütergemeinschaft. Ab- 
gescbichtete Kinder. Erbfolge. 
Vit der durch die Verordnung vom 8. Januar 1816. in den Westpba- 
lischen Provinzen geschehenen Wiedereinführung der allgemeinen ehe- 
lichen Gutergenieinschaft hat auch der Grundsatz : „dass abgeschichtetea 
Kindern in dem Nachlasse des schichtenden Vaters oder der schichfenden 
Mutter, io lange der zweite Ehegatte oder Kinder aus der zweiten JSbe 
leben , niemals ein Erbrecht zusteht '<, wo derselbe vor Eiufahruog 4aa €cau- 
zosischen Rechts bestanden, wieder Gültigkeit erlangt. 
Der Satz ist nicht zweifelhaft, jed(^ii nicht ganz entsprechend 
gefasst; denn die Verordnung vom 8. Januar 1816. führt nicht bloss 
tlie allgemeine eheliche Gütergemeinschaft wieder ein, sondern sie 
etellt die früJiere provinzielle und statutarische eheliche GQ- 
tergemeinschaft in den verschiedenen, zum vormaligen Königreich 
Westphalen gehörig geyvesenen, Landestheilen wieder her, und dabei 
versteht sich der gedachte Grundsatz, insofern er nach dem Pra- 
vinzial- oder Ortsrecht hergebracht war, von selbst, weil sonst die 
Gütergemeinschaft nicht die frühere, wiederhergestellte, sondern eine 
ganz neue sein wUrde, wie das Geji. Obertr, treffend hervorhebt» 
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No. 25. Kompensation. Gegenforderung. Liquidität. 
Die ZaläRsigkeit der Kompensation setzt in allen Fällen voraus, dass 
die Gegenforderung, lie mag aus demselben oder aus einem andern Rechts- 
geschäft als die Forderung entspringen, liquide ist» oder doch sofort liquide 
gemacht werden kann. 

No. 26. Verjährung. Fiskus. Staat. Insel. Ufernachbar. 

I. Die ungewöhnliche Verjährung von vierundvierzig Jahren, welche 
gegen den Fiskus, die Kirchen und gleichberechtigte Korporationen statt- 
findet, ist in den Fällen nicht erforderlich, für welche kürzere als die ge- 
wöhnlichen Verjährungsfristen vorgeschrieben sind. II. Dieser Grundsatz 
kommt auch bei der dreijährigen Verjährung einer in einem Fluss entstande- 
nen Insel dem entfernter liegenden Ufernachbar gegen den Fiskus zustatten. 
Diese beiden Rechtsfölle sind hinsichtlich ihrer klaren und prä- 
cisen Darstellung eine würdige Mittheilung und geeignet, die unhalt- 
baren Zweifel gegen die in den Uebcrschriften ausgedrückten Rechts- 
sälze zu beseitigen. 

No. 27. Konkurs. Priorität. Kommunkosten. 
Wenn ein Konkursgläubiger, welcher der Kreditroa&se entzogene Ef- 
fekten entdeckt und dadurch der Masse einen Zuwachs verschafft hat, auf 
Grund des ihm gesetzlich zustehenden Privilegiums die Hälfte seines bei dem 
Konkurs erleidenden Ausfalls aus der Masse vorweg bezahlt verlangt: so 
kann er dies Vorrecht nur gegen die MKgläubiger, nicht aber in Bezug auf 
die Kommunkosten geltend machen. 

Die Richtef der beiden ersten Instanzen hatten übereinstimmend 
das Gegentheil angenommen und wollten somit, dass der Kurator der 
Masse, dessen Gebühren zu den Kommunkosten gehören, von dem 
Lohne seiner Arbeit einen Theil hergebe, um den Konkursglfiubiger, 
dem jenes Privilegium zuerkannt worden war, zu befriedigen, da die 
Masse unzureichend war. Auf die von dem Kurator eingelegte Nich- 
tigkeitsbeschwerde vernichtete indess das Geh. Otr. das Appellations- 
vrtel und erkannte nach Maassg<ibe des aufgestellten Rechtssatzes. In 
derThat findet sich auch nicht ein einziges juristisches Argument, 
welches denselben zweifelhaft machen könnte; denn was zur Recht- 
fertigung des Gegentheils angegeben wird, ist nichts Juristisches. Die 
Dunkelheit, in welcher man sich über diesen Rechtssatz befand, wird 
auch nur durch die Preussische Form des Verfahrens verursacht. 
Wenn man das Wesentliche festhält, welches den Konkurs gläu- 
biger als solchen von dem Massengläubiger unterscheidet: so 
lässt ein Zweifelsgrund sich gar nicht auffinden. Der Kurator ist 
der Verwalter der Masse und giebt nur Das heraus^ was nach Ab- 
zug seiner Verläge und Belohnung übrig ist: die Konkursgläobiger 
sind, soweit die Masse reicht, Schuldner des Kurators^ Wie kann 
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da also daran gedacht werden, dass ein Konkursglflobiger ein Rechts* 
niliel (einen Klagegrund) gegen den Kurator auf Herausgabe der 
Bruttoeinnahme hatle? Allein in der Hinsicht ist die Mittheilang 
dieses Falles hOchft dankenswerth, als durch denselben das Zweck- 
widrige und DrOckende des Preussischen Konknrsprozesses vor Augen 
gestellt wird. Die ganze Aklivmasse betrügt mit Einschluss von 
1100 Thir., welche durch den hier gegen den Kurator aufgetrete- 
nen Konkursglfiubiger ohne weitere Kosten herbeigeschafft worden 
waren, nnr 1644 Thlr. 18 Sgr. 2 Pf. Darunter sind aber 330 ThIr. 
15 Sgr. durchlaufende Posten, welche aus Pfandstficken und fremdem 
Eigentbum gelOst worden, und den Pfandgläubigern und Vindikanten 
gezahlt werden mtlssen. Das Rechtswidrige dabei besteht darin, A9S9 
die PersonalglSubiger die Kosten für die Heranziehung und alle /o- 
teressenten gleich sehr belästigende Verwaltung der Pfandstücke be- 
zahlen müssen, weil diese Kosten zu den Kommnnkosten, wozn die 
Pfandglanbiger nicht beitragen, geboren. Die eigentliche Kommun- 
masse betrag mithin etwas über 1300 Tbir. Die Kommunkosten aber 
beliefen sich auf 1079 llilr. 17 Sgr.! Hat man dav.on eine Vor- 
stellung? Schade, dass nicht auch noch die ttbrig gelassenen 220 Thir. 
aufgegangen waren ! Denkt man nun noch an die bedeutenden Kosten 
der Liquidirung und Verificirung, welche jeder Gläubiger für seinen 
Tkeil, wie eine Prozess-Partei , zu tragen und zu zahlen bat, so wird 
man unwillkilhriich an jene fabelhafte Justizeinrichtung erinnert, nach 
welcher die Beschädigten, wenn sie sich beklagen, geprfigelt werden, 
und dafür noch die Gebühren bezahlen müssen. 

No. 28. Sobhastation. Kaution. Meistbietender. Zuschlag. 

Wenn lämmt liehe, im Bietangiterinin ericbienen« Sobbaitations- 
Intereisenten einitimmig dem vom Meistbietenden verlangteo Zof chlage 
widersprecben und auf Ansetiang eines neuen Bietunggtermins antragen, to 
musii die Letztere erfolgen, ohne dais die Begtellahg einer Kaution erforder- 
lich wäre. 

No. 29. Verjährung. Gränze. Aflßrraalive Rechte. Negative 
Rechte. Holzgerechtigkeit. 
Die Befugniss, die durch Gesetze, Vertrage oder rechtskräftige Er- 
kenntnisse klar bestimmten Granzen einer Sache oder eines Rechtes zu über- 
schreiten, kann a) sowohl bei negatiren als affirmativen «echten , *) mag 
der Umfang nach den physischen Granzen des Gegenstandes bestiront aein- 
oder nicht, nur durch die fünfzigjährige Verjährung erworben werden. Diese 
ist mithin auch dann erforderlich, wenn ein durch Vertrag auf Lieferung 
einer bestimmten Holzart — z. B. auf Lieferung von Schirrholz — einge- 
schränktes Recht ohne Titel auf die Gewährung von anderen Holzarten — 
s. B. von Bauholz — ausgedehnt werden soll. 
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Beide RechUßllJe sind von den Heraosgebern bearbeitet uod 
dienen zar Befestigung der zur Anwendung gekommenen, an sich 
unzweifelhaften Rechtsstftze. « 

No. 30. Pertinenzien. Adjudikatar. Subhastation. Kauf. Vin- 
dikation. Ediktal-Gitation. Real-Prätendenten. Präklusion. 
GrandslUck. 

I. Wenn der Adjudikatar wirkliche Pertinenzien des sabbastirfen Grund- 
ituckt nicht gegen den vorigen, sondern gegen einen dritten Besitzer in An- 
spruch nimmt, so kann auch von dem Letzteren dieser Anspruch durch den 
Einwand, dasi die Pertincfnzien in der Taxe nicht mit abgeschätzt seien, 
nicht abgewendet werden. II. Der Käufer eines Grundstücks ist als solcher 
nicht berechtigt, die vor Abschluss des Kaufgeschäfts Seitens des Verkäufers 
durch mundlichen Vertrag davon veräusserten unbewegfichen Pertinenz- 
stucke zu vindiciren. Ilf. Bei Ediktal-Citationen unbekannter Eigenthums- 
Prätendenten zu einem im Hypothekenbuche nicht eingetragenen Grund- 
stücke tritt der Verlust des Eigenthums erst mit der Rechtskraft des Präklu- 
sivurtels, nicht schon in Folge der blossen unterlassenen Anmeldung ein. 

Der erste Satz soll ausdrücken, dass der Umstand, dass ein Be*- 
ftandtheil oder unbewegliches Pertinenzstück eines in notbwendiger 
Subhastation adjudieirten Guts bei der Taxe nicht berücksichtigt wor- 
den, keine Exception gegen die Vindikation dieses Stücks begründe 
oder hervorbringe. Ganz natürlich; eine solche Exception ist in 
den Rechten unbekannt. Eher Hesse sich die Frage thun: ob denn 
hinsichtlich eines solchen Stückes die Erfordernisse der Vindikations- 
klage vorhanden seien. Es ist möglich, dass der Verfasser diesen 
juristischen Gedanken im Sinne gehabt hat; denn die Rechtfertignogs- 
gründe der Entscheidung weisen angemessen nach, dass der Adjndi- 
kalar durch die Adjudikation Aes ganzen Guts Eigenthümer aller zu 
der Zeit dabei gewesenen PertinenzstÜcke geworden sei, mithin auch 
die nachher davon gekommenen Stücke vindiciren künoe. 

Der zweite Satz beseitigt aus der Praxis eine von vielen Ge- 
richten bisher befolgte Theorie, nach welcher angenommen wurde, 
dass jeder Käufer alle Klagen, welche der Verkäufer bezüglich auf 
das verkaufte Grundstück oder einzelne Theile desselben gehabt habe, 
durch den Kaufkontrakt stillschweigend abgetreten erhalten habe, 
so dass er also auph mündlich abverkaufte und übergebene Stücke 
unter denselben Bedingungen, unter welchen der Verkäufer selbst 
dazu berechtigt gewesen sein würde, zurückfordern könne. Insofern 
•ich eine solche an sich widerrufliche Veräusserung unter den Be- 
griff von wiederkä u fliehen VeräasseruBgen bringen iiesse, wäre 
diese Meinung allerdings ganz richtig, da nach §. 313. Tit. II. Th.I. 
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des A.L.R. aoch der Singular-Soccessor das Wiederkanfsrecbt fiber 
wiederkftoflich veriosserte Pertinenzstficke aasfiben kann; nnd sie 
liess» sich mcbt darch die dem herangezogeoeo Mioisterialrescripte 
vom 2. Februar 1840. oacbgesprocbene Phrase: ,,die früher vorge- 
nommenen Veräassernngen sind in Beziehang auf den Käufer bereits 
Tollendete Thatsachen 'S — eine Redensart, durch welche im Rechts- 
gebiete überhaupt nichts auszurichten ist — nicht abfertigen. Aach 
der Hülfsgrund des Geh. Obertr., dasi nämlich der Wiederkanf von 
der Aufrufung eines mündlichen Kontrakts sith in sofern unterscheide, 
y^als es demjenigen, der ein Grundstück mit der aus dem Wieder- 
kaufsrecht hervorgehenden Einschränkung erworben hat, gleichgültig 
sein kann, wer zur Zeit der Ausübung jenes vcrtragsmässigen Rechts 
der Berechtigte ist'S entscheidet nichts, weil dieses' bei dem Wi- 
derruf eines mündlichen Kaufs sich eben auch sagen lässt, mitfaia 
keinen Unterschied darstellt. Indessen hat Beides — der ausbedan- 
gene Wiederkauf und der Widerruf einer mündlichen Veränsserang 
— nichts als das Ergebniss der Rückgabe miteinander gemein, nnd 
unterscheidet sich wesentlich von einander durch die Absicht der 
Kontrahenten, indem der Verkauf auf Wiederkanf gerade aaf eise 
künftige Wiedervereinigung des veräusserten Stücks mit dem Haupt- 
gute berechnet ist, folglich auch die Wiederkaufsklage mit denn Ver- 
kauf des Hauptguts für eedirt angesehen werden kann; der unbe- 
dingte Verkauf aber, dem blos die schriftliche Form fehlt, auf das 
gerade Gegentheil abzielt, und~ die Voraussetzung, dass der Verkäu- 
fer unredlicher Weise sein Wort brechen und dem Käufer des Hanpt- 
gnts hinterlistig eine darauf gehende Klage stillschweigend werde 
haben cediren wollen, — denn auf Willensinterpretation beruht auch 
der von dem Wiederkauf geltende Satz — gegen die guten Sitten 
sein würde. 

Der dritte Satz soll die Behauptung des Appellationsrichters: 
dass der Verlust der Eigenthums- und Realrechte durch die blosse 
Unterlassung ihrer Anmeldung von selbst eintrete, widerlegen. Diese 
Behauptung war auf die Bestimmung des A.L.R. I. 15. §. 54: „Der 
Eigenthümer verliert sein Recht auf eine unbewegliche Sache, wenn 
er nach gesetzmässiger Ediktalcitation dasselbe nicht gehörig anmel- 
det und nachweiset'S gestützt, wogegen das Geh.Otr. bemerkt, dass 
eines hinzukommenden Präklusionsurtels offenbar nur um deshalb nicht 
gedacht sei, weil der Gesetzgeber dies als sich von selbst verstehend 
vorausgesetzt habe. Nach dem Stande der Gesetzgebung ist das 
richtig, wenngleich bei Aufgeboten der Termin zur Anmeldung etwa- 
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niger Rechte in die Klasse der Erklärungsfristen *(verg1. unten Nr. 42.) 
gehört^ und ein Präklusionsnrtel nicht erforderlich wSre; indess kann 
bei der positiven Natnr der Institution der Aufforderungen lediglich 
nur den positiven Bestimmungen nachgegangen werden, und diese 
erfordern bei dem Aufgebot (das ist die Aufforderung an Unbekannte) 
ein richterliches Decret oder Urtel über die Gesetzmässigkeit und 
Wirkung des Verfahrens. Unzulässig ist jedoch das von demG.Otr. 
gebrauchte Gleichniss: „wie bei jedem Rechtsverfahren — die end- 
lichen Resultate und insbesondere die Folgen der Kontumaz 
durch eine Entscheiduag des Richters festgestellt werden müssen, 
80 ist dies auch bei Aufgehoten^^ u. s. w. Bei Aufgeboten lässt sieh 
von einer Kontumaz und einem Konlumazialverfahren nicht in 
dem Sinne reden, wie bei einem Befehl des Richters im Prozesse an 
einen bestimmten Verklagten, sich auf die wider ihn vorgebrachte 
Klage zu verantworten. Auf dem wesentlichen Unterschiede zwischen 
Beiden, dass nämlich die Aufgebotsfrist eine Art von Erklärungsfrist 
zur Angabe: ob der Befragte ein Recht zu haben und auszuüben ver- 
meine, während die Vorladung eines Beklagten schon das Dasein und 
die richterliche Annahme einer bestimmten Klage voraussetzt, wo- 
durch dem Beklagten sein behauptetes Recht streitig gemacht wird, 
oder er za irgend einer Schuldigkeit gezwungen werden soll, beruht 
es, dass bei dem Aufgebote das richterliche Schlussdecret ohne Nacbf 
theil ganz wegbleiben und der blosse Ablauf der Frist die Wirkung 
einer stillschweigenden Erklärung aller Unbekannten, dass keiner ein 
Recht habe oder ausüben wolle (vergl. No. 42.)) haben könnte. Nur 
miisste nicht, wie in dem vorliegenden Falle geschehen war, die Auf- 
forderung zurückgenommen worden sein. 

No. 31. Wechselfähigkeit. Ausland. 
Wenn ein PreuSBischer Unterlban im Auslande mit einem Autländey 
Wechselgeschäfte schliesst , muss anch die Wechselföhigkeit des Wechsel- 
aosstellers nach den Gesetzen dei Orts beurtheilt werden, an welchem die 
Wechselgeschäfte verbandelt lind. 

Es ist streitig: ob, dem A.L.R. zufolge, die Wechselfähigkeit 
nach der Regel, das ist nach dem Rechte des Wohnsitzes, oder als 
Ausnahme nach dem Rechte des Orts, wo das Wechselgeschäft ge- 
schlossen worden, zu beurtheilen sei. Das G. Otr. hat sich in dem 
vorliegenden Falle für die Ausnahme entschieden, und zwar in Ueber- 
einttimmung mit dem Appellationsrichter. Dagegen ist nichts zu er- 
innern, und wir ghinben selbst, dass die Ausnahme von den Verfas- 
sern des A.L.R. gewollt worden ist. Was aber unsern Beifall nicht 
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hat, iit die Rechlfertigmig. Die Regel lautet in §• 23. der Einlei- 
teng zoB A.L.R.: 

„Die pcridnliclien Elgenfditflen «nd Befagnitte einet Menaclien wer- 
iea nach den Getetien der GericIitibArkeit beartkeilt, unter welcher der- 
selbe seinen eigentlichen Wohneits hat/* 

In Weehielrecht verordnet nun dasselbe: 

$. 9Se. „Antf erhalb I«andes vorgenommene Wechielgetehafte sind naek 
denGetetsendeaOrti, wo sie verhandelt worden, sn beartheilen/* 

Wenn weiter niebts wflre, so getranete icb mir nichts aberzeogt 
BQ sein, dass der §• 936* nocb von etwas Anderen, als von deo 
Erfordernissen und Eigenscbaften des Recbtsgescbfins an sich handle, 
nnd eine Aosnahme von der Regel des §. 23. der Einleitung be- 
grttnde. Das G. Otr. aber behauptet : „Der §. 23« a. a. 0» ist kei- 
nesweges auf solcbe besondere Eigenscbaften zn beziehen, an 
welcbe, in Folge specieller positiver Vorscbriften des Staats, die 
Fibigkeit, gewisse bestimmte Arten von Recbtsgescbäften mit dei 
davon abbingigen rechtlichen Wirkongen einzugehen ^ geknttpft wor- 
den. Dies Letztere ist bei der WechselfMhigkeit der Fall, welche 
nicht blos ein Ansflnss der Persönlichkeit ^ sondern dnrcb Ausser^ 
Verbältnisse, namentlich durch GOterbesitz oder eine bestimmte Art 
von Gewerbe, bedingt ist. Die UnfUhigkeit der blos mit den erfor- 
derlichen Eigenschaften nicht versehenen , wiewohl im Allgemeine! 
dispositionsfahigen Personen, Wechselgeschfifle einzugehen, beruht 
lediglich in der besondern Verfassung und in den Verhältnissen, is 
welchen die Einwohner des Staats, vermSge der unter ihnen gelten- 
den Gesetze stehen. Es muss daher, sofern nicht etwa ein aus- 
drückliches Verbotsgesetz entgegentritt, die in den Gesetzen des 
Staats ausgesprochene Unfähigkeit zu solchen Geschäften fortfaf/eo, 
wenn das an sich erlaubte Geschäft ausserhalb des Bereiches ]eiier 
Gesetze mit Fremden eingegangen ist. Dies wird durch die allge- 
meinen Vorscbriften des A.L.R. über die Eingehung der Verträge 
bestätigt. Denn der §. 9. Tit. 5. Th. I. a. a. 0. verordnet ganz all- 
gemein und unbeschränkt: ,, „Soweit Jemand zu rechtsgültigen Wil- 
lenserklärungen fähig ist, soweit kann er auch durch Verträge sich 
verpflichten^''*; und in den betreffenden Vorschriften der§§. 20 — 30* 
Tit. 4., von der persönlichen Fähigkeit zu Willenserklärungen, in- 
gleichen in den §§. 9—38. Tit. 5. a.a. 0. über die persönliche Fä- 
higkeit zur Eingehung von Verträgen, wird nur solcher Eigenscbaflen 
und Verhältnisse gedacht, die auf die allgemeine DispositionsAl- 
bigkeit und die Selbstständigkeit einer Person von Einfluss sind. Bier- 
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ans folgt aber 9 dass^ wenn die Gesetze neben der allgemeinen Dis- 
positionsfflhigkeit und Selbstständigkeit fdr gewisse Arten von Recbts* 
geschahen nocb besondere Eigenscbaften bei denjenigen Personen, 
welcbe solche eingehen wollen, erfordern ^ diese Eigenscbaften als 
Bestandtheile des Geschäfts selbst, ohne welche dasselbe die 
beabsichtigte Wirkung nicht haben kann, zu betrachten sind, und 
dass daher die Gültigkeit eines solchen Geschäfts auch in Beziehung 
auf solche Bestandtheile nur nach den Gesetzen des Orts, wo das 
Geschäft vorgenommen wird , beurtheilt werden kann^'. Löst man 
diese etwas ausführliche Darlegung in juristische Gedanken auf, m 
werden es etwa diese sein: Es giebt nach dem A.L.R. zwei Kate- 
gorien von persönlichen Fähigkeiten und Eigenschaften, allgemeine 
und besondere. Die Allgemeinen sind der Gegenstand der Be- 
stimmung des §• 23. der Einleitung, die Besonderen werden immer 
nach den Gesetzen des Orts, wo das Geschäft, zu welchem sie er- 
forderlich sind, abgeschlossen wird, beurtheilt. Darnach wäre denn 
der in der Ueberschrift enthaltene Satz keine Ausnahme, sondern 
ganz regelrecht^ es würden z. B. Königliche Prinzen und Prinzes- 
sinnen, Königl. Hofschauspieler, Sludirende Darlehnskontrakte im 
.Auslände mit der Wirkung scbliessen können, dass sie daraus im In- 
land everurth eilt werden müssten, wenn auch dem Ausländer, mit dem 
sie dort kontrahiren , ihre Eigenschaften nicht unbekannt wären* Daran 
glaube ich nicht. Das A.L.R. weiss von solchen verschieden zu be- 
vrtbeilenden Kategorien persönlicher Fähigkeiten und Eigenschaften 
nichts, die weitere Bestimmung im Wechselrecht, §. 938. widerspricht 
vielmehr. Es beisst: „Hat aber ein Landeseinwohner mit einem an- 
dern Landeseinwohner, welcher nicht wechselfähig ist, ausserhalb 
Landes ein Wechselgeschäft geschlossen, so ist selbiges nur ebenso 
zu beurtheilen, als wenn es innerhalb Landes geschlossen wäre'S 
Diese Bestimmung, in Verbindung mit §. 936., ergiebt Zweierlei: 
erstens, dass der §. 936. wirklich auch auf die Wechselfäbigkeit zu 
beziehen ist, und zweitens, dass dieser §. 936. eine, die Sicherung 
und Erleichterung des Handelsverkehrs bezweckende, Ausnahme von 
der Regel des §. 23. der Einleitung gründet, welche Ausnahme da 
wieder wegfallen soll, wo sie für den beabsichtigten Zweck nicht er- 
forderlich ist. Aus dieser nur von Wechseln geltenden Ausnahme 
lässt sieb keine Regel für eine Kategorie von besonderen persön- 
lichen Fähigkeiten und Befugnissen machen. Die bei Wechselge- 
sehäften vorkommende Anomalie oder Ausnahme lässt sich jedoch 
dadurch auflösen, dass die an das Gewerike des Landbaues im Grossen 
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(RiUergntsbesits and Geoeralpaebtungen) und an das kanfmänniscbe 
Gewerbe gekoflpfte Befogniss zum Wecbselverkebr unter den Ge-' 
siebUponkt einer Gewerbsberechtigung gebracht wird, woraus dano 
die Regel folgt , dats an den Orten und in den Ländern , wo die Be- 
fagniu, WecbselgesehAfte zu machen, allgemein ist, Jedermann, 
mithin auch die ans einem Lande, in welchem nur gewisse Personei 
IQ diesen Geschäften befugt sind, kommenden Personen dergleicheD 
Geschäfte mit rechtlicher Wirkung scbGessen können. 

No. 32. Vertrag. Schriftliche Form. Punktation. Analphabet. 
Notariatsprotokoll* 
Den über Vertrage mit Analphabeten aofgenommenen Notariataproto- 
kollen^ wobei die Hiniichti der Unterichrift der Analphabeten gesetzlich 
angeordnete Form beobachtet worden , kann die rechtliche Wirkang schrift- 
licher Ponktationen nicht om deshalb abgesprochen werden, weil die Aas- 
Fertigung der Notariats-Urkanden nicht erfolgt ist. 
Der Appellations- Richter hatte den Unterschied zwischen der 
zur Verbindlichmachung erforderlichen Schrjft und der zum üffent- 
licben Glauben nothwendigen authentischen Form verkannt und eines, 
in einem unausgefertigten Notariatsprotokolle schriftlich abgefassten 
Kontrakt für unverbindlich erklärt, in der Meinung, die zum öffenV- 
lichen Glauben erforderliche Ausfertigung sei ein Erforderniss des 
Vertrags. Dieses Urtel vernichtet das G.Otr. unter Anwendung des 
in der Ueberschrift ganz richtig ausgedrückten Rechtssatzes. 

No. 33. Landstrasse. Zollgerechtigkeit Entschädigong. 

Wenn einem Privatbesitzer ein nutzbares Recht, welches ihm aasdrfick- 

lieh in Beziehung auf eine Landstraiie vom Staate verliehen war, z. B. die 

Zollgerechtigkeit, dadurch ganz entzogen oder beträchtlich geschmälert 

wird, dass der Staat, unter Beibehaltung der altern Strasse, in der Rieh- 

tung derselben eine neue Strasse anlegen lässt: so hat der Berechtigte kei - 

nen Anspruch auf Entschädigung. 

Es scheint uns, als wenn dieser Satz zu dem Falle, der zur 

Annahme desselben geführt hat, nicht recht passte. 1768. verstand 

sich ein Privatmann, auf Veranlassung des Fiskus, zur Anlegang 

einer Brücke über einen Bach auf einer Landstrasse, und es wurde 

zwischen ihm und dem Fiskus ein Erbpachtsvertrag über die Mauth- 

gerechtigkeit an dieser Brücke geschlossen, wonach der Erbpficbter 

die Brücke unterhalten und 230 Thir. jährlichen Kanon bezahlen 

muss. Weil die Landstrasse über einen Berg (Gevelsberg bei Schwelm) 

sehr schwierig ist, wurde 1834. zur Umgehung desselben auf Kosten 

des Staats eine Chaussee in der Richtung der alten Strasse angelegt 

und auf derselben über jenen Bach, 363 Ruthen von der alten Brücke, 
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eine neue gebaut, an welcher, ausser dem Gbausseegelde, keio 
Brückengeld erhoben wird« Die Folge war, dass der Gebranch der 
alten Chaussee über den Gevelsberg sich verminderte und dadurch 
die Einnahme des Brücken - Mautbpächters bedeutend geschmälert 
wurde. Die Erben des Erbpäcbters verklagten den Fiskus mit dem 
Antrage: 1) sie für befugt zu erachten, auch an der neuen Brücke 
Brückengeld zu erheben; oder 2) den Fiskus zum Ersätze des Aus- 
falls am Brückengeide zu verurtheilen ; oder 3) wenigstens ihnen die 
Befugniss zuzusprechen, die ihnen vererbpachtete Brücken -Mauth- 
stelle an die neue Brücke zu Vjerlegen. Der Richter erster Instanz 
wies die Kläger lediglich ah; der zweite Richter verurtbeilte den 
Fiskus zur Erstattung des den Klägern durch die Anlegung des um 
die Mauthstelle herumführenden Strassenarms entstandenen Schadens; 
das G. Otr. reformirte dieses Urtel und wies die Kläger angebrach- 
termaassen ab. Die Klage war ausdrücklich auf den Erbpacbtkon- 
trakt gegründet {actio locati), und ausserdem war auf die landrecht- 
liche Bestimmung des §. 6. 11. 15., wo bei Entziehung oder Schmä« 
lerxing eines einem Privatmanne in Beziehung auf eine Strasse vom 
Staate verliehenen nntzbaren Rechts durch Verlegung dieser Strasse, 
wegen Entschädigung auf die Vorschriften über Aufhebung der Pri- 
vilegien verwiesen wird, Bezugs genommen. Dieser zweite Klage- 
grund ist durch die richtige Bemerkung^ dass die Voraussetzung nicht 
da sei, beseitigt. Zur Abfertigung der Kontraktsklage aber wird 
gesagt: „Der Befugniss — für die Bequemlichkeit des Verkehrs — 
an einer andern Stelle eine zweite Brücke anzulegen (vergl a. a. 0. 
§• 4.) hat sich der Staat ebensowenig hegeben, als dem Vorbesitzer 
der Kläger das Recht verliehen, allein eine Brücke über den Bach 
'haben zu dürfen. Wenn daher aus der Anlage des neuen Verbin- 
dungsweges dem Erbpächter ein Schaden entsteht, so ist dies ein, 
mit den kontraktlichen Verpflichtungen des Fiskus in keiner Verbin- 
dung stehender, Zufall — '^ Dies ist entweder keine^ juristische 
Wahrheit oder der dabei zum Grunde liegende juristische Gedanke 
ist nicht vollkommen geboren. Wenn nämlich die juristische Per- 
son, welche den Erbpachtskontrakt geschlossen hat, und diejenige, 
von welcher die Anlegung des neuen Strassenarms veranlasst worden, 
eine und dieselbe ist: so ist das Argument unrichtig, und die Hand- 
lung kontraktwidrig, verpflichtet folglich zur Entschädigung des an- 
dern Kontrahenten, gleichwie dieses der Fall sein würde, wenn z.B. 
der Fiskus heute eine Gbausseegeld-Hebestelle verpachtete und morgen 
aus gutem Willen gegen das Publikum einen frei zu passirenden 
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Wegearm om das Cliaiifsee-Haiu faeram anlegen liesse. Was der 
eine Goatrahent zur Beeinträehligung der vertragsmässigen Rechte 
des andern versaeht oder ihnt, nennt man in der Jarispradenz nicht 
Zafally sondern Vorsatz {dolus) oder Versehen (culpa). Ist aber 
ein Znfall hinsichtlich des kontrahirenden Fiskus hier eingetreten: 
so mflssen der Erb?erpächter (Fiskns) und die Autorität, welche die 
Anlegung des neuen Wegearms veranlagst hat, dem Begriffe nach 
nothwendig verschiedene Personen sein. Dies wäre ein zutreffender 
juristischer Grund 9 der wahrscheinlich auch gemeint, aber nicht zum 
Bewusstsein des Verfassers gekommen und deshalb auch nicht zur 
Welt gebracht ist. Also: Bei vorausgesetzter Personen-Identität des 
Erbverpächters und des Urhebers des neuen Strassenarmes ist es 
passend, wenngleich anscheinend unerheblich , zu sagen: der Staat 
habe (bei der Vererbpachtung) sich der Befogniss, eine neue Brflcke 
in der Nähe der alten anzulegen, nicht begeben, abei; es dürfte 
nicht passend sein, die Anlegung der neuen BrQcke als Folge einer 
freien Entschliessung des Erb Verpächters, juristisch als einen Zufall 
(casus) zu charakterisiren, vielmehr wäre es ein vorbehaltenes Reclit 
des Erbverpächters, bt aber eine Personen-Verschiedenheit itm 
Begriffe nach zu denken: so ist es wahr, dass der Staatsbefehl, 
eine neue Chaussee anzulegen, für den Erbverpächter ein Zufall ist; 
alsdann kann jedoch nicht als Grund angegeben werden, dass der 
Staat bei der Vererbpachtung sich der fraglichen Befugniss u. s. w. 
nicht begeben habe; denn der Staat (in dem hier gedachten Sinne) ist 
nicht Kontrahent, sondern ein Dritter (Fiskus). 

No. 34. Darlehn. Schuldschein. Valuta. Pactum de mutuando. 

Der Darlehntgeber wird darcb die Annahme det Scboldtchein« über den> 
ganzen Betrag einet, nicht in rechtagültiger Form veriprotlienen Darlehnm 
und darch die theilweise Zahlung der darin venchriebenen Valuta nicM ver- 
pflichtet) den Rest der letzteren dem Schuldner nachzuzahlen, 

No. 35. Verjährung. 
Die Frage : ob eine Verjährung angefangen habe , iit atett nach den Ge- 
aetzen zu beurtheilen, welche zur Zeit dea behaupteten Anfang! in Kraft 
gewesen aind, wenn auch der Ablauf der Verjährungafriat erst unter der 
Herrschaft des A. L. R. stattgefunden hat. 

No. 36. Ehescheidung. Bösliche Verlassung. 

Der Ehemann iat die Scheidung zu verlangen berechttgt, wenn die 

Ehefrau erat nach Ablauf der ihr auf den Antrag des Mannes vom Richter zur 

RQckkehr beatimmten Friat sich zu ihm zurück begiebt, aofern nicht eine 

Remission des Eheacheidungagrundes anzunehmen iat Die Annahme der 
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Ehefraa Seitens det Ehem&nnet Ut ohne den Hinzutritt anderer Umstände 

für eine Verzeihung nicht zu erachten. 

Alle drei Sätze sind nicht zu bezweifeln. Der dritte Rechtsfali 
ist besonders interessant für die Praxis, welche sich bisweilen un- 
sicher zeigt bei der Anwendung der verschiedenen, ungleichzeitig 
entstandenen Ehescheidungsgründe. In dem vorliegenden Falle war 
der Grund der böslichen Veriassung erst in der Appellationsinstanz 
gegeben y und der Appellant (der für allein schuldig erklärte Mann) 
hat davon noch Gebrauch gemacht zu dem Zwecke, um die ihm zur 
Last fallende Schuld auszugleichen. Der Appellationsrichter hatte 
darauf nicht Rücksicht nehmen wollen ^ weil sonst der andere Theil 
eine Instanz verlieren würde. Wäre dieses Bedenken rechtlich be- 
gründet, so würde der verletzte Theil gar kein Gehör mehr haben 
finden können und Unrecht haben leiden müssen ; denn wenn die Ehe 
erst rechtskräftig geschieden und der Eine als aliein schuldiger Theil 
in die Ehescheiduugsstrafe verurtbeilt worden ist: so giebt es für 
ihn kein Klagerecht mehr. Es hat hiermit dieselbe Bewandniss, wie 
bei den Vermögensklagen mit den erst nach Anbringung der Klage 
(während des Prozesses) entstehenden Exceptionen, namentlich dem 
Einwände der Gompensation, welche man noch immer^ selbst in der 
Appetlationsinstanz^ vorbringen kann. Das G. Otr. verordnete daher 
mit Recht in der Revisionsinstanz mittelst Interlokuts die Instruktion 
des von dem Appellationsrichter unberücksichtigt gelassenen neuen 
Scheidungsgrundes, und demnächst die Abfassung eines neuen Ap- 
pellationsurteis. 

No. 37. Nachlasstbeilung. Gütergemeinschaft. Ueberlebender 
Ehegatte. Wahlrecht. Grundstücke. Gerechtigkeiten. 

Das nach den Vorschriften des A. L. R. dem überrebenden Ehegatten 
bei bestan<lener Gütergemeinschaft, zustehende Wahlrecht, für eine von 
seinen Miterben zu setzende Taxe die zum gemeinschaftlichen Vermögen 
gehörigen Grundstücke und Gerechtigkeiten zu übernehmen oder den andern 
Erben zu überlassen, findet auch Anwendung 1) bei der Theilung mit unab- 
gefnndenen Kindern, und 2) bei obwaltender provinzieller oder statutari- 
scher Gütergemeinschaft, sofern Provinzialgesetze oder Statuten nichts Ab- 
weichendes bestimmen. 

Es ist das erste Mal, dass ein Streit oder Zweifel hierüber be- 
kannt wird. Seit vielen Jahren nehme ich thätig Theil an der Ju- 
stizverwaltung in verschiedenen Gegenden, wo provinzielle oder sta- 
tntarische GOtergemeinscbaft besteht, und nie ist es mir vorgekommen, 
dass eine Partei gegen die tXglich vorkommende Anwendung des 
Wahlrechts in den bezeichneten Fallen Etwas eingewendet bitte. 
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Ifl den kier nitgedieilteii Falle/ wo der Riehter erster Instanz (das 
Land- nnd Stadtgericht zu Soest) einen schon von dem Appellations- 
richter verworfenen Unterschied zwischen unabgefundenen Kindern 
und andern Verwandten (Erben) des verslorbeoen Ehegatten gemacht 
hatte y sind eigentliche Gegen- oder Zweifelsgrflnde aach nicht vor- 
gebracht. Die Darlegung der Gründe fQr die Wahrheit des in der 
Ueberscfarift anigedrückten , sonst noch nicht bezweifelten Satzes ist 
lichtvoll nnd reichhaltiger, als nöthig gewesen wäre. Insbesondere 
erscheint die ansfabrliche Vergleichung des Wahlrechts der Ehe- 
gatten bei der Gfltergemeinschaft mit dem bei der Dotal-Ehe für den 
Zweck nicht hinreichend motivirt. In einer didaktischen Abhandlang 
wQrde sich die An&fihlnng der in jedem der beiden Verhältnisse nn- 
zweifelhaft geltenden Sätze ^ wie z. B. dass bei der Dotal-Ehe das 
Wahlrecht nur dem Manne in den Gütern der Fran, nicht umgekehrt 
der Frau in den Gütern des Mannes; ferner nicht auf Immobilien 
llberhanpt, sondern nur auf die eingebrachten Grundstücke ^ nicht 
auf die zum vorbehaltenen Vermögen der Frau gehörigen Immobilien 
zustehe; dass diese Vorschriften des A.L.R. völlig abweichend vom 
Gemeinen Rechte — auf welches sich keine Partei berufen hatte — 
seien u. s. w., vielleicht gut ausnehmen; die Entscheidnngsgrfiode 
eines Richterspruchs scheinen dazu nicht der gehörige Ort zu sein. 

No. 38. Mortifikation. Privat- Schuldverschreihung. Bypothekeii- 
Dokument. Pfandrecht. Einwand. Eingetragene Forderung. 

Zahlung. 
1. Die Verordnung vom 9. December 1809., wegen Mortifikation der an 
einen gewiiien Inhaber und wegen det öffentlichen Aufgeboti der an jeden 
Inhaber auigestellten Privat -Schuldverschreibungen nnd Urkunden findet 
auf hypothekarisch eingetragene Schuldinstrumente keine Anwendung, — 
II. Der Besitzer des mit einer Hypothek belasteten Grundstikks ist nicht be- 
rechtigt, dem Dritten, welcher ein Pfandrecht auf die eingetragene Forde- 
rung erworben hat, den im Hypothekenbuch nicht vermerkten und dem 
Dritten auch sonst nicht bekannt gewordenen Einwand der Zahlung entge- 
genzusetzen. 

Beide Rechtssätze sind unbestreitbar und lassen sich nur dann 
verkennen, wenn die rechtliche Natur der Hypothekeninstrnmente 
unberücksichtigt bleibt. In der That war dieselbe, in dem vorlie- 
genden Rechtsfalle, von den Richtern in beiden Instanzen ganz nn* 
beachtet geblieben. Jemand halte ein auf seinen Namen lautendes 
Hypotheken-Instrument einem Andern fOr ein Darlehn ds Faustpfand 
gegeben und verschrieben, und hinterdrein von dem Schuldner Zah- 
lung angenommen. Diese Zahlung wollte der Schuldner später dem 
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PfandiDhaber anrechDen, obwohl er nicht ohne Anshändignog oder 
Mortifizirang des Instraments hätte zahlen sollen. Die Richter beider 
Instanzen hielten den Einwand der Zahlung fär erheblich : das G.Otr. 
hingegen vernichtete diese Entscheidung und verurtheilte den Schuld- 
ner zur Zahlung an den Pfandinhaber des Instruments. Die Richtig- 
keit dieser Entscheidung folgt daraus , dass nach der Prenssiscben 
Hypothekenverfassung die Hypotheken -Instrumente nicht blosse Be- 
weisslücke sind, sondern im Verkehr den Sachen gleich behandelt 
werden 9 so dass, sobald sie in den Händen eines redlichen Dritten 
sind, die Natur der Forderung in den Hintergrund tritt. Nur die 
während einer gewissen Zeit nach der SehaflPung im Hypothe- 
kenbuche vermerkten Einwendungen aus dem Rechtsgesehäft muss 
ein Dritter gegen sich gelten lassen. Hieran knüpft sich eine für 
den Verkehr sehr wichtige Frage. Das A.L.R. I. 20. verordnet: 

§.422. „Dadurch allein, dasg eia Anspruch in das Hypothekenbuch 
eingetragen worden , verliert der Schuldner noch nicht die ihm sonst gegen 
dessen Gültigkeit zustehenden Eünwendungen.^^ 

$. 428. „Insofern jedoch eiti Dritter auf eine solche Forderung, nach 
deren Eintragung, ein Recht durch einen lästigen Vertrag erworben hat, 
kann der Schuldner gegen diesen Dritten von solchen Einwendungen, die er 
denselben vorher nicht kund gethan hat, keinen Gebrauch machen.^ 

§. 424. „Will daher der Schuldner sich seine Einwendungen wider die 
eingetragene Forderung auch gegen jeden Dritten erhalten: so muss er die- 
selben im Hypothekenbuche ebenfalls vermerken lassen.'^ 

§. 425. „Ist dergleichen Vermerk binnen 4 Wochen nach geschehener 
Eintragung der Post selbst in das Hypothek«nbnch eingeschrieben worden : 
so erhält derselbe die Rechte des Schuldners auch gegen denjenigen, wel- 
cher schon vorhin auf Verhandlungen über einen solchen Anspruch mit dem 
Gläubiger sich eingelassen hatte. ^' 

§. 426. „Wer also auf eine eingetragene Post durch Cession , Verpfän - 
düng, oder sonst, mit völliger Sicherheit ein Recht erwerben will, der muss 
die ersten vier Wochen nach der Eintragung abwarten, und sodann sich 
überzeugen: dass in der Zwischenzeit keine Einwendungen oder Protesta- 
tionen dagegen im Hypothekenbuche vermerkt worden.'^ 

Man fragt: was kann ein Hypothekenschnldner, der späterhin 
gegen den Inhaber einer eingetragenen Post einen Erlöschungsgrund, 
etwa Compensation oder Zahlung, erhält, thun, um sich bei erfol- 
gender weitern Veränsserung der Post zu sichern ; mit anderen Wor- 
ten: kann er zu allen Zeiten Einwendungen oder Protestationen gegen 
die Post mit Erfolg — versteht sich ohne Vorlegung des Instruments 
und folglich ohne dass ^in Vermerk darauf gesetzt wird — im Hy- 
pothekenbuche eintragen lassen? Wird das zagestanden, so ist der 
Krit. Jahrb. f.D. RW. Jahrg. IX. H.XII. 70 
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Schaldaer gestehert, aber der Verkehr mit HypotbekeniBstramenteD 
ist sebr ersebwert oder ganz oniicber, iodem Jeder, dem ein solches 
Inttmment snm Kauf angeboten wird, vorher das vielleicht mehrere Ta- 
gereisen entfernte Hypothekenboeb einsehen ranss, ehe er sich darauf 
einlassen kann. In dem vorliegenden Rechtsfalle hatte der Appella- 
tionsrichter die Meinnng ansgesprochen , dass die ausgehobeneD Be- 
stimmungen aof die Anfangszeit einznschrflnken seien. Dazu sagt 
das G. Olr.: „Man muss nan zwar dem Appellationsrichter dann bei- 
treten, dass die mitgetheiltea Vorschriften znnlehst nur von solchen 
Binwendongen sprechen, die dem Geschäft^ aus welchem sich das 
Hypotbekenrecht herschreibt, von Anfang an entgegenstehen ond das- 
selbe ganz oder znm Theil vernichten. Jene Vorschriften lassen 
sieb daher auch auf den Fall, wo eine Foidening nach erfolgler 
Eiatragnng durch Zahlung oder sonst getilgt ist, eigentlich niciit an- 
wenden. Wenn jedoch in den §§. 423. u. 424. gesagt wird, dass 
der Schuldner gegen einen Dritten — von solchen Einwendungen, 
die er demselhen vorher nicht kund gethan hat, oder die nicht im 
Hypothekenbuche vermerkt sind, keinen Gehrauch machen kann: so 
ist schon hierin das Princip ausgesprochen, worauf die Hypotheken- 
Verfassung wesentlich beruht, dass nämlich der Glaube des Hypotbe- 
kenhuchs in allen Verbandlungen unter Dritten aufrecht erhalten wer- 
den muss. Dies Princip ist hinsichllich aller Veränderungen, welche 
sich nach Erwerb und Eintragung einer Forderung mit derselben er- 
eignen» konsequent durchgeführt'^ Hiernach scheint das G.Otr. der 
Meinung zu sein, dass der Besitzer eines mit Hyppthekenscbulden 
belasteten Grundstücks zu allen Zeiten alle an sich rechtlich mög- 
liche Einwendungen^ ohne Vorlegung oder Aufbietung des Instru- 
ments , gegen eingetragene Posten mit Erfolg im HypolbekenibacAe 
vermerken lassen kann, weil angenommen wird, dass Jedermann das, 
was im Hypothekenhuche steht, weiss oder hätte wissen können, folg- 
lich im bösen Glauben ist. Der bestehenden Gesetzgebung ist diese 
Meimiog gewiss auch entsprechend, namentlich ist der §. 53. des 
Anh.: „Doch kann dem Cessionar einer — hypothekarischen Schuld- 
verschreibung ein wider den Gedenten zustehender, vor der Cession 
entstandener Einwand der Kompensation nur alsdaun mit rechtlichem 
Effect entgegengesetzt werden, wenn dieser Einwand im Hypothe- 
kenbuche vermerkt, oder dem Cessionarius sonst bekannt gewesen 
ist^S daraus hervorgegangen; und es kann mithin Niemand ein in 
gehöriger Ordnung befindliches Hypothekeninstrument mit Sicherheit 
erwerben, wenn er nicht unmittelbar^ vorher das Hypothekenbuch 
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eingesehen und sich Oberzeugt faat^ dass bei der Post keine Prote- 
Station eingetragen ist« 

No. 39. Jährliche Prästationen. Streitobjekt. Rechtsmittel. 

Appellation. Revision. Nichtigkeitsbeschwerde. Summa 

appellabilis et revisibilts*. 

Jährliclie Geld- und Nataralprästationen, deren Dauer nicht auf im- 
merwährende Zeit festgeiietzt worden, aondern unbestimmt ist, werden, 
wenn es auf die Werthsermittelung des Streitobjectes zur Beurtheilung der 
Zulässigkeit der Rechtsmittel ankommt, mit vier vom Hundert zu Kapital 
gerechnet. 

Nach der bestehenden Prozess- Gesetzgebung ist der Satz un- 
zweifelhaft« Ein Zwelfelsgrnnd war aus dem Stempel- Steuergesetz 
hergenommen, wonach dergleichen Prästationen nach den Umständen 
geschätzt werden sollen. Die Ausführung widerlegt diesen Zweifels- 
grund vollständig und überzeugend, und zeigt den gänzlichen Mangel 
der Erfordernisse zur Analogie. 

No. 40* Prioritätseinränmnng. Hypothekengläubiger. 
I. Der von einem Hypothekengläubiger einem , ihm nachstehenden Hy« 
pothekengläubiger eingeräumte Vorzug hat nur rechtliche Wirkung auf die 
besondere Stellung dieser beiden Gläubiger gegen einander, nicht aber auf 
die, durch die Eintragung entstandene allgemeine Rangordnung sämmtli- 
cher Hypothekengläubiger des verpfändeten Grundstückes. • — U. Wird die 
eingetragene Forderung, welche zurückgetreten ist, sei es auch ohne den 
Konsens des bevorzugten nacheingetragenen Gläubigers, geloscht, so rucken 
die Zwisehenforderungen Von selbst vor und die Vertheilung der Kaufgelder 
erfolgt lediglich nach der allgemeinen Rangordnung. Der durch die Priori- 
tätseinräumung bevorzugt gewesene Gläubiger erhält daher seine Befriedi- 
gung an seiner ursprünglichen Stelle, ohne Beruckiichtigung der nicht mehr 
wirksamen Prioritätseinräumung. 
Diese bisweilen , und auch in dem mitgetheilten Rechtsfalle von 
dem Richter erster Instanz, verkannten Sätze sind wahr, und die 
Darlegung ist meisterhaft in Anlage und Ausführung, schlagend in 
der juristischen Beweisfahrung, fiberzeugend und vollständig befrie- 
digend in der Wirkung. 

No. 41. Gemeinheitstheilung. Hütung. Besitzstand. 

Durchwinternng. ^ 

Bei der Auseinandersetzung gemeinschaftlicher Hfitnogs- Interessenten 
ist es zulässig, die Theilnehmnngsrechte Einiger nach den letzten , der Ein- 
leitung der Theilung vorhergegangenen zehn Jahren, die Theiln«hmungs- 
rechte Anderer dagegen nach der Durchwinterung festzustellen, und mithin 
beide Berechnungsarten neben einander zum Grunde zu legen. 
Angenommen durch den Plenarbeschluss vom 23« November 1840», 

70* 
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aof Anlass einer, in dem betreffenden Senate kundgegebenen ent- 
gegengesetzten Meinung. 

No. 42. Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Restitution. 
Fiskus. Privilegirte Korporationen. Verjährungsfrist. 

Vorkaufsrecht. 
I. Die Wiedereinietzung in den vorigen Stand innerhalb vier Jahren, 
welche dem Figkui ond den mit ihm gleichprivUegirten Korporationen ge- 
stattet iit, wenn ausser Prozessen die Gesetze die Befogniss zur Ausübung 
eines gewissen Rechts oder £n(gegensetzung eines Einwandes an eine kür- 
zere als die gewöhnliche Verjährungsfrist gebunden haben, findet nur bei 
V'ersäumung wirklicher Verjährungsfristen Anwendung. — II. Sie gilt daher 
namentlich nicht bei Versäumung der gesetzlichen Fristen zur Erklärung 
ober die Ausübung eines Vorkaufsrechts. — III. Die zur Erklärung über die 
Aosubnng des Vorkaufsrechts bei Grundstücken und Gerechtigkeiten be- 
stimmte zweimonatliche Frist läuft, auch wenn Fiskus der Vorkaufsberech- 
tigte ist, von dem Tage an, wo die Bekanntmachung des geschehenen Kaufes 
und der Bedingungen desselben der betreffenden fiskalischen Station zuge- 
stellt ist 

Dieser letzte der von den Herren Herausgebern zum Dmck za- 
bereiteten Rechtsfalle berührt den doctrinellen Unterschied zwischen 
der aufhebenden Verjährung und den Fristen zur Abgabe einer be- 
stimmten Erklärung, welche die positiven Gesetze vor Ablaof der 
Verjährung dem Berechtigten in gewissen Fällen und in einer vor- 
geschriebenen Form ausnahmsweise abzufordern gestatten. Das A.L. R. 
bestimmt nirgend diesen Unterschied , aber „die Verfasser des A.L.R., 
wenn sie sich gleich des Unterschiedes zwischen den Verjäbrongs- 
fristen und den Fristen zur Ausübung irgend einer Befngniss niclu 
ganz klar [bewusst gewesen sind, — so sollte es nach der Con- 
struction eigentlich heissen, es heisst jedoch:] ausgesprochen habeD, 
haben dennoch die — Vorschrift [über die Restitutiooj jedenfalls 
nur auf die — kurzen Verjährungsfristen bezogen wissen wollen**. 
Es fragt sich also' in dem Falle, wo — wie in dem vorliegendeQ 
Rechtsfalle • — gegen den Ahlauf der Frist zur Erklärung über die 
angebotene Ausübung des Vorkaufsrechts Restitution gesucht wird : ob 
diese Frist eine Verjährung ist, oder nicht. Darüber erhalten wir 
folgenden Aufschluss : „Das leitende Prinzip zur Beantwortung dieser 
Frage liegt in dem §. 500. Tit. 9. ?i. a. 0., nach welchem eine Ver- 
jährung vorhanden ist, wenn durch den Ablauf einer bestimmten Frist 
wegen unterlassener Ausübung gewisser Rechte eine Veränderung 
an diesen Rechten vermöge der Gesetze entsteht, mithin von dem 
Begriife der Verjährung namentlich auch diejenigen Veränderungen 
in den rechtJichep ßofii^iiissen oder Verbältnissen einer Person ans- 
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geschlossen sind, welche, wenn gleich nach einem gewissen Zeitab- 
schnitte, doch schon lediglich mit Ablauf einer, den Anfang oder die 
Dauer der Ausübung eines Rechts bestimmenden Frist, eines dies a quo 
oder ad quem, eintreten/^ — Dieser Grund erklärt nicht, warum 
diese ,,Verändernngen in den rechtlichen Befugnissen einer Person*^ 
dem Begriffe der Verjährung zufolge, keine Verjährung sein lann, 
wenn die Verjährung eine Veränderung eines Rechts, wegen un- 
terlassener Ausübung desselben, ist. Denn der Fiskus hatte das Vor- 
kaufsrecht, er hatte dessen Ausübung durch die bestimmte Zeit un- 
terlassen, und deswegen hat es sich dergestalt verändert, dass er es 
nicht mehr ausüben kann. — Die Grenzscheidung richtig, scharf und 
klar zu machen, ist bei -der Theorie desA.L.{i. schwierig. Die Sache 
ist die, dass es keinen gemeinsamen Namen und Begriff für die ver- 
einzelten Fälle, in welchen der Ablauf einer Frist Einfluss auf ein 
Rechtsverhältniss hat, ohne dass gleichwohl diese Frist eine Verjäh- 
rung ist, giebt. Die Fälle sind zu verschiedenartig; denn ausser 
solchen Fristen, wo — wie hier — eine wirkliche Ausübung des 
Rechts verlangt wird, giebt es andere, wo die Zeitbestimmung die 
Bedingung des Rechts ist, wie z. B. der in Beziehung auf die Nie- 
derkunft wegen gewisser Rechte bestimmte Zeitraum (A.L.R. IL 1. 
§§. 1077. u. 1078.)* Vielleicht lässt sich etwas gewinnen, wenn 
man sondert und individualisirt. Die in dem vorliegenden Rechtsfall 
vorausgesetzten Fristen sind Ueberlegungs- oder Erklärungs- 
, fristen und setzen alle Mal ein Anerbieten oder eine Aufforderung, 
welche zu. machen eine ganz positive Vorschrift berechtigen muss, 
voraus. Diese Berechtigungen sind Ausnahmen von der Regel, dass 
Jeder von seinem Rechte ganz nach Gutbefinden, wann und wie er 
will, und ohne zu einer Erklärung vorher darüber schuldig zu sein, 
Gebrauch machen kann. Die Gesetze erselzen das Stillschweigen 
auf eine gesetzmässige Aufforderung durch eine dem Auffordernden 
günstige Antwort, welche mit dem Ablaufe der Erklärungsfrist ange- 
nommen wird. Diese Fristen sind also gewissermaassen der Gegen- 
satz der Verjähr^nngen : während durch Ablauf der Verjährung ganz 
von selbst das betroffene Recht erlischt (oder sich verändert), wird 
in jenen Fällen einer zulässigen Aufforderung das Stillschweigen des 
Aufgeforderten mit dem Ablauf der ihm gesetzten Frist für eine Ant- 
wort im Sinne des Anfragenden genommen; das Recht oder die Be- 
fugniss des Befragten geht hier nicht durch Verjährung, sondern im 
Gegentheil durch seine stillschweigende Erklärung verloren. Eine 
Klassifikation der verschiedenen Fristen, im Sinne des A.L.R., habe 
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ich w BeiBem Lebrlmehe des Prenss. gemeiaeo Privatrechts, §. 149* 
S. 276. versscht. 

No. 43* Zahlung. Erbschaftlicber Liquidalionsprozess. 
Condictio indebiti* 

Ein Gläobiger, welchem aai einer inaa£ficienten vnd nicht Ton dem Er- 
ben Terwalteten erbschAftUchen Liquidationiroaise durch ein Veraehen zwar 
weniger, all er ?on dem Erblaiaer rechtmäsaig zo fordern hatte y jedoch 
mehr, ala ihm nach den vorgeachriebenen Vertheilongagrundaätzen zukam, 
gezahlt worden iat, kann zor Eratattong dea Zuvielempfangenen mit der 
emmdieiio indebiti angehalten werden. 
Plenar-Bescbloss vom 19. October 1840. Früher halte das 
G.Olr. das Gegeotheil fdr recht gehalten; darch diese MeinaogsSo- 
deroog ist man der Wahrheit einen bedeatenden Schritt näher ge* 
kommen. Was noch zwischen diesem Ziele und dem Suchenden iiegt, 
ist der unpassende Leisten der condictio indebiti^ auf ^en man mit 
aller Gewalt den Rechtssloff bringen will. Vor zu grosser Gelehr- 
samkeit kann die einfache Wahrheit nicht aufkommen, und wenn sie 
in ihrer Unscheinbarkeit von Ungefragten gewiesen wird^ so wird sie 
vor der Hand noch nicht anerkannt* Das Verhältniss mehrerer cos- 
currirender Gläubiger, welchen zu ihrer Befriedigung ein Gegenslani, 
•ei es eiae einzelne Sache oder eine Universitas, überwiesen ist, hat 
gar nichts mit der condictio indebiti gemein. Durch die Ueberwei- 
sung des Gegenstandes der Befriedigung an Mehrere entsteht unter 
ihnen eine zußUlige Gemeinschaft (communio incidens)\ nifumt oder 
erhält der eine Gemeinschafter aus Verseben bei der Auseinander- 
setzung mehr, als ihm nach den dabei anzuwendenden Grundsätzen ge- 
bührt, so kann er zur richtigen Ausgleichung mit der actio eommuni 
dividundo angehalten werden, welche Jedem gegen Jedeo der Ge- 
meinschafter zusteht; die condictio indebiti findet hier nicht ein 
Einziges ihrer Erfordernisse, es ist Alles nur scheinbar, was da- 
für angegeben wird, sie ist aber hier auch nicht nütbig. Selbst* 
redend ist von dem ricbligen Gesichtspunkte der Umstand ganz uner- 
heblich: oh ein förmlicher Konkurs, oder ein erbschaftlicher Liqui- 
dalionsprozess, oder was sonst, die Gemeinschaft veranlasst hat: denn 
nicht die Ursache eines Rechtsverhältnisses, sondern das Rechtsver- 
hältniss selbst ist es, wonach zu fragen ist, wenn man den Rechts- 
begriff des Forderuogsrechts bestimmen will. Darum würde man es 
unbegreiflich finden , wie ein so ungemein grosses Gewicht darauf: ob 
ein Konkurs, oder ein Liquidalionsprozess, oder eine Sequestration, 
oder eine Subhastation die Veranlassung ist, gelegt und wie so ge- 



Digitized by VjOOQ IC 



Reo. von Hra. Ober-Laadesgerichts-Ralh Koch zu Nelsse. 1111 

lehrte Zweifel nnd Bedenken ans diesen verschiedenen Ursachen er- 
hoben werden konnten, wenn mau sich nicht erinnerte, dass das wahre 
Rechtsverhältoiss unter den Parteien dadurch ^ dass ihnen die Staats- 
regiernng ihren Kommissionär zur Verwaltung und Vertheilung des 
Gegenstandes, gerichtsverfassungsmässig, aufdringt, verdunkelt wird. 
Bliebe den Interessenten ihr -Iteeht ohne Einmischung eines solchen 
Dritten überlassen, so würde selbst in Prenssischen Gerichten das 
Rechtsverhältniss vielleicht klar sein. 

No. 44. Ersitzung. Verjährung. Titel. 
Die gewöhnliche Verjährung durch Besitz erfordert einen Titel , welcher 

nicht bloss seinem materiellen Inhalte, sondern auch seiner Form nach zur 

Erwerbung des Eigenthums geeignet ist. 

Der zweite Senat des G.Otr. hatte in zweien Sachen angenom- 
men, dass unter dem, nach dem A.L.R. I. 9. §. 579* zur gewöhn- 
lichen Verjährung durch Besitz (Ersitzung) erforderlichen, ,,Titel, 
der an sich zur Erlangung des Eigenthums geschickt ist^*, ein solcher 
zu verstehen sei, der sowohl seinem materiellen Inhalte, als der Form 
nach dasjenige enthalte ^ was zur Rechtsbesländigkeit des konkreten 
Geschäfts erforderlich. Dagegen machte sich in einem bei dem ersten 
(nachher ist immer von dem dritten Senate Rede) Senate vorge- 
kommenen Falle die Meinung geltend , dass unter einem „Titel, der 
an sich zur Erlangung des Eigenthums geschickt ist^% ein Titel ge- 
meint sei, der nur überhaupt die Erwerbung eines unwiderruflichen 
Eigenthumsrechts bezwecke, abgesehen von den Erfordernissen seiner 
Rechtsgültigkeit. Das Plenum hat mittelst Beschlusses vom 15. Februar 
1841. die Meinung des zweiten Senats für die richtige angenommen, 
und dazu ist der Preuss. Jurisprudenz Glück zu wünschen. In der 
Ausführung wird eines Theils nachgewiesen, dass die Verfasser des 
A.L.R. nicht beabsichtigt haben, hierin von dem bis dahin gegol« 
tenen Rom. Rechte abzuweichen, und einen wiederruflichen, oder 
rechtsungültigen, oder nichtigen Titel für genügend zur Ersitzung zu 
erklären, nnd andern Theils wird dargelegt, dass der dieser Meinung 
anscheinend widersprechende §. 591. a.a.O., wonach aus einem zur 
Erlangung des Eigenthums nicht geschickten Titel eiqe Verjährung 
durch Besitz nicht anfangen kann, während doch, nach §.628., trotz 
des Vorhandenseins eines zur Erlangung des Eigenthums nicht ge- 
schickten Titels die dreissigjährige Verjährung stattfinden kann, 
mit den übrigen Bestimmungen im besten Einklänge steht, indem er 
narsagt, dass ohne einen rechtsgültigen und unwiederruflichen Titel 
keine Ersitzung( Usukapion) stattfinde. Dadurch ist aber die dreissig- 
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jihrige Veijährong (Priskription der Vindikationsklage) darcbans nicht 
aoageaehlosaen. Die Streitfrage hat Oberhaupt ihren EntstehoDgs- 
gnind darin, dass im A.L.R. die Ersitzung nicht von der Ver- 
jihrang ontersehieden worden ist; denn ein Hauptgrand f&r die voa 
dem Pleaain verworfene Meinung wird in der Znsammenstellongp voi 
Bestinninngen^ bezttglieh aaf die Verjährnng, mit Bestimmangen 
Aber die Ersitzang gefunden. Der Unterschied zwischen beidei 
Institutionen Hegt jedoch, wie aus einer Bemerkung von Soarez ia 
der revisio monitorum zu den §§.625—628. klar erhellet, den land- 
rechtlichen Bestimmungen unzweifelhaft zum Grunde, und es kommt 
daher nur auf die richtige Beziehung der Vorschriften an. 



Digitized by VjOOQ IC 



1113 



II. Anzeli^en. 

Vergleichnng der Rechts- und Staats-Theorieen des B. Spi- 
noza und des Th. Hobbes^ nebst BelrachtuDgen üb. ^as Ver- 
hällDiss zwischen dem Staate und der Kirche. Von JIr. H. C. 
HT. Siffwaii;, General-Superintendenten d. evangel. Kirche Wür- 
tembergs. Tübingen, Osiander, 1842. VI u. 153. S. gr. 8. (geh. 
li Thir.) 

Nach dem Reformationszeitalter war in den Ansichten von dem 
Grunde und der Berechtigung der weltlichen Gewalt und ihrem Ver- 
hältnisse zur geistlichen ein Wendepunkt eingetreten. Früher hatte 
man alle Gewalt von Gott, die weltliche entweder unmittelbar oder 
durch Vermittelung des Papstes , abgeleitet. Die Reformatoren be- 
hielten diese Ansicht zwar bei, und predigten den leidenden Gehor- 
sam: eine nothwendige Aendemng des Verhältnisses war es indess, 
dass die Beschränkung der weltlichen Gewalt durch die geistliche mit 
der Lossagung vom Papste hinwegfiel, und selbst in katholischen 
Ländern sich der Staat unabhängiger zur Kirche stellte. Man be- 
durfte also einer Schranke gegen die Absolutheit der weltlichen Ge- 
walt, upd kam so theils auf die calvinistisch-pnritanische Ansicht, 
dass Gottes Wort in allen Fällen mehr zu achten sei, als das Gebot 
des weltlichen Herrschers, theils auf die jesuitischen Doctrinen des 
Lainez, Bellarmin und Mariana, dass das göttliche Recht die 
höchste Gewalt nicht den Herrschern, sondern der Menge verliehen 
habe, theils endlich auf die mannigfachen Vertragstheorien. Das 
Verhältniss von Staat und Kirche blieb dabei ein durchaus schwan- 
kendes. In diese Zeit, wo sich aus der Reflexionslosigkeit des Mit- 
telalters die die neuere Zeit beherrschenden Staatstheorien entwickel- 
ten, fallen auch die Doctrinen von Spinoza und Hobbes, welche 
die oben genannte Schrift im Ganzen übersichtlich und klar — nur 
leider ohne Rücksicht auf ihren Zusammenhang mit der Entwickelung 
der Ideen von Staat und Kirche in jener Zeit überhaupt und mit den 
besonderen philosophischen Systemen von Spinoza und Hobbes — 
exponirt und vergleicht. — Der erste Abschnitt giebt uns die Spino- 
zistischen Lebren. Nach Spinoza ist es das höchste Recht der 
Natur, dass jedes Wesen, soviel es Kraft hat, mit alleiniger Rück- 
sicht auf sich selbst da zu sein strebe. Jedes Wesen hat ako das 
höchste Recht, da zu sein und nach seiner Natur zu wirken. Dabei 
ist so wenig zwischen Menschen und anderen Wesen in der Natur, 
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alt zwischei verBfinfUgeB OBd OBveniOBfligeB Menschen ein Unler- 
tfcbied« Zwischen der Natur ond der Vernunft ergiebt sich hier so- 
gleich ein Widerspruch, den Spinoza nicht löset; denn während er 
das Gebot der Natur mit ihren Gelösten und Aflecten scheinbar obenan 
stellt, kann er doch nicht umhin, auch dem Gebot der Vernunft eine 
Slimne einzuräumen. Aus jenem Natnrrechte, welches die Einzel- 
nen in der Vereinzelung nicht behaupten können, construirt sick 
dann der Staat durch eine Convention , in welcher sich die Interesses 
der Einzelnen ausgleichen. Die Form der Staatenbildung ist sonach 
ein Vertrag, Folge die Unterwerfung der Einzelnen unter die Staats- 
gewalt, tarne tsi absurdissima imperet. Aus jener Vertragsnatnr folgt 
dann aber ^hi Recht der Bürger, die Staatsgewalt zu stQrzeo^ so- 
bald dieselbe ihrem Zwecke zuwider handelt und namentlich die Sitt- 
lichkeit verletzt. Von Allem, was Gher diesen viel besprochenes 
Punkt geschrieben ist, scheinen uns Spinoza^s Erörterungen das 
Beste zu sein. Spinoza unterscheidet dann drei Staatsformeo : De- 
mokratie, Monarchie und Aristokratie. Hinsichtlich der Monarchie 
fordert Spinoza Beschränkungen und stellt ein System des consti- 
tutionellen Staatsrechts auf, von welchem in späteren Zeiten Manches 
verwirklicht isL Seine Ansichten Aber diesen Gegenstand, sowi« 
Ober die Nothwendigkeit voller Rede- und Schreibefreiheit sind voi 
bleibendem Werthe, und hätten in neuerer Zeit mehr benutzt we^ 
den sollen und können, als geschehen ist. Soviel die Relig^ion be- 
trifft, unterscheidet Spinoza den inoern Cultus und die äussere Re- 
ligionslibung. Jener ist ganz frei, diese dagegen wird von der Staats- 
gewalt bestimmt. Nur um den Vorscbriflen der Vernunft Kraft zi 
geben, ist der Staat gestiftet. Erst mittelst des Staates besteht also 
die Religion und das Reich Goltos unter den Menschen. Die Staats- 
gewalt soll also die Grandgesetze der Kirche und ihre Lehre be- 
stimmen, ihre Diener wählen. Über Sitten und religiöse Handlungen 
richten u. s. w. 

Thomas Hobbes, dessen Rechtssystem der Verf. ferner expo- 
nirt, ist erst neulich in England, und zwar bei Gelegenheit einer po- 
litischen Verhandlung wieder genannt worden. Bei der Par/amenCs- 
wähl in Southwark im September, d. J. befand sich ^nter den Can- 
didaten auch Sir W. Molesworth, der unlängst eine werlhvoUe 
Ausgabe der Werke von Hobbes veranstaltet hatte. Seine Gegner 
machten diesen Umstand vor den Wählern geltend und wollten dar- 
aus folgern, dass Sir W. Molesworth wohl von der Unglfiubigkeit 
und den absolutistischen Doctrinen des von ihm edirten Schriftstel- 
lers inficirt sein könne, so dass die Hobbes^schen Lehren, welche 
alsdann Molesworth explicirte, Gegenstand einer Debatte vor den 
Wählern wurden. Richtig ist, dass Hobbes als Beispiel dienen 
kann, wie die strengste politische Orthodoxie gerade durch ihre 
Uebertreibung mit religiösem Unglauben verbunden sein kann, denn 
Hobbes ordnet die Religion dj^m Staate so unter, dass die Offenba- 
rung zu einer secundären Autorität hinabsinkt. Er ist der Erfinder 
eines sensualistischen Systems. Die Philosophie bat sich nur mit 
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Phänomenen, mit Körpern zn beschäftigen: jtheils natürlichen, theils 
künstlichen. Zo den physischen oder natürlichen Körpern gehört 
denn auch der Geist, za den künstlichen der Staat. Eine weitere 
Exposition der Hohbes'schen Staatslehre, die ein wanderliches Ge- 
misch starrer Empirie nnd wesenloser Abstraction enthält, würde 
hier nicht am Orte sein, wir wollen nur der Vergleichung erwähnen, 
die der Verf. zwischen den, in den Haoptsachen zusammenstimmen- 
den Systemen von Hobbes und Spinoza anstellt. Beide gehen 
vom natürlichen Rechte aus, und zwar vom natürlichen Selbserhal« 
tungsrechte. Spinoza gründet dieses darauf, dass der Mensch ein 
durch Gott in die Wirklichkeit gesetztes Wesen sei, Hobbes blos 
auf die natürlichen Neigungen des Menschen. Beide kommen so 
zum Staate durch Vertrag, aber Hobbes sieht als Zweck der ganzen 
Sache blos die Befriedigung niederer Natürlichkeit, während Spi* 
noza den Zweck im menschliehen Leben, indem Siege der Vernunft 
über die Natürlichkeit sieht. Bei Hobbes bleibt der Mensch ein 
gebändigtes Thier. Spinoza will alsdann eine freie Verfassung, 
während Hobbes zu einer ganz blinden Despotie und Unterwürfig- 
keil gelangt. Zo bemerken ist femer, dass Beide, sowie sämmtliche 
Philosophen und Staatsrechtslehrer jener Epoche von der jetzt auf- 
tauchenden historisch-positiven Ansicht, welche das öffentliche Recht 
wieder in das Privatrecbt ziehen will und die Throne als ein pri- 
vatrechtliches Besitzthum der Dynastieeu ansieht, nichts wissen. Hob- 
bes streift in der Uebertreibung seiner absointislischen Lehre doch 
nur scheinbar an jene Ansicht hinan. Der Monarch kann nach ihm 
durch Testament sich einen Nachfolger setzen, seine Staatsgewalt 
verkaufen und verschenken, und die Untertbanen sind am Besten 
daran 9 wenn sie des Herrschers Erbschaft sind. Er sieht also das 
Volk wie ein Eigenthum, wie eide Heerde an, die dem Regenten ge- 
hört. Vortrefflich ist Spinoza 's Widerlegung dieser Ansicht im 
traci. polü. Cap. 7. §. 25. Hinsichtlich des Verhältnisses von Staat 
und Kirche stimmen Beide wieder darin überein, dass politische und 
kirchliche Gewalt in der einen Staatsgewall vereinigt sein sollen; Spi- 
noza beschränkt letztere indess auf die äussere, practische Seite 
der Religion, und ttberlässt das Uebrige dem freien Urtheile eines 
Jeden, indem die innere Religiosität unter keine äussere Autorität 
fallen könne. Diese Freiheit steht blos den öffentlich bestellten Leh- 
rern nicht zu, indem diese nur zo lehren haben, was von der Staats- 
gewalt genehmigt ist. Hobbes findet dagegen den Grund des reli- 
giösen Glaubens nur in dem Bewusstsein des Menseben von seiner 
Schwäche und in seiner Furcht, welche durch angemessene religiöse 
Vorstellungen beschwichtigt werden. Wir haben hier also die mo- 
derne Fe uerbac hasche Lehre. Jene Vorstellungen kann dann der 
Staat bestimmen. Dass Hobbes die Religion nicht för etwas durch- 
aus um jenes Bedürfnisses willen Erfundenes und Eingebildetes nimmt, 
ist offenbar nur eine Inconseqnenz. Die Offenbarung bleibt ihm auch 
nicht höchste Quelle der Religion; denn es giebt nur einen Artikel, 
woran zo glauben zum Heil nötbig sei: dass Jesus der Christ sei. 
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Hier toll BaD^ wena der Regent etwas Anderes zu glauben oder 
Christum xu verleugnen beßehlt, lieber sterben, als gehorchen, weil 
dieses dem emigen Tode vorzuziehen ist. Alles Uebrige wird dem 
Gehorsam zugetheilt. 

In der Sefalnssahhandlung liefert der Verf. Betrachtongen über 
das Verbaltnias zwischen Staat und Kirche. Er erwähnt dreierlei 
Ansichten: 1) der Staat betrachtet die Religion nur als Angelegen- 
heit des Einzelnen und die Äussere religiöse Gemeinschaft als Privat- 
verein ; 2) er betrachtet sie als ein Mittel für seine weltlichen Zwecke, 
oder 8) 'er betrachtet Religion und Kirche als ein wesentliches Ele- 
ment seines Lebens und Daseins. Die ersten beiden Ansichten ver- 
wirft der Verf., wie billig, und bekennt sich zu der dritten, welche 
,,eine Einheit des Staats und der Kirche^' annimmt. Seil 
Grund ist der, dass sowenig dem Einzelnen wie dem Staate der re- 
ligiöse Glauben fehlen dürfe, und die gemachten Einwendungen , dass 
der Staat es mit dem Weltlichen, die Kirche mit dem Ewigen zu 
thun habe, dass die Kirche die zeitlichen Schicksale des Staates 
nicht theilen dürfe, widerlegen sich ohne Schwierigkeit. Dieses Vep 
hältniss setze iadess einen vernünftig organisirten, d. i. nach dei 
ewigen Gesetzen des Rechts und der Sittlichkeit gebildeten Staat 
(ein anderer wäre wohl kein Staat), sowie eine wahre Kirche, ohne 
Snperstition, voraus. Die Einheit sei aber keine Eioerleibeit, son- 
dern ein organisches Verhältnisse in welchem eine relative Se/6s(- 
ständigkeit bleibe. Der Staat, der ja die andern Momente und Ele- 
mente des menschlichen Lebens und der menschlichen Bestimmuog 
in sich schliesst, wie die des Rjechts, der Moralität, der Beherrschung 
und Verwendung der Natar für die Bedürfnisse der Einzelnen und 
der Gesellschaft, der Kunst und der Wissenschaften, müsse auch das 
Religiöse und Kirchliche als eid wesentliches Element seines Daseins 
und Lebens in sich aufnehmen. Der Verf. gelangt hiermit nicht zur 
vollen Bestimmtheit und Klarheit des von ihm angedeuteten Verhält- 
nisses, wohl aber ist seine eben mitgetheilte Aeusserung der An- 
knüpfungspunkt für eine genauere und schärfere Bestimmung. Diese 
entnimmt sich am bündigsten aus der — leider vom Verf. nicht be- 
achteten — Krause*schen Rechtsphilosophie. Der Staat ist mcbt 
das Letzte und Höchste, welches jene Momente und Elemente des 
menschlichen Lebens in sich aufzunehmen hatte, sondern er ist eben- 
falls nur ein einzelnes solches Moment, er ist die Organisation für 
die Verwirklichung des Rechts, d. i. für die Leistung der den übrigen 
l.Iementen zu ihrem Dasein und Gedeihen nüthigen Bedingungen. 
Diese Elemente ergeben sich, wie der Verf. andeutet, aus der Be- 
stimmung des Menschen, die keine andere ist, als die Entwickeluog 
der in ihm liegenden Anlagen. Wir sondern so die Sphären der 
geistigen und materiellen Entwickelung: Kunst, Wissenschaft, Reli- 
gion und materielle Interessen, mit ihren verschiedenen äusseren Or- 
ganisationen, und das Recht, wofür der Staat die Organisation is(. 
Hieraus folgt das Verhältniss des Staats zur Religion und Kirche von 
selbst, und die „Einheit^^ zwischen Beiden bestimmt sich genauer, 
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ohne dass die Selbstständigkeit der Kirche, welche 4er Verf. bei 
seiner Ansicht, dass der Staat die Kirche als eins seiner wichtigsten 
Elemente betrachten müsse, zu vetten Mähe hat, verlorenginge, und 
ohne 4^ss der vom Verf. nicht zu beseitigende Einwurf, dass der 
Staat nicht religiös und die Kirche nicht politisch ist, ferner noch 
zu machen wäre. Die vortreffliche Auseinandersetzung S. 138. ff., 
in welcher der Verf. zeigt, wie das religiöse Element auch das staat- 
liche afficiren müsse (ohne dass ein s. g. christlicher Staat in einem 
gewissen Sinne entsteht) passt aber nur zu der Krause'schenDoctrin, 
nach welcher keines jener Elemente sich gegen die übrigen abschliesst, 
sondern mit ihnen in ein organisches Verhältniss tritt, in welchem 
alle an allen Antheil haben, so dass, wie schon Plato wollte, die 
menschliche Gesellschaft das Bild eines vollkommenen Menschen 
darstellt. — Uebrigens können wir nicht ohne den Wunsch schliessen, 
dass die Arbeit des Verfs. dazu beitragen mögq, die Aufmerksamkeit 
auf die nach dem Reformationszeitalter hervorgetretenen Rechts- und 
Staatstheorien überhaupt und insbesondere auf die viel zu sehr ver- 
nachlässigte Staatslehre von Spinoza hinzulenken. 



Eine Stimme für Abschaffong der Todesstrafe nnd der kör- 
perlichen Züchtigung* Hervorgerufen durch den Entwurf zum 
neuen Strafgesetzbuchc fdr die Preussischen Staaten. Danzig, Ho- 
mann, 1843. 16 S. 8. (geh. | Thir.) 

Diese Schrift ist ziemlich unbedeutend. Soviel die Todesstrafe 
anlangt, so behauptet der Verf. zuvörderst, dass die Strafe nur als 
eine Sicherstellung gegen die künftigen Verbrechen zu betrachten, 
und zwar einerseits in Bezug auf den Verbrecher, der dadurch ge- 
bessert und von neuen Verletzungen des Gesetzes zurückgeschreckt, 
andererseits mit Rücksicht auf die Individuen, welche sich zwar noch 
keines Verbrechens schuldig gemacht, welche aber, da in ihnen der 
Keim zum Verbrechen liegt, durch die Strafexecution von jedem 
Versuche eines Verbrechens zurückgeschreckt werden sollen. Diese 
Ansicht vom Zwecke der Strafe ist bekanntlich, namentlich in Be- 
treff des zweiten Punktes, ganz abgesehen davon, dass sie auch 
besser motivirt worden, als hier, sehr bedeutend angegriffen und 
wohl grösstentheils aufgegeben. Nun sei es — sagt der Verf. — 
widersinnig, auf die Vermuthung hin, der Verbrecher könne, wenn 
er am Leben bleibe, noch ferner gegen die Gesetze sündigen, seine 
physische Existenz zu vernichten. Es kann dahin gestellt bleiben, 
ob man nicht, wenn man Dritte durch Strafexeculion abschrecken 
will, gerade zu den härtesten Strafen hinaufsteigen müsse. Gründe, 
wie : der Staat und sein Strafrecht beruhe auf dem Vertrage seiner 
Mitglieder, denen kein Dispositionsrecht über ihr Leben zustände, 
und dergleichen sind schon zu oft dagewesen, um hier noch beson- 
dere Erörterung finden zu können. — Dass der Verf. sich gegen die 
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renehärtie Todesitrafe erklärt, darin wird Ubra wohl der gröMte 
Tlieil der Joriitei Biclit blot, soadem filierkaopt das gebildete Pq- 
blif Q« beisÜBmee. — Gegen die körperliche Zfichtigang erkUrt sick 
der Verf., weil sie ,,die noralitche Geltoag (?) des Verbrechers*' 
▼eniicbte. Aach hier ist aichu Neiea gesagt worden. 



Actennäarige Darstellug der gegen den Gymnasial-Ober- 
lehrer Angust Witt in Königsberg geführten fiscalischei 
Untersachnng. Leipzig, HartmanD in Kommiss., 1845. VI o. 
353 S. 8. (geh. 1 Thlr.)] 

Dem bekannten Dr. Jacobjr zn Königsberg worden bei seines 
Gebortstage am 1. Mai 1841. von mehreren seiner Freunde bei eineo 
abgeballenen Mittagsessen zwei Gedichte, von denen das eiae den 
Titel: „VölkerfrOkling'S das andere den: „das freie Wort^ fükrtf, 
fiberreicbt. Den Dmck derselben hatte der Gymnasialoberlehrer Witt 
besorgt, ohne jedoch an der Verabfassung selbst Theil genommen zi 
haben. Das Ministerium der geistlichen und Unterrichts -Angele- 
genheiten» zn dessen Kenntniss solches gelangte und welches die 
Tendenz dieser Gedichte missbtiligte, fand in jener Thfitigkeit Witt's 
eine nicht geringer strafbare Handlung, als die Verabfassoo^ dieser 
Gedichte selbst, und dasselbe bemerkte in einer diesfalls an das Schnl- 
collegium erlassenen Verordnung, dass Witt sonach als Haapttheil- 
nehmer an dem fraglichen Vergehen anzusehen und bei Einleitnog 
einer Disciplinaruntersuchung wider denselben seine Amtsent- 
setzung unzweifelhaft sein werde, er es auch nur der Gnade und 
Grossrauth des Königs zu danken habe, dass man es bei einer ernsten 
Zurechtweisung bewenden lasse. Hiemtfchst bemerkte das Ministe- 
rium, wie es in Erfahrung gebracht, dass Witt an der RedaclioD 
der Königsberger Zeitung wesentlichen Antheil nehme, und dass er 
auch in diesem Blatte eine den Anordnungen der Regierung wider- 
strebende Richtung zu nähren bemüht sei, und verlangte, dass, da 
die politische Tageschriftstellerei kein Geschäft f&r Jogendlebrer sei, 
demselben die Fortsetzung solchen Geschäfts, als ganz unverträglich 
mit seiner Stelle, ernstlichst untersagt werde. — Als dem Ober- 
lehrer Witt dieses Rescript publicirt wurde, erklärte er, dass er 
gegen die ihm ertheilten Verweise als unverdient, sowie gegen die 
Anweisung in Bezug auf die Redaction der Köoigsberger Zeitung 
protestire. In dieser hier wörtlich roitgetheilten Erklärung Wittes 
fand nun das Ministerium „eine grobe Ungebührniss, welche alle 
Schranken übersteigt, „den Ausdruck einer strafbaren Renitenz und 
Auflehnung gegen die vorgesetzte Autorität^S „einen Ungehorsam, 
dem nicht ungerügt nachgesehen werden kann^S und verordnete die 
Einleitung der Disciplinaruntersuchung „wegen dieser strafbaren Auf- 
lehnung^S sowie, bei fortgesetzter Weigerung in Bezug auf die Auf- 
gabe der gedachten Redactionsgeschäfte, die sofortige Suspension. 



Digitized by VjOOQ IC 



Darstell, d. g. A. Witt geführten fiscal. UnlersuchaDg. 1119 

ObscboD nuD Witt darauf aufmerksam machte, 1) dass kein Gesetz 
den mittelbaren Staatsdieoern (wozu er als Lehrer eines städtischen 
Gymnasii gehört) die Uebernabme von Nebenamtero untersage; 2) 
dass notorisch mehrere Gymnasiallehrer ungehindert mit der Re« 
daction ron Provinzialblättern sich beschäftigten ; 3) dass unmittelbar 
vor ihm der frühere Director des Gymnasii in derselben Verbindung 
mit der Redaction der Königsb. Zeitung ungehindert gestanden, so- 
wie — was nachgewiesen ist — 4) dass er keine Artikel fOr die 
Zeitung schreibe, sondern für den Redacteur gegen eine von diesem 
ihm zugebilligte Remuneration von jährlich 300 Tbalern das aus den 
andern Zeitungen entnommene Material sichte und ordne; — obschon 
derselbe ferner bemerkte, dass weder in der Fassung noch in der 
Tendenz seiner Protestation eine Verletzung der, der Regierung 
schuldigen Ehrerbietung liege, — obschon demselben in den ehrend- 
sten Ausdrücken bezeugt wurde, dass er seinen Beruf aU Lehrer 
ebenso treu, und gewisaenbaft, als segensreich erfülle, — obschon 
das Provinzial-Schulcollegium in der Richtung der Zeitung eine ge- 
fährliche oder verwerfliche Tendenz nicht fand und für die einstwei- 
lige fernere- Belassung des fraglichen Geschäfts sich aussprach, — 
so blieb es doch bei der obigen Enischliessung des Ministeriums , und 
Witt wurde suspendirt. Auf den Antrag des gedachten Collegiums 
war jedoch das Ministerium damit einverstanden , dass über das dem 
Witt zur Last gelegte „vorsätzliche Zuwiderhandeln gegen die Vor- 
schriften seines Amts^* von der Justizbehörde entschieden werde. 
Eine Bitte um Aufhebung der Suspension Seiten des Stadtverordne- 
ten-Collegiums bei dem Minister und dann beim König blieb ohne 
Erfolg. — Nach Schluss der Untersuchung und Einreichung einer 
mit vielem Fleisse und Scharfsinn ausgearbeiteten Vertheidigung 
wurde Witt in erster Instanz durch ein Erkenntniss des K.O.-L.-G. 
zu Königsberg eines „im Amte bezeigten Ungehorsams und der Wi- 
derspenstigkeit gegen den Minister der geistlichen und Unterrichts- 
Angelegenheiteo^' für schuldig erklärt und zu einer Geldbnsse von 
30 Thalern verurtheilt, indem man in der fortgesetzten Weigerung, 
die wegen Aufgabe der Redactionsgeschäfte ihm ertheilte Anweisung, 
zu welcher der Minister befugt und welcher Witt unbedingt und je- 
denfalls sofort Gehorsam zu leisten verbunden gewesen, zu befolgen, 
einen solchen Ungehorsam erblickte. — Auf Befehl des Ministers 
legte das Schulcollegium das Rechtsmittel der Aggravation ein, wel- 
ches jedoch als versäumt in zweiter Instanz zurückgewiesen wurde; 
auch Witt reichte eine anderweite, ebenfalls recht gut gearbeitete 
Vertbeidigungsschrift ein. Das Urthel ward jedoch in zweiter Instanz 
bestätigt. In den Entscheidungsgrfinden wurde dem Vorgesetzten 
das Befugniss, auch das ausseramtliche Verhalten des Beamten in 
gewisser Rücksicht zu beaufsichtigen, vindicirt und die Verpflichtung 
des Denunciaten zu unbedingter Unterwerfung unter die Befehle sei- 
nes Vorgesetzten, ohne dass ihm irgend eine Prüfung der Motive 
derselben zustehe, ausgesprochen. Eine bei dem Geh. Obertribunal 
angebrachte Nichtigkeitsbeschwerde, in welcher mit Recht auf die 
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Zweifel gegen die Gonpeteoz der Sprachbehörden hingewiesen warde, 
blieb ohne Erfolg. *Nan musste sich Witt bequemen, seinem Re- 
dactionsgeschäfte zu entsagen , worauf auch die Suspension wieder 
aufgehoben wurde. — Die in dieser Untersuchung Statt gehabten 
amtlichen Verhandlungen und verfassten Schriften werden im vorlie- 
genden Boche mitgetheilt. 



Die Realgemeinderechte, ihre EnUtebung und Stellung in der Ge- 
genwart, mit besonderer Beziehung auf Württemberg beleachtet 
von Friedr. Bitser. Stuttgart, Steinkopfsche Buchhandl., 1844. 
48 S. gr. 8. (geb. | Thir.) 

Das wohl in den meisten Gegfenden Deutsehlands noch vorkom- 
mende, ans der alten Zeit herabergebrachte. Recbtsverhältniss , wo- 
nach der Gemeinde-Verband durch die Mark- Genossenschaft der Grund- 
EigenlhQmer gebildet wird, und, was die haupts9chHchste pracllsche 
Seite dieses Verhältnisses ist, nur den Mitgliedern dieses Verband» 
Rechte an den Nnizungen des unverlheilten Gemeinde-Vermögen.s 
insbesondere Wald- nnd Weide-Berechtigungen, eingeräumt sind, ist 
in dem lelzlen Jahrzehent in Württemberg zu einem Gegenstand leb« 
haften Kampfes in den Gemeinden, und in Folge dessen zu einem 
fQr wichtig erachteten Problem der Staats-Verwaltung geworden, 
welches unerachtet bereits vorgekommener vielfacher Erörteraogen 
bei den Verwaltungs-Bebörden und Gerichten noch nicht zur Spruch- 
reife gediehen ist. Dass dieses Verhältniss, welches mit den Namen 
Real-Gemeinden, Real-Gemeinde*Rechte, und durch den von 
der neuen Theorie aufgestellten Gegensalz der politischen Ge- 
meinde bezeichnet zu werden pflegt, der Bewegung der neuen Zeit 
nnd dem in ihr gelegenen Element des Gommunismus verfallen raassre, 
bedarf kaum der Bemerkung und Erklärung. Es ist der Kampf des 
Besitzes mit den Bedürfnissen und Gelüsten des Proletarismus. Das 
Gesetz über Gemeinde-, Bürger- und Beisi(z*Recht vom 4. Decemh: 
1833. konnte natürlich die Frage nicht umgehen. Es setzte hiertther 
Folgendes fest: 

A. 49. Zar Theilnahme an den peraonlichen Gemeindenatznngen sind 
alle Aciivbürger in gleichem Maaue bereclitigt. 

A. 50. In denjenigen Gemeinden, in welchen einzelnen Gemeindeglie- 
dern vermöge privatrechtlicher Titel besondere Ansprüche auf eine höhere 
Theilnahme an den Nutzungen aus dem Gemeindeverroögen als andern Ge- 
m«indegeno8sen zustehen, tritt eine Ausnahme von der gesetzlichen Regel 
der Gleichheit, jedoch nur in soweit ein, als jene Privatrechte sich .er- 
strecken. Es ist jedoch der Bedacht zu nehmen,' dass das Gemeindeeigen- 
thum von dergleichen privatrechtlichen Dienstbarkeiten befreit, und die 
Berechtigten durch Ausscheidung eines bestimmten Theils jenes Eigenthams 
oder auf andere Weise für immer befriedigt werden. 

A. 51. In Orten, in welchen sogenannte Realgemeinderechte (Nutzun- 
gen, die aus besonderen, einer Anzahl von Grundeigenthumern in unge- 
trennter Gemeinschaft zustehenden Gemeinheitagütern bezogen werden), be- 
stehen, hat es in Ansehung der Theilnahme derjenigen Gemeindegenossen, 
welche kein Realgemeinderecht besitzen , hei der auf dem Herkommen, auf 
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Vertnigen oder anderen a^uliigen Rechtitiieln beruhenden Localverfosinng 
sein Verbleiben. Bei entitehendem Streit ist darauf hinzuwirken, dass von 
jenen Gemeinheitsgutern ein bestimmterTheil als wirkliches Gemeindeeigen- 
thum ausgeschieden, und der Ertrag desselben als personliche Gemeinde- 
nutzung unter sämmtliche Gemeindegenossen vertheilt werde, wonach die 
Vorschriften des Art. 49. auch hier ihre Anwendung £nden.<' 

Gegen diese Bestimmungen lässt sich an sich nichts einwenden. 
L So disponirt ein Vater anter seinen Kindern , für welche alle er 
\ gleiche Sorge^ tragen mnss. Zu bedauern ist nur, dass über die 
\ Realgemeinderechte kein allgemeines Princip aufgestellt wurde. Denn 
)bald zeigte sich, dass man sich berufen and berechtigt erachtete, 
die Frage in einer Art aufzugreifen^ welche die Sache des r^ihigen 
Besitzes in einer bedauerlichen Weise gefährdete und deshalb be^ 
sonders in Oberschwaben, wo dieses Verhältniss an der Tagesord- 
nung isty nach Ausweis öffentlicher Blätter Aufregung unter den Der 
theiligten zur Folge hatte. Es wurden die Rechte der s. g/ poliii- 
scbeo Gemeinden durch aufgestellte Präsumtionen, welche jedenfalls 
gegen -die Geschichte Verstössen, und durch Impulse zu Anfechtung 
, des Bestehenden zu wahren gesucht und bedenkliche Störungen des 
I Status quo veranlasst. Zum Glück endigte sich dieser erste Act des 
^ communistischen Dramas bald damit, dass die ersten Streitfälle in die 
Hände der Gerichte übergingen, wo nun einige Vorkämpfe durchge- 
fochten werden sollen, wonach sich sodann die Behandlung der übri- 
gen Fälle richten wird. In den ersten und Mittel-Instanzen ist die 
Entscheidung bei einzelnen bereits im Wesentlichen zu Gunsten der- 
Realgemeinde-Berechtigten ausgefallen. 

Diese Verhältnisse scheinen den Anlass zu vorliegender kleinen 
Schrift gegeben zu haben. Das kurze Vorwort bezeichnet die Ab- 
sicht derselben dahin, „denjenigen Geschäftsmännern, welche, ohne 
sich auf tiefer gehende wissenschaftliche Studien einlassen zu können, 
mit den sogenannten Realgemeinderechten sich zu befassen haben, 
zum Verständnisse derselben Anleitung zu geben.^^ Zugleich wird 
die Versicherung gegeben, dass die Schrift durchaus ohne amtlichen 
Einfluss geschrieben sey, welche Verwahrung etwas 'sond.erbar klingt 
and um so mehr einigermassen hätte motivirt werden sollen, als man 
weder aus dem Titel noch sonst etwas von einer amtlichen Stellung 
ersieht, die etwa der Verf. bereits einnähme. — Der Verf. rubricirl 
selbst den Inhalt der Schrift dabin: ji. Historische Grundlage der 
Realgemeinderechte. B. Rechtliche Stellung derselben. C. Wirth- 
schaftliche Stellung derselben. Anhang. Zusammenstellung der in 
Württemberg in Beziehung auf Realgemeinderechte ergangenen, noch 
gültigen gesetzlichen Bestimmungen und allgemeinen Verfügungen 
der Administrativstellen. 

Die Ausführung der historischen Grundlage besteht mehr 
in einem Aggregat von Reflexionen und Abstractionen des Verfs. 
über die Entstehung and Bedeutung der vorliegenden Verhältnisse, 
I als in Aufzählung und Entwickelung der das Bestehende erklärenden 
Verhältnisse. Ein Anknüpfen der von dem Verf. aufgefassten Mo- 
mente an die allgemeinen und sonst anerkannten historischen Gmnd- 
Krit. Jahrb. f. D.RW. Jahrg. IX. H. XII. 71 
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Iflgen des Verhältnisses ▼ermisst man fast ganz; an Belege ist ohne- 
dies nicht zu denken« Sichtlich ist, dass der Verf. seine Aufgabe 
vorzüglich damit lösen zu können gedachte, dass er das, was ihm 
TOI den diesfallsigen Verhältnissen der Neuwürttembergisehen Ge- 
meinden bekannt war, (welche doch historisch in keinem Zasammen- 
liang stehen y noch gar die einzigen in Te«tschland sind, wo dieses 
Verhaltniss vorkonrot) mit der AKwQriteaftbergisehen Ge^leinde-Ve^ 
fassing in Gegensalz stellte, and so musste er fast noth wendige ein- 
seitig werden ; denn die nnter ganz verschiedenen Einfidssen stehende 
historische Entwicklang dieser beiden. Verhältnisse hatte keioe spe- 
cielle Bertthrnngs-Poncte. So gelangt der Verf. auf das Resofrat 
(S. 11.), dass die altteotschen Gemeinden jedem Geraeinde-Verhsid 
gleich stehen und das Unterscheidende nur die Beziehung der Ge- 
meinde-Genossenschaft auf den Guts*Besitz und den landwirlhsehaft- 
lichen Betrieb auf dem Gote sey* Aliein hier ist der Vert. offenbar 
auf die peiitio prinetpü gekommen, dass der Gemeinde -Verband 
einen allgemeinen Begriff, ein abgeschlossenes Rechts -Verhältniss 
bilde, wovon er weder den Beweis, noch auch nnr eine Ausföhn»^ 
a priori geliefert hat, was vielmehr in dem entschiedensten Wide^ 
Spruch mit dem steht, was er selbst — und zwar gewiss richtig — 
aber die ganz angleichfärnrige Entwicklung des Gemeinde-Verhands auf 
dem Lande ansgeftthrt hat. (S. 9«) Fapt kinote man zu der Uofer- 
stellung versucht werden, dass der Verf. sich unter diesem Gebieiide- 
Verband aberhanpt lediglich den in Alt-Wttrttemberg hesteheaden 
gedacht habe, wenn man die den ScMuss dieses Abschnitts hildende 
Vergleichung der Gemeinde-Verfassung der neuen Lande mit der 
Altwttrttemhergischen (S. 19. ff.) liest. 

Bei Entwicklung der in dem zweiten Abschnrtt ahgehasdeltea 
rechtlichen Stellang gebt der Verf. von Feststellung des Gegen- 
satzes zwischen diesem teutsch-rechtücfaen Nutzungsrecht and dem 
römisch -rechtlichen Institut der ReaU Servitut aus und steift als we- 
sentKckes Merkmal des ersterea einen zur landwirtheckaAlicben Be- 
wirtbsckaft^ng dienenden Complejc von Grundstachen auf, 'mdem er 
dasselbe als ein Verhäkntss zweier Gttter bezeichnet, wovon das 
herrschende ein zur landwirthscbaftlichen Benutzong kommenies, das 
dienende «n solches sei, welches die den Landbau ergänzenden alt- 
gemeinen Nutzungen gewähre. An das Pk*incip des landwiMhsehaft- 
licben Verbands knOpft sofort der Verf. sowohl das Verhältniss ^es 
Gmndherrn zu seilen Hintersassen, als das Verbältniss der Gemein- 
den zu ihren Genossen an nnd kommt für die Realgemeinderechte 
auf die Begriffsbestimmung, dass sie ,,die dem Gemeinde -Verband 
entsprungenen, mit einem bestimmten Grund-Besitz verbundenen Rechle 
an gemeinen Nutzungen" seyen. Hierauf lässt er eine Belencbtuog 
der hauptsächlichsten im Gefolge derselben gellend gemachten Be- 
rechtigungen — V^eiderecbt — Bebolzungs-Recht — Recht auf Be- 
nutzung von Ländern — folgen. — Als aus der Natur der Realge- 
meinderechte folgend, stelk der Verf. folgende Sätze Anf: I) Das 
Gemeinderecht setzt wesentlich den Besitz eines im Gemeinde- Ver- 
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bände begriffenen geschlossenen GnU voraas. 2) Das Gemeinderecht 
geht blos auf eine die Bewirfhschaftnng des Guts nnterstützende 
Natzong. 3) Die Grösse der Nutzung richtet sich nach dem allge- 
gemein bestimmten Bedörfnisse für die Bewirthschaftung des Berech- 
tigten und nach der Ertragsfähigkeit des dienenden gemeinen Guts. 
4) Das Gemeinderecht ist in Beziehung auf das Lehenverhältniss nicht 
durch die Eigenschaft des herrschenden, sondern des dienenden Guts 
bestimmt. — Hierauf folgt eine Untersuchung der Frage: wem das 
Recht auf die Substanz der Nutzung zustehe. Das Resultat dieser 
Untersuchung fasst der Verf. in den Satz zusammen; 

,,Erwei8t die öffentlicli rechtliclie Natur der mit den Realgemeinderecli- 
' ten verbandenen Leietongen die gleiclie Beschaffenheit der Berechtigung, 

I und ist dieie zugleich, wie früher angeffiKrt wurde, wesentlich eia Nutzungs- 

recht, so kann auch das Recht auf die Substanz , das Eigenthum an den die- 
ser Nutzung unterworfenen gemeinen Gütern nur der öffentlichen Person der 
Gemeinde-Corporation zulrommen, es ist jedes privatrechtliche condominium 
durch die Natur des Rechts ausgeschlossen.*' 

Aus diesem Satze werden sodann nachstehende Folgertlngen gezo- 
gen: 1) Die Gemeinde-Corporation hat ausschliesslich itber die Sub- 
stanz der Gemeindegdter zu verfügen. 2) Die Gemeinde hat ftir ihre 
Zwecke auch Ober die Nutzungen der Gemeindegüter zu verfügen. 
3) Die Gemeinde kann die Nutzungen nach der Ertragsßthigkeit der 
gemeinen Gflter beschränken. 4) Auf den Gemeinderechten ruhen 
die Gemeindelasten. (S. 34 — 36.) — Auch dieser Theil der AusfÜh«» 
rung ies Verfs. hat den Ref. so wenig befriedigt, als die Erörterung 
der historischen Seite. Der Verf. hat seine Aufgabe damit zu lösen 
gesucht, dass er einige überdies ziemlich vage Sätze voranstellte 
und hieraus auf dem Wege rein philosophischer Deduction Folge« 
rungen zog, fast ohne alle positive Grundlage und ohne Belege. Eine 
derartige Entwicklung und Feststellung von Rechtsverhältnissen über- 
haupt, besonders aber eines solchen, wie das in Frage stehende, 
kann weder überzeugend, noch praktisch brauchbar werden, wenn 
man auch durch noch so viele Phrasen und Wendungen der hohlen 
Unterlage einen Halt zo geben sucht. ^Sodann beruht die Ausfüh- 
rung des Verfs., wenn man solche genau untersucht, am Ende doch 
nur auf einer petitiö pHncipii, Die ganze Argumentation desselben, 
soweit sie Ref. — freilich mit Mühe — aus dem retchen Rede-Ap- 
parat herauszufinden wusste, dreht sich um die Sätze: Die Realge- 
meinderechte sind blosse Nutzungen, welche, wie die tentsch-recht- 
lichen Nutzangen überhaupt, auf dem' landwirthschaftlichen Verband 
beruhen ; die Güter, auf welche sich iiese Nutzungen beziehen, sind 
allgemeine Gflter, und der Rechtstitel für solche ist der Gemeinde« 
Verband; der Gemeinde-Verband aber ist seiner Natur nach, und 
also auch der alte teutsch-rechtliehe, auf einer realen Grundlage be- 
ruhende, ein politischer: — es sind also die Realgemeinderechte dem 
Gemeinde-Verband entsprungene Rechte und im Zweifel nicht privat- 
rechtlicher Natur. Quod erat demonstrandum! Sollte in diesen 
Sätzen der wahre Gang der Ideenfolge des Verfs. herausgefunden 
seyn, so ist klar, dass nur einige Sprünge dem Verf. zu seinem Re- 
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solut verbelfen konnten. Denn es ist nicht dargethan, dass die 
Realgemeindereehte blosse Nulznngen seyen ; es ist nicht abzaseheo, 
was die Idee, dass diese Nutzungen auf dem landwirthschaftlichen 
Verband beruhen , wenn sie auch als ganz treffend angesehen werdeo 
will« f&r eine rechtliche Bedeutung und Folge haben soll; es ist 
nicht erwiesen, dass der Rechtstitel der Realgemeinderechte in den 
Gemeinde- Verband gelegen sey; es ist nicht richtig, dass jeder Ge- 
meinde-Verband und insbesondere auch der allteutsch-rechtliche po- 
litischer Natur sey. Der Verf. hat auch hier zu Fahmng seiner B^ 
weise den Maassstab neuer Verhältnisse auf sein Problem angelegt, 
und so erhielt er freilich, was er wollte. So deducirt er (S. Sl.)' 
jede Gesellschaft muss,^ um juristische Person zu seyn, öfleniliebe 
Anerkennung und Geltung als solche erhalten ; die Grundbedinguogeii 
einer Corporation sind „die Basirung der Vereinigung auf ein we- 
sentliches Element der Wirklichkeit des Staats und die Geltnng als 
solche Vereinigung.'^ Allein warum ein Real- Gemeinde verband ii 
seiner Entstehung eine juristische Person gewesen sein müsse, daför 
weiss er nur das anzuführen, dass mit den Gemeinderechten aocb 
eine ausschliessliche Leistung der Gemeindelasten verbunden sey. 
Dies ist aber einestheils nicht in solcher Allgemeinheit richtig; w 
die hauptsachliche Belastung ruht auf den Inhabern und das Priicij» 
der ausschliesslichen Verpflichtung derselben ist nicht anerkaoot; 
anderutheils ist aus dieser ganz natürlichen, ans dem Besitzstand- 
Verhällniss fliessenden Thatsache nichts zu schliessen, am wenigsten 
das, dass der V^erband der Gemeinderecbts-lnhaber ein Offentlidi- 
rechtlicher und die Berechtigung derselben ein blosses Nutzongs- 
Recht sey. — So hat der Verf. denn einen neuen Beweis geliefert, 
wie gefährlich es ist, die Theorie von Rechts- Verbältnissen, welche 
eine mit der Geschichte von Jahrhunderten verflochtene Bedeutung 
haben, aus einigen allgemeinen Sätzen ableiten zu wollen. So/ite 
vielleicht Ref. den Verf. nicht ganz richtig oder vollständig aufge- 
fasst haben, so ist dies ein weilerer Beweis, wie wenig wOnschens- 
werth es ist, dass bei unserer Rechtslitteratur jene moderne hocV 
philosophische Behandlung des StolTs einheimisch werde, welche io 
dem Werkchen bei aller Zuversicht und Entschiedenheit des Verfs. 
eine nicht sehr zugängliche Form der Darstellung zur Folge hatte 
(wovon der eben ausgebobene Satz über die Grundbedingungen einer 
Corporation eine Probe geben mag). 

Der dritte Abschnitt der Abhandlung, mit der Aufschrift wirth- 
s eh aft liehe Stellung, enthält eine kurze AusfÖhrnng darQber^ dass 
und warum es geboten sey, nachdem die reale Grundlage der Gemeinde- 
Organisation in eine personale umgebildet worden sey, auch das io 
Frage stehende Rechtsverhältniss in einer den neuen Zuständen ent- 
sprechenden Weise umzuwandeln, nebst einigen Bemerkungen Aber 
die Art dieser Umwandlung. Wir bezweifeln, ob die in diesem Ab- 
schnitt aufgestellten Sätze den Gemeinderechts-Besitzem sehr ein- 
leuchtend seyn werden, da der Verf. der verlangten Umwandlung fDr 
dieselben kein weiteres Motiv zu unterstellen wusste, als dass es 
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besser sey, wenn sie ihre Rechte der politischen GeiAcinde, als ihren 
Gläubigern, opfern, und sich über die Art, wie die Umwandlang ge- 
schehen könne, so gut wie gar nicht geäussert hat. 

Wenn sich nun auch Ref. nach Vorstehendem mit der AusfOh- 
ruDg des jugendlichen Vcrfs. weder in formeller noch in materieller 
Beziehung zufrieden erklären konnte, so muss er doch die geistvolle 
und anziehende Behandlung des Stoffs anerkennen und die Ueber- 
zeugiing aussprechen, dass die Schrift einen zu beachtenden Beytrag 
für die weitern Schritte liefert, welche von Seiten der Gesetzgebung 
und Verwaltung geschehen müssen, um dieses durch die Forderungen 
der Zeil allerdings höchst wichtig gewordene Verhältniss zu ordnen, 
was freilich nur auf den Grund der zu erwartenden Resultate der ein- 
geleiteten gerichtlichen Verhandlungen in angemessener Weise wird 
geschehen können. — y — 



Das Kieler Stadtbncli vou dem J. 1264. bis znfn J. 1289. 
Aus der Handschrift herausgegeben von JDr« Joltaiines Frledr« 

liucht» Rector d. Kieler gel. Schule. Kiel, [Univ.-Buchhandl. in 
Kommiss.,] 1842. XXXIV u. 70 S. gr. 4. (1 Thir.) 

Die verdienstliche Ausgabe dieses im Archive der Stadt Kiel 
aufbewahrten Stadtbuchs ist bei Gelegenheil der Einladung zurSchul- 
Prfifung veranstaltet worden. Der gelehrte Herausgeber hat sie mit 
Bemerkungen eingeleitet, die Belesenheit und ein seltenes Studium 
über einen seinem eigentlichen Fache ferner liegenden Gegenstand 
beurkunden^ so dass sie eine gute Uebersicht über den ganzen Inhalt 
geben, namentlich Dessen, was daraus über den Zustand der Stadt, 
der Kirchen und geistlichen Stiftungen, der Einwohner, ferner über 
die Stadtverfassnng, das Geldwesen, Maass und Gewicht und andc^res 
Statistische, so wie auch ober das Privatrecht entnommen werden 
kann. Das Interesse dieser Arbeit für den Geschichtsforscher und 
deutschen Juristen ist in die Augen fallend. Keine Stadt Holsteins 
noch Aes benachbarten Schleswigs besitzt ein schriftliches Denkmai 
gleichen Alters und Urofangs, und wenn auch in Lübeck und in an- 
deren Städten des nördlichen Deutschlands ähnliche Denkmäler in 
den Archiven aufbewahrt werden, so ist doch bis jetzt keines voll- 
ständig gedmckt und dadurch allgemein zugänglich. Aus der ein- 
leitenden Abhandlung heben wir noch Folgendes heraus. 

Das vorliegende, in lateinischer Sprache verfasste, Stadtbuch, 
liber civitatis^ ist das von dem Rathe der mit LUbiscbem Rechte be- 
widmeten Stadt Kiel amtlich geführte Protocoll, in welches Vorzugs* 
weise alle Veriassungen und Verpfändungen von Grundstücken einge- 
tragen wurden, dann aber auch, weil es zur Zeit noch das einzige in 
seiner Art war, alle Anordnungen, Vereinbarongen und Bestimmun- 
gen von Seiten des Ratbes und der Privaten, welchen man auf diese 
Weise Anerkennung für die Gegenwart und Beglaubigung für die Zu- 
kunft geben wollte. Höchst wahrscheinlich ist diess Buch der An- 
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faag der regelmässigen, amllichen Aufzeichnang der vor and von den 
Ratba vollzogeneo Geschäfte. Dafür sprechen die Form nnd die Ao^ 
diflcke des Eingangs , in irelchem es heissti dass dieses Buch in 
J. 1264* eingefOhrt sei, insiituius estf ond dann eine Angabe des Id- 
balU folgt — yycomputationes ^ emenies praedia, focos^ cives pr^ 
seripii, iebita et celera,^*^ — Ausserdem werden hier die Ralhsmil- 
glieder, eonsules, namhaft gemacht. Sämrotliche AufzeicbDongei 
sind ohne Rücksicht auf die Verschiedenheit des Inhalts an einander 
gereiht, und sehr h8u6g wird bei einer neuen £inzeichnung nicht 
einmal eine neue Zeile angefangen. Die in unsrer Zeit von amt- 
lichen Protocollen geforderte Genauigkeit und Beslimmtheit wird 
nicht selten vermisst; die Aufzeichnungen sind oft zu kurz (meistens 
viel kOrzer als die durch Pauli's Abhandlungen aus den Lübeckschen 
StadtbQchern bekannt gewordenen), bisweilen durch Nachlässigkeit 
des Schreibenden ihren Zweck verfehlend, wenn z.B. der Name des 
Käufers oder des Bürgen oder das verkaufte Object u« A. ausgeUssen 
ist. Angaben des Tages und Jahrs sind nicht häufig; die nächs\\e\zte 
Aufzeichnung bat beides: actum anno dni 1289. tri die palmarum. 
War das in das Sladtbuch Eingetragene aus irgend einem Gmnde 
ongOltig geworden, so wurde es delirt, und zwar so, dass man ent- 
weder die einzelnen Zeilen durchstrich oder die Schrift mit dem 
Schwamm von dem Pergamente abwusch, und auch wohl noch das 
Radirmesser brauchte, um den Raum aufs neue benutzen zu kdnueii. 
Die durchstrichenen Stellen hat der Herausgeber sämmtlicb gelesei 
und abdrucken lassen, die abgewascheuen gleichfalls, mit Ausnahme 
sehr weniger, deren zu schwierige Entzifferung jedoch immer erst 
dann aufgegeben wurde, wenn er sich überzeugt hatte, dass nur eine 
gewöhnliche Verpfändung oder Aehnliches auf derselben gestandeo 
habe und der Anwendung bekannter chemischer Reageutieo nicht 
werth sei. Dass eine Stelle durchsirichen oder abgewaschen sei, ist 
nur dann ausdrücklich bemerkt, wenn die Richtigkeit der Lesung 
nicht verbürgt werden konnte, da es für uns, der Sache nach, ganz 
gleichgültig ist, ob z.B. eine eingegangene Verbindlichkeit er/tiiit ist 
oder nicht. 

Die Handschrift besteht aus 74« von einer späteren Banä mit 
arabischen Zahlen bezeichneten, Blättern. Die Scbrift ist nicht die 
Cursivschrift der Diplome und anderer Denkmäler des Mittelalters^ 
sondern die Minuskel der Bücherhandschriften, von versehiedenes 
Händen mit den gewühnlichen Abbreviaturen geschrieben. 

Das Stadtbuch ist von Schriftstellern zuerst benutzt worden von 
dem Kieler Bürgermeister Bremer (f 1720.), in seinem wunder- 
lichen, nur handschriftlich vorhandenen Cbronieou Kiliense tragtcm 
curiosum, d. i. Eine ordentliche und wahrhafte Beschreibung uod Ge- 
schichte von vielerlei Gewalt- Mord- üebelthalen u. s. w. (welcher 
jetzt fehlende Titel aus Schwärze's Gesammelten Nachrichten voo 
d. St. Kiel ersehen wird). Nur aus diesem, nicht aus dem Stadt- 
buche selbst hat der berühmte v. Westpbalen (auch einmal Bür- 
germeister in Kiel, seil 1730.) in seinen MonumeuL inedit. IIL 
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Praefatio p. 121. 144 Stellen des Sladlbucbs, zum TheiJ fehlerhaft, 
luitgetfaeiit, so wie S. 635 — 638. ein auch von Breuier aufgenom- 
nienes im Stadtbuche foL 15. eingeschriebenes Lübecker Weisthnm 
(^ysententia in Lubeke data^^) von 1270. Dieses ist fUr sich von 
liucht alsAbtbeiluogX. genauer abgedruckt worden, welcher S. 65. f. 
bemerkt, dass der Titel bei Westpbaien: ^ccessiones ad justilias 
Luhccenses n. 1170. (soll sein 1270.) u.s.w. ein von diesem gemachter 
ist (vgl. Hach, D. alte Ltib. R. S. 42.). Eichhorn ist durch West- 
pbaien verleitet worden, in der Staats- und Rechtsgeschichte II. 
§• 277. anzunehmen, dass sich in unsrem Stadtbuche viele Weis- 
thümer finden. Es kommt nur noch ein einzelnes vor, über die vier- 
wöehentliche Frist bei Verlassungen, S. 65. - 

Nach Bremer hat sich erst Beseler wieder mit dem Stadt- 
buche beschäftigt, und Einzelnes daraus, namentlich in seinem Werke 
über dfe Erbverlräge, mitgetheilt Wenn dieser übrigens sagt, dass 
das hier vorliegende _Stadtbuch das erste Heft desselben sei, dass er 
aber noch andere Hefte gefunden habe, so bemerkt der Herausgeber 
S. IX., dass eine Fortsetzung, wie Bremer sie benutzt haben muss, 
gar nicht mehr vorhanden ist. Die einzige alte Handschrift, die 
Beseler gesehen haben wird, ist ein Band von 223 Pergamentblät- 
tern, Fortsetzung eines, wie es scheint, jetzt verlorenen Bandes von 
244 Blättern. Die Schrift ist die Gursivschrift des Mittelalters. Dieser 
Band bildet aber weder der Zeit noch dem Inhalte nach eine Fort- 
setzung des Stadtbuchs, wie es uns vmrliegt, sondern es ist das von 
dem Rathe geführte Verlassungsprotocoll, und enthält nur Aufzeich- 
nungen über geschehene Erwerbungen von Grundstücken, natürlich 
in den meisten Fällen durch Kauf, in geringer Zahl durch Schenkung, 
gegenseitige Vergabung oder durch Testamente. Bei den Verlas- 
sungen wird der auf dem Grundstück ruhenden Renten, redditus, ge- 
dacht; aber es gab schon einen besonderen liber inpignorationum^ 
Pandbok, auf welches vorkommenden Falls, mit Angabe des foiiumy 
verwiesen wird. Mit diesem über inpignorationum ist wohl der hie 
und da erwähnte liber reddituum gleichbedeutend. Das Protocoli 
fängt an mit dem Jahre 1411., und ist mit Ausnahme von 3 oder 4 
plattdeutschen Einzeichnungen in lateinischer Sprache abgefasst 
bis zum Jahre 1472.; mit diesem Jahre tritt die plattdeutsche 
Sprache an die Stelle der lateinischen und behauptet sich bis ans 
EQde des 16ten Jahrhunderts. Mit dem Jahre 1601. tritt die hoch- 
deutsche Sprache ein, auch wird von der Zeit an das Datum der 
Einzeicbnnng hinzugefügt. 

Der Heransg. hat keinen blossen Abdruck des Stadtbncbes ver- 
anstaltet, sondern die Benutzung desselben, ausser durch Annrerknn- 
gen, dadurch erleichtert, dass der ganze Inhalt, nach seinen Haupt- 
gegenständen, unter 10 Abtheitungen gebracht worden ist. Diese 
von ihm getroffene Ordnung des Stoffes hat er mit Recht der Aufein- 
anderfolge der Aufzeichnungen in der Handschrift vorziehn zu dürfen 
geglaubt, da das Stadtbuch kein historisches Denkmal im strengen 
Sinne des Wortes ist, und die chronologische Folge der Aufzeich- 
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DODgeo 10 der Handschrift selbst, darch Beüolzangf eines leeren Bao- 
nes anf einem der vorhergehenden Blatter mehrfach gestört ist. Die 
einzelnen Stflcke jeder Abtheilong oder Bnbrik sind nomerirt wor- 
den, nnd es findet sich die Stelle, wo sie in der Handschrift steheOf 
nach Blattzahl nnd Blattseite, folium rectum ^ versum^ angegeben. 
Damit jedoch die Weise der Protocollftthrang im Stadtbocbe ganz 
dentlich werde, hat der Heransg. in dem ersten Anhange einige Seiteo 
mit Angabe des Endes der Zeilen nnd der Absätze abdmcken lassen. 
— Die erste jener Abtheilungen S. 1 — 3. enthält: Entscheid ongeo 
des Rathes in Administrativ- nnd Rechtssachen, 23 Stück; die zweite, 
S.3 — 4.: Erklärungen desRalhes Ober geleistete Söhne wegen MoH, 
beigelegte Fehde, geleistete Zahlung, 6 St.; die dritte, S. 4— 8.: 
Verpachtungen, Verkäufe, Schuldverschreibungen, VerpDlndongeo 
von Seilen des Rathes und des Grafen (von Holstein), 21 St.; i\t 
vierte, S. 8 — 10.: Käufe, Verkäufe, Verpachtungen, Schoidver- 
schreibnngen der St. Andrea- nnd St. Nicolai-Kirche, des H. Gent- 
Kloslers, des St. Georgs-Hospitals; Einkäufe in das Hospital, 14 St.; 
die fünfte, S. 10 — 11.: Contracte über persönliche Leistongen, Se- 
cietätsgescbäfte, 7St. ; die sechste, S. 11 — 14.: Auseinander- 
setzungen swischen Eltern, Kindern und Verwandten, 41 St.; die 
siebente, S. 14— 16«: Gegenseitige Vergabungen, letztwiHige Ver- 
fügungen, 10 St.; die achte, S. 16 — 38.: Verpfändungen onii 
Schuldverschreibungen, Verkäufe von Renten, 277 St.; die netinte, 
IX. a., S. 39 — 58.: Verkäufe*und Uebertragungen von Hänsem und 
Grundstöcken innerhalb und ausserhalb der Stadt, ohne hinzugefügte 
Bedingungen, 398 St.; IX. ^., S. 59—64.: Verkäufe und Uebertra- 
gungen, unter besonderen Bedingungen', z. B. Zahlung eines jähr- 
lichen Zinses, Leistung von Bürgschaft, Gerichtsstand des Grund- 
Stackes, 49 St. Die zehnte Abtheiinng bildet das oben besprochene 
Lübecker Weisthuro (Ober 7 Grundsätze). Ausser dem auch frOber 
genannten Anhang I., enthält ein zweiter S. 69. 70. die aus einer 
Fortsetzung des Stadtbuchs genommenen Stellen, welche Bremer in 
seinem handschriftlichen Chroniken mittheilt, 9 Stück. 

C. Paalsen. 

Pariser Criininalgescbichten. Dargestellt nach den Verhand- 
lungen vor den Assisen und dein Tribunal der corectionellen Po- 
lizei. Von P. 8eldner. 1. Bd. 1. n. 2. Hälfte. Leipzig, Koll- 
mann, 1845. 200. Vu. 273 S. 8. (geh. 1 Thir.) 

Der Herausgeber dieser Sammlung belnerkt in dem Vorworte, dass 
mit demselben der Leser nicht allein unterhalten, sondern auch belehrt 
werden solle, — dass er eine Seite des Pariser Lebens und zwar die 
dunkelste Schattenseite dem deutschen Publicum vor Augen fähren 
wolle, aps welcher ebensowohl der Moralist Material zu seinen Vor- 
trägen schöpfen, als die Frage über Oeffentlichkeit und Mündlichkeit 
neue Momente der Entscheidung gewinnen könne. Die Sammlung 
ist zunächst mehr für das leselustige Publicnm berechnet und stellt 
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sich mehr als eine Sammlung von gewissermassen dramatisirten Cri- 
minalnovellen dar. Allein ohne alles Interesse ist sie nicht für den 
Juristen, weil die Verhandlungen des einzelnen Falls getreulich und 
die Verhöre der Angeklagten und der Zeugen vollständig wieder- 
gegeben sind, so also, dass dieselben nicht zu einem Ganzen willkQr- 
lich verarbeitet sind und dadurch der selbststündigen, unabhängigen 
Beurtheilung nicht vorgegriffen worden ist. Auch sind die Fälle an 
sieb zum Theil in juristischer Beziehung nicht ohne Interesse. Nach 
der Vorrede sollen zunächst nur FäUe aus den Jahren 1842. ff. mit- 
getheilt werden. Die erste Hälfte enthält 9 Criminalfälle, — die 
zweite die Assisenverhandlungen über die Ermordung des Banquiers 
Donon Cadot in Pontoise, — ein Fall, welcher bekanntlich ausser- 
ordentliches Anfseben an sich und insbesondre wegen des Verdicts 
der Jury in selbigem erregt bat, wie denn auch das letztre wiederum . 
den Gegnern des Geschwornengerichts willkommnen Stoff zn An« 
griffen auf dieses Institut dargeboten hat, obgleich dieses Verdict 
sich ebenso natürlich als befriedigend erklären lässt. — Eine selt- 
same Aeusserung des Herausgebers ist es, wenn er in Bezug auf 
iinsre Richter bemerkt, dass diese durch die vorliegende Sammlung 
vielleicht darauf aufmerksam würden, wie man in Frankreich selbst 
mit dem gemeinsten Verbrecher spreche. 
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m. Berichte ülber akademisclie 
ISclirifteii. 

De regula juris: ^^ Locus regit €H!tum." Di$9.inmig.Juni^ 
gumn ilLjctorvm ordinis ifuctorUaie pro summü in u. ;\ honoriha 
rite eapessendis d, ÄIF, m. JuL a. MDCCCXLIL publice dcfendet 
auetor :^auS» Anton» Meink» Manaestellefisis , j. u, bacc., 
jMSiiliar. et notar. pubL m regno Saxon, tmmatr, Lipsiae, 4^. 
Slantzü. 42 S. 4. 

In den eriten beiden Capiieln betrachtet der Verf. die ^^teopulog et tpmple- 
gadat*^ bei Colliiionifällen verschiedener Landeirechte nur im Allgemeinen ntd 
kommt dann im dritten Capitel darauf, die Begründung der auf dem Titel et- 
wühnlen Regel in den poiiliven Rechten nachiuiuchen, woraui sie' jedoch ticii 
nicht finden lauen will, indem insbeiondere die romiichen Quelleu, auch wo 
vom mot regionit die Rede iit, nicht hieher pasien. Wie nnn die Ooctrio dit 
Sache aufgefaiit und anigebildet habe, behandelt der Verf. von §. 17. an nur 
kurzlich; bei der wohl äUeiten Unterscheidung von statuta personalia^ .r«aAa 
an4 mixta lagt et p, 30. not,: ^^mirabilem praebet epicritin Waechter loc, 
eit.^^ — was doch wohl ein Lob seyn soll — will aber von der Meinung^, dan 
jeder Staat jMr«r quaetita xn schützen habe, Nichts wissen, und begründet die 
Regel vielmehr darauf, dass völkerrechtliche Beachtung des fremden Rechts 
gewissermassen Pflicht eines Staates, um sich seine Integrität zu sichern, sey, 
kehrt aber §. 26. doch wieder auf den Begriff des jui guaetitum zurück, indem 
er unler aclu9 nicht sowohl das ein Recht begründende Geschäft, als vielmehr 
das bereite begründete Recht versteht. Im Allgemeinen müssen wir diese Ab- 
handlung lobend auszeichnen als eine Arbeit, in welcher sich Selbstständigkeit 
ihres Verfs. ebenso wi^ Umsicht und richtiges Urtheil bewährt haben. — Za der 
Promotion des Verfs. erschien ein Programm , verfasst von dem damaligen Pro- 
kanzellar Z>. Georg Friedr. Puchta, dessen Inhalt auf dem Titei so be- 
zeichnet ist: 

De accrescente portione ejus, qui praetoris auxüo ab hereditate 
se abstinuit disputatio, 12 S. 4« 
Nach einigen allgemeinen Bemerkungen über }u9 accreteendij namentlich 
auch der gegen Schmidt von Ilmenau, dass in dem vorkommenden Falle keine 
Aenderung des ursprünglichen Successionsrechtes Statt findet, betrachtet der 
A^erf. die /.5S. u. 61. D, de acquir. v. omitt, hßr,^ in welchen allerdings eine ver- 
schiedene Entscheidung, je nachdem ein tuut abstinirt oder ein minor Restitution 
erhalten hat, gegeben wird; aus gutem Grunde; denn ist ein %uub im Stande, 
des abstin. jus sich zu bedienen , so ist die Lage gerade so aU ob ein eartraneus 
gar nicht angetreten hätte, wogegen die extraordinaire Hülfe der Restitution 
nicht noch zum Nachtheile des Miterben ausgedehnt werden darf. Indessen ist 
das Recht des mit dem abstinirenden suus concurrirenden Miterben, die Krb- 
Schaft ganz anzunehmen oder ganz auszuschlagen, nicht so unbedingt, denn 
wenn die Gläubiger ^ydicant se conterftos esse ejus [d. h. nicht des Abstinirenden] 
portione^' — portio hier, wie in /. 59. de adm. tut. nicht gerade bonorum ^ son- 
dern creditiy — so bleibt er insoweit verhaftet. Wtnn demnach 3 Erben zu 
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gleichen Theilen anf 12,000 Thlr. berufen sind, worauf 24,000 Tblr. Schulden 
haften, der auuu aber abstinirt, lo erhalten die Gläubiger, falli eie die beiden 
andern Erben gana zurücktreten laseen, 50 pCt., wenn lie aber dieselben auf 
ihvex portio festhalten, von Jedem 8000 Thlr., mithin 66| pCt. ihrer Fode- 
rungen. — Bis hieher hat der Verf. mit seiner gewohnten Klarheit Alles ent- 
wickelt; dass die letzte Berechnung durch das benef. inventarii sich roodificiren 
würde, bedarf keiner Bemerkung; weitere Fragen durften sich noch mit Hin- 
blick aMf die so vielbesprochne cU* 22. C, de jure deliberandi erheben lassen. 



JDe praestattontbus quibusdam in incertum directts* 
Diss., inaug.y quam ilL jctorum ordinis auctorüate ad summos in 
u. j\ honores rite capessendos d, XllL m. Sept, a, MDCCCLIL 
puhtice defendendam proposuit Carol. JBduard» Schlegel» 

Lipsiensis, j, u, bacc. et not, pubL in Sax, regia immatr, Lipsia^, 

typ. Stangii. 56 S. 4. 
Wenn man auch in dieser Arbeit nicht gerade eine tiefer gehende Unter- 
suchung aber eerfui» nn^incerlum in Verbindung mit dem Condictionswesen des 
röm. Rechts findet, so verdient doch der Sammlerfleiss des Verfs., womit er die 
Fälle, wo Ungewissheit entstehen kann über I. Personae debitoris et credit orts, 
II. Objecli quantitas et gualflas, III. Solutionfs tempus et iocus, die vollste 
Anerkennung, zumal da die Schrift auch recht lesbar ist. Ganz richtig spricht 
der. Verf. von,, 9Ut5tfS(fain*<, denn naturlich wird immer durch eigne Schuld der 
Interessenten oder durch advocatorische Hermeneutik Neues hervorgefordert, 
und gut ist es , dass er bei seinen Erörterungen nicht blos auf das billige Er- 
messen des Richters verwiesen hat, denn damit ist ja eben noch nichts ent- 
schieden. Als Einzelheit mag hier stehen, dass der Verf. die „angemessene, 
gute^< Belohnung für den Finder nach Sachsensp. II. 37. bestimmt; freilich wird 
ein Finder, der die Bestimmung des Lohns gerichtlich anhängig macht, über- 
haupt zum Wiederbringen nicht sehr geneigt seyn. 



JDe duello* Diss.inaug., quam scripsit et ill, jctorum ordinis auctO' 
ritate pro summis in w. j, honoribus rite capessendis d, ÄXFII, m. 
Oct. a. MDCCCÄLIL publice def endet Menr.JEd^ard. JOCincJc» 
tcitofs Lueckersdorßensis ^ u. j. bacc,^ notar. et advoc. in regno 
Sax» immatr, Lipsiae^ typ. Staritzii. 28 S. 4. 

Im cap, /. de natura duelli giebt der Verf. unter fünf referirten Definitionen 
der MarezolPschen, welche freilich auch die längste ist, den Vorzug, nui* 
will er das Requisit gleicher Waffen nicht unbedingt anerkennen; richtig ist es, 
wenn nach S. 17. da« Wettduell, mit einer geladenen und einer ungeladenen 
Waffe, gar nicht als Duell gelten soll. Im cap. II, handelt der Verf. von den 
Nebenpersonen und im cap, III. von den Strafen , jedoch ohne Rücksicht auf die 
diessfalls für Universitäten geltenden Normen. 



' Auf die Promotionen der Verfasser der beiden im Vorstehenden zuletzt be- 
sprochenen Dissertationen beziehen sich zwei Programme des Domherrn u. Prof. 
Dr. Wilh. Ferdin. Stein acker, von welchen das erstere auf dem Titel be- 
zeichnet wird als: 

Quaestio juris Saxonici. 13 S. 4.9 
das zweite aber als: 

Qu aestionis juris Saxonici nuper propositae altera pars. 9 S. 4. 
Die hier behandelte Frage: Onerm realia^ quae dicuntur, am jure Sojronic» 
9oh paoio ami ultima V9hmtaie comstiiui p9iwinty wurde in einem Falle wichtig, 
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im welcheM darch ein TeaUaieiit Tom Jahre 1734. jihrltch aad wochentlicli wie- 
derkehrende Milde Gahen aus den Einkünften einei Gatet feitgesetzt, solche 
auch geleistet worden waren, bis im i. 1823. ein Singularsuccessor die fernere 
Entrichtung verweigerte. Die FacuUät wie das Leips. Appellations - Gericht 
hielten, soweit die Eqipfänger, als Klager, auf die testamentarische Verord- 
nung sich gestfitst hatten, dies fdr onxureicbend , und lediglich die Verjährung 
fdr entscheidend, wogegen das Ober-Appellations-Gericht sn Dresden den letx- 
tem Moment als nachgewiesene Consenrativhandlungen behandelte, sonst aber 
geradesu auf die Analogie der r6m. Servituten verwies. Allein dlefailajr tervi- 
tmimm Hmiiitmdo hatte der Verf. bereits im ersten Programme dargethan , mit 
Besiehung theils darauf, dass man gemeinrechtlich selbst noch gar nicht ober 
die Natur der Reallasten einig ist, theils auf die Bestimmungen sachs. Reckti 
insbesondere (wo allenfialls in Besug auf die Wirkung der Subhastation eise 
Gleichheit existirt, S. 11.). Hervorgehoben wird sur Beurtheilung, dass die 
K, V.O. ad iii, XLII, §. 8. solche Prastationen erwähnt, welche einen gewisses 
publicistischen Character haben , und wobei im Falle einer nothwendigen Snb- 
hastation die Röckstande nicht dem neuen Ersteher surl^st fallen, ein Grund- 
sats, der auch auf jeden Singularsuccessor angewendet werden sollte (dasEnt- 
gegengesetste ist freilich in Bezug auf den Aussug durch Bekanntmachung des 
O.-A.-Ger. vom 2. Oct. 1S39. unter Nr. 34. angenommen), denn es sind mickt 
eigentliche onera praediorumj sondern onera po$$€i$ioni9^ daher nach der E.P.O. 
a.a.O. „lediglich von den Gfitem, darauf solche haften, und dem Fabmiis^ 
SU leisten. Fragt man nun nach der Wirksamkeit eines pactum oder Testa- 
ments, so kommen vorsugsweise die rein privatrechtlichen Leistungen, die 
Grundrenten, in Betracht. Hier bestreitet der Verf. die Meinung, als ob, seit- 
dem die Form der Auflassung weggefallen, gleich das gewöhnliche pmelum an 
deren Stelle getreten sey. In Sachsen bietet die E. P.-0. ad HL XX T. §. 7. eine 
treffliche ratio auch bei Entscheidung dieses Fallp, und wenn nach dem Ae«cr. 
V. 28. Febr. 1726. beim Aussuge es hinreicht, dass der Hauptcontract gericht- 
lich confirmirt werde, so ist dies im Grunde nichts Abnormes, denn eben da- 
durch kommt dieses onui sur Kenntniss des Gerichts. Der daraus, dass nach 
neuem Gesetsen gewisse ablösbare Praestanda fernerhin nicht durch Vertrag 
eingeführt werden sollen, entstehende Zweifel ist nicht von Erheblichkeit, die 
ganse Sache selbst aber, wie noch kiirslich an einigen Beispielen nachgewiesen 
wird, von grosster Wichtigkeit für den Credit des Grundbesitses. 



WW. Mlscellen. 



Person^al-Notizen. 
BefördeniBsen und SShrenbezelsunsen. in Preussen ist 

der Minister-Resident b. d. fr. St. Frankfurt a. M., Geh. Legations-R. Rudolph 
V. Sydow zum ausserord. Gesandten u. bevoUmächt. Minister am K. Belgischen 
Hofe und der Appellat.-Ger.-R. Nicolovius zu Köln zum Geh. Ober-Reviaions- 
R. b. Revisions- u. Kassations-Hof zu Berlin ernannt worden, i|uch hat der O.-L.- 
G.'Vice-Präsident Hundrich zu Breslau den Character eines Geh. Ober-instiz- 
Raths erhalten. — In Kurhessen ist der Ober- Ger. -Director Dr, Job. Wilh. 
Bickell zu Marburg zum Vice-Präsidenten und der Gber-Ger.-R. Knatz zum 
Rath b. O.-A.-G. zu Kassel befördert worden. — Das Ritterkreuz des K. Sachs. 
Civil- Verdienst. Ordens hat der Vice -Präsident d^sO.-A.-G. zu Dresden />r. Karl 
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Einert und dai Ritterkreas des Sachsen - Erneitin. Haus - Ordens der Geh. 
Legations -R. Jal. Heinr. Grfinler ebendaselbst erhalten. — Von der 
Juristen -Fakultät zu Jena sind am 8. December die Gherzogl. Sachsen^Weimar. 
wirkl. Geh. Räthe u. Staats - Minister Freih. v. Gersdorff und Christian 
Beruh, v. Watsdorf honorii causa su Doctoren d. R. ernannt worden. 

T'ersetzuiiS im IMenst* Der O..Ii.-G.-R. Förster in Posen 
ist in gleicher Eigenschaft nach Stettin versetzt worden. 

'Werseteuni^en in den Ruliestand* in Prenssen ist der A.- 
6.-R. r. Herrestorff zu Köln unter Beilegung desCharacters eines Geh. Justiz- 
R. und in Bayern der A.-R. J. Bapt. Stengel zu Zweibrucken in den Ruhestand 
versetzt worden. 

Todesfftlle« Am 19. August starb su Wfirsburg der ausserord. Pro- 
fessor an der dasigen Univ. Dr, Joh. Lorenz Breitenbach, Verf. der Disser- 
tationen: Das Verbrechen des Raubes n. Rom. Recht, und De crimine rapinae 
ex antiquo Germanorum jure (beide Mönchen, 1839.) [Vgl. Jahrb. 1840. S. 77.fr. 
1841. S. 567. f.]. — Am 9. September zu Stuttgart der pension.Ober-Tribunal-R. 
V. Frick, 82 Jahr alt. — Am 14. September auf seinem Landg^te b. Aiblingder 
K. Bayer. A.-G.-Director Gassner, 51 Jahre alt. — An demselben Tage zu 
Bremen der Bürgermeister £>r. Duntze, 67 Jahre alt, 1807. Mitf^lied des Raths, 
1813. Präfectur-R. im Departement der Wesermündung, 1824. Bürgermeister, 
Verf. mehrerer Abhandlungen in jurisi. Zeitschriften. — Am 15. September zu 
Arnsberg der Rath b. dasigen O.-L.-G. A. F. Höpker im 53. Jahre. — Am 
9. October zu Darmstadt der Hofger.-Advokat Heinr. Karl Georg Hofmann, 
geb. zu Neckarsteinbach den 31. März 1795., Verfasser der Schrift: Versuche in 
Bearbeitung d. rom. Rechts (2 Hefte. Darmstadt, 1830. f.) und Herausgeber der: 
Beiträge z. Erörterung vaterländ. Angelegenheiten (Bd. 1. Ebendas., 1831.). — 
Am 28. October zu Mönchen der O.-A.-G.-R. St. Holzinger. — Am tl. No- 
vember zu Darmstadt der wirkl. Geh. R. Fried r. Justinian Freih. v. Gön- 
derode, quiesc. erster Präsident des dasigen O.-A.- u. Kassations-Gerichtshofes, 
geb. su Frankfurt a. M. d. 2. Febr. 1765., 1787. Regier.-Assessop, 1790. Reg.-R., 
1803. Geh. Reg.-R., 1807. O.-A.-G.-R. — Am 29. November zu Berlin der wirkl. 
Geh. Ober- Justiz- R. u. erste Kammer -Ger. -Präsident Wilh. Karl v. Bö low, 
Ritter d. Rothen Adler-Ordens 2. Cl. mit Eichenlaub, geb. zu Celle den 20. Dec. 
1790., 1812. Auskultator b. d. damal. neumärk. O.-L.-G. zu Soldin, 1813. u. 1814. 
Freiwilliger im Preoss. Heere, 1815. Referendar b, O.-L.-G. zu Frankfurt a. O., 
1818. Assessor b. demselben, 1820. Rath b. O.-L.-G. zu Stettin, 1827. b. d. 
Gesetz- Revision und als Hölfsarbeiter b. Geh. Ober-Tribunal angestellt, 1831. 
Geh. Ober-Tribunal- R., noch vor s. Einführung in das Geh. Ober-Tribunal Vice- 
Präsident des Kammer »Ger. m. d. Präsidium im Criminal-Senat und in d. Civil- 
Deputation, 1836. Präsident d. Instructions -Senats im Kammer- Ger., 1845. 
wirkl. Gth. Ober-Justis-R. — Am 30. December zu Stuttgart der ViccDirector 
des Ober-Tribunals v. Schott. 
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T. XnristisclieBiJblioiTapliie. 

Neu crscMcnene Schriften. 

881. Alher^ H.y Lamd» u, SiaäigeHehnrmih, — Handbooli sar Vorberettmf 
n. sun prakC. Gebrauch fOr preiiM. JariMten u. fir preaN. Ja«tis-S«balteni- 
Beamten, to wie lor Belehrang für Alle diejeaigeii) welcbe da« jetzige 
preoM. Gerichts verfahren kennen lernen wtfllen. 8t Heft. Liiaa, Crfiather. 
S. 658 — 748. gr. 8. (Geh. 8ubfcr.-Pr. ^TUr.) 

88X Arendif C, Advocat in NSrdHugen, — Sammlung interenanter Erkenot- 
niste am dem gemeinen n. bayeriicjien Civilrechte n. Prozesse. 2. Heft. 
Ndrdlingen, Beck'sche Bachh. Till n.S. 165— S15.gr. 8. (Geh. |Thlr.= 
54 Kr. rbein.) 

383. Arnold, Dr, Friedr, C/trtit, honigt, haieriicher Ober appeUationsrath, — 
Prakt. Erörterungen aus dem Recbtsgebiete. 2. Heft. £rlangen , Palm u. 
Enke. S. 163 — 361. 8. (Geb. } Thlr.) 

834« Auft€9t, Harnt von u, «k, Dr, CR,, — Rechts verbal tniss des Pnrat- 
Gottesdienstes and des offentl. Gottesdienstes, nachgewiesen an der Ge- 
schichte der Scbiosskapelle des Kapniiner- o. Dominikaner -Hospiaes su 
Freyenfels.. Mit e. Anhang über Privatscbulwesen. Erlangen, filaesiqg. 
vui u. 294 S. gr. 8*. (Geb. 1^ Thlr. — Für Sudd. 2 Fl. rliein.) 

815. Bfirgcrbttch, das badisehe. Eine Samml. der dffentl. Bundes- a. Landes- 
geaeUe. Karlsrahe, Macklot iv o. 637 S. 16; (Geh. 1 Thlr.) 

886. Damianit$eAy Merrt., — Handbuch des adeligen Richteramts fdr Mili- 
tair-Richter. 2. Tbl.: Die Vormundschaften, Coratelen, Todeserklärungen, 
Amortisationen der Urkunden, die Vorschriften über Militair-Heirathen, 
dann das Depositen-, Tax- n. Stempelwesen. Wien, Braamüller u, Seidel 
845 S. gr. 8. (Geb. Beide Theile 2| Thlr.) 

887. Daniels, Dr, A, v,, Königl. Geh, Ober- Revt$iottS' Roth u, Prof, ä, Ä., — 
Handbuch zu Vorlesungen über das rhein. Civil- u. HandelsrecA^. Köln, 
Bachern. XX., 91 u. 357 S. (Geh. 2 Thlr.) — Besonderer verm. Abdruck 
aus d. Werke: „Handbuch der für die K. Preuss. Rbeinprov. verkündigten 
Gesetze u. s. w. aus der Zeit der Fremdherrschaft.*' 

838. Darstellung, aktenmässige, der gegen den Gymnas.-Oberlebrer Aug. Witt 

in Königsberg geführten fiscalischen Untersuchung. Leipzig, R. Hartmann 

in Komm, vi u. 353 S. 8. (Geh. 1 Thlr.) 
339. Diitcheiner, Jot, Aloit, — Der augenblickliche Ratbgeber in Stempel^ 

Sachen. 2. verm. Aufl. Wien, Singer u. Goering. 174 8. gr. 8. (Geb. 

I Thlr. » 1 Fl. 12 Kr. rbetn.) 

840. — prakt. Anleitung zur ^rundlichen Kenntniss des osterr. W^ecbselrechts 
u. Wechsel geschäftes in seiner ganzen Ausdehnung. 2. verm. u. verb. Aufl. 
W^ien, Singer u. Goering. xvi u. 371 S. gr. 8. (Geh. 1| Thlr.) 

841. Ebhardt, Christ, Herrn,, Advocat zu Hannover, — Gesetze, Verord- 
nungen u. Ausschreiben für den Bezirk des Konigl. Consistorii zu Hannover, 
welche in Kirchen- u. Schulsacben ergangen sind. Zusammengestellt u. mit 
Genehmigung des K. Consistorii herausgeg. von u. s. w. 2. Bd. Hannover, 
Helwing*scbe Hofbnchh. 740 S. gr. 8. (2} Thlr.) — Es wird noch ein 
Register gratis nachgeliefert. 
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S42. FelsenbruMn^'KaH Fonioin^ v,^ — « SammlnAgf der erflofsenen Erföa- 
terungen über das Stempel- u. Tax-Geietz ii. das Verbrauchsstempelgesetz 
vom 27. Januar. 1840. 2 Thie. Prag, HaaseSdhue. xxii u. 434., 195 S. 
gr. 8. (Geh. 3^ Thir. = 6 Fl. 18 Kr. rhein.) 

343. Fink'g Real-Repertorinm der Grosshers. Badisciien Gesettgebang n. Ver- 
fassung. Verb. u. heraosgeg. von i4</. ^Atf^r. 2. Bd. (Vom Jahre 1634 — 
1844.) Mannheim, Bensheimer. 719 S. gr. 8. (3 ThIr.) 

844. Groseh, Dr. Franz Gustav Adofph^ Pri^atdoc, d. Btchte an der Unip,xu 
Brtttlauj — Grundzuge des Kirchenrechts der Katholiken u. Evangelischen. 
Breslau, 6. Ph. Aderholz. X u. 224 S. f^, 8. (Geh. 1 Thlr. —> 1 Fl. 48 Kr. rh.) 

345. Becker^ Dr. Friedr,, — Die staatsrechtlichen Verhältnisse der Deutsch- 
Katholiken mit besond. Hinblick auf Baden. Heidelberg,. Groos. viii u. 
99 S. gr.l2. (Geh. 16 Ngr.) 

346. Helferty Dr. Jos.^ k, k. o. ö. Prof. des ReeJtts an d. Carl-Ferd.-Univ.^ — 
Handbuch des Kirchenrechts aus den gemeinen u. Österreich. Quellen zu- 
sammengestellt. 1. Tbl. 2. unveränd. Aufl. Prag> (Wien, Biaumuller u. 
Seidel.) XXIV u. 890 S. gr. 8. (Geh. 4J ThIr =a 8 Fl 6 Kr. rheiu.) 

347. Jahrböcher der Gefängnisskunde u. Besserungsanstalten, herausgeg. v, Dr. 
N. H. Jufius, Fr. Noellner^ G. Varrentrapp. 7. Bd. in 2 Heften. 
Dajrmsta^, Leake. ( I. Heft. 180 S. n. 3 Tabellen.) gr.8. (Geh. 2 ThIr.« 

3 Fl. 36 Kr. rhein.) 

348. _ konstitutionelle. Herausgeg. von l>r. üTar/ IT« #7. 1845. 3. Bd. Stutt- 
gart, Krabbe. 344S.gr. 8. (Geh. l^ Thlr.) — Inhalt: Grundlinien einer 
organischen Gliederung des Strafverfahrens, v. Dr, R. Köstlin, — Die 
Sicherung der Unabhängigkeit des Richteramtes u. der personliahen Freiheit 
in d. preuss. Rlieinprovinz. Nebst den Verhandlungen darüber in derSitzung 
des rhein. Landtags (1. April 1845.). — Fragmente gegen das gotllicheRecht 
u. für die öffentliche Treue, von K. TA. Welcher, — Die k. k. österr. Ar- 
meen, ihre Bestandtheile u. Organisation. Mit besond. Rucksicht auf die 
Militair- Organisation einiger deutschen konstitutionellen Staaten. Von F. 
V. F. — Die kirchlichen Wirren in Deutschland. Ein historisch -publi- 
zistischer Versuch. Vou Dr. Karl Weil. 

349. Mühlenfels^ Dr.Ludw.v.^ K. Oberlandesgerichts - Rath ^ — Berichti- 
gung einiger mich betreffenden Angaben in der Schrift des Hrn. Staatsmini- 
sters V. Kampf z: „Prüfung der grellen IrrthQmer des Stadtgerichtsraths 
Simon.*' Berlin, Reimer. 20 S. gr. 8. (Geb. 3 Ngr.) 

350. Nowotntfy Jmk.Jos.^ sämmtl. Rechte Dr. u. Mitglied d. Prager Juristen^ 
Fakultät^ — Oesterreichs Jurisdictionsnormen. Für die deutschen u. ital. 
Provinzen mit Einschlnss der k. k. Milifärgrenze theoret. n. praktisch bearb. 
2. Bd. Besonderer Theil. Wien, Gerold, x u. 441 S. gr. 8. (Geh. 2^Thlr.»s 

4 Fl. 12 Kr. rhein.) 

351. Sammlung der Gesetze U.Verordnungen für das Furstenthum Hohenzollern- 
Sigroaringen voA 1841-— 1843., nach Jahrgängen geordnet, mit aiphabet. 
Register. (Per Gesetzes-Samml. 6 Bd.} Sigraaringen, (Stuttgart, Beck o. 
Fränkel.) 56( Bo^ 4. (1| Tbir. ~ Für Südd. 3 Fl. 12 Kr. rhein.) 

352. -Sammlung, neue, sämmtlicher, in der preuss. Rheinprovinz für Rechts- 
pflege u. Verwaltung Geltung habenden Preuss. Gesetze u. Verordnungen \tk 
dreiAbthl. Nebst e. aosfuhrl. Sachregister. 1. Abthl. Trier, Troschel. vi., 
265 u. 52 S. gr. 8. (Geh. | ThIr.) 

353. SaniOy Friedr. Dan., Prof . d. Rechte xu Königsberg^ — Rechfshistorische 
Abhandlungen u. Studien. 1. Bdes. i. Abthl. Königsberg, Gebr. Bornträger. 
152 S. gr. 8. (Geh. 27 Ngr.) 

354. Schaeffner, Wilh,^ — Geschichte der Rechtsverfassung Frankreichs. 
1. Bd. Bis auf Hugo Capet. Frankfurt a. M., Sanerländer. xvi u. 400 S. 
gr. 8. (Gez. 1} ThIr.) 

355. Schmidt y Joh, Ferd., k.k.böhm.Appellatiomsrathy — Ergänzung u. Fort« 
Setzung des Versuches einer systematisch geordneten Darstellung des Berg- 
rechtes im Konigr. Böhmen. Prag, Haase Söhne. 1844. xii u. 288 S. gr. 8. 
(Geh. 3} ThIr. » 6 Fl. 36 Kc rhein.) 
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95C. StrafgeMisbiieh fSr dM preiiM. Heer. GrüEhtrg, Leryiolin. x u. loe S. 
- 8. (Geb. J Thir.) 

S57. Straf^rocetiordnung für dM Grotthen. Baden, nebit den 6et«tseii ober die 
privmtrerbtlicben Folgen von Verbrechen, die Gerich tsver^aMung:, dca 
Strafrolliog mit den Motiven der Regierung n. den Reialtmten der Stande- 
verhandinngen im Znaamnienhange dargeitellt von Wt'fA, Th iio, 1. HeR. 
Karif mbe, Qroos. 208 S. gr. 8. (Geh. | ThIr. ^ Fdr Südd. 1 Fl. 20 Kr. rh.) 

858. Tmpmrelliy •^'0^*9 — Vennch einei aof Erfahrung begrfindeten Natvr- 
rechU. Ans d. lUllen. dbert. v. Dr. FrUdr, SeAöiii n. Dr. Carl Rimeeker. 
a Bde. Regenibnrg, Maai. XVI n. 509., 450 S. gr. 8. (3f Thlr. — Für 
Sadd. • Fl. rhein.) 

859. Heber pveuiiliehe Jnitiitaniter u. deren Rinrichfung, sowie über neue Ge- 
richlfverfatinng. Quedlinburg, Franke. 16 S. gr. 8. (3 Ngr.) 

360. Fegetaekf A. C, Freih. v,^ Kmmmergerichig^AiseBi^ry — ^''esfpreoisi- 
tehei Proviuiialrecht. 2 Bde. Dansig, Gerhard. X o. 509., 490 S. gr. 8. 
(Geh. Sobscript-Pr. 3 Thlr.) 

3€t. Verordnung Aber die Anwendung der Kriegiartikel n. inabeaoudere der darin 
vorgetchriebenen MilitainCrafen. Grönberg, Levysohn. 16. (3Ng^.) 

862. refft, D., AOvoeai in AlUnm^ — Beitrag lur Kritik der far die Stadt 
Flenaburg erlaisenen Weehtelordnung. Kiel, Buniow. 85 S. g^. 8. (Geb. 
\ Thlr. » 54 Kr. rhein.) 

863. W0i9k0y Prof, Dr.Jul.y — Praktische Untenochungen auf dem Gebiete 
des einheimischen Rechts. 1. Heft: Wie sorgte Luther auf den Todesfall 
für Weih und Kind, in Verbindung mit einer erbrechtlichen Abhandlung. 
Leipsig, O. Wigand. 128 S. gr. 8. (Geh. } Tbir. » 1 Fl. 12 Kr. rhein.) 

364. TFstff ff , Dr. Karf Eduard, ord. Prof. d. Rechts an d, Unio. zu G$etsan, — 
Grundsöge su 24 BQchern des Rechts. Ein Leitfaden zu de« akaden. Vor- 
tragen über Rechtswissenschaft. Regensburg, Manz. iv u. 78 S. gr.8. 
(Geh. }Thlr. — FGr Sudd. 1 Fl. rhein.) 

365. Wolffy Dr^Varl, Privatdoe.d.ReehU in Göttingen, — Rechtafalle znni 
Gebrauch bei prakt. Vorlesungen u. zum Privat-Studium. 2. Aufl. Göltingen, 
Vandenhoeck u. Ruprecht, iv u. 284 S. gr. 8. (1 Thlr.) 

366. Zeitschrift för Civilrecht u. Prozess, herausgeg. v. Dr,J. T. B, v. Linde^ 
Dr. Th. G. L. Marezoll, Dr. A, W. v. Sehröter. Neue Folge. 2. Bd. in 
3 Heften. (1. Heft. 131 S. gr. 8.) Giessen, Ferber. (Geh. 2 Thlr. « 3 Fl. 
36 Kr. rhein.) 

367. Zeitschrift fär Rechtspflege und Verwaltung, sa«achst fjlr daa Königreich 
Sachsen. Herausgeg. von Dr. Th. Tauchnit» u. Regier.- Ref. Sperber. 
Neue Folge V. 2. u. 3. Heft. Leipzig, B. Tauchnitz jii«i. S. 97 — 304. gr. 8. 
(Geh. a | Thlr.) 

368. Zeitschrift fSr gesehichtliche Rechtswissenschaft, herausgeg. von F. C, 
V. Savignyy C. F. Eichhorn, A. A. F. Rudorff. 13. Bd. 2. Heft 
Berlin, Nicolaisohe Buehh. S. 181 — 838. gr.8. (Geh. | Thlr.) 
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Wl. Register znm nennten Jahrgangre. 



1. 

t^erzeichniss der Schriften, 

von welchen Recensionen oder Anzeigen gegeben oder 
nachgewiesen sind. 

(Die NAchweiiaiipren find bei der SeitenMhl mit * bezeichnet; Sehriften, von welebea 
in früheren Jahrgängen Recensionen oder Anzeigen lieh finden, haben vorn ein *.) 

Seite Seite 

Abdruck d. Revisions-Gegensclir. Äther ^ C, W.y Crimiiiftliitiiche 

f. d. Reichsgr. G, A. v. Bentinck, Beobachtungen u. Erfahrungen 936 

herauiig. v. C, F, Dieek n. F. G, A9oeru9^ 6., Die Dennnciation d. 

Eckenbtrg Sl^O Römer 865 

*Abegg, J.F, H,f Beiträge s. Straf* Anigeäbt. Kinderranb g. e. PreuM. 

procesi-Gesetzgeb. . . . lOiS*^ Unterthan antSchatae d. f. St. 

Ackermann^ G, A,, Hominel'i al- Frankfurt , 1029 

pbabetischer Zeugen-Katalog 1023 Baehofen^ J, J*., Daa Nexum u. 

ActenmäfliigeDarttel.d.g. A.Witt die Lex Petillia 385 

gef. fiscal. Untersuch. . . .1118 ^- Die lex Voconia u. d. mit ihr 

*Alker^ A,^ Handb. d. preusii,Kri- snsammenhäng.Rechtsinstitnte 7 

minalproeess Verfahrens • .850* ^Jffotftfr, ^., Abhandlungen a. d. 

»- Handb. z. Vorbereit. n.z.prakt. • 8trafr.u.d.Strafproc. Bd.l— *3. 

Gebrauch f. preuss. Juristen. 673. 851*. 961 

Bd. 1.11.1.2 746 Bi9f«r,tf:, Vortrage fib.d. gem. 

^Allgemeines CriminaUGesetzb. ord. Civilproeesf 715 

f. d. Königr. Hannover, herausg. v,Berg, E^ Die Separation d. Maa- 

V, E.Schlüter .474* tfenimmecklenb.Concorsproc. 272 

American Law Magazine. H.l — 5. 279 Bemery A. F.y Grundlinien i. 

AmdreweHy D, O., Geständniss u. eriminaiist. Imputationslehre 289 

Widerruf ...*... 544 BtVntfr, F. ^.,Ueb.d. neueren Vor- ^ 

'Avindota ed. C, E. Zathariae 219. 3i8 schlage z. Verbesser, d. Crimi« 

Antiqua canonom collectio, qua nalverfahrens in Dentschl. 97. 1051* 

usus est ReginoPrum. ed. A. L, ^BUehoff^ Merkwurd. Criminal- 

JUehter 661 Rechts-Falle. Bd. 4. ... . 853* 

Archiv f. d.Praxis d. ges. I. Gross- Bit»ery F., D.Realgemeiadereohte 

hersoglh. Oldenb. gelt Rechts^ m. bes. Bez. a. Wfirttemberg . 1120 
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Badea 476* ^«"*- *««kt- 

SiepAmm, De „joeti*« ootioae, Wi$n€ty A., Ueb.ZekeBtb.Ver- 

qaam propoiolt Herbart . . 27S wendoog ▼. Getreidefeldeni x. 

r.5lea»,l?.,i.Arckir f.d. Praxi!. Aabao kl. Früchte .... 634 

StoekAardt, Ä., Jariit. Propideat. 67 ^•«»*^«'»^ ^ ^t *>*? Sacralay- 

SiHppelmmm, F.G.L,, t. Neue ttem a. d. Provoeatioaiverfek- 

Hamailoiig rcn d. Römer 188* 

Tmuehnitx, T., .. Zeitiekrift t ^f^' ^- •*;' ^r^"'^'!'?' ^'^^ ,, 

Recbtspfl a V deut»cheo Prif atreckta ... 17 

Thetmar.FÄ.J., DieStaaUao- r.W^0/##«f,Äf2MiUhcüaaga.d^ 

walUebafl, Ihr Werth im CIfU- f *~f^- "• f • **?^"^- \" /^•T" «,^ 

o.Criminal.Rechte .... 168 J««^Kttfcl.a. Euri. TW. 1.^ 852* 

Thomag, JAS, C, Der Oberhof so ?^*?*^*r*' ^; .*• "^T*: ^ ., 

Frankfurt a. M., beraoig. v. L. ^"S^"!^ ""' ^^^h f- ^ •• 

H. Emier ^ bevorw. r. /. Gn«« 897 'IT o^**' Zaehmrim r. ^ Ä.Ä 

2VA»«i, iS:. S., g. Sammlang krit. —*-.«., ll.ograph.u.jantt.Nach- 

bearb.Qaelfen. laii, beraöig f. ir.^.Z«eÄ«r.« 

TrHtiehke, G. AT., Die Lehre r.d. ^ ?; ^J^^^f / „' * " ' ' ^^^ 

onbeichränktobligat Gewerbe. Zeitschrift t deut Recht o. deat. 

getellachaftn.v.CDmmanditea 128 ^•^^''^T'"*."** 'J^^^SJ?;/- 

Troolong ■ Revne 3 o. .••»••• 465 
Ueber affentl. Recht iTerfabren 1046* **«"»«»•"« '• «ea«. Strrfwrfah- 

F. ».VC* ....:. 820 Sehwei'enwkeBeefct^-eU«», 

r.//fr^ir,if., Krit. Beleochtd! h*ra«igeg. von y. &Ä«.rf«y. 

Schrift d Prof. Zöpfl üb. d. Ver- ZeU.;hriflf.k;cht.pi.«.v;n;a»t 

haitn... d. Be.chlu,.e d teut. „„J,^,^ ^ ^ g-„»;^ S,.^ 

Rnnde, zaSachen d. .tre.t.ee- . y^^ ,,„ y r^cA-vH 

nchUbarkeit V, „ ' ***** ^r*.?. N. F. Bd. 4. ... 757 

VoIlrt»Bd.ge Acten .n d. wd. Dr. ^^j, „ Antikritllc d. v. Prof. 

E. J. Hitzig a. Denu,.c. d. Cr- Vollgraft herausg. tog. krit. Be- 

in.nalger.cht.za Berlin e.nge- leucbtung . . .. . . .101» 

leiteten fiscal. i;nter.ach«ng. 65^ - Ueb.d.VerhäU..d.BetcMü..e 

W«,., C. K, .. CnminalgeMtzb. j jeut. Bondei zu Sache, d. 

Welcier, C, Die geheim. Inqoi- «treiLGerichtabark. ». «erichtl. 

•ition>|iroz.g.Weidig u. Jordan 260 Entocheidungen 21 1 
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2. 

Verzeichniss 

der Mitarbeiter, welche Beiträge geliefert haben. 



Abegg S.289--317. 673— 6Ö6. 961— 

985. 
Benecke S. 8^. f. 176. f. 
Biener S. 461— 463. 
V, BuchholtTs, S. 1^8—137. 481—501. 

891 — 896. 
Budde S.17— 4l 
Franeke S. 44- 66. 715— 740. 1057— 

1068. 
Gaupp S. 897— 910: 
Gerber S. 697—714. 
v.GlödeH S. 385—417. 
Häberlin S. 367— 370. 
Hänel S. 178—180. 189. f. 
Heimbach S.:^19— !^51. 318—366. 
Hildenbrand S. 502—524. 
r. Hufnagel S. 986 — 1018. 
Husehke S. 581 - 644. 
Jacobion 8.171—176. 



Koch S. 459— 461. 1069—1112. 
JUebe S.70— 73. 78—81. 211—218. 

450. f. 540. 
MommscM S.7— 16. 865 — 890. 
«. Muralt S. 854—859. 
Pauhen S. 138— 165. 1125—1128. 
Pianck S. 418—449. 
MHitter S. 769—819. 
Sartoriui S. 93. f. 
Schwarze S. 844— 846. 
Siöckhardt S. 572-574. 859—861. 
Wa$ser$chleben S. 193 — 210. 061. 

911—932. 
Waiiher S. 168— 171. 
Weieke S. 453— 457. 833—836. 
V. Woringen S. 97—127. * 
Zachariä r. Lingenthal S. 67 — 70. 

84-86. 



3. 
Verzeiehniss 

der Antikritiken und Erwiederungen. 



Seite Seite 

Antikritik von Piicher (Die teut- Bemerkungen deiRecenienten 2a 

«che Jaitis) 760.ff. Fischerei Antikritik . . . 765.f. 
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4. 



Sach-Registen 



Seite 

ji6$ohiHo mblnttmniU . . . 690.9. 
Abttimendi beneiciaiü . • . 1130.f. 

Abtee$ender 848 

Aeereneemrteht 1130.1 

Aeh'engegelhckafi 453.flr. 468. 846.f. 
Actio de pauperie 759 

— negatoria 00 

— Paulliana 1040.f. 

— ■yndicatai 729.f. 

Adei, hoher ;^ll.ff.466.821.ff. lOlO.ff. 
^if^A'eA« Tdchter .... 469.f. 

Adfatimire 468 

Advokaten 76t.ff. 

AllodHtm^ 371. f. 

Amerika 279.ff. 

Angehacheen 50!2.ff. 

Anklage$ehaft ■. Strafverfahren. 

Anzeigen 962.ff. 

Archium 345. ff. 

Arxneikundey gerichtl., ■. Me- 

dicin, gerichtl. 

Aiylreeht 466 

itfl/itfnt»ü/4e Gerich tsverfaiiung . 1042 



Baden^ Strafgetetsbiich . . . 476 
Bartoli a Saxofermto proc. Sa- 
thanae c. D. Virginem . . . 93.f. 

Ba$el, Erbrecht 469 

Bauemrecht 472 

Bayern^ Besehliisse d. O.-A.-O. . ^654 

— KrkenntniMe . • .^ . 941. f. 

— Landgerichte 836 

— Schiffahrtarecht . . . 748.f. 

_ Zehnten 654. f. 

Bedingung 847 

Beneficium abstinendi . . . 1130.f. 

— competentiae . . . . . 1036 
Bentinekecher SuccessionsHtreit 

211.ff. 466. 820.ff. 1019.ff. 



Seile 
Besitzer •. PoMcaior, Unvor- 
denklicher Besits. 

Betrug . . w 

Beweiz i. Eid, Urkunden, Zeagen. • 
JB#wetf in Strafverfahren ^^^'^^^^^ 

Beweitdeerete . . ' . • \\f'*T. 
BeweiiiaH . .... 90.355.464 
Bierbannrecht . . 
Blutschande • • . 
Böhmen • • • • 
Bonorum poaseaaio 
Brandstiftung . . 
Brauntchweig^ Adel 

— Eherecht . • • 

— Lehnaauccefiion 

— Minorat ... . 

— Portio ■tatutaria 

— Privatrecht . . 

— Strafgeaetzbuch . 

— Vormundachaffc . 
Bürgschaft . . . 
Byzantinisches Reeht- 



n 

\ 1511 

544.CiÖ32.ff- 

' . 80.t 

' . 81 

' . 81 

* * . 81 

' ; iu 

' . 473.t 

' . 81 

467.' 667.847 

2l9.ff.M^'^' 



C. 
CaroUna. Conit. crim. art. 159. 844. • 

Casus : 303.f. 3.J; 

Caution ^1^(1 

Centurien -««* 

Ctc^ö de rep.II. 22. erklärt . ^''^^• 

— III. 10. 17. erklart . • • • .^^ 

Civilprocess ' LßV 

^Römiacher . . . 345.it «JJ; 

Citation ^ jg^ 

Co<f<« NapoUon ...••* 
Codex erklärt: • «jg 

— L. 29. dejuredot ..g{ 

— L. 12. de aedif. priv. . • ^^7 

Collation • • «gjj 

Commanditen • * • * ' iH5lf. 
Concurs ,..*.•• L^^ 
Condictio . . , . . . » 9Alk 
Constitutum .....** 
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ContumaeiaherfahretL 

CoMventio 

CoHventionalproeesg 
Culpa im Strafreeht 
Cura 



Seite 
358.ff. 

885.f. 
. tOtJJ 
306.ff. 

660.f. 



D. 



Denuneiation ^ 865.fr. 

Depotiium .' '. 47^ 

— Irregalare 663 

Deuncher Bund . :2t t. ff. 47t. 74t .f. 

82t.ff» m.t t0t9.ff. 
UMftfe^M Reckt . . . ^. 470.f. 

DieöitaM 89. 844.ff. 

th'geita erklärt: 

— L. 8. §. 3. de neget. gest. . . 133 

— L. 14. pro IOC t33.f. 

_ L.65. $.6.eod. .... t31.r. 

— L.t.ft.deoflnr. .... 132 

— L. t6. §. 7. de publ. . . t78.ff. 

X>tf^/feA« Rechte 472 

Diihmarte/*eny MeentverfMi. . 470 
Dolut im Strafrecht . . . 306.ff. 
Dominium ■. £igtiitkaiii. 

— litii .- 737.r. 

Donatio ■. ScheakiHig. 

Dos .««•««# 338.ff. 343.ff. 

Dueil t13t 

Durehtuchwtgireohi ... 20 t. f. 



Echtlosigkeit • . i . . 

Edieie • 

Edietum perpetnam . . 
EJks flremiickte j . • . 


. 697.ff. 
. 330.ff. 
. 330.f. 
. . 92 


.-. der Katholiken . . . 
— Romifche . . . ; 


. 754.r. 
. . 1043 


Eheiiehe$ Güterrecht . 
Eheverbot . • * . . . . 
Ehre^ bürgerliche • . . 
BkrioHgkeii .... 
Eid 


. 338.t 
. 45t.ff. 
. 697.ff. 
. 697.ff. 
. 457.ff. 


— Gefährde- . . . , 

— Reinigungi- . . . 

— ■. Joramentom. 
Eigenthum, doppeltet b. d. 
Eimkindsehafi . . . 
Pinreden im StrafprocetK 
Eisenbahnen . . • • 


. t608.f. 
. 957.f. 

Rom. 056.f. 
. 29.fr. 958. 
5 . . 689 
. . ^ 93 


Eisass 


. . . 470 


Eiterlickes Recht • . 
Emphyteusis «... 
Emeyelopädie . . . 
England^ Jury . « . 
EH^olge^ erfrOhete . 
F^brechi, Lubitchjei . 
Erbschaft 


. . t029.ff. 
. . 342.f. 
67.ff. 
. . t22.ff. 
. . . 470 
. . t38.ff. 
. . . 848 



Seife 

Erbverxichte 469.f. 

Esthiand, Strafverfahren . 852.f. 
Exceptio legii Anastaiianae . 62 
*- plnrium conitrapatorura • . 667 

— rei judicatae 667 

Exeeptiones de jure tertii . 730.f. 

Exekution 359.ff. 

Exekutivproeess .... 4t8.f& 
Exekutorische Urkunden . . 4t8.ff. 

F. . 

Fiüsse^ fiffentliche . . . 942.ff. 
Fort prorogatio . . ' . . • 7 35. f. 
Forum 350.f. 732.flf. 

— connexitatii 734. f. 

— eontractai . . . .> • 733.ff. 

— delicti commiisi . • . 733.ff. 
->- domicilii . . ... . . 732.r. 

— gestae adminiitrationis . 733.f. 
•^ perionarum miierabil. . . 733 

— rei aitae 734.f. 

Fränkisches Recht .... 897.lt 
Frankfurt a. M, . .897.ff.t029.ff. 
Frankreich, Abwesender . . . 848 
— . Erbrecht 848. t042 

— Fabrik2eichen t043 

— Freilaisung gegen Kaution t043 
>- Hypothekenrecht . . . .1043 

— Jury t25.ff. tl28.f. 

^ Polizei t043 

— Religionifreiheit . . . . t041 

— Schenkungen ..... t042 

— Strafverfahren . . 462.ff. tt28.f. 

— Vermächtnis! 848 

— Wasaerrecht 1042 

Freiheit 292.ff. 

Fremdenreeht .... 956.1130 
Frieden^ gemeiner .... 909.f. 
Friedensgerichte .... 167.f. 
Friedlosigkeit 7tt.f 

«. 

Gaji Inatitott 48t.ff 

Gefährdeeid ■. Eid. 
Gefaugmsswesen . • 6 46. f. 936. f. 
Geisteskrankheilen , 657.ff. t032.ff. 

t037.ff. 
Gemeindeger echiigkeiten 473. tt20.ff. 
Genossenschaften , . . . 35.ff. 
Gerichtsstand a. Porom. 
Gerichtsverfassung^ Romiache 345.ff. 
Gerichtswesen, Reform t66.ff. 760.ff. 
Gesammteigenthum . . . 39. ff. 
GeschwomengeriehU . 97.ff.260.ff. 

t046.ff. 
Geselischaftsvertrag . . . t28.ff. 
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G€9ei%e^ ^rettBeralkuBgiaStiM- 
dererMunmlaMg» . . . WtM. 

— «erea CoIIMob . . . 470.1130 

— proTisortocke . . . . 991. f. 

G€$etMgeömmg 406.f. 

GeHmäeredki 33.t 

Getia 34«.«. 

Ge9iSn*m$9 . . 464. 0894r. I033.ff. 
Gem0 r keg €§ €li$€kmfi . . . 12S.ff. 

Gewer^tredki 467 

Gemerf 146.£465.468 

G0m't$€m9v€rirelmmg . . . 278.t 
Gew9JkMJk€ft9recht .... 369.t 



Hmmbmrgy Ehereekt • . . 176.f. 

— Erbrecht 82.f. 

Hmmäeigbüeksr 279 

Hamdetareeht 23.(1. 

Handimng 292.». 

jy«jiifrooMHaBd wahres . . 55.C. 
Ummmoverj SUmUgrmmdgfetM . 466 

— Strafgetetibuch . . . 474.f. 

— Strafverfahren 850 

— Thronfolge 450.t 

H0$$em^Darm$tmät, bfirgerLGe- 

■etibnch 471 .f. 

— Strafgetetzbach . . . 476.f. 

— Weidig'iicher Proe. . . 260.ff. 
Heggem-Kaggei, Bauernreeht . 472 
-> O..A.-6..Entacheidnngen 1036.f. 

Hohen (Titel) 645.f. 

HoigtetH ■. Schleswig. 

Hugo, Gugian 933.f. 



Jacobi, Peter 1042 

Ifftputation ■. Zarechnoug. 

fnceü 451.ff. 

Indieien ■. Anzeigen. 

Jnjurie 652X 1028.f. 

Inguititt'ontproeetg . . . 1051. ff. 

Mngtanzenzug 467.f. 

instrumenta guarentigiafa . 423.ff. 

intula -180 

Mnterventiongrecht .... 808.f. 

Uidor. XVIII. 1 5. erklirt 866. 868.f. 
Italien^ Handelsrecht . . 1041 .f. 
Jultani ep. Novellamm . • 321 .ff. 
Juramentum inlitem .... 758 

— qaantitatis ...... 758 

Juritten^ deutsche , deren akad. 

Thätigkeit 373.|f. 

Jury 8. Geschwomengericht 

Jütiteheg Lov 467 

Jugtizgewait 726.ff. 



K. 



9dlt 



Kmnptertrmg 9! 

KUter StadUNich .... imj. 

Kimä^r . \m.t 

Kimäenmmrd 541X 

Kirch« .... 70JL 822.S: IIIU 
Ktrehemverfm$9mMg . 466. 469. S^t 
Kirehh'ehe 6ewaU .... 7S4.t 
MClmgem, deren Perpetestion . 88U 
— B. Actio, Nichtigkeitaklage. 

KSimer Kecht 470 

Kneggrecht 8i0.iL 

Jütmtgprmehe 694JL 

Kmrlmmd^ Stnfvecfiüiren . . 6dU 



Lmtroeintmm S4S 

Lmmemburg^ Pdvatrecht . • 44.f> 

Legmi 1U.848 

Legmtum pnrtitionis .... \1^ 

L^g actümei 875X 

Legitimation 47/ 

Lehm 371X473 

Lehmreeht 23.^466.470 

Lehmgueeeggüm • • « - . 46S. 47i 

Leinpfad 91 

Lex Antstasiana • . . . 61^6H 

— Papia Poppaea 7.t 

~ PetUlia PapirU .... 385i. 

— Salica 47? 

— SUia 877 

— Voconia ....... 7X 

Lieferungggegeh&fte . ... 758 

/:«>p0. Detmold, A^rokaten . daU 

— Jnstizwesen 951.t. 

Literärgegehiehte .... )W3.t 
Literarum obligatio . . . SOLff. 
Litiscontegtation .... 884.if. 
/-»wW V. 18. erklart ... 598.f. 

— VI. 5. erUärt 583.ff. 

Liviand, Straf vecfahren 75lJ.^^-^' 
Aoyoq J^''* 



Lübigeheg Recht . 55Uf. 138X 47? 

Mähren 833.1 

Mancipatio ....... 869 

Maneipium ...... 385.f' 

Mathemathikyiurigt, . 749.ir. 954.f. 

Mecklenburg^ Concorsprocess 1^1%^' 

Mediciny gerichU. 131. 316.f. 657.f. 

1037.1. 

Methodologie 67.f. 

Miethcontract 757 

Milde Stiftungen l036.f. 

Militärdiplomey Römische . H%^' 
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Seite 
Mitsiontit in bona .... 3G3.ffl 

Mitbam 472 

Mord .... 89. 544.11. 1032.ff. 

Morgengabe 756 

Mühlenbereehtigle «... 942.flr. 
MüMenzwang . « « . 57. 370.L 
Mündlichkeit d. 6ericht«verfahr. 
97.ir. %^^M. 470. 6üa. 1045.ir. lll^S.f. 

BT. 

Naturreehi i. RechtiphiloBophie. 

Nexum . 385.ff. 

Nichtigkeitthtage .... 1057.1f. 

Aofittfjt 892.flr. 

Nomokanon ^.V\kQtiuu . • • 854.ff. 

Notnunft 4ö7 

I^oi/terben ........ I4.f. 

iVo9e//e/i, Geschichte der 168. . 84.ff. 

— Torjuitin., Ottebon. US. . 189.f. 
Nuneupatio 869.f. 

o. 

Ober/iofe 897.ir. 

Obh'gationeny ungewisie. . . .1131 
Oeffentliehes Recht .... 369 
Oeffenilichkeit d. Gerichtiverfah- 
rens 97.ff. :260.ff. 470. 666. 668. 1 i5.ir. 
1128.f. 
Oetierreieh^ Bestandgeber . .755 

— Einwendung d. unbefugt. Ge- 
richtsatandi ^ !255.ff. 

— Pfandrecht ' 755 

»- Rekun !^55.ff. 

— Räckerlag der Klage . . 255.ff. 

— Streitverkandigung • . 168.ff. 

— Straf recht 849.f. 

pMtfii6«rjr,Amtiehrenbeleidigung666.flr. 
•— Birkenfeld, Strafverfahren . 668 

— Ehescheidung 666 

— Eid 666 

— Gl&ubiger 667 

— Hypothek 665 

-— Landwührden 666 

— Ovelgönne ...... 667 

^ Strafgesetzbuch 668 

— Untersuch ungskoiten . . . 666 

— Verschollene 666 

— Widersetzungg. d.Obrigk. 666 ff. 

— Zeugenbeweii 668 

p. 

Paj^ere auf den Inhaber . . . 467 

Berhorretcenxgetueh . . . 266.ir. 

Per ton ^ juristische, . . • 1036.f. 

Pfändung ........ 440.Ä^. 

Pholiut^ Nomokanon . • . 854JK 



Piagiaty liierarisches 
Pöniientiaibneher • 
Pottestor fictus . • 

Posi 

Prädikate, fünih . 
Prätumtion . . . 
PräteritioH . . . 
P^eutten^ Adel . • 

— Bäqme . ... • . 

— Cession .... 

— Civilprocesa 



Seite 
. . 552ff. 
. . 502.flr. 
888.f.l040. 
. . . 93 
. • 645.f. 
. . . 660 
. . 14.f. 
. . 917.ff. 
. • . 1069 
. . 1084.ff: 
. . 1025.0*. 



Concura 1093.f. 

— Condictio indebiti . 1072.f. 1110 

— Consolidation .... 1084.(r. 

— Darlehen . . . . . 1081. ff. 

— Dienste ...*.... 1092 

— Dorfgemeinde • • • . 1074. f. 
^ Edictaicitation .... I095.ff. 

— Ehescheidung 1043. 1089.11. 1102.f. 

— Eid . 457.ff. 

— Erfüllung 1075.f. 

— Ersitzung 1111. f. 

— Fiscus . . . ... . llOS.ff. 

^ Forstwirthschaft . . . I069.ff. 

— Früchte 1079.ff. 

— Gerichtsbarkeit . . .* . 930.f. 

— Gerichtsverfahren . . . 746.ff. 

— Gesellschafls vertrag . . 130.f. 

— Gesetze f. d. Territor. d. lin- 
ken Rheinufers .... 17l.ff. 

— GesetzgebungFriedr.il. . . .469 

— Gesinde ...... 1076.f. 

-. Gewährleistung ... . 1088.f. 

— Gütergemeinschaft . 1092. Il03.f. 

— Hypothek . 1084.ff. 1104.ff. 1107 

— Immediateinsassend.Culm.u. 
Michel. Kreiset .... 648.ff. 

— Injurien .... 652.f. 1028.f. 

— Kinder, unehel 1089 

-. Kirchl. Verhältnisse . .' 921.ff. 

— Kolonat 1084 

— Pacht 1091.f. 

— Pertinenzien 1095.ff. 

— Pfandrecht 1079.ff. 

— Pfändung 1078.f. 

— Reallasteu I072.f. 

— Rheinische Ritterschaft . . 540 

— Römisches Recht .... 469 

— Schuldverschreibung . . 1104.ff. 

— Sequestration . . . . 1091. f. 

— Staatsdiener 920.f. 

— Staatsrecht 911. ff. 

— - Ständische Gesetzgebung 939.ff. 

— Strafverfahren « . . 850. 1054 

— Streitobject 1107 

— Subhastation . 1088.f. 1095.ff. 

— Ungehorsam im Amte . . 1118.C 

— Verjährung llll.f. 

— Vertrag .... 1075.1.1100 
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/VwftMh Vorlraafiireckt . . tl08.r. 

— Wechtelf&higkeit . . . 1097.r. 

— Wie4€^ein^ets■ng ia 4. r. St. 1 1 08.t. 

— Windnakle 1069 

— Witt'tcherProeeM . . . 1118.r. 

— Toang'tcher Proceii . . 10M.f. 

— Zahloog .... 107?.f.lllO 

— ZollgereckUgkeit . . . llOO.f. 

Privatretht 369 

«- Deutickct, Syitea • • . IT.ff. 

PriHhgitm 668 

Proc€9$y 1. Civilprocesi) StraC- 

rerfahrea. 
Prorogatio fori ■. Fori pror. 
Piirgatorimm 957.f. 



€1. 



^tforla Falcldia lt. f. 

Querela inofficiosi teitamenti . I4.f. 
^ non noiD. pecuntae . . 339.11 
Quitiumgen 356.f. 
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